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Die Verwaltungsrechtswissenschaft 

Beiträge zur Systematik und Methodik der Rechtswissenschaften. 

Von 

Prof. Dr. Ludwig Spiegel. 

^a will es mir doch vor allom scheinen, 
als wenn die Pflege des Verwaltungsreohtes das 
Schwergewicht ihrer Leistungen auf einen Aus- 
bau eines allgemeinen Verwaltungsrechtes ver- 
legen müsse/ 

r. Inama-Stwnegg. 

(Staatswiss. Abhandlungen, S. 81.) 
I. 

Die Disziplin des Verwaltungsrechts Tiat sicli auf dem Wege wissenschaft- 
licher Arbeitsteilung aus jener des Staatsrechts entwickelt.^ Zwar ist der 
Streit darüber noch nicht ausgetragen, ob das Verwaltungsrecht überhaupt 
als selbständiges Wissensgebiet neben dem Staatsrechte zu pflegen sei, oder ob 
letzteres nach wie vor die verwaltungsrechtlichen Materien mitzubehandeln 
habe.^ Aber als feststehend gilt bei Freund und Feind, daß das Verwaltungs- 
recht, wenn es ein Sonderleben führen kann und soll, dieses dem Staats- 
rechte als seiner Mutter verdankt. Schließt man hieraus auf die Entwicklung 
des Eechtsstoffes zurück, so liegt die Annahme nahe, daß die Normen des 
Verwaltungsrechts entweder überhaupt neueren Ursprungs, jedenfalls aber 
jünger sind, als jene des Staatsrechts, oder aber daß sich die ersteren in 
rascherem Tempo und in reicherem Maße entwickelt haben, als die letzteren. 
So ließe es sich erklären, daß die Aufgabe, diese beiden Normengruppen 
wissenschaftlich zu durchdringen, nachgerade für eine Disziplin zu groß 
geworden ist, und daß die Abhilfe in der Absonderung des zu den Grund- 
problemen der Staatsrechtswissenschaft in entfernterer Beziehung stehenden 
Vcrwaltungsrechtsstoffes erblickt vnrA.^ 



^ Vgl. 0. Mayer, Deutsches Verwaltungsrecht, I. Bd., S. 18. ülbrich, Lehrbuch 
des Ost. Verwaltungsrechts, S. 43. („Das Verwaltungsrecht ist eine aus dem Staatsrechte 
abgezweigte Rechtsdisziplin.") KJrchenheim, Einführung in das Verwaltungsrecht, S. 25. 

2 Nach der österreichischen Studienreform (Ges. v. 20. April 1893, Nr. 68 
R.-G.-Bl. und Min.-Vdg. v. 24. Dezember 1893, Nr. 204 R.-G.-Bl.) wird allerdings „Ver- 
waltungslehre und österr. Verwaltungsrecht" als besonderes Fach gelehrt und geprüft. 

3 Vgl. 0. Mayer a. a. 0. I. Bd., S. 18: „Nun hat sich herausgestellt, daß 
derjenige Teil des Staatsrechts, welcher in der Verwaltung unmittelbar zur Anwendung 
kommt, an Umfang und Bedeutung ganz gewaltig zugenommen hat. Wenn man näher 
zusieht, ist auch das Verhältnis zwischen Staat und Untertan, das hier in Frage 
kommt, von einheitlichen juristischen Grundideen beherrscht, die andere sind, als die 

österreichisches Verwaltungsarchiv. 1 
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2 Ludwig Spiegel 

Es bedarf keiner tiefdringenden rechtshistorischen Untersuchung, um 
die Unrichtigkeit einer solchen Annahme zu erkennen. Diejenigen Fragen, 
welche das positive Staatsrecht heute beschäftigen — von den Problemen der 
Staatslehre und Staatsphilosophie, von den' Untersuchungen über Entstehung, 
Untergang, Zweck, Rechtfertigung des Staates u. s. w. sehen wir somit ab — 
sind wenigstens auf dem Kontinente modernen Ursprungs.* Jene rechtliche 
Ausgestaltung des Staates, die das moderne Staatsrecht überhaupt erst er- 
möglicht hat, gehört der Zeit nach der französischen Revolution an. Wurde 
auch diese Entwicklung durch eine mächtige literarische Bewegung vorbereitet, 
so zwar, daß die ältere Literatur zur Erklärung der neuen Erscheinungen 
gewiß herangezogen werden kann und muß, so ist diese Literatur doch nicht 
der Erkenntnis des Rechtssystems ihrer Zeit gewidmet gewesen und deshalb 
der heutigen Staatsrechtsliteratur nicht wesensgleich. Wollen wir den Gegen- 
satz zwischen jetzt und einst in seiner ganzen Größe ermessen, so müssen wir 
zum Vergleiche die ältere Literatur des positiven Staatsrechts heran- 
ziehen. Dabei zeigt es sich aber sofort, daß wir wohl in einzelnen Lehren den 
Zusammenhang mit der älteren Theorie nicht verloren haben, so nament- 
lich in den Fragen des Dynastierechts (Thronfolge, Ebenbürtigkeit, 
Regentschaft u. s. w.), wenngleich auch hier ein Wandel der Anschauungen 
im Laufe der Zeit platzgegriffen hat, daß sich aber im großen und ganzen 
das Gebäude unseres Staatsrechts als ein Neubau darstellt, dessen Stil 
auf die nicht weit zurückliegende Zeit seiner Entstehung deutlich verweist. 
Wenn wir auch nicht ohne Erfolg Parallelen zwischen dem konstitutionellen 
und dem ständischen Staate ziehen, wenn wir z. B. das moderne Budgetrecht 
mit dem den Ständen zustehenden Steuerbewilligungs- und Yerweigerungs- 
rechte vergleichen, so sind wir uns doch dessen bewußt, daß diese Vergleichung 
zwar der wissenschaftlichen Erkenntnis förderlich ist, daß wir es aber mit der 
fortschreitenden Entwicklung und Ausbildimg eines und desselben 
Rechtsinstitutes oder Rechtsgebietes — wenigstens in der Mehrzahl der Fälle 
und der Staaten — nicht zu tun haben. 

Im Gegensatze dazu haben die verwaltungsrechtlichen Institutionen 
eine reiche, weit in die Vergangenheit zurückgreifende, kontinuierlich 
verlaufende Geschichte.'^ Nicht der Revolution verdanken wir unser heutiges 
Verwaltungsrecht, sondern der stetigen Fortentwicklung imd Ausgestaltung 



des Verfassungsrechts und der Behördenordnung. Deshalb behandeln wir den in der 
Verwaltung erscheinenden Teil des Staatsrechts jetzt selbständig." 

* Gerber, Über öffentliche Rechte, S. 2: „Das deutsche Staatsrecht ist durchaus 
ein neues geworden; die ehemaligen Grundlagen desselben sind gestürzt, der Boden 
sogar, auf dem sie ruhten, ist umgewühlt und erneuert worden; die Kluft zwischen der 
Gegenwart und dem vorigen Jahrhundert ist tiefer als die, welche sonst eine Reihe von 
Jahrhunderten zu scheiden pflegt." Vgl. femer ebds. S. 9. 

* Anderer Ansicht freilich Mohl, Gesch. u. Lit. der Staatswissenschaften, 11. Bd. 
S. 328: „Gerade die Verwaltung wurde bei der wiederholten Neubildung der Staaten 
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Die Verwaltungsrechtswissenschaft. 3 

der Eechtsnormen, der Erstarkting und Ausbreitung der Staatsgewalt, dem 
wachsenden Verständnisse für die Aufgaben und Bedürfnisse der öffentlichen 
Verwaltung. Ohne Berücksichtigung der Verwaltungsrechtsgeschichte läßt 
sich der geltende Eechtszustand befriedigend gar nicht darstellen. Wer die 
Gewerbe-, Eekrutierungs-, Schul-, Armengesetzgebung — nur schlagw^ortartig 
greifen wir einzelne Partien aus dem überreichen Stoffe heraus — wissen- 
schaftlich behandeln will, darf an der jahrhundertelangen Entwicklung der 
einschlägigen Rechtsnonnen nicht vorbeigehen. Darum wird gerade hier 
der Mangel einer gründlichen Durchforschung und Verarbeitung des geschicht- 
lichen Materials so lebhaft empfunden. ^Nicht der Verwaltungsrechtsstoff ist 
zu den von altersher vorhandenen Staatsrechtsnormen neu hinzugetreten, 
sondern im Gegenteile: die Staatsrechtsordnung ist die neuere, die Verwal- 
tungsrechtsordnung die ältere. Gewerbe-, Schul-, Armengesetze u. s. w. haben 
längst gegolten, ehe zu den überkommenen Eeehtsquellen die modernen Ver- 
fassungsurkunden und Staatsgnmdgesetze hinzugekommen sind. Und was das 
Wachsen des Eechtsstoffes betrifft, so ist es wohl richtig, daß immer neue 
Verwaltungsgesetze erscheinen, daß das Verwaltungsrecht immer komplizierter 
wird. Aber auf der anderen Seite wurden auch im Laufe der Zeit antiquierte 
Verwaltungsinstitutionen über Bord geworfen. Es gibt Ecclitsgebiete, in welchen 
keine Komplikation, sondern eine Vereinfachung stattgefunden hat.® 

Wir müssen demnach eine andere Erklärung für die eigentümliche Er- 
scheinung suchen, daß sich die Wissenschaft des Verwaltungsrechts aus jener 
des Staatsrechts entwickelt hat oder wenigstens zu entwickeln beginnt, und 
nicht umgekehrt. Zu diesem Zwecke ist es unerläßlich, auf die wissenschaft- 
liche Behandlung des öffentlichen Eechts in der vorrevolutionären Zeit einen 
Blick zu werfen. Auch damals gab es, wie erwähnt, ein „Staatsrecht^^ Die 
Anfänge der positiven Behandlung staatsrechtlicher Fragen reichen weit 
zurück. Aber erst im 17. und 18. Jahrhunderte können wir von einer förm- 
lichen Staatsrechtswissenschaft sprechen.^ Für uns kommt speziell das 



in den beiden ersten Dezennien dieses Jahrhunderts losgerissen von ihrem geschichtlichen 
Stafmme." Es handelt sich aber Mohl bloß darum, darzutun, daß sich das Verwaltungs- 
recht in den einzelnen deutschen Territorien selbständig entwickelt hat, daß „das 
früher etwa vorhanden gewesene Gemeinschaftliche vernichtet, neues Gemeinschaft- 
liche nicht geschaffen" wurde. 

^ Erwähnt seien etwa die eingehenden Bestimmungen über hefugte und unbefugte 
Abwesenheit und Auswanderung, über das Uutertanenverhältnis, üher die Paßpolizei oder 
über die Befolgung kirchlicher Vorschriften. Eine Vergleichung des Kopctzschen Werkes 
mit einem modernen Gewerberechtskompendium zeigt, daß in hezug auf das Gewerbewesen 
die Gesamtzahl der Vorschriften im Laufe der Jahrzehnte kaum erheblich zugenommen 
hat, wenngleich die Aufgaben und Ziele der staatlichen Gewerbepolitik und somit auch 
der Inhalt der Vorschriften eine wesentliche Umgestaltung erfahren haben. 

^ Vgl. Rehm, Gesch. der Staatsrechtswissenschaft, S. 2 4 ff. Stintzing, Gesch. 
d. d. Rechtswissenschaft, I. Bd., S. 663 ff. Ehrlich, Beiträge zur Theorie der Rechts- 
quellen, I. Bd., S. 208 ff. 

1* 
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4 Ludwig Spiegel 

18. Jahrhundert in Betracht, welches uns diese Wissenschaft in ihrer vollen 
Entwicklung zeigt. Über die „Reichspublizisten" dieses Jahrhunderts hat 
Bluntschli ein hartes Urteil gefällt.® Ihr Strom — meint er — fließe in 
breitem Bette, langsam und trüb. „Ihre Arbeiten hatten für die damaligen 
Geschäfte und haben für die besondere Hof- und Landesgeschichte zuweilen 
heute noch einen Wert, aber für die allgemeine Staatswissenschaft sind ihre 
vielbändigen Werke, die schon seit langem niemand mehr liest, fast ohne 
Bedeutung."® In der Tat ist es auffallend, daß die hierher gehörigen 
Schriften mit den philosophischen Werken ihrer Zeit so wenig Fühlung 
halten, xmd daß sie, ihre Aufgabe eng begrenzend, zu allgemeineren Betrach- 
tungen kaum Anlaß finden.^® Der Grund liegt offenbar darin, daß sie das 
Staatsrecht nicht, wie wir es heute zu tun gewohnt sind, als objektives, 
sondern als subjektives Recht auf fassen. ^^ ^Der Inbegriff derer Rechte 
und Verbindlichkeiten, — definiert Pütter** — die ein Staat imd dessen 
höchste Gewalt hat, macht das Staatsrecht aus. Das Teutsche Staatsrecht hat 
also eigentlich die Rechte und Verbindlichkeiten des Teutschen Reichs und 
der höchsten Gewalt desselben zum Gegenstande. Andere Rechte und Ver- 
bindlichkeiten, die nur Untertanen oder einzelne Güter betreffen, ohne daß 
dabei der Staat oder die höchste Gewalt in Frage kömmt, gehören zum Privat- 
rechte." Mcht in der Natur der Rechtsverhältnisse, sondern in der Verschie- 
denheit der an diesen Rechtsverhältnissen beteiligten Personen liegt also hier- 
nach der Gegensatz zwischen Staats- und Privatrecht. Demgemäß weist 
Pütter *^ dem Staatsrechte die Untersuchung der zwei Hauptfragen zu : 



^ Gesch. d. neueren Staatswissenschaft, S. 451. Vgl. über die Juristen des 18. Jh. 
überhaupt das Urteil von Savigny, Beruf unserer Zeit für Gesetzgebung, S. 48. 

^ Viel milder ist das Urteil Gerbers a. a. 0., S. 1, welcher die Reicbspublizisten höher 
schätzt, als ihre das Privatrecht bearbeitenden Zeitgenossen. Aber auch er sagt, daß es nie- 
mandem einfalle, auf Pütter oder Moser zurückzugehen, wenn es sich um die Beantwortung 
einer der großen politischen Fragen handelt, die in unseren Tagen die Gemüter bewegen. 

^^ Damit soll keineswegs geleugnet werden, daß auch die staatsrechtliche Doktrin 
des 18. Jh. — wie es ja nicht anders möglich ist — die zeitgenössischen philosophischen 
Anschauungen widerspiegelt. Die privatrechtliche Auffassung der staatsrechtlichen Ver- 
hältnisse steht in innigem Zusammenhange mit der individualistischen Staatsauffassung, 
welche im Staate nichts anderes sah, als die Gesamtheit der durch den Staatsvertrag 
geeinigten Staatsmitglieder. Vgl. N. ^. 

*^ Vgl. Löning, Lehrb. d. d. Verw.-R., S. 22. Gerber, Grundzüge eines Systems 
d. d. St.-R., S. 211, und „Über öff. Rechte", S. 3. Lemayer in Grünhuts Ztschr. 29. Bd., 
S. 30 u. 48. Tezner, Technik u. Geist d. ständisch-monarchischen Staatsrechtes, S. 9, 
12, 36. — Aretin, St.-R. d. konstit. Monarchie, I. Bd., S. 9, definiert: „Sowie das Staats- 
recht überhaupt, welches neuere Schriftsteller öffentliches Recht nennen, der Inbegriif 
aller vollkommenen Rechte der Staaten im allgemeinen ist, so ist das konstitutionelle Staats- 
recht insbesondere der Inbegriff aller vollkommenen Rechte konstitutioneller Staaten.^* 

*'* Kurzer Begriff des teutschen Staatsrechts, 1768, S. 1. 

*^ A. a. 0., S. 6. Ebenso Institutiones iuris publici Germanici. 5. Aufl. 1792, S. 13. 
Häberlin, Handb. d. t. Staatsrechts, 1794, I. Bd., S. 36. 



Digitized by 



Google 



Die Verwaltungsrechtewissenschaft. 5 

„I. Wer diejenigen seien, von deren Rechten und Verbindlichkeiten ge- 
fraget wird, nämlich: 

1. was unter dem Teutschen Reiche für ein Staat verstanden werde und 

2. was das für Personen seien, denen die höchste Gewalt im Teutschen 
Reiche zustehet, d. i. was es mit dem Kaiser und den Ständen für Bewandtnis 
habe? Sodann 

II. Die Rechte und Verbindlichkeiten selbsten betreffend: 

1. auf welchen Gründen dieselben beruhen und 

2. worin sie bestehen ?^^ 

Das Staatsrecht, welches sich mit dieser Frage beschäftigt, bietet wohl 
ausführliche Auseinandersetzungen über die Rechte und Pflichten des Kaisers 
und der Stände. Aber der Begriff des Staates als eines Kaiser und Stände 
überragenden Gemeinwesens tritt aus diesen Ausführungen nicht hervor.^* 
Dasselbe gilt von Johann Jakob Moser. Er definiert das Deutsche Reich 
einmal im geographischen (Reich = Reichsgebiet) und sodann „in politischem 
oder rechtlichem Verstand." Demnach „bedeutet der Name : das Reich 
entweder den Kaiser und gesamte Stände und Glieder des allererst Geogra- 
phice beschriebenen Teutschen Reichs zugleich, oder man versteht darunter 
auch nur die Stände und Glieder des Teutschen Reichs allein ohne den Kaiser. 
In welcherlei Sinn nun es jedesmal genommen wurde, muß man aus denen Um- 
ständen schließen." ^^ Es ist klar, daß dieser Staatsbegriff — wenn man von 
einem solchen hier überhaupt sprechen darf — ein anderer ist, als jener, mit 
dem das gleichzeitige Naturrecht oder natürliche Staatsrecht operiert. 

Nur aus der subjektivrechtlichen Auffassung der staatsrechtlichen 
fragen heraus ist es zu begreifen, wenn Schrötter ^° die Behauptung aufstellt : 
„Die Erklärung der Erbfolgsordnung ist unstreitig der wichtigste Gegen- 
stand des Staatsrechts aller Erbreiche. Sie enthält die verworrensten Staats- 
fragen und ist eben hierdurch die Quelle vieler blutigen Kriege. Sie 
bestimmt den Thronfolger, sie entdeckt die meisten Ansprüche und. 
sie entdeckt die ersten Grundfesten einer jeden Staats- 
verfassung, da sie zeigt, ob ein Recht der Erstgeburt oder eine 
gemeinschaftliche Regierung mehrerer Prinzen oder eine Teilung des 
Reichs stattfinde." Die Auffassung des Staatsrechts als eines subjektiven 
Rechts tritt denn auch bei der Stellungnahme zu den Verwaltungsproblemen 
hervor. Immer handelt es sich dabei um die Abgrenzung der Rechtssphäre zwi- 



** Vgl. Tezner a. a. 0., S. 15 u. 60. Jellinek, Das Recht des modernen Staates, 
I. Bd., S. 292. 

^ Moser, Grundriß der heutigen Staatsverfassung des Teutschen Reichs, 5. Aufl., 
S. 73 ff. 

*^ Vorrede zur fünften Abhandlung aus dem österreichischen Staatsrechte. 
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sehen Kaiser und Ständen, sowie zwischen Landesherren nnd Untertanen,^^ 
aber nicht um eine wissenschaftliche Behandlung der für den betreffenden 
Verwaltungszweig erlassenen materiellen Normen. Xicht was der Landesherr 
im Interesse der salus publica tut, ist Gegenstand der juristischen Unter- 
suchung, sondern, was er in dieser Hinsicht tun darf, wie weit sein ins 
promovendi salutem publicam ^® reicht, und wie weit die Untertanen ein ins 
contradicendi, ein den Landesherm in seinen Maßnahmen beschränkendes 
ins quaesitum haben.^* Wollten wir den gleichen Standpunkt dem heutigen 
Bcchtszustande gegenüber einnehmen, so müßten wir als die vornehmste Auf- 
gabe des Yerwaltungsrechts die Untersuchung der staatsbürgerlichen Freiheits- 
rechte, die genaue Abgrenzung der staatsfreien Sphäre, die ja im eigentlich- 
sten Sinne eine verwaltungsfreie Sphäre ist, ansehen. Die Betrachtungsweise 
der Staatsrechtsordnung aus dem Gesichtswinkel des subjektiven Kechts macht 
es auch erklärlich, warum man jene Angelegenheiten, welche die Verwaltung 
nach freiem Ermessen erledigen konnte, und bei denen der Natur der Sache 
nach eine Kollision mit der Privatrechtssphäre ausgeschlossen war, im Gegen- 
satze zu den Rechts- und den Polizeisachen als Gnaden Sachen (res gra- 
tiae) bezeichnete.^** 

Die materielle Seite der Verwaltungsgesetzgebung wurde bekanntlich 
von einer anderen Disziplin gepflegt, von der Polizeiwissenschaf t.-^ 
Wenn wir den Gegensatz von Staatsrecht und Polizeiwissenschaft oder, wie die 
moderne Bezeichnung lautet, Verwaltungslehre heute formulieren, so weisen 
wir dem Staatsrechte als einer positiven Wissenschaft die Erforschung des 
geltenden Eechtszustandes, die Rechtsdogmatik zu, während die Verwaltungs- 
lehre gleich ihrer Vorgängerin, der Polizeiwissenschaft, eine Kunstlehre ist, 
welche die Grundsätze aufstellt, die jeweils für den Inhalt der Verwaltungs- 
rechtsnormen bestimmend sein sollen. Das Staats-(und Verwaltungs-) Recht 
befaßt sich mit der lex lata, die Verwaltungslehre mit der lex ferenda. Die 
Verwaltungslehre ist nicht eine Darstellung der Gesetzgebungs resultate, 

*' Vgl. 0. Mayer a. a. 0., S. 28 ff. Der Untertan konnte den Landesherrn wegen 
IJbersclireitung seiner Befugnisse gerichtlich klagen. 

^s Pütter, Institutiones i. p. G., S. 382. 

^^ 0. Mayer a. a. 0. Lemayer a. a. 0., S. 105. 

^^ Vgl. J. J. Moser, Von der Landeshoheit in Gnadensachen. Bei den Rechts- 
sachen handelt es sich um Privatrechtsverhältnisse, bei den Polizeisachen um die Frage, 
inwieweit der Landesherr den einzelnen etwas gebieten oder verbieten konnte. Hier 
waren Kollisionen möglich. Bei den Gnadensachen dagegen griff der Landesherr in die 
Rechtssphäre der Individuen gewährend und berechtigend ein. • Hierher gehören die 
venia aetatis, Privilegien, Druckfreiheiten, Marktrechte u. s. w. Mosers Traktat über die 
Gnadensachen ist äußerst kurz, weil eben vom Rechtsstandpunkte über diese Materie 
wenig zu sagen war. 

2* Daneben kam für die Finanzverwaltung die Kameral Wissenschaft in Betracht. 
Ygl. Lexis im Handwörterb. d. St.-AViss., 2. Aufl., V. Bd., S. Iff. Die Grenze zwischen 
Polizei- und Kameralwissenschaft ist übrigens eine flüssige. 
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sjondem der Gesetzgebiings p o 1 i t i k.^^ Die Erfassung dieses Gegensatzes ist 
übrigens nicht neu. Sagt doch schon Pütter: „Nicht was recht oder unrecht, 
sondern was ratsam oder undienlich sei, wird von der Staatsklugheit erörtert,"-' 
AVieso kommt es aber, — so müssen wir doch fragen — daß die Eechts- 
vcrhältnisse des Kaisers und der Stände sowie der Umfang der Landeshoheit 
eine positivrechtliche Darstellung im Staatsrechte erfahren haben, während, 
man die Yerwaltungsrechtsnormen nur aus dem Gesichtspunkte der lex ferenda 
einer wissenschaftlichen Behandlung für bedürftig oder würdig hielt ? Die Ant- 
wort liegt, ^vie mir scheint, ziemlich nahe. Je kurzlebiger eine Norm ist, desto 
weniger ist man geneigt, sie einer dogmatischen Untersuchung zu unterziehen. 
Die Mühe der rechtswissenschaftlichen Untersuchimg soll, ähnlich wie die pro- 
duktive wirtschaftliche Tätigkeit, sich lohnen. Der Ertrag der Arbeit scheint 
gering und des Aufwandes nicht wert, wenn dem behandelten Stoffe bloß ephe- 
mere Bedeutung zukommt. Das Verwaltungsrecht der vorrevolutionären Zeit 
mußte aber den Zeitgenossen aus einem doppelten Grunde außerordentlich 
kurzlebig erscheinen. Zunächst war es damals leichter, eine in das Verwaltungs- 
gebiet einschlagende Eechtsvorschrift zu erlassen und abzuändern, als heute, 
wo in den der Gesetzgebung vorbehaltenen Angelegenheiten erst der kompli- 
zierte, langsam und imzuverlässig arbeitende parlamentarische Apparat in 
Bewegung gesetzt werden muß. Aber auch abgesehen davon mußten die Ver- 
waltungsrechtsvorschriften noch ephemerer erscheinen, als sie tatsächlich 
waren, wenn man sie mit den Privatrechtsnormen verglich, die ja aus dem 
alten römischen Staate ihre Herrschaft in das heilige römische Reich deut- 
scher Nation übertragen hatten. Die Rechtssätze des Privatrechts waren auf 
die Dauer berechnet. Nur sehr allmählich und vereinzelt wurden sie einer Än- 



'2 Vgl. Kirchenheim, Einführung in das Verwaltungsrecht, S. 26: Unter Ver- 
waitungslehre „versteht man Verwaltungspolitik. Diese lehrt, was sein soll, das Recht 
sagft, was ist. Jene entwickelt aus allgemeinen Theoremen das Ideal der Verwaltung, 
dieses zeigt die konkreten Verhältnisse. In den letzten Jahrhunderten, in der Zeit des 
absoluten Staates floß jene Lehre mit der Polizeiwissenschaft, ja ursprünglich mit der 
Kameralwissenschaft zusammen." — Wenn mitunter die Verwaltungslehre der Ver- 
waltungspolitik als etwas von dieser Verschiedenes gegenübergestellt wird (vgl. z. B. 
Gumplowicz, Verwaltungslehre mit besonderer Berücksichtigung des österr. Verwaltungs- 
rechts, S. 8, Mayr, Begriff und Gliederung der Staatswissenschaften, S. 16), so liegt der 
Grund darin, daß man dann unter Politik die der Verwirklichung der nächsten Auf- 
gaben eines bestimmten Staates gewidmete Tätigkeit versteht. Im theoretischen Sinne 
ist aber der Begriff der Politik weiter zu fassen. Die Armenpolitik z. B. beschäftigt sich 
mit den Aufgaben der Armenverwaltung ohne Rücksicht darauf, inwieweit diesen Auf- 
gaben vom modernen Staate oder in einem konkreten Staatswesen Rechnung getragen 
wird oder nicht. 

^ Kurzer Begriff, S. 1. Institutiones S. 4 („politica"). „Von der Teutschen Staats- 
klugheit und deren Lehre" hat bereits im Jahre 1755 J. J. Moser geschrieben. (Pütter, 
Literatur d. Teutschen Staatsrechts, 11. Bd., S. 374.) 



Digitized by 



Google 



8 Ludwig Spiegel 

derung unterzogen.^* Sie waren ratio scripta und hatten festen Bestand, wie 
die Vernunft selbst, die sieh in ihnen verkörperte. Die wissenschaftliche Er- 
fassung des Privatrechtsstoflfes hatte eine tausendjährige Geschichte und be- 
wegte sich in festen Bahnen. Ihr konnte sich die Staatsrechtswissen- 
schaft anpassen. Denn es handelte sich im Staatsrechte um die Interpreta- 
tion der maßgebenden Urkunden, Freiheitsbriefe, Privilegien, Wahlkapitula- 
tionen u. s. w., die ganz nach Analogie der Privatrechtsurkunden behandelt 
werden konnten. Es handelte sich dabei nicht so sehr um die Erschließung 
eines neuen Wissensgebietes, um die Gewinnung allgemeiner Gesichts- 
punkte und Rechtsgrundsätze, als um die juristische Erfassung konkreter, 
oder vielleicht richtiger gesagt: individueller Rechtsverhältnisse. Das positive 
Staatsrecht war zum guten Teile angewandtes Privatrecht.^' Sollte aber die 
wissenschaftliche Erforschung des Verwaltungsrechtsstoffes den gleichen 
dauernden Wert haben, wie jene des Privatrechtsgebietes, so konnte man zum 
Gegenstande der Untersuchung nicht die wechselnden Augenblickserschei- 
nungen der Verwaltungsgesetzgebung wählen, sondern mußte den Stoff sub 
specie aetemi betrachten und nicht untersuchen, was Rechtens ist, sondern 
was es sein soll, welche Grundsätze den Landesfürsten bei seiner Regiemngs- 
und Verwaltungstätigkeit zu leiten haben. Wie das Naturrecht, beschäftigt 
sich auch die Polizeiwissenschaft mit dem Seinsollenden. Aber während 
das N"aturrecht das von Natur aus gegebene Recht erforschen will, welches 
zum staatlichen Recht umzuwandeln oder als solches anzuerkennen, Pflicht des 



^ tjber den inneren Grund der Dauerhaftigkeit der Privatrechtsnonnen vgl. Stoerk, 
Zur Methodik des Öffentlichen Rechts, S. 27. 

2* Vgl. Jellinek, System d. subj. öff. R., S. 2. Bematzik, Republik u. Monarchie, 
S. 24 f. („Man konnte sich eben das öffentliche Recht nicht als etwas vom Privatrecbte 
Verschiedenes darstellen".), femer oben N. ^K — Damit steht auch die Art und Weise im Ein- 
klang, wie das alte deutsche Reich aufgelöst wurde. Die einzelnen Reichsteile erklärten ihren 
Austritt, wie die Mitglieder einer offenen Handeissgesellschaft. Eine Schwierigkeit ergab 
sich freilich bezüglich der Versorgung der Reichsbeamten. Diese wurden mit kais. 
Pat. V. 6. August 1806 (Polit. G.-S. 27. Bd., S. 8 f.) auf die „deutsche Gerechtigkeit« 
verwiesen! — Dabei ist zu beachten, daß ja auch die Staatsrechtsphilosophie der privat- 
rechtlichen Grundlage, des „Privatrechtstitels" nicht en traten zu können glaubte. Baute 
sie doch das ganze Gebäude des Staatsrechts auf die Fundamente des Gesellschafts- und des 
Herrschaf tsvertrages auf, welche je nach dem Bedürfnisse oder Geschmacke des betreffenden 
Gelehrten mit größerem oder geringerem Inhalte ausgestattet und nach den Grundsätzen 
des Privatrechts gewürdigt wurden. (Vgl. Treumann, Die Monarchomachen, S. 55.) Die 
großartigste Konstruktion in dieser Hinsicht ist wohl jene, welche einen förmlichen 
Verbalkontrakt zwischen Gott, König und Volk annimmt und mit dem Institut der 
Korrealität operiert. (Vgl. Gierke, Joh. Althusius, S. 58., N. *.) — Noch 1808 klagt 
Gönner (Der Staatsdienst aus dem Gesichtspunkt des Rechts u. der Nationalökonomie 
betrachtet, S. 2): „Das öffentliche Recht muß sich aus dem Privatrechte (der einzelnen 
Menschen) konstruieren lassen, das große Band, womit Natur und Vernunft in vereinter 
Tätigkeit Millionen Menschen umschlingt (der Staat) und irgendeine beliebige, zufällige 
wandelbare Handelssozietät Soll nach einerlei Formel, an welche man den ehrwürdigen 
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Staates ist, können die Ergebnisse der Polizeiwissensehaft nicht nach ihrer 
Übereinstimmung mit den Forschungen der Vernunft, sondern nur nach ihrer 
Zweckmäßigkeit und Zweckdienlichkeit gewertet werden.^® 

Diese Behandlungsweise ergab sich auch als das Resultat der Erwägung, 
daß dem Landesfürsten — von den hier ziemlich belanglosen staatsrechtlichen 
Beziehungen und Verpflichtungen abgesehen — Eechtsschraliken in bezug auf 
den materiellen Inhalt der Verwaltungsvorschriften nicht gezogen waren. 
Wir sehen in den Verwaltungsgesetzen Normen, die die Staatsorgane — und 
nicht zuletzt das Staatsoberhaupt selbst — binden. Schalten wir aber aus 
dieser Vorstellung die Staatsidee aus und vergegenwärtigen wir uns, daß die 
Beamten der absolutistischen Zeit den Befehlen des Landesfürsten unbe- 
dingt Folge leisten mußten, mochten diese nun generelle Weisungen 
oder konkrete Verfügungen sein, so ist es begreiflich, daß der Wissen- 
schaft der Eechtscharakter ^^ des Inhalts der Verwaltungsvorschriften 
nicht zum Bewußtsein kam. Die Erlassung dieser Vorschriften war ein 
Ausiuß der landesfürstlichen Rechte, es lag darin ein iure suo uti und nichts 
weiter.^* Daß die Ausübung des subjektiven zugleich eine Schaffung 
objektiven Rechts war, kam nicht weiter in Betracht, da das so ge- 
schaffene Recht nicht bloß im Falle eines Sinneswandels des Landesfürsten 
in beliebiger W^eise abgeändert imd zurückgenommen werden konnte, sondern 
weil auch im einzelnen Falle der Landesfürst privilegieren und dispen- 
sieren konnte. Jedes Verwaltungsrecht empfängt ja seinen Rechtswert 
erst durch die Garantien, welche für seine Durchsetzung gegeben sind. So 
wurde es wohl für geboten erachtet, die richtigen Prinzipien aufzufinden. 



Namen Prinzip verschwendet, nach der Formel des gesellschaftlichen Vertragsrechts 
beurteilt werden, welche als eine bloß privatrechtliche Form den Staatswissenscliaften, 
so gewiß sie auch eine Quelle des öffentlichen Rechts sind, den Zugang verschließt." 

^ Das Naturrecht war seiner ganzen Anlage nach oppositionell, die Polizeiwissen- 
schaft nicht. Das Naturrecht war eine Waffe der Regierten, die Polizeiwissenschaft ein 
Hilfsmittel der Regierenden. Das Naturrecht hat sich denn auch in der Revolution durch- 
gesetzt. Die Polizeiwissenschaft dagegen hat den Absolutismus „aufgeklärt'* und das 
moderne Verwaltungsrecht vorbereitet. Für ein „natürliches Verwaltungsrecht'' boten 
die damaligen Verhältnisse keinen Anlaß. Der moderne Sozialismus strebt in ähnlicher 
Weise eine Reform des Verwaltungsrechts, speziell des Gewerberechts an, wie das Natur- 
recht eine Reform des Staatsrechts. Aber die Terminologie ist heute eine andere, als 
früher. 

" Diesen Ausdruck gebraucht Jellinek, Das Recht des modernen Staates, I. Bd., 
S. 350. 

^ Wenn das Reichskammergericht den Rechtsstandpunkt vertrat, daß die Landes- 
hoheit nicht mißbraucht werden dürfe, so formulierte es nicht so sehr einen Ver- 
waltungsgrundsatz oder einen Grundsatz des Staatsrechts, als vielmehr eine Schranke des 
subjektiven Rechts, ähnlich, wfe ja im Privatrechte gelehrt wird, daß Dienstbarkeiten 
civiliter ausgeübt werden müssen, oder wie die Zivilprozessual isten die Parteischikane 
bekämpfen. 
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welche der Landesfürst bei seiner Kegierung zu beachten hat, vielleicht auch 
die Resultate der Regierungstätigkeit aus diesem Gesichtspunkte kritisch zu 
prüfen. Eine dogmatische Betrachtung der jeweiligen Regierungs- 
maßnahmen erschien vom wissenschaftlichen Standpunkte entbehrlich. 

Gesammelt imd dargestellt wurden die Verwaltungsgesetze immerhin, 
xiber es war dies eine- untergeordnete Tätigkeit, welche vielfach von Verwal- 
tungsbeamten im eigenen Interesse der Verwaltung besorgt wurde. Die 
Venvaltungs gesetzkunde äquiparierte nicht mit der Polizei Wissen- 
schaft. Sie diente sekundären, bureaukratischen Zwecken. Sie war wohl 
auch eine Staats Wissenschaft, aber in einem uns heute nicht mehr 
geläufigen Sinne. Sie war eine Staatswissenschaft, weil sie für den Staats- 
dienst von Bedeutung war, und gehörte in dieser Hinsicht in eine Kategorie 
mit der S t a a t s rechnungswissenschaf t und der S t a a t s arzneikunde. In 
Böhmen wurde die Vcrwaltungsgesetzkunde — zwar nicht an der Universität, 
wohl aber von einem staatlichen Lehrer — als „kreisämtliche Wissen- 
schaft" vorgetragen.'^® Deutlicher kann nicht zum Ausdruck gebracht werden, 
daß es sich nicht eigentlich um eine Wissenschaft, sondern um eine für die 
Kreisämter (als unterste Organe der Staatsverwaltung) notwendige Fachkunde 
gehandelt hat. 

Der Übergang -zum konstitutionellen Staate mußte auch in der wissen- 
schaftlichen Behandlung des öffentlichen Rechts eine Umwälzung herbei- 
führen. Bezüglich des Staatsrechts sind nicht viel Worte zu verlieren. Der 
Wissenschaft des positiven Rechts ^vurde ein neuer Stoff zugeführt, der zur 
Bearbeitung drängte. Ließ auch diese Bearbeitung durch Jahrzehnte manches 
zu wünschen übrig, weil einerseits die Schlagworte politischer Tendenz- 
schriften kritiklos hingenommen, ja sogar zum Grundpfeiler der Untersuchung^ 
gemacht wurden, während anderseits die alte Anschauungsweise von dem 
subjektiven Charakter des Staatsrechts nicht so rasch verschwinden wollte, 



2^ Vgl. Rieger im Ost. Staatswörterb., IL, S. 486. — Die von Johann Edl.v.Mayern, 
„k. k. öffentlichem Lehrer dieser Wissenschaft" verfaßte „Einleitung zur kreisämthchen 
Wissenschaft im Königreiche Böheim, zum Nutzen und Gebrauche derer, die sich von 
solchen einen Begriff beilegen wollen" (Prag, 1776) enthält in Katechismusform eine 
Darstellung der Theresianischen Verwaltungseinrichtungen, die auch heute noch zur 
Orientierimg benutzt werden kann. Der Verfasser beschränkt sich aber darauf, die ge- 
gebenen Vorschriften zu sammeln,ohne sie einer dogmatischen oder kritischen Verarbeitung 
zu unterziehen. Nicht einmal das System des Buches ist geistiges Eigentum des Verfassers. 
Die sieben Abteilungen der Schrift: Contributionale, Publicum, Militare, Diaetale, Com- 
merciale, Camerale und Judiciale vel quasi entsprechen der im Jahre 1751 geregelten 
Registraturseinteilung der Kreisämter. Um das Registraturssystem für die Darstellung 
der kreisämthchen Wissenschaft verwerten zu können, mußte der Autor freilich die Lehre 
von der Kreisverfassung im „Contributionale" unterbringen. Erst im Anhange, welcher 
von der Kreiskanzleimanipulation handelt, wagt sich der Verfasser mit einem selbstän- 
digen Gedanken hervor. Mit den Worten: „Meines Erachtens finde ich" (S. 593) leitet 
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ßo wurde doch, langsam aber sieher, eine gründliche und sachgemäße Er- 
kenntnis des neu geschaffenen Eechtszustandes vorbereitet und damit ein nie 
geahntes Aufblühen der Staatsrechtswissenschaft ermöglicht.^® 

Auf verschlungenen Pfaden bewegte sich im Gegensatze dazu das Ver- 
waltungsrecht. Die neuen Ideen, welche zu einer vollständigen Umgestaltung 
der alten Staatskörper geführt haben, lassen sich in zwei Gruppen sondern. 
Die eine bezieht sich auf den Anteil der Staatsgenossen an der staatlichen 
Tätigkeit, auf die Beschränkung des Monarchen in der Ausübung der 
staatlichen Hoheitsrechte durch die konkurrierende Tätigkeit der parlamen- 
tarischen und Selbstverwaltungsorgane; — und diese Ideengruppe ist es, 
welche die ikitwicklujig des Staatsrechts so wesentlich gefördert hat — 
die andere jedoch richtet sich gegen die staatliche Tätigkeit 
selbst und sucht den Staatsgenossen ein möglichst großes staatsfreies 
Betätigungsgebiet auf Kosten der staatlichen Vei-waltung zuzuweisen, und diese 
Ideengruppe hat die Ent\^'icklung des Verwaltungsrechts beeinflußt, 
aber nicht in günstigem, sondern zunächst in nachteiligem Sinne. Der Wider- 
sland gegen den Polizeistaat hat das Bedürfnis erzeugt, die Einwirkung der 
staatlichen Tätigkeit auf die einzelnen Beziehungen des menschlichen Lebens 
tunlichst einzudämmen. Zu diesem Ende erörterte man die Frage des Staats- 
zwecks und war geneigt, in der Rechtspflege den alleinigen oder mindestens 
den hauptsächlichsten Staatszweck zu finden. So erschienen die Polizei- 
vorschriften zum großen Teile als ein excös du pouvoir, dessen sich der Staat 
schuldig gemacht hatte.^^ Den Eechten des Monarchen gegenüber brachte 
man die Menschenrechte zur Geltung, die Freiheitsrechte des Einzelnen, 
* welche nichts anderes bezweckten, als der staatlichen Verwaltung formelle 
vnd materielle Schranken zu setzen. Soweit sich aber die Verwaltung nicht 
überhaupt aus der Welt schaffen ließ, sollte sie an gesetzliche Vor- 
schriften derart gebunden werden, daß sie, um im konkreten Falle die richtige 
Vorgangsweise zu finden, lediglich auf die Gesetzesauslegung ange- 
wiesen war.^'-* 

Wie sehr es sich darum handelte, die Verwaltung zurückzudrängen, sie 
zu einer durch Gesetzesparagraphen gefesselten Vollziehung herab- 



er einen Paragi-aphen ein, in welchem er dartut, daß es sich nicht empfiehlt, die Akt^n- 
faszikel alljährlich abzuschließen, weU sonst leicht hei einem Wechsel des Personals die 
Prioren unheachtet bleiben können. „Folglich wäre meine Meinung, daß die Faszikeln 
beständig in Elenchis continuiret und nicht von Jahr zu Jahr geschlossen w^ürden!" 

^^ Wie bescheiden drückt sich noch 1823/24 Aretin (Vorwort S. lY) aus: Wir 
halten es nicht für unmöglich, daß man das heimische Staatsrecht einst mit eben sol- 
chem Eifer studieren wird, wie ehemals das fremde Zivilrecht." 

31 Vgl. Aretin-Rotteck (II. Bd., 1. Abt., S. 178): „ . . . was man Wohlfahrts- 
polizei nennt (sonderlich die Beglückungs- und Aufklärungspolizei) ist ein offenbarer 
Eingriff in die Freiheit der Staatsbürger." 

32 Vgl. Jellinek a. a. 0. S. 223 u. 561. 0. Mayer a. a. 0. S. 62 f." 
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zudrücken, zeigt am besten der hartnäckige Kampf, den gerade die Rechfcs- 
staatstheorie gegen die Einführung der Yerwaltungsgerichtsbarkeit geführt 
hat. Heute erblicken wir in der letzteren die wirksamste Rechtsschutz- 
einrichtung auf dem Gebiete des öffentlichen Rechts. Sie erscheint uns als 
eine der wertvollsten Errungenschaften des abgelaufenen Jahrhunderts, und 
wir müssen uns Mühe nehmen, um die feindselige Stellungnahme gegen diese 
Institution zu begreifen, zu welcher sich die Vorkämpfer der konstitutionellen 
Ideen veranlaßt gesehen haben, um es zu verstehen, warum die Frankfurter 
Reichsverfassung im § 182 unter den Grundrechten des deutschen 
Volkes den Satz aufstellt : „Die Verwaltungsrechtspflege hört auf." ^^ 

Indessen läßt sich der Rechtsstaatstheorie Konsequenz nicht absprechen. 
Es handelte sich bei der Aufstellung von Grundrechten doch nicht aus- 
schließlich um die Festlegung von Freiheitsrechten, d. h. um die Einschrän- 
kung der staatlichen Tätigkeit gegenüber dem Individuum und den nicht- 
staatlichen Verbänden, sondern auch um die Durchsetzung des Gleich- 
h e i t s gedankens, um die Beseitigung der Rechtsungleichheit, welche das 
charakteristische Merkmal des ständischen Staates gewesen war, um die Be- 
seitigung jener Privilegien imd Vorrechte, deren sich einzelne Gesellschafts- 
klassen und Stände erfreut hatten, ja im letzten Grunde — und damit sind 
wir wieder bei der verwaltungsfeindlichen Tendenz angelangt, — um die 
Beseitigung der Vorrechte des Staates selbst. Als ein solches Vorrecht wurde 
denn auch die Verwaltimgsgerichtsbarkeit empfunden.'* Wenn, um bei dem 
Werke der Paulskirche zu bleiben, § 176 der Reichsverfassung erklärt: „Es 
soll keinen privilegierten Gerichtsstand der Personen oder Güter geben," 
so bringt er die gleiche Tendenz zum Ausdrucke, wie der früher zitierte 
§ 182, welcher die Verwaltungsrechtspflege abschafft. ''^ Das Vervvaltungs- 



^ Der Ausdruck: „Verwaltungsrechtspflege" ist freilich mehrdeutig. Wenn heute 
über die Bedeutung des § 182 keine Einstimmigkeit herrscht (Vgl. 0. Mayer im Archiv 
f. öff. Recht, XVn. Bd., S. 148, gegen Tezner im Verw.- Archiv, VIII. Bd., S. 224 u. 
525) so liegt der Grund wohl darin, daß die Redaktoren der Reichsverfassung mit der 
„Verwaltungsrechtspflege" kaum einen ganz klaren Begrifi* verbunden haben. Mit Recht 
hebt Sarwey (Das öff. Recht und die Verwaltungsrechtspflege, S. 121) hervor, daß 
„Gegner der Verwaltungsrechtspflege sowohl diejenigen sind, welche die Zuständigkeit 
der ordentlichen Cxerichte auch auf das contentieux administratif ausdehnen wollen, 
als diejenigen, welche die Möglichkeit jeder Rechtssprechung außer dem Gebiete des 
Privat- und Strafrechts verneinen." 

^* Vgl. Lemayer a. a. 0. S. 161 f. „Der orthodoxen Verfassungsstaatsdoktrin entsprach 
zweifellos nur die unbedingte Zulässigkeit des Rechtsweges; in dieser ihrer ganzen Trag- 
weite hatte die Doktrin in der kurhessischen Verfassung Ausdruck gefunden, und 

in demselben Umfange wurde sie zuletzt auch vom Frankfurter Reichsparlament sank- 
tioniert, welches für sein „Schattenreich" alle Verwaltungsgerichtsbarkeit feierlich 
abschaffte". 

^^ Unter den privilegierten Gerichtsständen stand das Forum fisci obenan! Vgl. 
die Josefinischen Jurisdiktionsnormen für die einzelnen österreichischen Länder, welche 
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gericht erscheint als privilegiertes Forum der Staatsver^^altung. Dieses soll 
aber nicht besser gestellt sein, als alle übrigen Eechtsgenossen. Auch dieser 
Argumentation liegt die alte Auffassung zugrunde, daß die Verwaltungs- 
tätigkeit des Staates (oder des Monarchen) Ausfluß eines subjektiven 
Eechts, Bechtsausübung, Rechtsbetätigung ist. Sowie der einzelne zwar inner- 
halb seiner Rechtssphäre nach freiem Gutdünken schalten und walten kann, 
aber darüber, o b er aus seiner Rechtssphäre nicht herausgetreten ist, dem 
ordentlichen Richter Rede stehen muß, so soll auch die Staatsverwaltung im 
gegebenen Falle der Kritik des ordentlichen und nicht eines für sie 
besonders eingesetzten Richters unterstehen.'® 

Der Einwand, daß der ordentliche Richter seiner Vor- und Ausbildung 
nach gar nicht geeignet sei, in einem Konflikte zwischen Verwaltung und 
Individuum Recht zu sprechen, wurde damit erledigt, daß es die alleinige 
Aufgabe des Richters sei, den Einzelfall unter das Gesetz zu subsumieren 
und sieh darnach sein Urteil zu bilden,^^ daß die Gesetzesinterpretation vom 
Richter auf allen Gebieten des Rechts in gleicher Weise und mit dem gleichen 
Erfolge geübt werden könne, und daß der Richter auf die besonderen Bedürf- 
nisse der Verwaltung und auf die schon von Natur aus privilegierte Stellung 
der Regierung gar nicht Rücksicht nehmen d ü r f e.'* 

nach Aufstellung des allj^emeinen Grundsatzes : Actor forum rei sequitur sofort bestimmen, 
daß das Fiskal am t sich auch in Aktivprozessen ansein Personalforum, nämlich an das 
Landrecht wenden kann. Erst nach Erlassung der Märzverfassung (§ 27) wurde dieses 
Privilejifium aufgegeben. 

3* Vgl. die Argumentation Bährs (Der Rechtsstaat, S. 91 f.), welcher übrigens 
(S. 71) die Verwaltungsgerichtsbarkeit zwar nicht befürwortet, aber auch nicht unbedingt 
ablehnt: „In allen diesen Fällen (nämlich in Fällen des Privatrechts) behaupten die 
Angegriffenen, daß sie sich auf einem Gebiete bewegt haben, wo nur ihnen, nicht dem 
Gerichte die Entscheidung zustehe. Aber die Frage, ob sie sich auf einem solchen 

Gebiete bewegt, können sie doch nicht der Entscheidung des Gerichts entziehen 

Ganz die nämliche Natur hat die Behauptung der Verwaltungsbehörden, auf dem Gebiete 
ihres freien Ermessens innerhalb der Rechtsschranke gehandelt zu haben. Wer denselben 
auch in Betreff der Frage, ob sie sich auf diesem Gebiete befinden, die Selbständigkeit 
vindiziert, macht diese Schranke aus einer rein objektiven zu einer subjektiven, d. h. zu 
gar keiner." 

3" Vgl. Stein, Verwaltungslehre, I. Teil, 2. Aufl., S. 404. „ ... Die Gerichte haben 
ja gar nicht zu untersuchen, ob etwas zweckmäßig ist oder nicht, und nur dazu gehören 
in der Tat die Fachkenntnisse; sondern sie haben zu untersuchen, ob die Handlung des 
Beamteten unter den Wortlaut des geltenden Rechts in Gesetz und Verordnung fällt. 

Das ist ihre Fachkenntnis Es ist daher für das, was von den Gerichten 

verlangt wird, eben keine besondere Fachkenntnis nötig als diejenige, für welche das 
Gericht eben kompetent ist, die zur Anwendung des Gesetzes notwendige juristische 
BUdung. Die Bestreitung der Kompetenz des Gerichts würde daher in der Tat dem Gerichte 
seine Fachkenntnis absprechen." Ahnlich Seydel, Grundzüge einer allg. Staatslehre 
S. 94 f. 

3S Eine Nachwirkung dieses Gedankenganges ist die Vorschrift, daß die Hälfte 
der Mitglieder des Verwaltungsgerichtshofes und jedes Spruchsenates zum Richteramte 
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Wenn wir uns heute einer kräftig aufblühenden Verwaltungsgerichts- 
barkeit erfreuen, so haben wir es nicht etwa dem Umstände zu danken, daß 
im Kampfe der Lehrmeinungen die eben skizzierten Anschauungen unter- 
legen sind.^® Ehe noch die akademischen Erörterungen abgeschlossen waren, 
hatte das praktische Bedürfnis in einzelnen Staaten zur Einsetzung 
von Verwaltungsgerichten geführt, imd je länger diese funktionierten, desto 
klarer wurde es, daß eine annähernd gleichwertige Rechtssprechung von den 
ordentlichen Gerichten gar nicht geübt werden könnte, es wäre denn, daß 
sich auf dem Wege innerer Organisation besondere verwaltungsgerichtliche 
Abteilungen gebildet hätten, was denn doch wieder nur eine andere Form 
der Verwaltungsgerichtsbarkeit gewesen wäre.*^ 

Die Praxis des Rechtslebens kam dem Verwaltungsrechte auch noch in 
anderer, für die Wissenschaftsgeschichte bedeutsamer Weise zugute. Es 
bedurfte nur eines Einlebens der konstitutionellen Einrichtungen, imi der 
Erkenntnis Bahn zu brechen, daß eine auch noch so sorgfältig ausgearbeiteie 
und allen Interessen tunlichst Rechnung tragende Verfassung ein befrie- 
digendes Funktionieren der Staatsmaschine nicht gewährleisten könne. Die 
übertriebenen Vorstellungen von der Tragkraft jener Gesetzesparagraphen, 
auf welche man das ganze Staatsgebäude basieren wollte, mußten durch die 
täglichen Erfahrungen auf das richtige Maß zurückgeführt werden. Die 
]\Iinisteranklage erwies sich im Kampfe gegen verfassungswidrige Maßnahmen 



qualifiziert sein müsse. (§§ 10 u. 13 öst. Ges. v. 22. Okt. 1875, Nr. 86 ex 1876). Die 
Richteramtsprüfung, die hiemach gefordert wird, ist aber nicht etwa eine Prüfung „im 
Richten", sondern nichts anderes, als eine Erprobung der für den Zivil- und Straf- 
richter erforderlichen Gesetzeskenntnisse und der Fertigkeit in der Erledigung von 
Zivil- und Strafsachen. 

30 Vgl. Mohl, Gesch. u. Lit. d. Staatswiss., II. Bd., S. 830 f. „Noch ist der Streit 
keineswegs geschlichtet; immer kommen noch Bestreitungen des Grundsatzes (sc. der 
Verwaltungsjustiz) in Systemen oder einzeln. Die Folge dieses hartnäckigen Haltens an 
veralteten und in sich unrichtigen Ansichten von Seiten der Bekämpfer ist nun aber 
zunächst, daß die in den meisten Staaten doch tatsächlich bestehende Verwal- 
tungsrechtspflege in Deutschland weder in formeller noch in sachlicher 
Beziehung die rechtliche Ausbildung erhält, welche sie ganz wohltätig machen 
und die ihr vorgeworfenen Mängel beseitigen würde." Vgl. auch Praiäk, Die prinzipielle 
Abgrenzung der Kompetenz der Gerichte und Verwaltungsbehörden, S. 10. 

*'• Es ist bezeichnend, daß die heutige Gerichtsoiganisation eine weitgehende 
Spezialisierung der Gerichte und Gerichtsabteilungen nach den Materien der richterlichen 
Tätigkeit aufweist. (Vgl. für Österreich §§19 u. 21 der Geschäfts-Odg. der Gerichte.) Es spricht 
dies gegen das einst so beliebte Argument, daß es sich bei der Bechtsprechung bloß um eine 
formale logische Subsumptionstätigkeit handle. So führt noch Gumplowicz (a. a. 0., S. 18) 
aus: „Blind für das Leben und dessen Forderungen, blind für die Entwicklung der mensch- 
lichen Verhältnisse, braucht er (der Richter) nur für das Gesetz und dessen Interpretation 
oifene Augen zu haben, um seiner Pflicht zu genügen. Wird ihm doch seine Göttin mit 
verbundenen Augen dargestellt! Wie oft ist Schimmel und Schablone seine sicherste 
Führerin, eine vor Jahren gefällte Entscheidung seine Meisterin." 
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als stumpfe Waffe. Das Parlament, der geborene Hüter der Yolksrechte, war 
nicht immer ein wirksames Korrektiv gegen die Fehler der Regierungen und 
brachte mitunter den Staat in gefährliche Situationen, die dem Absolutismus 
erspart geblieben waren. Die Grundrechte, welche, ehe sie Geltung hatten, 
»o klar imd zweifellos, so selbstverständlich zu sein schienen, erwiesen sich 
nun als vag, unbestimmt, mehrdeutig, dehnbar.*^ Die Verwaltungsgesetze, 
welche der Regierung genau vorsehreiben sollten, was sie im Einzelfalle zu 
tun habe, ließen sich in einer diesem Postulate entsprechenden Weise gar 
nicht formulieren, die alten Vorschriften des Polizeistaates auch nach Jahr- 
zehnten nicht vollständig revidieren, und so blieb der Wunsch, die Verwaltung 
auf die Beantwortung kahler Gesetzesfragen zu beschränken, unerfüllt imd 
unerfüllbar.*^ 

Diese Erscheinungen mußten die Aufmerksamkeit der das öffentliche 
Leben beobachtenden Personen auf das vernachlässigte Gebiet der Verwal- 
tung und des Verwaltungsrechts lenken. Die Bedeutung der verwaltungs- 
rechtlichen Probleme trat um so deutlicher hervor, je weniger die Verfassungen 
imd Staatsgrundgesetze der sich kräftig entwickelnden Staatsverwaltung 
anhaben konnten. Man erkaimte, daß sich das Staatsleben nicht ein für 
allemal reglementieren läßt, sondern daß es nötig ist, die Einzelerscheinungen 
der Verwaltung zu verfolgen, die Verwaltungsbedürfnisse und die Interessen 
der Individuen bei jeder einzelnen Frage und in jedem ein- 
zelnen Falle gegeneinander abzuwägen und ihnen nicht bloß durch den 
materiellen Inhalt der Verwaltimgsvorschrif ten, sondern auch durch 
zweckentsprechende Organisation der Verwaltung und durch Regelung des 
Verwaltungsverfahrens Rechnung zu tragen. Die Wissenschaft des Staats- 
rechts konnte nicht umhin, auch diese Verwaltungsprobleme in den Kreis 
ihrer Betrachtung zu ziehen. Die Verwaltung selbst hatte der Über- 



** Vgl. Brockhausen in der Grünhutschen Ztschr., 23. Bd., S. 456, ferner Bomhak 
im Archiv f. öff. R., 16. Bd., S. 403. 

*^ Ganz im Gegenteil kann man die entgegengesetzte Erscheinung wahrnehmen, 
daß die Regierung von der Gesetzgebung Delegationen zur Erlassung mehr oder minder 
weitgehender Rechtsverordnungen erhält. Es zeigt sich immer mehr, daß die quantitative 
und qualitative Leistungsfähigkeit der Gesetzgebung von der konstitutionellen Doktrin 
weitaus überschätzt worden ist. — Es ist übrigens interessant, die gleiche Erscheinung 
in bezug auf das Verhältnis von Gesetzgebung und Justiz zu beobachten. So wie die 
Verwaltung, so gewinnt auch die Justiz (einschließlich der Justizverwaltung) der Gesetz- 
gebung gegenüber immer mehr Terrain. Die unverkennbare Tendenz der modernen Theorie 
und Praxis, dem Richter das Recht zu selbständiger schöpferischer Tätigkeit einzuräumen, 
findet ihre Erkläining einerseits in den Erfahrungen, die man mit der parlamentarischen 
Gesetzgebung gemacht hat (vgl. Ofner, im Archiv f. ölT. R., 18. Bd., S. 237, N. i«), 
andererseits in den erhöhten Anforderungen, die das moderne Leben an die Güte der Justiz 
stellt. Es zeigt sich hier der innige Zusammenhang von Verwaltung und Justiz, welche, 
mögen sie auch organisatorich getrennt sein, dennoch den gleichen Entwicklungsgesetzen 
unterliegen. 
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gang zum Konstitutionalismus nicht zurückdrängen können, aber der alten 
Zweckmäßigkeitsdoktrin der Polizeiwissenschaft hatte er die Lebens- 
kraft genommen. Jene Verwaltung, mit der sich die Polizeiwissenschaft 
beschäftigt hatte, sollte das jeweils Beste schaffen, die Verwaltung, 
an welche die Verfassungen dachten, nichts anderes, als das Gesetz vollziehen. 
Das Leben selbst konnte sich über die die Verwaltung einengenden Verfassungs- 
paragraphen hinwegsetzen, ihre ünzidänglichkeit aufdecken. Die Wissen- 
schaft konnte aber an den einmal erlassenen Rechtsnormen nicht vorbei- 
gehen. So endet die Geschichte der Polizeiwissenschaft zugleich mit dem 
Polizeis{aate. Die Verwaltimgsgesetzkunde konnte freilich auch weiterhin 
ihr Dasein fristen. Aber sie war keine Wissenschaft und förderte keine 
wissenschaftliche Erkenntnis, sondern beschränkte sich darauf, Material zu 
sammeln. Die Verarbeitung dieses Materials fiel naturgemäß dem Staatsrechte 
anheim. Die Legitimation dazu schöpfte die Staatsrechtswissenschaft aus dem 
Umstände, daß die der Verwaltung den anderen Staatsfaktoren imd den 
Staatsbürgern gegenüber gezogenen Schranken den Gegenstand ver- 
fassungsrechtlicher Normierung gebildet haben. Von der Darstellung dieser 
verfassungsrechtlichen Beschränkungen der Verwaltimg zur Be- 
handlung der für die Verwaltung überhaupt geltenden Rechtsvor- 
schriften war nur ein Schritt. Und um diesen Schritt zu tun, mußte die 
Staatsrechtswissenschaft nicht einmal ihr System ändern. Die verschiedenen 
Zweige der Staatstätigkeit: Gesetzgebung, Verwaltung und Justiz mußte sie 
ohnedies der Reihe nach ex professo behandeln. Im Kapitel von der „Ver- 
waltung" konnte ohne weiteres auch das materielle Verwaltungsrecht unter- 
gebracht werden. 

Daß es dabei nicht blieb, und daß immer lauter der Ruf nach einer Eman- 
zipation des Verwaltungsrechts ei-tönte, daran war wiederum nicht so sehr der 
Fortschritt der wissenschaftlichen Erkenntnis, als das praktische Bedürfnis 
schuld. Der positive Verwaltungsrechtsstoflf hatte schon im absoluten Staate 
einen außerordentlich großen Umfang. War doch gerade die Masse der die Unter- 
tanen beengenden Polizeivorschriften mit eines jener Argumente gewesen, 
mit welchen man das ancien regime bekämpft hatte. Aber die Polizeiwissen- 
schaft hatte diese Vorschriftenmenge spielend bewältigen können, weil sie 
ja ihren Blick nicht auf das einzelne richtete, sondern aus der verkleinernden 
Vogelperspektive einer Utilitätslehre auf das Verwaltungsgetriebe herab- 
schaute, um den Regierungen allgemeine Direktiven für die weitere Ent- 
wicklung und Ausgestaltung der Institutionen zu erteilen. Als man aber 
daranging, den positiven Verwaltungsrechtsstojff dogmatisch zu erfassen, 
machte sich dessen Massenhaftigkeit sofort unangenehm fühlbar. Trotz aller 
die Staatsverwaltung beschränkenden Verfassungsbestimmungen ließ sich 
diese Massenhaftigkeit nicht beseitigen. Auch der konstitutionelle Staat kann 
eine detaillierte Verwaltungsgesetzgebung nicht entbehren, er um so weniger. 
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als er ja durch die Bindung der Verwaltung an die Anordnungen des Gesetz- 
gebers eine wohltätig wirkende Verwaltungsgerichtsbarkeit ermöglichen will.'*' 
Die alte Theorie, daß der Staat sich vorwiegend auf die Pflege der Eechts- 
ordnung zu beschränken habe, hatte sich als durchaus unhaltbar erwiesen. 
Für die Staatsrechtswissenschaft aber bedeutete die Hypertrophie der Ver- 
waltungsnonnen eine große Schwierigkeit. Denn sie stand vor dem Dilemma, 
entweder sich auf eine summarische, übersichtliche Darstellung der Verwal- 
tungsrechtsnormen zu beschränken, — dann kamen diese zu kurz — oder 
aber die Verwaltungsnormen mit der gleichen Liebe imd Sorgfalt detailliert 
zu durchforschen, wie die Verfassungsnormen. Dann drohte die Darstellung 
des Verwaltungsrechts jene des Staatsrechts zu verdrängen. So ist es erklärlich, 
daß von verschiedenen Seiten in einer reinlichen Scheidimg von Verfassungs- 
und Verwaltungsrecht, in einer Emanzipation der Verwaltungswissenschaft 
von ihrer Adoptivmutter, der Staatsrechtswissenschaft, die Abhilfe gesucht 
wurde. 

Es handelt sich ims an dieser Stelle noch nicht darum, die richtigen 
Prinzipien für die wissenschaftliche Behandlimg des Verwaltungsrechts zu 
finden, sondern w^ir wollen zimächst bloß den Gang der Entwicklung, die Ent- 
wicklungsgeschichte der Ideen verfolgen. Darum wollen wir auch noch nicht 
erörtern, welche Gründe für, welche gegen die selbständige Behandlung des 
Verwaltungsrechts sprechen, sondern nur den Widerstand zu erklären suchen, 
der dieser selbständigen Behandlung entgegengesetzt wurde. Lief das Ver- 
fassungsrecht wirklich Gefahr, bei gemeinsamer Darstellung vom Verwaltungs- 
lechte verdrängt zu werden, so mußte doch gerade das Bestreben der 
Staatsrechtswissenschaft auf Abstoßung des Verwaltungsrechts- 
stoffes gerichtet sein. Dieser Einwand läßt sich durch den bloßen Hinwels 
darauf, daß jede Disziplin ihr Gebiet zu erweitern und nicht zu verengem 
trachtet, nicht abtun. Denn die wissenschaftliche Arbeitsteilung vollzieht sich 
ja in der Eegel ohne Kampf von selbst durch eine itio in partes der das 
betreffende Wissensgebiet durchwandernden Forscher. Auch das immer in 
den Vordergrund der Diskussion gestellte Argument, daß eine befriedigende 
Grenzscheidimg zwischen Staat«- und Verwaltungsrecht wegen des innigen 
Zusammenhangs und der nahen Verwandtschaft beider Rechtsgebiete un- 
möglich sei, scheint uns jenen Widerstand nicht ausreichend zu erklären, 
wenn wir uns vergegenwärtigen, wie jung di^ Verbindung von Staats- und 
Verwaltungsrocht verhältnismäßig ist,** und wie wenig die Staatsrechtslehrer 



*^ Im absolutistischen Staate bewirkt die Massenhaftigkeit der Verwaltungsvor- 
schriften eine Beschränkung der dem Staate unterworfenen Individuen, im konstitu- 
tionellen eine Beschränkung der der Gesetzgebung unterworfenen Verwaltung. 

** Vgl. die ergötzliche Schilderung Jellineks in der Festschrift „Heidelberger 
Professoren aus dem 19. Jh.« (1. Bd. 1903, S. 271): „Hatte auch bereits Klüber das 
Staatsrecht in Verfassungs- und Verwaltungsrecht geschieden . . . , so irrte das letztere 

österreichisches Verwaltungsarohiv. 2 
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des 18. Jahrhunderts trotz der Dürftigkeit ihres Stoffgebietes das Bedürfnis 
empfunden haben, sich mit den Verwaltungsgesetzen eingehender zu 
beschäftigen. 

Der psychologisclie Erklärungsgrund für die Xegierung einer selb- 
ständigen Yerwaltungsrechtsdisziplin scheint ims vielmehr in erster Linie 
darin zu liegen, daß auch die systematischen Darstellungen des reinen 
Verwaltungsrechts die Fülle des Stoffs zu bewältigen nicht vermocht haben. 
Auch sie beschränken sich darauf, eine Überschau über die einzelnen Ver- 
waltungsgebiete zu geben, in enzyklopädischer Weise die Zweige des 
Verwaltungsrechts zu behandeln und den Leser rücksichtlich des Details auf 
die Gesetze imd sonstige Vorschriften zu verweisen. Nun ist es ja klar, daß 
eine kompendiöse, systematische Darstellung den Stoff niemals ausschöpfen 
kann, daß neben der Gesamtdarstellung monographische Arbeiten, die ins 
Einzelne gehen, unerläßlich sind. Aber wenn wir den Punkt, bei welchem 
die systematische Darstellung des Verwaltungsrechts stehen bleibt, mit jener 
Stelle vergleichen, bis zu welcher die Systematiker des Privat-, Straf- oder 
Staatsrechts oder des Zivil- oder Strafprozesses vordringen, so tritt dabei die 
Bückständigkeit der verwaltimgsrechtlichen Systeme ganz unzweifelhaft 
zutage. Es können also nicht die einer systematischen Darstellung über- 
haupt gezogenen Schranken, sondern nur die Eigentümlichkeiten des Ver- 
waltungsrechtsstoffes der Grund dafür sein, daß eine systematische Dar- 
stellung des letzteren keinen vollständigen Erfolg verspricht. 

N'un könnte man sich ja mit dieser Lage der Dinge leicht abfinden, wenn 
man die allerdings weit verbreitete Anschauung teilt, daß eine detaillierte 
Behandlung der Verwaltungsrechtsnormen kein wissenschaftliches Interesse 
biete, und daß daher von einer solchen Behandlimg ohne Schaden abgesehen 
werden könne.**' Es wäre gewiß unangebracht, diese Behauptung v o 1 1- 
stän'dig von der Hand zu weisen. Gewiß gibt es eine ganze Eeihe von 
Verwaltungsvorschriften, deren dogmatische Zergliederung dem Theore- 
tiker deshalb nicht zugemutet werden kann, weil der wissenschaftliche Ertrag 



doch in Baden, mit der alten Polizeiwissenschaft verquickt, längere Zeit von einem 
Lehrstuhl zum andern. Für den wissenschaftlichen Betrieb des ersten Drittels des 
19. Jahrhunderts ist es recht bezeichnend, daß in Heidelberg der Vertreter der Geologie 
und Mineralogie mehrere Jahre hindurch über Pohzeipraktik, Theorie und Praxis der 
Staatsverwaltung, sowie über Polizdwissenschaft überhaupt las. Es war Leonhard, der sich 
für den berufenen Vertreter dieser Fächer hielt und daneben die Lehre von den Vulkanen, 
den Erdbeben und heißen Quellen vorttug. Diesem erbaulichen Verhältnis der so fried- 
liebenden Polizei zu den revolutionären tellurischen Vorgängen wurde erst ein Ende 
gemacht, als mit, Beginn der dreißiger Jahre Rau mit dem Lehrstuhl der politischen 
Ökonomie auch den der Polizeiwissenschaft übernahm." 

** Diese Anschauung ergibt sich auch als Konsequenz des Labandschen Satzes, 
daß das Verwaltungsrecht nichts anderes ist als ein Konglomerat von liechtssätzen des 
Privat-, Straf-, Prozeß- und Staatsrechts. (Archiv f. öff. R., 2. Bd., S. 155 f.) 



Digitized by 



Google 



Die Verwaltungsrechtswisscnscliaft. 19 

äußerst geringfügig wäre. Xur beispielsweise seien die Bestimmungen über 
Schneeschaufelung, Normatage, Polizeistunde, Sonn- und Feiertagsruhe u. s. w. 
erwähnt. Aber derartige Vorschriften von untergeordneter w i s s e n s c h a f i> 
lieber Bedeutung finden sich auch in anderen Eechtsgebieten, so namentlich 
im Strafrechte die Bestimmungen über unbedeutende Übertretungen, im 
Prozeßrechte jene über Sonntagsruhe, Gerichtsferien, über die Details der 
Armenrechtserlangung u. s. w. Selbst im Privatrechte lassen sich derartige 
Vorschriften auffinden. Mögen nun auch solche Bägatellvorschriften im Ver- 
waltungsrechte absolut häufiger sein als anderswo, so wäre doch der 
Nachweis, daß sie dort auch relativ häufiger vorkommen, noch zu erbringen. 
Aber schließlich kommt es ja auf das Quantitätsverhältnis der wichtigen und 
der unwichtigen Normen gar nicht an, sondern darauf, ob überhaupt die 
Bechtsinstitute des Verwaltungsrechts einer wissenschaftlichen Behandlung 
weniger bedürfen oder eine solche weniger vertragen, als jene der modernen 
Rechtsgebiete, und diese Frage kann nicht entschieden genug verneint werden. 
Ein Blick in einen beliebigen Band verwaltungsrechtlicher Entscheidungen 
genügt zur Erlangung der Erkenntnis, daß sich auf diesem Gebiete Eechts- 
f ragen ergeben, welche an Bedeutung und Tragweite, aber auch an 
juristischem Interesse den zivil-, straf- oder prozeßrechtlichen 
Fragen xmbedingt gleichgestellt werden können.*^ Es ist auch gar nicht 
einzusehen, warum die Lehre von der Simultanhypothek, von dem Uhter- 
Bchiede zwischen Diebstahl und Veruntreuung oder von der Haupt- und 
Nebenintervention wissenschaftlich höher stehen soll, als jene von dem 
Inhalte der Gewerbeberechtigung, von dem Verhältnisse des Bauherrn zu den 
Anrainern und zur öffentlichen Verwaltung, von den Einforstungen u. s. w. 
Die rechtswissenschaftliche Behandlung dieser Lehren ist ein unabweisbares 
Bedürfnis, und wenn das Verwaltungsrecht ihm nicht Rechnung tragen 
kann, so liegt hierin zweifellos ein Mangel, dessen Bekämpfung ernstlich 
ins Auge gefaßt werden muß. 

Um schiefe Resultate zu vermeiden, müssen wir aber freilich neben 
den verwaltungsrechtlichen Kompendien auch die hierher gehörigen M o n o- 
graphienin Betracht ziehen. Solcher gibt es eine große Zahl, und sie sin^ 
für die Entwicklung der Verwaltungsrechtswissenschaft von hohem Werte. 
Vergleichen wir aber die Personen, welche sich auf verwaltungsrechtlichem 
Gebiete monographisch betätigen, mit jenen, die es auf anderen Gebieten tun, 
so zeigt sich die eigentümliche Erscheinung, daß, während anderswo die Theo- 
retiker auch als Monographisten ihre führende Stellung behaupten, hier — 
im Verwaltungsrechte — die monographische Darstellung zum überwiegenden 
Teil von Verwaltungspraktikern gepflegt wird. Es ist dies ein Umstand, 
welcher zu denken gibt. Er beweist, daß die wissenschaftliche Durchforschung 



** Vgl. Tezner, ITber VerwaltungsrechtspfleKe mit Hinblick auf das neue sächsische 
Verwaltungsgerichtsgesetz (Vortrag, gehalten in der Gehe-Stiftung) S. 46. 

2* 
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lind Bearbeitung des Verwaltiingsrechts ein eminentes Bedürfnis des prak- 
tischen Reehtslebens ist, und daß demselben auch die Systeme des Verwal- 
tungsrechts keineswegs gerecht werden. Daß aber unter den Autoren der Spe- 
zialliteratur des Verwaltungsrechts die Theoretiker so sehr zurücktreten, iöt 
zum Teil dadurch zu erklären, daß auch die Sonderstellung des Verwaltungs- 
rechts, soweit man von einer solchen bereits sprechen kann, eine itio in partes 
der Staatsrechts- und der Verwaltimgsrechts-Theoretiker nicht herbeigeführt 
hat, daß vielmehr Staats- und Verwaltungsrecht im großen und ganzen von 
derselben Personengruppe gepflegt werden. So scheint in der Tat die Schei- 
dung der beiden Kechtsgebiete der praktischen Bedeutung zu entbehren. Ob 
man den Abschnitt über das Verwaltungsrecht als einen Teil des Staatsrechts- 
systems oder aber als selbständiges System des Verwaltungsrechts hinstellt, 
ist mehr eine Frage des Geschmacks, als der Systematik. 

Dazu kommt noch folgendes: Der spezielle Teil imserer Verwaltungs- 
rechtssysteme gibt, wie gesagt, bloß eine enzyklopädische, weder den theore- ' 
tischen noch den praktischen Bedürfnissen einigermaßen genügende Über- 
sicht über die einzelnen Verwaltungsgebiete. Es liegt daher nahe, den wissen- 
schaftlichen Wert dieser Systeme in der Behandltmg der allgemeinen 
T. e h r e n zu suchen. Aber gerade diese Lehren harren noch der erforderlichen 
Pflege. Der allgemeine Teil des Verwaltungsrechts wird von den Vertretern 
dep Faches als eine wünschenswerte, aber zunächst noch nicht vorhandene Be- 
reicherung der Verwaltungsrechtssysteme angestrebt. So scheint also der Ge- 
winn einer besonderen Verwaltimgsrechtswissenschaft außerordentlich gering 
zu sein. Die Fülle des Rechtsstoffes wird auch von ihr nicht bewältigt, die 
allgemeinen Lehren erfahren keine befriedigende Darstellung, und durch 
Loslösung vom Staatsrechte verliert das Verwaltungsrecht den starken Rück- 
halt, den es besitzt, sobald es sich an die immer erfolgreicher xmtersuchten 
Institutionen des Verfassungsrechts anlehnt. So scheint es am besten zu sein, 
bei der gemeinsamen Behandlung der Staats- und verwaltungsrechtlichen 
Probleme zu verharren xmd die Detailforschung auf verwaltungsrechtlichem 
Gebiete der monographischen Darstellung zu überweisen, welche ja überall im- 
stande ist, ihr Arbeitsfeld so eng wie möglich abzustecken und intensiv zu 
bewirtschaften. 

Ehe wir aber auf solche Weise auf die systematische Bewältigung des 
Verwaltungsrechtsstoffes verzichten, wollen wir doch versuchen, das Verhältnis 
von Staats- und Verwaltungsrecht schärfer zu erfassen und die Frage zu be- 
antworten, was das Verwaltungsrecht als selbständige Disziplin leisten soll 
und zu leisten vermag. 

IL 

Das Staatsrecht beschäftigt sich mit den Elementen des Staates und 
seiner obersten Organisation. Als Elemente des Staates erscheinen das Staats- 
gebiet, die Staatsbürger, das Staatsoberhaupt und die Staatsgewalt. Selbst- 
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verständlich muß die Wissenschaft, wenn sie sich mit diesen Elementen be- 
faßt, auch die unmittelbare Nachbarschaft in Betracht ziehen. Das Staats- 
gebiet ist der räumliche Herrschaftsbereich des Staates. Aber der Staat 
herrscht unter Umständen auch außerhalb seines Gebietes, und anderseits 
verzichtet er mitunter zu Gunsten fremder Mächte auf die Herrschaftsaus- 
übung in seinem Gebiete. Neben den Staatsbürgern kommen auch die Aus- 
länder in Betracht. Es ist zu untersuchen, inwieweit der Staat seine Herr- 
schaft auch auf sie ausdehnt, aber auch inwieweit ihnen etwa ein aktiver 
Status (Jellinek) zuerkannt ist. Vom monarchischen Staatsoberhaupte wendet 
sich der Blick zu jenem Hause, dem der Monarch entnommen ist. Die Rechts- 
verhältnisse des Herrscherhauses, die Bestimmungen über Thronfolge und 
Sukzessionsberechtigung und alle anderen dynastierechtlichen Fragen müssen 
vom Staatsrechte behandelt werden. Neben der Staatsgewalt gibt es im Staate 
auch noch andere Gewaltverhältnisse, deren Unterwerfung oder Eindämmung 
der Staat versuchen, die er aber auch für seine eigenen Zwecke dienstbar 
machen kann. (Kirche, Kommimal- und sonstige Verbände.) 

Das Staatsoberhaupt ist, wenigstens in der Monarchie, eine physische 
Person, eine Individualität, nicht so die anderen Elemente des Staates. Die 
Staatsbürger lassen sich in Gruppen sondern, welche möglicherweise für das 
Verfassungsrecht Bedeutung haben. Die Eigenschaften der Staatsbürger (Ge- 
schlecht, Alter, Stand, Religionsbekenntnis, Nationalität u. s. w.) sind auf ihre 
verfassungsrechtliche Relevanz zu prüfen. Das Staatsgebiet muß in vielfacher 
Hinsicht eingeteilt werden. Soweit die Gebietseinteilung verfassungsrechtliche 
Bedeutung hat (wie z. B. die Kronlandseinteilung Österreichs), ist sie im Staats- 
rechte ex professo zu erörtern. Die Staatsgewalt endlich hat eine äußerst kom- 
plizierte Organisation, deren Behandlung den eigentlichen Kern jeder staats- 
rechtlichen Darstellung bildet.^ Die verschiedenen Seiten der Staatsgewalt: 
Gesetzgebung, Venvaltung und Justiz müssen gesondert, aber auch in ihrem 
Verhältnisse zueinander und zu den Staatsbürgern untersucht werden, \md 
zwar sowohl als Organisationen, wie als Funktionen. Dabei ergibt sich aller- 
dings eine Schwierigkeit insofern, als keines der drei Gebiete sich von dem 
anderen vollständig ablöst. In der Gesetzgebung (als Tätigkeit gedacht) kommt 
auch die Verwaltimg zu Worte, indem die Regierung Gesetzesvorlagen aus- 
arbeitet und der Volksvertretung unterbreitet,* sich an der parlamentarischen 
Verhandlung über Regierungsvorlagen und Initiativanträge beteiligt, die 
Sanktion der Parlamentsbeschlüsse erwirkt und die sanktionierten Gesetze 



* Vgl. Gerber, Grundzüge eines Systems d. d. St.-R., 2. Aufl., S. 3: „Das Staats- 
recht ist also die Lehre von der Staatsgewalt." Jellinek, Das Recht d. mod. Staates, 1. Bd., 
S. 392 f. „Alles Staatsrecht ist Lehre von der Staatsgewalt, ihren Organen, ihren Funk- 
tionen, ihren Grenzen, ihren Rechten, ihren Pflichten." 

2 Vgl. Stein in Stengels Wörterbuch d. d. V.-R. (Neue Ausgabe, 1894) 2. Bd., S. 708: 
„Initiative der Verwaltung." 
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erst durch die Kontrasignatur zu gültigen Eegierungsakten macht.* 
An der Gesetzgebung als Organisation ist wiederum die Regierung in 
hervorragender Weise beteiligt, indem sie das Wahlgeschäft leitet und durch- 
führt, die ihr etwa vorbehaltenen Berufungen in das Parlament (Pairsschübe) 
vornimmt, die Tätigkeit des Parlaments durch • Einberuf ungs-, Vertagungs-, 
Schließungs- imd Auflösungsmaßnahmen reguliert, möglicherweise auch das 
Präsidium des Parlaments selbst zusammensetzt, für den Sach- und Personal- 
bedarf des Parlaments sorgt u. s. w. Umgekehrt ist die Verwaltung sowohl 
als Organisation wie als Tätigkeit der Gesetzgebung unterworfen. Die Ver- 
waltungsrechtsvorschriften sind in unzähligen Gesetzen niedergelegt. Für die 
Justiz endlich gelten nicht bloß Gesetze, sondern auch Verordnimgen, und 
überdies ist sie in vielfacher Hinsicht der Verwaltung (Justizverwaltung) 
unterstellt. Aber auch die Verwaltung muß sich der Justiz fügen, nicht bloß 
der eigens zu diesem Ende eingesetzten Verwaltungsgerichtsbarkeit, sondern 
unter Umständen auch der ordentlichen Zivil- imd Straf Justiz. Und auch das 
Parlament muß, wenn es die !Ministeranklage erhebt, im äußersten Falle also, 
an die Justiz appellieren. 

Diese gegenseitige Abhängigkeit der verschiedenen Zweige der Staats- 
gewalt voneinander bildet für die staatsrechtliche Darstellung, wie gesagt, 
•eine Schwierigkeit,* aber eine solche, welche überwunden werden muß und 
auch tatsächlich überwunden wird. Nur darf der Systematiker des 
Staatsrechts nie sein Ziel aus den Augen verlieren, welches darin besteht, das 
Kräfteverhältnis der staatlichen Faktoren ins klare zu stellen. Immer 
handelt es sich bei staatsrechtlichen Problemen um dieses Kräfteverhältnis.^ 
•Die Gewaltenteilungstheorie haben wir überwunden. Wir sprechen nicht 
mehr von drei Staatsgewalten, sondern nur von einer einzigen.* Aber was 
zwingt uns denn dazu, „pouvoir" mit „Gewalt" zu übersetzen?' Es bedeutet 
doch als Verbmn „können" und als Substantiv nicht bloß „Gewalt", sondern 
auch „Kraft", „Macht", und daß Gesetzgebung, Verwaltung und Justiz 



^ Auch die Gesetze sind RegierungFakte im Sinne des § 1 d. öst. Ges. v. 
25. Juli 1867, Nr. 101 R.-G.-Bl. Darum werden die Formerfordernisse des Gesetzes im 
Staatsgrundgesetze über die Ausübung der Regierungs- und Vollzugsgewalt normiert. 

* Vgl. Jellinek a. a. 0., S. 386. 

s Vgl. 0. Mayer a. a. 0., I. Bd., S. 15. 

ö Xeuestens macht sich übrigens wieder eine Reaktion bemerkbar. Vgl. 0. Mayer 
a. a. 0., I. Bd., S. 68, Auschütz, Die gegenwärtigen Theorien über den Begriff der gesetz- 
gebenden Gewalt. (Sonderabdr. a. d. Tüb. Universitätsprogramm 1900, S. 12: „Wir haben 
die Gewaltenteilung. Daran ist zunächst nichts zu vertuschen. Und femer ist hiergegen 
de lege ferenda weder im Interesse der Einheit der Staatsgewalt noch im Namen des 
monarchischen Prinzips etwas zu erinnern.") Rehm im Archiv f. öfF. R., 12. Bd., S. 595. 

' Montesquieu gebraucht die Ausdrücke: „pouvoir** und „puissance" promiscue. 
So lautet gleich der einleitende Satz (B. 11, Kap. 6j: „II y a dans chaque Etat trois 
sortes de pouvoirs : la puissance legislative . . .^ 
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staatliche Kräfte, Mächte im Staate sind, wird doch niemand in Abrede stellen 
wollen.^ Die einheitliche Staatsidee steht damit keineswegs im Widerspruche. 
Das positive Recht, welches das Verhältnis dieser drei Machtfäktoren zuein- 
ander und zu den Staatsbürgern regelt, ist eben das Staatsrecht. 

Im Gegensatze dazu ist es Sache des Verwaltungsrechts, den Staat bei 
seiner Tätigkeit zu beobachten und die Eechtsnormen darzustellen, welche für 
die staatliche Tätigkeit, also für die Erfüllung der Verwaltungsaufgaben 
gelten. Das Verwaltungsrecht stellt also nicht die einzelnen Elemente des 
Staates einander gegenüber, es sucht nicht die Formel zu finden für das Gleich- 
gewicht der staatlichen Kräfte, sondern es befaßt sich mit dem harmonischen 
"Zusammenwirken der staatlichen Faktoren zur Erreichung der jeweils ge- 
steckten Ziele. Drastisch läßt sich der Gegensatz so formulieren: Das Staats- 
recht fragt, wenn es sich um irgendeine staatliche Aktion handelt : „W e r soll 
tätig werden?", das Verwaltungsrecht hingegen: „Was soll getan werden?" 
Überdies fragen selbstverständlich beide: „Wie soll gehandelt werden?" 
Aber dieses Wie bedeutet für jedes von beiden etwas anderes. Es steht im 
Zusammenhange mit der Hauptfrage, wer handeln imd was geschehen soll.* 

Ist dies richtig, dann kann eine noch so ausgezeichnete Darstellung des 
"Staatsrechts jene des Verwaltungsrechts nicht ersetzen. Es geht nicht an, 
eine Darstellung der einzelnen Verwaltungsgesetze dem Staatsrechte einfach 
anzuhängen.^^ Vielmehr muß das Verwaltungsrecht, um seine Aufgabe befrie- 
digend lösen zu können, geradeso von vom anfangen, wie das Staatsrecht. 
Sowie dieses vom Staatsbegriffe, so muß jenes vom Verwaltungsbegriffe aus- 
gehen, und es müssen die Darstellungen der beiden Disziplinen parallel, also 
neben einander und nicht nacheinander verlaufen. Sonst können keine rich- 
tigen Eesultate erzielt werden. Es zeigt sich dies schon bei dem Ausgangs- 
punkte jedes Verwaltimgsrechtssystems, also bei dem Verwaltungsbegriffe. 
Wenn ich, nicht voreingenommen durch staatsrechtliche Untersuchungen, 
mich frage: Was ist Verwaltung? so ergibt sich als Antwort: Jede Tätigkeit 
des Staates. A'^on diesem allgemeinsten Begriffe gelange ich dann, indem ich 
determinierende Merkmale hinzudenke, zu engeren und engsten Begriffen: 
Verwaltung kann auch sein die staatliche Tätigkeit mit Ausschluß der Gesetz- 
gebung, die staatliche Tätigkeit mit Ausschluß der Gesetzgebung und der 



8 Vgl. 0. Mayer a. a. 0., I. Bd., S. 71: „Es sind lebendige Kräfte, die je nach 
seiner Entstehungsform anders geartet, durch diesen AVillen (nämlich den Staatswillen) 
in Bewegung gesetzt werden." 

ö So schon Aretin a. a. 0., I. Bd., S. 10. 

^° Gerber (a. a. 0., S. 234) hebt mit Recht hervor, daß die einzelnen Partien des 
Verwaltungsrechts verkümmern würden, „wenn man sie bloß als einen Anhang des 
Staatsrechts behandelte; und wiederum würde die Reinheit und Selbständigkeit des Staats- 
rechts leiden, wenn man dasselbe wissenschaftliche System für den Platz der Darstellung 
der Rechte der Landstände und der Bestimmungen über Vorkehrungen gegen die Rinder- 
pest ansehen woUte." 
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Justiz, die Tätigkeit der im engeren Sinne so genannten Verwaltungsorgane, 
die innere Venv^altnng u. s. w. Wenn ich nun so eine ganze Keihe von Verwal- 
tungsbegriffen gefunden habe, dann entsteht erst die für die ganze weitere 
Untersuchung entscheidende Frage: Welcher Verwaltungsbegriff ist der Dar- 
stellung des Verwaltungsrechts zugrunde zu legen? Bei der Lösung dieser 
Frage habe ich freie Hand. Ich werde jene Lösung akzeptieren, die mir die 
richtigste zu sein scheint, und ob sie es auch wirklich ist, muJ3 sieh an den ge- 
wonnenen Eesultaten erproben lassen. Ganz anders verhält es sich aber, wenn 
ich das Verwaltungsrecht als zweiten Teil des Staatsrechts behandle. Dann 
finde ich einen bestimmten Verwaltungsbegriff bereits vor. Das Staatsrecht 
muß für seine Zwecke schon mit der der Gesetzgebung und der Justiz gegenüber- 
gestellten Verwaltung rechnen. Diese drei verschiedenen Seiten der Staats- 
gewalt und der Staatstätigkeit bringt das Staatsrecht getrennt zur Dar- 
stellung. Damit ist aber der verwaltimgsrechtlichen Behandlung präjudiziert. 
Es scheidet für diese von vornherein die Tätigkeit aller nicht zur Verwaltung 
im engeren Sinne gehörigen Staatsorgane aus. Ja selbst aus der Tätigkeit der 
Eegierungsorgane ist ihr bereits verschiedenes vorweg genommen, so z. ß. 
jene Verwaltungstätigkeit, die sich auf die politischen Wahlen bezieht. Im 
Eahmen einer Gesamtdarstellung des öffentlichen Rechts kann sich das Ver- 
waltungsrecht nicht frei entfalten. Es geht aus systematischen Gründen nicht 
an, die bereits behandelten Probleme nochmals aufzurollen, um sie verwal- 
tungsrechtlich zu lösen, nachdem ihre verfassungsrechtliche Seite bereits 
abgetan ist.^^ 

Ähnlich verhält es sich mit der Verwaltungsorganisation. Das Staats- 
recht muß, indem es von Gesetzgebung, Verwaltung und Justiz handelt, sich 
auch mit der Verwaltungsorganisation beschäftigen. Es muß das Ministerial- 
system, die Stellung der Minister und Ministerien, das Verhältnis von Staats- 
und Selbstverwaltung u. s. w. untersuchen. Aber es giebt bei der Darstellung 
der Verwaltungsorganisation eine Grenze, über welche das verfassungs- 
rechtliche Interesse nicht hinausreicht. Das Staatsrecht will aus der Ver- 
waltungsorganisation die Eigentümlichkeiten der Verwaltung als Machtfaktors 
im Staate erkennen und klarstellen, in welcher Weise das Kräfteverhältnis 
zwischen Verwaltung einerseits und Gesetzgebimg imd Justiz anderseits durch 
eine bestimmte Verwaltungsorganisation beeinflußt wird. Dem Verwaltungs- 

*^ Dazu kommt auch noch folgendes: Das Staatsrecht behandelt immer einen 
bestimmten Staat. Die Verwaltung wird aber nicht immer gerade von diesem Staate allein 
geführt. Wenn ich z. B. die österreichische Heeresverwaltung darstellen soll, so muß ich 
sie als Ganzes darstellen ohne Rücksicht darauf, ob die Reichshälften oder die österr.- 
ungarische Monarchie handelnd auftreten. Das gleiche gilt von jenen Verwaltungszweigen, 
welche Anfänge eines internationalen Verwaltungsrechts aufweisen. Durch Einfügung 
des Verwaltungsrechts in das Staatsrecht werden hier beengende Schranken aufgestellt, 
die um so fühlbarer werden müssen, je mehr das internationale Verwaltungsrecht an 
Umfang und Bedeutung gewinnt. 
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rechte hingegen handelt es sich darum, zu untersuchen, was eine bestimmte 
Organisation für die Verwaltung leisten kann, ob diese Organisation der 
Lösung der Verwaltungsaufgaben günstig ist oder nicht, und wie 
diese Aufgaben im Hinblick auf die gegebene Organisation zweckentsprechend 
zu lösen sind. Beide Disziplinen müssen sich mit der Verwaltungsorganisatioii 
beschäftigen, aber jede von einer anderen Seite, jede zu einem anderen 
Zwecke. Auch hier ist das Verwaltungsrecht nur frei, wenn es aus dem 
beengenden Eahmen des Staatsrechts herausgelöst wird. Denn es geht doch 
nicht gut an, nach Erledigung des Verfassungsrechts im Abschnitte über 
Verwaltungsrecht nochmals von den Ministerien, ihrer Organisation, 
ihrem Verhältnisse zu den unterstehenden Behörden u. s. w. zu handeln. 

Ganz ebenso verhält es sich mit der Verwaltungsgerichtsbarkeit, mit 
den Fragen des Staatshaushaltes, mit der Heeresverfassung u. dgl. 

Nur dann wäre eine Sonderstellung des Verwaltungsrechts entbehrlich, 
wenn es möglich wäre, die verfassungs- imd verwaltungsrechtlichen Probleme 
in der staatsrechtlichen Darstellung nicht nacheinander, sondern gleich- 
zeitig darzustellen, wenn sich also z. B. die Verwaltimgsorganisation in be- 
friedigender und abschließender Weise an einer einzigen Stelle des Staats- 
rechtssystems behandeln ließe. Dies ist aber nicht möglich. Wenigstens wurde 
der Beweis der Möglichkeit bisher nicht erbracht. Eine harmonische Be- 
handlung des Staatsrechts kämpft ja, wie schon ausgeführt, ohnedies mit der 
dem letzteren immanenten Schwierigkeit, welche darin liegt, daß Gesetz- 
gebung, Verwaltung und Justiz, die nacheinander dargestellt werden müssen, 
gar nicht unabhängig nebeneinander bestehen können, sondern durch un- 
zählige Fäden innig miteinander verknüpft sind. Diese Verknüpfung nicht 
aus den Augen zu verlieren imd dennoch jede Seite der Staatsgewalt, um 
ihr gerecht zu werden, isoliert zu betrachten: das ist eine Aufgabe, welche 
hohe Anforderungen an den Staatsrechtstheoretiker stellt und mit der 
anderen Aufgabe, jedesmal die . Verwaltungsinteressen zu berücksichtigen 
und deshalb die einzelnen Probleme auch auf ihre verwaltungsrechtliche Seite 
hin zu prüfen, nicht verquickt werden kann, und zwar um so weniger, als 
diese Aufgaben einander zum Teil entgegengesetzt sind. Das Staatsrecht 
untersucht das innere Verhältnis der Verwaltung zu den übrigen Staats- 
faktoren, das Verwaltungsrecht die nach außen wirkende Verwaltung. 
Soweit überhaupt unsere Staatsrechtssysteme beide Aufgaben miteinander 
zu vereinigen suchen, schlägt dieser Versuch naturgemäß fehl. 

Wenn wir so zu der Forderung eines selbständigen Verwaltungsrechts 
gelangt sind, so haben wir es dabei gar nicht nötig gehabt, die Stoffülle des 
Verwaltungsrechts anzurufen. Nicht deshalb brauchen wir ein Verwaltungs- 
recht, weil das Staatsrecht die Einzelgebiete der Verwaltung nicht 
durchforschen, sondern weil es den allgemeinen Fragen des Verwaltungs- 
rechts, soweit sie nicht geradezu mit den staatsrechtlichen Fragen zusammen- 
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fallen, seine Aufmerksamkeit nicht oder nur in ungenügendem Maße zu- 
wenden kann. Wenn das Hauptgewicht auf die Reichhaltigkeit des Verwal- 
tungsrechtsstoffes gelegt wird, so spricht sich darin eine Verkennung oder 
Verschiebung des Gegensatzes von Staats- und Verwaltungsrecht aus. Man 
ist ja immer geneigt, die Auseinanderlegung der Eechtsdisziplinen damit zu 
erklären, daß jede ein bestimmtes Stoffgebiet zu pflegen hat. Versteht 
man darunter, daß jede Rechtsdisziplin andere Norme ngruppen imter- 
sucht, so mag das ja im großen und ganzen richtig sein. Unrichtig ist es 
aber, daß sich diese Normengruppen nach ihrem materiellen Inhalte 
differenzieren. Wir werden hierauf noch später zurückkommen. Hier sei nur 
bemerkt, daß der begriffliche Gegensatz zwischen Staats- und Verwal- 
tungsrecht wenigstens in der Hauptsache kein stofflicher ist. Es sind 
selbstverständlich andere Fragen und Probleme, mit welchen sich jede dieser 
beiden Disziplinen beschäftigen soll — sonst könnten sie ja nicht einmal in 
Gedanken getrennt werden. Aber diese Fragen imd Probleme beziehen 
sich vielfach auf dieselben Erscheinungen des staatlichen Rechtslebens. 
Die Stellung der Minister läßt sich verfassimgs- und verwaltungsrechtlich 
untersuchen. Aber die Minister bleiben immer dieselben, mag man sie nun 
von diesem oder jenem Standpimkte ins Auge fassen. 

Wenn aber Staats- und Verwaltungsrecht häufig den gleichen Stoff be- 
handeln, so kann es trotz der verschiedenen Ziele, die beide verfolgen, doch 
nicht vermieden werden, daß gewisse Darstellungen und Gedankengänge Jn 
den beiderseitigen Untersuchungen gleichmäßig wiederkehren. Es ist dies ein 
Umstand, welcher gegen die selbständige Behandlung des Verwaltungsrechts 
ins Treffen geführt wird. Wozu ein selbständiges Verwaltungsrecht, wenn 
dieses vielfach die gleichen Wege wandeln muß, wie das Staatsrecht? Die 
Furcht vor Doppelbehandlung ist überhaupt unserer Rechtswissenschaft 
eigentümlich. Einen horror vacui empfindet diese nicht. Daß zahlreiche 
Rechtsgebiete unerforscht sind oder brach liegen, damit findet man sich ab. 
Sobald aber Forscher verschiedener Disziplinen auf einem Gebiete des Rechts- 
lebens zusammentreffen, um dieses, jeder für seine Zwecke, kennen zu lernen, 
machen sie einander das Feld streitig, als ob hier eine ähnliche Aus- 
schließlichkeit der Benützung möglich wäre, wie bei dem privatrecht- 
lichen Eigentume. Daß ein und derselbe Gegenstand von verschiedenen 
Wissenschaften behandelt wird, ist an sich noch kein Übelstand. Es wird 
erst einer, wenn die von mehreren Sexten aufgewendete Mühe ohne den ge- 
wünschten Erfolg bleibt. Sobald aber jede Disziplin dem gleichen Gegen- 
stande eine andere Seite abgewinnt, so liegt in ihrem Zusanmientreffen auf 
einem Punkte nicht eine die Wissenschaft schädigende Konkurrenz, sondern 
ein der Erkenntnis förderliches Zusammenarbeiten. Das menschliche Auge 
wird vom Physiologen, Ophtalmologen, Physiker, Psychologen, Biologen, 
Anthropologen und vielleicht noch von einer Reihe anderer Forscher unter- 
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sucht und behandelt. Ginge es an, für einen von ihnen ein Monopol zu 
statuieren und den anderen die Behandlung dieses Stoffes zu verwehren? 
Es ist meine Überzeugung, daß die Furcht vor Doppelbehandlung der 
Rechtswissenschaft schweren Schaden zugefügt hat. Würden die juri- 
stischen Disziplinen sich dessen bewußt sein, daß es nicht so sehr darauf 
ankommt, was den Gegenstand der Untersuchung bildet, als vielmehr darauf, 
welche Ziele die Untersuchung verfolgt und wie sie demnach vorzunehmen ist, 
dann würden wir uns vielleicht schon einer zusammenfassenden Eechtswissen- 
schaft, einer allgemeinen Rechtslehre erfreuen, während heute Privat-, Straf - 
Staatsrecht u. s. w. membra disiecta eines imverbundenen Ganzen sind. 

Kehren wir zum Verwaltungsrechte zurück! Ist es richtig, daß nicht 
die große Zahl der Verwaltungsrechtsnormen, sondern die Aufgabe des 
Verwaltungsrechts zu einer selbständigen Darstellung der einschlägigen Pro- 
bleme zwingt, so ist die Frage, wie die Fülle des Verwaltungsrechtsstoffes 
Avissenschaftlich zu bewältigen ist, eine häusliche Angelegenheit des Ver^'al- 
tungsrechts, und als solche müssen wir sie nunmehr behandeln. 

m. 

Wie schon erwähnt, ist der Anteil der Praktiker an der literarischen 
Pflege des Verwaltungsrechts unverhältnismäßig groß. Es genügt, in dieser 
Richtung auf die lexikalischen Bearbeitungen des Verwaltungsrechts hinzu- 
weisen. Speziell im „österreichischen Staatswörterbuche" von Mischler imd 
Ulbrich tritt, soweit es sich um das eigentliche Verwaltungsrecht handelt, die 
Arbeit der Vei'waltungspraktiker außerordentlich hervor. Und gerade auf die 
aus dieser Quelle fließenden Artikel möchte ich den größten Wert legen. Im 
jahrelangen Verkehre mit dem genannten Sammelwerke habe ich die Über- 
zeugung gewonnen, daß die von den Praktikern beigesteuerten Beiträge dem 
Theoretiker geradezu unentbehrlich sind, während dasjenige, was von theore- 
tischer Seite herrührt, zum großen Teile auch anderweitig mühelos aufge- 
funden werden kann. Es ist nicht immöglich, daß sich das Verhältnis für den 
das Werk benützenden Praktiker umkehrt, und wenn dem so wäre, dann 
RTÜrden sich hier Theorie und Praxis in der glücklichsten Weise ergänzen. Aber 
für ims ist es bloß von Interesse festzustellen, in welchem Maße das Verwal- 
tungsrecht und seine Lehre durch die Mitarbeit der Praktiker gefördert wird, 
und wie sehr es auf diese Mitarbeit angewiesen ist. Die literarische Arbeit der 
Praktiker hat hier eine andere Bedeutung und einen anderen Charakter, als 
■ gchaftj oin ci' allg e meinen Rechtslehre erfreuen, während heute Privat-, Straf-, 
prozesse behält der Theoretiker die Führung.^ Sein Blick ist auf das Abstrakte, 
jener des Praktikers mehr auf das Konkrete gerichtet. Der Theoretiker stellt 
die gründlichen Kenntnisse und die wissenschaftliche Auffassung, der Prak- 



* Damit soll dasselbe gesagt sein, was Stoerk (Methodik, S. 118) in der Weise 
ausdrückt, daß er von der Disziplin und Zucht der Zivilist ischen Schriftsteller spricht. 
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tiker die Berufserfahrung und den praktischen Blick hei. Jener arbeitet zu- 
sammenfassend, dieser mehr kasuistisch, der Theoretiker will einen dauernden 
Fortschritt anbahnen, der Praktiker augenblickliche Schwierigkeiten über- 
winden. Im Verwaltimgsrechte hingegen okkupiert der Praktiker ganze Ge- 
biete, die der Theoretiker nie betritt oder doch nur sehr extensiv bewirt- 
schaftet.^ Der Theoretiker bewegt sich hier häufig auf der Oberfläche, während 
der Praktiker, eben weil ihm mit der kompendiösen Behandlung des Stoffes 
nicht gedient ist, sorgfältige und tiefgehende Detailstudien macht. Darum 
verliert hier der Theoretiker die Führung, und anstatt daß die Praxis von ihm 
lernt, muß er aus der Praxis die wertvollsten Anregungen schöpfen.^ 

Diese Erscheinung hat gewiß ihre inneren Gründe. Denn daß die Ver- 
waltungstheoretiker ihrer persönlichen Eigenschaften wegen weniger 
zu leisten vermögen, als andere Fachmänner, ist ja von vornhinein ausge- 
schlossen. Warum verschiebt sich gerade auf verwaltungsrechtlichem Gebiete 
das Verhältnis von Theorie und Praxis in so eigentümlicher Weise ? Wiederum 
liegt es nahe, darauf zu venveisen, daß der Stoflf des Verwaltungsrechte so 
überaus groß ist, daß er kaum überblickt, geschweige denn von einem Men- 
schen bewältigt werden kann. Aber auch hier glauben wir diesem Argumente 
nicht entscheidende Bedeutung beimessen zu können. Denn der Stoflf kann 
doch nicht so groß sein, daß er nicht von der Gesamtheit der Forscher 
bemeistert werden könnte. Die dazu nötige Arbeitsteilung würde sich von 
selbst vollziehen, wenn es sich wirklich nur um ein Größenverhältnis, 
um eine Quantitätsfrage handeln würde. Nicht die Menge, sondern der In- 
halt des Verwaltungsrechtsstoffes, der Gegenstand des Verwaltungs- 
rechts ist es, der uns in den Stand setzt, die aufgeworfene Frage zu beant- 
worten. 

Daß die Kechtsverhältnisse zunächst und in erster Linie Lebensver- 
hältnisse sind, ist ein vielgebrauchter Gemeinplatz. Es ist daher selbstver- 
ständlich, daß nur, wer die betreffenden Erscheinungen des Lebens kennt, dje 
Eechtsverhältiiitäse erfassen imd darstellen kann. Woher aber verschafft sich 



2 Stoerk (a. a. 0., S. 122) spricht — allerdings in anderem Zusammenhange, 
nämlich mit Beziehung auf die allgemeine Staatslehre — von der Latifundienwirt- 
schaft der Theorie. 

' Um Mißdeutungen vorzubeugen, bemerke ich ausdrücklich, daß ich zwischen 
Theoretikern und Praktikern nicht im Zunftsinne unterscheide. Wer auf Grund 
eingehender Studien aus Liebe zur Wissenschaft und zu ihrer Förderung schriftstellerisch 
tätig ist, ist Theoretiker, mag er im übrigen welchen Beruf immer ausüben, Praktiker 
aber, wer, um praktische Erfahrungen zu verwerten oder den Bedürfnissen der Praxis zu 
genügen, zur Feder greift. Es stünde schlimm um die Jurisprudenz, wenn sie der 
literarischen Mitarbeit solcher berufener Praktiker entraten müßte. Es gibt freilich neben den 
Berufenen auch Unberufene, jene, von welchen Ihering (Scherz und Ernst, S. 65) treffend 
bemerkt, daß sie „sich darum für große Theoretiker halten, weil ihnen eine innere Stimme 
sagt, daß sie keine Praktiker sind." 



Digitized by 



Google 



Die Verwaltungsrechtswissenschaft. 29 

der Jurist diese Kenntnisse? In dieser Hinsicht wird man wohl unterscheiden 
müssen. Zum Teil handelt es sich dabei um Dinge, die jedem geläufig sind, 
der mitten im Leben steht, zum weiteren Teile um Erscheinungen, die wenig- 
stens derjenige kennt, der sich eine gewisse allgemeine Bildung erworben hat. 
Der Erkenntnis der wirtschaftlichen Lebensverhältnisse sind die 
ökonomischen Wissenschaften gewidmet, die der Hörer der rechts- und 
Staats wissenschaftlichen Fakultät zum Gegenstande eines besonderen Stu- 
diums machen muß. So ist dafür gesorgt, daß der Jurist nicht ohne Kenntnis 
der einschlägigen Lebensverhältnisse seinen Berut antritt, wenngleich ihm die 
intimere Bekanntschaft mit dem Leben, welche die Praxis vermittelt, noch 
abgeht. Xun gibt es aber spezielle Eechtsdisziplinen, welche insofern höhere 
Anforderungen an ihre Jünger stellen, als sie eine Kenntnis singulärer. Femer- 
stehenden nicht geläufiger Zustände oder Verhältnisse verlangen. So genügt 
eine allgemeiue theoretische Schulung in der politischen Ökonomie nicht, um 
an die Detailfragen des Handelsrechts herantreten zu können. Man muß viel- 
mehr das ganze Getriebe des Handelslebens kennen, man muß wissen, wie sich 
die handelsgeschäftlichen Funktionen normal imd abnormal entwickeln, welche 
Gebräuche sich diesfalls im Laufe der Zeit herausgebildet haben n. s. w. Die 
Sonderstellung der Spezialdisziplinen, welche ein vergleichsweise enges For- 
schungsgebiet haben, findet zum guten Teile ihre Rechtfertigung in der Not- 
wendigkeit, das Studium auch auf die betreffenden Partien des gesellschaft- 
lichen Lebens auszudehnen. 

Zum Teile ähnlich liegt die Sache bei dem Verwaltungsrechte. Auch 
dieses befaßt sich vielfach mit Lebensbeziehungen, deren genauere Kenntnis 
ein besonderes hierauf gerichtetes Studium oder die Zugehörigkeit zu einer 
bestimmten Berufs-, Erwerbs- oder Gesellschaftsklasse voraussetzt.* Aber es 
ist nicht, wie Handels-, Bergrecht u. s. w._, eine Spezialwissenschaft, 
sondern reiht sich an Umfang und Bedeutung dem Privat-, Straf-, Prozeß-, 
Staatsrechte u. s. w. ebenbürtig an. Die für das Verwaltungsrecht bedeutsamen 
Lebensverhältnisse können nicht zum Gegenstande eines S p e z i a 1 Studiums 
gemacht werden, weil sie das Leben in seiner Totalität er- 
schöpfen. Nicht etwa einzelne Beziehungen des staatlichen, gesell- 
schaftlichen oder wirtschaftlichen Lebens sind es, die der verwaltungsrecht- 
lichen Regelung bedürfen. Mit der ganzen Fülle des Lebens, mit allen Seiten 
der menschlichen Betätigung muß sich das Verwaltungsrecht abfinden. Die 



* Daher kommt es denn auch, daß sich in der verwaltungsrechtlichen Literatur 
vielfach nichtjuristische Ansfühmng'en finden, was Laband (Archiv f. öff. R., IL Bd., 
8. 150) so sehr tadelt. Wenn es nun auch richtig ist, daß Erörterungen über die Eigen- 
schaften des Wassers u. s. w. nicht verwaltungsrechtlich sind, so haben sie doch für 
das Verwaltungsrecht Bedeutung, und es läßt sich nicht umgehen, die nicht juristischen 
Grundlagen des Verwaltungsrechts, wenn auch nicht zu untersuchen, so doch fest- 
zustellen, zu konstatieren. 
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Aufgaben, die der Staat zu erfüllen hat, sind im Laufe der Jahrtausende so 
mächtig angewachsen, daß die Verwaltung mit vollem Rechte sagen kann: 
Nihil humani mihi alienum puto. Erklärt sich hieraus die schon oft erwähnte, 
schier imübersehbare Menge des Verwaltungsrechtsstoffes, so ist damit auch 
schon gesagt, warimi die Verwaltimgs t h e o r i e dieses Stoffes nicht Herr 
werden kann. Es gibt kaum eine Wissenschaft, welche nicht die Grundlage 
für irgendwelche Verwaltungsrechtsnormen bilden würde. Dies im einzelnen 
darzutim, ist wohl überSüssig. Es genügt darauf hinzuweisen, daß z. B. die 
naturhistorischen, medizinischen, ökonomischen, technischen Wissenschaften, 
aber auch Disziplinen, bei denen man dies auf den ersten Blick nicht ver- 
muten würde, wie z. B. die Mathematik,** dem Verwaltungsrechte Bausteine 
liefern. Tatsächlich finden wir nicht bloß Juristen, sondern auch Vertreter 
aller anderen Fakultäten, Schulen und Disziplinen im praktischen Dienste der 
öffentlichen Verwaltung. Sie alle setzen ihr Spezialwissen und ihre fachlichen 
Fähigkeiten ein, damit die mannigfaltigen Verwaltungsaufgaben überhaupt 
erfüllt werden können. So wenig die Praxis auf die Mitwirkung dieser Fach- 
männer verzichten könnte, so wenig kann auch die Verwaltungsrechtstheorie 
für sich allein alle Provinzen des Verwaltungsrechts beherrschen. Das Forst- 
recht z. B. setzt zu seinem Verständnisse die Kenntnis der Forstwirtschaft 
voraus. Die Lektüre des Forstgesetzes allein schafft wohl eine oberflächliche 
Information, aber kein Verständnis für die Aufgaben und Beziehungen der 
staatlichen Forstverwaltung. Denn auch im Verwaltungsrechte — imd hier 
vor allem — gilt der Satz des Celsus (L. 17 Dig. de leg. 1, 3): Scire leges non 
hoc est : verba earum teuere, sed vim ac potestatem. Nim kann sich gewiß auch 
der Jurist jene Kenntnis der forstwirtschaftlichen Verhältnisse verschaffen, 
welche ihn zur erfolgreichen Pflege des Forstrechts befähigt. Und in gleicher 
Weise kann er sich auf irgendeinem anderen Spezialgebiete die erforderlichen 
Kenntnisse aneignen. Aber alles Wissen ist, vom Standpunkte des Gesamtverwal- 
tungsrechts aus betrachtet, nur Stückwerk. Denn, um sich in solcher Weise für 
das ganze Verwaltungsrecht auszurüsten, müßte man ein Polyhistor sein, und 
dies ist bei dem heutigen Stande der Wissenschaften schlechthin unmöglich. 
So ist es erklärlich, daß sich die Verwaltungsrechtstheoretiker daran genügen 
lassen, die einzelnen Vervs^altungsgebiete enzyklopädisch darzustellen, ohne 
den reichen Schatz zu heben, der in den Verwaltungsnormen enthalten ist. 
Aber nicht bloß der Mangel einer allseitigen wissenschaftlichen Vorbil- 
dung ist es, der hier in Betracht kommt. Auch jener Verwaltungspraktiker, 
der für seine eng begrenzte Aufgabe theoretisch-fachlich vollkommen geschult 
ist, erkennt gar bald, daß das wirkliche Leben viel mannigfaltiger imd kom- 
plizierter ist, als es die Schule ihn hat lehren können. Er kann sich deshalb 
nicht damit begnügen, das, was er von der Theorie gelernt hat, einfach anzu- 



^ Man denke z. B. an die Versicherungsmatbematik. 
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wenden. Er muß schöpferisch vorgehen nnd sich zum guten Teile innerhalb 
der vom Staate empfangenen Rechtsvorschriften ein eigenes System von 
Eegeln bilden, um auch den Anforderungen seines Berufes gerecht werden zu 
können. Die Verhältnisse liegen bei ihm anders, als bei dem Praktiker des 
Zivilrechts xmd des Zivilprozesses. Auch der Zivilist muß sich mit der Kom- 
pliziertheit der Lebensverhältnisse abfinden. Aber die Schwierigkeit liegt für 
ihn darin, aus den Erscheinimgen de« Lebens dasjenige herauszufinden, was 
für den Rechtsfall bedeutsam ist. Die formalen Rechtsfiguren: Kauf, Tausch, 
Miete, Servitut u. s. w. sind in der Praxis keine anderen, als in der Theorie. 
Aber während sie von der letzteren ohne Mühe isoliert erfaßt werden können, 
muß der Praktiker sie erst gewinnen, indem er aus der Fülle des Tatsäch- 
lichen das juristisch Relevante und aus diesem speziell das Typische*^ heraus- 
hebt. Seine Kunst — die „Jurisprudenz des täglichen Lebens", für welche das 
so benannte Iheringsche Büchlein reiches Material bietet — besteht, mit einem 
Worte ausgedrückt, in der Geschicklichkeit des Abstrahieren s. 

Die gleiche Geschicklichkeit muß auch der Verwaltungspraktiker be- 
sitzen, wenn er Rechtsfälle zu entscheiden hat. Aber daneben stellt ihm das 
Leben eine ganz andersartige Aufgabe. Er hat ja nicht bloß Einzelfälle zu 
entscheiden, sondern auch planmäßig in das Getriebe des Lebens einzugreifen, 
tun es in der der Verwaltung erwünschten Weise zu beeinflussen. Gleicht die rich- 
terliche Tätigkeit jener des Kritikers, so läßt sich die Verwaltungstätigkeit mit 
der Arbeit des schaffenden Künstlers vergleichen. Jeder Verwaltungsprak- 
tiker ist eigentlich ein Gesetzgeber im kleinen. Er ordnet und sichtet das fak- 
tische Material, das sich ihm darbietet, um — im Rahmen der ihn bindenden 
Vorschriften — Grundsätze für sein Handeln und nicht etwa bloß den für 
eine Einzelentscheidung maßgebenden Paragraphen zu finden. Schon äußerlich 
tritt dies dadurch hervor, daß die Normsetzung im Verwaltungsrechte zwar 
vom Zentrum ausgeht, sich aber in kaum übersehbarer Weise bis an die 
äußerste Peripherie fortpflanzt. Nicht bloß den Zentralstellen, sondern auch 
allen anderen Behörden kommt ein Verordnungsrecht zu, wenngleich sich der 
Stoff von oben nach unten fortschreitend verdünnt. Und nicht Verordnungen 
allein kommen in Betracht, sondern auch die für die Verwaltungsbeamten 
maßgebenden tistruktionen und Normalien, zu deren Erlassung jeder Vor- 
gesetzte berechtigt ist. Je tiefer wir jedoch in der Beamtenhierarchie herab- 
steigen, desto entbehrlicher wird die schriftliche Instruktion, desto leichter 
läßt sie sich durch mündliche Weisungen ersetzen. Ja selbst durch sein ganzes 
amtliches Verhalten — also gewissermaßen concludenter — kann der Vor- 
gesetzte richtunggebend wirken. Schließlich aber richtet sich der Beamte 
nicht bloß nach den von außen empfangenen Normalien, sondern auch nach 
jenen Regeln, die er im Laufe seiner Amtszeit sich selbst gebildet hat, und 



* Vgl. Jelliuek, Gesetz und Verordnung, S. 238. 
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zu deren Revision er sich oft schwerer entschließt, als der Gesetzgeber zur 
TTmgestaltnng umfassender Gesetze. So entsteht gerade in der Verwaltungs- 
praxis ein Spezialistentum, das eine viel größere Ausdehnung und. 
Bedeutung hat, als man gewöhnlich anzunehmen geneigt ist. Jede Verwal- 
tungsorganisation drängt zum Spezialismus und befördert ihn. Immer kleiner 
wird das Gebiet, das der einzelne Beamte beherrscht; aber dafür nimmt 
diese Beherrschung den Charakter der Virtuosität an. Dort, wo die Detail- 
arbeit des Verwaltungstheoretikers bereits aufhört, baut erst der Spezialist 
sein kompliziertes System auf, um seine praktische Aufgabe bewältigen zu 
können. Daraus erklärt es sich, daß auf seinem Gebiete der Spezialist 
Praktiker und Theoretiker zugleich ist. Was Wunder, wenn er 
sich für benifen und befähigt hält, die Eesultate seines Spezialstudiums und 
seiner Berufserfahrungen literarisch zu verwerten, da doch kein anderer 
über die gleichen Voraussetzungen hiefür verfügt. 

Für die Theorie birgt aber dieser Zustand eine nicht zu unterschätzende 
Gefahr. So sehr auch das Verwaltungsrecht durch die literarische Tätigkeit 
der Verwaltungspraktiker in der einen Richtung gefördert wird, so leidet 
darunter doch der Zusammenhang der wissenschaftlichen Arbeit und 
die harmonische Entwicklung der Gesamt disziplin. Und auch die ge- 
wonnenen Einzelergebnisse sind von fragwürdigem Werte, wenn sie nicht auf 
methodischem Wege aus klar erfaßten, allgemeinen Prinzipien abgeleitet 
worden sind. Man kann leicht die Wahrnehmung machen, daß die mono- 
graphische Untersuchung eines verwaltungsrechtlichen Themas dort mit 
Sicherheit und Entschiedenheit geführt zu werden päegt, wo es sich um 
die Erörterung prinzipiell minder belangreicher Detailpunkte, um die Inter- 
pretation dieses oder jenes Paragraphen liandelt, der ebenso gut hätte anders 
lauten können, während dort, wo die Lösung einer Frage eine bestimmte 
Grundanschauung über allgemeine Probleme des Verwaltungsrechts 
voraussetzt, ein ratloses Hin- und Herschwanken anzutreffen ist. Wenn 
aber ein gewissenhafter Monographist, bevor er zu einer Einzelfrage Stellung 
nimmt, zuerst die allgemeinen Grundfragen sorgfältig erörtert, so liegt hierin 
nicht selten eine Kraftverschwendung nicht bloß im Hinblick auf das be- 
scheidene Ziel, das sich der Autor steckt, sondern auch deshalb, weil jene 
Schriftsteller, welche in der Folge zwar ein ganz anderes Thema behan- 
deln wollen, dabei aber die gleichen prinzipiellen Fragen erörtern 
müssen, von der Arbeit ihres Vorgängers kaum etwas wissen. Wie viele Er- 
örterungen über Administrativverfahren, Kompetenz, Instanzenzug, Rechts- 
kraft, Exekution u. s. w. finden sich in der monographischen Literatur ver- 
sprengt, Untersuchungen, die weder untereinander im Zusammenhange 
stehen, noch auch mit der allgemeinen verwaltungsrechtlichen Literatur eine 
engere Fühlung haben! 

Soll in dieser Hinsicht eine Besserung erzielt werden, so kann dies nur 
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dadurch geschehen, daß gerade jene allgemeinen Lehren des Verwal- 
tnngsrechts, die auf die Detailforschung befruchtend und richtunggebend 
wirken sollen, von den Verwaltungsrechtstheoretikem vor allem gepEegt 
werdend Übersteigt es zunächst noch die Kräfte eines einzelnen, das Ver- 
waltungsrecht in allen seinen Teilen gleichmäßig zu beherrschen, so muß 
um so mehr ein zentrales Gebiet gesucht werden, das hauptsächlich der Plege 
bedarf. Als ein solches Zentrum kann aber nichts anderes in Betracht kommen, 
als das allgemeine Verwaltungsrecht. Wie wichtig es ist, die allgemeinen 
Tjehren des Verwaltungsrechts auszugestalten, zeigt am besten der Hinweis 
darauf, daß schon wiederholt die Pflege des allgemeinen Teiles des Verwal- 
tungsrechts angeregt worden ist.® Nur scheint man sich über Umfang und 
Bedeutung dieses allgemeinen Teiles nicht ganz klar geworden zu sein. Man 
denkt dabei an eine ähnliche Sonderung des Stoffes, wie sie in den Systemen des 
Privatrechts (und in den Zivilgesetzbüchern) längst vorgenommen wird. Allein 
der Vergleich mit dem Privatrechte ist kein glücklicher. Dieses behandelt, 
im allgemeinen Teile eine Beihe von formalen, zum großen Teile der all- 
gemeinen Bechtslehre angehörigen Begriffen, welche für das materielle Zivil- 
recht von Bedeutung sind. Der allgemeine Teil ist im großen und ganzen 
eine Propädeutik des Zivilrechts, welche an Bedeutung und Umfang 
hinter den materiellen Partien desselben weit zurückbleibt.® Die allgemeinen 
Lehren des Privatrechts, „welche sich auf das allen oder doch einer über- 
wiegenden Anzahl von Rechtsverhältnissen Gemeinsame beziehen," „bilden 
die geistige Atmosphäre, in welcher sich die einzelnen Bechts- 
institute bewegen; ihre Darstellung ist die Vorbereitung zur Kenntnis 

' Mit Recht erklärt Jellinek, Das Recht d. mod. St., I. Bd., S. 66, daß es für 
jede Wissenschaft nötiK ist, „die Beziehungen zwischen den einzelnen isolierten Seiten 
ihres Objekts herzustellen." 

* Vgl. Ulbrich, Über öffentliche Rechte und Verwaltungsgerichtsbarkeit mit Rück- 
sicht auf die Errichtung eines Verwaltungsgerichtshofes in Osterreich, S. 72 („ein 
allgemeiner Teil, . . . der die Elemente der Rechtsverhältnisse und die allgemeine Seite 
derselben, die Formen der Begründung und Geltendmachung erörtert und hierdurch 
die juristische Behandlung der einzelnen Verwaltungsgebiete ermöglicht"), Bernatzik, 
Rechtsprechung und materielle Rechtskraft, S. IV., Inama-Stemegg, Staatswissenschaftliche 
Abhandlungen, S. 81 f. — Die im Texte der vorliegenden Arbeit enthaltenen Aus- 
führungen hat der Verfasser bereits vor Jahren niedergeschrieben. Es gereicht ihm zur 
besonderen Befriedigung, daß der geistvolle Vortrag v. Inamas über die Entwicklung 
der Verwaltungslehre und des Verwaltungsrechts zu den gleichen- Ergehnissen gelangt. — 
Stoerk (Methodik, S. 118) fordert für das Staatsrecht einen allgemeinen Teil, „von 
eben solcher Selbstlosigkeit und Anpassungskraft, wie es der allgemeine Teil des Privat- 
rechts ist." 

^ Gegenüber einem, dem allgemeinen Teile des Privatrechts analogen allgemeinen 
Teile des Verwaltungsrechts wäre die Kritik 0. Mayers (I. Bd., S. 19 f.) bet-echtigt: 
„. . . . die Aufgabe kann nicht sein, nur einen allgemeinen Teil zu liefern, wie er in 
den Pandekten gegeben zu werden pflegt. Damit wäre wenig gedient; auf die Pan- 
dekten selbst kommt es an." 

österreichisches Vervraltnngsarchiv. *^ 
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der Eigentümlichkeit der besonderen Rechtserscheimingen/^ ^® Den Kern des 
Privatreehts bilden aber nicht die allgemeinen Lehren, sondern das Ver- 
mögens- Tind Familienrecht.^^ Im Gegensatze dazu ist der allgemeine Teil 
des Verwaltungsrechts, wenn er seiner Aufgabe entsprechen soll, keine bloße 
Propädeutik, sondern eine in sich geschlossene Darstellung von Problemen, 
welche zwar im Verhältnisse zu den Einzelgebieten der 
Verwaltung allgemeiner Natur sind, für sich allein betrachtet jedoch 
dieselbe Entwicklung vom Allgemeinsten bis zum Speziellsten zulassen und 
erheischen, wie alle sonstigen Probleme der Rechts- und Staatswissenschaften. 
Es wird dies sofort klar sein, wenn wir uns vergegenwärtigen, daß der 
Administrativprozeß, das Verwaltungsstrafrecht, die politische Exekution in 
diesen allgemeinen Teil gehören.^* Wenn wir das Zivilprozeßrecht als „formelles 
Privatrecht" zu bezeichnen pflegen, so wollen wir doch nicht sagen, daß etwa 
der Zivilprozeß zu den „allgemeinen Lehren" des Privatrechts gehöre, sondern 
wir erkennen ihm eine Sonderexistenz zu. Gewiß ist der Zivilprozeß insofern 
allgemein, als sich das gerichtliche Verfahren in gleicher Weise abwickelt, 
wenn es sich um eine Klage auf Anerkennung der Echtheit eines Testaments 
handelt, wie wenn eine Klage auf Ersatz eines Schadens vorliegt. Aber dessen- 
ungeachtet hat der Zivilprozeß wiederum seine Spezialf ragen, die ihrer- 
seits für das materielle Privatrecht bedeutungslos sind. Ob der zugefügte 
Schaden durch Urkunden, Zeugen, Sachverständige oder Parteienvernehmung 
bewiesen wird, ist für das Zivilrecht gleichgültig. Die allgemeinen 
zivilrechtlichen Grundsätze — wie wir uns hier ausdrücken können — sind 
die gleichen; aber der Prozeß gestaltet sich verschieden, je nachdem der 
Beweis in dieser oder jener Weise geführt wird. 

In gleicher Weise ist auch die Allgemeinheit der dem allgemeinen 
Teile des Verwaltungsrechts zuzuweisenden Lehren eine relative. Die 
Wichtigkeit dieser Lehren und die große Zahl der hier auftauchenden 
Probleme rechtfertigen es, daß man sie überhaupt nicht als allgemeinen, 
propädeutischen Teil des Verwaltungsrechts entwickelt, sondern daß ihnen 
eine selbständige, wenn auch für die Spezialgebiete der A^erwaltung bedeut- 
same Beachtung geschenkt wird. Mit anderen Worten: man sollte lieber 
nicht von einem allgemeinen Teile des Verwaltungsrechts, sondern vom 
allgemeinen Verwaltungsrechte sprechen.^^ Je weniger auf 
dem Gebiete des speziellen Vervraltungsrechts heute Abgeschlossenheit und 
Vollständigkeit der Darstellung erwartet werden kann, desto mehr muß die 



*° TTnger, System des österr. allg. Privatreehts, I. Bd., S. 228. 

" Unger a. a. 0., L Bd., S. 213. 

*^ Ulbrich widmet in seinem noch nicht abgeschlossenen ^.Lehrbuch des österr. 
Verwaltungsrechts" den allgemeinen Lehren mit Recht den ihnen gebührenden breiten 
Raum. 

^' Vgl. Inama-Stemegg a. a. 0. 
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Theorie darauf bedacht sein, das allgemeine Verwaltungsreeht zu einer 
in sieh geschlossenen, den gesamten Verwaltungsrechtsstoff nach allge- 
meinen Gesichtspunkten behandelnden Disziplin auszugestalten. Den 
gesamten Verwaltungsrechtsstoff! Denn nicht in bezug auf 
diesen Stoff können sich allgemeines und spezielles A^erwaltungsrecht unter- 
scheiden. Der Unterschied liegt vielmehr darin, daß das spezielle Verwaltungs- 
recht jene Eechtsnormen als zusammen gehörig behandelt, welche einem 
bestimmten Verwaltungszwecke dienen (Bau-, Weg-, Schul-, Gewerbe-, Ver- 
sicherungsrecht u. s. w.),^* während das allgemeine Verwaltungsrecht jede 
einzelne Erscheinung des Verwaltungsrechts daraufhin prüft, inwieweit sich 
in ihr die allgemeinen Typen verwaltungsrechtlicher Gestaltungen ausgeprägt 
finden. Denn auch die allgemeinen Lehren des Verwaltungsrechts können 
nur induktiv aus dem positiven Eechte, „ex iure quod est", und nicht deduktiv 
aus apriorischen Begriffen entwickelt werden. Das Verhältnis von allge- 
meinem und speziellem Verwaltungsrechte ist ganz ähnlich jenem zwischen 
allgemeiner und spezieller (oder systematischer) Botanik. Beide Disziplinen 
der Botanik befassen sich mit denselben Pflanzen. Der Forscher der einen 
Eichtung sieht aber in jeder Pflanze das Typische und Generelle, um auf 
Grund der so gewonnenen Kenntnis die Anatomie, Morphologie und 
Physiologie der Pflanzen entwickeln zu können, während der Systematiker 
die Pflanzen nach ihrer inneren Verwandtschaft in Gruppen ordnet und die 
Eigentümlichkeit jeder einzelnen Gruppe zu erforschen trachtet. Sowie die 
Unterscheidung von allgemeiner und spezieller Botanik der botanischen 
Wissenschaft zum Heile gereicht hat, so würde auch das Verwaltungsrecht 
von einer ähnlichen Sonderung wesentliche Vorteile erzielen. 

Allerdings ließe sich dagegen prinzipiell einwenden, daß es nicht angehe, 
aus einer Wissenschaft gewissermaßen den Kern herauszuschälen, der in 
erster Linie den Gegenstand eingehender Erforschung zu bilden hätte, daß 
vielmehr alle Seiten und Zweige einer Wissenschaft auf die gleiche Liebe 



** 0. Mayer (a. a. 0., 1. Bd., S. 17 if) verweist die Behandlung der einzelnen Ver- 
waltungszweige in die Verwaltungslehre. Für das Verwaltungsreeht hält er den Anschluß 
an die Verwaltungslehre nicht für notwendig. „Juristisch Zusammengehöriges wird not- 
wendig dabei auseinandergerissen und für manches rechtlich Bedeutsame ist in diesem 
System überhaupt kein Platz zu finden." Der Einwand ist vollauf begründet, wenn sich 
das Verwaltungsrecht auf die Darstellung der einzelnen Verwaltungszweige beschränkt. 
Aber sowenig eine solche Darstellung genügen kann, sowenig ist sie entbehrlich. 
Gegen ein „abstraktes System öffentlicher Rechte und Pflichten ohne Rücksicht auf die 
einzelnen materiellen Richtungen der Verwaltung" hat ülbrich schou in seiner ersten 
Publikation (Über öffentliche Rechte, 1875, S. 71) Stellung genommen: ^Dieß hieße den 
Zusammenhang lösen und wäre eine Verkennung der Tatsache, daß die einzelnen Ver- 
waltungszweige, z. B. die Sicherheitspolizei, das Medizinalwesen, das Unterrichtswesen, 
die Volkswirtschaftspflege u. s. w., selbst wieder organische Gruppen, abgegrenzte Arbeits- 
gebiete sind, innerhalb welcher die Rechtsverhältnisse ihren konkreten Inhalt gewinnen." 
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und Sorgfalt Anspruch hätten. Allein dieser Einwand erledigt sieh — wenig- 
stens vom praktischen Standpunkte — durch den Hinweis darauf, daß auch 
andere Eechtsdisziplinen ein zentrales Gebiet kennen, welches sie den übrigen 
Partien gegenüber sichtlich bevorzugen. So befaßt sich der Zivilist vornehmlich 
mit dem allgemeinen Privatrechte, neben dem er bald mehr, bald 
weniger besondere Privatrechtsgebiete unterscheidet, der Kriminalist haupt- 
sächlich mit dem dem Militär-, Finanz- tmd Polizeistrafrechte gegenüberge- 
stellten allgemeinen Straf rechte, der Prozessualist fast ausschließlich 
mit dem Zivil- und Strafprozesse, während die nichtprozessuale Zivilgerichts- 
barkeit (Verfahren außer Streitsachen, freiwillige Gerichtsbarkeit) — sogar 
mehr als zulässig — vernachlässigt wird. Auch im Verwaltungsrechte ist eine 
derartige Bevorzugung eines Gebietes seit langem üblich, indem oft das so- 
genannte innere Verwaltungsrecht zum ausschließlichen Gegenstande der 
Darstellung gemacht wird." Allein die Behandlung des inneren Verwaltungs- 
rechts kann wohl das Paradigma gelten für jene des speziellen oder systema- 
tischen Verwaltungsrechts. Eine wesentliche Förderung der Verwaltungs- 
rechtswissenschaft selbst kann ab(?r nicht von einer vorzugsweisen Bearbeitung 
der der inneren Verwaltung angehörigen Probleme, sondern nur von der 
Pflege der für alle Spezialgebiete der Verwaltung in gleicher Weise bedeut- 
samen allgemeinen Lehren erwartet werden. 

Klarer und eindringlicher als durch akademische Erörterungen ließe 
sich die Bedeutung und Leistungsfähigkeit des allgemeinen Verwaltungs- 
rechts durch die T a t beweisen, nämlich durch die Veröffentlichung einer we- 
nigstens summarischen Darstellung dieses Wissensgebietes. Der Verfasser 
hofft auch tatsächlich, seine hier niedergelegten Anschauungen mit der Zeit 
in solcher Weise ausreichend erhärten zu können. Zunächst aber sei es ihm 
gestattet, die Aufgaben des allgemeinen Verwaltungsrechts demonstrativ 
für einzelne wichtigere Partien desselben zu erörtern. (Fortsetzuug folgt.) 



Zur Frage der Kartellgesetzgebung. ^ 

Von 

Dr. Friedrich Kleinwächter. 

Als durch meine im Jahre 1883 erschienene Schrift: „Die Kartelle. Ein 
Beitrag zur Frage der Organisation der Volkswirtschaft" die Kartellfrage 
in die Wissenschaft eingeführt worden war, schoß bald darauf eine förmliche 



** Vgl. Löning, Lehrbuch des deutschen Verw.-R., S. 3, Stenpfel, Lehrb. d. d. Verw.-R., 
S. 19 f., Ulbrich, Lehrb. d. österr. Verw.-R., S. 45.. Sarwey bei Marquardsen, L Bd., 
n. HaJbbd., S. 56. 

* Vortrag, gehalten am 9. Dezember 1903 in der juristisch-staatswissenschaftlichen 
Gesellschaft in Czemowitz. 
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Ldteratur empor, welche sich mit der Erörterung dieser neuen Erscheinung 
des modernen Wirtschaftslebens beschäftigte. Die damals erschienenen 
Schriften beschränkten sich* jedoch — wie dies ja in der Xatur der Dinge ge- 
legen ist — zunächst darauf, das Wesen dieser Unternehmeryerbände zu er- 
gründen, d. h. die Kartelle zu beschreiben, ihre verschiedenen Formen zu er- 
mitteln imd in ein System zu bringen sowie die Licht- und Schattenseiten der 
Kartelle hervorzuheben. Das eingehende Studium der Kartelle und namentlich 
auch das kurz darauf erfolgte Hervortreten und Bekanntwerden der nord- 
amerikanischen Trusts und das Einschreiten der dortigen Gesetzgebung gegen 
dieselben mußte jedoch notwendig die Überzeugung wachrufen, daß die in 
Rede stehenden Arten der XJntemehmerverbände keine ganz harmlose Er- 
scheinung seien, sondern vielmehr sehr ernste Gefahren für die gesamte Volks- 
wirtschaft in sich bergen. Mit anderen Worten, die Frage des Verhaltens der 
Staatsgewalt gegenüber den Kartellen, d. i. die "Cberzeugung, daß die Gesetz- 
gebung genötigt sein werde, gegenüber den Kartellen Stellung zu nehmen, 
und die weitere Frage, wie diese Gesetzgebung zu gestalten sei, drängte sich von 
selbst immer mehr in den Vordergrund. Dem bekannten „A^erein für Sozialpoli- 
tik" gebührt das Verdienst, die Diskussion dieser Frage in weiten Kreisen ange- 
regt zu haben, indem er sie auf die Tagesordnung seiner in den letzten 
Septembertagen des Jahres 1894 in Wien abgehaltenen Generalversammlung 
setzte. Grundlegend nach dieser Eichtung hin \vurde das ausgezeichnete Ke- 
f erat des Wiener Staatsrecht^lehrers Prof. Dr. Adolf Menzel, welclies 
derselbe für die erwähnte Generalversammlung des genannten Vereines er- 
stattete." 

Menzel weist darauf hin, daß die heutigen Kartelle ihre Vorläufer in den 
Verabredungen der Händler und Handwerker haben, die für die Betreffenden 
so überaus naheliegend sind, daß es nicht Wimder nehmen kann, wenn der- 
artige Verabredimgen zu allen Zeiten und speziell auch schon im Altertum 
vorkamen. Es ist daher auch wieder begreiflich, daß schon die Gesetzgebung 
der ältesten Staaten sich mit den TJnternehmerverbänden beschäftigt. „Schon 
das alte römische Recht" — sagt Menzel a. a. 0. S. 12 ff. — „beschäftigt sieb 
bei zwei verschiedenen Anlässen mit den Untemehmerverbänden. Zunächst wer- 
den sie in einem Volksgesetz aus der ersten Kaiserzeit, betreffend den Getreide- 
handel, erwähnt, femer haben wir aus der späteren Kaiserzeit zwei Erlässe, von 
welchen der zweite sich ziemlich eingehend mit Kartell vertragen der Unter- 



2 „Die wirtschaftlichen Kartelle und die Rechtsordnung. Referat, erstattet an die 
Generalversammlung: des Vereins für Sozialpolitik im Herbste 1894 von Prof. Dr. Ad. 
Menzel (Wien)," veröffentlicht im 61. Bande (Pag. 23 ff.) der „Schriften des Vereins für 
Sozialpolitik." Dasselbe liegt gegenwärtig in zweiter, vermehrter Auflage vor (als seih- 
ständig im Buchhandel erschienene Schrift) unter dem Titel: „Die Kartelle und die 
Rechtsordnung" von Dr. Adolf Menzel, Prof. an der Univers. Wien. Leipzig, 1902. Ich 
zitiere hier nach der 2. Auflage. 
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nehmer befaßt. Im erstgenannten Yolksgesetze wird es als eine strafbare 
Handhing erklärt, wenn der Preis des Getreides von Einzelnen oder von Gte- 
scllsehaften künstlich verteuert, die Vorräte zurückgehalten und der Verkauf 
zu angemessenen Preisen verweigert oder wenn die Zufuhr des Getreides ab- 
sichtlich verhindert wird Die beiden kaiserlichen Konstitutionen, von 

welchen die eine aus dem Jahre 473, die zweite aus dem Jahre 483 n. Ch. 
stammt, sind in der Gesetzessammlung Justinians im 59. Titel des 4. Buches 
des Kodex enthalten. Interessant ist schon die Überschrift, welche dieser 
Titel trägt, und die lautet: Von den Monopolien und der unerlaubten Über- 
einkunft der Kaufleute sowie von den verbotenen und unerlaubten Verein- 
barungen der Handwerker, Werkmeister imd Badewirte. . . . Die erste Ver- 
ordnung des Kaisers Leo ist nur unvollständig erhalten. . . . Bedeutungsvoller 
und interessanter ist die Verordnung des Kaisers Zeno aus dem Jahre 483. 
Sie bezieht sich nicht bloß auf Getreide und Lebensmittel, sondern auf alle Ge- 
brauchsgegenstände, ja sogar auf Arbeitsleistungen. Sic verbietet zunächst 
die Ausübung eines Monopols, selbst wenn sich der betreffende Unternehmer 
auf eine ihm verliehene Berechtigung zum ausschließlichen Handel oder Ge- 
werbe zu berufen vermag. Dann aber untersagt sie alle Verabredungen, kraft 
deren irgendeine Ware nicht unter einem bestimmten Preise verkauft werden 
dürfe. Endlich verbietet sie den Handwerkern oder Werkmeistern, unter sich 
zu verabreden, daß keiner von ihnen die von den Genossen begonnene oder stehen 
gelassene Arbeit fortsetzen und vollenden dürfe." Die Übertretung dieser 
Vorschriften wird als eine strafbare Handlung erklärt. 

„Die Gesetzgebung des alten Deutschen Eeiches hat sich gleichfalls wie- 
derholt mit den Ringen und Kartellen beschäftigt. Die deutschen Eeichs- 
abschiede aus den Jahren 1512, 1524, 1530 und 1532, später die Reichspolizei- 
ordnungen von 1548 und 1577 bedrohen die ,Monopolia imd schädlichen Für- 
kauff^ mit strengen Strafen, haben jedoch damit, wie es scheint, keinen sonder- 
lichen Erfolg erzielt." (Menzel a. a. 0. S. 14.) 

Aus dieser geraeinsamen Wurzel ist das bisherige heutige Kartellrecht 
— soweit man von einem solchen überhaupt schon sprechen darf — hervor- 
gewachsen. Der Kemgcdanke schon des römischen Rechts ist nämlich: „Ver- 
abredungen der Unternehmer, welche auf ein Hochhalten der Preise abzielen, 
sind verbotQn/^ Und hieraus ergeben sich von selbst zwei weitere juristische 
Konsequenzen. Erstens ivst die verbotene Handlung strafbar, und zweitens 
kann eine verbotene A^erabredung zivilrechtlich nicht rechtsverbindlich sein. 
Diese beiden Gedanken sind denn auch in die Gesetzgebung der modernen 
Kulturstaaten übergegangen und bilden den Kern des heutigen Kartell- 
rechts, soweit man — wie gesagt — von einem solchen überhaupt sprechen 
kann. 

Der Entwicklungsgang war der folgende: Die meisten Gesetzgebungen 
übernahmen jene Bestimmung des älteren Rechts, daß Koalitionen der 
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Unternehmer wie der Arbeiter verboten und strafbar sein sollen, allein diese 
Bestimmung blieb in der Regel auf dem Papiere und wurde nie recht prak- 
tisch, und zwar erklärt sich dies aus der Einfachheit der damaligen Verhält- 
nisse. Für die Handwerker existierten ziemlich allerorts behördliche Preis- 
und Lohnsatzungen und diese boten eine genügende Handhabe für die Be- 
hörden, lun erforderlichenfalls gegen die betreffenden Personen einzu- 
schreiten. Anderseits kamen Großunternehmungen — die sogenannten „Manu- 
fakturen*^ — nur sporadisch vor, so daß an Verabredungen der Unternehmer 
überhaupt nicht leicht zu denken war. Überdies darf man nicht vergessen, 
daß die sogenannte Neue Zeit unter der Herrschaft der merkantilistischen 
Ideen stand, und daß daher die Begierungen, die alles aufboten, um das Auf- 
kommen der Großindustrie im Lande zu fördern, kaum sehr geneigt gewesen 
sein dürften, gegen eine etwaige Koalition der Unternehmer mit besonderer 
Energie einzuschreiten. Ln besten Falle kamen jene gegen die Koalition der 
Unternehmer gerichteten Gesetzesbestimmungen gegenüber den Komwuche- 
rem oder den Aufkäufern von Lebensmitteln zur Anwendung; allein auch 
hier wurde die Anwendung in dem Maße seltener, als durch den Ausbau der 
Straßen, die Herstellung von Kanälen und schließlich durch den Bau von 
Eisenbahnen die Zufuhr von Lebensmitteln erleichtert imd damit die Auf- 
käuferei erschwert wurde. Auf diese Weise erklärt es sich, daß jene älteren, 
gegen die Verabredungen derUntemehmer gerichteten gesetzlichen Vorschriften 
außer Übung kamen und sozusagen in Vergessenheit gerieten. In eine Eeihe 
der modernen Strafgesetzbücher wurden sie überhaupt gar nicht mehr auf- 
genommen. Die gegen die Koalitionen der Arbeiter gerichteten Gesetzes- 
bestimmungen blieben allerdings zimächst ziemlich allerorts in Kraft. 

In England fand später ein neuer Gedanke Eingang in die Koalitions- 
gesetzgebung, zunächst allerdings in die Gesetzgebimg über die Koalitionen 
der Arbeiter. Als nämlich dort die Gewerkvereinsbewegung unter den Arbei- 
tern sich immer weiter verbreitete und immer festere Gestalt gewann, brach 
sich allgemach die Überzeugung Bahn, daß dieser Bewegung denn doch ein 
ernstes Bedürfnis zugrunde liegen müsse und daß es daher unmöglich sei, 
ihr auf die Dauer entgegen zu treten. Man entschloß sich daher, die Vereini- 
gungen der Arbeiter zu gestatten, aber weil diese Bewilligung nur mit halbem 
Herzen gegeben wurde, war auch die Maßregel nur eine halbe. Durch ein 
Gesetz vom Jahre 1826 (6. Ges. IV. Ch. 129) wurden nämlich die Koalitionen 
der Arbeiter zwar gestattet, aber sie wurden zugleich als zivilrechtlich unver- 
bindlich erklärt. Dieser Grundsatz wurde bisher von der englischen Gesetz- 
gebung festgehalten imd in der sogenannten Trades Unions Act vom 29. Juni 
1871 (34: u. 35. Vict. Ch. 31), Sektion 4, aufs neue ausgesprochen. 

Aus der englischen Gesetzgebung überging sodann dieser Gedanke in die 
moderne Koalitionsgesetzgebung fast aller Staaten. Die Gesetzgebung dieser 
Staaten ist jedoch nicht immer ganz klar; zweifellos ist es nämlich, daß Koali- 
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tionen von Arbeitern, welche auf das Hochhalten der Löhne oder ül^erhaupt 
auf die Erwirkung günstigerer Arbeitsbedingungen abzielen, zwar gestattet, aber 
für die Teilnehmer unverbindlich sein sollen. Dagegen ist es nicht immer 
ganz zweifellos, ob dieser Grundsatz auch auf die eigentlichen Kartelle der 
Unternehmer Anwendung finden soll. Österreich ist der einzige Staat, dessen 
Gesetzgebung klipp und klar den Grxindsatz ausspricht, daß die Kartelle der 
Unternehmer zwar nicht strafbar, anderseits aber für die Teilnehmer auch 
nicht rechtsverbindlich sein sollen. Durch das Gesetz vom 7. April 1870 
(K.-G.-Bl. Nr. 43) werden nämlich die §§ 479, 480 und 481 des Strafgesetzes 
vom 27. Mai 1852, durch welche die Koalition der Arbeiter wie der Arbeit- 
geber als strafbare Handlungen erklärt wurden, außer Wirksamkeit gesetzt, 
d. h. alle Arten dieser Koalitionen werden gestattet. Dagegen bestimmt das 
Gesetz, 1. daß alle Verabredungen der Arbeitgeber, welche ihre Spitze gegen 
die Arbeiter kehren; 2. alle Verabredungen der Arbeiter, welche auf ein Hoch- 
halten der Löhne u. dgl. abzielen; und 3. „alle Verabredungen von Gewerbs- 
leuten zu dem Zwecke, um den Preis einer Ware zum Nachteile des Publikums 
zu erhöhen,'* „keine rechtliche Wirkung haben" sollen. 

Dies ist ungefähr der heutige Stand der Gesetzgebung. Als dann seit dem 
Beginn der siebziger Jahre des abgelaufenen Jahrhunderts die Kartelle 
überall wie die Pilze nach einem Sommerregen aus der Erde schössen und 
mitunter auch ihre bedenklichen Seiten sichtbar wurden, begann man in der 
Theorie wie in der Praxis der Gerichte nach Anhaltspunkten in den be- 
stehenden Gesetzen zu suchen, die es ermöglichen sollten, den Kartellen mit 
Erfolg entgegenzutreten. In den Vereinigten Staaten von Nordamerika, wo 
die öffentliche Meinung durch das Vorgehen der dortigen Trusts besonders 
erregt war, ging man rasch entschlossen vor. In den Jahren 1888 bis 1890 
wurden in mehr als zwanzig Einzelstaaten imd schließlich durch ein Bundes- 
gesetz vom 2. Juli 1890 strenge Vorschriften gegen alle Arten von TJnter- 
nehmerverbänden erlassen und die Teilnahme an solchen mit schweren 
Strafen bedroht. (Menzel, a. a. 0. S. 24 u. 25.) In Europa, wo man nicht 
so rasch vorging, suchte man den Kartellen auf Grund der Bestimmungen 
der geltenden Gesetze an den Tjeib zu rücken, und hierzu boten sieh zwei 
Wege dar. Einerseits suchte man in den Strafgesetzen nach Bestimmungen, 
um die Kartelle als „Verschwörungen^^ (die „Conspiracy" des englischen 
Rechts), als Wucher u. dgl. zu erfassen und unmöglich zu machen. Anderseits 
war man bestrebt, die Kartelle auf dem Wege des Zivilrechts zu bekämpfen, 
indem man sie als Verträge, die „gegen die guten Sitten" oder „gegen die 
öffentliche Ordnung" (d. h. gegen das von der geltenden Rechtsordnung auf- 
gestellte Prinzip der freien Konkurrenz) u. dgl. verstoßen, behandelte und 
demgemäß als ungültige Verträge erklärte. Mit anderen Worten, man griff 
auf die beiden oben erwähnten Grundgedanken der ältesten Koalitionsgesetz- 
gebung zurück und glaubte — wie dies Menzel in seiner öfter zitierten Schrift 
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,^ie Kartelle und die Rechtsordnung^' hervorhebt — die Kartellbewegung 
entweder mit Hilfe der Strafreehtsgesetzgebung oder mit Hilfe des Zivil- 
rechts unterdrücken zu können. Die Hoffnung erwies sich — wie der Erfolg 
beweist — in beiden Fällen als eine trügerische. In Nordamerika, wo^ wie 
erwähnt, die Anti-Trustgesetzgebung eine besonders strenge ist, blühen die 
Trusts; in Rußland, dessen Strafgesetz die Untemehmerverbände bedroht, 
sind speziell zwei besonders wichtige Kartelle, das Zuckerkartell (die soge- 
nannte „Nomiirowka") und das Petroleumkartell nicht nur unter den Augen, 
sondern geradezu imter der Mitwirkimg der Regierung ins Leben gerufen 
worden. In Österreich anderseits, dessen Gesetz (vom 7. April 1870) alle 
Arten von Untemehmerverbänden in der denkbar unzweideutigsten Weise 
als zivilreehtlich null und nichtig und für die Teilnehmer unverbindlich 
erklärt, führen unzählige Kartelle — wie in allen sonstigen Staaten der Welt 
— nicht nur ein frohes Dasein, sondern hat überdies in der allerjüngsten 
Zeit die Staatsgewalt durch das — seither allerdings wieder aufgehobene — 
Zuckerkontingentierungsgesetz vom 31. Jänner 1903 für die Zuckerfabriken 
einen Zustand schaffen wollen, der einem staatlich anerkannten Kartell 
ähnlich sieht, wie ein Ei dem anderen. — Das der Kartellbewegung zugrunde 
liegende Bestreben der Fntemehmer, Ordnung in das Chaos der modernen 
Volkswirtschaft zu bringen und die Produktion dem Gesamtbedarf e anzupassen, 
ist eben ein derartig berechtigtes und durch den bisherigen Zustand mit 
geradezu zwingender Notwendigkeit hervorgerufenes, daß durch kein Straf- 
recht und kein Zivilrechtsgesetz der Welt jener Bewegung Einhalt geboten 
werden kann. 

Erweisen sich aber sowohl das Straf- als das Zivilrecht als ungeeignet, 
den Auswüchsen der Kartelle mit Erfolg entgegenzutreten, so bleibt — wie 
Menzel in seiner öfter erwähnten Schrift S. 26 ff. ausführt — als einziges 
Auskunftsmittel der Versuch übrig, die Kartelle auf dem Wege der staatlichen 
Verwaltung und der Verwaltungsrechtsgesetzgebung zu regeln. Menzel hat 
damit unstreitig den richtigen Weg angedeutet, den die Kartellgesetzgebung 
einzuschlagen haben wird, und tatsächlich bewegen sich auch die seither 
bekannt gewordenen Vorschläge nach dieser Richtung hin. Fatal war es nur, 
«speziell für den Anfang, daß man hier einer terra incognita, einem absolut unbe- 
kannten Gebiete gegenüberstand und sich auf gar keine Erfahrung berufen 
oder stützen konnte. 

Dementsprechend gestalten sich denn auch die Vorsehläge, mit denen 
Menzel (a. a. 0. S. 28 ff.) damals hervortrat. Die erste Voraussetzimg eines 
jeden Eingiiffes der Staatsgewalt in das Wirtschaftsleben ist selbstverständlich 
eine möglichst genaue Kenntnis der herrschenden Zustände. Und da man 
speziell zu jener Zeit über das Tun und Lassen der Kartelle nur sehr wenig 
orientiert war, weil die Kartelle sich anfänglich mit Vorliebe in ein gewisses 
geheimnisvolles Dunkel hüllten (beiläufig bemerkt, tun sie dies auch heute 
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noch gern), so fordert Menzel als ersten Schritt die Verpflichtung der Kartelle 
zur Offenlegung ihrer Verhältnisse, d. h. jedes neu entstandene Kartell soll 
gehalten sein, seine Entstehung der Regierung anzuzeigen, und jedes Kartell 
soll verpflichtet sein, auf Verlangen der Staatsverwaltung über alle ent- 
scheidenden Tatsachen bestimmten amtlichen Organen Auskunft zu geben. 
Zum Zweiten fordert Menzel, daß alle organisierten Kartelle, d. h. solche 
Vereinigungen von Unternehmern, die mit besonderen Organen ausgestattet 
sind (Ausschuß, Generalversammlimg, gemeinsame Verkaufsstelle), gehalten 
sein sollen, sich als Vereine zu konstituieren. Die nichtorganisierten Kartelle 
— meint Menzel — können schon aus dem Grunde außer Betracht bleiben, 
weil ihr Verband ein ziemlich loser und in der Regel von kurzer Dauer ist. 
Sollte das geltende Vereinsrecht derart beschaffen sein, daß sich die Kartelle 
Dicht wohl unter dasselbe subsumieren lassen, so müßte es entsprechend ab- 
geändert werden. Der Staatsverwaltung müßte das Recht eingeräumt werden, 
solchen Beschlüssen des Kartells, welche dem öffentlichen Interesse zuwider- 
laufen, zu sistieren, eventuell auch das Kartell selbst aufzulösen. „Diese 
Regelung der organisierten Kartelle setzt selbstverständlich als Gegenstück 
voraus, daß die unter den Mitgliedern bestehenden rechtlichen Beziehungen 
vom Staate anerkannt und eventuell mit Zwangsmaßregeln geschützt werden. 
Die Un Verbindlichkeit der Kartelle könnte daher nur für die nichtorganisierten 
Koalitionen als Grundsatz ausgesprochen werden." 

Die Frage der Kartelle kam dann — wie bereits erwähnt wurde — 
in der am 28. und 29. September 1894 in Wien abgehaltenen Generalversamm- 
lung des Vereins für Sozialpolitik zur Verhandlung, aber die juristische Seite 
der Frage, d. i. die Frage, wie sich die Staatsgewalt zu den Kartellen zu stellen 
habe, wurde nur so nebenbei gestreift. Fast wäre ich geneigt, zu sagen, daß 
die Zeit damals hiefür noch nicht reif war — vielleicht (und damit soll kein 
Vorwurf ausgesprochen sein) war auch eine Versammlung von Volkswirten 
nicht der geeignete Ort für die Erörterung von juristischen Themen. Der Ver- 
einsleitung kam es in erster Reihe darauf an, das Wesen und die wirtschaft- 
liche Bedeutung der Kartelle zu besprechen imd die Kenntnis dieser Tat- 
sachen in weitere Kreise zu tragen. Dies beweist auch schon der vorbereitende 
Band (Bd. 60 der „Schriften des Vereins für Sozialpolitik"), der der Ver- 
sammlung das Substrat zu ihren Verhandlungen bieten sollte, denn derselbe 
enthält nur die Schildenmg von fünfzehn Kartellen, nebst einer Anzahl von 
Kartellstatuten, aber keinerlei Daten, welche auf die rechtliche Behandlung 
der Kartelle Bezug nehmen. In den Verhandlungen wurde diese Seite der 
Frage, wie gesagt, nur gestreift.*^ 

Der einzige Redner, der die Stellung der Staatsgewalt zu den Kartellen 
einigermaßen in den Kreis seiner Erörterungen einbezog, war der Referent, 



^ Bd. 61 der „Schriften des Vereins für Sozialpolitik." Leipzig, 1895. 
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Prof. Bücher in I^eipzig. Allein auch dieser begann seine bezüglichen Aus- 
einandersetzungen mit dem Gestäudnisse, daß ein abschließendes Urteil über 
diese Frage zur Zeit noch nicht möglich sei. Mit seinen Vorschlägen geht 
Bücher nirgends über Menzel hhiaus. Zunächst müsse man die tatsächlichen 
Verhältnisse kennen lernen, imd daher sei eine staatliche Enquete über die 
Kartelle der erste Schritt, den man verlangen müsse. Sodann müssen die Kar- 
telle einer fortlaufenden staatlichen Kontrolle unterworfen werden, zu diesem 
Behufe sei eiae eigene staatliche Behörde, eiu „Kartellamt", zu errichten, 
dem die Kartelle ihre Statuten, Verträge, Beschlüsse u. dgl. mitzuteilen ver- 
halten sein sollen. Das Kartellamt habe über alle diese Dinge ein fortlaufendes 
Kartellregister zu führen, in welches jedermann Einsicht nehmen darf. Der 
Staat müsse das Recht haben, gemeingefährliche Kartelle aufzulösen. Den 
Kartellen gegenüber möchte Bücher keine Maßregeln empfehlen, welche auf 
eine Preisregulierung abzielen, dagegen meint er, daß einem Trust gegenüber, 
der einen ganzen Industriezweig im Lande monopolisiert, dem Staate wohl 
das Recht zustehen müsse, auf eine Herabsetzung der Preise zu dringen, wenn 
die Dividenden einen gewissen Satz übersteigen. Von einer Herabsetzung oder 
Aufhebimg der Schutzzölle erwartet Bücher, speziell bei internationalen Kar- 
tellen, nichts, dagegen könne der Staat (ähnlich wie in Rußland beim Zucker) 
die billigere Ware aus dem Auslande importieren, wenn etwa die inländischen 
Kartelle die Preise gar zu hoch halten würden. Auch staatliche Betriebe seien 
für einen derartigen Fall ins Auge zu fassen. Endlich müsse der Staat daran 
denken, die Stellung der Arbeiter in den kartellierten Industrien zu regeln. 
In einem ähnlichen Sinne sprach sich noch ein Redner (Dr. f n e r) aus, wäh- 
rend die übrigen Redner auf die Frage der rechtlichen Stellung der Kartelle 
entweder gar nicht eingingen oder jeden staatlichen Eingriff, als dermal noch 
verfrüht, direkt ablehnten. In sehr vorsichtiger Weise faßte der Vorsitzende 
(Schmoller) das Ergebnis der Debatte dahin zusammen, daß von allen Seiten 
eine Enquete als wünschenswert bezeichnet wurde, um Klarheit in die Sache 
tu bringen; ^aß ferner — wenn es den Kartellen gelingen sollte, ganze Pro- 
duktionszweige zu monopolisieren — staatliche Maßnahmen unvermeidlich 
sein dürften; endlich daß die ganz großen Unternehmungen nicht mehr als 
reine Privatangelegenheiten anzusehen sein, sondern daß sie einen halb-Öffent- 
lichen Charakter an sich tragen. 

Durch die Verhandlungen des Vereins für Sozialpolitik und ganz beson- 
ders durch das ausgezeichnete Referat Menzels wurde die Bahn vorgezeichnet, 
in welcher sieh die Gedanken über die rechtliche Behandlung der Kartelle 
zunächst bewegten. Die öffentliche Meinung hatte sich jedoch schon vorher, 
sozusagen unausgesetzt, mit der Kartellfrage beschäftigt. Speziell im öster- 
reichischen Abgeordnetenhause kam diese Frage nicht zur Ruhe; seit dem 
Jahre 1891 wurden dort immer wieder Interpellationen eingebracht, in denen 
die Regierung aufgefordert wurde, die Abfassung eines Kartellgesetzes in 
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Angriff zu nehmen,* und ebenso wurde die Erlassung eines Kartellgesetzes 
von verschiedenen Landtagen und Handelskammern in Österreich wiederholt 
urgiert. Unter diesen Kundgebungen verdient insbesondere Beachtung die 
iimfasseude, mit großer Gründlichkeit ausgearbeitete „Denkschrift der Han- 
dels- und Gewerbekammer in Prag, gerichtet an das k. k. Handelsministerium 
in betreff der staatlichen Regelung des Kartellwesens." (Prag, 1896. — Die 
Denkschrift trägt am Schlüsse das Datum: „Prag, im November 1896.") Die 
Denkschrift schildert zunächst die Tätigkeit verschiedener österreichischer 
Kartelle und entwickelt sodann (S. 125 ff.) ihre eigenen Ansichten über die 
rechtliche Behandlung der Kartelle; dieselben stimmen in der Hauptsache 
vollkommen mit den Menzel-Bücherschen Vorschlägen überein. Sie gipfeln in 
folgenden Sätzen: 

Die Kartellbewegung ist noch viel zu jung, als daß man heute schon 
an eine definitive gesetzliche Regelung der Kartelle denken könnte, wohl aber 
muß zunächst Klarheit in die Sache gebracht werden und aus diesem Grunde 
erscheint als erster Schritt eine staatliche Enquete wünschenswert und geboten. 
(Dieselbe soll aber ja nicht öffentlich sein, „weil sonst die hierbei notwendig 
zur Sprache kommenden Betriebs- und Geschäftsgeheimnisse öffentlich preis- 
gegeben wären xmd den Beteiligten daraus die größten Schäden erwachsen 
könnten." Dagegen sollen die Eingeladenen zur Aussage verpflichtet und 
eventuell zur eidlichen Bekräftigung ihrer Aussagen verhalten werden. S. 126.) 
^- Ein besonderes Kartellamt wäre zu schaffen und dieses hätte auch die 
Enquete durchzuführen. — „Nach Ansicht der Kammer wird es sich sodann 
— wenn die Resultate der Enquete eine solche Maßnahme rechtfertigen — 
empfehlen, allen Kartellen aufzutragen, daß sie sich als solche auf Grund 
schriftlicher Statuten konstituieren, welch letztere in ein von dem Kartell- 
amte geführtes Kartellregister, wenn kein Anstand vorliegt, einzutragen sind. 
Die Eintragung der Statuten in das Kartellregister soll von dem Kartellamte 
zurückgewiesen werden können, wenn das Kartell lediglich imberechtigte 
Schädigungen der Konsumenten bezweckt oder andere unerlaubte Ziele ver- 
folgt. Ebenso sollen aus denselben Gründen auch schon eingetragene Sta- 
tuten aus dem Kartellregister gelöscht werden können Kartelle, welche 

ihre Statuten entweder überhaupt nicht angemeldet haben oder deren Ein- 
tragung zurückgewiesen, beziehentlich gelöscht wurde, sollen unerlaubt sein 
und ihre Teilnehmer, wenn sie an dem Kartell dennoch festhalten, durch hohe 
Strafen imd schließlich auch durch Entziehung der Gewerbeberechtigung ge^ 

straft werden können Eingetragenen Kartellen müssen jedoch gewisse 

Begünstigungen erteilt und auch gewisse Pflichten auferlegt werden. . , . , 



* Vgl. Beilage I („Verzeichnis der parlamentarischen Anregungen, betreffend die 
Regelung des Kartellwesens") des ersten Österr. Kartei Igesetzeutwurf es (Regierungsvor- 
lage) vom 1. Juni 1897, Nr. 188 der Beilagen zu den Stenograph. Protokollen des österr. 
Abgeordnetenhauses. XII. Session, 1897. (AVien, Hof- und Staatsdruckerei.) 
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Jedenfalls aber soll auf die eingetragenen Kartelle das Koalitionsgesetz keine 
Anwendung finden, welches die Kartellverträge für unverbindlich erklärt. . . . 
Die eingetragenen Kartelle sollen aber auch der Aufsicht und Kontrolle des 
Kartellamts unterworfen werden, welches befugt sein soll, durch einen fach- 
lichen, aus Vertretern der Interessenten gebildeten Beirat, dessen Mitglieder 
von den Handels- und Gewerbekammem vorzuschlagen wären, sich genaue 
Kenntnis von der Geschäftslage des betreffenden Geschäftszweiges zu ver- 
schaffen, um hiemach gegen eine übertriebene Ausnützung des Kartells recht- 
zeitig einschreiten zu können, so z. B. die Zustimmung zu derartigen Be- 
schlüssen verweigern, eventuell sogar die Löschung der Statuten aus dem 
Kartellregister und damit das Verbot des Kartells aussprechen und sonstige 
geeignete Maßnahmen — als Ermäßigung des Zolles und der Frachtsätze für 
ausländische Produkte, die Vergebung staatlicher und anderer öffentlicher 
Lieferungen an das Ausland, die Begünstigung der Errichtung privater oder 
die Errichtung staatlicher Konkurrenzimtemehmungen etc. — beantragen 
and ergreifen zu können/' (S. 125 — 129.) 

Schon im nächstfolgenden Jahre trat die österreichische Regierung mit 
einem Kartellgcsetzentwurfe hervor, den sie am 1. Juni 1897 dem Abgeord- 
netenhause vorlegte.* — Der erste Versuch, die Stellung der Kartelle gesetz- 
lich zu regeln! Da dieser Gesetzentwurf vor Schluß der Session nicht zur Be- 
ratung gelangte, so wurde er, und zwar mit einigen geringen Modifikationen, 
dem Abgeordneten hause neuerlich am 12. Oktober 1897 und dann nochmals 
am 29. März 1898 vorgelegt, sein Schicksal war aber jedesmal das gleiche. 
Da dieser Gesetzentwurf, wie gesagt, der erste seiner Art war, so ist es be- 
greiflich, daß die Regierung mit einer gewissen Zaghaftigkeit an die Lösung 
ihrer Aufgabe herantrat, imd diese Zaghaftigkeit tritt nach zwei Richtungen 
hervor. Einmal in der Überschrift und im § 1 des geplanten Gesetzes. Die Regie- 
rung hatte nicht den Mut, die sämtlichen Kartelle zu regeln; gleichzeitig aber 
fürchtete sie, daß der Ertrag gewisser Verbrauchsabgaben (Bier-, Brannt- 
wein-, Petroleum-, Zuckersteuer u. dgl.) zurückgehen könnte, wenn durch eine 
zu weitgehende Preiserhöhung der betreffenden Artikel durch die Kartelle 
der Konsum eine Einschränkung erfahren würde. Aus diesem Grunde sollten 
vorläufig nur diejenigen Kartelle herausgegriffen und dem neuen Gesetze unter- 
worfen werden, deren Erzeugnisse, „wie Zucker, Branntwein, Bier, Mineralöl, 
Salz, einer mit der industriellen Produktion in enger Verbindung stehenden 
indirekten Abgabe unterliegen." (§ 1.) Auf alle übrigen Kartelle hätte das 
Gesetz keine Anwendung finden sollen. Es bedarf wohl keiner weiteren Aus- 
einandersetzung, daß dadurch ein ganz eigentümlicher und auf die Dauer 
unhaltbarer Zustand geschaffen worden wäre; ein Kartell der Zuckerfabri- 



* Zitiert auf der vorhergehenden Seite. Der Titel des Entwurfes lautet: „Gesetz 
vom .... über Kartelle in Beziehung? auf Verbrauchspregenstande, die einer mit der 
industriellen Produktion in enger Verbindung stehenden indirekten Abgabe unterliegen." 
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kanten oder der Petrolenmproduzenten wäre vom Staate anerkannt tind 
gültig gewesen, hingegen hätte ein anderes Kartell, etwa das der Eisen- oder 
der Zementwerke, für seine Teilnehmer nach dem Koalitionsgesetze vom 7. April 
1870 keine verbindende Kraft besessen, selbst wenn die Statuten in beiden 
Fällen mutatis mutandis gleichlautend gewesen wären. 

Sodann enthält der § 3 des Entwurfes in Alinea 1 und 2 eine eigentüm- 
liche Bestimmung. Diese beiden Alineas lauten: 

„Für die unter dieses Gesetz fallenden Kartelle treten die Bestim- 
mungen des § 2 des Gesetzes vom 7. April 1870, R.-G.-Bl. Nr. 43, soweit 
diese nach § 4 desselben Gesetzes auf Verabredungen über Waren aus- 
gedehnt werden, außer Wirksamkeit." 

„Im übrigen bleiben die Bestimmungen des § 2 des zitierten Ge- 
setzes in Geltung; Verabredungen oder Vereinbarungen der dort be- 
zeichneten Art dürfen weder durch das Statut, noch durch den Beschluß 
eines Kartells (§ 1) getroffen werden." 

Die Motive („Zu §§ 2 und 3." — S. 32 u. 33) rechtfertigen diese Ge- 
setzesbestimmung mit dem Hinweise auf die Arbeiter. Die kartellierten Un- 
ternehmer dürfen zwar Vereinbarungen über die Höhe der Preise ihrer Erzeug- 
nisse u. dgl. treffen, aber sie sollen nicht das Recht haben, sich gegen ihre 
Arbeiter zu koalieren; dabei wird aber — ganz abgesehen von sonstigen Zwei- 
feln, die sich aus dieser Bestinmiung ergeben — übersehen, daß das geplante 
Gesetz gerade nach der in Rede stehenden Richtung hin eine ungeheuere 
Inkonsequenz enthält. Den Unternehmern wird gestattet, die Preise ihrer Er- 
zeugnisse im Wege einer Verabredung zu erhöhen; wenn aber die Arbeiter 
ein Gleiches tun wollen imd sich dahin einigen, daß sie ihre Arbeitsleistung 
nicht unter einem bestimmten Preise verkaufen wollen, so soll eine derartige 
Verabredung ungültig sein. 

Sieht man von diesen — nur nebenbei erwähnten — Details ab und 
faßt man den Gesetzentwurf in seiner Totalität ins Auge, so zeigt sich's, 
daß er im übrigen ganz auf dem Standpunkte der Menzel-Bücherschen 
Vorschläge steht. Die Kartelle (allerdings nur die im Gesetze genannten) 
sollen verpflichtet sein, der Regierung ihre Entstehung anzuzeigen, ihre Sta- 
tuten zu überreichen und ihre Beschlüsse mitzuteilen, und wenn sie dies tun, 
und wenn die Regierung keine Einsprache erhebt, so sollen diese Kartelle 
anerkannt und für ihre Teilnehmer rechtsverbindlich sein. Alle übrigen Kar- 
telle bleiben nach wie vor ungültig und imverbindlich. Die Regierung hat 
selbstverständlich das Recht, die Statuten der ersterwähnten Art von Kar- 
tellen zu beanständen, ihre Beschlüsse zu sistieren und eventuell das Kartell 
zu verbieten und aufzulösen. Unter „Regierung" ist hier das Finanzministe- 
rium zu verstellen, welchem die Oberaufsicht über die Kartelle zusteht; zu 
diesem Ende wird im Finanzministerium eine besondere „Kartellkommission" 
(das von Menzel und Bücher geforderte „Kartellamt") eingesetzt. Diese Kom- 
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mission hat das Kartellregister zu führen, in weichem alle die erwähnten Vor- 
kommnisse in Evidenz zu halten sind. 

Seitens der österreichischen Eegierung wurde seither kein weiterer 
Schritt nach dieser Eichtung hin unternommen, dagegen trat anfangs 1901 
der österreichische Industrie- und Landwirtschaftsrat mit einem „Eeferenten- 
entwurf eines Gesetzes betreffend die Eegelung des Kartell wesens" (EeferatI 
für die auf den 19. Jänner 1901 anberaumte Sitzung des aus den Abteilungen' 
des Industrierates gewählten Kartellkomitees, Wien, Hof- und Staatsdruckerei) ' 
vor die Öffentlichkeit. Xach diesem Entwürfe sollen Kartelle, welche ihr 
Statut (das die vom Gesetze nominell aufgezählten Punkte enthalten muß, 
wie Sitz, Zweck und Mittel des Kartells, Erwerbszweig etc.) in notariell 
l)eglaubigter Fassung, und ebenso später jede eventuelle Abänderung dieses 
Statuts der Behörde binnen der vorgeschriebenen Frist überreichen, staatlich 
anerkannt und für ihre Teilnehmer rechtsverbindlich sein. Die Außeracht- 
lassung dieser Vorschriften zieht die Eechtsungültigkeit des Kartells nach 
sich, das heißt also mit anderen Worten es bleibt den Kartellen überlassen, 
ob sie die staatliche Anerkennung und Eechtsgültigkeit erwirken wollen oder 
ob sie es vorziehen, ihre heutige, außerhalb des Gesetzes stehende Existenz 
weiter zu führen. Eigentümlicherweise ist (von einer einzigen, weiter unten ^ 
zu erwähnenden Ausnahme abgesehen) in dem ganzen Entwürfe nirgends 
davon die Bede, daß der Staatsgewalt das Eecht zustehen solle, ein ihm gefähr- 
lich erscheinendes Kartell aufzulösen oder zu verbieten, so daß die Behörde 
eventuell jeden noch so verwerflichen, rein spekulativen Wucherring regi- 
sirieren und ihm damit die staatliche Anerkennung und Eechtsgültigkeit 
zuerkennen müßte. 

Das staatliche Oberaufsichtsrecht soll nach diesem Entwürfe nicht dem - 
Finanz-, sondern dem Handelsministerium zustehen, welches die Oberaufsicht 
durch eine eigens zu diesem Behufe zu schaffende Behörde, den sogenannten 
„Kartellrat^^, ausübt. Eigentümlich ist auch dieses Oberaufsichtsrecht des 
Staates konstruiert, es ist nämlich weniger als administrative, denn als rich- 
terliche Tätigkeit des Staates gedacht, imd demgemäß soll auch jener Kartell- 
rat in erster Eeihe ein Einigungsamt und eine richterliche Behörde sein. Nach 
§ 8 des Entwurfes kann nämlich jeder, der sich beim Bezüge oder Absätze 
oder der Herstellung von Waren durch Kartelle oder die im § 1 des Entwurfes 
bezeichneten, bezüglich ihrer Geschäftshandlungen der Staatsaufsicht unter- 
liegenden Unternehmer (wer diese sind, soll weiter unten erörtert werden) 
in seinem Vermögen oder Erwerb geschädigt fühlt, gegen diese Schädigung 
entweder persönlich oder durch einen bevollmächtigten Vertreter Beschwerde 
führen. Die Beschwerde ist schriftlich dem Kartellrate zu überreichen. Die- 
selbe soll in der Eegel zunächst dem im Schöße des Kartellrates zu bildenden 
Einigungssenate zugewiesen werden, der die beiden Streitteile vorzuladen 
und eine gütliche Einigung derselben anzustreben hat. Kommt eine gütliclie 



Digitized by 



Google 



48 Friedrich Kleinwächter 

Einigung nicht zustande oder ist die Beschwerde eine derartige, daß eine 
gütliche Einigung a priori ausgeschlossen erscheint, so wird die Angelegen- 
heit vom Kartellrat in Verhandlung genommen, der die Streitteile vorladet 
und nach durchgeführter Verhandlung (wie eine Gerichtsbehörde) die Ent- 
scheidung fällt. Die Streitteile sind durch empfindliche Ordnungsstrafen 
(Arrest- oder Geldstrafen) zum Erscheinen vor dem Kartellrate und zur wahr- 
heitsgetreuen Aussage (Bekräftigung mittels Handschlages) zu verhalten. — 
Auch ohne daß eine Beschwerde von einem Dritten überreicht wird, kann 
ein derartiges Verfahren von Amts wegen eingeleitet werden, wenn der Prä- 
sident oder ein Mitglied des Kartellrates dies beantragt. (§ 16.) — Endlich 
kann auch der Handelsminister auf Antrag des Kartellrates dem Kartell 
(beziehungsweise den im § 1 bezeichneten Unternehmern) die Abstellung von 
Mißbräuchen auftragen und die Betreffenden durch Ordnungsstrafen bis 
10.000 K hierzu verhalten (§ 18). Dieser Paragraph würde also wohl die 
Handhabe bieten, um einem wucherischen Spekulantehringe, dem — wie oben 
bemerkt — die Eegistrierung nicht verweigert werden kann, das Handwerk 
zu legen oder doch zu erschweren. 

Wird die vorstehend erwähnte Verhandlung durchgeführt und fällt die 
Entscheidung des Kartellrates zu Ungunsten der Unternehmer (des Kartells) 
aus, so haben die Unternehmer bekannt zu geben, ob sie sich der Entschei- 
dung unterwerfen oder nicht. Im letzteren Falle hat der Kartellrat dem Han- 
delsministerium Anträge zu stellen, von welchen Zwangsmitteln der §§ 15 
iind 18 Gebrauch zu machen ist, um die Unternehmer zur Nachgiebigkeit zu 
veranlassen. 

Die Zwangsmittel des § 18 sind die vorerwähnten Ordnungsstrafen bis 
zum Betrage von 10.000 K. 

Die Zwangsmittel des § 15 sind wirtschaftspolitischer Natur und ver- 
folgen den Zweck, die Monopolstellung des Kartells oder der betreffenden 
Unternehmer zu brechen. Es wird närnlich dem Handelsministerium das Recht 
eingeräumt, im Verordnungswege nachstehende Maßnahmen zu verfügen, 
und zwar: 

a) die Eingangszölle auf die betreffenden Waren zeitweise zu ermäßigen 
oder ganz aufzuheben; 

b) die Ausfuhr der Kartellwaren mit Zöllen zu belegen oder ganz zu 
verbieten (um zu verhindern, daß das Kartell seine Produkte ins Ausland 
billiger verkaufe als im Inlande); 

c) die Einfuhr der ausländischen Konkurrenzprodukte durch billigere 
Eisenbahntarife zu begünstigen, die Ausfuhr der Kartellprodukte durch höhere 
Tarife zu erschweren; 

dj die Entstehung von Konkurrenzunternehmungen — namentlich wenn 
sie von den Verbrauchern der Kartellwaren begründet werden sollen — auf 
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alle Weise (durch Steuerbefreiungen, Zollbegünstigungen, Eisenbahntarife 
u. dgl.) zu fördern; 

e) die Entstehung von Gegenorganisationen der Verbraucher von Kar- 
tellwaren auf alle Weise, eventuell auch durch staatliche Geldunterstützungen 
zu fördern; 

f) die Restitution der Einfuhrzölle für importierte Kartellwaren. 

Die hierzu erforderlichen Geldmittel sollen in erster Reihe aus den 
einfließenden Ordnungsstrafen genommen werden. 

Der Kartellrat ist mit der Führung des Kartellregisters betraut, in 
welches die Statuten der Kartelle mit allen späteren Abänderungen derselben 
aufzunehmen sind. Das Kartellregister ist öffentlich. 

Der vorliegende sogenannte „Referentenentwurf** des Industrierates 
unterscheidet sich in zwei Punkten wesentlich, imd zwar vorteilhaft von dem 
ßegierungsentwurfe des Jahres 1887. Erstens läßt er die widernatürliche 
und ganz zwecklose Beschränkung auf jene Kartelle fallen, die sich mit der 
Erzeugung oder dem Vertrieb von Verzehrungssteuerpflichtigen Artikeln 
befassen; er will vielmehr die sämtlichen Kartelle der Staatsaufsicht unter- 
werfen. 

Von viel größerer imd weittragender Bedeutung ist jedoch das zweite 
Unterscheidungsmerkmal. Der § 1 des Entwurfes enthält nämlich in seinem 
Alinea 2 folgende Bestimmung: 

„Der gleichen Staatsaufsicht (i. e. wie die Kartelle) unterliegen 
Unternehmer bezüglich ihrer Geschäfishandlimgen, wenn die von ihnen 
in Verkehr gebrachten Waren dem freien Wettbewerb tatsächlich ent- 
zogen sind." 

Damit ist einem überaus schwerwiegenden Bedenken Rechnung getragen, 
welches dem Regierungentwurfe entgegengehalten wurde. Die ersten Autoren, 
die sich mit dem Studium der Kartelle befaßten, waren von dieser neuen, 
bisher ungeahnten Erscheinung des Wirtschaftslebens geradezu verblüfft. Das 
„Dogma", daß der Preis durch das Verhältnis von Angebot und Nachfi'age 
mit naturgesetzlicher Notwendigkeit festgesetzt werde, und die Überzeugung, 
daß die Größe des Angebotes jeder Ware das Resultat des freien Spieles der 
wirtschaftlichen Kräfte sei — es wird eben so und so viel produziert ! — y steckte 
den Betreffenden noch so tief im Blute, daß sie sich sozusagen vor Staunen gar 
nicht zu fassen vermochten, als sie plötzlich neue wirtschaftliche Gebilde 
vor sich auftauchen sahen, die darauf ausgehen, das Angebot in Schranken 
zu halten und die Preise nicht durch das Zusammenwirken von Angebot und 
Nachfrage zustande konmien zu lassen, sondern durch den Willen und die 
Macht der solidarisch geeinigten Produzenten festzusetzen. Als man dann 
die Wahrnehmung machte, daß diese geeinigten Unternehmer ihre Macht 
mißbrauchen und der Gesamtheit gefährlich werden können, da war es wohl 
das Xächstliegende und ein entschuldbarer Gedankenirrtum, daß man die 
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Gefahr in der Veremigimg, und zwar in der Form der Vereinigung erblickte, die 
man eben kaum kennen gelernt hatte. Ich selbst bin von diesem Irrtume nicht 
freizusprechen, denn in meiner eingangs erwähnten Schrift über die Kartelle 
bin ich mit diversen Vorschlägen hervorgetreten, wie man jene Gefahren 
bekämpfen könnte, aber immer klammerte ich mich nur an die Kartelle als 
solche und suchte nach Glitte In, wie man ihnen beikommen könnte. In der- 
selben Richtung bewegen sich die Gedanken Menzels und die Entwürfe der 
österreichischen Regierung, die sich gleichfalls nur mit der Frage beschäftigen, 
wie die Kartelle zu erfassen imd ihre Mißbräuche hintanzuhalten wären. 

Der erste, der meines Wissens diesem Irrtume entgegentrat, war Otto 
Witteishöfe r, der in seinem Aufsatze „Der österreichische Kartellgesetz- 
entwurf" (im „Archiv für soziale Gesetzgebung und Statistik", 13. Bd.. 
Jahrg. 1899, S. 126 ff.) darauf hinweist, daß die Gefahr, die dem Gemein- 
wesen erwachsen kann, nicht in dem Kartell als solchem, sondern in der 
Monopolisierung eines ganzen Produktionszweiges zu suchen sei, und daß ein 
ganzer Produktionszweig ebensogut durch einen einzelnen — sagen wir bei- 
spielsweise durch einen Ki*upp in Essen — monopolisiert werden kann wie 
durch irgendein Kartell. Überdies ist — wie Wittelshöfer sehr richtig her- 
vorhebt — das Kartell nur eine Form, in der sich die mehreren T^nter- 
nehmer vereinigen, neben dieser Form gibt es aber noch andere. Im Kartell 
vereinigen sich die betreffenden Unternehmer und verpflichten sich, bis zu 
einem bestimmten Grade solidarisch vorzugehen, aber sie bleiben doch noch 
immer selbständige Unternehmer, denn sie bleiben Eigentümer ihrer Werke. 
Aber keine Macht der Welt kann die betreffenden Unternehmer hindern, 
ihre Werke zusammen zu werfen \md so eine einzige Riesen-Aktiengesellschaft 
(einen sogenannten Trust) zu bilden, der den fraglichen Produktionszweig 
dann erst recht zentralisiert und monopolisiert. Tim aber die Unternehmer 
diesen Schritt, dann hat der Gesetzgeber, der das „Kartelle-Gesetz schuf, das 
leere Nachsehen, denn das Kartell ist verschwunden und an dessen Stelle ist 
der sogenannte Trust, die einheitliche Aktiengesellschaft getreten, der man 
mit dem Kartellgesetz nicht beikommen kann, weil sie eben kein „Kartell" ist. 

Mit dieser Eventualität muß jede Kartellgesetzgebimg rechnen. Es war 
daher ein ganz richtiger Gedanke des Verfassers des in Rede stehenden sogenann- 
ten „Referenten-Entwurfes" des Industrierates, daß er in den § 1 eine Bestim- 
mung aufnahm, durch welche jedes Monopol, und zwar das des Kartells eben- 
sowohl wie das eines einzelnen privaten Riesen-Unternehmens oder wie das 
des sogenannten Trust dem fraglichen Gesetze und der Staatsaufsicht unter- 
worfen wird. 

Die Frage der rechtlichen Behandlung der Kartelle kam sodann auf dem 
26. (im September 1902 in Berlin abgehaltenen) Deutschen Juristentage zur 
Sprache, hier aber traten die Schwierigkeiten, die sich der Schaffung eines 
Kartellrechtes (in der bisher gesuchten Richtung) entgegenstellten, schon viel 
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deutlicher zum Ausdruck. Dies zeigt sich schon in dem ausgezeichneten Gut- 
achten L andes berger s. („Verhandlungen des 26. Deutschen Juristentages:*^ 
Herausgegeben von <iem Schriftführeramt der ständigen Deputation. 2. Band. 
Gutachten. Berlin, 1902, 8. 294 ff.) Landesberger geht von dem richtigen Ge- 
danken aus, daß jede Kartellgesetzgebung den Legalbegriff eines Kartells auf- 
stellen mixB (a. a. 0. S. 322). Demgeniäß untersucht er zunächst die verschie- 
denen Arten der Untemehmerverbände : Kartell, Eing, Concem, Trust, Fu- 
sion und ist bestrebt, den Begriff des Kartells gegenüber diesen anderen Arten 
der Vereinigung abzugrenzen. Er geht sodann zu den eigentlichen Kartellen 
und deren mannigfaltiger Gestaltung über und erörtert die nachteiligen 
Folgen, welche dieselben haben können, je nachdem das Kartell seine Spitze 
gegen die Produzenten der Eoh- und Halbstoffe, gegen die Arbeiter oder gegen 
die Konsimienten kehrt. Das Resultat seiner bezüglichen Untersuchungen ist 
jedoch ein negatives. Vom juristischen Standpunkte gelangt er zu dem Er- 
gebnisse (a. a. 0. S. 324): 

„Ein Kartellgestz wird kaum bestimmte Eechtsformen für die 
Kartelle als Xorm aufstellen können, da es ja keineswegs im volkswirt- 
schaftlichen oder rechtspolitischen Interesse liegt, die organisierende 
Triebkraft, welche heute dem Kartellbedürfnisse innewohnt, einzu- 
schränken oder zu beengen." 
Vom volkswirtschaftlichen Standpunkte sagt er (a. a. 0. S. 346): 

„Das Ergebnis der ökonomischen Kritik des Kartellwesens, die 
ich in ihren Hauptzügon zu unternehmen versuchte, läßt sich wohl 
dahin zusammenfassen, daß wir es mit einer das wirtschaftliche Leben 
überaus tief beeinflußenden Erscheinung zu tim haben, deren Wirkungen 
jedoch weder in dem Maße erforscht, noch so einheitlicher Xatur sind, 
daß man zu dem Schlüsse gelangen könnte, die Kartelle forderten eine 
bestimmte positive Einwirkung, z. B. eine direkte Eepression seitens 
der Staatsgewalt heraus. Wohl aber rechtfertigt diese Erkenntnis die 
Forderung, daß der Staatsgewalt die Möglichkeit geboten werde, das 
Auftreten, die Gebarung und die Wirkimgen der Unternehmerverbände 
einer genauen imd zuverlässigeren Kontrolle zu unterwerfen, als dies 
der wissenschaftlichen Forschung und der öffentlichen Presse, die sich 
bisher mit diesem Probleme fast ausschließlich beschäftigt hat, mög- 
lich ist.'^ 

Diesem negativen Standpunkte entsprechen denn auch die Anträge, die 
Landesberger dem Juristentage unterbreitet. Ein Kartellgesetz soll erlassen 
werden, dasselbe verfolgt aber nicht den Zweck, die Staatsgewalt zu irgend- 
einem Einschreiten gegen die Kartelle zu ermächtigen, sondern will lediglich 
den Kartellen die Verpflichtung auferlegen, ihr Tun und Treiben der Eegie- 
nmg bekannt zu geben. Erst wenn auf diese Weise ein genügendes Material 
gesammelt ist, wird die Möglichkeit geschaffen sein, an eine eigentliche Eege- 
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lung der UnternehmerTerbände zu schreiten. Als Äquivalent hiefür wird den 
Kartellen die staatliche Anerkennung geboten.® Im einzelnen gestalten sicli 
die Anträge Landesbergers wie folgt (a. a. 0. S. 384 ff.): 

1. Alle Kartelle werden der Staatsaufsicht unterworfen (d. h. sollen ver- 
pflichtet sein, ihr Gebaren der Eegierung bekannt zu geben). 

2. Alle Vereinbarungen, welche die Begründung, Abänderung oder Auf- 
lösung eines Kartells zum Gegenstande haben, müssen notariell beglaubigt 
tmd in dieser Gestalt der Regierung vorgelegt werden. 

3. Es wird eine staatliche Behörde errichtet, welche das Kartellregister 
zu führen hat. 

4. Jedes Kartellstatut muß einige wenige Daten, wie Xamen, Zweck, 
Sitz des Kartells u. dgl. enthalten, im übrigen aber soll den Beteiligten die 
tunlichste Freiheit gelassen werden, in welcher Form sie sich vereinigen 
wollen. 

5. Ebenso wie die Kartellstatuten oder deren Abänderung sind die (we- 
sentlichen) Kartellbeschlüsse der Regierung bekannt zu geben und in das 
Kartellregister aufzunehmen. 

6. Die vorerwähnte Kartellbehörde soll nicht als Verwaltungsbehörde, 
sondern als Gerichtsbehörde (nach Art des von Steinbach vorgeschlagenen 
„Kartellgerichtshofes") organisiert werden. (Ofl^en gestanden, ist mir der Zweck 
dieser Bestimmung nicht recht klar, weil dieser sogenannte „Gerichtshof" keine 
eigentliche Judikatur zu üben, sondern lediglich die Kartelle zur Mitteilung 
der vorerwähnten Daten zu verhalten und das Kartellregister zu führen hat.) 

7. Die Kartellbehörde hat zu pinifen, ob die von den einzelnen Kartellen 
einlaufenden Anzeigen und Mitteilungen den formalen Anforderungen des 
Gesetzes entsprechen und ob sie nicht etwa irgendwelchen zwingende;n Rechts- 
normen zuwiderlaufen. Im letzteren Falle ist die Registrierung zu verweigern. 

8. Die Kartellbehörde hat die einzelnen Kartelle durch Ordnungs- 
strafen zur Ein lieferung der gedachten Anzeigen zu verhalten. Sie entscheidet 
auch darüber, ob der einzelne Untemehmerverband als Kartell zu betrachten 
ist oder nicht. 

9. „Das Kartellgesetz hätte als Grundsatz das Publizitätsprinzip der 
Kartelle aufzustellen. Alle Kartellvereinbarungen, Abänderungen derselben 
und Kartellbeschlüsse, welche und insoweit sie ordnungsmäßig zur Anzeige 
•gebracht und publiziert worden sind (was ja voraussetzt, daß sie zwingenden 
Rechtsgrundsätzen nicht zm\iderlaufen), sind für die Beteiligten rechtsver* 



^ Letztere Bestimmung wäre eigentlich nur für die Österreichischen Kartelle, von Be- 
deutung, weü hier die Kartelle bekanntlich rechtsungültig sind; für Deutschland hätte eine 
derartige Gesetzesbestimmung: einen nur geringen Wert, weil dort — wie in den Verhand- 
lungen des Juristentages hervorgehoben wurde — die Kartelle, wenn sie nicht im ein- 
zelnen Falle durch einen besonderen Ausspruch des Gerichtes als ungültig erklärt 
werden, zivilrechtlich verbindlich sind. 
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bindlich. Alle Vereinbarungen und Beschlüsse hingegen, welche nach der De- 
finition des Gesetzes als Kartellvereinbanmgen und Kartellbeschlüsse zu qua- 
lifizieren sind, jedoch nicht angezeigt und publiziert wurden, entbehren, inso- 
fern als diese Anzeige und Publizierung unterblieb, jeder Eechtsgültigkeit." ' 
Den gleichen negativen Charakter — nur noch etwas schärfer ausgeprägt 
— zeigen die Verhandlungen des Juristentages und die von dieser Körperschaft 
gefaßte Resolution. („Verhandlungen des 26. Deutschen Juristentages etc.** 
3. Bd. 1. Abteilung. Berlin, 1903. S. 276 ff.) Zunächst waren mehrere Eedner 
überhaupt gegen jede staatliche Ingerenz auf die Kartelle, allein auch von den- 
jenigen Rednern, die der Anschauung huldigten, daß irgend etwas zu geschehen 
habe, trat keiner mit ganz konkreten Vorschlägen hervor, weil auch in diesen 
Kreisen die Meinung vorherrschte, daß man noch keine genügenden Erfah- 
rungen gesammelt habe. Dagegen sprach sich die Majorität dahin aus, daß 
es wünschenswert sei, die Kartelle zur Offenlegung ihrer Verhältnisse zu ver- 
halten. Die sehr zahm gehaltene Resolution des Juristentages lautet (Verhand- 
lungen, 3. Bd. 1. Abteiig. S. 374) : 

„Der Juristentag spricht seine Überzeugung dahin aus, daß für 
eine gesetzliche Regelung der Industriekartelle vorerst empfohlen wird: 
die Statuierung einer Auskunftspflicht gegenüber der Staatsverwaltung 
von Seiten der kartellierten Unternehmer, ihrer Organe und Kommis- 
sionäre." 

Durch die Debatte wurde nicht allzuviel des Neuen zutage gefördert. 
Bemerkenswert sind nur die folgenden Gedanken. Zunächst ist hier das münd- 
hche Referat des Professors Menzel zu erwähnen. Menzel hatte schon in 
seinem 1894 dem Vereine für Sozialpolitik erstatteten Referate (vgl. seine eben 
zitierte Schrift „Die Kartelle und die Rechtsordnung" S. 29) den Satz ausge- 
Eprochen: „Die zweite Voraussetzung für eine verwaltungsrechtliche Rege- 
lung der Kartelle gehört dem Korporationsrechte an." Er hat jedoch dort 
diesen Gedanken nicht weiter ausgeführt, sondern sieh mit der Fordenmg be- 
gnügt, daß die sogenannten „organisierten Kartelle", d. i. diejenigen Unter- 
nehmerverbände, die sich besondere Organe (wie einen Ausschuß, eine General- 
versammlung, eine gemeinsame Verkaufsstelle u. dgl.) geschaffen haben, 
verpflichtet werden sollen, sich als eigentliche Vereine zu konstituieren. Auf 
dem Juristentage hat Menzel sodann diesen Gedanken eingehender ausge- 
staltet, indem er der Versammlung eine (allerdings nicht angenommene) Re- 
solution empfahl, deren zweiter Absatz lautet (Verhandlungen etc. 3. Bd. 
S. 282 ff.): 

„2. Der Juristentag erklärt eine Reform der Gesetzgebung über 
die wirtschaftlichen Korporationen, insbesondere der Aktiengesell- 

"^ Das zweite von Prof. Wäntig dem Juristeutage vorgelegte Gutachten war mir 
laicht zugänglich, weil der erste Band der Verhandlungen des 26. Juristentages im Buch- 
liandel vergriffen ist. 
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Schäften, in der Eiehtung für wünschenswert, daß der Staatsverwaltung' 
diesen Körperschaften gegenüber die Wahrung öffentlicher Interessen 
ermöglicht wird." 

Was Menzel vorschwebt, ist eine derartige Ausgestaltung der Gesetz- 
gebung über die wirtschaftlichen Körperschaften (Aktiengesellschaften, Er- 
werbs- und Wirtschaftsgenossenschaften, Gesellschaften mit beschränkter 
Haftung u. dgl.), welche es der Eegierung ermöglicht, erforderlichenfalles 
jede derartige Unternehmung zu einer sogenannten „regulierten Unterneh- 
mung" (oder „Delegierten- Verwaltung") zu machen. Er selbst faßt seine Ge- 
danken in folgende Worte zusammen (Verhandlungen etc. 3. Bd. S. 288) : • 

„Wie ich mir diese Keform denke, kann ich hier nicht im ein- 
zelnen durchführen. . . . Ich möchte nur den Grundgedanken dahin be- 
zeichnen, daß künftig die Privatkorporationen sich den öffentlichen 
Korporationen in gewissen Punkten annähern müssen, daß der Staat 
nicht bloß Kautelen verlangt für die Interessen der an der Gesellschaft 
beteiligten Personen und für die Interessen der Gläubiger der Gesell- 
schaft, sondern auch zur Wahrung öffentlicher Interessen. Ich glaube, 
wir erzielen damit einen Übergang in eine höhere Organisationsform 
unserer Volkswirtschaft auf schmerzlose Weise. Dabei handelt es sich 
durchaus nicht um sozialistische Ideen, denn im Gegenteil das Privat- 
eigentum bleibt vollkommen aufrecht, die Initiative und die Energie 
des Einzelunternehmers sollen nicht im geringsten danmter leiden. 
Allein es wird eben den Privatkorporationen eine Schranke gesetzt, die 
sie nicht überschreiten können. Wer diesem Gedanken Sympathie ab- 
gewinnt, wird nicht leicht eintreten für das, was der erste Herr Gutachter 
am Schlüsse seines Gutachtens als ultima ratio empfiehlt, nämlich die 
Verstaatlichung einzelner Industriezweige, bei welchen die öffentlichen 
Interessen besonders maßgebend sind. Gedacht ist dabei wohl an die 
Bergwerksindustrie. Dieser Ruf nach Verstaatlichimg war auch bei uns 
in Osterreich vor einigen Jahren zieinlich laut vernehmlich, als durch 
die Kohlenteuerung und den Kohlenstreik die Öffentlichkeit erregt 
wurde. Ich habe mich damals schon entschieden gegen die Lösung des 
Problems durch die Verstaatlichung ausgesprochen und dabei auf ein 
geschichtliches Beispiel hingewiesen, das hier auf preußischem Boden zu 
erwähnen vielleicht nicht unpassend sein wird. Zur Zeit der Herrschaft 
des sogenannten Direktionsprinzips im Bergbau hat die Staatsgewalt 
es als ihre Aufgabe betrachtet, den Bergbau nicht bloß vom sicherheits- 
polizeilichen, sondern auch vom volkswirtschaftlichen Standpunkte zu 
beaufsichtigen. Ihren Höhepunkt erreichte die Tendenz dieser Gesetz- 
gebung in Preußen. Hier wurde unter andemi im Allgemeinen Land- 
rechte II., 16, § 315, bestimmt: „Die Schichtmeister schließen im Xameu 
der Gewerken unter Aufsicht der Berggeschworenen die Kontrakte mit 
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den Arbeitern und verkaufen die Produkte der Grube für die vom Berg- 
amte festgesetzten Preise. Durch spätere preußische Verordnungen, 
insbesondere durch die Deklaration vom 18. Mai 1786, wurde als Auf- 
gabe der Bergbehörden erklärt, Überproduktion im Bergbau zu verhüten 
imd die Preise der Produkte so zu regulieren, daß die bestehenden Werke 
nebeneinander existieren können." 

Da eine so weitgehende Ausgestaltung der Gesetzgebung über die wirt- 
schaftlichen Körperschaften selbstverständlich nicht im Handumdrehen durch- 
geführt sein kann, empfiehlt Menzel (a. a. 0. S. 386, 387) als vorläufige Maß- 
regel die Entsendung von Eegierungskommissären, welche an den Sitzungen 
der Verbandsorgane der betreffenden Körperschaften mit beratender Stimme 
teilzunehmen und der Regierung periodisch oder erforderlichenfalls Bericht 
zu erstatten hätten. Menzel knüpft hier an die in Österreich bestehende In- 
stitution der „landesfürstlichen Kommissäre" bei den Aktiengesellschaften 
an und verlangt, daß (im Gegensatze zu der in Österreich üblichen Praxis) 
£U Eegierungskommissären in diesem Sinne entweder eigens hierzu vorgebildete 
Beamte oder Männer der Praxis (ehemalige Industrielle oder Kaufleute) 
bestellt werden sollen. Daß streng genommen auch private, im Besitze einei* 
Einzelnperson stehende Eiesenunternehmungen einer gleichen staatlichen 
Kontrolle unterworfen werden sollten, gibt Menzel zu, meint aber, daß man 
hiervon absehen könne, weil die Erfahrung lehrt, daß derai*tige Eiesenunter- 
nehmungen nicht gar zu lange in den Händen einer Einzelnperson bleiben, 
sondern über kurz oder lang (nach dem Tode des Betreffenden oder sonst) 
in den Besitz einer Aktien- oder sonstigen Gesellschaft übergehen. 

In hohem Grade beachtenswert ist ferner, was der Sektionsehef im 
österreichischen Justizministerium Dr. Klein vorbrachte (a. a. 0. S. 299 ff). 
Klein anerkennt, daß die Kartelle und Trusts sozusagen eine Xaturnotwen- 
digkeit sind, weil sie dem auf allen sonstigen Gebieten des gesellschaftlichen 
Lebens herrschenden Streben der Zusammenfassung und Konzentration der 
vereinzelten Kräfte entspringen, und aus diesem Grunde verwirft er jede gegen 
die Untemehmerverbände gerichtete Spezialgesetzgebung. Daß es geboten sei, 
etwaigen Übergriffen und Ausschreitungen dieser Vereinigimgen entgegenzu- 
treten, gibt er bereitwilligst zu, meint aber, daß für diesen Zweck das 
bestehende Zivil- und Strafrecht im allgemeinen ausreiche. Klein geht näm- 
L*ch von der Anschauung aus, daß die Ausschreitungen der Kartelle sich ohne 
besondere Schwierigkeit unter die Begriffe des widerrechtlichen Zwanges 
(d. i. des auf die Outsiders ausgeübten Zwanges, um sie zum Beitritt zum 
Kartell zu veranlassen), des unlauteren Wettbewerbes (Preisunterbieten gegen- 
über den Outsiders), des Wuchers, der laesio enormis u. dgl. (Bewucherung 
des konsumierenden Publikums) subsumieren lassen, mid daß daher die be- 
treffenden Gesetzesbesthnmungen — wenn sie nur entsprechend gehandhabt 
werden — genügen, um etwaigen Mißbräuchen mit Erfolg entgegenzutreten. 
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Eventuell — meint er — könnte man die fragliche Gesetzgebung entsprechend 
ausgestalten, um sie den geänderten Verhältnissen genauer anzupassen. Ob 
der Vorschlag Kleins ausreichend wäre, das heißt ob die eventuelle weitere 
Ausgestaltung der bestehenden Zivil- und Strafrechtsgesetzgebung genügen 
würde, um die Stellung der Kartelle und Trusts endgültig zu regeln, mag 
dahingestellt bleiben, aber jedenfalls hat der von Klein ausgesprochene 
Gedanke sehr viel für sich. Den leitenden Personen der Unternehmerverbände 
ßoUte eindringlichst zu Gemüte geführt werden, daß sie für ihre Handlungen 
zivil- und strafrechtlich verantwortlich sind und daß es auch für die Kartelle 
und Trusts gewisse Schranken gibt, die nicht beliebig überschritten werden 
dürfen. 

Die Verhandlungen des deutschen Juristentages ergaben scheinbar ein 
rein negatives Kesultat. Die eben mitgeteilte Eesolution fordert weiter nichts, 
als daß den Unternehmerverbänden die Verpflichtung auferlegt werde, über 
ihr Gebaren der Staatsverwaltung Auskünfte zu geben; jede eigentliclie gesetz* 
liehe Regelung der Kartelle wird somit — wenigstens für die Gegenwart — 
abgelehnt. Trotzdem glaube ich, daß die Verhandlungen dieses Jaristentages 
einen sehr beachtenswerten Abschnitt in der bisherigen Entwicklungsgeschichte 
des Kartellrechts repräsentieren, und zwar aus nachstehenden Gründen. 

1. Zunächst ^-urde durch die Verhandlungen der Beweis erbracht, daß eine 
gesetzliche Eegelung des Kartell wesens auf dem bisher eingeschlagenen Wege 
undurchführbar ist. Als die Kartelle in weiteren Kreisen bekannt wurden und 
man über die diesen neuen Wirtschaftsgebilden innewohnenden Gefahren 
nachzudenken anfing, da war es — wie bereits im Eingange bemerkt wurde — 
der erste und ganz richtige Gedanke, daß die Staatsverwaltung die Aufgabe 
habe, etwaigen Ausschreitungen der Unternehmerverbände entgegenzutreten. 
Man mußte also bestrebt sein, die Unternehmerverbände juristisch zu fassen, 
und da war es denn überaus naheliegend, sich zu sagen, daß die Kartelle „Ver* 
einigungen" der Unternehmer seien, und daß man daher diese Vereinigungen 
sowie alle übrigen Vereine dem geltenden oder einem ad hoc zu schaffendeH 
Vejeinsrechte — d. i. eben einem besonderen „Kartellrechte" — unterstellen 
müsse. Das war in nuce der ursprüngliche Gedanke Menzels: 

„Die Kartelle sind Vereinigungen der Unternehmer — ergo sollen 
sie sich regelrecht als Vereine konstituieren. Tun sie dies, so sollen sie 
von der Staatsgewalt als zu Kecht . bestehend anerkannt werden, aber 
selbstverständlich muß der letzteren als Vertreterin der Gesamtheit das 
Eecht zustehen, Beschlüsse oder Maßnahmen der Kartelle, die ihr ge- 
meingefährlich erscheinen, zu verbieten oder eventuell das Kartell selbst 
aufzulösen. Zu diesem Behufe soll eine besondere Behörde, das soge- 
nannte Kartcllamt. geschaffen werden und die Kartelle sollen gehalten 
sein, ihre Statuten und alle Beschlüsse und Maßnahmen der Kartell- 
leitung dem Kartellamte bekannt zu geben." 
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Daß dieser Gedankeügang ein fonnell ganz korrekter und unanfecht- 
barer ist, wird kaum bestritten werden können und diesem Gedankengange 
entsprangen die beiden oben besprochenen österreichischen Kartellgesetzent- 
würfe. Der sogenannte „Referentenentwurf des österreichischen Industrie- 
und Landwirtschaftsrates von 1901 geht zwar — wie an früherer Stelle aus- 
einandergesetzt wurde — in zwei Punkten über die Eegierungsentwürfe hinaus, 
bewegt sich jedoch im übrigen in der nämlichen Richtung, denn auch er ver- 
langt, daß die Kartelle sich regelrecht als Vereine konstituieren sollen. 

Schon Wittelshöfer hatte in seiner eben enrähnten Besprechung des 
österreichischen Regierungsentwurfes mit Recht darauf hingewiesen, daß das 
Von der Regierung beantragte Kartellgesetz sehr leicht und höchst wahr- 
scheinlich ein toter Buchstabe bleiben und der Gesetzgeber beziehungsweise die 
Staatsgewalt das leere Nachsehen haben werde, und zwar dann, wenn die kar- 
tellierten Werke sich fusionieren und wenn an die Stelle des Kartells der Trust, 
die Riesenaktiengesellschaft tritt, weil auf diese das „Kartell"-Gesetz keine 
Anwendung finden kann. Die Gefahr liegt — ^ wie Wittelshöfer ganz. richtig 
hervorhebt — doch nicht im Kartell als solchem, sondern in der Monopoli- 
sierung eines ganzen Produktionszweiges in einigen wenigen Händen und der 
Trust (die Fusion) repräsentiert ein viel schärferes ^lonopol als das mehr 
oder weniger lose Kartell. Nicht ein Kartellgesetz — sagt Wittelshöfer — 
sondern ein gegen das Privatmonopol gerichtetes Gesetz tut uns Not. Zeigt 
Bich's schon hier, daß es bedenklich ist, wenn der Gesetzgeber sieh an das Wort 
„Kartell" klammern will, so wurde es sodann in den Verhandlimgen dos deut- 
schen Juristentages und ganz besonders in dem ausgezeichneten Referate Lan- 
desbergers klipp und klar ausgesprochen, daß die Kartelle eine wahre Proteus- 
natur besitzen und so verschiedenartige Formen annehmen, daß es ganz un- 
möghch ist, den Begriff „Kartell" juristisch zu formulieren. Schon Menzel 
hat in seinem für die Generalversammlung des Vereins für Sozialpolitik im 
Jahre 1894 erstatteten Referate zwischen den „nichtorganisierten" und den 
„organisierten" Kartellen imterschieden und versteht unter den letzteren die- 
jenigen, welche sich regelrecht als ein förmlicher Verein mit eigenen Organen, 
wie Generalversammlung, Vorstand, Zentralstelle u. dgl. konstituieren, und 
nur die letzteren will er bekanntlich dem Kartellgesetz unterwerfen. Tat- 
sächlich waren auch die ersten Kartelle keine „organisierten" Kartelle, keine 
regelrechten imd förmlichen „Vereine", sondern lediglich „Verabredungen" 
oder „Verträge" der kartellierten Unternehmer, und zwar Verträge ganz be- 
sonderer Art, Verträge, durch welche sich die Kompaziszenten nicht zu einem 
bestimmten „Tun", sondern lediglich negativ, d. h. zu bestimmten ,,Unter- 
lassungen" verpflichteten. In den ältesten Produktions-, Preis-, Rayonnierungs- 
tmd sonstigen Kartellen verpflichten sich die Teilnehmer: nicht mehr zu pro- 
duzieren als ein bestinmites Quantum, — nicht unter einem bestimmten Preise 
2u verkaufen, — ihre Produkte nach einem bestimmten Absatzgebiete nicht 
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ZU verkaufen, — ihre Rohstoffe u. dgl. aus einem bestimmten Gebiete nicht 
zu beziehen, — beim Einkaufe ihrer Roh- und Hilfsstoffe nicht mehr zu be- 
zahlen als einen bestimmten Preis, — ihren Arbeitern nicht mehr zu bezahlen 
als einen bestimmten Lohn, — eventuell gewisse mißliebige (etwa als sozial- 
demokratische Agitatoren bekannte) Arbeiter nicht zu engagieren u. dgl. m. 

Allein auch bei den sogenannten „organisierten^^ Kartellen ist es wenig- 
stens fraglich, ob sich die Teilnehmer zu einem bestimmten positiven Handeln 
verpflichten, und ob nicht etwa der Inhalt ihrer Verpflichtung doch mehr ein 
negativer ist und nur oder doch vorwiegend in einem bloßen Unterlassen be- 
steht. Die Mitglieder verpflichten sich, keine direkten Aufträge vom Publikum 
anzunehmen und nur solche Bestellungen auszuführen, die ihnen von der 
Zentralstelle zugewiesen werden, — sie verpflichten sich, jeden direkten Ver- 
kauf ihrer Produkte an das Publikum zu imterlassen und ihre Erzeugnisse 
nur an die Zentralstelle abzuliefern, — sie verpflichten sich, sich bei öffent- 
lichen Submissionen keine Konkurrenz zu machen und ihre Offerten derart 
einzurichten, daß die ausgeschriebenen Lieferungen der Reihe nach den kar- 
tellierten Werken zugewiesen werden müssen, sie verpflichten sich, die ihnen 
eventuell vom Publikum direkt zukommenden Bestellungen nicht unbedingt 
auszuführen und einen etwaigen Überschuß einer anderen der verbündeten 
Firmen zuzuweisen, sie verpflichten sich, den Erlös für ilire Erzeugnisse nicht 
gänzlich für sich zu behalten, sondern einen gewissen Teil desselben (den 
Überschuß über den sogenannten Normalpreis u. dgl.) einer gemeinsamen 
Kasse zu überweisen, welche sodann am Schlüsse des Jahres diese Überschüsse 
unter die Teilnehmer nach einem bestimmten Schlüssel verteilt etc. 

Man mag übrigens die Frage, ob die Verpflichtung der Teilnehmer eines 
sogenannten „organisierten^^ Kartells eine positive öder eine nur negative ist, 
beantworten wie man will, so stehen doch zwei Dinge unbedingt fest: Erstens, 
daß des Pudels Kern bei jedem Kartell darin besteht, daß die Kartellteil- 
nehmer sich verpflichten, sich gegenseitig keine Konkurrenz zu machen. Eine 
derartige Verabredung kann das Gesetz zwar für ungültig oder für unverbind- 
lich erklären, aber kein Gesetz der Welt kann — wie Sektionschef Dr. Klein 
in den Verhandlungen des Juristentages (3. Bd. S. 301) treffend bemerkte — * 
die Unternehmer zwingen, sich gegenseitig Konkurrenz zu machen. Und 
ebenso unbedingt fest steht zweitens, daß es absolut unmöglich ist, die Teil- 
nehmer eines sogenannten „nichtorganisierten" Kartells, d. i. also Personen, 
die keine „Vereinigung" bilden, sondern lediglich in einem Vertragsverhält- 
nisse zueinander stehen, unter ein Kartellgesetz, d. i. unter ein Gesetz zu 
stellen, welches eine Art von Vereinsgesetz ist. 

Dann aber hat Landesberger in seinem Referate („Verhandlungen 
etc." 2. Bd. S. 301 ff.) gezeigt, daß das praktische Leben fortwährend neue Blüten 
treibt, und daß es — wenn ich mir einen paradoxen Ausdruck gestatten darf 
— heute Kartelle gibt, die gar keine Kartelle sind. Das Wesen eines jeden 
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Kartells besteht bekanntlich darin, daß die Besitzer konkurrierender Werke 
zu dem Entschlüsse gelangen, sich gegenseitig keine Konkurrenz zu machen» 
Es liegt nun in der Natur der Dinge, daß die Besitzer verschiedener konkurrie- 
render Werke zu diesem Entschlüsse in der Eegel nur auf Grund einer gegen- 
seitigen Verabredung gelangen werden, aber daraus folgt noch lange nicht, 
daß der Ausschluß der Konkurrenz immer nur auf Grund einer Verabredung 
erfolgt. Wenn beispielsweise zwei gleiche in verschiedenen Ländern oder Lan- 
desteilen gelegene Werke einem und demselben Besitzer gehören, so ist es 
selbstverständlich, daß sie sich gegenseitig weder im Preise unterbieten, noch 
sich gegenseitig die Kunden abjagen werden. Nun ist es aber heute im Zeit- 
alter des hochentwickelten Aktienwesens gar nicht notwendig, daß der näm- 
liche Eigentümer die beiden konkurrierenden Werke ausschließlich besitze, es 
genügt, wenn er einen namhaften Bruchteil der Aktien des einen und des 
anderen Unternehmens besitzt. Speziell bei den heutigen großen Emissions- 
banken kommt es häufig vor, daß sie große Partien von Aktien mehrerer mit- 
einander konkurrierender Unternehmungen besitzen. Daß ein derartiger 
Großaktionär (mag er eine juristische oder eine physische Person sein) auf 
Grund dieses seines Aktienbesitzes eine entsprechende Zahl von Verwaltungs- 
oder Aufsichtsratsstellen in den betreffenden Unternehmungen mit seiner 
Vertrauensperson besetzt, ist selbstverständlich, und ebenso, daß er es ver- 
stehen wird, seinen Einfluß auf diesem Wege dahin geltend zu machen, daß die 
fraglichen Werke sich keine überflüssige Konkurrenz machen. Auch der Fall 
kommt vor, daß ein Aktienunternehmen einen bedeutenderen Teil der Aktien 
eines Konkurrenzunternehmens erwirbt und auf diese Weise dann die Konkur- 
renz beseitigt. So hat nach Landesberger die Prager Eisenindustrie-Gesell- 
schaft ihren Reservefonds in Aktien der Alpinen Montangesellschaft angelegt, 
sie besitzt auf diese Weise den zehnten Teil der Aktien dieses Unternehmens 
und besetzt infolgedessen mit ihren Vertrauensmännern die leitenden Stellen 
in der Alpinen Montangesellschaft. Landesberger bezeichnet ein derartiges 
Verhältnis als „Conocrn" oder „Großaktionärschaft" und hebt sehr richtig 
hervor, daß hier — wie bei einem Kartell — ein haimonisches Zusammen- 
wirken diverser gleicher Unternehmungen herbeigeführt wird, und daß es, weil 
eben doch kein Kartell vorliegt, ganz unmöglich wäre, ein Kartelgesetz auf 
ein derartiges Verhältnis anzuwenden. Es bedarf übrigens keines weiteren Be- 
weises, daß ein derartiges Verhältnis auch zwischen ganz heterogenen Unter- 
nehmungen herbeigeführt werden kann, daß also beispielsweise eine große 
Bergwerksgesellschaft einen bedeutenden Teil der Aktien einer Eisenbahn 
oder einer Schiffahrtsunternelimung erwirbt und nun im Vereine mit diesem 
Bundesgenossen den ganzen Markt beherrscht. (Morgan!) 

Von einer originellen Kartellform berichtet Dr. Viktor Graetz in 
seinem in der „Gesellschaft österreichischer Volkswirte'- in Wien am 18. und 25. 
Xovember 1902 gehaltenen Vortrage: „Über das Problem der amerikanischen 
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Trusts^^ (Doms „^Volkswirtschaftliche Wochenschrift" vom 4., 11. und 18. De- 
zember 1902. S. 12 des mir vorliegenden Separatabdruckes.) Es sind dies 
die „Klubs der Direktoren" oder die „Presidents Conferences", die darin 
bestehen, daß die Leiter der betreffenden Unternehmungen periodisch (etwa 
einmal im Monate) in zwangsloser Weise zu einem Abendessen (oder 
auch ohne ein solches) zusanmien kommen, daß sie bei dieser Gelegenheit 
über ihre Geschäftsangelegenheiten beraten und sodann auf Grund der gepflo- 
genen Besprechungen oder der vereinbarten Grundsätze geschäftlich vorgehen. 
Daß man derartigen zwangslosen Besprechungen mit keinem Kartellgesetze 
der Welt beikommen kann, bedarf wohl keines weiteren Beweises. 

Aus dem Gesagten geht ziemlich unzweifelhaft hen^or, daß ein Kartell- 
gesetz in der Form, wie es von der österreichischen Regierung und von dem 
Referenten des österreichischen Industrie- imd Landwirtschaftsrates geplant 
war, bestenfalls nur auf die sogenannten „organisierten" Kartelle Anwen- 
dung finden könnte, allein auch hier würde das Gesetz wohl in den meisten 
Fällen nur ein toter Buchstabe bleiben, weil es bekanntlich nur zu häufig 
vorkommt, daß die Theorie und die Praxis gesonderte Wege wandeln. Man 
betrachte die Dinge doch vorurteilsfrei, wie sie sich im praktischen Leben 
tatsächlich gestalten. Heute existieren die Kartelle und funktionieren ganz 
regelrecht, ungeachtet sie in manchen Staaten nur in ziemlich fragwürdiger 
Weise, in manchen Staaten gar nicht anerkannt, in manchen Staaten direkt 
verboten und strafbar sind. Würde nun ein Kartellgesetz in dem angedeuteten 
Sinne erlassen, so würde dadurch die Lage der Kartelle nicht nur nicht ver- 
bessert, sondern geradezu verschlechtert. Sie müßten sich in der vorgezeich- 
neten Weise konstituieren und diese Konstituierung sowiie jeden ihrer Be- 
schlüsse der Regierung mitteilen und eventuell — wenn ein solcher von der 
Regierung beanstandet würde — denselben in ausführlichen. Streitschriften 
rechtfertigen. Kurz, sie wären genötigt, eine endlose Korrespondenz mit der 
Regierung zu führen, deren Endresultat in den meisten Fällen wohl das Auf- 
lösungsdekret wäre, und hätten sie dasselbe schließlich in der Hand, so 
stünden sie genau auf demselben Fleck, auf dem sie heute ohne staathche 
Anerkennung schon stehen. Die Verfasser des österreichischen Regierungs- 
entwurfes und des sogenannten Referentenentwurfes haben eben eines über- 
sehen, daß man nämlich bei jedem Tausch- oder Handelsgeschäft dem Partner 
für seine Ware oder Leistung einen entsprechenden Gegenwert anbieten muß. 
Sie verlangen von den Kartellen, daß diese auf ihre bisherige Selbständigkeit 
und Unabhängigkeit verzichten imd sich den Vorschriften und Beschrän- 
kungen des Gesetzes unterwerfen sollen, und bieten den Kartellen als Gegen- 
wert die staatliche Anerkennung; sie übersehen hierbei aber, daß diese staat- 
liche Anerkennung für die Kartelle eine nur sehr zweifelhafte Bedeutung 
hat, weil sie auch ohne dieselbe l>estehen und sich trotzdem recht wohl befin- 
den können. Um einen so billigen Preis ist die Unterwerfung der Kartelle 
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unter den gesetzlichen Zwang nicht zu haben, da mnß man schon etwas mehr 
bieten! — Hiervon soll weiter unten die Rede sein. 

Trotzdem Wäre ich geneigt, diese österreichische Kartellgesetzentwürfe 
geradezu als eine wissenschaftliche Tat zu bezeichnen, weil sie zum ersten 
Male den unstreitig richtigen Gedanken zu verwirklichen suchen, daß die 
Kartelle auf dem Wege der Verwaltungsreehtsgesetzgebung geregelt werden 
müssen. Die Verfasser dieser Gesetzentwürfe stellen sieh auf den Standpunkt^ 
daß die Kartelle nun einmal da sind und daß man eine so großartige und 
allerorts auftretende Erscheinung nicht einfach verbieten oder durch drakoi- 
nische Strafgesetze aus der Welt schaffen kann. Stellt man sich aber auf 
diesen Standpunkt — und daß er der einzig richtige ist, lehrt die Erfahrung — , 
dann war es ein logisch richtiger Gedankengang, sich zu sagen, daß man die 
Kartelle anerkennen, aber gleichzeitig der staatlichen Oberaufsicht unter- 
werfen müsse. Wenn die Verfasser der mehrerwähnten Entwürfe in diesem 
ihren Streben auf einen Weg gerieten, der nicht zum Ziele führt, so kann 
ihnen dies nicht zum Vorwurfe gemacht werden, weil zur Zeit, da die Enti- 
würfe verfaßt wurden, das juristische Wesen, die „proteusartige" Natur der 
Kartelle und ihr Unterschied von den Trusts noch zu wenig erforscht war. 

2. Der Gedanke, daß man die privaten Monopolisierungsbestrebungen, 
wie sie in den Kartellen und Trusts zutage treten, durch ein einfaches Kar- 
tei Igesetz mit Erfolg bekämpfen kann, darf heute als aufgegeben betrachtet 
werden; seine Undurchführbarkeit wurde durch die Verhandlungen des Ju- 
ristentages von 1902 in Berlin klar dargelegt. Dagegen beginnt ein anderer 
Gedanke eine greifbarere Gestalt anzunehmen, daß nämlich eine ,,Monopols- 
gesetzgebung*^ geschaffen werden müsse. Der erste, der dieses Wort aus- 
gesprochen hat, war — wie oben erwähnt wurde — Wittelshöfer in seiner 
Besprechung der österreichischen Itegierungsentwürfe. Der Verfasser des 
sogenannten Referentenentwurfes des österreichischen Industrie- und Land- 
wirtschaftsrates hat sodann diesen Gedanken aufgegriffen und ihm eine greif- 
bare Gestalt zu geben versucht, der Versuch kann jedoch nicht als gelungen 
bezeichnet werden. Auf dem Juristentage von 1902 wurde dieser Gedanke 
mehrfach teils angedeutet, teils präzis ausgesprochen. Speziell die Anregungen 
Menzels scheinen mir im hohen Grade beachtenswert, und soll hier an spä- 
terer Stelle auf dieselben näher eingegangen werden. Denselben Gedanken hat 
endlich Steinbach in seiner neuesten Schrift : „Der Staat und die modernen 
Privatmonopole** (Wien, 1903) näher ausgeführt. Seine Schrift gipfelt in dem 
Vorschlage, daß ein Gerichtshof zu schaffen wäre, der „die Entscheidung über 
das Vorhandensein monopolistischer Ausschreitungen und die dagegen zu 
ergreifenden Maßregeln" zu treffen hätte. (S. 43.) 

3. Ein dritter, nach meinem Dafürhalten sehr bedeutsamer Gedanke,, 
der auf dem Juristentage von 1902 ausgesprochen wurde, ist die von Sektions- 
chef Dr. Klein vertretene und oben schon erwähnte Ansicht, daß die Aus- 
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schreitungen der Kartelle und Trusts durch die bestehende Gesetzgebung 
über den Wucher, den widerrechtlichen Zwang, den unlauteren Wettbewerb, 
die laesio enormis u. dgl. bekämpft werden sollen. Auch auf diesen Vorschlag 
soll an späterer Stelle nochmals zurückgekommen werden. 

Allein auch ein greifbares positives Eesultat — vielleicht auch z\i'ei 
solche — haben die Verhandlungen des deutschen Juristentages von 1902 
^ergeben oder doch wesentlich gefördert. Die schon auf der Wiener General- 
versammlung des Vereines für Sozialpolitik von 1894 ausgesprochene und 
seither in der einschlägigen Litei*atur sowie auch in den Verhandlungen des 
Juristentages immer wieder mit Xachdruck vorgetragene Forderung, daß 
seitens der Staatsregierung eine Enquete über das Kartellwesen veranstaltet 
werden möge, um mehr Licht in die Sache zu bringen, fand endlich in Deutsch- 
land ein geneigtes Gehör. Die Enquete trat im Februar 1903 in Berlin zu- 
samen. Und noch ein zweiter einschlägiger, zuerst von Menzel zum Aus- 
druck gebrachter und auf dem Juristentage von 1902 wiederholt ausgespro- 
chener Wunsch, daß den Kartellen die Auskunftspflicht gegenüber der Staats- 
verwaltung auferlegt, und daß zu diesem Behuf e ein eigenes „Kartellamt^^ 
geschaffen werde, ist — wenn anders die in die Ülientlichkeit gedrungenen !Mit- 
teilungen begründet sind — seither in Amerika wenigstens teilweise in Er- 
füllung gegangen. In der Wiener „Kartell-Kundschau", 1. Jahrg. (1903), 
Heft 13, S. 796, findet sich nachstehende Xotiz: 

„Ein Trustamt in Amerika. Am 1. Juli d. J. (i. e. 1903) trat 
in den Vereinigten Staaten von ^Nordamerika als neue Bessortstelle das 
Ministerium für Handel und Arbeit ins Leben. Im Eahmen dieses Mini- 
steriums wurde gleichzeitig das sogenannte Korporationsdepartemeiit 
errichtet. Dieses Departement hat die Aufgabe, Erhebungen anzustellen 
über die Bildung, Geschäftsführung imd Leitung der Korporationen, 
Aktiengesellschaften oder inkorporierten Kombinationen, die im Handel 
zwischen den verschiedenen Staaten tätig sind. Das Departement, das 
sich als eine Art von Kartell- und Trustamt ansehen läßt, hat in erster 
Linie die Aufgabe, dem Präsidenten die Trustmaterialien bereit zu stellen 
und an ihn Vorschläge über etwaige Kongreßanträge zu richten." 
In der Zwischenzeit sind jedoch Ereignisse eingetreten, welche darauf 
hinzudeuten scheinen, daß das Kartellrecht in der Zukimft sich nach einer 
ganz anderen Richtung hin entwickeln dürfte, und zwar ist dies ganz besonders 
die Brüsseler Zuckerkonvention vom 5. März 1902 und das 
österreichische sogenannte Zuckerkontingentierungsgesetz („Gesetz vom 
31. Jänner 1903 betreffend die Eegelung der individuellen Verteilung des 
Zuckerkontingents", Xr. 2? Reichs-Ges.-BL), welches freilich nicht in Wirk- 
samkeit getreten ist, vf'cil es noch vor Beginn seiner Geltung durch eine kaiser- 
liche Verordnung vom 1. August 1903 wieder außer Kraft gesetzt worden ist. 

(Schluß folgt.) 
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Mitteilungen. 

Die österreichischen Städtetage und ihre Bedeutung für 

die Verwaltung. 

Wenn wir die Entwicklung unseres Vereinalebens seit dem Inslebentreten 
des Vereinsgesetzes vom 15. November 1867 überblicken, so zeigt sich, wie zu- 
nächst die Einzelindividuen sich der neu erlangten Berechtigung, Vereine zu 
bilden, bemächtigen, wie immer mehr und mehr Personen sich in einer stetig 
wachsenden Zahl von Vereinen zusammen schließen. Wir sehen dann aber eino 
weitere Epoche der Entwicklung, in welcher die Vereine selbst wieder zu Ver- 
bänden zusammentreten, um dadurch die Ziele, welche den in dem Verbände 
vereinigten Vereinen gemeinsam sind, kraftvoller verfolgen zu können. Auch 
ohne Organisation als Vereinsverband treten Delegierte von Vereinen gleicher 
Kategorie zu gemeinsamer Beratung auf sogenannten „Tagen" zusammen. 

Xach dem Muster dieser Vereinigungen zu gemeinsamer Beratung, der 
Vereinsverbände und der Vereinstage, sehen wir dann als moderne Erscheinung 
unseres öffentlichen Lebens, wie auch öffentlich-rechtliche Verwaltimgskörper, 
wie Gewerbegenossenschaften, Advoka tenkammem, Ärztekammern und endlich 
auch Gemeinden durch Delegierte miteinander in Verbindimg treten ziun Schutze 
gemeinsamer Interessen oder zur Verfolgung gemeinsamer Ziele. Das besondere 
Gepräge, aber auch die besondere Bedeutimg dieser Delegiertentage liegt darin, 
daß wir es hier nicht mit einer Vereinigung von Privat vereinen, sondern mit 
Vereinigungen von Korporationen zu tun haben, denen vom Staate gewisse 
öffentlich-rechtliche Befugnisse, ja manchmal, wie bei den Gemeinden, von großem 
Unifange xmd weitgehender Wirksamkeit übertragen sind. 

Im folgenden sollen nun die Delegiertentage der Stadtgemeinden, welche 
kurz als Städtetage bezeichnet werden, einer Besprechung imterzogen werden. 
Um die Entstehimg der Städtetage und ihre bisherige Wirksamkeit kennen zu 
lernen, wollen wir zunächst einen Blick auf die Geschichte der Städtetage werfen. 

a) Geschichte der Städtetage in Österreich. 

1. I. österreichischer Städtetag in Wien 1884. 

Die Veranlassung zur Einberufung des I. österreichischen Städtetages bot 
die Verstaatlichung der Kaiserin Elisabethbahn. Mit 1. Jänner 1881 war der 
Betrieb der Bahn an die gebildete k. k. Direktion für Staatseisenbahnbetrieb 
übergegangen und mit 1. Juli 1884 ging auch das Eigentum dieser Bahn in das 
Eigentum des Staates über. Mit diesem letzteren Zeitpunkte hatte jede Steuer- 
vorschreibung und Steuerleistung für dieses Eisenbahnunternehmen aufgehört. 
Dadurch wurden wegen des damit verbundenen Entganges an Steuerumlagen 
viele Städte und Länder in empfindlicher Weise berührt und dies veranlaßte den 
Wiener Gemeinderat mit Beschluß vom 20, Mai 1884, eine Konferenz von Dele- 
gierten derjenigen Länder und Gemeinden, welche infolge der bereits erfolgten 
<^der noch zu gewärtigenden Verstaatlichung von Private isenbahnen Ausfälle an 
Steuerumlagen erlitten, behufs Beratung der dagegen zu ergreifenden Maßregeln 
liRch Wien einzuberufen. 

Diese Konferenz — der I. österreichische Städtetag — trat am 26. Juni 
1884 in Wien zusammen und nahmen an derselben Delegierte der Städte Wien, 
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Linz, Graz, Prag, Salzburg, Lemberg, Laibach, Klagenfurt und Innsbruck, femer 
die Delegierten der Landesausschüsse von Niederösterreich, Oberösterreich, 
Salzburg, Galizien, Steiermark, Krain und Tirol teil. Die Delegierten einigten 
sich über den einzigen ihrer Beratung unterzogenen Yerhandlungsgegenstand 
dahin, den beteiligten Ländern und Gemeindevertretungen die Einbringung von 
Petitionen an das Gesamtministerium und an beide Häuser des Keichsrates um 
Erlassung von Gesetzen zu empfehlen, wodurch eine Regelung der Landes- und 
Gemeindeumlagen vom Staatsbahnbetriebe vorgenommen wird. 

2. n. österreichischer Städtetag in Wien 1895. 

Am 5. Februar 1895 faßte der Wiener Gemeinderat den Beschluß, die Städte : 
Brunn, Czemowitz, Görz, Graz, Innsbruck, Klagenfurt, Krakau, Laibach, Lem- 
berg, Linz, Prag, Salzburg, Triest, Troppau und Zara zur gemeinsamen Beratung 
nach Wien einzuladen, um bezüglich der alle Landeshauptstädte und größeren 
Städte der im Reichsrate vertretenen Königreiche und Länder in gleich inten- 
siver Weise berührenden, in parlamentarischer Behandlung stehenden Gesetzes- 
vorlagen über die Änderung einiger Bestimmungen des Heimatsgesetzes und 
über die direkten Personalsteuern sowie bezüglich der Frage der Kostenvergütung 
für die von den Städten — speziell als politischen Behörden erster Instanz — 
besorgten Geschäfte des übertragenen Wirkungskreises Stellimg zu nehmen. 

Dieser IL österreichische Städtetag wurde am 21. und 22. Februar 1895 
in Wien abgehalten und wurde von allen genannten Städten, mit Ausnahme der 
Stadt Prag, beschickt. 

Die Beschlüsse dieses Städtetages verlangten: 

flf) bezüglich der Novelle zum Heimatsgesetz: Abänderung der Regierung-s- 
vorlage in sechs Punkten; 

b) bezüglich der Steuerreform: unmittelbare Zuwendung eines der Bevölkerungs- 
zahl und Steuerleistung der Landeshauptstädte entsprechenden Teiles der Überweisungen 
aus den Mehrerträgnissen der direkten Steuern an die Cremeindeverwaltungen der Landes- 
hauptstädte, und zwar im Ausmaße von einem Drittel des Mehrerträgnisses, weiter eine 
Ermäßigung der 26^l^^lQigen Hauszinssteuer durch eine perzentuell höhere Beteilignng 
an den Steuemachlässen und durch Erhöhung des steuerfreien Abzuges für die Erhal- 
tungs- und Amortisationskosten; 

e) bezüglich der Geschäfte des übertragenen Wirkungskreises: eine Ver- 
gütung der Auslagen, soweit dieselben die Kompetenz der politischen Behörde erster 
Instanz sowie die Einhebung der direkten Steuern betreffen. 

3. III. österreichischer Städtetag in Wien 1901. 
Über Veranlassung der Städte Salzburg imd Lemberg wurde mit Rücksicht 
auf die mit 1. Jänner 1901 in Kraft getretene Heimatsgesetznovelle vom 5. De- 
zember 1896 und mit Rücksicht auf eine Reihe anderer Fragen der dritte öster- 
reichische Städtetag für den 23. und 24. Februar 1901 vom Wiener (Jemeinderate 
nach Wien einberufen. Ursprünglich ging der Gemeinderatsbeschluß dahin, alle 
Städte mit mehr als 10.000 Einwohnern einzuladen, doch wurde schlieBlich über 
die von mehreren Stadtgemeinden gegebene Anregung, die Teilnahme an dem 
Städtetage auf die Gemeinden mit eigenem Statut eingeschränkt. Im ganzen 
wurden 33 Städte eingeladen; von den eingeladenen Städten waren am Städtetage 
29 vertreten, nämlich: Bielitz, Bozen, Brunn, Cilli, Czernowitz, Friedek, Görz, 
Graz, Iglau, Innsbruck, Klagenfurt, Krakau, Laibach, Lemberg, Lina, Marburg, 
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Olmütz, Pettau, Reichenberg, Roveredo, Rovigno, Salzburg, Steyr, Trient, Triest, 
Troppau, Waidliofen a. d. Ybbs, Wien, Wr.-Neustadt, Znaim. Nicht vertreten 
waren die Städte: Kremsier, Prag, Ung.-Hradisch und Zara. 

Die Beschlüsse dieses Städtetages waren auszugsweise folgende: 
a) Aufforderung an die Regierung, jenen Gemeinden, welche die Geschäftsfühi-ung 
einer politischen Behörde erster Instanz besorgen, eine entsprechende Entschädigung 
für die ihnen hieraus erwachsenden allgemeinen Verwaltungsauslagen aus Staatsmitteln 
— sei es unmittelbar oder mittelbar durch tT>erlassung gewisser Staatseinkünfte — zu 
g-ewähren ; 

h) es sind Verhandlungen mit der Regierung wegen Vereinfachung des Steuer- 
verrechnungswesens einzuleiten ; 

c) Aufforderung an die Regieining zur Abänderung der Gesetzgebung über das 
Heimatsrecht und die Armenversorgung in der Richtung einer teilweisen Überwälzung 
der Armenlast auf den Staat, und insolange dies nicht möglich ist, Ausgleichung der 
sich durch die Heimatsgesetznovelle ergebenden Mehrbelastung der Städte durch Über- 
weisung staatlicher Mittel, insbesondere der Verzehrungssteuer; 

d) Aufforderung an die Regierung zur Einführung einer staatlichen Alters-, In- 
validitäts-, Witwen- und Waisenversicherung; 

€) Aufforderung an die Regierung zur Errichtung von Asylen für Unheilbare und 
von Zwangsarbeitsanstalten aus Staatsmitteln, eventuell zur Subventionierung der 
bestehenden Landes- und Gemeindeanstalten; 

/*) Petition an die Regierung und an den Reichsrat wegen Abänderung der 
Oebührennovelle (Kaiserl. Verordnung vom 16. August 1899, R.-G.-Bl. Nr. 158); 

y) Petition an die Regierung und an den Reichsrat wegen Abänderung des § 13 
des Gebäudesteuergesetzes (vom 9. Februar 1882, R.-G.-Bl. Nr. 17) in der Richtung, daß 
der Mindestwert der Häuser in den dem Steuersatze von 26^/3 "/o unterliegenden Städten 
nicht über das 40fache Multiplum der Hauszinssteuer festgestellt werde; 

//) Annahme einer Resolution betreffend die bei Vergebung öffentlicher Arbeiten 
und Lieferungen für eine Gemeinde maßgebenden Gesichtspunkte und betreffend die 
Hesteuerung der eigenen Unternehmungen der Gemeinden; 

i) Aufforderung an die Regierung wegen Herabsetzung der Gebäudesteuer durch 
Verwendung des ganzen Überschusses der Personalsteuern, weiter durch progressive 
Erhöhung der Personaleinkommensteuer bei Einkommen über 96.000 Kronen; 

k) Aufforderung an die Regierung zur Regelung der staatlichen Steuergesetzgebung 
derart, daß der Ertrag der Hauszinssteuer mehr und mehr den Städten überwiesen werde; 

/) Petition an die Regierung und an den Reiclisrat wegen Reform des Gebäude- 
steuergesetzes (Umwandlung in eine Nettoertragssteuer, Beseitigung des Steuersatzes von 
26V3%, Erhöhung der 15"/oig^n Erhaltungs- und Amortisationskostenquote auf 30%, 
gesetzliche Garantie gegen Richtigstellung der einbekannten Mietzinse nach willkürlichem 
Ei;pie8sen der Steuerbehörden); 

m) Bildung eines ständigen Ausschusses des österreichischen Städtetages. 

4. IV. österreichischer Städte tag in Wien 1903. 
Über Einberufung des ständigen Ausschusses des österreichischen Städte- 
tages trat zufolge des Beschlusses vom 16. Februar 1903 der IV. österreichische 
Städte tag am 22. und 23. Juni 1903 in Wien zusammen. Eingeladen wurden 
sämtliche Städte Österreichs mit eigenem Statut, mit Ausschluß von Prag, welche 
Stadt anläßlich der Einladung ziun III. österreichischen Städtetage einen grund- 
sätzlich ablehnenden Standpunkt eingenommen hatte. Von den eingeladenen 
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31 Städten haben 28 der Einladung entsprochen, und zwar mit Ausnahme von 
Bozen, welche Stadt das Ausbleiben ihres Delegierten entschuldigte, sämtlich«i 
am III. Städtetage vertretenen Städte. 

Die Beschlüsse dieses Städtetages enthielten im wesentlichen folgendes: 

a) Auffordertiiig an die Regierung, dafür zu sorgen, daß einerseits das Personal- 
steuergesetz dahin geändert werde, daß die Unternehmungen der Gemeinden von der 
Erwerbsteuer gänzlich freigelassen werden, anderseits daß die Finanzbehörden schon 
jetzt angewiesen werden, von der Bemessung einer Erwerbsteuer für solche Unter- 
nehmungen, welche von den Gemeinden in Erfüllung der ihnen nach den Gemeinde- 
gesefzen obliegenden Verpflichtungen betrieben werden, wie Wasserleitiuigen, Schlacht- 
häuser, öffentliche Beleuchtungs- und Verkehrsanlagen, Schwimmschulen und dergleichen. 
Abstand zu nehmen; 

b) Petition an die Regierung wegen Gewährung der Portofreiheit für die gesamte 
Korrespondenz der Gemeinden; 

f) Aufforderung an die Regierung wegen Erleichtenmg der Tragung der Kosten 
für die Besorgung des übertragenen Wirkungskreises durch tlberweisung von Staats- 
einkünften; 

(!) Aufforderung au die Regierung wegen Aufhebung der Vei-pflichtung jener 
Gemeinden, in welchen sich der Standort einer Handels- und Gewerbekammer befindet, 
zur Beistellung der Räumlichkeiten und d^^r Einrichtungsstücke dieser Kammern; ebenso der 
Verpflichtung der Gemeinden zur Beistellung der Amtslokalitäten, der Beleuchtung, Be- 
heizung und der sonstigen sachlichen Erfordernisse sowie zur Besorgung der Zustellungen 
der Gewerbegerichte; 

e) Aufforderung an die Regierung wegen Revision des Heimatsrechtes behufs 
Klarstellung in juristischer und administrativ rechtlicher Hinsicht, ferner wegen Auf- 
nahmsgebühr für Ausländer, anderer Regelung der Armenlast, Regelung des Meldungs- 
wesens, w^egen Pensionsversicherung der Privatbeamten, wegen allgemeiner Alters- und 
Invaliditätsversicherung; 

f) Aufforderung an die Regierung wegen Uberlassimg der Verzehrungssteuer an 
die Gemeinden; 

g) Ansuchen an die Regierung wegen t'berlassung der Ausnutzung der Bierumlage 
zur Stärkung der städtischen Finanzen und wegen Veranstaltung einer Enquete zui* 
Beratung der Reform des kommunalen Abgabewesens; 

h) Resolution wegen Inangrifinahme einer durchgreifenden Ermäßigung und 
organischen Reform der Hauszinssteuer; 

i) Resolution wegen gesetzlicher obligatorischer Feuerversichei*ung; 

k) Resolution wegen Erlassung eines Reichs-Enteignungsgesetzes für öff'entliche 
Gemeindezwecke ; 

/) Aufforderung an die Regierung wegen Revision der bestehenden Vorschriften 
über die Bauverbotsrayons Tür militärische Zwecke; 

m) Ablehnung der Aufforderungen der k. k. Landesbehörden zur Anwendung des 
die Anstellung der Militärzertifikatisten betrefi'enden Gesetzes vom 19. April 1872, 
R.-G.-B1. Nr. 60, auf die Bediensteten der Gemeinden; 

//) Resolution betreff*end die Entschädigung für die Kosten der Herstellung und 
Erhaltung der ärarischen Durchfahi^tsstraßen. 

AuJßerdem wurden noch eine ganze Reihe von Anregungen gegeben, welche 
vorläufig dem neuerdings eingesetzten ständigen Ausschüsse des österreichischen 
Städtetages zugewiesen wurden. 
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5. I. deutsch-österreichischer Städtetag in St. Polten 1901. 

Das Bedürfnis nach einem Zusammenschluß trat auch bei den kleineren 
deutschen Städten, welche nicht zur Kategorie der Städte mit eigenem Statut 
gehören, zutage und so traten über Anregimg der Stadt Wels 112 Gemeinden 
am 6. Juli 1901 zu dem I. deutsch-österreichischen Städtetage in St. Polten zu- 
sammen, der seine Verhandlungen bis 8. Jidi 1901 ausdehnte. 

Dieser Städtetag beschäftigte sich mit folgenden Verhandlungsgegen- 
ständen : 

a) Übertragener Wirkungskreis. — Forderung einer Entschädigung hiefUr; 

h) Annenversorgung. — Verlangen eines Zuschlages zu den staatlichen Erbgebühren 
zugunsten der städtischen Annenfonds; 

e) Wohnungsfrage der Arbeiter. — Verlangen eines neuen Gesetzes über Steuer* 
begünstigungen hiefür; 

(f) Gebührenfragen. — Gebührennovelle vom 18. Juni 1901, R.-G.-Bl. Nr. 74. — 
Abschaffung des Stempels für Eingaben an autonome Behörden und Erleichterung der 
Postgebühren für die Gemeinden. — Befreiung der Gemeinden von der Vergebührung 
der Liefemngs- und Arbeitsverträge über öffentliche Arbeiten. — Gebührenffeiheit für 
Stiftungen zu wohltätigen Zwecken. — Gebtihrenfreiheit für alle Rechtsgeschäfte der 
Gemeinden, dann für Anleihen der (Gemeinden; 

e) Frage der Besteuerung der Erwerbs- und gemeinnützigen Unternehmungen der 
Gemeinden. — Änderung des Personalsteuergesetzes; 

f) Heimatsgesetznovelle vom 5. Dezember 1896. — Verlangen nach Erläuterung durch 
eine Durchführungsverordnung. — Verlangen nach einem einheitlichen Gesetze über 
Erwerb und Verlust der österreichischen Staatsbürgerschaft. — Regelung des Matriken- 
wesens ; 

g) Alters- und Invalidenversicherung unter staatlicher Garantie; 

h) Zuweisung neuer Einnahmsquellen von Seiten des Staates an die Gemeinden. — 
Überlassung von 2% der direkten Staatssteuern inklusive Personal-Einkommensteuer. — 
Überlassung des Eingabenstempels. — (Bewährung von Darlehen aus der Postsparkasse 
gegen mäßige Verzinsung ohne hypothekarische Sicherstellung; 

t) Reform der Hauszinssteuer. — Kontingentierung der Gebäudesteuer unter 
Verzicht auf jede Erhöhung. — Sukzessive Herabminderung der Hauszinssteuer auf 5% 
— Freilassung der Wirtschaftsräume, Ermäßigung für zu gewerblichen Zwecken ver- 
wendete Lokalitäten. — Gemeindeumlagenbemessung von Hof-, Staats- und Landschafts- 
gebäuden ; 

k) Gehaltsregulierung der Lehrpersonen. — Gleichstellung gegenüber den Staats- 
beamten der unteren vier Rangsklassen. — Erhöhung der Quartiergelder nach Maßgabe 
der örtlichen Verhältnisse. — Bemessung der Ruhe- und Versorgungsgenüsse nach den 
für Staatsbeamte geltenden Nonnen; 

i) Einsetzung eines ständigen Ausschusses des Städtetages. 

6. IL deutsch-österreichischer Städte tag in Villach 1903. 

Der IL deutsch-österreichische Städtetag der kleineren Städte wurde am 
1^., 19. und 20. September 1903 zu Villach abgehalten und von 63 Städten be- 
schickt. Er befaßte sich mit nachstehenden Verhandlungsgegenständen: 

a) Reform der Gebäudesteuer (vide I. deutsch-österreichischer Städtetag sub i). — 
Sukzessive Herabminderung auf 5% des reinen Zinsertrages; 

h) Niederösterreichische Bauordnung. — Diskussion über Bauordnungen überhaupt; 

5* 
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c) Abänderung der Heimat^gesetznovelle. — Belastung der Städte durch die 
Armenversorgung. — Regelung nach dem Muster des deutschen Reichsgesetzes über den 
Unterstützungswohnsitz ; 

d) Reform des Enteignungsrechts. — Zuerkennung des Enteignungsrechts für die 
im Öffentlichen Interesse gelegeneu Arbeiten der Clemeinden; 

e) Änderung der Steuergesetzgebung behufs Herbeiführung einer Grundlage zur 
Bemessung der Umlagen von den rechnungspflichtigen l^nternehmungen, insbesondere 
Eisenbahnen ; 

f) Zuweisung neuer Einnahmsquellen an die (jemeinden von Seiten des Staates. — 
Überlassung der Hälfte der alljährlich sich ergebenden Gebarungsüberschüsse an die 
Stadtgemeinden, deren Gemeindeumlagen die Höhe von 60% der direkten Staatssteuer 
erreicht haben, nach Verhältnis der Steuerleistung. — Eventuell: Anteil an dem Gesamt- 
erträgnisse der direkten Steuera in der Höhe von 2^j^j^. — Überlassung der Stempel- 
gebühren. — Gewährung von Darlehen aus Staatsmitteln für Bauführungen und Einrich- 
tungen, welche die Gemeinden aus sanitären oder humanitären Gründen durchzuführen 
genötigt sind (wie Krankenhäuser, AVaiseuhäuser^ ; 

g) Reform der Gemeindeordnung. — Ausbau der Gemeindeautonomie; 

h) Staatstelegraphen-, Telephon- und elektrische Kraftleitnngen, Benützung öffent- 
licher Kommunikationen und fremden Eigentums. Regelung der Kompetenz der städ- 
tischen und Lokalbehörden in bezug auf das Anwendungsgebiet der Elektrizität; 

i) Gebührenfragen. — Erwirkung der Gebührenfreiheit für die Erwerbung von 
Grundstücken zu Straßen- und sonstigen öffentlichen Zwecken durch die Gemeinden. 
Befreiung von Schul- und Spitalsgärten oder sonstigen öffentlichen oder gemeinnützigen 
Zwecken gewidmeten Grundflächen von der Entrichtung des Gebührenäquivalents ; 

/•) Urgierung einer staatlichen Alters- und Invaliditätsversicheruug ; 

/) Verwahrung gegen den Beschluß des niederösterreichischen Landtages vom 
17. September 1903 betreffend die Aufforderung an den Statthalter zur Enthebung des 
Bürgermeisters von St. Polten von seinem Amte; 

m) Einsetzung eines ständigen Ausschusses des Städtetages. 

b) Rückblick und Folgerungen. 

• Überblickt man die im vorstehenden dargestellte reichhaltige Tätigkeit der 
bisher abgehaltenen Städtetage, so findet man, daß die Mehrzahl der Beschlüsse 
sich als Forderungen darstellen, die an den Staat gestellt werden. Vom Staate 
verlangt man eine Entschädigung für die Kosten des übertragenen Wirkun^- 
kreises; vom Staate verlangt man die Erleichterung der Armenlast, die Über- 
lassung der Verzehrungssteuer, eines Teiles der Einkommensteuer, die Herab- 
setzung der Hauszinssteuer; vom Staate verlangt man die Befreiung der Ge- 
meinden von gewissen Steuern und Gebühren; vom Staate verlangt man die 
Alters- und Invaliditätsversicherung, ein die Bedürfnisse der Gemeinden beach- 
tendes Enteignungsrecht, die Portofreiheit u. a. m. 

Um diesen Forderungen gegenüber dem Staate größeren xS^achdruck zu ver- 
leihen, haben sich die in gleicher Lage befindlichen Städte zu „Städtetagen" ver- 
einigt, die man deshalb füglich als eine „Koalition gegen den Staat" bezeichnen 
könnte. Bei Organismen, welche, wie Staat und Gemeinde, dazu bestimmt 
sind, in derselben Kichtung zu wirken, die Wohlfahrt der Staatsbürger und das 
allgemeine Beste zu fördern, mag ein solches Bündnis der Gemeinden, g^en den 
Staat befremdlich erscheinen. Die Sache ist aber nicht so ernst zu nehmen, da 
eine feindliche Tendenz dabei ausgeschlossen ist. 
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Der Grund für die Koalierung der Städte ist ja doch mir in der Tatsache 
zu suchen, daß immer neue Aufgaben an die Städte herantreten, daß die moderne 
Ausgestaltung unseres Verkehrswesens, die auf manchem Gebiete städtischer 
Verwaltung geforderten Neuerungen, die Anforderungen der Hygiene, die durch 
die sozialpolitischen Tendenzen unserer Zeit gebotenen Maßnahmen, die stetig 
steigende Inanspruchnahme der kommunalen Organe zur Besorgung staatlicher 
Aufgaben, die erhöhten Schullasten u. a. die Aufwendung immer größerer Geld- 
mittel seitens der Gemeinden erheischen, während die Einnahmsquellen nahezu 
stationär bleiben. 

Deshalb sehen wir, daß auf den Städtetagen den breitesten Kahmen der 
ausgedehnten Verhandlimgen jene Gegenstände einnehmen, welche einerseits die 
finanzielle Entlastung der Gemeinden, anderseits die Vermehrung ihrer Ein- 
nahmen bezwecken. 

Die Staatsverwaltung darf sicherlich diesen Klagen xmd Beschwerden, diesen 
Forderungen und Wünschen nicht gleichgültig gegenüberstehen, sie hat die 
Pflicht, nach Möglichkeit auf Abhilfe bedacht zu sein, und in der Tat ist aus 
manchen Begierungshandlungen und Äußenmgen der Regierung ersichtlich, daß 
die Staatsverwaltung sich dieser Einsicht nicht verschließt. 

, Gleichzeitig mit der Erlassung der Heimatsgesetznovelle vom 5. Dezembet 
1896, R.-G.-B1. Kr. 222, wuide mit Gesetz vom 4. November 1896, R.-G.-Bl. Nr. 224, 
der Gemeinde Wien ein Teilbetrag des Jahresergebnisses der Linien verzehrungs- 
steuer und des Biersteuerzuschlages von der Biererzeugimg in Wien überlassen. 
Durch Landtagsbeschlüsse wurde der Gemeinde Wien weiter im Jahre 1898 ein 
Anteil an dem aus den Mehrerträgnissen der Personalsteuem dem niederöster- 
reichischen Landesfonds überwiesenen Betrage sowie ein Zuschlag zur Totali- 
sateursteuer zugestanden, ferner 1902 ein Anteil an den Gebarungsüberschüssen 
der kiunulativen Waisenkassen gewährt. — Den Wünschen nach Verbesserimg 
der Gesetzgebung wegen Steuerbegünstigung für Arbeiterwohnungen wurde durch 
das neue Gesetz vom 8. Juli 1902, K.-G.-Bl. Nr. 144, Kechnung getragen. — Mit 
dem Gesetze vom 25. März 1902, R.-G.-Bl. Nr. 70, wurde dem Verlangen nach 
Gewährung von Gebührenerleichterungen und Gebührenbefreiimgen für Anlehen 
von Ländern, Bezirken, Gemeinden und anderen autonomen Verbänden ent- 
sprochen. — Durch das Gesetz vom 18. Jxmi 1901, R.-G.-Bl. Nr. 74, ist die kaiser- 
liche Verordnung vom 16. August 1899, R.-G.-Bl. Nr. 158, betreffend die Gebühren- 
novelle in manchen Punkten wesentlich verbessert worden. — Der Regierungs- 
entwurf über die Fahrkartensteuer wurde durch Erweiterung der Befreiung der 
Lokalbahnstrecken im Sinne der Wünsche der Städte abgeändert. — In zahl- 
reichen Spezialgesetzen wurde iüt einzelne Städte die normale zeitliche Befreiung 
von der Hauszinssteuer, für Umbauten, welche aus öffentlichen Assanierungs- 
oder Verkehrsrüeksichten vorgenommen werden, auf längere Zeiträume aus- 
gedehnt. — Mit Finanzministerialerlaß vom 24. Oktober 1901, R.-G.-Bl. Nr. 168, 
erfolgte eine Abänderung der Vollzugsvorschrift zum IL Hauptstück des Personal- 
steuergesetzes, wodurch die Behandlung des Gebührenäquivalents als abrechenbare 
Ausgabspost zugestanden wurde. 

Abgesehen von diesen tatsächlichen Erfolgen, welche die auf den Städte- 
tagen geäuBerten Wünsche erreicht haben, fehlt es nicht an Verheißungen der 
Regierung in anderen Beziehungen. Bezüglich der wichtigen Frage wegen Ent- 
schädigung seitens des Staates für die Besorgung der Geschäfte des übertragenen 
Wirkungskreises hat der Ministerpräsident Dr. v. Koerber in der Sitzung des 
Abgeordnetenhauses vom 18. April 1902 erklärt, daß er die Frage für eine Frage 
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sehr ernster und aktueller Bedeutung ansehe, dei'en Lösiuig sieh angelegen sein 
zu lassen, eine Pflicht der Begierung sei; er fügte allerdings weiter bei, daß im 
Hinblicke darauf, daß eine dauernde Entlastiuig der Gemeinden in bezug auf das 
Erfordernis für die Besorgung der Geschäfte des übertragenen Wirkungskreiseß 
nicht ohne dauernde und sehr namhafte Kückwirkung auf die Staatsflnanzen 
erreichbar sei, hinsichtlich der zu ergreifenden Maßnahmen eine große Yorsiclit 
geboten sei. Unter diesem Vorbehalte erklärte der Herr Minister, der Frag-e 
nahertreten und sich ernstlich bemühen zu wollen, an das Ziel zu gelangen und 
das Haus mit einer darauf bezüglichen Vorlage zu befassen. — Bezüglich der 
Alters- und Invaliditätsversicherung der Privatbeamten wurde eine Regierungs- 
vorlage im Abgeordnetenhause eingebracht und die Lösung der Frage der Alters- 
und Invaliditätsversicherung der Arbeiter wurde seitens der Regierung wiederholt 
in Aussicht gestellt. — Bezüglich der Frage der Hauszinssteuerreform wurde im 
November 1903 im k. k. Finanzministerium eine Enquete abgehalten, zu welcher 
auch Delegierte der Städtetage beigezogen wurden. — Es liegen dem Abgeord- 
uetenhause weiter eine Reihe von Initiativanträgen von Abgeordneten vor, welche 
die Realisierung vieler der auf den Städtetagen laut gewordenen Wünsche erstreben. 

Man sieht, daß die Verhandlungen der Städtetage seitens der Regierung und 
der Gesetzgebung nicht unbeachtet geblieben sind. Selbstverständlich können 
aber die staatlichen Faktoren, Regierung und Gesetzgebung, nicht alle For- 
derungen der Städtetage schlankweg erfüllen, denn sie haben jede einzelne Frage, 
deren Lösung angestrebt wird, nicht von einem einseitigen Interessenstandpunkte, 
sondern von allgemein staatlichen Gesichtspunkten aus zu prüfen und sie müssen 
bei den oft widerstreitenden Interessen verschiedener Bevölkerungskreise nach 
einer Harmonie der Interessen suchen, was keineswegs eine leichte Aufgabe ist* 

Da überdies die Städtetage sich zumeist mit Forderungen finanzieller Xatur 
befaßt haben, die Lösung derselben bei dem Umstände, als auch der Staat angesichts 
der wachsenden staatlichen Aufgaben (z. B. Invalidität s- und Altersversicherung-) 
seine Einkünfte zu vermehren trachtet und manchmal sogar auf bestehende Ein- 
nahmen verzichten muß (z. B. Aufhebung der Mauten), ungemein schwierig ist, 
so ist gerade rücksichtlich der wichtigsten Fragen, wie der Entschädigung für 
die Geschäftsführung im übertragenen Wirkungskreise, der Überlassung staatlicher 
Einkünfte an die Gemeinden, der Eröifnmig neuer Einnahmsquellen für die 
Gemeinden, eine Entscheidung in kurzer Zeit nicht zu erwarten. In anderen Fragen 
muß sich die Gesetzgebimg auf einen direkt ablehnenden Standpunkt stellert. 
So wird in der Frage des Heimatsrechts wohl die Frage einer Änderung oder 
Erleichterung der Armenlast erwögen werden können, aber die Gesetzgebung wird 
sich nicht dazu verleiten lassen dürfen, durch Aufhebung oder Erschwerung der 
Ersitzung des Hoimatsrechts die alte Misere in den Heimatszuständen, welche 
eben durch die Heimatsgesetznovelle vom Jahre 1896 beseitigt werden sollte, 
wieder herbeizuführen. 

Man sollte auch nicht in den Fehler verfallen, allzu viele Dinge zmn Gegen- 
stande der Verhandlungen auf den Städtetagen zu machen. Wenn jede irgendwo 
auftauchende Frage, wenn auch von mehr weniger untergeordneter Bedeutungr 
oder nur von lokalem Interesse, auf die Tagesordnung des Städtetages gesetzt 
wird, so verliert der Städtetag an Bedeutung. 

In dieser Beziehung ist es fraglich, ob die Einführung von „ständigen 
Ausschüssen" der Städtetage zu begrüßen ist. Es wird dadurch der Anreiz 
alles und jedes vor den Städtetag zu bringen und jeden in einer Gemeinde auf- 
tauchenden Wim«ch vom Städtetage erledigen zu lassen, erln'Uit. Gegen die Ein- 
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• 

Setzung: ständiger Ausschüsse lassen sich auch leicht doktrinäre Bedenken geltend 
machen. Die Städtetage werden dadurch zu einer ständigen Einrichtxmg einer 
Anzahl Gemeinden, welche zu gemeinsamen Beratungen und Beschlußfassungen 
zusammentreten, ohne daß eine solche regelmäßige gemeinsame Aktion mehrerer 
Gremeinden in den Gemeindegesetzen vorgesehen wäre. Durch* die Einsetzmig 
eines ständigen Ausschusses scheint die Institution der Städtetage auch mehr 
und mehr einen Vereinscharakter zu erhalten, was kaum zuträglich erscheint, 
abgesehen davon, daß es wahrscheinlich die Städtetage selbst perhorreszieren 
würden, ihre Delegationen, die ständigen Ausschüsse, den Bestimmungen des 
Vereinsgesetzes und der Überwachung der Vereinsbehörde zu unterwerfen. 

Eines kann lobend hervorgehoben werden: die Verhandlungen auf den 
Städtetagen werden im allgemeinen sehr sachlich geführt und es dienen ihnen 
häufig sehr gediegene Vorarbeiten (Referate) zur Grundlage. Insbesondere ist 
es erfreulich, zu sehen, daß auc*!! die kleineren Städte Funktionäre besitzen, welche 
mit Sachkenntnis und Gründlichkeit ausgestattete Referate erstatten und sich 
mit Reden, die sich von dem gewöhnlichen Versammlungston angenehm abheben, 
aD den Debatten beteiligen. 

Zu wünschen wäre, daß die Städtetage sich in Zukunft in intensiverer Weise 
als es bisher geschehen ist, mit den administrativen Aufgaben der Ge- 
meinden befassen möchten. Die gegenseitige Aussprache über die Behandlung 
der Verwalt Imgsaufgaben der Gemeinde, der gegenseitige Austausch der auf 
diesem oder jenem Gebiete der praktischen Verwaltung gesammelten Erfahrungen, 
die gegenseitige Förderimg durch Hinweis auf diese oder jene Einrichtimg, die 
sich in der Gemeinde bewährt hat, können für alle auf dem Städtetage ver- 
tretenen Gemeinden nur förderlich sein imd es würde dadurch auch der Allge- 
meinheit genützt werden. Es kann hier auf die im Deutschen Reiche seit Jahren 
bestehende Institution der Armenpfleger-Kongresse verwiesen werden, welche 
auf diesem speziellen Gebiete der Gemeinde veinvaltung im Laufe der Jahre 
so imgemein belebend und fördernd gewirkt haben. Aber nicht nur die Armen- 
pflege, auch die Straßenpflege, die Straßenerhaltung, das Verkehrswesen, das 
Marktwesen geben sicher Anlaß zur Besprechung auftauchender Verbesserungs- 
vorschläge und die bei der Verwaltung des Gemeindevermögens zu beobachtenden 
Grundsätze sowie die diesfalls bestehenden oder neu einzuführenden Kontroll- 
einrichtungen, die Aufstellung und Prüfung der Gemeinderechnungen u. s. w. 
würden eine Besprechung auf den Städtetagen sicher verdienen. Weiter könnten 
auch die Erfahrungen, welche namentlich größere Gemeinden bei der in der 
neuesten Zeit immer mehr zunehmenden Kommunalisierung größerer Betriebe 
(Wasserwerke, Gaswerke, Elektrizitätswerke, Verkehrsuntemehmungen, Bade- 
anstalten, Schlachthäuser, Brauereien u. s. w.) immer aufs neue gesammelt 
werden, regen Meinungsaustausch und ersprießliche gegenseitige Förderung 
unter den (j^emeindedelegierten herbeiführen. Vielleicht könnten gerade diese 
Erfahrungen dazu beitragen, das bisher so häufig ventilierte Kapitel der 
„Schaffung neuer Einnahmsquellen für die Gemeinde", von dem Gebiete der 
Staatshülfe auf jenes der Selbsthülfe zu übertragen, was vielleicht recht 
ersprießlich wäre. 

Jedenfalls ist den Städtetagen noch eine große, dankenswerte Aufgabe be- 
^<*hieden; wenn sie sich ihr mit Verständnis nnd schaffensfreudiger Hingebung 
widmen, so können sie ein bedeutungsvoller Faktor für die Österreichische Städte- 
vorwaltung werden. Dr. Ludwig Vogler. 
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Der erste internationale Kongreß für Schulhygiene/ 
(4. — 9. April 1904, Nürnberg.) 

Die Spezialisierung des Wissens ist bekanntlieh eine natürliche Konsequenz 
des Fortschritts der Forschung und der damit mehr und mehr zur Geltung 
kommenden Arbeitsteilung. Immerhin mag es vielleicht manchem Leser zu weit- 
gehend erscheinen, daß internationale Kongresse für Schulhygiene auf den 
Plan treten: darüber kann man gewiß verschiedener Ansicht sein, es möge aber 
auch gestattet werden, darauf hinzu^weisen, daß abgesehen von einer Keihe 
kleinerer Kompendien, bereits vier imafangreiche Handbücher der Schulhygiene 
in deutscher Sprache existieren, deren viertes erst Anfang 1904 fertig gestellt 
wurde, während die drei anderen bereits mehr als eine Auflage erlebt haben. 

Die Konkurrenz der Staaten hat seit langem zu ausgiebiger geistiger 
Schulung der Jugend gedrängt; die quantitative und qualitative Ausbreitung 
und Vertiefung dieser Schulung hat jedoch auch mannigfaltige Mißstände mit 
sich gebracht imd das Schulalter ist zu einem Faktor solcher Art im Leben des 
Adoleszenten (übrigens auch der Elternschaft) geworden, daß die Klagen — es 
sind keineswegs in erster Linie die der Eltern oder gar Schüler gemeint — 
nicht alle werden und vom Standpunkte der Vertreter einer gesunder! harmo- 
nischen Entwicklung der menschlichen Anlagen leider als vielfach keineswegs 
unbegründet bezeichnet werden müssen. Das Ausgreifen der öffentlichen Er- 
ziehung auf neue, bisher unbetretene Gebiete macht neben ausgiebiger Kemedur 
verbesserungsbedürftiger alter Einrichtungen auch das Vorbeugen bei den neuen 
zu einer ernsten Aufgabe. Eine lange Keihe von Untersuchungen zur Schul- 
hygiene bietet mancherlei Material zur kritischen Beurteilung des Vorhandenen 
und des Anzustrebenden — die Schulhygiene hat sich als Wissenszweig mächtig 
entwickelt, während die Schule selbst im allgemeinen in ihrer Praxis bezüglich 
der hygienischen Seite im Rückstand geblieben ist. Verschiedene Länder sind 
übrigens verschieden weit vorgeschritten. 

Es dürfte aus den angeführten Gründen der Versuch einer internationalen 
Behandlung der Fragen nicht unberechtigt sein. 

Zur Inszenierung des I. internationalen Kongresses und der in der 
Folgezeit periodisch beabsichtigten ist ein internationales Komitee entstanden,, 
in welchem die Kulturgebiete der Erde durch manchen hervorragenden Fachmann 



^ Dieser Aufsatz wurde schon geraume Zeit vor dem Kongresse verfaßt und war 
als Prähidium gedacht. Mittlerweile hat der Kongreß bereits stattgefunden und ist 
glänzend verlaufen. Er hatte tatsäehUch internationalen Charakter und bot Verschiedenes 
an neuen Ergebnisseh exakter Forschung sowie an kritischen Ausblicken. Die Ausstellung 
war reich beschickt und interessant. Ein umfangreicher offizieller Kongreßbericht wird 
8. Z. erscheinen imd den Mitgliedern zugehen. Von den 1510 Kongreßteilnehmern stammten 
621 aus dem Deutschen Reiche, 322 aus Osterreich n. s. w., dann in absteigender Zahlen- 
folge aus Rußland, Holland, England bis zu Japan (5J, Chile (3), Kuba (1) und Uruguay (1). 
Von den bis zum Kongreßbeginn angemeldeten 237 Referaten und Vorträgen wurden 
161 in 3 allgemeinen Sitzungen und 7 Sektionen abgehalten. Besonders hervorzuheben 
ist die ganz außerordentliche Arbeitsleistung des unermüdlichen, um das Gelingen des 
Kongresses hochverdienten Generalsekretärs, des bekannten schulhygienischen Forschers 
Hofrates Dr. P. Schubert in Xümberg. Der II. Kongreß findet ab 2. August 1907 in 
London statt. Präsident: Sir Lander Brunton. 
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vertreten sind. Die ersten zur Schaffung dieses Komitees gemachten Schritte 
waren allerdings nicht die hestmöglichen gewesen. In einer ganzen Reihe jener' 
Staaten sind zur Förderung des I. Kongresses Spezialkomitees entstanden, in 
Österreich z. B. solche in einer Anzahl von Kronländem: neben der sehr wert- 
vollen Förderung der Kongreßsache durch die österreichischen Behörden wird 
auch auf diesem Wege dafür gesorgt, daß von zahlreichen Orten Interessenten 
dem Kongresse anwohnen und die i)ersönlich empfangenen lebhaften Eindrücke 
weitertragen, ein neben der Kongreßarbeit i. e. S* praktisch wichtiges Moment, 
nicht zum mindesten hinsichtlich der kleineren Städte, wo einerseits namentlich 
ausländische Fortschritte im allgemeinen weniger bekannt sind, anderseits die 
materielle imd formelle Durchführung mancher Änderungen leichter und rascher 
möglich sein dürfte als in dem schwerbeweglichen und komplizierten Verwal- 
tungsmechanismus der Zentren. 

Nebst einer Reihe interessanter Themen in den allgemeinen Sitzungen 
werden in den Sektionen des Kongresses Themengruppen aus folgenden Gebieten 
zur Behandlung gelangen : Die Hygiene des Schulhauses und seiner Einrichtung, 
die der Internate, die schulhygienischen Üntersuchimgsmethoden, die Hygiene 
des Unterrichts und der Unterrichtsmittel, der Hygieneunterricht für Lehrer 
und Schüler, Koedukation, die Sonderschulen, die Hygiene der Schuljugend 
außerhalb der Schule, die Hygiene der Lehrerschaft, die körperliche Erziehung 
der Schuljugend, die Schulkrankheiten und der ärztliche Dienst in der Schule. 

Bis Anfang 1904 waren zirka 140 Referate und Vorträge, vielfach 
Ton in den bezüglichen Detailstücken längst wohlbekannten Vertretern angemeldet. 
Das Programm dürfte noch weitere Vermehrung erfahren haben. Manches 
Bedeutende, manches Resultat exakter Forschungsarbeit wird zum erstenmal 
vorgeführt werden. Minderwertiges wird sich auch nicht vermeiden lassen, wie 
dies ja bei allen derartigen großen Veranstaltungen als nicht erwünschte Folge 
sehr starker Beteiligung einzutreten pflegt, und bei einer ersten solchen noch 
schwerer a i^riori zu verhüten ist. 

Mit dem Kongreß wird eine Ausstellung verbunden sein, bezüglich 
deren das Bestreben dahin geht, sie von dem jahrmarktmäßigen Beigeschmack, 
welcher leider so oft derartige Unternehmungen schädigen hilft, durch ent- 
sprechende Maßnalunen möglichst frei zu halten. 

Wie aus einigen oben gegebenen Andeutimgen ungefähr zu entnehmen ist, 
i?t das Gebiet der Hygiene der öffentlichen Erziehung ein vielseitiges und kom- 
pliziertes; ein großer Teil der Gesamterziehung ist in den Kulturländern heute 
eine öffentliche Angelegenheit und tatsächlich die Schule (Kongreß für Schul- 
hygiene) hier für eine Reihe von Lebensjahren ein hochwichtiger Faktor. Mit 
Recht tritt femer die Schule neuerer Zeit auch der körperlichen Erziehimg 
immer näher. Diese Tendenz ist nur ein Stück der Gesamttendenz, der öffent- 
lichen Erziehung neue Gebiete zu erschließen (z. B. den sozialpolitisch so wichtigen 
Hauswirtschaftsunterricht), welche Gesamttendenz ihre ursächliche Erklärung 
findet in der die Leistungsfähigkeit des Elternhauses mehr und mehr absor- 
bierenden Konkurrenz überhaupt und der modernen Entwicklung der Lebens- 
Terhältnisse in Großstädten im besonderen. 

Jene Tendenz ündet hinsichtlich der körperlichen Erziehung naturgemäße 
Behandlung vom hygienischen Gesichtspunkt in mehreren Themengruppen des 
Kongresses (Hygiene des Schulhauses, des Internats), im besonderen ferner in 
einer Reihe von Referaten und Vorträgen einer besonderen Sektion. 

Was das Schulhaus und seine Einrichtung speziell betrifft, sei hervor- 
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gehoben, daß selbst ohne Anwendung größerer materieller Mittel als bisher viel 
(jutes zu leisten ist durch amtliche oder halbamtliche Aufstellung gewisser 
Grundsätze und Aufklärungen, womit fördernd eingewirkt zu werden vermag, 
ohne der selbständigen Verfügung in den einzelnen kleineren Verwaltungs- 
gebieten zu sehr vorzugreifen. Manches Gute ist in dieser Hinsicht schon ge- 
schehen, anderes noch zu tun. Viel Nutzen ist im besonderen zu stiften durch 
80 praktisch gehaltene, von Amts wegen herausgegebene Spezialanleitungen, daß 
auch die kleinsten Gemeinwesen in den Stand gesetzt werden, die verfüglichen 
Mittel zweckentsprechend zu verbrauchen, was bisher viel zu wünschen 
übrig läßt. — Sehr ausgiebig für den Effekt wäre es, wenn die Länder oder der 
Staat selbst Summen, eventuell als unverzinsliche Darlehen, für die ärmsten 
kleinen Gemeinden zur Verfügung stellen könnten, mn ganz allmählich die 
gröbsten Mängel beseitigen zu helfen, wofür jene Gemeinden zur Ausführung 
der Anlagen im Siime der obigen Anleitungen verpflichtet wären. 

Von fundamentaler Bedeutung auch für eine gesunde Jugenderzie- 
hung müßte eine g e s e t z mäßige Beeinflussung der Bauordnungen der größeren 
Gemeinwesen in der Richtung weitvorausschauender Kardinalbestimmimgen 
werden und die derzeitige Art der Stadterweiterungen ist im Zusammenhang 
mit der modernen Entwicklung der Verkehrsmittel schon seit Jahrzehnten un- 
nötig ungünstig für die Gesundheitsverhältnisse der Gemeinschaft; sie hilft, bis 
dahin minimale Grmidpreise für weite Strecken der Außengebiete großer Städte 
ganz ohne Not in die Höhe treiben und ist vom sozialpolitischen Gesichtspunkte 
nur zu bedauern. Selbst für kleinere Städte macht sich zuweilen schon unzurei- 
chende Fürsorge in betreff der Erholungsstätten im Freien für die Volksmasse 
und natürlich nicht zum mindesten die Jugend bemerkbar. — Im einzelnen wäre 
die Förderung der Entwicklung von Tages internalen in der Nähe großer 
Städte, wie die Dinge bisher stehen, sehr zu wünschen. 

Ein ausgiebiger Anteil der öffentlichen Maßnahmen an der körperlichen 
Erziehung der Jugend ist, großenteils auch aus dem gedachten Grunde der Art 
der Stadtanlagen, eine Geldfrage. 

Die körperlichen Übungen im Freien haben seit einem auch durch die Wärme 
des Tones ausgezeichneten Erlaß der preußischen Unterrichtsverwaltimg zunächst 
in Österreich, daim auch in anderen Staaten einen kräftigen Anstoß durch amt- 
liche Verfügungen erhalten. Leider sind die Schwierigkeiten einer wirkungs- 
vollen Reformarbeit in Österreich weit größer als in anderen Staatsgebieten, in 
welchen man der Sache mit Nutzen einen eigenartigen politischen Beigeschmack 
zu geben vermochte, welcher Geldopfer leichter erreichbar gemacht hat. 

Bezüglich der Geldauslagen für verschiedene Seiten der öffentlichen Erzie- 
hmig, das gilt nicht nur für das keineswegs unwichtige Gebiet der Schulhygiene 
allein, pflegt ein Standpimkt eingenommen zu werden, welcher einen weiten 
Ausblick nicht zuläßt. Ein etwas mehr — wenn der Ausdruck erlaubt ist — kauf- 
männische Auffassung der Dinge wäre von Nutzen. Ein wahres Schulbeispiel 
in jedem Sinne: Die Verwaltung mietet ein schlechtes, d. h. für die Schul- 
erziehung vom gesundheitlichen, auch unterrichtlichen Standpunkte bescheiden 
gesagt wenig geeignetes Haus, hält es jahrzehntelang in Miete xmd hat schließ- 
lich so viel Geld ausgelegt, daß sie, endlich zum Neubau schreitend,. für bezahlte 
Mieten und Zinsenverlust eine große Summe verbraucht hat, ohne ein angän- 
giges Gebäude zu haben. Will man nicht gesimdheitswidrige Zustände als zu- 
lässig erklären, so muß für die Schule ein eigens hergestelltes Haus zugegeben 
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werden; die Begründung: dieses Satzes würde den für vorliegenden Artikel ver- 
füglichen Gesamtraum überschreiten. 

Hinsichtlich der Untersuchungen über die Hygiene des Un- 
terrichts wird auf dem Kongresse sowohl im allgemeinen als im besonderen 
gesproclien werden; hier liegt ein großes, erst seit kurzer Zeit betretenes Arbeits- 
feld vor und wäre eine Förderung solcher Arbeiten in dem Sinne zu wünschen, 
daB die Schule als Objekt modemer wissenschaftlicher Untersuchung zuständigen 
Personen, welche bezügliche exakte Forschungsarbeit vornehmen wollen, grund- 
sätzlich einigermaßen zugänglich gemacht wird, in dem Sinne, daß imtergeord- 
nete Stellen nicht a priori die Ausführung solcher Arbeiten zu behindern ver- 
möchten ; denn die Erfahrung hat bereits in mehr als einem Staate gelehrt — und 
vielleicht gibt es noch verschwiegen gebliebene Erfahrungen dieser Art — daß 
Schulvorstände oder Schulaufsichtsbeamte aus Mangel nicht an gutem Willen, 
sondern an Verständnis für die Sache solche Untersuchungen tatsächlich behin- 
dert haben, Untersuchungen, welche selbstredend der Schüler als Untersuchimgs- 
objekts bedurften, aber ebenso selbstverständlich nicht im entferntesten darnach 
angetan waren, eine Schädigung derselben oder nachherige Beschwerden der Eltern 
herbeizuführen. In jenen Fällen, welche als Exempel zu diesen Bemerkimgen 
Anlaß geben, hätten die betreffenden, von den Autoren in völlig selbstloser Weise 
vorgenommenen beziehungsweise geplanten Untersuchungen auch nur so wenig 
von der Unterrichtszeit in Anspruch genommen, daß von einer Gefährdung der 
Unterrichtsziele keine Bede sein konnte ; die Beachtung der gestreiften Momente 
hatten die betreffenden Forscher auch im Auge behalten. 

Die Hygiene des Unterrichts vermag übrigens heute bereits zum Fortscliritte 
einer gesunden Erziehxmg Forderungen zu formulieren, deren Erfüllung ohne ma- 
terielle Kosten durchfülirbar ist. Themen zu konkreten Fragen werden gleich- 
falls auf dem Kongresse zur Verhandlung gelangen. 

Bezüglicli des Hygiene- Un terrichts ist Österreich einer langen 
ßeihe von Staaten weit voraus und kann die Einrichtung desselben an den Lehre r- 
bildungäanstalten als in mancher Hinsicht mustergültig bezeichnet werden: 
auch die Frucht eines internationalen Kongresses, und zwar — bezeichnend — 
in Wien (Hygiene und Demographie, 1887). Immerhin sind bei uns noch emp- 
findliche, in manchen Einzelheiten unschwer ausfüllbare Lücken hinsichtlich der 
-Fürsorge für systematische hygienische Unterweisung mit Hülfe der Schule 
vorhanden und praktische Erfahrung an manchen der doch bereits vorgebildeten 
jüngeren Lehrer der niederen Schulen läßt die Vermutung nicht ungerecht- 
fertigt erscheinen, daß besagte Vorbildung in ihrer Durchführung noch nicht 
80 zweckmäßig ist als im Interesse der Sache zu wünschen wäre. — Auf dem 
Kongresse wird außer verschiedenen anderen im allgemeinen und besondem 
hierher gehörigen Themen auch das überaus schwierige der Aufklärung der Ju- 
gend hinsichtlich sexueller Dinge, und zwar nach den Vortragsanmeldimgen zu 
schließen, in ausführlicher Weise zur Erörterung gelangen. 

Eine sehr große Anzahl ärztlicher Untersuchungen, besonders spezialistischer, 
haben reichlichen Aufschluß darüber gegeben, wie ungünstig der Gesund- 
heitszustand der aufwachsenden Jugend ist; allgemeine Unter- 
suchungen in großem Maßstab haben besonders in Skandinavien imd Dänc?- 
iiiark stattgefunden und die vielen lokalen Aufnahmen, z. B. die neueren der 
Schulärzte in Städten des Deutschen Reiches, haben die Häufigkeit des Vorkom- 
lüens verschiedener Leidenszustände, wie ja nicht anders zu erwarten war, be- 
stätigen geholfen. Es ist überaus schwer, den Einfluß der Schulung isoliert zu 
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behandeln, da ja in hochentwickelten Kulturgebieten — gerade dort pflegen 
naturgemäß solche Untersuchungen gemacht zu werden — die Meistzahl der 
schulfähigen Kinder wirklich die Schule besuchen. Immerhin liegt auch zu 
diesem letzteren. Fragepunkte ein Versuch vor. Ein deutscher Forscher hat als 
ein interessantes Resultat seiner diesbezüglichen Studien gefunden, daß die für 
die Entwicklung so außerordentlich bezeichnende Gewichtszunahme im ersten 
Schuljahre eine auffallend geringe war; er verglich darauf die schulbesuchenden 
Siebenjährigen mit solchen, die aus irgendeinem Grunde das 7. Lebensjahr 
außerhalb der Schule verbracht hatten, und fand die Gewichtszunahme der 
schulbesuchenden Knaben im Mittel um '7 kg, die der Mädchen um 1 '3 kg ge- 
ringer als bei den Nichtschulbesuchem. Es ließen sich noch weitere statistische 
Daten anführen. So viel ist bisher mindestens wahrscheinlich, daß das jetzige 
Schulleben mit allem, was daran hängt, durchschnittlich einen entwicklungs- 
hemmenden Einfluß auf die Kleinen ausübt. Will man so vorsichtig sein, noch 
weiteres exaktes Material hierzu abzuwarten, so ist doch mit dem vorliegenden 
jedenfalls eine ernste Mahnung dahingehend gegeben, das Suchen nach der 
Wahrheit ausgiebig zu fördern; das ist gewiß eine begründete Forderung und 
das mindeste, was zunächst erstrebt werden kann, da die eventuell daraufhin als 
nutzbringend zu bezeichnenden Reformen der ersten Schulung im öffentlichen 
Interesse gelegen bezeichnet werden müssen. Übrigens besagt die Tatsache, daß 
der Gesundheitszustand der schulbesuchenden Jugend ungünstig ist, an sich 
genug in dem Sinne, daß die Schule, mag sie nun in welchem Grade immer an 
dem ungünstigen Gesimdheitszustand mitschuldig sein, jedenfalls mit dem 
gegebenen Material rechnen, daher Gesundheitswidriges möglichst vermeiden, 
gesundheitsfördernde Änderungen möglichst anstreben sollte. 

Für die Frage, inwieweit Einrichtungen der Schule dem aufwachsenden 
Menschengeschlecht die leuchtende Spanne Glückes im Kindheits- und Jugend- 
leben verdüstern müssen, oder ob es ohne Schädigung des Erziehimgsideals 
nicht vermieden werden könne, zu den alltäglichen Bitternissen der Eltern noch 
neue hinzuzufügen — für eine Frage dieser Art sind wohl im kontinentalen Europa 
schwerlich so offene Augen zu finden als etwa in England, wo comf ort auch Trost 
bedeutet. Es ist interessant, berechtigte Glossen zu diesem Thema auf Grund von 
Erlebnissen der Eltern rücksichtlich der Schule und der Kinder in der Schule von 
Seiten der Eltern vertraulich zu hören, nicht zum mindesten, wenn letztere — selbst 
Lehrer sind. Es handelt sich hier lun Vorgänge, welche die Hygiene des Kindes- 
lebens intensiv berühren, denn daß psychische Impressionen auf wichtige somatische 
Funktionen von Organsystemen einwirken, ist außer Frage, wenn auch gewiß bei 
weitem nicht immer eine exakte Wägimg gesundheitswidriger Konsequenzen 
jener schädlichen Einwirkungen auf die Psyche durchführbar wäre. Es darf 
mit Recht davor gewarnt werden, derlei Dinge kurzweg als Sentimentalitäten 
ohne ernste sachliche Basis zu belächeln. Man denke an den äußersten Exzeß: 
die Schulkinderselbstmorde; eine internationale Statistik derselben und der ver- 
anlassenden Momente würde vielleicht weitere Anhaltspunkte zur Beurteilung 
dieses düsteren Kapitels und jenes der gestreiften Einflüsse bieten. Über Schüler- 
selbstmorde hatte ein hervorragender, auch auf dem Gebiete der Schulhygiene 
speziell wohlbekannter Mediziner einen Vortrag auf dem Kongreß angemeldet, 
denselben jedoch aus einem Grunde, welcher sich der öffentlichen Erörterung 
entzieht, leider zurückgezogen. — Soviel darf man sagen, daß im ganzen Schul- 
leben heute noch ein merkliches Stück aus der Zeit primitiver Schulorgani- 
sationen mit ihrer harten Zucht und auf unbedingte Unterdrückung der im 
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schönen Sinne gedachten Freiheit der Individualität im allgemeinen und ihrer 
Nichtbeachtung gesimdheitlicher Forderungen im besonderen liegt. 

Gegen gewisse Schulschädiichkeiten besitzt die aufwachsende weibliche 
Jugend eine geringere natürliche Widerstandsfähigkeit als die männliche, 
ein Umstand, der um so schwerer ins Gewicht fällt, als der weibliche Organismus 
eine der größten physiologischen Arbeitsleistungen (Schwangerschaft, Geburts- 
akt, Laktation) aufzubringen berufen ist. Die Tatsache, daß aus yerschiedenen 
bekannten Gründen ein hoher Prozentsatz der Mädchen einstens nicht zur 
Mutterschaft gelangt, vermag gewiß nicht von der Fürsorge zu entbinden, Ent- 
wicklungsstörungen als Folgen des Schullebens von allen abzuhalten, um die 
künftige Generation so tüchtig als möglich aufzuziehen; es wird die zielbewußte, 
bestimmte Fürsorge hinsichtlich der gesundheitlichen Seite des Schullebens der 
Mädchen um so dringlicher, als eine Henmiung des Fortschreitens der weiblichen 
Bildung zu höheren Zielen bekanntlich wieder aus einer Reihe ernster Gründe 
ausgeschlossen ist. 

Auch die Koedukationsfrage vom Standpunkte der Hygiene wird auf dem 
Kongresse, u. a. von einem hervorragenden Mediziner, behandelt werden. 

Des weiteren steht die Hygiene des Lehrerstandes auf der Tages- 
ordnung; dies ist ein Kapitel, zu welchem neuestens wissenschaftliches Material 
herbeigeschafft zu werden beginnt. Bei diesem Gegenstand spielen materielle 
Schwierigkeiten, aber durchaus nicht bloß diese, eine große Rolle, und wieder 
käme hier die „kaufmännische" Erwägung auch in Betracht. Häuser mit über- 
großen Lehrzimmem und daher Klassenfrequenzen sowie mancherlei in der Bau- 
anlage sonst unzweckmäßig ausgeführten Details überlasten die Lehrer durch 
die damit gegebene aufreibende Arbeitsart imd -Menge. Facit : Die Lehrerschaft 
nützt sich vorzeitig ab und belastet ihrerseits durch eine vermeidliche Höhe der 
Summe von Ruhegehältern bezw. Witwen- und Waisen Versorgungsgenüssen den 
Schulerhalter, welcher in einer für alle Beteiligten günstigeren Form ein besseres 
Greschäft hätte machen können. — Exaktes Forschungsmaterial zur Frage 
beginnt, wie gesagt, erst herbeigeschafft zu werden. Es mögen daher zunächst 
nur einige statistische Daten angeführt werden. Es stirbt z. B. ein Vierteil der 
akademisch gebildeten Lehrer in Hessen, fast die Hälfte in Sachsen im Dienste. 
Oder: über 60 Jahre alt waren in Hessen am 1. November 1896 
akademisch gebildete Lehrer 1*2%, 
andere weltliche akademisch gebildete Beamte 17*1^ ; 
oder: von den in der Dekade IHHH — 1897 in Sachsen verstorbenen Yolksschul- 
lehrem hatten die im Amte verstorbenen 

58*16% ein Durchschnittsalter von 43*56 Jahren, 
41*84% ein Durchschnittsalter von 70'85 Jahren; 
daß weit über die Hälfte im Amte im genannten Durchschnittsalter verstorben 
sind, ist gewiß für den Schulerhalter materiell ungünstig und um. so bezeichnender, 
als die Lehramtszöglinge doch erst auf Grund der ärztlichen Untersuchung zu- 
gelassen werden, also ein ausgesuchtes Menschenmaterial bilden. Jene, welche 
die aufreibende Arbeit auf die Dauer aushalten, sind allerdings so robuste 
Naturen, daß sie ein hohes Durchschnittsalter erreichen, wie der obige Durch- 
schnitt von 70*85 Jahren zeigt. 

Die angeführten Beispiele sind auch deswegen bezeichnend, weil sie aus 
Ländern herstammen, in welchen bekanntlich das öffentliche Yolksbildungswesen 
auf einer hohen Entwicklungsstufe steht. Wer das Schulleben aus der Nähe 
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kennt, weiJ3 auch zu würdigen, welche Konsequenzen die Überlastung des Lehrers 
für die Schülerschaft im Gefolge haben kann. Hier mag manches Stück Ursache 
von Bittemissen für Kinder und Eltern verborgen liegen. 

In dem zur Zeit der Abfassung dieses Artikels noch imvollständigen provi- 
sorischen Programm des Kongresses finden sich bereits mehrere Referate und 
Vorträge vorzüglicher Fachmänner zur Schularztfrage, welche in ver- 
schiedenen Ländern, auch im Deutschen Reiche, bemerkenswerte Schritte in der 
Richtung zu einer wirklich wirkungsvollen praktischen Lösung, imd zwar sowohl 
in einer längeren Reihe einzelner Städte als seitens der Verwaltungen territorial 
großer Gebiete gemacht hat. Es wird, wenn der vorliegende Aufsatz erscheint, 
eine österreichische Gesellschaft, welche derlei Prägen nahesteht, vielleicht bereits 
an die zuständigen Ministerien herangetreten sein (d. h. wieder eine Anregung 
von privater Seite), tun die Untersuchung einer für statistische Zwecke ge- 
nügenden Zahl von Lernanfängern auf den Gesundheitszustand anzustreben. 
Damit wird, die Durchführung des Angeregten vorausgesetzt, zweifellos die 
Wichtigkeit, um nicht zu sagen Notwendigkeit, einer zulänglichen ärztlichen 
Mitarbeit (Schularzt) wieder im besonderen erwiesen werden. Die geplante Un- 
tersuchung kann im Hinblick auf die vielen, zxrai Teil auch in großem Maßstab 
bereits durchgeführten Untersuchungen des Gesimdheitszustandes der Schul- 
jugend im Auslande sachlich schwerlich wesentlich Neues ergeben, verspricht 
aber den beträchtlichen Nutzen, das Interesse der großen Öffentlichkeit für die 
Frage einigermaßen zu beleben. 

In Österreich, wo der Staat selbst zu den Volksschulauslagen, abgesehen 
von den Kosten der Schulaufsicht, nichts beiträgt, ist allerdings nicht abzusehen, 
wie die Verwaltung etwa auch nur für die großen Städte die Anstellung von 
Schulärzten autoritativ durchsetzen könnte, welche letzteren, nebenbei bemerkt, 
nicht als „Aufsichtsorgane", sondern als Mitarbeiter im engeren Sinne an der 
Schulerzielnmg vor allem etwas zu leisten hätten.. Die Volksvertretung wird 
gleichfalls, wenigstens zimäohst, schwerlich, vielleicht nicht einmal in einzelnen 
Ländern, große Schritte in der Sache zu machen sich entschließen, obzwar gewiß 
z. B. der Modus erwägenswert wäre, pro Kopf der unter schulärztlicher Mit- 
arbeit erzogenen Kinder den betreflFenden Gemeinden, mindestens vor allem für 
die ärmlichsten Bezirke der großen Städte \md anderer ausgesuchter Gebiete, 
einen bestimmten Zuschuß zu bieten. — Für die Verwaltung erscheint aber der 
Versuch sofort möglich, daß, allerdings wenig konform mit der Usance von 
Erlässen wesentlicb imperativen Charakters, die beteiligten beiden obersten Ver- 
waltungsstellen eine informative Enunziation an die entsprechenden Instanzen 
gelangen lassen, worin speziell den größeren Gemeinwesen eine Darlegung der 
Gründe, welche nach Schulärzten rufen, ein brauchbarer und erprobter Durch- 
führungsmodus im einzelnen, endlich die erfahrungsmäßig gefundenen voraus- 
sichtlichen Kosten klar vorgeführt werden, etwa das Wiesbadner System als 
Beispiel, welches für eine Reihe von Städten des Deutschen Reiches vorbildlich 
geworden ist und dort, selbst rückwirkend, öfter Nachahmung gefunden hat. 
Wenn daraufhin nur eine kleine Zahl wohlhabender und entwicklungsfreund- 
licher Gemeinden etwas Brauchbares in praxi durchführen würde, so wäre dies 
schon ein anerkennenswerter Erfolg, auch deshalb, weil nach alter Erfahrung 
anregende Fernwirkungen ganz allgemein in derlei Dingen nicht auszubleiben 
pflegen; man denke z. B. an die starke Ausbreitung der Schulbrauaebäder im 
Deutschen Reiche, welche von dem spontanen Entschluß einer Stadtverwaltung 
ausgegangen sind, des beginnenden Umsichgreifens (auch nach Österreich) der 
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1902 von einer anderen deutschen Stadt ausgegangenen Tageserholungsetättea 
für Kinder u. s. w. 

Die Schularztfrage war bereits auf einer Reihe internationaler Kongresse 
Giegenstand der Verhandlung gewesen: auf dem in Rede stehenden dürfte das 
Thenta, eines der aktuellsten und zweifellos sachlich belangreichsten von der 
tbeoretischen und praktischen Seite ausgiebiger erörtert werden, als ee bisher 
bei Tcrwandten internationalen Zusammenkünften der Fall war. 

Der Gesamtheit der schulhygienischen Angelegenheiten wäre eine Vertre- 
tung an einer Zentralstelle zu wünschen. Es kann, vom saehlicheii Gesichts^ 
paukt betrachtet, nur bedauert werden, da£ in manchen Staat^i in keinem der 
obersten Ämter, welche hierzu in Betracht kommen können, wenigstens ein 
den einschlägigen Fragen intim nahestehender Beamter in irgendeiner größeren 
erfolgversprechenden Form speziell die Schulhygiene vertritt. Das oberste ünter- 
richtsamt ist dann wesentlich auf gelegentliche, naturgemäß zufällige gutwillige 
Anregungen, öfter von außen, in Dingen angewiesen, die ein bestinunteres Vor- 
gehen mehr als bloß wünschenswert machen. Zu diesem diffizilen Ptmkt ließe sich 
manches illustrierende Detail anführen. 

Im Interesse eines kräftigen Fortschreitens der öffentlichen Erziehung 
nach der hygienischen Seite wäre es sogar gelegen, daß nicht nur schulhygienisch 
vorgebildete Ärzte, sondern auch solche Lehrer imd Techniker ex officio an der 
Reform und Ausgestaltung des Schulwesens mitarbeiteten. Es handelt sich hier 
eben um einen an verschiedengearteten Einzelheiten überaus reichen Komplex«. 
Aug^iblieklieh ist die alle in Betracht kommenden Detailstüeke kritisch um- 
fassende Kompetenz von einer einzigen Person nicht zu haben; wer immer der 
voilieg^ideii Frage wirklich nahesteht, wird die Berechtigung dieser B«nerkung 
anerkennen. Es ist aber auch klar, daß die gegebenen Verhältnisse für die 
Qenesis und Art oberstamtlicber Veranlassungen nicht gleichgültig sein können. 
Als bezeichnend dafür, daß einige Arbeitsteilung bis auf weiteres anzustreben 
ist, mag die Tatsache bemerkt werden, daß derzeit keine» der eingangs gestreiften 
großen Handbücher nur einen Autor auf dem Titelblatt hat, daselbst nicht 
genannter, aber aus dem Text ersichtlicher Helfer nicht zu gedenken; ja, das 
letzterschienene ist sogar die Kompcmieleistung einer gaiizen Beihe von Mit- 
arbeitern, auch deshalb^ weil es bisher zu den seltensten Ausnahmen gehört, daß 
ein einziger Autor es ernstlich versuchte, den einschlägigen Themen auf Grund' 
der Originalien international nahe zu treten, was in der Tat eine gewaltige- 
Arbeitsforderung stellt, aber nur dazu geeignet ist, die wie auf jedem wissen- 
tHshaftUch^a und poraktischen Gebiete auch hier wünschenswerte vollständige 
Übersicht der Forschungsergebnisse- und des praktisch Durchgeführten zu er- 
reichen. Nebenbei bemerkt, möchte voraussichtlich auch ein einigermaßen plan- 
nuißiges Studium des Erziehimgswerkes gewisser vorgeschrittener auswärtiger 
Länder an Ort und Stelle die Mühe lohnen. Darin leisten einzelne Staaten 
bereits ganz Bedeutendes. 

Speziell in Österreich, welches die Institution der ärztlichen Dozenten für 
Somatologie vmd Hygiene, auch Schulhygiene im besonderen, an den Lehrer- 
und Lehrerinnenbildungsaustalten besitzt, wäre ein Schritt vorwärts in der Bich- 
tong, tüchtige Fachmänner der Schulhygiene zu erhalten, mit bescheidenen Aus- 
lagen DQÖglieh, womit in fernerer Zukunft auch ein guter direkter Einftuß 
auf schttlaottliche Vorkehrungen erreichbar würde. Zurzeit wäre wohl der 
Weg am leichtesten mit gutem Erfolg gangbar, daß eine ständige Kommission 
ausgewählter Ärzte, Lehrer und Techniker für die Schulhygiene bestellt würde,. 
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wozu, wie es scheint, nur rocht mäßige Geldmittel nötig wären. Es wäre damit 
eine Stelle geschaffen, dazu berufen, der Verwaltung über die vorzunehmenden 
Schritte unmittelbar Anregung zu geben und ihr spezialisierte präzise Vor- 
schläge auszuarbeiten. — Die Stellung der Verwaltungen zur Schulhygiene 
möchte ein dankbares Vortragsthema für den Kongreß bilden. 

Auf Grund des Standes der Dinge ergeben sich u. a. zwei Schlüsse allge- 
meiner Natur: erstens, daß die Schulhygiene als Wissenszweig und die prak- 
tischen Ziele derselben nicht geringe und aktuelle Bedeutung haben; zweitens, 
daß, falls ein ausgesprochener Fortschritt in praxi stattfinden und das Mögliche 
dem Zufall entrückt werden soll, die Verwaltmig nicht umhin können wird, dafür 
Sorge zu tragen, daß in irgendeiner zweckentsprechenden bestimmten Dauer- 
form auch der Hygiene der öffentlichen Erziehung an einer Zentralstelle Leben 
und Gestalt gegeben werde. Dr. Leo Burgerstein. 



Gesetzgebung. 

Die Trunkenheitsgesetzvorlage. 

Vor 16 Jaliren hat die österreichische Regierung zum erstenmal dem Abge- 
ordnetenhause einen Gesetzentwurf „zur Hintanhaltimg der Tnmkenheit** vor- 
gelegt. In den kurzen Motiven wurde auf Thesen Bezug genommen, welche 
auf dem 1887 in Wien abgehaltenen internationalen Kongreß für Hygiene imd 
Demographie beschlossen worden waren, imd in denen der Älkoholismus als eines 
der gefährlichsten sozialen Übel unserer Zeit bezeichnet und dem Staate zur 
Pflicht gemacht wurde, dagegen mit den Mitteln der Gesetzgebung und der Ver- 
waltung anzukämpfen. 

Weder dieser Entwurf, noch der bei Eröffnung der XI. Session (1891) 
in der Thronrede als besonders wichtig hervorgehobene Entwurf eines Gesetzes 
„zur Hintanhaltung der Trunk sucht", noch die später dem Hause als Initiativ- 
anträge von Abgeordneten vorgelegten haben bis heute Gesetzeskraft erlangt 
oder sind auch nur zu Ende beraten worden, und daran trägt nicht allein die 
Arbeitsunfähigkeit des Abgeordnetenhauses schuld, die in den letzten Jahren 
als das Ergebnis obstruktionsfroher Parteileidenschaft „wie ein Mehltau" auf 
dem österreichischen Parlamente lastet, sondern sie ist auch zmn Teil der Ab- 
neigung im Hause vertretener Interessentengruppen gegen Maßnahmen zuzu- 
schreiben, welche den Ertrag der Brennereien und Brauereien zu schmälern 
geeignet wären. 

Hat man auch jetzt aufgehört, den Nährwert der Kartoffel zu über- 
schätzen, so bildet doch der Kartoffelbau einen sehr wichtigen Emährungs- 
zweig nicht nur für den Bauer, sondern auch für den Großgrundbesitzer jener 
Gegenden, welche der Kultur des wenig anspruchsvollen Knollengewächses ge- 
widmet sind. — Daß der Branntwein, dessen Bereitung sich dermalen als die 
am meisten gewinnbringende Verwertung der Kartoffel darstellt — trotz 
Duclaux — , einem armen, schlecht genährten und imbelehrten Volke ungesund 
ist, es physisch, sittlich und wirtschaftlich zugrunde richtet, hindert nicht, daß 
er sich vorzüglich zu gewinnbringender Weiterveräußerung eignet. Dem Mittels- 
mann, der ihn vom Erzeuger hektoliterweise kauft und nach Verdünnung 
gläschenweise unter das Volk bringt, wirft er reichlichen Gewinn ab, wenn 
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dieser versteht, Gäste anzulocken und aus dem Umgange mit seinen Kunden 
Vorteil zu ziehen. Und an diesem Gewinn nehmen der Erzeuger und Verkäufer, 
der Gnmdbesitzer imd Verpächter, der Vermieter und — last not least — der 
Steuerfiskus ihren reichlichen Anteil vorweg. Eine so wichtige Einnahmsquello 
wußte sich in der „guten alten Zeit" der Großgrundbesitz der nordöstlichen 
Provinzen zu sichern, indem er sich das Propinationsrecht schuf oder 
vorbehielt, ein Ausbeutungsprivilegium zugunsten der Kartoffel bauenden und 
Schnaps brennenden Herrschaftsbesitzer, mittels der Schankpächter zu Lasten 
der dem Branntweintrunke ergebenen Bewohner des Gutsgebietes ausgeübt. Wie 
wertvoll dieses Privilegium war, zeigt der Umstand, daß das Land Galizien es 
im Jahre 1889 um 62 Millionen Gulden einlöste und darauf rechnet, bis zum 
Jahre 1910 das ganze Einlösungskapital samt 4% Zinsen aus dem Ertrage herein- 
zubringen. 

Dieses Propinationsrecht ist aber nicht das einzige Vorrecht, dessen 
sich der Branntweinabsatz in Österreich erfreut. Während anderswo der 
Verkauf von Branntwein im kleinen (in den Niederlanden und der Schweiz 
bis 2 1, England bis 1 pint, d. i. beiläufig l^ 1) gleich dem Ausschänke 
von behördlicher Bewilligung (Konzession) abhängig ist, welche an den Nach- 
weis des Bedürfnisses xmd die Prüfung der Vertrauenswürdigkeit des Bewerbers 
geknüpft wird (im Deutschen Reiche verlangen nur Hamburg und Bremen den 
Bedürfnisnachweis nicht), genießt der Branntweinabsatz in Österreich das 
seit 1881 gesetzlich gewährleistete Vorrecht, als ein freies Gewerbe von jeder- 
mann betrieben werden zu dürfen, sobald darauf verzichtet wird, daß der Inhalt 
des „handelsüblich verschlossenen" Fläschchens innerhalb des Verkaufslokals 
verzehrt werden darf. 

Dieser Verzicht ist in der Praxis von recht geringer Bedeutung, wie die 
Motive zu dem Berichte des Gewerbeausschusses anerkennen, indem sie voraus- 
setzen, daß viele der heutigen Branntweinkleinhändler diesen Handel aufgeben 
werden, sobald man ihnen nicht gestattet, Fläschchen von weniger als % 1 Inhalt 
zu führen, weil „der Detailhandel ohne Ausschank nicht rentiert". Tatsächlich 
ersetzt der Verkauf von Branntwein in „handelsüblich" verschlossenen Fläsch- 
chen den Ausschank fast ganz und hat ihn in manchen Gegenden auch zurück- 
gedrängt (Kärnten), und zwar mn so mehr, als der Ausschank eine verhältnis- 
mäßig hohe Schanksteuer zahlt, \md der gewerbepolizeilichen Kontrolle imtersteht, 
von welcher der Handel frei ist.* 

In dieser Bef ugriis zum f reiep Handel mit Branntwein ist ein Privilegium 
für den Branntweinabsatz und dessen Interessenten gelegen, mit welchem der 
gleichfalls ein freies Gewerbe darstellende Handel mit Wein und Bier in Flaschen 
nicht auf gleiche Linie gesetzt werden kann; denn der — übrigens von den 
Gastwirten lebhaft angefeindete — Flaschenbierhändler bietet dem Käufer 
ebensowenig wie der Weinhändler Ersatz für das Gasthaus; er entzieht dem 
Wirte nicht Gäste, sondern nur Kunden, welche daheim zechen wollen. 
Der Branntwein enthält dagegen das Alkoholgift in solcher Konzentration, 
daß er nicht wie gegorene Getränke mit Muße am Stamm- oder Familientisch 
verzehrt, sondern dem Körper mit einem raschen Schluck einverleibt wird. Im 
Branntweinladen fehlt der Stammtisch und verschwindet der Unterschied 
zwischen dem Gast und dem Kunden. 

* Interessant ist, was über die diesbezüglichen Verhältnisse bei der 1889 ab- 
gehaltenen parlamentarischen Enquete ein Lemberger Likörfabrikant zum besten gab. 
(Stenogr. Prot, der Enquete. Wien 1889. Htaatsdruckcrei, S. 79.) 

österroiohisohes Verwaltungsiirchiv. 6 
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Seit 1881, in welchem Jahre durch das Schanksteuergesetz das Privilegium 
des freien Branntweinhandels ausdrücklich anerkannt wurde, hat sich denn die 
Zahl der Branntweinhandelsstätten so gewaltig vermehrt, daß sie in ganz Öster- 
reich auf das Vierfache (von 7273 auf 31.346), in einzelnen Ländern auf das 
7-, 8-, ja 20fache anwuchs. 

Daß man gerade jenes alkoholische Getränk frei verkaufen läßt, das den 
Giftcharakter am schlechtesten verleugnet, also am meisten Anlaß 
bietet, den Vertrieb desselben mit gesimdheits- xmd sittlichkeitspolizeilichen 
Garantien zu lungeben, ist um so auffallender in einem Lande, dessen Gewerbe- 
gesetzgebung und Verwaltungspraxis sich sonst in Detailverfügimgen über den 
Umfang der einzelnen Gewerbe und deren Abgrenzung von anderen nicht genug tun 
kann, und in welchem man den Saccharin verkauf auf die Apotheken be- 
schränkte, lun die Zuckerindustrie zu schützen (I). Die äußerste Nachsicht, mit 
welcher die Behörden jeden „handelsüblichen Verschluß" der Branntweinfläschchen 
gutheißen, während ihnen gerade in dieser Richtiuig die Verordnungsgewalt die 
beste Handhabe bieten würde, Mißbräuchen zu begegnen, scheint darauf 
hinzudeuten, daß man bisher auch an den maßgebenden Zentralstellen ernstliche 
Einschränkungen des bestehenden freien Branntweinkleinhandels nicht für 
opportun hielt. 

Um so mehr muß anerkannt werden, daß der dem Abgeordnetenhauso am 
21. Oktober 1902 vorgelegte Gesetzentwurf wirksamer als die früheren Vorlagen 
die Beseitigung der geschilderten Mißstände herbeizuführen geeignet wäre. 

Daß freilich „das Propinationsrecht in jenen Ländern, in welchen dasselbe 
besteht, dadurch nicht berührt werden" sollte, kann keinem Kenner der Ver- 
hältnisse Österreichs imerwartet kommen; nur um diesen Preis konnten die 
polnischen Mitglieder des Abgeordnetenhauses abgehalten werden, von vornherein 
gegen das Gesetz zu stimmen. 

Der neue Gesetzentwurf räumt mit der bisherigen Kategorie der „Klein- 
verschleißer", welche auf Grund einer Konzession Branntwein in unverschlossenen 
Gefäßen von mindestens 14 ^ Inhalt verabreichen, aber nicht im Betriebslokale 
verzehren lassen durften, ganz auf, imterwirf t jeden gewerbsmäßigen Absatz 
von Branntwein in Mengen von weniger als 51 der Konzession und der schank- 
polizeilichen Regelung (§ 8 Rg.-Vorl.) und unterscheidet nur zwischen der Kon- 
zession Zinn Ausschänke und der zum Verkauf von Branntwein in g e- 
schlossenen Gefäßen und in Mengen von wenigstens % 1. Dieser letz- 
tere heißt nach der Terminologie der Regierungsvorlage Klein verschleiß imd ist 
mit der Befugnis nicht verbunden, das verkaufte Getränk an Ort und Stelle ver- 
zehren zu lassen. Gastwirte und Zuckerbäcker, welche die Branntwein Verab- 
reichung als Nebengeschäft bet;reiben wollen, können die Bewilligung nur 
mit dem Vorbehalte erlangen, daß sie, im Falle diese Anmeldung ab Neben- 
betrieb mißbraucht würde, lun den Ausschank als Hauptbetrieb zu decken, z u- 
rückgenommen wird. 

Mit dem Ausschänke darf der Betrieb eines anderen Gewerbes (obige Aus- 
übiuig als Nebengeschäft eines Wirtes oder Zuckerbäckers ausgenommen), mit 
dem Kleinverschleiße die Erzeugung von Branntwein in einem Lokale nicht 
verbunden werden. 

Auf je 500 Einwohner einer Gemeinde soll in der Regel höchstens eine 
Ausschank- imd eine Kleinverschleißkonzession fallen. 

Die Sehließiuig von Betrieben beider Kategorien an Sonntagen und Lohn- 
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auszahlungstagen soll von der Landesbehörde nach Einvernehmung der Ilandels- 
und Gewerbekammem angeordnet werden können. 

Über KleinverschleiJJer und Erzeiiger von Branntwein, welche unbefugten 
Ausschank treiben, ist nach einmaliger fruchtloser Verwarnung der Gewerbe- 
verlust als Strafe zu verhängen. 

Von besonderer Wichtigkeit ist die Rückwirkung des Gesetzes aiif 
die heute zum Kleinhandel mit Branntwein berechtigten Gewerbsleute. Sie sollen 
zwar, wenn sie den Bedingungen zur Erlangung einer Kleinverschleißkonzession 
entsprechen, bei der Verleihung einer solchen vor anderen berücksichtigt werden. 
Sofern sie aber nicht eine Konzession erlangen, ist ihre Befugnis zum Klein- 
verkauf von Branntwein erloschen. Die heutigen Kleinverschleißer sollen ihro 
Konzession in vermindertem Umfange (nur in geschlossenen Gefäßen) behalten. 

Der Ernst, mit welchem die Regierungsvorlage dem „freien" Branntwein- 
handelsgewerbe entgegentreten wollte, fand leider in dem Schöße des Gewerbe-» 
ausschusses, dem die Vorlage zur Vorberatung zugewiesen worden war (diö 
früheren Vorlagen wurden dem volkswirtschaftlichen Ausschusse oder einem 
Subkomitee desselben zugewiesen), nicht die verdiente Würdigung. 

Freinade des heutigen Zustandes fanden sich nicht nur luiter den kartoffel- 
bauenden Gn:^ndbesitzem und den branntweinbrennenden Industriellen, sondern 
auch unter den Vertretern der städtischen Kaufleute und Kleinhändler, und 
eines der gelesensten Wiener Blätter nahm sich sogar mit großer Wärme der 
ungestörten und „glatten" Versorgung des städtischen Publikums mit Kognak, 
Eum und Likören an. 

So wurden denn aus der Regierimgsvorlage jene Bestimmungen, welche 
den heutigen Branntweinkleinhändlem abträglich waren, gestrichen und durch 
andere ersetzt. Am wichtigsten ist wohl jene Änderung, welche der Gewerbe- 
ausschuß an den Übergangsbestimmungen vornahm, indem er die in der Regie- 
rungsvorlage ausgesprochene Rückwirkung auf die heute zum Branntwein- 
handel ohne Konzession befugten Gewerbetreibenden beseitigte. Damit ist das 
Gesetz seiner Wirksamkeit zum mindesten auf Jahrzehnte hinaus fast völlig 
beraubt. — Die Gemischtwarenhändler verschiedenster Kategorie, welche bis 
heute gegen Entrichtimg einer minimalen Abgabe Branntwein in Zwergfläschchen 
an jedermann abgeben durften imd so deren Inhalt in den entlegensten Ortschaften 
einbürgern geholfen haben, können diesen einträglichen Handel, der auch ihre 
sonstigen Gewerbebetriebe, wie wir aus den Berichten über Mährisch-Ostrau 
wissen,^ sehr zum Nachteile der kreditbedürftigen und schnapsfreundlichen 
Kunden fördern mußte, nach wie vor als „Detailhandel" betreiben, insofern sie 
den Fläschchen mindestens % 1 Inhalt geben. — Im Gewerbeausschuß gab 
man sich, wie der Bericht desselben vorgibt, der Erwartung hin, daß viele von 
den heute befugten kleinhandeltreibenden Gewerbsleuten denselben aufgeben 
werden. Diese Erwartimg müßte wohl, wenn sie ernst gemeint war, angesichts 
der bisherigen Fruchtlosigkeit behördlicher Warnungen und Strafen recht opti- 
mistisch erscheinen, wenn auch auf Überschreitung der Kleinverschleiß- und 
Detailhandelsbefugnis die Strafe des Verlustes dieser Befugnisse ver- 
hängt wurde. Im schlimmsten Falle, wenn die Behörde nach vergeblicher 
Warnung mit der Entziehung „der Gewerbeberechtigung" vorgeht, kann sich 



' Vjfl. Wlassak in dem Bericht über den VIII. Intern. Kongreß ^'"epren den 
Alkoholismus (Wien, Deuticke 1902) 8. 390 f., und Intern. Monatschrift z. Erforschung 
<i. Alk., 1903, Nr. 1 u. 2. (Basel, Reinhardt.) 
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nämlich nach dem Ausschußantrage diese Entziehung nur auf die Klein- 
verschleiß- oder Detailhandelsbefugnis erstrecken. Der Gemischtwarenhändler 
wird eben, zumal auf dem Lande, fortfahren, Branntwein im Betriebe seines 
intakt gebliebenen Gemisch twarenhandels mehr oder weniger klandestin zu ver- 
kaufen, auch wenn ihin die Befugnis hierzu entzogen worden ist. — In der 
Regierungsvorlage war, etwas unklar, von Entziehung „der Gbwerbebefugnis" 
im allgemeinen die Rede gewesen. Im Ausschuß befliß man sich, diese Unklarheit 
zu Gunsten jener imbefugten Branntwein verkauf er zu beseitigen, welche 
zugleich ein anderes Gewerbe betreiben. 

Da der Gewerbeausschuß die heutigen Kategorien fortbestehen ließ, um 
„bereits bestehende Rechte" vor einem „Eingriff" zu schützen, mußte er die 
Terminologie der Regierungsvorlage ändern. Letztere hatte den alten „Klein- 
vcrschleiß" aufgehoben; die heutigen Kleinhändler und Kleinverschleißer mußten 
entweder die Konzession zum Kleinverschleiß erlangen oder auf den Verkauf 
von Branntwein in Mengen unter 2 1 ganz verzichten. 

Da der Ausschuß den heutigen „Kleinverschleiß" fortbestehen ließ, schuf 
er für den künftighin zu konzessionierenden Kleinhandel mit Branntwein in 
verschlossenen Gefäßen von % 1 und darüber die neue Benennung : Detail- 
handel. Den konzessionierten Detailhändlem sollen jene Gewerbetreibenden, 
die auf Grund vor dem 1. Oktober 1902 erworbener und ausgeübter Gewerbe- 
berechtigung Branntwein in verschlossenen Gefäßen verkaufen durften, gleich- 
gestellt sein. 

Auch sonst war der Gewerbeausschuß bemüht, alles, was von den Brannt- 
weinverkäufem als Härte empfunden werden konnte, zu beseitigen, und er führte 
hierbei keineswegs allein die Sache des Kleingewerbes, sondern mindestens 
ebenso die der kartoffelbautreibenden und branntweinbrennenden Großgrund- 
besitzer und Industriellen, wie der Reiehsratsabgcordnete Piepes-Poratinsky 
in der „Österreichischen Spirituosenzeitung" vom 1. Mai 1903 rühmend her- 
vorhebt. Es klingt wie eine Ironie, wenn im Ausschußberichte (zu § 7) 
der Satz vorkommt : „Es steht fest, daß man die Trinksitten 
nicht bekämpfen kann, wenn man sich scheut, das allzu 
große Angebot von geistigen Getränken einzuschränke n.** 
Wenn der Ausschuß von dieser gewiß richtigen Überzeugimg durchdrungen war, 
60 hat er deutlich bewiesen, daß er die Trinksitten zu bekämpfen nicht die 
geringste Neigung habe; denn er ist ängstlich bemüht, die vorhandene Gelegen- 
keit zur leichten Beschaffung von Branntwein fast ungeschmälert zu erhalten. 

Es sei hier nur vergleichsweise bemerkt, daß auch das niederländische Gesetz 
von 1881, das in Übersetzung sowohl der Regierungsvorlage von 1887 als dem 
gegenwärtigen Ausschußberichte beigedruckt ist, und welches sowohl die Kon- 
zessionspflicht für den Branntweinkleinhandel als die Maximalzahl der für jeden 
Ort zulässigen Vertriebsstellen einführte, Übergangsbestimmungen enthält, in 
welchen dir Statusquo bis zum Ableben der damals noch ohne Konzession be- 
fugten Detailverschleißer und, insofern in denselben Lokalitäten andere 
diesen Verschleiß betreiben, bis zima 1. Mai 1901 (20 Jahre) geschont wird. — 
Auf dem VII. internationalen Kongreß gegen den Alkoholismus (Paris 1899) 
berichtete vander Meulen,^ daß infolge laxer Handhabung dieser Übergangs- 
verordnung der vom Gesetzgeber erwartete Erfolg der allmählichen Herabsetzung 



' (^ompte rendu, Tome II, p. 346 ff., Paris 1900. Union fran<jaise antialcoolique. 
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der Schankstätten auf die gesetzliche Maximalzahl binnen 20 Jahren nicht 
eintreten werde. 

Auch die nach niederländischem Muster vorgeschlagene gesetzliche Fest- 
stellung der Höchstzahl von Schankstätten und Kleinverschleißen im Verhältnisse 
zur Einwohnerzahl jedes Ortes fiel im Gewerbeausschusse, welcher solche Fest- 
stellungen der Landesgesetzgebung überlassen wissen wollte, natürlich auch dieser 
nur unter Wahrung aller heute geltenden Befugnisse der betreffenden Gewerbe- 
treibenden. 

Da es heute auch ohne eine gesetzliche Feststellung der politischen Behörde 
überlassen ist, Konzessionen zu erteilen oder zu verweigern, und daher das 
Ministerium den Gewerbebehörden I. Instanz im Verordnungswege die Ein- 
haltung gewisser Maximalziffern zur Pflicht machen kann, so würde durch eine 
solche landesgesetzliche Fixierung, welche den Einflui3 eben jenes Ministeriiuns, 
von welchem die auf Einschränkung der Zahl der Betriebe abzielende Vorlage 
herrührt, auf die Häufigkeit der Konzessionsverleihungen beseitigt, wohl 
schwerlich ein sozialpolitischer Vorteil geschaffen. 

Die Sonntagsschließung der Schenken und Branntweinverschleiße, welche 
die erste Vorlage von 1887 allgemein verfügt hatte, war bei den Vorberatungen 
auf solchen Widerstand seitens der Vertreter Galiziens gestoßen, daß die 
Regierung, sich einem Votmn des volkswirtschaftlichen Ausschusses einer 
früheren Session fügend, die Einführung der Sperrung solcher Läden an Sonn- 
und Lohnauszahlungstagen von vornherein den Landesbehörden überwies. 
Der Gewerbeausschuß fand es für nötig, den Landesstellen solche Maßregeln 
dadurch zu erschweren, daß er sie an eine vorherige Einvernehmung der Handels- 
kammern und der Gewerbegenossenschaften band. Der Ausschuß fügte hinzu, 
daß bei Verbindung des Detailhandels mit einem anderen Gewerbebetriebe die 
Veräußerung von Branntwein während der Zeit der Schenkensperre zu Tuiter- 
bleiben hat, eine wohl recht schwer kontrollierbare Verfügung. 

Außer den gewerberechtlichen Bestimmungen und der aus dem galizischen 
Trunkenheitsgesetze (Ges. v. 19. Juli 1877, R.-G.-Bl. Nr. 67) herübergenommenen 
Unklagbarkeit von Zechschulden hat der Rogierungsentwurf auch straf- 
rechtliche Neuerungen aufgenommen. 

Zu den Begünstigungen, welche die Gesetze aller Länder seit jeher den 
Trinksitten und den Ausbeutern derselben eingeräumt haben, zählt in erster 
Linie die Immunität des Trunkenen. 

Mit der Strenge unseres Strafgesetzes gegenüber jeder Fahrlässigkeit, durch 
welche Leben und Gesundheit anderer gefährdet werden (§§ 335 ff., 431 St.-G.), 
steht es in einem krassen, aber doch selten gewürdigten Gegensatze, daß sich 
jedermann straflos durch Alkoholgenuß selbst in einen Zustand versetzen darf, 
in welchem er mangels vernünftiger Überlegung und des normalen Maßes freier 
Selbstbestimmung gemeingefährlich wird, die persönliche Sicherheit 
anderer bedroht. Gestraft wird regelmäßigerweise nur derjenige, der eine an 
sich als Verbrechen strafbare Handlung begeht, die ihm wegen seines die 
Zurechenbarkeit ausschließenden Zustandes nicht als solche angerechnet 
werden darf. 

Der Regierungsentwurf erklärt nun jede in der Trunkenheit begangene 
Handlung, wenn sie ohne Rücksicht auf diesen Zustand strafbar wäre (also auch 
Vergehen imd Übertretungen) für strafbar und ahndet sie mit Arrest bis zu 
drei Monaten oder mit Geld bis zu 1000 K. Ebenso wird — nach dem Muster 
des niederländischen Gesetzes — die Berauschung, wenn sie vor oder bei 
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Verrichtungen zugezogen wird, bei denen dieser Zustand andere gefährden kann, 
und die Vornahme solcher Verrichtungen in trunkenem Zustande bestraft. 

Die Trunkenheit als solche wird, trotzdem sie begrifflich — wenn selbst- 
verschuldet — in der Mehrzahl der Fälle \mter die Straf Verfügung zum min- 
desten des § 431 St.-G. eingereiht werden kann, nicht mehr wie im nieder- 
ländischen, schwedischen, norwegischen, französischen, belgischen, italienischen 
Gesetze, in Großbritannien und wie in den früheren österreichischen Entwürfen 
und nach dem für Galizien geltenden Sondergesetze von 1877 unter Strafe 
gestellt, und zwar wie Hof rat Max Gruber* meint, weil an vielen Orten 
Trunkenheitsfälle zuzeiten so häufig sind, daß an eine gedeihliche Verfolgung 
nicht zu denken ist. 

Gewiß ist die Häufigkeit von Trunkenheitsfällen, welche das „Ärgernis" 
abschwächt, ein triftiges Argument gegen die Aufnahme des Moments „ärgemis- 
erregend" in den Tatbestand des Delikts. Je schlimmer die Trinksitten, desto 
geringer das Ärgernis. Sind einmal die Trinksitten zu solcher Herrschaft gelangt, 
daß die Trunkenheit nicht mehr als Verletzung des Anstandes empfimden wird, 
oder daß es an nüchternen Organen fehlt, um sie der Ahndung zuzuführen, so 
ist die Aufnahme einer Straf bestiramung in das Gesetz von Nachteil, weil 
nichts das Ansehen und die Wirksamkeit eines Gesetzes mehr schädigt, als wenn 
ihm — gleich den Strafbestimmungen gegen den Zweikampf — die Anwendung 
vorsagt wird. 

Ist es denn wirklich in Österreich schon so weit gekommen, daß wir es 
nicht mehr wagen dürfen, die ivresse manifeste ebenso wie in anderen Ländern 
zu bestrafen, imd daß die Polizei sich dem Trunkenen gegenüber zur Genug- 
tuung der Schankwirte nur als freiwillige Rettungsanstalt gebrauchen lassen darf, 
welche den sinnlos Lärmenden mit Gefährdung ihrer eigenen Amtsorgane 
schonungsvoll beiseite schafft, um ilun am Morgen mit verbindlichem Lächeln 
auf sein Verlangen die Tür des Arrestes zu öffnen? 

Die Regierungsvorlage glaubt indes, auf die Verfolgimg desjenigen nicht 
verzichten zu soUen, welcher innerhalb eines Jahres wiederholt an einem 
Öffentlichen Orte offenbar trunken betroffen wird. Dem Gewerbeausschuß schien 
das noch eine zu weit gehende Einschränkung der Trinkfreiheit zu sein. Er 
schränkt die Strafbarkeit noch viel weiter ein; die Wiederholung des Exzesses 
muß, tun strafbar zu sein, innerhalb 28 Tagen erfolgen. Zwölf straflose 
Exzesse jährlich sollen also jedermann gewährleistet 
sein, wenn er sie so einzuteilen weiß, daß jeweils 28 Tage zwischen ihnen 
liegen. Auch muß die Trunkenheit augenfällig .und ärgemiserregend sein, und 
soll der Anfänger mit einem Verweise davonkoromen. 

Zu Gunsten der Gast- imd Schankwirte änderte der Gewerbeausschuß femer 
jenen Paragraph der Regierungsvorlage, der die Verabreichung geistiger Ge- 
tränke an offenbar Trunkene unter Strafe stellt, dahin ab, daß nur die Ver- 
abreichung von Branntwein an Trimkene, auch diese aber nur dann 
strafbar sein soll, wenn die Trunkenheit „selbst bei geringer Aufmerk- 
samkeit zweifellos" erkannt werden mußte, und setzte das Strafmaß be- 
deutend herab. 

Die in der Regierungsvorlage vorgesehene Bestrafung solcher, die offenbar 
L'imiündigen, wenn sie nicht in Begleitimg Erwachsener sind, geistige Getränke 
verabreichen, will der wirtefreundliche Gewerbeausschuß nur dann verhängt 



* Brauns Archiv f. soziale Gesetzgebiingr, 18. Bd., 1 u. 2. Heft (1903). 
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wissen, wenn Minderjälirige (unter 16 Jahren) veranlaßt werden, geistige Ge- 
tränke „bis zur Trunkenheit" zu sich zu nehmen, und wenn Arbeitgeber bei ihnen 
beschäftigten Unmündigen Branntwein verabreichen. — 

Der GewerbeausschuB hat, wie aus obiger Darstellung zu ersehen ist, alles 
getan, was die Interessenten der Alkoholproduktion, des Gastgewerbes und des 
Branntweinkleinverkaufes nur wünschen konnten, um das Gesetz zu einem Messer 
ohne Schneide, zu einem stumpfen Werkzeug zu machen, das eher schaden als 
nützen kann. 

Würde es gelingen, das österreichische Abgeordnetenhaus wieder arbeits- 
fähig zu machen und in demselben die Anträge des Gewerbeausschusses zu Fall 
zu bringen, die Regierungsvorlage Gesetz werden zu lassen, vor allem die Kück- 
wirkung auf die heutigen Betriebe zu restituieren, so würde damit nach der 
Meinung des Verfassers dieser Zeilen ein sehr wichtiger Schritt zur Bekämpfung 
mindestens der mit Recht verabscheuten Branntweinpest getan sein. Im 
übrigen wird es Sache der nun besser als früher über die in den herrschenden 
Trinksitten liegende Gefährdung ihres Wohles imd der gesamten Kultur belehrten 
Bevölkerung sein, sich aus eigener gereifter Überzeugung und Kraft gegen die 
Ausbeutung weitester Volkskreise durch die Interessenten der Alkoholgewerbe 
zu schützen. Der Verteidigimgskampf hat begonnen imd wird nicht erlahmen, 
mag auch die einseitige Vertretung vom Alkoholkonsiun abhängiger Interessen 
die Gesetzgebung eines oder des anderen rückständigen Landes eine Zeitlang 
lahmlegen. Dr. Adolf Daum. 



Die Regelung der Lehrergehalte in Mähren. 

Das Reichsvolksschulgesetz hat seinerzeit die Regelung der Rechtsver- 
hältnisse der Lehrer den Ländern beziehungsweise den Landtagen überlassen* 
Die Folge davon ist die weitgehende diesbezügliche Verschiedenheit in den 
einzelnen Ländern, insbesondere hinsichtlich der Dienstesbezüge der Lehrer. Nicht 
nur, daß die Höhe der Bezüge eine aui3erordentlich verschiedene ist, was mit 
Kücksicht auf die Verschiedenheit der lokalen Verhältnisse zum Teil wohl 
gerechtfertigt ist, fehlt es auch gänzlich an einem einheitlichen System. Ein 
Teil der Länder hält noch an dem Ortsklassensystem in verschiedener Form 
fest, während die übrigen Länder zum Personalklassensystem übergegangen sind. 
Manche Länder gewähren sämtlichen Lehrern Naturalquartiere oder Quartier- 
gelder, während in den meisten Ländern nur die leitenden Lehrpersonen einen 
solchen Anspruch geniei3en. In einem Teile der Länder ist die Höhe der Gnmd- 
gehalte in der Weise abgestuft, daß je ein gewisser Prozentsatz der Lehrer in 
die einzelnen Gehaltsstufen eingereiht ist, während in den übrigen Ländern 
nur die Länge der Dienstzeit für diese Abstufung maßgebend ist. Kurz die 
Lebrergehalte der österreichischen Länder zeigen, auch wenn man von den 
eigentümlichen Verhältnissen Tirols ganz absieht, ein geradezu kaleidoskopartiges 
Bild. Nur in einem Punkte sehen wir eine vollständige Übereinstimmung, 
nämlich in dem fortwährenden, sehr begreiflichen Bemühen der Lehrerschaft, 
eine Verbesserung ihrer Bezüge zu erreichen. Diese Bestrebungen haben 
wesentlich an Intensität gewonnen, seit durch die Gesetze vom 19. September 
1S98 die Gehalte der Staatsbeamten einer durchgreifenden Aufbesserung \uiter- 
zogen worden waren. 

Nach Erlassung dieses Gesetzes hat das Land Mähren mit dem Landes- 
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gesetze vom 5. Juli 1899 eine Regelung der Lehrergehalte durchgeführt, welche 
jedoch in vielen Beziehungen die Lehrerschaft nicht befriedigt hat und auch 
namentlich die jüngeren Lehrkräfte nicht befriedigen konnte. Nach diesem 
Gesetze erhielt der Lehramtskandidat, der nach Ablegung der Reifeprüfung 
in den Lehrdienst eintritt, eine Jahresremuneration von 900 K und wurde 
nach Ablegung der Lehrbefähigungsprüfung zum Unterlehrer mit 1000 K 
Gehalt ernannt. Die Vorrückung vom Unterlehrer zimi Lehrer war nicht an 
eine bestimmte Zeit gebunden und nicht selten verblieb ein Unterlehrer eine 
Reihe von Jahren in dieser Stellung, bis er „Lehrer" wurde. Für die Lehrer 
bestanden 3 Gehaltsstufen vm 1200, 1400 und 1600 K Gnmdgehalt, wobei 40% 
der Lehrer in die erste und je 30% in die zweite imd dritte Gehaltsstufe ein- 
gereiht waren. Dazu kamen dann 6 Dienstalterszulagen nach je 5 jähriger Dienst- 
zeit, wovon die vier ersten mit je 160, die beiden letzten mit je 200 K bemessen 
waren. Die Bürgerschullehrer waren gleichfalls in drei Gehaltsstufen mit 1700, 
1800 und 2000 K Grundgehalt eingeteilt; die Verteiltmg auf die drei Gehalts- 
stufen war analog wie bei den Volksschullehrem durchgeführt. Von den Dienst- 
alterszulagen der Bürgerschullehrer waren, die ersten 4 mit je 200, die beiden 
letzten mit je 300 K bemessen. 

Damach stellten sich die höchsten Bezüge für den Volksschullehrer 
in nicht leitender Stellimg auf 2640 K, für den Bürgerschullehrer auf 
3400 K. Dazu kamen für die Lehrpersonen in leitender Stellung die Funktions- 
zulagen, welche für die Schulleiter einklassiger Schulen mit 100, für die Ober- 
lehrer an 2 — 4klassigen Schulen mit 200 K und für die Oberlehrer an 5- und 
mchrklassigen Schulen mit 400 K, für die Bürgerschuldirektoren mit 400, und 
wenn eine Volksschule mit der Bürgerschule vereinigt ist, mit 600 K bemessen 
waren. Endlich trat, gleichfalls nur für die Lehrpersonen in leitender Stellung, 
noch die Naturalwohnung, ev^entuell das von der Schulgemeinde zu zahlende 
Quartiergeld hinzu, welches für Volksschulen nach der Einwohnerzahl der 
Schulgemeinde mit 160 — 400, für Bürgerschulen mit 320 imd 400 K bemessen war. 

Vom Beginne der Wirksamkeit des Glesetzes von 1899 an wurde die Agitation 
wegen Erhöhung der Lehrergehalte von Seite der Lehrerschaft fortgesetzt, und 
auch das Gesetz vom 30. Oktober 1901, L.-G.-Bl. Nr. 59, durch welches die vor 
dem 1. Jänner 1895 als Unterlehrer zugebrachte Dienstzeit, welche bis dahin 
überhaupt für die Pension und die Dienstalterszulagen nicht angerechnet wurde, 
wenigstens zur Hälfte als anrechenbar erklärt wurde, konnte begreiflicherweise 
die Wünsche der Lehrer nicht befriedigen. Die Agitation der Lehrerschaft 
erhielt neue Nahrung dadurch, daß die beiden Nachbarländer Mährens, Böhmen 
und Schlesien, die Regelung ihrer Lehrergehalte, u. zw. Bölmaen vom 1. Jänner 
1903, Schlesien schon vom 1. Jänner 1902 an durchführten, so daß Mähren, 
auch abgesehen von allen anderen Umständen, eine Erhöhung der Lehrergehalte 
hätte eintreten lassen müssen, xun der Gefahr eines Lehrermangels vorzubeugen. 
Dazu kam noch, daß die Lehrer es verstanden hatten, die meisten Gemeinde- 
vertretungen, auch die der Landgemeinden, für ihre Sache zu interessieren, so 
daß nebst den Petitionen der Lehrer auch zahlreiche Petitionen von Gemeinden 
dem Landtage vorlagen. 

Am Schlüsse der Session des Jahres 1902 beauftragte der Landtag den 
Landesausschuß, die in den Nachbarländern geltenden Prinzipien und Stufen 
der Lehrergehalte zu erheben und behufs Durchführung einer entsprechenden 
Änderung der mährischen Gesetze betreffend die Lehrergehalte, das Avancement, 
die Disziplinarordnung und die übrigen Verhältnisse in der nächsten Session 
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bestimmte Anträge zu stellen. In teilweiser Entsprechung dieses Auftrages 
hat der Landesausschuß dem im Herbste 1903 versammelten Landtage einen 
Gesetzentwurf vorgelegt, durch welchen in Anlehnung an das böhmische Gesetz 
eine nicht imwesentliche Erhöhung der Lehrergehalte durchgeführt werden 
sollte. Dieser Gesetzentwurf wurde ohne Debatte dem Schulausschusse zu- 
gewiesen, welcher den Verfasser dieser Zeilen zum Referenten bestellte und 
über dessen Antrag mehrfache Änderungen vornahm, welche eine weitere Auf- 
besserung der Lehrergehalte bezweckten. Schließlich wurde der Gesetzentwurf 
in der Fassung des Ausschusses in der Sitzung des Landtages vom 5. November 
1903 fast einstimmig zum Beschluß erhoben. 

Die Grundsätze des noch nicht sanktionierten neuen Gesetzentwurfes sind 
im Vergleiche mit den oben skizzierten dermalen geltenden Bestimmungen 
die folgenden: Die Unterscheidung zwischen Lehrern und Unterlehrem 
entfällt, dagegen werden Lehrer 1. und 2. Klasse geschaffen. Die Anfangs- 
bezüge des provisorisch angestellten Lehramtskandidaten, welcher nur die Reife- 
prüfung abgelegt hat, bleiben mit 900 K Jahresremuneration unverändert. Eine 
Erhöhung dieser Bezüge wurde schon deshalb nicht beantragt, weil mehrfach 
solche in den Staatsdienst eintretende Praktikanten, welche Mittelschulbildung 
haben, einige Zeit unentgeltlich dienen müssen und dann erst ein Adjutum von 
600 K beziehen. Nach Ablegung der Lehrbef ähigungsprüf ung wird der Kandidat 
zimi Lehrer 2. Klasse ernannt und bezieht als solcher einen Jahresgehalt von 
1200 K gegen 1000 K nach dem bisherigen Gesetze. Für die Vorrückung zum 
Lehrer 1. Klasse ist kein bestimmter Termin normiert, jedoch erhält derjenige 
Lehrer 2. Klasse, welcher innerhalb 8 Jahren nach erlangter Lehrbefähigung 
nicht Oberlehrer, Schulleiter oder Lehrer 1. Klasse geworden ist, eine Personal- 
ztdage von 400 K und wird dadurch den jüngeren Lehrern 1. Klasse gleich- 
gestellt. Für die Lehrer 1. Klasse wurden 2 Gehaltsstufen normiert, u. zw. 
loit 1600 und 1800 K. Während bisher die Einreihung in die Gehaltsstufen 
prozentuell erfolgte, sollen nunmehr alle Lehrer, welche nach erlangter Lehr- 
befähigung 20 Jahre dienen, in die obere Gehaltsstufe eingereiht werden. Bei 
den Bürgerschullehrem entfällt naturgemäß die 2. Klasse und die sämtlichen 
Bürgerschullehrer beziehen einen Gnmdgehalt von 2000 K imd nach 20 jähriger 
Dienstzeit von 2400 K. Die 6 nach je Sjähriger Dienstzeit, immer vom Tage der 
Lehrbefähigimg an gerechnet, zu gewährenden Gehaltserhöhungen wurden gleich- 
mäßig, und zwar mit 200 K für die Volksschullehrer, mit 250 K für die Bürger- 
schullehrer bemessen. Die Funktionszulage der Leiter einklassiger Volksschulen 
und der Oberlehrer an zweiklassigen Schulen wird 200 K, an dreiklassigen 250 K, 
an vierklassigen 300 K, an fünf- und mehrklassigen Volksschulen 400 K, die 
Fmiktionszulage des Bürgerschuldirektors 400 K und für jede einem solchen 
Direktor übertragene Volksschule weitere 100 K betragen. Das Quartiergeld 
für die leitenden Lehrpersonen wurde mit 200 — 800 K nach der Bevölkerungs- 
zahl der Schulgemeinden bemessen. Ein nicht unwesentliches Benefiz wurde 
außerdem den dermalen dienenden Lehrpersonen dadurch gewährt, daß ihnen 
die vor dem 1. Jänner 1895 als IJnterlehi'er zugebrachte Dienstzeit nimmelir für 
die Gehaltserhöhung und für die Pension voll angerechnet wird. 

Endlich wurde im Landtage gegen den Antrag des Schulausschussos eine 
grmidsätzliche Änderung des dermaligen Zustandes insofern beschlossen, als 
die Verheiratung von Lehrerinnen, ebenso wie in Böhmen und Schlesien, der 
Dienstentsagimg gleichgehalten werden soll, während bisher die Verheiratung 
mit Bewilligung der Bezirksschulbehürden gestattet war. 
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Was den Effekt des neuen Gesetzentwurfes betrifft, so wird nunmehr der 
Volksschullehrer, welcher keine leitende Stellung erlangt, einen Höchstbezug von 
3000 K erreichen. Dabei muß aber bemerkt werden, daß von den über 20 Jahre 
dienenden Volksschullehrem sich nur 18% in nicht leitender Stellung befinden. 
Der Schulleiter einer einklassigen Schule erlangt im Maximum bei Anrechnunöf 
eines Quartiergeldes von 200 K 3400 K, der Oberlehrer einer f ünfklassigen Schule 
je nach dem Quartiergelde 3700—4200 K, der Bürgerschullehrer 3900 K, der 
Bürgerschuldirektor 4700—5100 K 

Nach dem böhmischen Gesetze, welches für den mährischen Gresetzentwurf 
als Vorbild gedient hat, erreichen allerdings die Lehrer in Städten mit mehr als 
8000 Einwohnern teilweise insofern höhere Bezüge, als diese eine von der Schul- 
gemeinde zu tragende, mit 10 — 40% des Gehaltes bemessene Aktivitätszulage er- 
halten. Dagegen ist die überwiegende Mehrzahl der Lehrer in Orten mit weniger 
als 8000 Einwohnern nach dem mährischen Gesetze dadurch besser gestellt, daß 
sie mit 20 Dienst jähren in die höhere Gehaltsstufe mit 1800 K beziehungsweise 
2400 K vorrücken, während in Böhmen die obere Gehaltsstufe fehlt. Die Ein- 
fühnmg des mährischen Gesetzes ist für die Lehrerschaft xua so vorteilhafter, 
als die Mehrzahl der größeren Städte schon heute aus freiem Antriebe den Lehrern 
Teuerungsbeiträge oder Quartiergeldbeiträge gewährt, welche voraussichtlich bei 
der allgemeinen Einführung von Aktivitätszulagen entfallen wären. Diesbezüglich 
wurde aber in das Gesetz die Bestimmtmg aufgenommen, daß die Gemeinden, welche 
solche Beiträge gewähren, dieselben allen Lehrern gleicher Kategorie in gleichem 
Ausmaße gewähren müssen. Diese für den mit den nationalen Verhältnissen 
in Österreich nicht Vertrauten vielleicht unverständliche Bestimmung hat haupt- 
sächlich den Zweck, zu verhindern, daß die Lehrer der nationalen Minoritäten 
schlechter behandelt werden als ihre anderssprachigen Kollegen. 

Wohl wurden durch das neue Gesetz nicht alle Wünsche der Lehrerschaft 
erfüllt, welche drei Gehaltsstufen von 1600, 1800 und 2000 K, 7 Dienstalters- 
zulagen statt 6 und Aktivitätszulagen von 320 — 720 K für alle Lehrer, nicht nur 
für die der größeren Orte, sowie entsprechend höhere Bezüge für die Bürger- 
schullehrer angestrebt hatte. Allein die notwendige Bücksichtnahme auf die 
ohnehin arg bedrängten Finanzen des Landes machte es absolut immöglich, 
den Wünschen der Lehrerschaft noch weiter entgegen zu kommen. Steht doch 
schon heute das Land Mähren mit 58% Landeszuschlägen bei den Realsteuem 
und 63% bei den Personalsteuem imter den österreichischen Kronländem nahezu 
an erster Stelle. Bisher betrug der Aufwand des Landes für die Volks- und 
Bürgerschulen rund 12,000.000 K. Durch das neue Gesetz wird für das erste 
Jahr ein Mehraufwand von rund 2,750.000 K verursacht, was imgefähr 11% der 
gesamten direkten Staatssteuern des Landes entspricht, wobei noch zu berück- 
sichtigen ist, daß durch die zuwachsenden Gehaltserhöhungen, durch das Vor- 
löicken in den höheren Gehaltsstufen u. s. w. sich für die nächsten Jahre eine 
weitere Steigerung von jährlich mehr als 500.000 K ergibt. 

Heute tragen die Gemeinden durch eine Umlage von 12% auf die direkten 
Steuern imgef ähr 40% zu den Schullasten bei, die restlichen 60% müssen vom Lande 
aufgebracht werden. Berücksichtigt man nun, daß auch diese 12% Schulumlagen 
der Gemeinde von denselben Steuerträgern aufgebracht werden müssen wie die 
Landesumlagen, berücksichtigt man ferner, daß heute der gesamte Voranschlag 
des Landes Mähren mit nicht viel über 20,000.000 K bilanziert, so darf wohl ge- 
sagt werden, daß der Landtag mit der Votierung des Lehrergehaltsgesetzes bis 
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an die äuBcrste Grenze der finanziellen Leistungsfähigkeit des Landes ge- 
gangen ist. 

Was die Bedeckung des Mehrerfordernisses betrifft, so hat der Landtag 
im Prinzip beschlossen, dasselbe durch einen Landesbierauf sehlag, welcher unge- 
fähr 1 K 70 h per Hektoliter betragen wird, zu decken. Auch hier war das Bei- 
spiel Böhmens maßgebend. Ganz abgesehen von den grundsätzlichen Bedenken, 
die sich immer gegen eine Erhöhung der indirekten Steuern geltend machen 
lassen, wäre es schon mit Rücksicht auf den Umstand, daß das Bier ohnehin 
durch die Staatssteuer, dann in vielen Gemeinden, namentlich in allen größeren 
Gemeinden, mit einem bis zu 4 K betragenden Gemeindeaufschlag belastet ist, 
unbedingt richtiger gewesen, das Mehrerfordemis durch Erhöhung der Zuschläge 
zu den direkten Steuern zu decken, gleichviel ob man bloß die Lai^desumlage 
erhöht oder die Erhöhung zwischen der Landesumlage und der Schulumlage der 
Gemeinde geteilt hätte. Maßgebend für die Mehrheit des Landtages, welche für 
die Biersteuer entschied, war wohl der Umstand, . daß diese angeblieh leichter 
getragen wird als eine Erhöhung der direkten Steuern, und daß infolgedessen 
weniger darüber räsoniert werde, und das mag ja auch vielleicht für die Lehrer- 
schaft seinen Vorteil haben. 

Die Schwierigkeit der Bedeckung in diesem Falle ist aber ein klarer Be- 
weis für die Einanznot unserer autonomen Verwaltungen, den schreienden Gegen- 
satz zwischen den großen, denselben übertragenen Aufgaben und den ihnen zur 
Verfügung stehenden Mitteln. Die Ansprüche, welche an die autonomen Kör- 
perschaften, Länder, Bezirke tmd Gemeinden gestellt werden, sind im fortwäh- 
renden Steigen begriifen, ohne daß denselben entsprechende Einnahmsquellen 
eröffnet würden. Eine durchgreifende Reform der autonomen Finanzen im Zu- 
sammenhang mit dem staatlichen Steuersystem ist eine gebieterische Notwen- 
digkeit, welche von Tag zu Tag dringender wird. 

Dr. Gustav Groß. 



Die neuen Landesbierauflagen. 

Das autonome Finanzwesen in Österreich wurde trotz seiner von Jahr zu 
Jahr zunehmenden Bedeutimg in der gesamten öffentlichen Verwaltung bis in die 
jüngste Zeit sowohl von der Fachwelt wie von den Regierungen ziemlich stief- 
mütterlich behandelt. Die erstere begann dem Gegenstande näher zu treten, als 
über Anregung des Präsidenten der k. k. statistischen Zentralkommission, Dr. K. 
Th. V. Liama-Stemegg, im Jahre 1894 die Konferenz für Landesstatistik ins 
Leben trat imd unter Mitwirkung der Landesausschüsse der einzelnen Kron- 
länder mit der Herausgabe eines Jahrbuches für Landesstatistik begonnen wurde. 
Die Regierung aber mußte den autonomen Finanzen ihre Aufmerksamkeit in 
um so höherem Maße zuwenden, je häufiger und intensiver aus den einzelnen 
Kronländern der Ruf nach Einleitung einer Aktion zur Sanierung der Landes- 
finanzen erschallte. 

Man hatte zwar auch früher auf die Landesfinanzen Bedacht genonmien, 
zumeist aber nur dann, wenn es galt, die Länder zur Tragung neuer Lasten 
für die verschiedenen Zwecke der öffentlichen Verwaltung heranzuziehen. Die 
den Ländern zugewiesene Sorge für den personellen Aufwand der öffentlichen 
Volksschulen allein, mit einer von Jahr zu Jahr rasch steigenden Last, drohte die 
Landesfinanzen in Unordnung zu bringen. Man hatte eben verabsäumt, den Ländern 
mit den Lasten auch die nötigen Mittel zur Tragung derselben an die Hand zu 
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geben. Das Um und Auf bildeten die Umlagen auf die direkten Steuern, die 
recht bequem, aber nichtsdestoweniger für die Steuerträger fühlbar, in beliebiger 
Höhe auferlegt werden konnten. In der Folge stellten das Verkehrswesen, ins- 
besondere die Förderung des Lokalbahnwesens, femer die Flußregulierungen 
u. dgl. m. neuerlich erhebliche Anforderungen an die Länder. Überdies trat fast 
allerorts eine vielfach nicht unberechtigte Bewegung zur Erhöhung der Bezüge 
der Volksschidlehrer zutage, der gegenüber mit einer Erhöhung der Landes- 
umlage, wie sie im Hinblicke auf die überlasteten Steuerträger noch tunlich er- 
schien, das Auslangen nicht gefunden werden konnte. 

Bei dieser Sachlage trat an die Landesvertretimgen die Notwendigkeit 
heran, auf die sofortige Eröffnung neuer Hilfsquellen zur Bestreitung der 
Landeserfordernisse Bedacht zu nehmen. In Salzburg, Steiermark, Krain, Görz 
und Gradiska, Istrien, Triest, Dalmatien, Galizien imd Kärnten ging man zuerst 
daran, den Bier- beziehungsweise Branntweinkonsum einer Besteuerung für 
Landeszwecke zu unterziehen. Hierbei traten insbesondere folgende Erwägungen 
in den Vordergnmd: Bei Einführung einer Bierauflage wird die Steuerlast 
auf die weitesten Kreise der Bevölkerung verteilt, so daß, trotzdem die Last für 
den Einzelnen eine verhältnismäßig geringe ist, das Erträgnis ein namhaftes 
wird. Außerdem werden durch die Bierauflage für Landeszwecke zur Beitrags- 
Icistung für letztere auch sehr viele Personen herangezogen, welche in anderer Weise 
für die Landeszwecke nicht kontribuieren, obwohl sie an den öffentlichen Ein- 
richtungen, wie Schulen, Straßen, Wohltätigkeitsanstalten, mindestens in glei- 
chem Maße Anteil nehmen, als jene, welche sonst ausschließlich zur Bestreitung 
des Landesaufwandes beitragen. Durch eine Bierauflage werden überdies auch 
jene Personen, welche sich, wie Touristen und Sonmaergäste, nur vorübergehend 
im Lande aufhalten, zu Leistimgen für Landeszwecke herangezogen. Als Aufwand- 
steuer hat eine Bierauflage auch den Vorteil, daß sie mit der Vermehrung der 
Bevölkerung, mit der Zunahme des Wohlstandes auch ohne Erhöhung des Steuer- 
satzes steigende Erträge abwirft. 

Da bei einer Besteuerimg des fertigen Bieres von einer Abstufung der 
Steuer nach der Güte, der Gradhältigkeit des Bieres selbstverständlich nicht 
die Rede sein konnte, so mußte allerdings der Übelstand mit in den Kauf ge- 
nommen werden, daß das minderwertige Bier in demselben Maße besteuert wird, 
wie das bessere. Auch die Einhebung der Landesbierauflage bot anfangs man- 
cherlei Schwierigkeiten und verursachte den betreffenden Ländern verhältnis- 
mäßig hohe Kosten, die bei größerem Entgegenkommen von seiten der Staats- 
verwaltung leicht zu vermeiden gewesen wären. 

Eine gründliche Abhilfe schien in Aussicht zu stehen, als im Jahre 1808 
eine Regierungsvorlage, betreffend die Erhöhung der staatlichen Bier- und 
Branntweinsteuer und Zuweisung eines Teiles des Mehrerträgnisses an die 
Länder, im Reichsrate eingebracht wurde. Es ist jedoch bekannt, daß für diese 
Vorlage die Zustimmung des Reichsrates nicht zu erlangen war, und daß diese 
Vorlage schließlich zurückgezogen wurde. 

Der erste erfolgreiche Schritt zu einer Sanierung der Landesfinanzen in 
größerem Stile wurde anläßlich der Reform der direkten Personalsteuern unter- 
nommen. Das Gesetz vom 25. Oktober 1896, R.-G.-Bl. Nr. 220, über die direkten 
Personalsteuern enthält bekanntlich in Artikel IX die Bestimmung, daß ein 
nach Bestreitimg von näher bezeichneten Nachlässen noch verbleibender Über- 
schuß an Pcrsonaloinkommensteuer, insofern er 3,000.000 fl. jährlieh nicht über- 
steigt, den Landesfonds in der Art zuzuwenden ist, daß ein jenem Überschusse 
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gleichkommender, a^quoter Teil der staatlichen Realsteuem den Ländern über- 
wiesen wird. Diese Zuweisungen sind vorläufig für die Zeit bis Ende 1909 in Aus- 
sicht genonunen. 

Eine über Anregimg des oberösterreichischen Landesausschusses am 10. No- 
vember 1897 in Wien abgehaltene Konferenz von Vertretern der verschiedenen 
Landesausschüsse beriet über die angesichts der Reform der direkten Personal- 
Steuern rücksichtlich der Landesfinanzen zu treffenden MaBnahmen. Bei dieser 
Konferenz wurde unter anderem auch an die Regierung der Appell gerichtet, die 
„in Aussieht genommene Überweisung der Realsteuem an die Länder un verrückt 
im Auge zu behalten". 

Zur Sanierung der Landesfinanzen wurde zunächst eine Beteiligung der 
Länder an dem Erträgnisse der erhöhten staatlichen Branntweinsteuer in Aus- 
sicht genommen und einer am 28. November 1899 in Wien abgehaltenen Kon- 
ferenz der Chefs der autonomen Landesverwaltimgen ein diesbezügliches Projekt 
seitens der Regierung vorgelegt. Es gelang nach langwierigen Verhandlungen 
diese Angelegenheit im Wege der Reichsgesetzgebimg zu regeln und wurde durch 
das Gesetz vom 8. Juli 1901, R.-G.-Bl. Nr. 86, die staatliche Branntweinsteuer 
um 20 h für jeden Hektolitergrad Alkohol erhöht und das Mehrerträgnis den 
einzelnen Kronländem nach dem Konsumschlüssel zugewiesen. 

Da die Zuweisungen aus dem Erträgnisse der Branntweinsteuer imd auf 
Grund des Personalsteuergesetzes keineswegs die Sanierung der Landesfinanzen 
mit sich brachten, so mui3ten zu diesem Zwecke weitere Mittel ins Auge gefaßt 
werden. Schon bei der oben erwähnten Konferenz der Landeshauptleute am 
28. November 1899 war insbesondere von den Vertretern aus Galizien und Salz- 
burg auf eine entsprechende Ausgestaltung der Landesbierauflage das Haupt- 
gewicht gelegt worden. Es imterlag keinem Zweifel, daß in dem Bierkonsum 
eine Steuerquelle erblickt werden durfte, von welcher ein namhafter Behelf 
zur Sanierimg der Landesfinanzen erhofft werden konnte. Man war sich aber 
klar, daß der damals herrschende Einhebungsmodus unzweckmäßig und kost- 
spielig war. 

Zuerst wurde die Frage aufgeworfen, ob nicht die Einhebung der Landes- 
bierauflage durch Organe der staatlichen Finanzverwaltung durchzuführen wäre, 
um einerseits leichter den ganzen Konsum zu treffen, anderseits aber auch Ein- 
hcbimgskosten zu ersparen. Die Regienmg war jedoch nicht in der Lage, dem 
diesbezüglichen Ansinnen stattzugeben. Der Einhebung der Landesbierauflage 
unter einem mit der staatlichen Biersteuer stellten sich Hindemisse rechtlicher 
und technischer Natur entgegen. Da die Bierproduktion eines Landes sich nicht 
mit dem Konsum desselben deckt, so hätte die gleichzeitige Einhebung der 
Landesauflage mit der staatlichen Biersteuer nur rücksichtlich jenes Bieres 
eigener Produktion stattfinden können, welches im Lande selbst zum Konsum 
gelangt, während das eingebrachte fremde Bier beim Bezüge hätte erfaßt werden 
itiüssen. Die Ermittlung der einer Auflage zu unterziehenden Teilmengen 
des im Lande selbst erzeugten Bieres hätte eine noch strengere Kontrolle 
der ganzen Brauerei gebanmg, als diese in den bestehenden Biersteuorvor- 
s^hriften vorgesehen ist, notwendig gemacht. Zum Zwecke der Erfassung des 
fremden Bieres aber hätte, da ja der zwischen einzelnen Kronländem sich 
entwickelnde Verkehr mit Bier einer Kontrolle nicht unterliegt, wenn nicht eine 
fönnliche Überwachung der Landesgrenzen, so doch die Einführung einer 
strengen Transportkontrolle eintreten müssen, Maßregeln, von welchen die staat- 
liche Finanzverwaltung annehmen zu müssen glaubte, daß sie mit dem unter 
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aUen Umständen festzuhaltenden Grundsatze, daß durch Auflagen der gedachten 
Art Produktion und Handelsverkehr nicht getroffen werden sollen, nicht im Ein- 
klänge stehen würden. 

Die Verallgemeinerung der Bierauflage auf alle im Reichsrate vertretenen 
Königreiche und Länder wäre allerdings geeignet gewesen, die erwähnten 
Schwierigkeiten zu beheben. Einer solchen stellten sich jedoch Hindemisse 
finanzpolitischer Natur entgegen, da es nicht anging, in solchen Ländern, welche 
eine Bierauflage überhaupt nicht hatten und deren finanzielle Verhältnisse die 
Einführung einer solchen auch nicht erforderten, mit der Einführung bloß zu 
dem Zwecke vorzugehen, mn eine technische Verbesserung der Einhebungsforni 
der in anderen Ländern bestehenden Landesbierauflagen zu ermöglichen. Dazu 
trat noch, daß die Höhe der in einzelnen Ländern bestehenden Landesbierauflagen 
zuzüglich der bestehenden Gemeindebierauflagen eine übermäßig hohe Belastung 
des Bieres bewirkt haben würde, welche die Regierung schon im Interesse des 
Erträgnisses der staatlichen Biersteuer nicht zugeben konnte. 

Bei dieser ablehnenden Haltung der Regierung erübrigte für die betref- 
fenden Kronländer nichts anderes, als bei dem bisherigen Einhebungsmodus zu 
beharren. Man behalf sich teilweise mit der Abfindung, einem Einhebungsmodus, 
der allerdings geringe Kosten verursacht, aber auch ein geringes Erträgnis ab- 
wirft, da bei demselben stets nur ein mehr oder minder großer Teil des Konsums 
getroffen wird. Die ein größeres Erträgnis sichernde, sogenannte tarifmäßige 
Beschreibung erwies sich dadurch, daß die Länder von der Staats ven^'altung 
rücksichtlich der Kontrolle gänzlich im Stiche gelassen und lediglich auf ihre 
eigenen Kräfte angewiesen waren, ungemein schwierig und kostspielig. Es war 
kaum ernst zu nehmen, wenn im Jahre 1900 in Oberösterreich nach dem Beispiele 
Steiermarks darangegangen wurde, die Gastwirte zur Anmeldung ihrer Bier- 
hezüge zu verpflichten und die Einlialtung dieser Verpflichtung durch die 
gänzlich ungenügende Zahl von zirka 70 Kontrollorganen überwachen zu lassen. 
Es war sofort klar, daß dieser Apparat gänzlich unzureichend war und eine aus- 
giebige Vermehrung des Kontrollpersonales hätte eintreten müssen, wenn anders 
nicht die Außerachtlassung der Anmeldevorschriften seitens der Parteien hätte 
zur Regel werden sollen. 

Das Anmeldungsverfahren erschien indessen alsbald den Parteien selbst 
80 schikanös, daß viele Wirte selbst an ihre Brauereien mit dem Ersuchen heran- 
traten, die Bierbezüge ziun Zwecke der Anmeldung der Landesauflage dem 
Landesausschusse bezw. dem Landesinspektorate für die Landesbie rauf läge 
bekannt zu geben und binnen kurzem wurde die Lieferung der sogenannten Aus- 
kellerungsrapporte seitens der Brauereien die Regel. Auf Grund derselben wurde 
die von den einzelnen Gewerbeparteien zu zahlende Auflage bemessen, so daß 
die in den sogenannten Bollettierungsstationen exponierten Landesorgane mehr 
oder minder zu bloßen Einliebungsorganen degradiert wurden, die in gewissen 
Zeitabschnitten, meist zweiiaal im Monate, die Umlagenbeträge bei den einzelnen 
Parteien zur Einhebung brachten. 

Insofern die Auskellerungsrapporte eine verläßliche Grundlage zur Be- 
messung der Auflage sowie zur Kontrolle boten, erschien die Einhebung der 
Auflage bei den einzelnen Parteien durch eigene Organe etwas zu kostspielig, 
da ja die Einbringung der Umlage im Wege der Postsparkasse ungleich billiger 
hätte bewirkt werden können. Es zeigte sich jedoch bald, daß von seiten einzelner 
Gastwirte an die betreffenden Brauereien und nicht immer ohne Erfolg mit dem 
Ansinnen herangetreten wurde, in die Auskellerungsrapporte geringere Bier- 
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bezüge, als die faktischen waren, einzusetzen. Es ergab sich hierdurch nicht nur 
eine Schädigung des landschaftlichen Gefälls, sondern auch eine unlautere Kon- 
kurrenz für jene Brauereien, welche sich zur Ausstellung unrichtiger Auskellerungs- 
rapporte nicht herbeiließen und so befürchten mußten, ihre Kunden an solche 
Brauereien zu verlieren, welche in bezug auf die Auskellerungsrapporte weniger 
skrupulös waren. Derartige Vorkommnisse, insbesondere aber die Tatsache, daß 
der im Durchschnitte zirka 10% betragende Regieaufwand zu hoch erschien und 
jede Auflage um so verhaßter ist, je höher sich die unproduktiven Einhebimgs- 
kosten stellen, zw-angen auf eine Vervollkommnung des bisherigen Einhebungs- 
modus Bedacht zu nehmen. Eine solche konnte nur durchgeführt werden, wenn 
sich die Staatsverwaltung zu einer weiter gehenden Mitwirkung herbeiließ. War 
dieselbe bisher verweigert worden, so wurde dieselbe — es sei dies ohne jeden 
politischen Seitenblick konstatiert — sofort gewährt, als Böhmen in die Reihe 
jener Kronländer trat, welche zur teilweisen Sanienmg ihrer Landesfinaiizen auf 
die Besteuerung des Bierkonsums angewiesen sind. 

Infolge des von der Regierung betätigten Entgegenkommens war es nun 
möglich, für die Einhebung der Landesbierauflagen ein einfaches und billiges 
Verfahren, bei dem voraussichtlich der gesamte Konsum wird getroffen werden, 
einzuführen. Die fast wörtlich gleichlautenden, einschlägigen Gesetze für Salz- 
burg vom 7. Oktober 1902, für Böhmen vom 27. Jänner 1903 und für Ober- 
oBtenreich vom 22. Dezember 1903 sowie die auf Grund derselben erlassenen 
Durchführungsverordnungen bedeuten einen ganz wesentlichen Fortschritt in 
bezug auf die Besteuerung des Bierkonsums für autonome Zwecke. Die Ein- 
hebung der Landesbierauflage auf Grund der Bestinmiungen dieser Gesetze und 
Verordnungen geschieht nun in folgender Weise; Zimi Zwecke der Besteuerung 
des im Lande produzierten Bieres wird von seiten der staatlichen Überwachungs- 
organe dem Landesausschusse bezw. dem mit der Durchführung betrauten Landes- 
amte hinsichtlich einer jeden Brauerei periodisch die von derselben in einem 
bestimmten Zeitabschnitte erzeugte Bierwürzmenge bekannt gegeben. Die Brauerei- 
imtemehmer und die Bierdepositeure sind gesetzlich verpflichtet, Absatzregister 
zu führen. In diese Absatzregister sind fallweise einzutragen : das an Empfänger 
außerhalb des Landes abgesetzte Bier, das an solche Empfänger abgesetzte Bier, 
welche im Lande den Ausschank oder Verschleiß von Bier betreiben, und das an 
andere Brauereien im Lande abgesetzte Bier. Dagegen ist in das Absatzregister 
nicht einzutragen dasjenige Bier, welches die Brauerei selbst ausschenkt, oder 
an Private im Lande direkt absetzt, oder in seine im Lande betriebenen Nieder- 
lagen wegbringt. Das Absatzregister ist von der Partei am 15. und letzten jeden 
Monats abzuschließen und sonach an den Landesausschuß einzusenden. Auch 
rücksichtlich einer jeden im Lande befindlichen Niederlage einer Brauerei 
(eines jeden Depots) ist ein Absatzregister zu führen. 

Zur Zahlung der Auflage sind nun verpflichtet die Brauereien für jenes 
Bier, welches dieselben selbst ziun Ausschank bringen oder an Wirte absetzen, 
femer jene Personen, welche den Ausschank oder Verschleiß von Bier betreiben, 
daher insbesondere die Gastwirte, Inhaber von selbständigen Bierniederlagen, 
die Flaschenbierabfüller und Flaschenbierhändler. Zur Zahlung der Auflage sind 
auch verpflichtet Private, welche Bier aus einem außerhalb des Landes gelegenen 
Orte beziehen. 

Don auflagepflichtigen Personen werden nun auf Grund der Absatzregister 
der Brauereien Zahlungsaufträge unter Beischluß der entsprechend ausgefüllten 
Postsparkassen-Erlagscheine von Zeit zu Zeit, in der Regel zweimal im Monate, 
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gesendet, so daß dieselben unter Benützung dieser Erlagscheine ihrer Zahlungs- 
pflicht genügen können. 

Mit den Brauereien werden Abrechnungen in der Art gepflogen, daß die 
in einem Kalenderquartale laut der abgeschlossenen Absatzregister in Ausgabe 
gestellte Biermenge mit der in dem unmittelbar vorausgegangenen Kalender- 
quartale laut amtlicher Konstatierung der staatlichen Überwachungsorgane 
erzeugten Bierwürzmenge abzüglich einer 8%tigen Schwendung verglichen wird. 

Jene Biermenge, um welche die in Vergleich gezogene Erzeugungsmenge 
größer ist als die Ausgabe, ist der Bemessung der von dem betreffenden Brauerei- 
unternchmer für das Abrechnungsquartal zu entrichtenden Landesauflage zu- 
grunde zu legen. Die im Absatzregister der Biemiederlagen in Ausgabe gestellten 
Biermengen sind jeweilig in die für die betreffende Brauerei zu pflegende Ab- 
rechnung einzubeziehen. Die als sogenanntes Retourbier ausgewiesenen Mengen 
sind bei den einzelnen Abrechnungen von der Ausgabe in Abzug zu bringen. 
Verdorbenes, zimi menschlichen Genüsse ungeeignetes Bier darf von der Brauerei 
im Absatzregister nur dann in Ausgabe gestellt werden, wenn die Vernichtung 
des Bieres nach Feststellung der Menge desselben unter Aufsicht der mit der 
Überwachung der Brauerei betrauten staatlichen Finanzorgane erfolgt. Die an- 
läßlich dieser Überwachung erlaufenden Kosten trägt der Landesfonds. 

Es ist klar, daß die Einhebung der Landesbierauflage für das im Lande 
erzeugte Bier nach diesem Verfahren in ebenso einfacher wie billiger Weise 
sich vollzieht. Die produzierte Menge wird von der Finanzbehörde, der Absatz 
an die Gewerbeparteien von den Brauereien gemeldet. Die richtige Anmeldung 
seitens der letzteren ist schon dadurch gewährleistet, daß für jene erzeugten Bier- 
mengen, abzüglich der 8%igen Schwenkung, welche nicht durch die Absatz- 
register als an Gewerbeparteien abgegeben ausgewiesen sind, die Brauereiunter- 
nehmer selbst aufzukommen haben. Letztere haben daher ein Interesse daran, 
richtig zu melden, da jede die Gewerbepartei entlastende Meldung den Brauerei- 
untemehmer belastet. 

Da seitens der staatlichen Finanz Verwaltung dem Landesausschusse lediglich 
die von den Brauereien erzeugten Bier würzmengen bekannt gegeben werden, 
die Brauerei jedoch in der Lage ist, die Menge des fertigen Bieres durch Wasser- 
zusatz zu vermehren, so wäre immerhin die Möglichkeit gegeben, einen Teil des 
zum Konsum gebrachten Bieres der Besteuerung zu entziehen. Allein, abgesehen 
davon, daß das konsumierende Publikimi eine Verschlechterung des Bieres doch 
nur bis zu einer gewissen Grenze erträgt, hat sich die Staatsverwaltung auch 
herbeigelassen, dem Landesausschusse das Recht einzuräumen, durch geeignete, 
beeidete Organe in die geschäftlichen Aufschreibungen der Brauereiuntemehmer 
und InVinber von Biemiederlagen, so weit diese auf den Absatz oder Bezug von 
Bier sich beziehen und es zur Kontrolle unbedingt notwendig erscheint, Einsicht 
zu nehmen. 

Für das an Empfänger außerhalb des Kronlandes versendete Bier haben 
die Brauereien selbstverständlich eine Umlage nicht zu entrichten; um jedoch 
eine Schädigung des Gefälls zu verhindern, welche dadurch möglich wäre, daß 
Brauereien einen Export fingieren, ist den Kontrollorganen das Recht eingeräumt, 
von den Brauereiunternehmungen die Vorweisung der diesbezüglichen Fracht- 
nachnahmescheine und der Empfangsbestätigungen der Empfänger zu verlangen. 

Für das aus dem Zollauslande eingeführte Bier wird die Landesauflage 
gleichzeitig mit der staatlichen Verzehrungsstcuer durch staatliche Organe ein- 
gehoben. Bei Bierbezügen aus einem anderen Kronlande, aus den Ländern der 
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ungarischen Krone sowie aus Bosnien und der Herzegowina obliegt dem Empf ängei^ 
die Anmeldepflicht. Auf Grund der Anmeldung werden dem Zahlungspflichtigen 
Zahlungsaufträge mit Postsparkasse-Erlagscheinen zugemittelt. Die erforderliche 
Kontrolle ist dadurch gegeben, daJß die Vorstände der öffentlichen Verkehrs- 
anstalten verpflichtet sind, über jede bei der Station zur Abgabe gelangende Bier- 
sendung, welche in einem der übrigen im Reiclisrate vertretenen Königreiche 
und Länder zur Aufgabe gelangt ist, dem Landesausschusse spätestens gleich- 
zeitig mit der Ausfolgung der Sendung an den Empfänger eine alle erforder- 
lichen Daten enthaltende schriftliche Anzeige zu übersenden. 

Mit der Durchführung des Strafverfahrens sowie der exekutiven Ein- 
bringung nicht berichtigter Auflagebeträge sind die politischen Behörden betraut. 
Es sei noch bemerkt, daß in Oberösterreich der Landesausschaß für eine 
größere Anzahl von Gemeinden über deren Ersuchen gegen eine der Verein- 
barung unterliegende Entschädigimg auch die Qemeindebierauflagen unter einem 
mit der Landesbierauflage zur Einhebimg bringt, und es normiert eine Statt- 
haltereiverordnung, daß in solchen Fällen auch hinsichtlich der Gemeindeauflagen 
die Vorschriften für die Landesbierauflage sinngemäße Anwendung zu finden 
haben. Dieses Beispiel wird ohne Zweifel Nachahmung finden, da gerade den 
Gemeinden bei der Einhebung von Bierauflagen die größten Schwierigkeiten 
sich in den Weg stellen. 

Um eine zu große Belastung des Bierkonsums hintanzuhalten, hat die Re- 
gierung seinerzeit bestimmt, daß Landesauflagen das Ausmaß von 1 K 70 h 
per Hektoliter und Gemeindeauf lagen das Ausmaß von 2 K per Hektoliter nicht 
übersteigen sollen, so daß die hochstzulässige Belastung des Bierkonsums für 
Zwecke der autonomen Verwaltung 3 K 40 h betragen würde. Mit Erlaß vom 
22. Dezember 1903, Z. 53.256, hat nun das . k. k. Ministerium des Innern im 
Einvernehmen mit dem k. k. Finanzministerium mit Einschränkung auf die Zeit 
bis Ende 1909 gewisse Erleichterungen zugestanden^ Eine Gemeindeauflage von 
über 2 K bis inklusive 3 K per Hektoliter kann zugestanden werden, wenn und 
insolange die Summe aller in der betreffenden Gemeinde zur Einhebung gelaa- 
genden Zuschläge zu den direkten Staatssteuern, also z. B. Landes-, Bezirks- 
und Gemeindezuschläge 125 oder mehr Prozent beträgt, jedoch 150% nicht 
erreicht; eine Auflage von über 3 K bis zum Höchstbetrage von 3 K 40 h, wenn 
und insolange die Summe der erwähnten Zuschläge zu den direkten Steuern 
150% erreicht oder übersteigt. Wo eine Differenzierung iu bezug auf die Höhe 
der Umlageprozente zu den direkten Staatssteucm stattfindet, ist stets das 
piozentuelle Verhältnis der Gesamtsumme aller in der betreffenden Gemeinde 
zur Einhebung gelangenden autonomen Zuschläge zur Gesamtsumme jener in 
derselben zur Einhebung gelangenden direkten Staatssteuern, welche überhaupt 
von autonomen Zuschlägen getroffen werden können, festzustellen. 

Es muß zugegeben werden, daß die gegenwärtige Art der Einhebung der 
Landesbierauflagen, wie sie bereits in mehreren Kronländern eingeführt ist, 
einen wesentlichen Fortschritt bedeutet, so daß die Erwartung berechtigt ist, 
man werde mit einem 3%igen Regieaufwande das Auslangen finden. Es ist 
jedoch nicht unwahrscheinlich, daß es auch bei diesem Stadium der Entwicklung 
der Landesbierauflagen noch nicht sein Bewenden finden werde. Die neuesten 
Landesgesetze über Landesbierauflagen, so jene für Böhmen und Oberösterreich, 
enthalten nicht nur Bestimmungen, nach welchen die Bewilligung der Auflagen 
bis Ende 1909 beschränkt ist, sondern auch noch die weitere Bestimmung, daß 
wenn innerhalb dieses Zeitraumes dem Landesfonds, abgesehen von der demselben 
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nach Artikel IX, X, XII und XIII der Einfühlungsbestimmungen zu dem 
Gesetze vom 25. Oktober 1896, K.-G.-Bl. Nr. 220, und kraft des Gesetzes vom 
b. Juli 1901, R.-G.-B1. Nr. 86, gebührenden Zuwendung aus Staatsmitteln für 
den Rest des oberwähnten Zeitraimies ein Jahresbetrag überwiesen werden sollte, 
welcher den auf Grund des Gesetzes über die Landesbierauflage dem Landes- 
fonds für das lumiittelbar vorausgegangene Kalenderjahr zugeflossenen Rein- 
ertrag erreicht oder überschreitet, das gegenwärtige Gesetz schon mit dem Zeit- 
punkte des Beginnes einer solchen Zuwendung außer Kraft tritt. 

Es scheint also, daß die Absicht nicht aufgegeben ist, den Ländern unter 
Aufhebung der Landesbierauflagen aus dem Erträgnisse der entsprechend zu 
erhöhenden staatlichen Biersteuer nach einem zu ermittelnden Schlüssel Beträge 
zuzuweisen, ähnlich wie dieses in der Regienmgsvorlage vom Jahre 1898 in Aus- 
sicht genommen war. Je mehr sich der Kreis jener Kronländer, welche Landes- 
bierauflagen einheben, schließt, desto mehr erhöht sich die Wahrscheinlichkeit 
für die Durchführung eines derartigen Projekts. 

Im Jahre 1903 bestanden Landesbierauflagen in nachbenannten Kron- 
ländem mit den beigesetzten Beträgen von jedem Hektoliter: Istrien 3 K 40 h, 
Triest 3 K 4 h, Dahnatien 2 K 70 h, Krain 2 K, Steiermark 2 K (auf dem 
Lande), 1 K 40 h (in Graz), Böhmen 1 K 70 h, Galizien 1 K 70 h, Görz und Gradiska 
1 K 70 h, Oberösterreich 1 K 40 h, Salzburg 1 K 40 h, Kärnten 1 K. 

Nachdem das Landesgesetz, betreifend die Einhebung eiper Landes- 
bierauflage für die Bukowina, bereits unterm 13. Dezember 1903 die Allerhöchste 
Sanktion erhalten hat, in Mähren und Tirol ^ die Absicht besteht, zur Regelung 
der Lehrergehalte eine Landesbierauflage einzuführen, so erübrigen als Kron- 
länder, welche von einer Besteuerung des Bierkonsimas absehen, nur noch Nieder- 
ÖPterreich, Schlesien und Vorarlberg. In Niederösterreich wurde übrigens die 
Einführung einer Landesbierauflage bereits in Erwägung gezogen luid dürfte 
der Zeitpunkt nicht mehr ferne liegen, in welchem mit der Verallgemeinerung 
der Auflagen auch die zweckmäßigste, mindestkostspielige Einhebung derselben 
möglich sein wird. Bis zu diesem Zeitpunkte wird ohne Zweifel mehr noch als 
bisher der Gedanke zum Durchbruch kommen, daß es Pflicht der Staats- 
verwaltung ist, dem Finanzwesen der Länder eine solche Entwicklimg zu er- 
möglichen, daß diese Selbstverwaltungskörper ihren Aufgaben in einer ihrer 
Bedeutung entsprechenden Weise nachzukommen in der Lage sind. 

Viktor Kerbler. 



Rechispreehung. 



Die gewerberechtliche Judikatur über die Fabriksmäßigkeit 

der Gewerbe. 

l. 

Trotz der Schwierigkeit, das wirtschaf tlicJie Leben strenge zu kategorisieren, 
mußte es die Gewerbegesetzgebung unternehmen, eine Einteilung der Gewerbe 
zu schaffen, um, abgesehen von ihren für alle Gewerbe ohne Unterschied geltenden 
Normen für einzelne Gruppen von Gewerben Sonderbestimmungen zu treffen. 



* Anmerkungder Redaktion: Für Tirol ist mittlerweile bereits ein Gesetz, betreffend 
die Einhebung einer Landesauflage auf den Verbrauch von Bier, kundgemacht worden. 



Digitized by 



Google 



Die jcrewerberecht liehe Judikatur über die Fabriksmäßigkeit der Gewerbe. 99 

Zu diesem Zwecke mußte die gewerbliche Produktion zunächst von dem 
nicht mit ihr im Zusammenhange betriebenen Handel (Handelsgewerbe im 
engeren Sinne) geschieden werden; die Produktionsge werbe selbst aber erfor- 
derten je nach Maßgabe ihres Betriebsiunfanges eine verschiedenartige Regelung 
und wurden deshalb in die Gruppen der fabriksmäßigen Großbetriebe und des 
nach Art eines Handwerkes betriebenen Kleingewerbes geteilt. 

Die in die erste dieser Gruppen gehörigen Betriebe werden im Gesetze als 
,;fabriksmäßig betriebene Gewerbeunternehmungen" be- 
zeichnet, die zweite Gruppe entbehrt einer besonderen gesetzlichen Bezeichnung, 
der Ausdruck „Kleingewerbe" hat sich für dieselbe lediglich sprach- 
gebräuchlich herausgebildet, zumal der passendere Ausdruck , JI a n d w e r k" mit 
Rücksicht auf die engere Bedeutimg des Begriffes der „handwerksmäßigen 
Gewerbe", wie er in die Gewerbenovelle vom Jalnre 1883 Aufnahme gefunden 
bat, irreführend wäre. 

Die fabriksmäßig betriebenen Gewerbe unterscheiden sich von den 
Kleingewerben hinsichtlich der auf sie anzuwendenden gewerbegesetzlichen 
Normen hauptsächlich dadurch, daß bezüglich ihres Antrittes die für die hand- 
werksmäßigen Gewerbe geltenden Bestinunungen über den Befähigungsnachweis 
keine Anwendung finden, daß sie dem Genossenschaftszwange nicht unterliegen 
und besondere Vorschriften ziun Zwecke eines erhöhten Arbeiterschutzes für sie 
bf^ehen. Überdies ist das Moment der Fabriksmäßigkeit der Betriebe Quch vom 
Standpunkte des Arbeiterunfallversicherungsgesetzes von Belang. 

Die Anwendbarkeit einer Reihe wichtiger und einschneidender gesetzlicher 
Vorschriften auf den einzelnen Gewerbebetrieb ist mithin von der Lösung der 
Vorfrage abhängig, ob sich derselbe als ein fabriksmäßiger darstellt oder nicht. 
Diese Vorfrage läßt sich jedoch nicht unmittelbar aus dem Gesetze beantworten, 
da es die Gewerbeordnung unterlassen hat, eine Definition des fabriksmäßigen 
Betriebes aufzustellen und nicht einmal die Merkmale desselben andeutet, aber 
auch kein anderes Gesetz irgendwelche Anhaltspunkte für die Beurteilung der 
Frage bietet. 

Allerdings schließt die natürliche Bedeutung des Wortes „Fabrik", die 
Vorstellung, die jedermann mit diesem Begriffe verbindet, in den meisten Fällen 
jeden Zweifel darüber aus, ob ein Unternehmen als Fabrik oder als nach Art 
eines Handwerkes betrieben anzusehen ist, allein eine scharfe Grenze zwischen 
diesen beiden Arten des Gewerbebetriebes besteht nicht; zwischen ihnen liegt 
vielmehr ein Grenzgebiet, auf dem der kleine Großbetrieb und der große Klein- 
betrieb sich, kaum voneinander unterscheidbar, begegnen. Hier eine reinliche 
Scheidung vorzunehmen, hat das Gesetz der Verwaltuugs Judikatur überlassen, 
indem § 1, Alinea 4, der Gewerbenovelle vom Jahre 1883 bestimmt, daß „im 
Zweifel, ob ein gewerbliches Unternehmen als ein fabriksmäßig betriebenes 
anzusehen sei, die politische Landesbehörde nach Anhörung der Handels- und 
Gewerbekammer und der beteiligten Genossenschaften und im Rekurswege der 
Minister des Innern im Einvernehmen mit dem Handelsminister entscheidet". 

n. 

Der Judikatur kommt daher gerade in dieser Frage eine außerordent- 
liche Bedeutung zu und mit Recht war das Handelsministerium bestrebt, dieselbe 
gleich zu Beginn der Wirksamkeit der zitierten Gewerbenovelle in gleichmäßige 
Bahnen zu lenken. Mit dem Handelsministerialerlaß vom 18. Julj 
1883, Z. 22.037 (Normaliensammlung für den politischen Verwaltungsdienst — 

7* 
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Wien 1901 — 1. Bd., Xr. 1566), wurde „zur Beuützuug al» allp:eraeiiie Richtschnur 
empfohlen, solche Gewerbeuntemehmungen als fabriksmäßig betrieben anzusehen, 
in welchen die Herstellung und Verarbeitung von gewerblichen Verkehrs- 
gegenständen 

a) in geschlossenen Werkstätten, 

b) unter Beteiligung einer gewöhnlich die Zahl von 20 übersteigenden, außer- 
halb ihrer Wohnungen beschäftigten Anzahl von Hilfsarbeitern erfolgt, 
wobei 

c) die Benützung von Maschinen als Hilfsmittel, und 

d) die Anwendung eines arbeitsteiligen Verfahrens die Regel bildet, und bei 
denen 

e) eine Unterscheidung von den handwerksmäßig betriebenen Produktions- 
gewerben auch durch die Persönlichkeit des zwar das Unternehmen leitenden, 
jedoch an der manuellen Arbeitsleistung nicht teilnehmenden Gewerbe- 
unternehmers, dann 

f) durch die höhere Steuerleistung, 

g) durch Firmaprotokollierung 
und dergleichen eintritt." 

Seither hat diese „allgemeine Richtschnur" durch die Rechtsprechung 
des Verwaltungsgerichtshofes eine wesentliche Ausgestaltung 
erfahren« 

Derselbe hebt zunächst mehrere weitere Merkmale des fabriksmäßigen 
Betriebes hervor, und zwar: 

h) die Herstellung oder Veredelung gewerblicher Produkte in großen Mengen, 

i) die Verwendung eines Betriebskapitals, 

k) die Erzeugung der Produkte als Ware für Vorrat im Gegensatze zur 

Kundenarbeit — 
luid es ergeben sich aus seinen Erkenntnissen die nachstehenden Erläute- 
rungen der einzelnen Merkmale der Fabriksmäßigkeit: 

Ad a): Dem Umstände, daß die Verrichtung der Arbeiten größtenteils nicht 
in geschlossenen Werkstätten, sondern unter freiem Himmel stattfindet, 
kann dann eine Bedeutung nicht beigelegt werden, wenn (wie bei der Ziegel- 
erzeugimg mid allen Unternehmungen ähnlicher Art) „durch die Natur des 
Arbeitsverfahrens die Verrichtung der Arbeiten unter freiem Himmel nicht zu 
vermeiden ist, im übrigen aber das wesentliche Moment dieses in Frage stehenden 
Kriteriums, nämlich die Vereinigung einer größeren Arbeiteranzahl in einer 
Betriebsstätte doch . . . gegeben erscheint." (V.-G.-H.-Erk. v. 19. April 1902, 
Z. 3611, Budw. Nr. 1006 A.) 

Ad b) : „Wenn auch nirgends eine bestimmte Anzahl von Arbeitern 
als gesetzliches Merkmal für den Fabriksbetrieb aufgestellt ist, so läßt doch 
§ 88 a der Gewerbegesetznovelle vom 8. März 1885, R.-G.-B1. Nr. 22, erkennen, 
daß in Fabriksbetrieben in der Regel mehr als 20 Arbeiter beschäftigt sein 
werden. Diese Voraussetzung wird um so mehr berechtigt sein, wenn andere 
ausschlaggebende Momente nicht vorliegen." (V.-G.-H.-Erk. v. 6. November 
1895, Z. 5176, Budw. Nr. 8982.) 

Die Minimalanzahl von 20 Arbeitern ist aber kein unbedingtes Erfordernis 
des Fabriksbetriebes, sie bildet vielmehr nur die Regel, von welcher Aus- 
nahmen sehr wohl zulässig sind. Der Verwaltungsgerichtshof folgert dies 
eben auch aus dem § 88 a : „Wenn im § 88 a der Gewerbegesetznovelle für 
Fabriken imd Gewerbeuntemehmungen, in welchen über 20 Hilfsarbeiter in ge- 
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meinschaft liehen Lokalen beschäftigt sind, die Feststellung einer Arbeitsordnung 
vorgeschrieben wird, so folgt aus dieser, Fabriken und Gewerbeuntemehmungen 
der bezeichneten Art gleichstellenden Anordnung nur, daß die Zahl von mehr 
als 20 Hilfsarbeitern ein gewerbliches Unternehmen noch nicht zu einem fabriks- 
mäBigen macht, es kann aber daraus nicht gefolgert werden, daß ein Unter- 
Tiehmen mit weniger als 20 Hilfsarbeitern deshalb nicht eine Fabrik sein könnte. 
Insbesondere kann dann, wenn der fabriksmäBige Charakter eines Unternehmens 
hauptsächlich durch den Maschinenbetrieb desselben sich ausspricht, eine 
geringere Zahl von Hilfsarbeitern bei der Qualifizierung des Unternehmens nicht 
als maßgebend erachtet werden, da ja die maschinelle Einrichtung eines Unter- 
nehmens die menschliche Arbeitskraft bei demselben zum Teil ersetzt.*' 
(V.-G.-H.-Erk. v. 21. Aprü 1900, Z. 2832, Budw. Nr. 14.075.) 

Wenn aber „Maschinen und Motoren nicht angewendet werden, so müßte, 
um den Betrieb als Fabriksbetrieb zu qualifizieren, wenigstens die Verwendung 
einer Vielzahl von Hilfsarbeitern mit dem Prinzipe der Arbeitsteilung zusammen* 
treffen*'. (V.-G.-H.-Erk. v. 6. November 1895, Z. 5176, Budw. Nr. 8982, und 
V. 24. Mai 1901, Z. 4096, Budw. Nr. 350 A.) 

„Es gehört zum Wesen eines fabriksmäßigen Betriebes, daß in demselben 
ständige, berufsmäßige Arbeiter verwendet werden und daß dieser 
Betrieb in seiner Kontinuität nicht davon abhänge, ob und wann den Arbeitern 
neben einer anderweitigen, den Vorrang genießenden Beschäftigung Zeit übrig 
bleibt, sich der gewerblichen Arbeit zu widmen." (V.-G.-H.-Erk. v. 17. September 
1897, Z. 4802, Budw. Nr. 10.947.) 

„Ein dem gewöhnlichen, nicht fabriksmäßigen Gewerbebetriebe eigentüm- 
liches Moment" ist in dem Verhältnisse der in dem Betriebe beschäftigten Hilfs- 
arbeiter zu dem Gewerbeinhaber dann zu erblicken, wenn „die Hilfsarbeiter 
außer dem Lohne auch die Wohnung imd volle Verpflegung im Hause des Ge- 
werbeinhabers erhalten, also, wie es gemeiniglich beim Handwerker, nicht abei* 
bei Fabriken vorkommt, als Hausgenossen des Gewerbeinhabers ge-« 
halten sind." Dieses Moment vermag jedoch im einzelnen Falle „einem an sich 
fabriksmäßigen Unternehmen diesen Charakter nicht zu benehmen." (V.-G.-H.- 
Erk. V. 21. April 1900, Z. 2832, Budw. Nr. 14.075.) 

Ad c) : Dieses Merkmal wird nur dann von ausschlaggebender Bedeutung 
sein, wenn „die Verwendung andersartiger als der im Handwerke 
(Gewerbe im engeren Sinne) üblichen Maschinen und Motore n" 
stattfindet. Daß in einem Unternehmen „überhaupt Maschinen zur Anwendung 
konunen, kann dasselbe an und für sich um so minder als fabriksmäßig qualifi- 
zieren, als ja die Verwendung von Maschinen auch im Handwerke üblich ist." 
(So sind z. B. Mühlen ohne maschinelle Vorrichtungen gar nicht denkbar.) 
(V.-G.-H.-Erk. v. 10. Dezember 1891, Z. 3968, Budw. Nr. 6303 und v. 2. Juni 
1892, Z. 1797, Budw. Nr. 6648.) 

Insbesondere „ist die Benützung eines Gas- oder elektrischen Mo- 
tors bei fortschreitender Entwicklung der gewerblichen Produktion ein auch 
von kleinen Unternehmen anzustrebendes Hilfsmittel, welches einem Betriebe 
den Charakter eines handwerksmäßigen noch nicht zu benehmen vermag. Nur 
solche Maschinen, welche die Produktion beherrschen und die Tätigkeit des 
Arbeiters mehr oder weniger auf die Bedienung und Lenkung der die mecha- 
Dische Arbeit selbsttätig besorgenden Maschine beschränken, gestalten eine Un- 
ternehmung an und für sich zur fabriksmäßigen." (V.-G.-II.-Erk. v. 5. Juni 1891, 
Z. 4454, Budw. Nr. 380 A.) 
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Die Anzahl der in einem Schneidergeschäfte verwendeten Nähmaschi- 
nen ist „für die Beurteilung der Fabriksmäßigkeit ohne Belang, weil es noto- 
risch ist, daß die Nähmaschinen auch in den gewerblichen Betriebsstätten der 
kleinen und kleinsten Meister Eingang gefunden haben, somit für diesen Produk- 
tionszweig nicht als unterscheidendes Merkmal zwischen handwerksmäßigen und 
fabriksmäßigen Betrieben herangezogen werden können, zumal die Nähmaschine 
menschliche Arbeit nur teilweise ersetzt und ohne solche Mithilfe ihren 
Zweck gar nicht erfüllen kann/* (V.-G.-H.-Erk. v. 4. April 1902, Z. 3412, Budw. 
Nr. 968 A.) 

Ad d): Das Prinzip der Arbeitsteilung ist dann durchgeführt, 
wenn alle Arbeiter „an der Herstellung eines und desselben Gegenstandes 
mit bestimmten, regelmäßig wiederkehrenden Leistungen beteiligt sind.*^ 

Aus dem Prinzipe der Arbeitsteilung ergibt sich eine von den Arbeitern 
in einem nicht fabriksmäßigen Gewerbe „verschiedene Qualität der 
Ililfsarbeite r", welche dahin gekennzeichnet wird, daß „die Unterweisung 
in einem (Klein-) Gewerbe — (Lehre) — und die weitere Verwendung in dem- 
selben auf die Befähigung des Gehilfen zur persönlichen Fertigstellung des Qa- 
werbserzeugnisses imd sohin zum selbständigen Betriebe des gleichen Geschäftes 
abzielt." — „Allerdings werden in den §§ 14, Abs. 1, 98 a, Abs. 1, einfache Ge- 
werbe und fabriksmäßige Unternehmungen in betreff des Lehrlingswesens und der 
Verwendung im Gewerbe anscheinend einander gleichgestellt. Allein diese Be* 
Stimmungen sind eben aus einem anderen Gesichtspunltte (wegen Erleichterung 
des Überganges) getroffen und beirren keineswegs die Stichhältigkeit des er- 
wähnten, auch in ausländischen Gewerbevorschriften (z. B. preußische Ausfüh- 
rungsverordnung vom 18. August 1853, sächsische Ausführungsverordnung vom 
Jahre 1869, § 49) angewendeten Unterscheidungsmerkmales, demgemäß in ein- 
fachen Gewerbebetrieben die jugendlichen Arbeiter nicht als bloße Arbeits- 
kraft, sondern zur Erlernung eines vollständigen Handwerkes heran- 
gezogen werden." (V.-G.-II.-Erk. v. 10. Dezember 1891, Z. 3968, Budw. Nr. 6303.) 

„Nicht jede Ordnung in der Arbeit kann als Arbeitsteilung in dem 
für den Fabriksbetrieb charakteristischen Sinne angesehen werden." (V.-G.-H.- 
Erk. V. 2. Juni 1892, Z. 1797, Budw. Nr. 6648.) 

Das Prinzip der Arbeitsteilung erscheint nicht durchgeführt, wenn in einem 
Betriebe „wohl die Schichtenarbeit, nicht aber eine solche Arbeit einge- 
führt ist, daß der einzelne Arbeiter stets an der Herstellung ein und desselben 
Gegenstandes und bei dieser stets mit bestimmten, regelmäßig wiederkehrenden 
Leistungen beteiligt" ist. (V.-G.-H.-Erk. v. 7. Juni 1895, Z. 2926, Budw. 
Nr. 8725.) 

Ebenso ist eine „Arbeitsteilung im fabrikstechnischen Sinne nicht durch- 
geführt," wenn zwar „einige untergeordnete Arbeiten von eigens 
liierzu bestellten Arbeiterinnen verrichtet werden, die Produktion der (Selch-) 
Waren selbst aber von allen Gehilfen je nach Bedarf in ihrem ganzen Umfange 
durchgeführt wird. Und dies ist eines der maßgebendsten Merkmale für einen 
handwerksmäßigen Betrieb, und zwar in dem Sinne, daß zwar durch eine be- 
schränkte Arbeitsteilung der Begriff der Handwerksmäßigkeit noch nicht aus- 
geschlossen wird, dagegen dort, wo die Arbeitsteilung nicht eingeführt ist, jeder 
Arbeiter vielmehr die ganze oder den größten Teil der zur Herstellung der Ware 
erforderlichen Arbeit verrichtet, von einem fabriksraäßigen Betrieb in der Regel 
nicht wird gesprochen werden können." (V.-G.-H.-Erk. v. 5. Juni 1901, Z. 4454, 
Budw. Nr. 380 A.) 
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,JDarin besteht aber eben das arbeitsteilige Verfahren, daß sieh die im Unter- 
nehmen beschäftigten Arbeiter in die Fertigstellung des Produktes teilen, indem 
jeder nur eine bestimmte, die Sache der Fertigstellung näher bringende Arbeits- 
verrichtung vornimmt. Dadurch, daß ein Hilfsarbeiter zeitweilig die Arbeit 
in einer ihm für gewöhnlich nicht zugewiesenen Prozeßphase übernimmt oder 
in Pausen der Niehtbeschäftigung bei der ihm zugeteilten Verrichtung zu an- 
derer Arbeit verwendet wird, wird das Prinzip der Arbeitsteilimg nicht alteriert." 
(V.-G.-H.-Erk. v. 21. April 1900, Z. 2832, Budw. Nr. 14.075.) — Ebensowenig 
dadurch, daß „im Falle ungünstiger Witterung oder besonderer dringlicher Ar- 
beit alle Arbeiter zu der einen oder anderen Verriehtimg beigezogen werden, da 
eine solche Verwendimg eben nur ausnahmsweise erfolgt." (V.-G.-H.-Erk. v. 
19. April 1902, Z. 3611, Budw. Kr. 1W6 A.) 

Ad e): „SoUte in dem Umstände, daß die Gewerbsinhaber bei jenen Ar- 
beitsleistungen, welche unmittelbar für die Herstellung 
des Produktes erforderlich sind, nicht in gleicher Weise wie die Gehilfen tat- 
sächlich Hand anlegen, schon eine Nichtbeteiligung am Gewerbebetriebe erkannt 
werden, so würde diesem Merkmale — der Beteiligung im Gewerbebetriebe — 
eine weitaus zu enge Bedeutung beigelegt werden. Denn einerseits kann aus nahe- 
liegenden Gründen die bloße Tatsache der manuellen Xichtbe- 
teiligung bei der Erzeugung überhaupt nicht als entscheidendes Merkmal 
angesehen, anderseits auch nicht behauptet werden, daß nur eine gleichar- 
tige Beschäftigung des Gewerbsinhabers wie des Gehilfen im Sinne des Sprach- 
^«'brauches und der Volkswirtschaftslehre den einfachen von dem fabriksmäßigen 
(•"ewerbebe triebe unterscheide. Es kann vielmehr nur darauf ankommen, ob nach 
der Einrichtung des Unternehmens und nach der hierdurch bedingten Betriebs* 
ueise die Arbeitskraft des Unternehmers als ein Produktionsfaktor 
erscheint" (V.-G.-H.-Erk. v. 10. Dezember 1891, Z. 3968, Budw. Nr. 6303, v. 
2. Juni 1892, Z. 1797, Budw. Xr. 6648, v. 6. November 1895, Z. 5176, Budw. 
Nr. 8982, und v. 23. November 1895, Z. 5458, Budw. Nr. 9043), welcher Umstand 
für den handwerksmäßigen Charakter der Unternehmung spricht. 

Ad /) und g) : Die relativ höhere Steuerleistung und die Firma- 
protokollierung werden vom Verwaltungsgerichtshofe „durchaus nicht aLs 
Kriterien eines fabriksmäßigen Betriebes anerkannt, . . . weil dieselben nur die 
in gewissen Richtungen aufscheinenden gesetzlichen Konsequenzen eines bedeu- 
tenderen Geschäftsbetriebes im allgemeinen darstellen, welche auch beim nicht 
fabriksmäßigen Gewerbebetriebe eintreten können.*^ (V.-G.-H.-Erk. v. 2. Juni 
1892, Z. 1797, BuJw. Nr. 6648, v. 6. November 1895, Z. 5176, Budw. Nr. 8982, v. 
19. April 1902, Z. 3611, Budw. Nr. 1006 A, und v. 19. April 1902, Z. 3646, Budw. 
Nr. 1007 A.) 

Im Erkenntnisse vom 17. November 1899, Z. 9162, Budw. Nr. 13.386, wird 
allerdings die Protokollienmg der Firma als Beweis der Fabriksmäßigkeit eines 
Betriebes mit herangezogen. 

Ad h) : Ist die „bloße Bearbeitung fremder Stoffe" Gegen- 
stand der Unternehmung, so deutet dieser Umstand „nicht auf einen fabriks- 
Diäßigen Betrieb, zumal bei diesem die Bearbeitung der dem Unternehmer gehö- 
rigen Materialien die Kegel bildet.*' (V.-G.-H.-Erk. v. 17. September 1897, 
Z. 4802, Budw. Nr. 10.947.) 

Ad i) : „Die Höhen der Lohnsummen, die ja zunächst in den lau- 
fenden Eingängen der Unternehmung ihre Deckung finden müssen, können an 
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sich noch keinen Beweis für das Vorhandensein eines bedeutenderen Betriebskapi- 
tals liefern." (V.-G.-H.-Erk. v. 26. November 1897, Z. 6105, Budw. Nr. 11.190.) 

Ad k) : Richtet sich der Umfang der Unternehmung „nicht nach dem wirt- 
schaftlichen Vermögen und dem Willen des Unternehmers, sondern ist er von 
den Bedürfnissen und Aufträgen eines Dritten abhängig," so fällt er unter den 
BegrifE der Kundenarbeit, „welche ein hervorragendes Merkmal des nicht 
fabriksmäßigen Gewerbebetriebes bildet." (V.-G.-H.-Erk. v. 17. September 1897, 
Z. 4802, Budw. Nr. 10.947.) 

Daß in einem Betriebe „auf Lager gearbeitet wird, wie es sich bei fabriks- 
mäßigen Unternehmungen als Regel darstellt, kann nicht behauptet werden, 
wenn mit der Produktion auch der* Detailverkauf in engste Verbindims? 
gebracht worden ist und der bei weitem größte Teil der produzierten Ware für 
den unmittelbaren Verkauf bestimmt ist." (V.-G.-H.-Erk. v. 5. Jimi 1901, Z. 4454, 
Budw. Nr. 380 A.) 

In Zusammenfassung der im vorstehenden erläuterten und vom Verwal- 
tungsgerichtshofe anerkannten Merkmale des fabriksmäßigen Betriebes stellt 
dieser Gerichtshof die in zahlreichen Judikaten wiederkehrende (u. a. im Er- 
kenntnisse vom 19. April 1902, Z. 3611, Budw. Nr. 1006 A, enthaltene) Defini- 
tion auf: 

„U nter, Fabrik' und ,fabriksmäß ige Unternehmung* sind 
solche Unternehmungen zu verstehen, welche die Herstel- 
lung oder Veredlung gewerblicher Produkte in großen 
Mengen bezwecken, hierfür eine Anzahl von Arbeitern in 
geschlossenen Räumen bei Vorzugs weiser Anwendung von 
andersartigen als den im Handwerksbetriebe üblichen 
Maschinen und Motoren nach dem Prinzipe der Arbeits- 
teilung beschäftigen, wobei als Besonderheiten des 
Fabriksbetriebes dem einfachen Handwerke gegenübei* 
insbesondere die Investition eines bedeutenden Betriebs- 
kapitals, dann die Erzeugung der Produkte als Ware auf 
Vorrat, die aus der Arbeitsteilung sich ergebende ver- 
schiedene Qualifikation der Arbeitergruppen und die Be- 
schränkung des Unternehmers auf die Leitung des Be- 
triebes ohne persönliche Beteiligung an der Erzeugungs- 
tätigkeit zu gelten habe n." 

Zur Begründung dieser Begriffsbestimmung ist folgendes anzuführen : 

„Das Gesetz enthält eine maßgebende Definition des Begriffes der Fabriks- 
mäßigkeit eines Gewerbes nicht. Eine solche ist auch in dem Ministerialerlaß 
(vom 18. Juli 1883, Z. 22.037), ganz abgesehen davon, daß dieser schon mangels 
der Kundmachung im Reichsgesetzblatte als eine rechtsverbindliche und rechts- 
erzeugende Norm nicht angesehen werden kann, nicht zu finden, weil in diesem 
Erlasse nur zur beiläufigen Orientierung der Gewerbebehörden die bei der Beur- 
teilung der Fabriksmäßigkeit zu beachtenden Momente bloß exemplifikativ auf- 
gezählt und überdies der Beurteilung des Vorhandenseins und der Tragweite 
der einzelnen maßgebenden Momente ein sehr weiter Spiel raiun gelassen wird.*' 
(V.-G.-H.-Erk. v. 15. Jänner 1903, Z. 599, Budw. Nr. 1470 A.) 

Allein maßgebend für die Feststellung des fraglichen Begriffes ist daher 
„der Sprachgebrauch und die Volkswirtschaftslehr e", aus 
denen die obige Definition in allen einschlägigen Judikaten abgeleitet wird, 
wobei sich deT Verwaltungsgerichtshof auf „die Wörterbücher der deutschen 
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Sprache von Adelung, Heyne, Sander, Artikel ,Fabrik*, Wagner, Staatslexikon 
Pag. 333, Röscher, System der Volkswirtschaft lU, Pag. 522, SchäfFle in 
Bluntschlis Staatslexikon und Handwörterbuch der Staatswissenschaften, Heft 14 
Pag. SSO"', beruft. (Budw. Nr. 6303, ai. 1891.) 

„Daß auch die österreichische öewerbegesetzgebung in 
den angeführten Momenten die Unterscheidungsmerkmale zwischen Fabriks- und 
einfachen Gewerbeuntemehmungen gelegen erachtet, darauf deuten außer älteren 
Vorschriften, wie z. B. das Hofdekret vom 17. Februar 1826 (Prov. Ges.-Samml. 
f. Böhmen, Band 8, Nr. 36), welches ,des bedeutenden Umfanges der Fabrikation*, 
,einer großen Zahl der dabei beschäftigten Arbeiter*, ,eine8 beträchtlichen Be- 
triebskapitals* ausdrücklich gedenkt, insbesondere die im § 73 der Gewerbeordnung 
festgehaltene Unterscheidimg zwischen ,Gehilfen* (Gesellen) und ,Fabrikö- 
arbeitem* imd die in den § 96 a und ff. für die letzteren erlassenen besonderen 
Bestimmungen, welche den Konsequenzen der mit dem fabriksmäßigen JBetriebe 
verknüpften, durch die Arbeitsteilung bedingten intensiveren Arbeitsleistimg 
Bechnung zu tragen bestimmt sind; die Anordnung des § 96 a, Absatz 7, welche 
die Eigenart der im Fabriksbetriebe üblichen Maschinen, Motoren und Ein- 
richtungen berücksichtigt ; der § 88 a, welcher, wenn er auch nicht — wie dies 
in manchen G^setzgebimgen der FaD ist — eine bestimmte Zahl von Arbeitern 
als gesetzliches Merkmal für den Fabriksbetrieb aufstellt, doch erkennen läßt, 
daß in Fabriksbetrieben in der Regel mehr als 20 Arbeiter beschäftigt sein 
werden; endlich aber auch die §§ 97 — 100 der Gewerbeordnung über die Aus- 
bildung im Gewerbe, und zwar darmn, weil den durch diese Bestimmungen 
gekennzeichneten Zielen der Unterweisung im Gewerbe und den daraus sich 
ergebenden Pflichten des Gewerbeinhabers doch nur im einfachen Gewerbe- 
betriebe wird Rechnung getragen werden können." (V.-G.-H.-Erk. v. 10. De- 
zember 1891, Z. 3968, Budw. Nr. 6303.) — „Auch die Ministerialverordnung 
vom 3. April 1888, R.-G.-Bl. Nr. 35, welche in der Beilage A der Erläuterungen 
zum Arbeitenmf allversicherungsgesetze ad § 1 eine Definition der fabriksmäßigen 
Üntemehmimgen gibt, schließt die Mehrzahl der oben entwickelten Begriff s- 
merkmale in sich." (V.-G.-H.-Erk. v. 2. Juni 1892, Z. 1797, Budw. Nr. 6648.) 

IV. 

So wichtig auch die Definition und die Aufzählung der Merkmale der 
fabriksmäßigen Betriebe für die Erfassung ihres Wesens ist, so ergibt sich doch 
noch die Frage, wie ein Unternehmen zu charakterisieren sein wird, bei welchem 
nur einzelne Merkmale der Fabriksmäßigkeit zutreffen, andere 
aber mangeln. Zur Beantwortung dieser Frage stellt der Verwaltungsgerichtshof 
in zahlreichen Erkenntnissen gleichlautend (u. a. im Erk. v. 6. November 1895, 
Z. 5176, Budw. Nr. 8982) den nachstehenden Grundsatz auf: 

„So wenig behauptet werden kann, daß für die Einreihung eines Betriebes 
unter die fabriksmäßigen Unternehmungen das Zusammentreffen aller dieser 
Merkmale gefordert werden müßte, ebensowenig kann schon bei dem Vorhanden- 
sein des einen oder anderen Merkmales das Vorhandensein eines fabriksmäßigen 
Betriebes behauptet werden. Es muß vielmehr das Wesen und die 
Gesamtheit des Betriebes ins Auge gefaßt werden, um zu 
beurteilen, ob in einem gegebenen Falle je nach dem ttber» 
wiegen der für einen Fabriks- oder einfachen Gewerbe- 
betrieb sprechenden Merkmale, der eine oder andere als 
vorhanden anzunehmen se i." 
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Die Bedeutungslosigkeit des Vorhandenseins einzelner Merkmale der 
Fabriksmäßigkeit gelangt zu besonders scharfem Ausdruck im Erkenntnis vom 
17. September 1897, Z. 4802, Budw. Nr. 10.947: „Die Frage, ob ein bestimmtes 
Unternehmen fabriksmäßig betrieben wird, kann nicht nach einzelnen Merkmalen 
entschieden werden, es muß hierbei vielmehr der Gesamtbetrieb und seine Aus- 
gestaltung nach innen und außen ins Auge gefaßt werden." 

Und im Erkenntnis vom 2. November 1898, Z. 5895, Budw. Nr. 12.098, wird 
ein Unternehmen, wiewohl es allerdings in größerem Maßstabe betrieben wird 
imd mehrere Merkmale der Fabriksmäßigkeit bei ihm zutreffen, doch als nicht 
fabriksmäßig erklärt, weil es sich „von einem handwerksmäßigen Gewerbe dieser 
Art nur graduell, nicht aber qualitativ unterscheidet." 

Weiter erklärt der Yerwaltungsgerichtshof, es könne „auf den Umstand, 
daß ein gewerbliches Unternehmen einen bedeutend größeren Betriebsumfang: 
besitzt qls andere gleichartige Unternehmungen, die Qualifizierung eines solchen 
Unternehmens als Fabrik oder fabriksmäßig nicht gestützt werden." (V.-G.-H.- 
Erk. V. 7. Juni 1895, Z. 2926, Budw. Nr. 8725.) 

Und ähnlich: „Das eine muß unter allen Umständen festgehalten werden, 
daß die bloße Erweitenmg eines handwerksmäßigen Betriebes denselben noch 
nicht zum fabriksmäßigen machen kann, der fabriksmäßige Betrieb sich vom 
handwerksmäßigen vielmehr nicht nur in Hinsicht auf seine Ausdehnung, sondern 
auch hinsichtlich seiner inneren Einrichtung in betreff der Produktion unter- 
scheidet." (V.-G.-H.-Erk. v. 5. Juni 1901, Z. 4454, Budw. Nr. 380 A.) 

Auf dieser Gnmdlage hat der Verwaltimgsgerichtshof in einem Falle 
(Budw. Nr. 8982) das Zusammentreffen der Merkmale a), i) und k), in einem 
anderen Falle (Budw. Nr. 9043) der Merkmale a), b), i) und k) nicht als atis- 
schlaggebend für die Annahme der Fabriksmäßigkeit der betreffenden Betriebe 
erkannt, u. zw. mit der Motivierung, daß diese Merkmale „nicht dem Fabriks- 
betriebe ausschließlich eigentümlich sind, sondern jedem gewerblichen Unter- 
nehmen größerer Ausdehnimg anhaften." 

Auch das Zutreffen der Momente d), e), f) und ^) hat der Verwaltungs- 
gerichtshof (in dem Erkenntnisse vom 2. November 1898, Z. 5895, Budw. 
Nr. 12.098) nicht für hinreichend erachtet, um die Fabriksqualität der betref- 
fenden Untemehmimg anzuerkennen, er hat vielmehr ausdrücklich hervorgehoben, 
daß „gerade diese Kriterien bei ihrer Beurteilung eine gewisse Vorsicht er- 
heischen", „und auch beim einfachen Handwerke aus Rücksichten ökonomischer 
Ausnutzung der Arbeitskräfte nach ihren persönlichen Geschicklichkeiten eine 
Arbeitsteilung vorkommen kami, ohne daß darum schon die Fabriksqualität 
gegeben wäre". 

V. 

Die Kompetenz zur Entscheidimg über die Fabriksmäßigkeit eines 
Betriebes kommt nach dem Wortlaute des § 1 der Gewerbegesetznovelle in erster 
Instanz der politischen Landesbehörde und in zweiter Instanz dem Minister 
des Innern im Einvernehmen mit dem Handelsminister zu. Dieser Instanzen- 
zug sollte meines Erachtens auch dann eingehalten werden, wenn die Fabriks- 
mäßigkeit dos Betriebes lediglich vom Standpunkte seiner Unfallversicherungs- 
pflicht in Frage steht. Denn das Unfallversicherungsgesetz enthält keine 
Bestimmungen, nach welchen die für seine Anwendung in mancher Hin- 
sicht präjudizierliche Vorfrage der Fabriksmäßigkeit von Gewerbebetrieben 
beurteilt werden könnte; die Fabriksmäßigkeit ist aber auch von seinem Stand- 
punkte aus ein Hoc htsbe griff imd nicht ein bloßes Tatbestandsmoment, 
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es kann daher über sie nur nach dem dieselbe regelnden Gesetze — nämlich der 
(tewerbeordnung — und nur auf Grund des daselbst vorgeschriebenen Verfahrens 
rechtsgültig entschieden werden. Es dürfte daher nicht zu billigen sein, wenn 
der Verwaltungsgerichtshof in einem speziellen Falle die formelle Einwendung, 
daß das Ministerium des Innern einen Betrieb für unfallversicherungspflichtig 
erklärt habe, weil in demselben die Produktion fabriksmäBig betrieben werde, 
während über die Frage der FabriksmäBigkeit die Statthalterei, nicht aber das 
Ministerium zu entscheiden gehabt hätte (mit dem Erk. v. 17. September 1897, 
Z. 4802, Budw. Nr. 10.947) beantwortet wie folgt: „Hierauf ist zu erwidern, 
daß im vorliegenden Falle nicht die Fabriksmäßigkeit des Betriebes, sondern 
dessen Unfallversicherungspflichtigkeit Gegenstand der Entscheidung war; der 
Umstand, ob die Unternehmung, deren Versicherungspflicht in Frage stand, 
fabriksmäßig betrieben wird, war lediglich eine Tatbestandsfrage, welche 
io den Kreis ihrer Erörterungen zu ziehen, die über die Unf allversicherungspfliclit 
entscheidende Behörde berechtigt war, ohne an den im § 1 der Gewerbeordnung 
vorgeschriebenen Instanzenzug gebunden zu sein, zumal es sich nicht um eine 
Entscheidung nach der Gewerbeordnimg, sondern imi eine Verfügung im Sinne 
des § 1 des Arbeiterunfallversicherungsgesetzes handelte." — Bei dieser Auffas- 
sung könnte ein und derselbe Betrieb vom Standpimkte des ünfallversicherungs- 
gesetzes als fabriksmäßig und vom Standpunkte der Gewerbeordnung als nicht 
fabriksmäßig erklärt werden; richtiger dürfte es doch wohl sein, die Fabriks- 
mäßigkeit als eine dem Betriebe in jeder Hinsicht inhärente Qualität 
zu behandeln, welche ausschließlich von den hierzu instanzmäßig kompetenten 
Organen auf Grund eines ordnungsmäßigen Verfahrens zu- oder aberkannt 
werden kann. 

In gewerberechtlichen Angelegenheiten wird dieser Grundsatz auch vom 
Verwaltimgsgerichtshofe anerkannt, der (im Erkenntnisse vom 4. November 
1902, Z. 9501, Budw. Nr. 1299 A) eine Außerachtlassxmg wesentlicher Formen 
des Verfahrens darin erblickt, daß die Ministerialinstanz anläßlich eines Re- 
kurses gegen den Au.sspruch der Verpflichtung zur Zahlung einer Inkorporations- 
gebühr „selbst dem fraglichen Unternehmen die Qualität der Fabriksmäßigkeit 
abgesprochen" hat, ohne daß die als I. Instanz berufene Statthalterei diese Frage 
berührt hätte. 

Hinsichtlich der Qualität der Entscheidungen nach § 1, Alinea 4, der Go- 
werbegesetznovelle über die Fabriksmäßigkeit von Gewerbetreibenden vertrat das 
Ministerium des Innern wiederholt die Recht sanschauung, daß dieselben im 
freien Ermessen der Behörden gelegen sind und daher einer Überprüfung 
durch den Verwaltungsgerichtshof nicht unterliegen. Der Verwaltungsgerichts- 
hof hat sich jedoch hierzu stets kompetent erklärt, hierbei aber die Grenzen des 
Ermessens der Behörden nicht immer gleichmäßig gezogen. In den Erkenntnissen 
vom 26. Oktober 1887, Z. 1714, Budw. Nr. 3723, und vom 28. März 1888, Z. 1052, Budw. 
Nr. 4017, folgerte er aus dem Wortlaute des § 1 und dem Umstände, daß das 
Gesetz es unterlassen hat, die Merkmale anzugeben, nach denen der fabriks- 
mäßige Betrieb eines Gewerbes anzunehmen ist, die Entscheidung sei „zwar nicht 
in das freie Ermessen der Behörde gerückt, wohl aber derselben eine durch be- 
stimmte Gesichtspunkte nicht begrenzte Würdigung dos 
jeweiligen Tatbestandes anheimgegeben, so daß es bei der Prü- 
fung der Gesetzmäßigkeit der einzelnen Entscheidung nur darauf ankommen 
kann, ob die maßgebenden tatsächlichen Betriebsverhältnisse genügend erhoben 
und richtig beurteilt worden sind." 
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Während der Verwaltungsgerichtshof sich in den durch diese zwei Erkennt- 
nisse entschiedenen Fällen konsequenterweise damit begnügt hat, zu konsta- 
tieren, daß eine hinreichend eingehende Erhebung der faktischen Verhältnisse 
stattgefunden hat und der behördliche Ausspruch dem erhobenen Tatbestande 
nicht widerstreite, stellte er in seinen späteren Erkenntnissen selbst bestimmte 
Gesichtspunkte für die Beurteilung der Fabriksmäßigkeit gewerblicher Betriebe 
auf und unterzog an Hand derselben die behördlichen Entscheidungen einer meri- 
talen Überprüfung. Laut des Verwaltimgsgerichtshof -Erkenntnisses vom 10. De- 
zember 1891, Z. 3968, Budw. Nr. 6303, ist dem § 1, Alinea 4, der Gewerbegesetz- 
novelle „keineswegs die Deutung zu geben, als ob der Ausspruch der Behörden 
über die fragliche rechtliche Eigenschaft der Gewerbeuntemehmungen an Stelle 
einer gesetzlichen Vorschrift zu treten hätte, und als ob der Ausspruch selbst 
dem freien Ermessen der Behörden überlassen wäre. Die Aufnahme der zitierten 
Bestimmung findet vielmehr ihre Erklärung darin, daß die Streitfälle dieser 
Art ein besonderer Instanzenzug festgestellt werden sollte. Da aber nach dem 
Wortlaute der Gesetzesstelle die Feststellung jener Qualifikation im Wege in- 
stanzmäßiger Entscheidungen unter Vorbehalt des Rekurszuges statthaben soll, 
und da weiter den Ausdrücken »Fabrik* und ,fabriksmäßige Unternehmung*, deren 
sich das Gesetz an dieser und an anderen Stellen bedient, sowohl sprachgebräuch- 
lich, als auch volkswirtschaftlich eine eigentümliche Bedeutung innewohnt, so 
ist zu folgern, daß die im Gesetze vorgesehenen Entscheidungen der Behörden 
nach Maßgabe dieser eigentümlichen Bedeutung des vom 
Gesetze gebrauchten Ausdruckes (§ 5 a. b. G.-B.), nicht aber nach 
freiem Ermessen zu treffen sind." Ähnlich : V.-G.-H.-Erk. vom 6. November 1894, 
Z. 5176, Budw. Nr. 8982. 

VI. 

Das Verfahren betreffend ist folgendes zu bemerken : 
„Das Gesetz fordert die »Anhörung* der Handels- und Gewerbekammor 
einerseits luid der beteiligten Genossenschaften anderseits noch vor der Schöp- 
fung der betreffenden Entscheidung, bringt aber durch den Gebrauch des Wortes 
»Anhörung* zum ganz zweifellosen Ausdrucke, daß das Gutachten dieser Köri)er- 
schaften für die entscheidende Behörde nur einen informativen Charakter be- 
sitze, und daß diese letztere daher bei ihrer Entscheidung keineswegs an die ab- 
gegebenen Gutachten gebunden, vielmehr berechtigt ist, über die streitige Frage 
ZA^'ar unter Erwägung der in den Gutachten niedergelegten Anschauungen, jedoch 
vollkommen selbständig, also auch gegen dieselben zu entscheiden.** — Wenn 
daher vor Schöpfung der Entscheidung der politischen Landesbehörde die Anhö- 
rung der erwähnten Körperschaften vor sich gegangen ist, so kann „darin, daß 
die Entscheidung den abgegebenen Gutachten nicht konform getroffen wurde, 
ein Mangel des Verfahrens nicht erblickt werden.** (V.-G.-U.-Erk. v. 2. Juni 
1892, Z. 1797, Budw. Nr. 6648.) 

Weiter ergibt sich aber hieraus auch „unzweifelhaft für die entscheidende 
Behörde das Recht, außer der Einvernahme dieser beiden Körperschaften auch 
die ihrem Ermessen nach für die Entscheidung der streitigen Frage noch etwa 
weiteren notwendigen Erhebungen vorzunehmen, beziehungsweise die Äuße- 
rungen oder Gutachten auch noch anderer hierzu berufener Faktoren ein- 
zuholen, und kann demgemäß in der Anhörung und Berücksichtigung der Äuße- 
rung des Gewerbeinspektorates** seitens der Landesbehörde weder eine 
Gesetzwidrigkeit noch ein Mangel des Verfahrens erblickt werden. Dies imi so 



Digitized by 



Google 



Die gre werberechtliche Judikatur über die Fabriksmäßig'keit der Gewerbe. 109 

weniger, als mit der Frage der FabriksmäBigkeit auch die Anwendbarkeit mehr- 
facher Ärbeitersehutzbestimmungen der Gewerbeordnung im Zusammenhange 
steht, bezüglich welcher „es nicht nur Aufgabe der Gew^rbeinspektoren ist, die 
Durchführung dieser gesetzlichen Vorschriften zu überwachen, sondern auch 
den Gewerbebehörden bei der Handhabung derselben als beaufsichtigendes, be- 
richtendes und beratendes Fachorgan behilflich zu sein.** ( V.-G.-II.-Erk. 
V. 19. April 1902, Z. 3611, Budw. Nr. 1006 A.) 

„Die Äußerungen der Handelskammer und der Genossen- 
schaft, welche im Sinne des Gesetzes die Unterlage der Entscheidimg bilden, 
haben eben darum und weil das Gesetz die Qualifizierung der Gewerbeuntemeh- 
mungen als fabriksmäBige oder einfache Gewerbe von den jeweilig vorliandenen 
tatsächlichen Momenten der einzelneu Unternehmung abhängig erscheinen läßt, 
die Betriebseinrichtungen und Betriebsverhältnisse der einzelnen Unternehmung 
eingehend zu würdigen, nicht aber darauf sich zu beschränken, eine dem einzelnen 
Falle nicht angepaßte, bloß von allgemeinen Gesichtspimkten geleitete Ansicht 
abzugeben." (V.-G.-II.-Erk. v. 10. 'Dezember 1891, Z. 3968, Budw. Nr. 6303.) 

Die behördlich zu pflegenden Erhebungen und die aktenmäßige Fest- 
stellung des Ergebnisses derselben muß sich auf alle wesentlichen Merkmale der 
Fabriksmäßigkeit erstrecken, da sonst eine unvollständige Feststellung des Tat- 
bestandes und daher ein mangelhaftes Verfahren vorliegt. (V.-G.-H.-Erk. v. 
8. März 1902, Z. 2233, Budw. Nr. 906 A.) 

Hingegen vermag der Umstand, „daß diese durch sachverständige Organe 
der Behörden vorgenommenen Konstatierungen nicht gleichzeitig unter Lei- 
tungeines juristischen Vertreters der Behörde und im Beisein 
des Unternehmers vorgenommen wurden, die Annahme eines wesentlichen Ver- 
fahrensmangels nicht zu begründen, wenn gegen die Verläßlichkeit der erstat- 
teten Amtsberichte Bedenken nicht obwalten, weil ein bestimmtes Verfahren 
für derlei Angelegenheiten vom Gesetze nicht vorgeschrieben ist." (V.-G.-H.- 
Erk. V. 15. Jänner 1903, Z. 599, Budw. Nr. 1470 A.) 

Voraussetzung für die Fällung einer Entscheidung nach § 1, Alinea 4, 
ist, daß ein „Z w e i f e 1" über die Fabriksmäßigkeit eines Gewerbebetriebes be- 
steht. Die Lösung der Frage der Fabriksmäßigkeit eines Unternehmens wird wohl 
nie den Selbstzweck der Entscheidung bilden, bezügliche Zweifel werden sich viel- 
mehr stets nur dann einstellen und der Beseitigung durch eine behördliche Ent- 
scheidung bedürfen, wenn die Fabriksmäßigkeit des Unternehmens für eine ander- 
weitige Entscheidung oder Verfügung von präjudizieller Bedeutung ist. 

W e r im Zweifel sein muß, m. a. W., wer legitimiert erscheint, um 
eine Entscheidung der Landesbehörde im Sinne des § 1, Alinea 4, zu provo- 
zieren, ist im Gesetze nicht gesagt, ebensowenig ist die Legitimation zum Re- 
kurse gegen eine solche Entscheidung gesetzlich geregelt. 

Zunächst werden die Gewerbebehörden I. Insta n^, wenn ihnen an- 
läßHch ihrer Entscheidungen und Verfügungen die Vorfrage des fabriksmäßigen 
Charakters einer Unternehmung nicht zweifellos klar ist, berechtigt er- 
Bcheinen, zuvörderst die Prä judizialent Scheidung der Landesbehörde anzurufen, 
auch wenn ein äußerer Anstoß hierzu nicht gegeben wurde. Sie werden aber hierzu 
verpflichtet sein, wenn ein an der betreffenden Entscheidung? rechtlich 
interessierter Faktor die Fabriksmäßigkeit oder den kleingewerblichen Cha- 
rakter der Untemehmimg bestreitet. Die Entscheidung der Landesbehörde nach 
§ 1, Alinea 4, zu provozieren, dürfte mithin jedermann legitimiert erscheinen, 
dessen Rechte durch die Fabriksmäßigkeit oder Nichtfabriksmäßigkeit der 
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betreffenden Unternehmung berührt werden. Dies trifft in erster Reihe bei dem 
Betriebsunternehmer selbst zu, dann bei den im Betriebe beschäftigten 
Arbeitern, bei der Genossenschaft, welcher der Unternehmer anzug^e- 
hören hätte, wenn der Betrieb als nicht fabriksmäßig anzusehen ist, sowie bei 
den Krankenkassen, die für den einen und den andern Fall in Betracht 
kommen, endlich bei der Arbeiterunfallversicherungsanstalt. 

Alle diese Faktoren müssen auch als zum Rekurse gegen die bezügliche 
Entscheidung der Landesbehörde und in weiterer Folge zur Beschwerdefüh- 
r u n g vor .dem Verwaltungsgerichtshof e legitimiert angesehen werden. 

Ausdrücklich anerkannt hat der Verwaltungsgerichtshof die Beschwerde- 
legitimation der Arbeiterunfallversicherungsanstalten, indem er 
(im Erkenntnisse vom 6. November 1894, Z. 5176, Budw. Nr. 8982) nach einer 
hierfür aus dem Unfallversicherungsgesetze abgeleiteten Motivierung bemerkt, 
„daß die territorialen Unfallversicherungsanstalten infolge der ihnen obliegenden 
Versicherung eigene vermögensrechtliche Interessen haben, zu deren Wahruni? 
sie verpflichtet sind. Wenn nun durch die Entscheidung einer Verwaltungsbehörde 
diese vermögensrechtlichen Interessen beeinträchtigt werden, so kann der 
ünfallversicherungsanstalt das Recht zur Beschwerde nicht abgesprochen werden. 
Da aber die Arbeiterunfallversicherungsanstalten nur dann in der Lage sind, 
die ihnen kraft des Gesetzes obliegenden Leistungen zu erfüllen, wenn ihnen an- 
derseits die zu diesem Behuf e notwendigen Beiträge zufließen, also alle der ge- 
setzlichen Unfallversicherung unterliegenden Unternehmungen in die Versiche- 
rung einbezogen werden, so erscheint durch eine Entscheidung, welche ein nach 
Ansicht der Anstalt versicherungspflichtiges Unternehmen als nicht versiche- 
rungspflichtig erklärt, gewiß das vermögensrechtliche Interesse der Anstalt ver- 
letzt und diese daher zur Beschwerdeführung gegen die betreffende Entscheidung 
der Verwaltungsbehörde legitimiert." 

Auch bezüglich der Genossenschaften hat der Verwaltungsgerichts- 
liof die „Einwendung der mangelnden Berechtigung der Genossenschaft zur Bo- 
schwerdeführung nicht als begründet anerkannt, weil die Genossenschaften ira 
allgemeinen gemäß § 114 der Gewerbeordnung als berechtigt erkannt werden 
müssen, die Feststellung zu verlangen, ob eine Unternehmung eine gewerbs-(hand- 
werks-) mäßig oder eine fabriksmäßig betriebene ist, daher auch befugt sind, die 
Gesetzmäßigkeit der hierüber erflossenen Entscheidung vor dem Verwaltungs- 
gerichtshof anzufechten." (V.-G.-H.-Erk. v. 4. April 1002, Z. 3412, Budw. 
Nr. 968 A.) 

Die Legitimation des Gewerbeinhabers ist selbstverständlich; über jene der 
gewerblichen Hilfsarbeiter und der Krankenkassen liegen Judikate nicht vor. 

Aber auch ohne Provokation von legitimierter Seite ist die Landesstelle 
berechtigt, über die Fabriksmäßigkeit eines Gewerbebetriebes „von Amts 
wegen zu entscheiden, sobald diesfalls ein Zweifel entsteht," also auch in dem 
Falle, wenn sich ein solcher Zweifel anläßlich des Rekurses einer Partei in einer 
Angelegenheit ergibt, in welcher diese nicht rekursberechtigt ist. (Vgl. V.-G.-H.- 
Erk. V. 19. April 1902, Z. 3646, Budw. Nr. 1007 A.) 

„Die einmal rechtskräftig und judikatmäßig ausgesprochene Fabriksmäßig- 
keit eines Betriebes ist insolange als vorhanden anzunehmen, bis diirch eine 
Änderung im Betriebe selbst die tatsächlichen Voraussetzungen, auf 
welche die Entscheidung sich stützte, weggefallen oder wesentlich andere gewor- 
den sind. Ob und inwieweit die Behörde berechtigt ist, den einer solchen rechts- 
kräftig gewordenen Entscheidung zugrunde liegenden Tatbestand einer N a c h- 
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Prüfung zu unterziehen und allenfalls von Amts wegen mit der Wiederauf- 
nahme des rechtskräftig abgeschlossenen Verfahrens und mit der Fällung einer 
neuen Entscheidung vorzugehen," hat der Verwaltungsgerichtshof nicht unter- 
sucht. „Ein solches Einschreiten der Behörde kann wohl durch die Anzeige einer 
beteiligten Partei veranlaßt werden, auf keinen Fall hat aber die letztere ein 
Recht auf Nachprüfung der Richtigkeit der rechtskräftigen Entscheidung, und 
zwar weder in bezug auf ihre tatsächlichen Voraussetzungen noch in bezug auf 
die in ilir zum Ausdruck gekommenen Rechtsgrundsätze.*^ (V.-G.-II.-Erk. v. 
4. April 1902, Z. 3412, Budw. Nr. 968 A.) 

Dr. Sigmund Brosche. 
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PieHczykowski Valerian, Ritter v., Österreichs Verwaltungsgerichtshof, wie er durch 
das Gesetz vom 22. Oktober 1875, R.-G.-B1. Nr. 36 ex 1876, errichtet worden ist. 
gr. 8». IV u. 142 S. Wien. F. Tempsky. 

Ulbrich Josef, Dr., Lehrbuch des österreichischen Verwaltungsrechtes. 1. Hälfte, gr. 8". 
S. 1—240. Wien. Manz. 

Wohnungswesen. 
Wohnniigswegen. Die Ergebnisse der Volkszählung vom 31. Dezember 1900 in den im 
Keiehsrate vertretenen Königreichen und Ländern. Beschränkte Wohnungsaufnahme. 
(Osterreichische Statistik. Herausgegeben von der k. k. statistischen Zentralkommis- 
sion, LXV. Band, 2, Heft.) LXX u. 41 S. Wien. Hof- und" Staatsdruckerei. 

Dr. Kamillo Susan. 

b) Besprechungen. 

Conte Scaplnelli Panl^ Die Heimatsgesetznovelle vom 5. Dezember 1896, H.-G.-B1. 
Nr. 222, und die herrschende Spruchpraxis. VI u. 246 S. Wien. 1903. Manz. 

Li diesem Werke bietet der Verfasser nicht nur dem Verwaltungsbeamten, sondern 
auch den Parteien und besonders deren anwaltlichen Vertretern eine sehr brauchbare, 
konmientatorische Bearbeitung der Heimatrechtsnovelle samt Materialien und den ein- 
schlägigen Erkenntnissen des Verwaltungsgerichtshofes. Scapinelli setzt sich in seiner 
Darstellung mit den bedeutenderen Erscheinungen der bisherigen Literatur im Gegen- 
stande eingehend auseinander und unterzieht insbesondere das Buch von Dr. August 
Mayr „Die Heimatrechtsnovelle vom 5. Dezember 1896" (Wien 1901, Manz) einer aller- 
dings nicht immer ganz zutreifenden Kritik. In der Einleitung betont der Verfasser 
zwar die Objektivität seines Standpunktes, wer aber seine Ausführungen genau verfolgt, 
kann sich wohl kaum dem Eindrucke entziehen, daß Scapinelli durchaus nicht auf der 
goldenen Mittelstraße wandelt, sondern mindestens ebenso einseitig für den Wechsel 
des Heimatrechtes eintritt, wie Mayr dagegen und das ist um so verwunderlicher, als er 
als Beamter des Staates, der ja bei uns in Österreich wirklich „uninteressiert" auf Kampf 
und Not der unter der Armenlast seufzenden Gemeinden herabblickt, keinerlei zwingenden 
Anlaß hatte, „Wind und Sonne" ungleich zu verteilen. 

Wer sich in den Fragen des verneuerten Heimatrechtes gründlich informieren 
will, wird daher beide Werke, jenes von Scapinelli und das von Mayr, nebeneinander 
zur Hand nehmen müssen, dann aber wohl gewappnet sein. Auf alle aufgeworfenen 
Streitfragen im einzelnen einzugehen, kann nicht die Aufgabe einer Besprechung sein, 
die ja nur den Zweck haben soll, auf lesenswerte Werke aufmerksam zu machen; ander- 
seits aber dürfte es nicht unangemessen erscheinen, prinzipiell irrige Thesen, für welche 
uns der Verfasser den Beweis schuldig geblieben ist und welche nur geeignet sind, die 
ohnehin an Schwierigkeiten reiche Materie zu verwirren, herauszugreifen und zu be- 
leuchten, zumal dem Verfasser hierdurch der ihm gewiß nur erwünschte Anlaß geboten 
^'^ird, in einer weiteren Auflage seines Buches, die ja angesichts der eminenten Brauch- 
barkeit desselben zu gewärtigen sein dürfte, den Irrtum richtig zu stellen oder aber den 
bisher fehlenden, beziehungsweise mangelhaften Beweis nachzutragen oder zu ergänzen. 

Als ein solcher Grundirrtum muß unseres Erachtens die geringe Bedeutung 
betrachtet werden, welche Scapinelli dem „bloßen Formalakte" der Aufnahme in den 
Heimatsverband (§ 1 der Novelle) zumißt. Der Wortlaut des Gesetzes gibt diesem 
Formalakte, wie dies auch der Verwaltungsgerichtshof ausgesprochen hat, konstitutive 
Bedeutung, und die Ansicht des Autors, daß diesem Formalakte lediglich eine dekla- 
rative Bedeutung zukomme und alle daraus sich ergebenden Folgerungen, insbesondere 
auch bezüglich des Zeitpunktes des Heimatrechtswechsels, sind unhaltbar. Durch die 

8* 
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Ei-örteruiigeu ad § 1 (S. 11 ft'.) sind die zutreffenden Ausführungen Mayrs durchaus 
nicht widerlegt. Etwas mehr Klarheit wäre auch wünschenswert betreffs der rechtlicheu 
Relevanz des Unterschiedes zwischen „Wohnsitz" und „Aufenthalt", in welcher Richtung 
der Verfasser die Ziehung einer scharfen Grenze — ich möchte sagen in favorem legis 
— unterläßt. Unhaltbar ist auch die Behauptung der Anrechenbarkeit des rechts- 
widrigen Aufenthaltes eines Ausgewiesenen in der Ausweisungsgemeinde, und die gegen 
das diesfällige Verwaltungsgerichtshofserkenntnis ins Treffen geführten Argumente sind 
keineswegs einwandfrei. Diesen und einigen ähnlichen Schwächen stehen aber anderseits 
viele Vorzüge gegenüber, die nur eine ungerechte Kritik übersehen könnte. So sind ins- 
besondere die Erörterungen zu § 10 der Novelle von einer geradezu musterhaften Klarheit 
und Präzision, wie sie wohl nur selten in der österreichischen verwaltungsrechtlichen 
'Literatur zu finden sind. Das Buch verdient daher die vollste Aufmerksamkeit der In- 
teressenten und kann vor allem auch den Gemeindeämtern nur auf das wärmste empfohlen 
werden, zumal es gerade den kleineren Gemeinden mancherlei Handhaben zur Geltend- 
machung ihres „Entledigungsrechtes" im Sinne des § 4 der Novelle bietet. Die Fülle der 
gebotenen Kasuistik macht das Buch auch für den Theoretiker wertvoll, welchem es 
Aus- und Einblicke eröffnet, die das Licht der Studierlampe allein nimmer aufzeigen 
kann, denn — j?grün nur ist des Lebens goldner Baum". 

Von diesem Gesichtspunkte aus ist das Buch Scapinellis freudig zu begrüßen, weil 
es in übersichtlicher Anordnung viele Bausteine bereitstellt, mit welchen ein berufener 
Theoretiker hoffentlich recht bald imstande sein wird, das Gebäude einer entsprechenden 
systematischen Darstellung des geltenden österreichischen Heimatsrechtes zu Nutz und 
Frommen der Theorie und Praxis aufzurichten. Dr. Rudolf Bischoff. 

Dn Walter Schiff^ Privatdozent an der Universität Wien, Grundriß des Agrarrechtes 
mit Einschluß des Jagd- und Fischereirechtes. („Grundriß des österreichischen Rechtes^, 
herausgegeben von Prof. Finger und Prof. Frankl. DI. Band, IV. Abt.). Leipzig. 1903. 
Duncker & Humblot. X und 159 S. 

An einer allgemeinen, systematischen Bearbeitung des österreichischen Agrar-. 
Jagd- und Fischerei rechtes, die wissenschaftlichen Charakter beansprucht und besessen 
hätte, hat es bisher so gr^t wie ganz gefehlt. Was sie erschwerte, war nicht nur die 
SprÖdigkeit des Stoffes und dessen vielfach sehr bedeutende Differenzierung infolge de^ 
Umstandes, daß in Österreich das Agrar-, Jagd- und Fischereirecht großen Teiles in den 
Zuständigkeitskreis der Landtage fallen; gleich hemmend wirkte auch die geringe Zahl 
ausreichender Spezial arbeiten. Um so dankenswerter ist es, daß Schiff es unternommen 
hat, diese sehr fühlbare Lücke auszufüllen. 

Er ist hierzu wie wenige berufen. Schon in seinem vor sechs Jahren erschienenen 
Werke: „Österreichs Agrarpolitik seit der Grundentlastung" — von dem der zweite Band 
leider immer noch aussteht — hat er sich als einer der genauesten Kenner des öster- 
reichischen Agrarrechtes erwiesen. Als solcher und als durchaus zuverlässiger Führer 
auf dem von ihm behandelten Gebiete bewährt er sich auch diesmal. 

Schiff will bloß einen Sonderrechtsstoff zur Darstellung bringen und hat daher 
aus dieser alle jene Normen ausgeschieden, die grundsätzlich mit dem Anspruch auf 
allgemeine Geltung auftreten, wenn sie auch praktisch sehr häufig oder gar zumeist auf 
landwirtschaftliche Verhältnisse Anwendung finden mögen: so das Notwege- und Pacht- 
sowic (teilweise) das Exekutionsrecht; ferner das landwirtschaftliche Finanzrecht (Gnmd- 
steuer) und die allgemeine landwirtschaftliche BcUördenorganisation (Ackerbauministeriura). 
In diesem Rahmen begnügt er sich jedoch nicht mit einer Verarbeitung des bloßen 
Rechtsstoffes. Er ist vielmehr stetig und erfolgreich bemüht, das Verständnis desselben 
durch historische Fundierung der Darstellung, durch Kennzeichnung der im Recht for- 
mulierten wirtschaftlichen Verhältnisse sowie durch Hervorhebung der wirtschaftspolitischen 
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Gesichtspunkte, von denen der Gesetzgeber »ich leiten ließ, zu vertiefen und so auch 
eine Kritik der geltenden Normen vorzubereiten. All das und daß Schiff bei aller 
Gedrängtheit der Darstellung kaum an einem wichtigen Detail vorbeigegangen ist, läßt 
den angezeigten „Grundriß" viel eher als Lehrbuch des österreichischen Agrarrechtes 
erscheinen. Hoffentlich wächst er sich mit der Zeit ganz zu einem solchen aus. Der 
Grundriß wird jed^m, der sich mit Agrarpolitik befaßt, mientbehrlich sein. 

Dr. Karl Grünberg. 

Pr« Max ReinitZy Hof- und Gerichtsadvokat in Wien, KücklÖsung und Heimfall der 
österreichischen Eisenbahnen. Wien. 1903. Manz. (Separatabdruck aus den „Juristischen 
Blättern", 190:^ Nr. 35—38.) 

Im Vorwort sagt der Verfasser selbst von seiner Broschüre, sie solle nicht rechts- 
wissenschaftliche Forschung, sondern nur Anregung zu einer Tat sein. Sie muß daher 
auch von diesem Standpunkte aus beurteilt werden. Die Anregung aber, die der Verfasser 
geben will, ist in dem Satze (S. 34) zu finden: „Das zu erstrebende Ziel der Eisenbahn- 
aktionäre soll die Verstaatlichung sein" und (S. 33): „Es ist noch immer besser, eine 
selbst zugestutzte Rente anzunehmen, als einem Heimfalle ausgesetzt zu sein." Das zu 
erweisen ist die Aufgabe der Schrift, in welcher sich der Verfasser ausschließlich auf 
den Standpunkt der Interessen der Aktionäre stellt. 

Im ersten Abschnitte wird darzutun versucht, daß schon aus der Natur der 
Konzession, welche zwar ein Vertrag, „aber kein gewöhnlicher nach den Grundsätzen 
de« Privatrechtes zu interpretierender Vertrag" sei, eine große Unsicherheit der Rechte 
und Interessen der Aktionäre folge, da vei-mÖge des staatlichen Oberaufsichtsrechtes 
diese Rechte beliebig eingeschränkt und mit neuen Lasten und Pflichten beschwert 
werden können. Besonders wenn der Staat die Verstaatlichung anstrebt, treten noch 
Härten und Erschwernisse hinzu, um die Privatbahnen zu drücken, was um so leichter 
möglich sei, als nur bei wenigen Bahnen die Rücklösungs- und Heimfälligkeitsbedingungen 
klar liegen. 

Diese pessimistische Auffassung des Autors vcm der Rechtslage der Konzessi(märe 
ist sicherlich nicht ganz ungerechtfertigt. Wenn aber der Verfasser mit Rücksicht auf 
die Unklarheit der Rücklösungsbedingungen rät, schon jetzt die Feststellung aller 
strittigen Punkte durch den Verwaltungsgerichtshof zu provozieren, so hätte man schon 
mit Rücksicht auf den praktischen Zweck der Arbeit auch über den diesfalls einzu- 
schlagenden Weg einige Andeutungen ei-w^arten dürfen. Der Mangel solcher ei-wcckt 
sogar den Verdacht, daß der Verfasser sich über die Kompetenz und die Bedingimgen 
der Anrufung des Verwaltungsgerichtshofes nicht völlig im Klaren befindet, ein Ver- 
dacht, der noch durch eine andere Stelle der Schrift (S. 25) bestärkt wird, wo der 
Autor die Meinung ausspricht, der Eisenbahnminister werde die Streitfrage über den 
Bestand des für die Einlösungsfragen wichtigen mit der Österreichisch-ungarischen Staats- 
hahngesellschaft im Jahre 1882 abgeschlossenen tibereinkommens „durch den Vei-waltungs- 
gerichtshof entscheiden lassen". Wie der Eisenbahnminister dazu kommen soll, den 
Verwaltungsgerichtshof etwas „entscheiden zu lassen" imd letzterer, ihm diesen Liebes- 
dienst zu erweisen, ist nach dem Gesetze nicht recht erfindlich. 

Der Darstellung der besonderen Gefahren für die Aktionäre aus der Rücklösungs- 
(Verstaatlichungsjaktionist der zweite Abschnitt gewidmet. Hierbei kommt der Verfasser 
zunächst auf die prinzipielle Frage zu sprechen, was als (in die Einlösung beziehungs" 
Weise Heimfallj einzubeziehendes ZugehÖr (Pertinenz) der Eisenbahn zu betrachten sei- 
Aber die Lösung, die er hiefür gibt, es sei der Wille der Konzessionäre in Betracht zu 
ziehen, ob die fraglichen Anlagen und Objekte als zum fortdauernden Gel)rauch der 
Hauptsache errichtet worden sind, muß einigermaßen befremden, denn ist, wie es den 
Anschein hat, unter diesem „Willen" die subjektive „Willeuserklärung" der Gesellschaft 
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jifcmeint, dauu hört sich der Begriff des Zugehörs überhaupt auf, beziehungsweise es ist 
derselbe rein in die Willkür der Gesellschaft gestellt. Aber so wie es keine gewillkürten 
Pertinenzen gibt, ebensowenig kann die Pertinenzqualität durch reine Willkür negiert werden. 

Weiters bespricht der Verfasser die Schwierigkelten, die öich aus der Frage 
der Verrechnung der Staatsgarantieschulden ergeben werden und kommt sodailii ins- 
besondere auf die bedenkliche Lage der Aktionäre mit Rücksicht auf die unter dem 
Titel des Oberaufsichtsrechtes angeordneten Investitionen, sowie mit Rücksicht auf das 
Streben der Staatsverwaltung, durch „administrativ-manipulative** Maßregeln auf die 
Tarife der Privateisenbahnen Einfluß zu gewinnen, zu sprechen. Ohne auf Einzelheiteu 
einzugehen, sei nur bemerkt, daß der Verfasser meint, die Staatüverwaltung könne so 
beliebig „ihr genehme Verstaatlichungspreise präparieren**. Daran ist jedenfalls viel 
Richtiges, wenn auch der Verfasser, der sich überhaupt von der Staatsverwaltung in 
jeder Beziehung nur das Allerschlimmste erwartet, etwas zu weit zu gehen scheint. Denn 
einmal ist doch nicht, wie er glaubt, jede Investitionsanordnung eine Sache des freien 
Ermessens, welche sich der verwaltungsgerichtlichen Nachprüfung auf ihre Berechtigung- 
entzieht, dann aber ergibt sich eine natürliche (irenze für Investitionsanordnungen aus 
dem eigenen Interesse des Staates mit Rücksicht auf den seinerzeitigen Heimfall beziehungs- 
weise die beabsichtigte Einlösung. Darnach werden reine Luxusinvestitionen, welche dauernd 
die Rentabilität der Bahn zu beeinträchtigen geeignet sind, überhaupt nicht in Frage kommen. 

Nach dem Standpunkte des Verfassers ist es ganz konsequent, wenn er den Privat- 
bahnen selbst zur möglichst raschen Verstaatlichung rät, und zu diesem Behufe hält 
er den Aktionären zum Schlüsse die Folgen des Heimfalles vor Augen, dessen Schrecken 
im dritten Abschnitte ausgemalt werden. Er bekennt sich hierbei als prinzipiellen 
Gegner des Heimfallsrechtes, welches er als ein „schreiendes Unrecht" bezeichnet und 
mit Rücksicht auf die großen finanziellen Leistungen der Privateisenbahnen für den 
Staat, den Mangel geschützter Gegenrechte (Monopol) und allgemein „aus ethischen 
Gründen" (Respekt vor dem Eigentum) verwerflich findet. Die heftige Polemik gegen 
das Heimfallsrecht wird jedoch wenige überzeugen, trotz des Hinweises, daß dasselbe 
in England und Preußen nicht in dieser Form besteht. Der Fehler der Argumentation 
liegt vor allem darin, daß das Heimfallsrecht lediglich unter dem Gesichtspunkte des 
fiskalischen Vorteiles betrachtet wird, und der Verfasser kein Auge hat für den großen 
verwaltungspolitischen Zug, der in der Durchführung des Staatsbahnsystemes gelegen ist 
und demselben überall siegreich Bahn gebrochen hat. 

Zum Schlüsse noch eine äußerliche Bemerkung: Die Stilistik des Verfassers ist 
durchaus nicht einwandfrei. Man sagt doch z. B. nicht: etwas steht „am Spiele" (S. 26), 
sondern „auf dem Spiele", und ein Satz wie „die Regierung wird Mittel finden, um auch 
auf die Tarife der Eisenbahnen mehr Einfluß zu gewinnen, als dies ihr an der Hand 
der Konzessionsurkunden bisher möglich ward" (S. 30 — 31), verursacht dem deutschen 
Leser ein wahres Unbehagen. Denn das sind wohl deutsche Worte, aber der Satz ist 
nicht deutsch. Dr. Max Layer. 

Yalerian Ritter von PieAczykowski^ Österreichs Verwaltungsgerichtshof, wie er 
durch das Gesetz vom 22. Oktober 1875, R.-G.-Bl. Nr. 36 ex 1876, errichtet worden ist. 
8». 142 S. Wien. 1903. Verlag von F. Tempsky. 

Seitdem der Verwaltungsgerichtshof durch die Wucht der sich immer mehr 
häufenden Agenden erdrückt zu werden droht, konnte es natürlich nicht ausbleiben, daß 
allerlei ärztliche Vorschläge aufzutauchen begannen, um die böse Krankheit der bedenklich 
anw^achsenden Rückstände zu kuriereu. Bekanntlich haben die beiden Präsidenten des 
Gerichtshofes selbst die Initiative dazu ergriff'en und im Herrenhause eine Gesetzesvorlage 
(Beilage 209 zu den stenographischen Protokollen des Herrenhauses, X"VTI. Session, 1908) 
eingebracht, welche durch eine zweckentsprechende Änderung des etwas weitläufigen Ver- 
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fahrens dieses Ziel zu erreichen bestrebt ist. Viel radikaler will der Verfasser der vorliegen- 
den Schrift dem Übel an den Leib rücken. Nach seiner Überzeugung ist der Verwaltungs- 
gerichtshof seiner eigentlichen, durch das Oktobergesetz ihm vorgezeichneten Mission 
vollständig untreu geworden, so daß es notwendig erscheint, dieses gänzlich verkannte 
legislatorische Meisterwerk erst zu entschleiern. Aufgabe des Verwaltungsgerichtshofes 
wäre es von Anfang an gewesen, nur über „abstrakte" Rechtsfragen zu entscheiden, nicht 
aber sich mit der Erledigung konkreter Rechtsfälle zu befassen. Man braucht einige 
Zeit, um sich von dem Anblicke des so enthüllten Bildes von Sais zu erholen. Die Aus- 
führungen des Verfassers wären in der Tat geeignet, verblüflfend zu wirken, wenn sie 
nur einen Schimmer von Richtigkeit hätten. Fast drei Jahrzehnte lang funktioniert der 
Verwaltungsgerichtshof zum Segen der österreichischen Administration und zum Nutzen 
der österreichischen Verwaltungstheorie, ohne daß bisher seinen Mitgliedern oder einem 
sonst Beteiligten eine so gänzliche Verkennung des grundlegenden Uesetzes zum Bewußt- 
sein gekommen ist. Die Sache wird dadurch noch merkwürdiger, daß auf die praktische 
Wirksamkeit des Verwaltungsgerichtshofes in seiner Eigenschaft als zweiter Präsident 
ein Mann einen entscheidenden Einfluß übt, der an der Abfassung des Oktobergesetzes ' 

einen hervorragenden Anteil genommen. Es gehört unseres Erachtens ein starker Mut ^ 

dazu, sowohl gegen diesen Mitschöpfer des großen Werkes als auch vor der ganzen ^ 

Öffentlichkeit den Vorwurf zu erheben, daß die klaren und kaum zu Zweifeln Anlaß 1 

gebenden Besti»mungen des Oktobergesetzes bisher von ihm und allen anderen gänzlich j 

mißverstanden worden seien. Der Verfasser hat zwar den Versuch gemacht, seine Aus- 
führungen auf den Wortlaut des Gesetzes, den Motivenbericht und die bei der Beratung 
des Gesetzes geführten parlamentarischen Debatten zu stützen. Allein alle diese 
Materialien beweisen mit nichten etwas für seine Anschauung. Insbesondere findet dieselbe 
auch an dem wiederholt vorkommenden Ausdrucke: „Entscheidung abstrakter 
Rechtsfragen" keinen Halt. Denn nirgends ist der leiseste Anhaltspunkt vorhanden, daß 
der Verwaltungsgerichtshof sich bloß mit Erkenntnissen über abstrakte Rechtsfragen und 
nicht vielmehr mit der Entscheidung konkreter Rechtsfälle zu befassen habe. Hätte dem 
Gesetzgeber dieses Ziel vor Augen geschwebt, so hätte er wohl einen anderen Weg zur 
Erreichung desselben einschlagen müssen, etwa die Einsetzung einer ständigen Kom- 
mission zur authentischen Interpretation zweifelhafter Rechtsfragen. Der angedeutete 
Ausdruck muß deshalb jedenfalls anders aufgefaßt werden und ist auch bisher von der 
Theorie und Praxis dahin verstanden worden, daß die Entscheidungen des Verwaltungs- 
gerichtshofes erst durch die Vermittlung der Verwaltungsbehörden in concreto zur 
Geltung zu gelangen haben. Damit brechen alle Schlußfolgerungen des Verfassers in 
sich selbst zusammen. Auch von Übertreibung ist er nicht freizusprechen. Gewiß ist die 
Höhe der Rückstände beim Verwaltungsgerichtshofe, namentlich infolge des Anwachsens 
der zahlreichen Steuerbeschwerden, zu einer bedenklichen Höhe (3000 Stück!) ange- 
schwollen. Allein es liegt noch durchaus keine Veranlassung vor, von einer „Agonie" 
der bestehenden Institution zu sprechen. Abgesehen von den bereits erwähnten Verein- 
fachungen des Verfahrens, welche im Herrenhause bereits Gegenstand parlamentarischer 
Vorberatungen geworden sind, bieten sich in der bereits durchgeführten Vermehrung 
des Personals, in der schärferen Handhabung der Mutwillensstrafen und — last not 
least — der schon mehrfach angeregten Einrichtung von Landesverwaltungsgerichten 
noch genügende Mittel dar, um dem augenblicklich herrschenden Notstande ein Ende 
zu machen. Es wäre zu wünschen gewesen, daß der Verfasser lieber diesen Gesichts- 
punkten seine Aufmerksamkeit geschenkt hätte, statt uns neuerlich einen Abdruck der 
wichtigsten Gesetzesmaterialien zubieten, die in der bekannten Handausgabe von G autsch 
von Franken thurn längst in zweckentsprechender Form zusammengestellt sind. 

Dr. Ferdinand Schmid. 
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Philipp Ballify Vorstand des Straßeubaudepartements bei der Landesregierungf 
für Bosnien und die Herzegowina, Das Straßenwesen in Bosnien und der Herzegowina. 
Hierzu 6 Tafeln (Separatabdruck aus der „Allgemeinen Bauzeitung", 2. Heft, 1903). Wien. 
1903. 79 S. Im Selbst verlage des Verfassers. 

Mehr als ein Vierteljahrhundert ist bereits verflossen, seitdem die österreichisch- 
ungarische Verwaltung in Bosnien und der Herzegowina etabliert worden ist. Allein trotz 
der Länge dieses Zeitraumes sind wir in Österreich über die so eigenartigen tatsächlichen und 
rechtlichen Zustände des neuen Reichslandes noch sehr ungenügend unterrichtet. Es ist 
hier nicht der Ort, die Uründe dieser immerhin auffälligen Erscheinung näher ausemander 
zu setzen. Aus politischen Gründen und mit wohl allzu großer Ängstlichkeit ist die 
bosnische Regierung bemüht, die wissenschaftliche Erforschung des Landes in ihrer 
eigenen Hand zu behalten und auf ihre amtlichen und halbamtlichen Publikationen sind 
bis jetzt fast ausschließlich alle jene angewiesen, die sich über die Verhältnisse der 
beiden Länder orientieren wollen. Unter den bosnischen Verwaltungsressorts nun, welche 
von Anfang an das Bedürfnis gefühlt haben, sich durch wissenschaftliche Zusammen- 
fassung und Veröffentlichung der Ergebnisse der Administration Rechenschaft über das 
Erreichte zu geben, stand die Bauabteilung von jeher in vorderster Reihe. Dieselbe ist 
schon im Jahre 1H87, also wenige Jahre nach der Okkupation, mit einer größeren 
Publikation vor die Öftentlichkeit getreten und hat außerdem seither eine Reihe anderer 
wissenschaftlicher Arbeiten (über die Römerstraßen, Wasserbauten) veröffentlicht, w^elche 
allseitigen Beifall gefunden haben. Durch diese sorgfältige Sammlung und Ordnung aller 
Materialien ist es dem in amtlicher Stellung befindlichen Verfasser der vorliegenden Studie 
ein Leichtes gewesen, uns über die Fortschritte zu orientieren, welche in einem der für das 
Land wichtigsten Verwaltungszweige, im Straßenwesen, unter der österreichisch-unga- 
rischen Herrschaft erzielt worden sind Die Studie ist für weitere Kreise berechnet und daher 
populär gehalten, gibt aber nützliche Aufschlüsse über die wichtigsten in Betracht kommenden 
Momente. Ausgehend vcm der geologischen, oro- und hydrographischen Konfiguration des 
Landes, wirft der Verfasser zunächst einen historischen Rückblick auf dessen früheren 
Kommunikationszustände, zu deren Erforschung er durch die Offenlegung der meisten 
Römerstraßeu Hervorragendes geleistet, und ^eigt uns dann in knapper, aber übersicht- 
licher Darstellung die seither unter sehr bedeutenden, namentlich finanziellen Schwierig- 
keiten in emsiger Arbeit erreichten Resultate der neuen Verwaltung. Man wird diesen 
Leistungen der Bauverwaltung die unumwundene Anerkennung nicht versagen können, 
wenn man erfahrt, daß zur Zeit der türkischen Herrschaft kaum 900 Kilometer elender 
Kommunikationen vorhanden waren, die keineswegs die Bezeichnung von Straßen im 
europäischen Sinne des AVortes verdienten, und nunmehr im Jahre 1902 nicht wenig-er 
als 2011*91 Kilometer Hauptstraßen, 1977-22 Kilometer Bezirksstraßen, außerdem 
1358 Kilometer Fahrwege und zirka 1270 Kilometer Reitwege bestanden und daß femer 
vom Jahre 1880 bis zum Jahre 1900 aus Landesmitteln nicht weniger als 14,571.181 A' 
und nebstdem 6,028.138 Menschen- und 2,146.334 Tiertagewerke von der Bevölkerunpf in 
Form von Straßenrobot geleistet worden sind. Die Schrift enthält bei aller Kürze so 
viel interessantes Detail für den .Juristen (Organisation der Straßen Verwaltung, Straöen- 
robot), für den Techniker (Anpassen der österreichischen Straßenbauvorschriften an die 
Landesverhältnisse und Ausführung einzelner höchst schwieriger Straßenrouten, wie der 
Vrbas-, Unna- und Maklenstraße), sowie endlich für den Statistiker (Erhebung des 
Straßenverkehres seit 1897), daß wir nur den Wunsch aussprechen können, es möge sich 
den bisherigen grofk^n Veröffentlichungen der bosnischen Landesverwaltung bald auch 
eine solche über das Kommunikationswesen anreihen. Dr. Ferdinand Schmid. 
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Das Institut der Haftung im Personalstcucrgesctzc. 

Von 

Dr. Josef Ritter von Bauer. 

I. Wesen und Zweck der Haftung. 

Das Finanzrecht ist bestrebt, die Erfüllung der materiellen Verpflicli- 
tung aus der öflfentlieh-reehtliehen Finanzobligation : die Steuerleistung 
möglichst zu sichern. Durch den Einsteuerungsprozeß werden — nicht ohno 
erhebliche sachliche und persönliche Schwierigkeiten — Steuerpflicht und 
Leistungsfähigkeit des Steuersubjekts auf gesetzlicher Grundlage bestimmt 
und ziffermäßig in der zu zahlenden Steuersumme zum Ausdrucke gebracht. 
Mit dieser Konkretisierung der Steuerpflicht ist die individualisierte Forde- 
rung des Finanzrechts an das Steuersubjekt nur festgestellt, aber nicht be- 
friedigt; erst durch die Zahlung des Steuerbetrages tritt die Befriedigung 
ein. Dieser stellt sich jedoch dasselbe Hindernis wie der Eealisierung einer 
privatrechtlichen Forderung entgegen, die Verweigerung der Lei- 
stung seitens des Verpflichteten. Diese in der Nichtzahlung der schuldigen 
Abgabe hervortretende Verletzung der Finanzverpflichtung ist der Tatbestand 
des zivilen Finanzunrechts, im Gegensatze zum strafbaren Finanz- 
unrechte, dem Finanzvergehen.^ 

Die Steuer ist nun allerdings, wie V o c k e * einleuchtend dartut, kein 
Zwangsbeitrag der Angehörigen des Staates, da dieser keine Zwangs- 
anstalt ist; da er aber seinen Zweck in den Zwecken seiner Angehörigen findet, 
für die und durch die er ist, so bedarf er der Leistungen derselben, und die 
Angehörigen haben die Pflicht, zu leisten. Die Pflicht ist aber sittlicher 
Natur, während der Zwang in äußerer Gewalt besteht. Pflicht und Zwang 
schließen sich aus; wer die Pflicht anerkennt, für den gibt es keinen Zwang. 
Ist die Steuer also auch begrifflich kein Zwangsbeitrag, so ist damit doch 
keineswegs die Erzwingbarkeit derselben gegenüber dem Leistungsunwilligen, 

* Vgl. hierüber M e i s e 1, Unrecht und Zwang im Finanzwesen, Fin.-Arehiv, V., 
1., S. 7 ff., femer meine Abhandlung, Über Steuervergehen, Fin.-Arehiv, XIX., I. 
S. 40 ff., imd die dort erörterten Kontroversen. 

2 V o c k e, Indirekte Steuern, Fin.-Arehiv, XX., 2., S. 7 u. 15. 

österreichisches Verwaltungsarohiv. *' 
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der seine Pflicht nicht anerkennt, ausgeschlossen, wenngleich das Merkmal 
der Erzwingbarkeit für den Begriff der Stexier nicht notwendig und in ihrem 
Wesen nicht begründet ist. Diese Anschauung ist nicht lediglich das Ergebnis 
einer theoretischen Konstruktion: die Geschichte des Finanzrechts führt 
uns Steuern vor, die zwanglose Beiträge zur Bestreitung des Staatsauf- 
wandes waren, aus freiem Willen geleistet wurden.' 

Die Erzwingbarkeit ist aber eine Forderung der Gerechtigkeit, die nicht 
zulassen kann, daß der einzelne sich seiner Last entziehe und dadurch, weil 
ja der Staat seinen Gesamtbetrag an Steuern aufbringen muß, die Belastung 
der anderen vermehre. Das positive Finanzrecht hat daher die Erzwingbar- 
keit rezipiert und reagiert gegen das zivile Finanzunrecht zumeist * nur durch 
Ausübung eines Zwanges zur Pflichterfüllung, „der im 
Wesen keinen Unterschied von der Durchsetzung des fonnalisierten zivilen 
Eechtsanspruches im Privatrechte zeigt und sich in den dem Zivilprozesse 
entlehnten Formen bewegt" (M e i s e 1). Die Finanzverwaltung holt sich den 
ihr zukonmienden Betrag aus dem Vermögen oder Einkommen des Verpflich- 
teten im Exekutionswege, sie beugt den widerstrebenden Einzelwillen durch 
die auf ihre materielle Befriedigung gerichteten Zwangsakte und beseitigt 
80 das begangene Unrecht durch Hereinbringung der schuldigen Abgabe. 
Wenn nun auch der Zwang zur Befriedigung der Forderungen privatrecht- 
lichen und öffentlich-rechtlichen Ursprungs im Wesen derselbe ist, so weisen 



* V o c k e, a. a. 0., S. 16, verweist auf die einstige Vermögenssteuer in Bremen, 
genannt „Schoß**, für welche jeder Pflichtige zunächst nur den Mindestbetrag der über- 
haupt zu erhebenden Steuer erlegen mußte, während er den in der Regel weitaus über- 
wiegenden Teil seiner Leistung gänzlich unkontrolliert und ungezählt nach eigenem 
Ermessen in die Steuerkiste zu werfen hatte. Diese Erhebung fand nur auf Treu und 
Glauben statt. G. Schanz, Die Steuern der Schweiz in ihrer Entwicklung seit Beginn 
des 19. Jahrhunderts. Stuttprart, 1890. Bd. IV, S. 216 ff., berichtet über die in Genf 
unter der Bezeichnung „Taxe des Gardes" eingehobene Vermögenssteuer, bei welcher 
der Pflichtige auf Ehre und Gewissen zu erklären hatte, ob die Summe, die er bezahlen 
will, so viel oder mehr beträgt, als das Gesetz verlangt, und bei^ der Entrichtung hatten 
die Beamten lediglich den Betrag zur Kenntnis zu nehmen, sich aber aller Bemerknu^n 
darüber zu enthalten. Ein ähnlicher Erhebungsmodus bestand in Basel, vgl. ebenda, 
Bd. n, S. 7 f. Röscher, Finanz Wissenschaft § 69, verweist auf den Reichstagsabscbied 
von 1544, Art. 59 ff.: die Kurfürsten und Fürsten steuern nach ihrem Grewissen; die 
Prälaten, Grafen etc. bis zum Bürger der Reichsstädte herab auf Handgelöbnis und 
sollte bei allen diesen nicht nachgezählt werden. In den Städten 
des späteren Mittelalters warfen gewöhnlich die Bürger ihren Steuerbetrag in eine ver- 
deckte Schüssel, was Macchiavelli, Discorsi I, 55, sehr bewundert, was aber z. B. in 
Zürich so sehr als Ehrenpunkt galt, daß eine eigentliche Kontrolle bloß bei der unter- 
tänigen Landschaft geübt wurde (Bluntschli, Züricher Staats- und Rechtsgeschichte, 
n., 29) etc. 

* Über Vorkommen von Strafgebühren, Entziehung von Rechten, persönliche Be- 
schränkungen u. dgl. als Rechtsfolgen des Zahlungssaumsais vgl. mein „Steuervergehen" 
a. a. 0., S. 42. 
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doch die Gesetze eine bemerkenswerte Disparität in der Behandlung dieser 
Forderungen je nach ihrer Provenienz auf. Aus sozialpolitischen 
Gründen erfährt das Zwangsverfahren der Finanz gewisse ßetardierungen 
und Abschwächungen, finanzpolitische Gesichtspunkte schärfen diese 
Waflfe in der Hand der forderungsberechtigten Verwaltung. 

Die in dem Rechte der persönliclien Selbsterhaltung begründete Pflicht 
des Staates, jenes Maß des Einkommens, das zur Erhaltung und fortwährenden 
Wiedererzeugung der wirtschaftlichen Kraft nötig ist, nicht anzutasten, führt 
zur Steuerfreiheit des Existenzminimums, zur Normierung der Steuerfähig- 
keit erst von jener Grenze an, bei der das Einkommen den Minimalbedarf 
überschreitet,^ und in logischer Folge zur Exemtion des letzteren von der 
Zwangsvollstreckung wegen rückständiger öffentlicher Abgaben. Gesetz- 
gebung imd Verwaltung sehen sich genötigt, in einzelnen Fällen die Befrie- 
digung der staatlichen Forderungen gegenüber dem Hausrechte der Einzel- 
wirtschaft und ihrer Schutzbedürftigkeit zurücktreten zu lassen; die Exe- 
kution nimmt nicht jenen ungehemmten Lauf, der dem Privaten gegen den 
säumigen Schuldner zusteht; die Zwangseinwirkung wird nach Graden ab- 
gestuft, die der Zwangsvollstreckung vorausgehen, der Kreis der unveräußer- 
lichen Gegenstände wird erweitert, die Exekutionsführung hier und da auf 
das Stenerobjekt beschränkt und zur Verringerung der Kosten ohne Inan- 
spruchnahme des Gerichts durch die Finanzorgane besorgt. Allzu hoch darf 
man diese Einschränkungen des Zwangsverfahrens allerdings nicht an- 
schlagen. Einerseits liegt ihnen zumeist das Streben zugrunde, den Exe- 
kuten als künftigen Steuerzahler zu erhalten, ferner nimmt bedauerlicher- 
weise auch die neueste Gesetzgebung auf den Unterschied zwischen „nicht 
leisten können" und „nicht leisten wolle n", zwischen Zahlungsunfähig- 
keit und Zahlungsunlust nicht genügend Bedacht; der ebenso zweckmäßige 
uh humane Vorschlag Steins, bei der Exekutionsführung sachkundige Ver- 
trauensmänner der Gemeinde mitwirken zu lassen, findet keine Beachtung.® 
Anderseits stehen denselben überaus wirksame Bevorzugungen der öffentlich- 
rechtlichen Forderung vor der privatrechtlichen gegenüber, die in der Höher- 
wertung der ersteren gegründet sind. 

Diese muß jiach dem Heranziehungsakte gezahlt werden, Rechtsmittel 
haben keine aufschiebende Wirkung; in der Zulässigkeit der sogenannten poli- 
tischen Exekution liegt zwar eine Kostenminderung für die Partei, zugleich 
a])er ein Mittel vor, den Zwang rascher und deshalb wirksamer auszuüben. 
Der öffentlichen Glaubwürdigkeit der behördlichen Ausfertigungen über 
Bestand und Vollstreckbarkeit der Forderung folgt eine Reihe von Be- 
günstigungen im Exekutions- und Konkursverfahren, auf die hier nicht 

* Vocke, Die Abgaben, Auflagen und die Steuer vom Standpunkte der Geschichte 
and der Sittlichkeit. Stuttgart 1887, S. 460. 

• Stein, Finanzwissenschaft, 11., S. 480. 

9* 
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näher einzugehen ist.^ Hier sollen zwei dem neueren Finanzrechte eigen- 
tümliche Erscheinungen untersucht werden, welche sich zwar schon in 
den Gesetzen über indirekte Steuern und Gebühren sowie im Gefälls- 
strafgesetze vorfinden, aber durch das Gesetz vom 25. Oktober 1896, 
R.-G.-Bl. 220, betreffend die direkten Personalsteuern teils eine besondere 
Ausgestaltung erfahren haben, teils hiermit überhaupt erst auf das 
Gebiet der direkten Steuern ausgedehnt worden sind. Diese für die 
Durchsetzung des Anspruches auf Leistung einer persönlichen Steuer oder 
Steuerstrafe überaus belangreichen Institutionen sind: 

1. die gesetzliche Bindung gewisser Vermögens- imd Einkommensteile 
des Verpflichteten an die Steuerleistimg; 

2. die vorzugsweise Befriedigung des ärarischen Anspruches aus diesen 
gesetzlich an die Leistxmg gebundenen wirtschaftlichen Faktoren; 

3. die Erweiterung des Kreises der zur Leistung Verpflichteten durch 
Verschiebung der Zahlungspflicht auf dritte Personen. 

Xach der Terminologie des österreichischen Finanzrechts sind diese 
Sicherungen des Einganges der Steuerleistung als Haftung einer 
Sache oder einer Person für letztere zu bezeichnen. Die Bezeich- 
nung „sachliche Haftung" geht von der figürlichen Bedeutung des Wortes 
„haften" = „mit etwas verbunden sein" aus und deckt sich im wesentlichen 
mit dem zivilrechtlichen Pfandbegriffe; die persönliche Haftung ist die finanz- 
rechtliche Ausgestaltung des Bürgschaftsverhältnisses nach dem Allgemeinen 
bürgerlichen Gesetzbuche, so daß „haften" xmd „bürgen" ebenso wie im 
Sprachgebrauche und im Allgemeinen bürgerlichen Gesetzbuche auch steuer- 
rechtlich als Bezeichnungen desselben Rechtsverhältnisses gebraucht werden 
können.^ Sie bezieht sich bei den direkten Steuern stets nur auf das Ver- 
mögen des Haftenden, nicht auf die Person. Die Schuldhaft des älteren 
Zivilprozeßrechts kommt als Zwangsmittel weder gegenüber dem steuerpflich- 
tigen Schuldner noch gegenüber dem Haftenden in Anwendung. Sie ist dem 
neueren Exekutionsrechte überhaupt fremd; auch nach der gegenwärtig 
geltenden Exekutionsordnung vom 27. Mai 1896, R.-G. 79, darf die Haft 
nicht deshalb verhängt werden, weil der Verpflichtete seiner Zahlungspflicht 
nicht nachkommt, auch nicht zu dem Zwecke, um den böswilligen Schuldner 



■^ Vgl. dazu die beachtenswerte Arbeit von Fax, Tiber die Behandlung der 
Steuern und Gebühren im Konkurs- und Exekutionsverfahren, Wien, Manz, 1900; auch 
Hock, Die öffentlichen Abgaben und die Schulden, Stuttgart 1863, bringt manche,, 
auch heute noch zutreffende Bemerkungen über die Privilegien der Steuerverwaltimg^ 

* Vgl. Über die figürliche Bedeutung von „haften": Adelung Joh. Christoph, 
Grammatisch-kritisches Wörterbuch der hochdeutschen Mundart. Wien, 1811. Bd. 2,. 
bei N o t k e r heißt „einem haften" : ihm Verbindlichkeiten schuldig sein. § 1363 A. b. G.-B. 
gebraucht die AVorte „Bürge" und „haften" in demselben Satze: „hat sich der Bürga 
nur für eine gewisse Zeit verpflichtet, so haftet er nur für diesen Zeitraum." 
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zur Zahlung zu zwingen.* Ist die persönliche Haftung also auch objektiv 
beschränkt, so hat sie doch subjektiv gerade durch das Personalsteuergesetz 
eine besondere Ausdehnug erfahren, die ihr vollends den Charakter eines 
finanzrechtlichen Instituts aufprägt. Von einem bescheidenen Ansätze des Ein- 
kommensteuerpatents vom Jahre 1849, der Verpflichtung der Dienstgeber 
zum Steuerabzüge, hat die Entwicklung dieses Instituts eine Richtung ge- 
nommen, welche als eine Art Meridian auf dem Gebiete der Sicherung des 
Steueranspruehes gelten soll und zu einer beträchtlichen Zahl von Anwen- 
dungsfällen geführt hat, die, auf sichere, gesetzliche Grundlage gestellt, in 
der Form der Heranziehung dritter Personen znr Einhebung der Steuer und 
zur Bürgschaft für den richtigen und zeitgerechten Eingang derselben oder 
zu letzterem Zwecke allein wirksam werden. 

Das Prinzip der Kooperation von Steuerträger und Steuergewalt, das 
die im letzten Drittel des abgelaufenen Jahrhunderts in den meisten Staaten 
des Deutschen Eeiches imd in Österreich erlassenen Personalsteuergesetze 
charakterisiert,^^ tritt nicht nur in der Heranziehung der Steuerträger zur 
Steuerveranlagung hervor, sondern auch in der zum Zwecke einer bequemeren 
und gesicherteren Steuereinbringung erfolgenden Übertragung einer quasi 
amtlichen Funktion mit einem Maße von Verantwortung für den korrekten 
Vollzug, welches teils in der Heranziehung zur persönlichen Haftimg, teils 
in der Belegung mit Strafen, vereinzelt auch in der Vereinigung beider 
Eechtsnachteile zum Ausdrucke kommt. 

Andere Anknüpfimgspimkte für persönliche Haftung findet das Personal- 
steuergesetz in bestehenden tatsächlichen und rechtlichen Verhältnissen, dem 
Miteigentume an einer steuerpflichtigen Unternehmung und dem Pachtver- 
hältnisse, im E r b g a n g e, sowie in der Notwendigkeit, die Vertretung 
in Steuersachen zuzulassen, und knüpft hieran auch die praktisch bedeutsame, 
theoretisch aber ungemein schwierig zu erfassende Erweiterung der persön- 
üchen Haftung für ziviles Finanzunrecht auf die Eechtsf olgen des straf- 
baren Finanzunrechts. Die Strafhaftung war dem Rechte der direkten 
Steuern und ihren embryonalen Strafsystemen bis dahin fremd geblieben. Sie 
hatte gleich der Haftung für die Steuer ihre Heimstätte in den Gesetzen über 
indirekte Abgaben und insbesondere im Gefällsstrafgesetze vom Jahre 1835, 
welches dieser Ausdehnung der Strafzahlungspflicht über den Kreis der 

9 Die Haft als Exekutionsmittel (§§ 360—366 Ex. 0.) und als einstweilige Ver- 
fügung (§ 386 Ex.-O.) dient als Zwangsmittel nach § 354 Ex.-O. zur Erzwingung einer 
Handlung, welche durch einen dritten nicht vorgenommen werden kann, als Exekution 
gegen einen zur Unterlassung einer Handlung oder zur Duldung der Vornahme einer 
Handlung Verpflichteten (§ 355) und zur Erzwingung des Offenbarungseides (§ 47), nach 
§ 386 als Sicherungsmittel bei Fluchtverdacht und Gefahr der Vereitlung der Exekution. 

^^ Vgl. hierüber meine Abhandlung: „Amts- und Antragsdelikte in den neueren 
Personalsteuergesetzen." Wien, 1902, Separatabdruck aus den „Juristischen Blättern", 
S. 1 ff. 
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strafbar Handelnden hinaus ein nnifangreiehes, bis in das kleinste Detail 
axisgearbeitetes Kapitel widmet; von da ist sie in rudimentärer Form in da» 
Personalsteuergesetz übergegangen und bereitet — in das VI. Hauptstück 
zusammenhanglos eingefügt und der notdürftigsten gesetzlichen Bekleidung 
entbehrend — dem Theoretiker und Praktiker nicht geringe Schwierigkeiten. 

Daß überhaupt das Institut der Haftung in dem neuen, großer Vorzüge 
nicht entbehrenden Steuergesetze weder konsequent noch lückenlos durch- 
geführt ist und zu administrativen Verordnungen geführt hat, welche an dem 
Begriffe der Haftung nicht immer strikte festhalten, hat seine Gründe einer*- 
seits in dem Mangel einer der Gesetzgebung vorangegangenen technisch-Wissen- 
schaftlichen Durcharbeitimg dieses Kechtsstoffes, anderseits in der minderen 
Eignung der gesetzgebenden Körperschaften unserer Zeit zur Schaffung 
exakter, großer Gesetze. 

Was Jellinek" über das Darniederliegen des so wichtigen Bechta- 
gebietes der allgemeinen Staatslehre anführt, gilt im wesentlichen auch für 
das Finanzrecht, das seit einem halben Jahrhundert keinen Platz mehr unter 
den Hochschuldisziplinen gefunden hat. Die Kameralwissenschaften waren 
eben keine Wissenschaft mehr,^^ sondern eine Zusanmienstellung von allerlei 
Kenntnissen zum Gebrauche der landesfürstlichen und herrschaftlichen Be- 
amten ; die unentbehrliche Durchsetzung der Verwaltung mit Bechtselementen 
war hinweggefallen, das Recht machte der Eoutine Platz, die Bechtssicherheit 
dem subjektiven Ermessen der Zweckmäßigkeit und den mit Vorliebe in erste 
Beihe gestellten Prinzipien des „gesunden Menschenverstandes". Vergeblich 
versucht man aus den hervorragendsten Lehr- imd Handbüchern der Finana- 
«dssenschaft eine Orientierung über eine so verbreitete und folgenschwere 
Einrichtung, wie es die Haftimg zweifellos ist, zu finden, allgemeine imd spe- 
zielle Steuerlehre gehen darüber entweder ganz hinweg oder beschränken sieb 
auf eine notdürftige Konstatierung der Tatsache. Nach Wagner^' gestattet 
das Kapitel der Steuerhebung in seinen Einzelheiten „eine theoretisch-wissen^ 
schaftliche Behandlung nicht oder fordert sie wenigstens nicht!" Auch die 
spärliche finanzrechtliche Literatur hat dem Gegenstande bisher keine Auf- 
merKsamkeit geschenkt und ihn nicht selbständig bearbeitet.^* Der Hinweis 
auf diese Mitschuld des Standes der Wissenschaft, bei der fast alles : Methode, 
Plan tmd Ziel der Forschung strittig ist, und die Dürftigkeit der Literatur 
kennzeichnet zur Genüge die Schwierigkeiten, mit denen die wissenschaftliche 



^* Allgemeine Staatslehre, Berlin 1900. 

^2 Vgl. Gargas, Verwaltungslehre und Verwaltungsrecht, Zeitschrift für die 
gesamte Staatawissenschaft. Tübingen 1903, 59. Jahrgang, 3. Heft, S. 433. 

1« In Schönbergs Handbuch HI., 1, 1897, Direkte Steuern, § 36, S. 310. 

** Meisel, Strafrecht der österr. Einkommensteuer, Fin.-Archiv, XX., 1, unter- 
sucht in gedrängter Kürze das Prinzip und die Anwendung der Strafhaftung, passim 
in „Unrecht und Zwang", Fin.-Archiv, V., 1, S. 44, 45 etc., vorher Eglauer, Das österr. 
Steuerstrafrecht. 
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Bearbeitung eines derartig spröden Rohmateriales, als das sich die Finanz- 
gesetze darstellen, zu kämpfen hat, wenngleich nicht zn verkennen ist, daß 
die ,pnodeme Steuergesetzgebung sich geradeso vertieft und verfeinert wie 
andere wichtige Zweige des Verwaltungsrechts und das heutige Steuerrecht 
eine Formvollendung imd Präzision anstrebt, welche vor einer Generation 
ausschließlich das Vorrecht der strengen Zivilistik bildete^* (Plener). Auch 
der Getibtere wird hier straucheln und nur mit besonderer Vorsicht an die 
Erstellung eines Systems schreiten, dessen Umrisse nicht einmal übereinstim- 
mend für das österreichische und das mit demselben infolge einheitlicherer 
Entwicklung in den letzten Dezennien so nahe verwandte deutsche Finanzrecht 
zu ziehen sind. 

Eine vergleichende Prüfung der neueren Personalsteuergesetzgebung zeigt 
die verschiedenartige Ausgestaltung dieses Rechtsstoflfes, die einmal zu inten-^ 
sivster Heranziehung dritter zum Besteuerungs- und Steuereinhebungspro* 
zesse führt, ein anderesmal mimosenhaft ein derartiges Vorgehen ablehnt, 
hier mit der persönlichen Uaf timg für fremde Steuer- und Strafschuld sich 
zufrieden gibt, dort sachliche Haftung für beides postuliert oder gar das 
Verhalten des Dritten als selbständiges Finanz delikt qualifiziert! So in^ 
Btruktiv es nun wäre, gerade das Thema der Haftung im Lichte der „verglei- 
chenden Steuerwissenschaft^' zu untersuchen, möchte es doch für den näheren 
Zweck dieser systematischen Bearbeitung ausreichend sein, auf die Normoi 
des ausländischen Kechts nur bei besonderen Anlässen in Kürze hinzuweisen, 
so daß prinzipielle Verschiedenheiten hervorgehoben oder Unklarheiten 
und Lücken des österreichischen Gesetzes durch Heranziehung des fremden 
Bechtsstoffes zur Literpretation und Ausfüllung geklärt imd ergänzt werdeiu 



Schematisch dargestellt ergibt das auf die Haftungslehre nach dem 
Personalsteuergesetze angewendete System folgendes Bild : 

I. n. 



sachliche Haftung persönliche Haftung 



ö) für die Steuer b) für die Strafe a) für die Steuer b) für die Strafe 




a) auf Grund finanz- ß) auf Grund finanz- 
rechtlicher Normen straf rechtl. Normen 

(ex delicto) 

Gemeinsam ist allen Fällen der Haftung, daß diese nur ex lege, niemals 
^^ contractu entsteht, verschieden sind die Bedingungen des Entstehens der- 
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nelben. In dieser Hinsicht wären die Fälle der einfach bedingten und jene 
der doppelt bedingten Haftung zu unterscheiden. 

Als einfach bedingt könnte die Haftung bezeichnet werden, deren 
Voraussetzung lediglich der Bestand eines Rechtsverhältnisses bildet, z. B. 
die Haftung des Verpächters für die Erwerbsteuer des Pächters, als d o p p e 1 1 
bedingt jene, welclie an ein Rechtsverhältnis und ein Verschulden anknüpft, 
z. B. die Haftung des Dienstgebers für die Personaleinkommensteuer seines 
Bediensteten. Bei der einfach bedingten Haftung wird die Leistung des Haf- 
tenden nur deshalb verlangt, weil das positive Recht an das zwischen ihm und 
dem Steuerpflichtigen bestehende Rechtsverhältnis diese steuerrechtliche Ver- 
pflichtung knüpft, ohne daß seinerseits irgendein Verschulden in steuerrecht- 
licher Hinsicht vorliegt: die Nichtzahlung der Steuer seitens des Pächters 
oder der Gesamtheit der Miteigentümer einer Unternehmung hat kraft des 
Gesetzes die Erhebung des Anspruches gegen den Verpächter oder den, ein- 
zelnen Miteigentümer zur Folge. Hier tritt die zivilreclitliclie Natur der Haf- 
tung scharf hervor: der Bürge muß zahlen, wenn der verbürgte Fall eintritt, 
er kann nicht verlangen, daß ihm ein Verschulden nachgewiesen werde. Die 
einfach bedingte Haftung ist die in das Finanzrecht aufgenonmiene zivilrecht- 
liche Bürgschaft ex lege, akzessorische und subsidiäre Zahlungsverpflichtung 
kraft positiver Anordnung des Gesetzes. 

Der Dienstgeber hingegen hat für die vom Dienstbezuge entfallende 
Einkommensteuer der Bediensteten nicht schon deshalb aufzukommen, weil 
zwischen ihm und dem Dienstnehmer das Rechtsverhältnis des Dienstvertrages 
besteht. Zum Entstehen seiner Haftung ist noch erforderlich, daß ihm ein 
Zuwiderhandeln gegen positive Anordnungen des Gesetzes, das ihn zur Er- 
mittlung, ?uin Abzüge und zur Abfuhr der Einkommensteuer vom Dienst- 
bezuge verhält, zur Last fällt. Erst das Hinzutreten dieser zweiten Bedingung, 
eines steuerrechtlichen Verschuldens, macht seine Haftpflicht in concreto 
existent. 

Im allgemeinen wahrt das Gesetz der Haftung den Charakter einer sub- 
sidiären Zahlungsverbindlichkeit; trifft diese mehrere Personen, so werden 
sie zumeist nicht als correi, sondern in solidum zahlungspflichtig („samtver- 
bindlieh" nach der Terminologie der deutschen Steuergesetze). Die Solidar- 
haftung anderer Gesetze (z. B. des Handelsgesetzbuches) wird dort in das 
Finanzrecht rezipiert, wo sich die Rechtskreise berühren, derselbe Tatbestand 
sowohl nach dem Finanzgesetze als auch nach einem anderen Gesetze zu 
regeln ist. 

Die sachliche Haftung ist eine Verschärfung und Versicherung der Exe- 
kutionsführung; die persönliche Haftung setzt teils die erfolglose Durchfüh- 
rung der Exekution gegen den Steuerpflichtigen voraus, teils ist sie unabhängig 
von dieser geltend zu machen. 

Ein Tummelplatz erheblicher Meinungsverschiedenheiten, insbesondere 
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auch der Kriminalisten, ist das Prinzip der Haftung für fremde Steuerstraf- 
ßchuld; über diese kann eine genauere Untersuchimg nicht hinweggehen, zumal 
je nach dem diesfällig eingenommenen Standpunkte zur Ausfüllung der Ge- 
setzeslücken, z. B. über das Erlöschen der Haftung, Verjährung etc., entweder 
nach der zivil rechtlichen oder nach der strafrechtlichen Analogie gegriffen 
wird.^'^ 

II. Die sachliche Haftung, 
a) Für die Steuer. 

Das Personalsteuergesetz kennt die sachliche Haftung nur bei den im 
I. — III. Hauptstücke behandelten Ertrags steuern : der allgemeinen Er^ 
werbsteuer, der Erwerbsteuer der zur öffentlichen Rechnungslegung verpflich- 
teten Unternehmimgen und der Eentensteuer. 

Für die Erwerbsteuer samt Nebengebühren nach dem I. und II. Haupt- 
stücke haften nach §§ 76 und 123 die der Unternehmung ausschließlich oder 
vorwiegend gewidmeten und dazu eigens eingerichteten Realitäten der Steuer- 
pflichtigen. Diese Sachhaftung, durch Statuierung eines gesetzlichen Pfand- 
rechts an diesen Realitäten ausgedrückt, ist zeitlich nicht beschränkt und nicht 
durch die Einverleibung in den öffentlichen Büchern bedingt. Sie wird zum 
Vorzugs Pfandrecht: 1. unbedingt für jene Steuerrückstände, die vom 
Zeitpunkte der exekutiven Veräußerung zurückgerechnet nicht länger als ein 
Jahr und sechs Monate ausstehen; 2. bedingt für ältere, jedoch nicht über 
drei Jahre von diesem Zeitpunkte zurückreichende Rückstände. Der Vorzug im 
zweiten Falle ist davon abhängig, daß der Rückstand längstens innerhalb eines 
Jahres nach der Fälligkeit der betreffenden Steuerbeträge in den öffentlichen 
Büchern sichergestellt worden ist. Die Modifikation des früheren Rechts- 
zustandes, zufolge dessen die dreijährigen Rückstände ein unbedingtes Vorzugs- 
recht genossen, durch Forderung der Intabulation entsprang einerseits Rück- 
tichten für den Steuerschuldner, anderseits der Bedachtnahme auf die übrigen 
Gläubiger. Die Restriktion der Dauer des bedingungslosen Vorzuges hätte das 
Ärar zur Exekutionsfühnmg in einem früheren Zeitpunkte gedrängt, den 
Steuerschuldner dadurch in manchen Fällen einer seine wirtschaftliche Exi- 
stenz bedrohenden Härte ausgesetzt, die Lage der anderen Gläubiger hingegen 
auf Kosten des Schuldners wesentlich verbessert. Durch die Erstreckung des 
Vorzugsrechtes auf drei Jahre unter gleichzeitiger Intabulationsverpfiichtung 
ist die Hinausschiebung der Exekution gegen den Steuerschuldner, eine weitere 
sichergestellte Zufristung und damit unter Umständen die Erhaltung der 
wirtschaftlichen Existenz und Steuerfähigkeit des Rückständigen ermöglicht, 
anderseits die Überraschung und wirtschaftliche Benachteiligung der anderen 



^ Die Zitation der ausländischen Gesetze erfolgt nach den in den Jahrgängen 
VLI— XXI des Fin.-Archivs von Dr. Georg Schanz, Stuttgart, enthaltenen Abdrücken 
derselben und den bezüglichen Ausführungsanweisungen. 
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Gläubiger, wenn dreijährige hohe Steuerrückstände, von deren Existenz sie 
nichts wußten, ihren Forderungen im letzten Augenblicke vorangehen, be- 
seitigt.* 

Die Bindung dieses Vermögensteiles des Steuerpflichtigen an die Steuer- 
leistung ist eine so intensive, daß sie nicht gleichzeitig mit dem Erlöschen des 
Eigentumsrechts des Erwerbsteuerpflichtigen aufliört, sondern auch gegen- 
über dem neuen Eigentümer der Eealität, jedoch nur zur Hereinbringimg 
jener Steuerrückstände und Nebengebühren wirksam ist, die aus der Zeit 
vor dem Erlöschen des Eigentomisrechts des Steuerpflichtigen aushaften. 
(§ 76, letzt. Abs.) Diese Bestimmung ist unschwer zu erklären. So lange der 
Eigentumsweehscl nicht stattgefunden hatte, haftete für diese Rückstände 
das Gut; es entspricht dem Prinzipe der Wahrung wohl erworbener Hechte, 
daß hieran durch später eintretende Tatsachen nichts geändert werde. Für 
die nach dem Eigentumswechsel auflaufende Erwerbsteuer des früheren 
Eigentümers kann auf die Realität nicht mehr gegriffen werden; die Realität 
haftet nur, wenn der neue Eigentümer mit seiner Erwerbsteuer im Rück- 
stande ist. Eine selbstverständliche Folge dieses Prinzips ist es, daß, wie 
Artikel 58, letzter Absatz, Vollzugsvorschrift I, besagt, die sachliche Haftung 
gleichzeitig ßowohl wegen der aus der Eigentumsperiode des früheren Eigen- 
tümers herrührenden Rückstände als auch zur Hereinbringung der Erwerb- 
bteuerrückstände des nunmehrigen Eigentümers der Realität geltend gemacht 
werden kann. 

Aus der exzeptionellen Bestimmung des Gesetzes im letzten Absätze des 
§ 7ß geht unzweideutig hervor, daß die Sachhaftung nur an Eigentums- 
objekten des Erwerbsteuerpflichtigen entstehen kann; nur 
die gesetzlich qualifizierten Realitäten, welche dem Erwerbsteuerpflichtigen 
gehören, und nur insoweit dies der Fall ist, sind der sach- 
lichen Haftung unterworfen.* Das Gesetz denkt nicht daran, fremdes Ver- 
mögen zur Haftpflicht heranzuziehen, und es gilt nicht der Satz, daß der 
Eigentümer der Realität schlechthin für die Erwerbsteuer der auf dem Reale 
betriebenen Unternehmung aufkommen müsse. Hierin läge eine Steuerüber- 
wälzung, die auch aus wirtschaftlichen Gründen nicht zu billigen wäre: es 
ist aber im Gesetze kein Anhaltspunkt dafür zu finden, daß die Erwerbsteuer 
ein anderes als das Vermögen des Steuerpflichtigen treffen soll. Fremdes Ver- 
mögen soll unberührt bleiben, die Heranziehung des unbeteiligten Eigen- 

* Bericht des permanenten Steuerausschusses, S. 156, Nr. 1041, der Beilagen zum 
«tenogfraphischen Protokolle des Abgeordnetenhauses, XI. Session, 1895. 

* Unklar ist Freibergera Stellung zu dieser Frage, da derselbe (Handbuch 
der österreichischen direkten Steuern, 2. Aufl., Wien, 1899, S. 349) von dem gesetzlichen 
Pfandrechte an den der . . Unternehmung gewidmeten . . . Realitäten spricht und hierbei 
den gesetzlichen Zusatz „der Steuerpflichtigen" wegläßt, am Schlüsse des bezüglichen 
Absatzes aber bemerkt: „Unter dieser (zeitlichen) Beschränkunjif haftet auch der Eigen- 
tumsnachfolger für die Steuerrückstände des Besitzvorgängers." 



Digitized by 



Google 



Das Institut der Haftung im Personalsteuergesetze. 131 

tümers der Realität und seiner Hypothekargläubiger zur Steuerzahlung durch 
Verhaftung der Realität entspricht weder dem Wortlaute noch der Tendenz 
des Gesetzes. Unter den „Realitäten des Steuerpflichtigen" 
sind nur seine Eigentumsobjekte, nicht aber gemietete, fremde Reali» 
täten zu verstehen.' Es gibt keine sachliche Haftung der dem A'erpächter 
gehörigen Realitäten für die Erwerbsteuer des Pächters; die später zu be- 
sprechende Haftung des Verj)ächters ist eine persönliche (§ 77), darin be- 
gründete, daß der Verpächter Gewerbeinhaber bleibt und aus diesem Grunde 
für die Abgabe haftbar wird; zwischen der pachtweisen Übertragung der Aus- 
übung des (Jewerberechtes und der Vermietung einer Realität zu Gewerbe- 
zwecken ist ein gewerbe- imd steuerrechtlich relevanter Unterschied. Nicht 
anders liegt die Sache, wenn mehrere Eigentümer vorhanden sind. Stehen 
derartige Realitäten im Eigentume mehrerer und sind diese mehreren zugleich 
Miteigentümer der Unternehmung, so ißt die sachliche Haftung sämtlicher 
Realitäten für die Erwerbsteuer der Unternehmung gegeben. Decken sich 
aber die Eigentumskreise nicht, sind zum Beispiel mehrere Personen Mit- 
eigentümer der Realitäten, aber nur einige derselben Miteigentümer der Unter- 
nehmung, so kann die sachliche Haftung nur auf jenen ideellen Teil der Rea- 
ütäten geltend gemacht werden, der Eigentum der Unternehmer ist. Von 
der persönlichen Haftung dieser wird später die Rede sein. 

Die angeführten Stellen aus dem Gesetze und der Vollzugsvorschrift I, 
zu denen sich im Artikel 59, Zahl 2, die Bezeichnungen: „Realitäten des 
Steuerpflichtigen*^ „Übernahme der Realität", „Rückstände des Besitzvor- 
gängers", „Vom gegenwärtigen Eigentümern^ zugesellen, scheinen den Grund- 
satz, daß die Sachhaftung des I. Hauptstückes nur auf den gesetzlich quali- 
fizierten Eigentumsobjekten des Erwerbsteuerpiiichtigen entstehen 
könne, außer Zweifel zu stellen.* 



3 Die Sachhaftung der Realitäten für Realsteuem (Grund- und Cxebäudesteuer) 
entspringt dem Wesen dieser Steuergattungen, die aus dem Gute zu entrichten sind, 
auf demselben haften und von einem Besitzer auf den anderen übergehen, und läßt sich 
im positiven Rechte weit zurück verfolgen. Schon in den älteren Landtafel- und Grund*- 
buchspatenten wurden in Übereinstimmung mit dem gemeinen Rechte für die Steuern 
von Realitäten gesetzliche Pfandrechte auf die betreffenden Realitäten als tacitae 
et legales hypothecae angenommen und in späteren Verordnungen festgehalten. (Frei* 
berger, a. a. 0., 8. 282, § 118 und Anm. 2; die in Betracht kommenden älteren 
Patente abgedruckt bei Linden, Grundsteuerverfassung, 1840, 2. Teil, S. 347 ff.) 

* Vgl. hierüber v. Ohmeyer „Steht der Erwerbsteuer für das auf einer Realität 
ausschließlich betriebene Gewerbe ein Vorzugspfandrecht im Sinne des § 76, P.-St.-G. 
auch dann zu, wenn der steuerpflichtige Gewerbetreibende von der Person des Grund- 
eigentümers verschieden ist?" in der a. ö. Gerichtszeitung ^r. 45 ex 1902, und Katz, 
„Zur Frage des Vorzugspfandrechts der Erwerbsteuer und der Versicherungsbeiträge" 
in den Juristischen Blättern Nr. 14 ex 1902; beide Autoren nehmen gegen die Ent- 
scheidung des Obersten Gerichtshofes vom 7. Februar 1900, G.-Z. 1627, Stellung. 
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Dessenimgeachtet ist der Oberste Gerichtshof in den bisheri- 
gen Judikaten zu dem gegenteiligen Ergebnisse gelangt. Die Wichtigkeit des 
Falles für die Praxis macht ein näheres Eingehen auf die Entscheidungs- 
gründe der hier in Frage kommenden Judikate erforderlich. In dem Judi- 
kate vom 7. Februar 1900, Gerichtszahl 1627, wird zum Wortlaute des § 76, 
Personalsteuergesetz, der von „Realitäten des Steuerpflichtigen" spricht, 
bemerkt, aus § 76 könne nicht abgeleitet werden, daß zur Begründung des 
gesetzlichen Pfandrechtes für die Erwerbsteuer die dort bezeichneten Reali- 
täten im Eigentume des Steuerpflichtigen stehen müßten; jenes gesetzliche 
Pfandrecht an der Realität werde vielmehr deshalb statuiert, weil die Realität 
der steuerpflichtigen Unternehmung ausschließlich oder eigens gewidmet 
und dazu besonders eingerichtet ist, und der zitierte § 76 könne daher 
nur dahin verstanden werden, daß die sachliche Haftung für die Erwerb- 
steuer jene Realitäten treffe, in welchen der Steuerpflichtige die Unter- 
nehmung, zu deren Betriebe die Realitäten gewidmet und dazu eigens ein- 
gerichtet sind, betreibe. Der erste Richter hatte seine Anschauung dahin for- 
muliert, daß das gesetzliche Pfandrecht, wie es seine Natur mit sich 
bringe, gegen jeden Eigentümer der Realität wirke, ohne Rücksicht 
darauf, ob dieser oder ein anderer (Pächter, Fruchtnießer) die erwerbsteuer- 
pflichtige Unternehmung auf der Realität betreibe; die persönliche Haftung, 
welche allerdings nur jenen treffe, der die Unternehmung betreibe, schließe 
die aus der Statuierung eines gesetzlichen Pfandrechts sich ergebende reale 
Haftung der der Unternehmung dienenden Realität beziehungsweise ihres 
Eigentümers nicht aus, konkurriere vielmehr mit letzterer. Das Rekurs- 
gericht suchte diese Begründung durch den Hinweis auf § 76, letzter Absatz, 
Personalsteuergesetz, welcher eine Haftung des vom Gewerbetreibenden ver- 
tchiedenen Grundeigentümers ausdrücklich anerkenne, sowie durch die Be- 
rufung des § 77 zu verstärken. Wie man sieht, sind die Gründe der Unter- 
gerichte wenig stichhältig: der erste Richter nimmt das, was zu beweisen ist, 
als feststehend an und hält überdies die Begriffe „Steuerpflicht" und „Haft- 
pflicht" nicht auseinander; das Rekursgericht verallgemeinert schlechtweg 
den einzigen vom Gesetze normierten Ausnahmsfall und zieht einen Fall der 
persönlichen Haftung, der sich auf wesentlich andere Voraussetzungen 
gründet, zur Analogie heran. 

Ins Gewicht fällt nur die Erweiterung des Begriffes „Realitäten des 
Steuerpflichtigen" in der oberstgerichtlichen Entscheidung, womach diese nur 
das Erfordernis des Gewerbebetriebes auf dem bestimmten Grundstücke ' 
bedeuten. 

Dieselbe Anschauung hält der Oberste Gerichtshof in dem Erkenntnisse 
vom 22. Jänner 1903, Zahl 712,^ fest. Der erste Richter hatte für Erwerb- 
eteuerrückstände des IVl i e t e r s einer Fabriksrealität das Yorzugsp fand recht 

5 Abgedruckt bei Geller, Zentralblatt f. d. jur. Praxis. Jahrg XXI, Heft 6. 
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an dem Mietzinse mit der Begründung anerkannt, daß die reale Haftung des 
Eigentümers der Realität durch den Umstand, daß diese Gebühr einem 
Mieter, der in dieser Eealität das Gewerbe betreibt, vorgeschrieben wurde, 
nicht ausgeschlossen ist, vielmehr mit der Haftung des Mieters konkurriert. 
Das ßekursgericht sprach dieser Rückstandsforderung das Vorzugspfandrecht 
ab, weil die haftenden Realitäten sich im Eigentume des Steuerpflichtigen 
befinden müssen, was hier nicht der Fall sei; die gesetzliche Bestimmung sei 
strikte zu interpretieren; wenn eine einer Unternehmung gewidmete Realität 
an einen Dritten vermietet wird, welcher hierauf seine Unternehmung betreibt, 
und für dieselbe mit der Erwerbsteuer ün Rückstande bleibt, so sei dieser 
Dritte und nicht der Eigentümer in betreff der Erwerbsteuer der Steuer- 
pflichtige. Die Richtigkeit dieser Anschauung ergebe sich übrigens auch aus 
der Bestimmung des letzten Alinea des § 76, der in betreff der Hereinbrin- 
gung der Rückstände für den Fall des Eigentumswechsels eine Xomi enthält. 
In den Entscheidungsgründen des Obersten Gerichtshofes wird ausgeführt, 
daß der Wortlaut des § 76 keinen Anhaltspunkt für die Annahme biete, daß 
das Vorzugspfandrecht nur insolange bestehe, als der Geschäftsbetrieb mit 
dem Eigentumsrechte zusammenfällt, daß es aber verlösche, wenn der Eigen- 
tiuner die Fabrik zum Geschäftsbetriebe an einen anderen in Bestand gibt. 
Für die erstrichterliche Auffassung spreche auch die Parallele mit der Pach- 
tung, für welche § 77 die ausdrückliche Anordnung enthält. 

Die sachliche Haftimg für diese Steuer trifft also den Betrieb selbst, 
wobei es auf den Umstand, ob der Eigentümer selbst oder dessen Mieter die 
Unternehmung betreibt, nicht ankommt. — Diese Anschauung des Obersten 
Gerichtshofes läßt sich mit dem Wortlaute und Geiste des Gesetzes schwer 
in Einklang bringen. Ihre Erklärung * findet sie in der Entstehungsgeschichte 
des § 76, dessen Wortlaut sich an ein unter der Herrschaft des Erwerbsteuer- 
patents vom Jahre 1812 erflossenes Judikat des Obersten Gerichtshofes an- 
lehnt; wie die Motive zu § 76 zeigen, war die Argumentation des 01)erstcni 
Gerichtshofes in diesem Falle für den Gesetzgeber auch bei Schaffung der 
gegenwärtig geltenden Bestimmung maßgebend. 

Da das Erwerbsteuerpatent keine Bestimmungen über die sachliche Haf- 
tung der Realität und das Vorzugsrecht vor den Hypothekaren enthielt, war 
die Frage des Vorzugspfandrechts der Erwerbsteuer sehr bestritten, die Rechts- 
sprechung schwankend. 

Einerseits wurde geltend gemacht, daß eine reine Personalsteuer vor- 
liege, die dadurch nicht den Charakter einer Realsteuer erhalte, daß das 
Gewerbe auf einer eigens zu dem Betriebe eingerichteten Realität geführt 
werde, da jedes Gewerbe eines bestimmten Standortes bedürfe. Anderseits 
wurde auf den Umstand verwiesen, daß bei exekutiver Versteigerung der 



V. h m e y e r, a. a. 0., S. 397. 



Digitized by 



Google 



134 Dr. Josef Ritter von Bauer 

Kealität, auf welcher das Gewerbe geführt werde, mit der Realität auch die 
Einrichtungen zur Versteigerung gelangen, daher der Kaufschilling zum Teil 
den Erlös für diese Gegenstände bilde; daß aber der Erwerbsteuer ein Pfand- 
recht an den Einrichtungen gewährt werde, sei mehr als billig. Die Klärung 
des Streites erfolgte durch eine in das Judikatenbuch eingetragene Entschei- 
dung des Obersten Gerichtshofes im Jahre 1885,^ welche die von einem 
Gewerbebetriebe zu entrichtende Erwerb- und Einkommensteuer als eine auf 
der Realität selbst haftende, mit dem Vorzugspfandrechte aus- 
gestattete Steuer erklärte, wenn das Gewerbe auf einer Realität betrieben 
werde, die zu diesem Gewerbebetriebe ausschließlich bestimmt und dazu eigens 
eingerichtet und mit den für diesen Zweck erforderlichen Maschinen und 
sonstigen Requisiten versehen ist .... In solchem Falle sei nämlich nicht 
bloß die persönliche Tätigkeit des Unternehmers für den Gewerbebetrieb von 
Bedeutung, sondern auch die Realität, da sie nicht bloß Standort, sondern 
geradezu Bestandteil des Gewerbebetriebes sei. 

Die strenge auszulegenden Bestimmungen über gesetzliche Vorzugspfand- 
rechte bezögen sich stets auf das Gut, von dem die Steuer hätte entrichtet 
werden sollen, dies treffe im allgemeinen bei der Erwerbsteuer nicht zu, diese 
sei nicht aus dem Gute zu entrichten, sondern aus dem Unternehmen, 
denn steuerpflichtig sei hier nur das Gewerbe, der Unternehmer. Wenn aber, 
wie im strittigen Falle, das Gut Bestandteil und Faktor des Gewerbebetriebes 
sei, dann erscheine es gerechtfertigt, die Erwerbsteuer, die aus dem Unter- 
nehmen zu entrichten kommt, als eine aus dem Gute zu entrichtende Steuer 
anzusehen, der das Vorzugspfandrecht auf das Gut selbst zugesprochen 
werden müsse. 

Eine Untersuchung dieser Entscheidung vom finanzrechtlichen Stand- 
punkte aus hätte zu dem gewiß eigenartigen Ergebnisse geführt, daß die 
Erwerbsteuer nach dem Patente von 1812 bald eine Personal-, bald eine 
Real Steuer sei und daß die Eigenart der Betriebserf ordemisse das Unter- 
scheidungsmoment bilde ! 

Gedankengang und Begründung dieses Judikats wurden nun auch auf 
die sachliche Haftung nach § 76, Personalsteuergesetz, angewendet, da es den 
Anschein hat, daß die ratio legis im alten und neuen Gesetze dieselbe ist. 

Eine ungekünstelte Erfassung des Gesetzes kann zu dieser Interpre- 
tation, die übrigens auch mit dem Sprachgebrauche nicht im Einklänge steht, 
nicht gelangen. Wenn das Personalsteuergesetz an den intimen Konnex 
eines Reales mit dem Gewerbebetriebe uneingeschränkt die sachliche 
Haftung für die Erwerbsteuer xmd noch dazu mit dem Vorzuge vor anderen 
Tabularforderungen hätte knüpfen wollen, hätte der Beisatz „des Steuer- 
pflichtigen" nach dem Worte „Realitäten" wegbleiben müssen. Oder aber es 



7 Entsch. V. 28. Jänner 1885, Z. 366, Jud. B. Nr. 116; Novak H., S. 41. 
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hätte dieser attribntive Beisatz, wenn sich die Verhaftung auf die dem unter- 
nehmen . . . gewidmeten Realitäten in allen Fällen erstrecken soll, nach 
dem Worte „Unternehmen" folgen müssen. Zutreffend macht v. Ohmeyer^ 
auch darauf aufmerksam, daß das moderne und so auch das österreichische 
Grundbuchsrecht gesetzlichen Pfandrechten nicht hold ist, am wenigsten 
gesetzlichen Pfandprivilegien. Zum Schutze des Hypothekarkredits sind daher 
die vom Gesetze fallweise getroffenen Ausnahmen strikte zu interpretieren, 
und es liegt kein AnlaB zu jener extensiven Auslegung der Worte „der Steuer- 
pflichtigen" vor, durch welche lediglich die Reihe der privilegierten Haftungen 
einer Realität vermehrt und eine gesetzliche Ausnahmsbestimmung gegen 
ihren natürlichen Sinn ganz bedeutend ausgedehnt wird. Die entgegenstehende 
Auslegung stellt aber auch die Grundsätze der Exekutionsordnung in Fraget 
da sie entgegen dem § 9 der Exekutionsordnung einen Exekutionstitel gegen 
solche Personen in Vollzug setzt, bezüglich derer der Übergang der Verpflich- 
tung nicht in der in § 9, Exekutionsordnung, bestimmten Weise nachgewiesen 
erscheint.* In einer zeitlich zwischen die zitierten Judikate vom Februar 
1900 und Jänner 1903 fallenden Entscheidung*^ wird hinsichtlich des Vor- 
zugsrechts von der Erwerbsteuer in der Befriedigung gleichstehenden Ver- 
sicherungsbeiträgen der Arbeiter-TJnfallversicherungsanstalt von den dem 
Versicherungspflichtigen eigentümlichen Realitäten gesprochen. 

Der Ausdruck „sachliche Haftung" wird weder in den zitierten Gesetzes- 
paragraphen noch in den korrespondierenden Artikeln der Vollzugsvorschrift I 
und II (Art. 58 bezw. 64) gebraucht; an Stelle desselben finden sich die 
Bezeichnungen „gesetzliches Pfandrecht beziehungsweise Vorzugspfandrecht". 
Nur der letzte Absatz des § 76 spricht von der „nach den vorstehenden Be- 
dingungen haftenden Realität". 

Die Sachhaftung tritt nicht bloß für die Erwerbsteuer ein, sondern um- 
faßt auch die „Nebengebühren"; eine Definition dieses Begriffes gibt das 
Gesetz nicht. Staatliche Nebengebühren sind: a) die Verzugszinsen, 
b) die Exekutionskosten, da diese im Sinne des § 912, Allgemeines bürger- 
liches Gesetzbuch, als Nebengebühren der Hauptschuld die gleiche Priorität 
mit dieser genießen (§§ 16 und 17, Grundbuchsgesetz vom 25. Juli 1871, 
B.-O.-Bl. Nr. 95). Bei den Verzugszinsen kommt jedoch nur den dreijährigen 
rückständigen Zinsen die gleiche Priorität wie den Steuern zu.^^ Mangels 



* A. a. 0., S. 398, mit dem Beifügen, daß sich auch die Wiener Exekutionsrichter 
gegen die Anschauung des Obersten Gerichtshofes ausgesprochen haben (1902). 

» Katx, a. a. 0., S. 161. 

1« Entscheidung vom 27. November 1900, pr. 304, J.-Bl. Nr. 150; amtl. Slg. II, 
Nr. 265; auf diese die oben so entschieden vertretene Auffassung, wenn auch nur 
indirekt, desavouierende Entscheidung verweist Katz, a. a. 0. 

" S. §§ 120 und 216, Exekutionsordnung vom 27. Mai 1896, R.-G. 79, Frei- 
berger, a. a. 0., 8. 283. 
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gesetzlicher Bestimmung sind die Kosten der mißbräuchlich angebotenen 
Büchereinsicht (§ 272), deren Ersatz den Steuerpflichtigen auferlegt werden 
kann, nicht unter diese !N"ebengebühren zu zählen. Die Umlagen (Zu- 
schläge), welche für Eechnung der autonomen Organe eingehoben werden, 
sind kein Akzessorium der staatlichen Steuerfordenmg, sondern eine ßelb- 
otändige, für sich bestehende Steuerart, die von den Staatssteuern bloß 
den Maßstab entlehnt. Daher gibt zum Beispiel ein Steuemachlaß im Gnaden- 
wege keinen Rechtsanspruch auf Rückersatz der Umlagen, ^^ und eine nach 
Ausschreibung und Aufrechnung der Umlagen eintretende Änderung der 
Steuer im Wege der Gesetzgebung hat ipso jure keine Änderung 
der für dieses Jahr bereits in gesetzlicher Weise bemessenen Umlage zur 
Folge. ^* Die Umlagen genießen aber bei der Einbringung im gerichtlichen 
Wege kraft ausdrücklicher gesetzlicher Bestimmung die gleichen Vorrechte 
wie die direkten Steuern, auf welche sie imigelegt wurden.'^* 

Bei der R e n t e n s t e u e r ist die sachliche Haftung in zweifacher Hin- 
sicht dem Objekte nach beschränkt. Derselben unterliegen nur die Bezüge, 
von denen die Steuer entfällt, und unter diesen nur jene Bezüge, von denen 
die Rentensteuer unmittelbar durch den Steuerpflichtigen, d. i. den Per- 
zipienten des Bezuges, zu zahlen ist. Die Ermittlung des Steuerbetrages erfolgt 
hier auf Grund von Bekenntnissen des Perzipienten, der die fälligen Steuer- 
raten am 1. Juni und 1. Dezember jedes Jahres zu entrichten hat. Kommt 
er dieser Pflicht nicht nach, so wird zur Hereinbringung des Steuerrück- 
standes die sachliche Haftung an dem Bezüge geltend gemacht. Dies geschieht 
durch Bekanntgabe des Rückstandsbetrages an den zur Auszahlung des Be- 
zuges Verpflichteten mit der Weisung, fernere Zahlungen des Bezuges so lange 
zurückzuhalten, bis der zurückgehaltene Betrag zur Deckung des bekannt- 
gegebenen Rückstandes samt Nebengebühren ausreicht. (§ 150.) Dieses durch 
die Finanz Verwaltung selbst, nicht im gerichtlichen Wege geltend gemachte 
gesetzliche Pfandrecht ist kein Vorzugspfandrecht; seine Rangordnung richtet 
sich nach dem Zeitpunkte der Geltendmachung, d. i. der Bekanntgabe des 
Rückstandes an den Auszahlenden, so daß die bereits gerichtlich erwirkten 
Pfandrechte der betreibenden Gläubiger dem gesetzlichen Pfandrechte des 
Ärars vorgehen, während spätere Pfandrechtsansprüche erst nach dem ärari- 
sehen Pfandrechte rangieren. Dagegen ist dasselbe zeitlich nicht beschränkt, 
kann daher auch für die Rentensteuer mehrerer Jahre zugleich geltend 
gemacht werden (V.-V. III, Art. 30, Z. 2). Zur unbehinderten Realisierung 
der ärarischen Ansprüche ist dem Auszahlenden untersagt, Forderungen, die 
er erst nach Bekanntgabe des Rentensteuerrückstandes gegenüber dem Bezugs- 
berechtigten erwirbt, mit den beschlagnahmten Bezügen zu kompensieren 



" Entsch. d. V.-G. v. 15. Februar 1889, B. 4510. 

13 Entsch. d. V.-G. v. 23. Februar 1884, Z. 2436 ex 1883. 

1* Hofdekret vom 4. Jänner 1836, Nr. 113 J. G.-S., und Ex.-Ordg. 1. c. 
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(§ 150, Abs. 5). Im 1. Absätze des § 150: „Der Rentensteuer . . . wird ein 
gesetzliches Pfandrecht . . . eingeräumt" fehlt zwar der beschränkende Bei- 
satz, dafi dies nur bezüglich der auf Grund von Bekenntnissen bemessenen 
Eentensteuer statthat; im § 152 wird jedoch die Anwendung des § 150 auf 
die im Wege des Abzuges durch den Schuldner (§ 133) einzuhebende Eenten- 
steuer von Zinsen etc. ausgeschlossen. Bezüge der in § 133 bezeichneten Art 
werden daher auch dann nicht von der sachlichen Haftung getroffen, wenn 
der Schuldner der Abzugspflicht nicht nachgekommen ist und von demselben 
aus dem Titel der persönlichen Haftung nach § 135 die Zahlung dieser Eenten- 
steuer verlangt wird. Da im § 150 nebst der Sachhaftung auch ein Fall per- 
sönlicher Haftung aufgestellt wird, lautet die Überschrift desselben „Haftung 
für die Steuer". In der Vollzugsvorschrift III, Artikel 30, ist die vollständige 
Bezeichnung „sachliche Haftung" gewählt. 

Andere Fälle der Bindung von Vermögens- oder Einkommensteilen an 
die Steuerleistung kennt das Personalsteuergesetz nicht; es geht daher nicht 
an, die Beziehung des § 96 auf das Handelsgesetzbuch hinsichtlich der Ein- 
bringung von Steuerrückständen aus dem Vermögen einer aufgelösten, zur 
öffentlichen Bechnungslegung verpflichteten Unternehmung (Art. 245 und 
202, Abs. 2 und 3 H.-6.) oder etwa die Heranziehung der Erbschaftsmasse 
nach § 266 zur Steuer- und Straf Zahlung als finanzrechtliche Fälle sach- 
licher Haftung zu bezeichnen. Eine Bevorzugimg des ärarischen Anspruches 
gegenüber privatrechtlichen Forderungen durch Statuierong eines dinglichen 
Rechtes wird in keinem dieser Fälle durch das Steuergesetz ausgesprochen. 

b) Sachliche Haftung für die Strafe. 

Die sachliche Haftung für Steuerstrafen ist dem Gesetze fremd; dieses 
läßt nur eine Sicherstellung des Strafbetrages vor der endgültigen Entschei- 
dung im administrativen Verfahren zu. Die Bezeichnimg des Zeitpimktes, 
von dem ab die Sicherstellung Platz greifen kann, ist nicht präzis: § 260, 
Absatz 2, sagt: „in einem früheren Zeitpunkte", als dem der endgültigen 
Entscheidung, bis zu dem die Vollstreckung des Straferkenntnisses aufzu- 
schieben ist. Sie kann also frühestens zugleich mit der Fällung des Straf- 
erkenntnisses seitens der I. Instanz erfolgen : vorher existiert kein Straf- 
betrag.*^ 

Abweichend von der zitierten Gesetzesstelle in dem gleichlautenden 

^* Vgl. hierzu mein „Steuerstrafverfahren in den neueren Pers.- St.-Gesetzen", 
österr. Zeitschrift f. Verw., 1903, S. 122, 123. Freibergers Bemerkung (a. a. 0. 
S. 573), daß „in jedem Stadium des Administratiwerfahrens die Sicherstellung der 
ärarischen, wenn auch nach nicht vollstreckbaren Forderungen an Steuern und Straf- 
beträgen auf gerichtlichem Wege erwirkt werden" kann, ist nur mit der hier ent- 
wickelten Beschränkung zu vertreten. 

10 
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Passus der Vollzugsvorschrift V., Artikel 16, Zahl 7, bringt Zahl 2 ibidem 
anscheinend eine Verschärfung, indem hier die Berechtigung der Behörde 
ausgesprochen wird, die ,,volle^^ Sicherstellung der Strafbeträge zu verfügen. 
Dieser Zusatz dürfte überflüssig sein. Eine Sicherstellung, die nicht die 
Deckung der ärarischen Forderung verbürgen würde, wäre eben keine Sicher- 
stellung; eine Stufung ist hier ausgeschlossen. Sollte sich aber der Beisatz 
„voll" auf die Höhe des Strafbetrages beziehen, so ist er angesichts der den 
gesamten Strafbetrag umfassenden gesetzlichen Ermächtigung zur Siche^ 
Stellung entbehrlich: die Behörde hat nach pflichtgemäßem Ermessen den 
Eingang des Strafbetrages, wenn und insoweit die Einbringlichkeit desselben 
gefährdet erscheint, sicherzustellen, also den vollen Strafbetrag oder einen 
Teil desselben, und zwar imter Anführung des Gefährdefalles und des Zeit- 
raumes, für dessen Dauer die Sicherung begehrt wird.*** 

Auffällig ist, daß das österreichische Gesetz in die besonderen Vor- 
schriften über die Besteuerung der Hausier- und Wandergewerbe (§ 78) die 
Sachhaftung für die Steuer und Strafe, welche in mehreren deutschen Gesetzen 
bei der Wandergewerbesteuer statuiert ist, nicht übernommen hat, 
wiewohl gerade hier die Begründung dieses Sieherungsmittels der ärarischen 
Forderung naheliegend ist. Die Bestimmungen des deutschen Steuerrechts 
gehen hier sehr weit.^^ 

III. Die persönliche Haftung für die Steuer. 

Das Institut der persönlichen Haftung, nicht auf die Ertragssteuern be- 
schränkt, sondern auch auf die Einkommensteuer ausgedehnt, hat durch das 
Personalsteuergesetz ein weites Anwendungsgebiet gefunden. Die Unterschiede 
zwischen dem österreichischen und dem deutschen Steuerrechte sind hier augen- 
fällig; die Zahl der Haftungsfälle ist größer, die Schärfe dieser Waffe jedoch 
durch das Prinzip der Subsidiarität abgeschwächt. Der Mangel an Einheitlich- 
keit und Systematik tritt in den Abweichimgen zutage, die um des finanziellen 
Vorteile» willen in mitunter recht befremdlichen Satzungen des positiven 
Eechts Ausdruck finden und auf kein Rechtsprinzip, sondern nur auf Zweck- 
raäßigkeitserwägungen zurückgeführt werden können. 

Ausgangspunkt aller Erwägungen muß hier sein, daß die Steuer das 
Steuersubjekt trifft, das ist jene Person, die das Gesetz als steuerpflichtig be- 
zeichnet; aus der Qualität „Steuersubjekt" ergibt sich als gesetzliche Folge 

1« S. §§ 370 und 375, Abs. 2, Ex.-Ordnung. 

*"' Nach dem Gewerbesteuergesetz in Schaumburg-Lippe vom 20. Jänner 18^) 
können die zum Gewerbebetriebe im Umherziehen mitgeführten Gegenstände, insofern 
es zur Sicherstellung der Steuer, der Strafe und der Kosten oder zum Beweise der 
strafbaren Handlungen erforderlich ist, in Beschlag genommen werden (§ 59). Die gleich- 
lautende Bestimmung enthält das bayrische Gesetz vom 10. März 1879 beziehungsweise 
20. Dezember 1897, betreffend die Besteuerung des Gewerbebetriebes im Umherziehen; 
nur zur Sicherstellung von Steuer, Strafe und Kosten wird die Beschlagnahme im § 20 des 
Wandergewerbesteuergesetzes von Elsaß-Lothringen vom 8. Juni 1896 zugelassen etc. 
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die „Zahlungspflieht", wobei teils unmittelbare, teils mittelbare Berichtigung 
der Steuer vorgesehen ist. Im letzteren Falle sind jene Personen, welche 
steuerpflichtige Bezüge auszahlen, ex lege auch zur Steuereinhebung von diesen 
Bezügen verhalten; diese vom Steuerpflichtigen verschiedenen Personen sind 
also die Vermittler der Steuerzahlung, deren Onus den Steuerpflichtigen 
trifft und in einer Minderung seines Bezuges durch Kürzung desselben um 
die Steuer zum Ausdrucke kommt. Erfüllt das Steuersubjekt seine Zahlungs- 
pflicht durch unmittelbare Steuerentrichtung nicht, dann entsteht für das 
Finanzrecht die Frage, ob nicht eine dritte Person für die Leistung in der 
Weise verhaftet werden kann, daß ihr auf Grund eines bestehenden recht- 
lichen und wirtschaftlichen Konnexes die Ergänzimg materieller Unzuläng- 
lichkeit des primär Verpflichteten obliegt. Hat bei der Steuereinhebung durch 
einen Vermittler dieser den Steuerabzug unterlassen oder nicht in dem gesetz- 
lichen Ausmaße durchgeführt, so greift das Gesetz aus dem Grunde des in dieser 
Unterlassung liegenden Verschuldens auf den Vermittler und zieht diesea 
zur Steuerleistung heran. Hier ist also nicht die materielle Unzulänglichkeit 
des Erstverpflichteten, sondern die Verletzung einer durch das Finanzrecht 
auferlegten Pflicht der besondere Kechtsgrund der subsidiären Zahlungspflicht. 
Hiebei tritt noch der Unterschied zutage, daß einmal der Steuerpflichtige, 
von dessen Bezügen der Abzug unterlassen wurde, späterhin auch bei mate- 
rieller Unzulänglichkeit des Haftenden steuerrechtlich nicht zur nachträg- 
Hchen Zahlung herangezogen wird, ein andermal seine Zahlungsverpflichtung 
nur aufgeschoben ist und gegen ihn im Falle erfolgloser Inanspruchnahme des 
Haftenden neuerlich die Steuerforderung erhoben werden kann. 

Festzuhalten ist zur Beurteilung aller Falk persönlicher Haftung: 1. daß 
der persönlich Haftende eine vom Steuerpflichtigen verschiedene Person ist 
und 2. daß die ihm obliegende Zahlungspflicht eine subsidiäre ist. 

I. Für die Erwcrbstcucr des I. und II. Hauptstückes. 
Xach § 77 trifft die IVIiteigentümer einer Unternehmung für die auf 
diese entfallende Erwerbsteuer und den Verpächter für die dem Pächter be- 
messene Steuer die persönliche Haftimg. Steuersubjekt ist im ersten Falle 
die Personenmehrheit, welche Eigentümer der Unternehmung ist, z. B. eine 
protokollierte Firma mit mehreren offenen. Gesellschaftern. Auf diese lautet 
der Zahlungsauftrag, an diese ergeht zunächst die Einforderung der Steuer 
(V.-V. I., Art. 56, Z. 3). Erst bei Erfolglosigkeit dieses Schrittes tritt die 
persönliche Haftung der einzelnen Miteigentümer ein; es liegt hier subsidiäre 
Haftimg vor, wenngleich dies nicht im Gesetze, sondern in der Vollzugsvor- 
schrift zimi Ausdrucke kommt. Die Textierung des Gesetzes, das von einer 
Haftung der Miteigentümer zu ungeteilter Hand spricht, ist eher verwirrend, 
da zwischen der das Steuersubjekt bildenden Personenmehrheit und den der 
Haftung unterworfenen Einzelpersonen nicht ausdrücklich unterschieden 

10* 
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wird. Richtig ist, daß die persönliche Zahlungspflicht der Miteigentümer nur 
subsidiär in Anspruch genommen werden kann, daß sie aber dann im Verhältnis 
zu einander und zur Finanzbehörde nicht correi sind, sondern zu ungeteilter 
Hand, also für den gesamten Rückstand und nach Wahl der Behörde aufzu- 
kommen haben. Vorbildlich für diese Konstruktion war, wie aus der Vollzug^- 
vorschrift I., Artikel 56, Zahl 3, Absatz 2, hervorgeht, die solidarische Haftung 
der Gesellschafter nach Artikel 112 des Handelsgesetzes. Die Art der Bezug- 
nahme in der zitierten Stelle der Vollzugsvorschrift könnte aber leicht zur 
Annahme führen, daß zwischen der im § 77 begründeten und der Haftung 
niich Handelsrecht insofern zu unterscheiden sei, als die steuerrechtliche Haf- 
tung nicht auf die Mitglieder von Handelsgesellschaften Anwendung zu finden, 
für letztere vielmehr lediglich die Haftpflicht nach dem Handelsgesetze in Be- 
tracht zu kommen habe.^ Dem ist nun nicht so. Diese Haftungen verschiedenen 
Ursprunges schließen sich nicht aus, sondern bestehen bezüglich jener Per- 
sonen, die unter das Handelsgesetz fallen, nebeneinander. Die finanzrecht- 
liche Haftung nach § 77 trifft alle Miteigentümer der Unternehmung, ohne 
Rücksicht darauf, ob dieselben in einem unter das Handelsgesetzbuch fallenden 
Verhältnisse zu einander stehen, ob eine Handelsgesellschaft im Sinne des 
Handelsgesetzes vorliegt oder nicht. Besteht eine solche, so tritt gegebenen- 
falls zur finanzrechtlichen die handelsrechtliche Haftung 
hinzu. Dies ist praktisch von großem Belange : jene wird im Verwal- 
tungswege, diese im gerichtlichen Wege geltend gemaclit. Eine 
passende Ergänzung des zitierten Absatzes 2 (etwa durch das Wort „überdies^') 
hätte dieses Nebeneinanderbestehen von Haftungen verschiedener Provenienz 
und verschiedener Art der Geltendmachung unzweideutig zum Ausdrucke 

gebracht. 

* * 

Der rechtliche xmd wirtschaftliche Konnex ist auch der Grund des 
zweiten, im § 77 behandelten Haftungsfalles: der Verpächter haftet per- 
sönlich für die Erwerbsteuer des Pächters. Gewerbe beziehungsweise Gewerbe- 
rechte gehören zu jenen Vermögensobjekten oder Vermögensrechten des § 124, 
aus denen die Verpächter in Form des Pachtschillings der Sprozentigen Renten- 
steuer unterliegende Bezüge (§ 131, lit. b) empfangen. Verpachtung eines 
Gewerbes im Sinne der §§ 77, Absatz 2; 124, Z. 4; 130, Z. 3, und 131, lit. b, 
liegt dann vor, wenn der Inhaber eines Gewerbes den Betrieb dieses Ge- 
werbes pachtweise einem andern überläßt. Der Verpächter ist Gewerbe- 
inhaber: der Pächter führt den Betrieb auf eigene Rechnung, jedoch auf 
Grund eines fremden Gewerberechts. Der Fall der Verpachtung eines Ge- 
werbes liegt also nicht vor, wenn z. B. die Betriebsräumlichkeiten, eine Wasser- 
kraft und maschinelle Einrichtungsstücke einem anderen mittelst Bestand- 

^ Auch bei P r e i b e r g e r, a. a. 0., S. 349, IH., und Anmerkung 3, bleibt die 
Sachlage ungeklärt. 
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Vertrages zur Benützung überlassen werden und der Bestandnehmer das selb- 
ständig auf seinen eigenen Namen angemeldete Gewerbe, als sein 
eigenes Gewerbereeht mit Benützung der in Bestand genommenen Objekte 
ausübt.^ Der Ertrag des Paehtobjektes teilt sich zwischen dem Pächter und 
Verpächter: dieser erhält den ihm zukommenden, vertragsmäßig festgesetzten 
*Vnteil in dem Pachtschillinge. Auf diese Teilung des Ertrages beziehungs- 
weise die dem Pächter obliegende Belastung durch den Pachtschilling wird 
nach § 34, Absatz 2, bei der Bemessung des Erwerbsteuersatzes für den Pächter 
Bücksicht genommen. An den Pächter als Subjekt der Erwerbsteuer wendet 
rieh zunächst die Zahlungsforderung der Steuerbehörde : „erst im Falle der Er- 
folglosigkeit dieser Schritte*' ist die Steuer vom Verpächter einzufordern. 
(V.-V. I, Art. 56, Z. 4.) Damit ist auch für diesen Fall die Subsidiarität der 
Haftung gegenüber der scheinbar das Gegenteil anordnenden Textierung des 
Gesetzes ausgesprochen. Die Rezeption der Solidarität in den 2. Absatz des 
§ 7? hat, wenn sie nicht überhaupt nur ein Redaktionsfehler oder ein Beweis 
für die Mangelhaftigkeit des Systems ist, keinen anderen Sinn, als die 
Haftung auf das gesamte Vermögen des Verpächters und im Falle des Vor- 
handenseins mehrerer Inhaber des in Bestand gegebenen Rechtes auf alle diese 
zu ungeteilter Hand und nach Wahl der Behörde auszudehnen. 

Xach Artikel 56, Zahl 5, trifft den Afterverpachter in gleicher Weise 
die Haftung für die Erwerbsteuer des Subpächters, da die Haftung des ersten 
Verpächters nach dem Wortlaute des Gesetzes nur auf die Erwerbsteuer des 
ersten Pächters sich erstreckt. Dies ergibt sich auch aus der Natur der 
Sache: wenn der erste Pächter weiter verpachtet, so ist er überhaupt nicht 
erwerbsteuerpflichtig, sondern fällt für seinen Pachtschilling unter die Renten- 
steuer; es fehlt sonach eine Erwerbsteuerleistung des Pächters, für welche 
der Verpächter subsidiär herangezogen werden könnte. Gleichwohl ist in 
Fällen der Afterverpachtung dennoch ein Nebeneinanderbestehen der persön- 
lichen Haftung des ersten Verpächters und z. B. des zweiten Verpächters 
möglich, falls der Afterpacht ein Teilpacht ist, der erste Pächter sonach das 
Gewerbe zum Teile selbst ausübt und nur einzelne Gewerbebefugnisse pacht- 
weise weiterbegeben hat. Insoweit jeder für diesen Teilbetrieb erwerbsteuer- 
pflichtig ist, trifft seinen Verpächter hiefür die Haftung.* 



2 Entsch. d. V.-CI-.H. vom II. Dezember 1901, Z. 9325. 

2 Hinsichtlich der Haftung für die Gewerbesteuer vgl. die nachstehenden 
Bestimmungen deutscher Gewerbe steuergesetze: Schwarzburg-Rudolstadt 
vom 7. März 1893, § 14 „Gemeinschaftlicher Betrieb durch mehrere": Für die Erfüllung 
...der Verpflichtungen haften die Teilnehmer (Gesellschafter) soHdarisch; § 46, 2: Der 
Verpächter eines Gewerbes haftet für die Jahres steuer solidarisch mit dem Pächter 
desselben. Elsaß-Lothringen vom 8. Juni 1896, § 25: der Verkäufer sowie 
der Verpächter eines (xewerbes haftet für die Jahres steuer samtverbindlich mit dem 
Käufer bezw. Pächter desselben. § 9 Solidarhaftung der Teilnehmer (Gesellschafter) 
ebenso Anhalt vom 22. Mai 1897, § 9, Bayern vom 9. Juni 1899, Art. 18: Pächter 
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Aus der Textierung des § 96, der von der persönlichen Haftung der 
Vorstände und Liquidatoren einer der öffentlichen Rechnungslegung unter- 
worfenen Unternehmung für die sogenannte Nachsteuer spricht, ergibt sich 
eine Erweiterung der handelsrechtlich für diese Personen statuierten Pflichten 
und ihrer persönlichen und solidarischen Haftung für den Fall der Auflösung 
einer Unternehmung. 

§ 96 behandelt einen speziellen finanzrechtlichen Haf tungsfall 
gegenüber der nach Handelsrecht gegebenen Haftung. Eine genaue Unter- 
scheidung der Tatbestände wird dies klarstellen. Der handelsrechtliehe Haf- 
tungsfall wird dann gegeben sein, wenn bei Auflösung einer nach dem 
II. Hauptstück steuerpflichtigen Unternehmung Steuerforderungen aus be- 
messenen Steuern vorhanden sind. In solchem Falle muß nach Artikel 245 
bezw. 202, Absatz 2 und 3 des Handelsgesetzes, mit der Vennögensverteilung 
bis zur Begleichung der Steuerforderungen innegehalten werden, oder der 
zu diesem Zwecke erforderliche Betrag gerichtlich hinterlegt beziehungs- 
weise in anderer Weise sichergestellt werden. Wird die Vermögensverteilung 
ohne diese zur Befriedigung der Gläubiger angeordneten Maßregeln vorge- 
nommen, so liegt ein Verschulden der Vorstandsmitglieder oder Liquidatoren 
vor, welche dann zur Erstattung der geleisteten Zahlungen solidarisch imd 
persönlich verpflichtet sind. Dieselben haften daher für die rückständige 
Steuer, welche aus dem Vermögen der Unternehmung vor seiner Aufteilung 
beziehungsweise vor Auszahlung der Anteile an die Teilhaber hätte berichtigt 
oder hinterlegt werden sollen. Der Grund ihrer Haftung ist in diesem Falle 
ihr Verschulden nach Handelsrecht; diese Haftung fußt nicht im Finanzrechte. 

Ein anderer, wesentlich komplizierterer Tatbestand liegt der finanz- 
rechtlichen Haftung des § 96 zugrunde. Hier handelt es sich nicht um 
Rückstände an bemessenen Steuern, sondern um eine nachträgliehe 
Besteuerung, deren Anlaß die Auflösung des Unter- 
nehmens beziehungsweise die Aufteilung des Ver- 
mögens desselben bildet, und um die Einbringung 
dieser Nachtragsßteuer aus dem Vermögen der auf- 
gelösten Unternehmung. 

Xach § 95 d) und f) sind nämlich die in diesen Gesetzesstellen be- 
zeichneten Reserven und Fonds nicht in die Besteuerungsgrundlage einzu- 
beziehen: hierher gehören die Prämienreserven der Versicherungsanstalten 
und jene Teile des Erträgnisses, welche in besondere Fonds (Abschreibungs-, 

von Gewerben und öewerberechten Bind den Inhabern oder Eigentümern derselben gleich 
zu achten und als deren Stellvertreter anzusehen. Der Verpächter haftet subsidiär für 
die richtige Bezahlung der Steuer. Werden Gewerbsuntemehmungen in Gesellschaft 
mehrerer Personen betrieben, «o ist die Steuer für die Gesellschaft zu berechnen und 
von dem gesetzlichen Vertreter derselben zu erheben. Die Gesellschafter haften solidarisch 
für die richtige Bezahlung der Steuer ; W a 1 d e c k, Gewerbesteuergesetz vom 6. März 
1898, § 15, wie Schwarzb.-Rud. § 46, 2 u. a. 
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Aniortisations-, Verlustreservefonds etc.) hinterlegt werden, jedoch nur dann, 
wenn diese Fonds zur Deckung von Abgängen und Verlusten bestimmt be- 
zeichneter Art gewidmet sind und Verluste und Abgänge dieser Art entweder 
bereits eingetreten oder als voraussichtliches Ergebnis der Geschäftsverhält- 
nißse zu gewärtigen sind. Wenn und insoweit diese Reserven und Fonds der 
die Ausscheidung aus der Besteuerungsgrundlage begründenden Verwendung 
entzogen und einer der die Steuerpflicht begründenden Verwendungsart zu- 
geführt werden, hat ihre Besteuerung einzutreten. Eine unter allen Umständen 
steuerpflichtige Verwendung ist (nebst den Fällen des § 93, Abs. 1) dann 
gegeben, wenn im Falle der Auflösung der Unternehmung aus diesen Reserven 
und Fonds Zahlungen über das tatsächlich eingezahlte und nicht schon amorti- 
sierte Stammkapital hinaus geleistet werden. Diese nach dem Wortlaute des 
§ 96 als „Überschüsse über das Stammkapital" zu verteilenden Beträge sind, 
da der Steuerbefreiungstitel hinweggefallen ist, nunmehr einer Besteuerung 
zu unterziehen. Zur legalen Durchführung derselben statuiert das Gesetz 
eine spezielle Bekenntnispflicht für die Vorstandsmitglieder 
und Liquidatoren. Auf diese Xachtragssteuer ist bei der Auflösung der Unter- 
nehmung gerade so Bedacht zu nehmen, wie auf einen Rückstand an bereits 
früher bemessener Steuer, und zwar nach Artikel 245 und 202 des Handels- 
gesetzes; die Außerachtlassung dieser Anordnungen hat die handelsrechtliche 
Haftung der Vorstände und Liquidatoren zur Folge. Wenn aber diese zur Ver- 
tretung des Steuersubjekts berufenen Personen die Anzeige über denEintritt der 
steuerpflichtigen Verwendung nicht erstatten, treten die Rechtsfolgen des § 112 
ein. Die Behörde hat zunächst zu prüfen, ob die unterlassene Bekenntnislegung 
den Tatbestand der Steuerverheimlichung nach § 243 und 244, letzter Absatz, 
bildet oder nicht. Liegt ein strafbares Finauzun recht der Vertreter vor, so sind 
dieselben straffällig und hinsichtlich der Steuerleistung nach dem Prinzipe 
des § 266 in Anspruch zu nehmen. Hierüber wird in den Abschnitten über 
die persönliche Haftung in Vertretungsfällen und für die Steuer und Strafe 
in Deliktsfällen (Jll. Abschnitt unter Z. 4 und IV. Abschnitt) eingehender 
zu sprechen sein. 

Erachtet die Steuerbehörde den Tatbestand der Steuerverheimlichung 
nicht für gegeben, bemißt sie die Xachtragssteuer von Amts wegen oder auf 
Grund eines durch Ordnungsstrafen erzwungenen nachträgliehen Bekennt- 
nisses, so haften die Vorstände und Liquidatoren für diese Xachtragssteuer 
infolge des ihnen zur Last fallenden — wenn auch nicht strafbaren — Ver- 
schuldens im Grunde des letzten Satzes des § 96. Unter den Vorschriften, 
denen dieselben entgegen gehandelt haben, sind die Anordnungen des § 96 
zu verstehen, von denen die eine — Erstattung der Anzeige zur Xach- 
besteuerung — rein finanzrechtlicher Xatur, die andere — Zurückhaltung 
eines Vermögensteiles zur Bestreitung von noch schwebenden Verbindlich- 
keiten — handelsrechtlicher Provenienz, aber in den Text des § 96 rezipiert 
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worden ist. Diese Haftung ist eine finanzrechtliche und im 
administrativen Wege geltendzumachen. Mit derselben kon- 
kurriert aber die handelsrechtliche Haftung dieser Personen, weil § 96 mit 
der ausdmcklichen Berufung des Artikels 245 des Handelsgesetzes die im 
letzten Satze dieses Artikels ausgesprochene Haftpflicht wegen gesetzwidrigen 
Vorganges bei der Vermögensvei^eilung mit übernommen hat. Die Steuer- 
behörde hat in diesen Fällen die Wahl, den Steuerbetrag durch Verwaltimgs- 
akte oder durch Inanspruchnahme des Gerichtes hereinzubringen. Die Kimin- 
lierung subsidiärer Zahlungspflicht nach Finanz- imd Handelsrecht ist hier 
in der größeren Gefahr, welche durch Zuwiderhandlung gegen die Bekenntnia- 
pflicht und die Sicherung des Steuereinganges hervorgerufen wird, voll- 
kommen begründet. Da ein Verstoß gegen die Verfügungen zweier Rechts- 
ordnungen vorliegt, kann folgerichtig auf denselben mit den Zwangsmitteln 
beider reagiert werden. Während § 96 von der „Verpflichtung" zur Entrich- 
tung der entfallenden Steuer spricht, kehrt die Vollzugsvorschrift zur 
systemgemäßen Bezeichnung „Haftung" zurück (II., Art. 28, Z. 4, Abs. 2 
in fine). 

2. Für die Rent^nsteuer. 

a) Bei der Steuererhebung im Abzugswege. 

!N'ormenverletzung, also schuldhaftes Verhalten ist der Grund der per- 
sönlichen Haftung, welche nach den §§ 135 und 136 den zum Abzug der 
Eentensteuer nach § 133 verpflichteten Schuldner trifft. Diese Einhebungs- 
form der Eentensteuer hat für den Staat den doppelten Vorzug der größereu 
Einfachheit und der sicheren Erfassung der steuerpflichtigen Bezüge; sie 
wurde jedoch auf jene Fälle beschränkt, in denen ihre Vorteile ganz eklatant 
sind und zugleich die wirtschaftliche Position des Schuldners die nachteiligen 
Wirkungen einer Überwälzung der Eentensteuer vom Gläubiger auf den 
Schuldner ausschließt.* Steuersubjekt ist nach § 133 der Bezugsberechtigte, 
Vermittler der Steuerzahlung durch Abzug der Schuldner.^ 

Träger der Abzugsverpflichtung sind nach § 133, Zahl 1: a) der Staat, 
die Länder imd die öffentlichen Fonds hinsichtlich aller durch ihre Kassen 



* Motive zur Regierungsvorlage, 380 der Beilagen zum stenographischen Protokolle 
des Abgeordnetenhauses, XI. Session, 1892, S. 81. 

^ Demselben ist jedoch nicht verwehrt, durch ein vertragsmäßiges Übereinkommen 
die in Abzug zu briftgende Steuer auf eigene Rechnung zu übernehmen. (V.-V. EH., 
Art. 8, Z. 3.) Solche Vereinbarungen schaffen stets nur Rechte inter partes, nicht gegen- 
über dem Staate; den Steuerbehörden steht über die Rechtswirkungen derselben keine 
Entscheidung zu, die vielmehr im Zivilrechtswege anzustreben ist. Die subjektive 
Rentensteuerpflicht tritt bei der Steuererhebung im Abzugswege hinter der objektiven 
Steuerpflicht, der Beschaffenheit des Bezuges, welcher zum Abzüge geeignet sein muß, 
zurück; letztere ist a u s s c h 1 i e ß 1 i c h maßgebend. Subjektive Steuerbefreiungen be- 
ziehen sich niemals auf die Zinsen und Renten, von denen die Steuer im Abzugswege 
einzuheben ist (§ 126). 
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oder Zahlstellen zur Auszahlung gelangenden rentensteuerpflichtigen Bezüge 
mit Ausnahme eines etwa auszuzahlenden rentensteuerpflichtigen Pachtzinses. 
Die Abzngspflicht erstreckt sieh also auch z. B. auf Einlösungs- und Ent- 
schädigungsrenten, nicht nur auf Zinsen und Renten von Wertpapieren, welche 
diese juristischen Personen emittierten, und auf Zinsen von Spareinlagen nach 
§ 181, lit. a), c) und d); b) Bezirke, Gemeinden und die Unternehmungen der 
Öffentlichen Rechnungslegung, aber nicht hinsichtlich aller durch ihre 
Kassen zur Auszahlung gelangenden rentensteuerpflichtigen Bezüge ; diese Ver- 
pflichteten haben den Abzug nur von den Zinsen und Renten der von ihnen 
emittierten Wertpapiere und von den Zinsen von Spareinlagen vorzimebmen 
(vgl. V.-Y. III, Art. 8). Der effektiven Auszahlung steht die in irgendeiner 
Form stattfindende Gutsehreibung der einzelnen Bezugsrate gleich, z. B. die 
Zurechnung zum Kontokorrentguthaben, die Zuschreibung der Spareinlage- 
und Zinseszinsen zum Kapital des Einlegers etc. 

Alle diese abzugspflichtigen Schuldner haben eine dreifache Aufgabe zu 
erfüllen, die sich aus der Analyse des Yerpflichtungsinhaltes ergibt: 

a) Sie sind Bemessungsinstanz, die zu prüfen hat, ob der auszubezahlende 
Bezug rentensteuerpfliehtig und welcher Prozentsatz (10, 2 oder 11/2%) ^^- 
zuwenden ist, welcher Abzugsbetrag sonach ziffermäßig in concreto entfällt. 

Diese Funktion des Schuldners wird anerkannt: 1. durch die Einräumung 
des Beschwerderechtes gegen die Steuerermittlung des Schuldners. Solche 
Beschwerden können nach der Vollzugsvorschrift III, Artikel 8, Zahl III die 
Unzulässigkeit des Steuerabzuges behaupten oder die Höhe des zur 
Anwendung gebrachten Steuersatzes anfechten; 2. durch die in Aus- 
iiKirung des § 134, letzter Absatz, in der Vollzugsvorschrift (III., 
Art. 11, Z. 4) detailliert getroffenen Anordnungen über die der Steuerbehörde 
zustehende Zensur der vom Schuldner vollzogenen Bemessung. In der Voll- 
zugsvorschrift kommt die Zerlegung der Abzugsverpflichtung in eine Be- 
messung, Einhebung und Abfuhr weit unzweideutiger zum Ausdruck als im 
ersten Satze des § 135, der, die zeitliche Aufeinanderfolge der Verpflichtungs- 
handlungen ignorierend, von der „Bewerkstelligung, richtigen Berechnung 
und Abfuhr*^ der bezeichneten Abzüge spricht. 

Wenn die Behörde prüft, „ob der richtige Steuersatz zur Anwendung ge- 
bracht und die Steuersumme richtig berechnet ist, ferner namentlich, ob die 
Steuer von allen im Sinne des § 133 dem Steuerabzüge unterworfenen Schuld- 
kategorien berechnet" wurde, so muß wohl von einer vom Schuldner vorgenom- 
menen, dieser IS^achprüf ung unterworfenen Steuerbemessung ausgegan- 
gen werden, welche von der Behörde auf den Schuldner ex lege devolviert. 

b) Der auszahlende Schuldner ist sodann Steuereinbringungs- 
organ; er hat bei Auszahlung oder Gutschreibung jeder Rate eines 
rentensteuerpflichtigen Bezuges die von ihm bemessene Steuer für Rechnung 
des Staatsschatzes in Abzug zu bringen, ohne Rücksicht darauf, an wen oder 
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an welchem Orte die Auszahlung erfolgt; subjektive Steuerbefreiungen sind 
irrelevant, die Zahlungen der im Auslande befindlichen schuldnerischen Kassen 
sind nicht exiniiert. Die Individualität des Steuersubjekts, welches häufig 
persönlich unbekannt bleibt, spielt hier keine KoUe : von den fällig gewordenen 
Coupons wird die Rentensteuer bei der Einwechslung abgezogen, ohne Rück- 
sicht darauf, wer dieselben präsentiert. 

Es ist daher auch belanglos, ob sich die Wertpapiere dauernd oder vor- 
übergehend im Besitze der Emissionsstelle befinden, dafem sie nicht nach dem 
Tilgungsplane bereits amortisiert, also rechtlich nicht mehr existent sind. 
Dies ergibt sich aus der Anordnung der Zahl 5, Vollzugsvorschrift III, 
Artikel II, nach der die Steuerbehörde zu prüfen hat, ob die ausgewiesene 
Totalsumme der rentensteuerpflichtigen Zinsen mit der Höhe des laut Ver- 
losungsplanes oder Rechnungsabschlusses noch aushaftenden Schuld- 
kapitals .... übereinstimmt. 

c) Die durch den Abzug eingebrachte Steuer ist entweder binnen der 
im Gesetze bezeichneten Xormalfrist, nämlich binnen 14 Tagen nach Ablauf 
eines jeden Vierteljahres oder vor Ablauf der vom Finanzministerium 
erstreckten Abfuhrs- und Abrechnungsfrist an die Steuerkasse zu leiten. Diese 
Übermittlung der Steuer erfolgt also auf Gefahr und Kosten des abziehenden 
Schuldners; sie muß rechtzeitig und an die richtige Staatskasse® geschehen, 
widrigenfalls den mit der Abfuhr in mora befindlichen Schuldner die Ver- 
pflichtimg zur Zahlung von Verzugszinsen trifft (§ 135). Dieser Paragraph 
enthält nicht bloß eine Wiederholung des im § 283 ausgesprochenen Prinzips, 
sondern dehnt die Verzugszinsenpflicht auf das durch § 133 ff. gesehaffejw> 
finanzrechtlich noch nicht mit einem terminus technicus belegte Vermittlungs- 
organ aus, während bis dahin nur die Steuersubjekte derselben unter- 
worfen waren; zugleich reduziert derselbe aber die Anwendung des A^erzugs- 
zinsengesetzes (vom 9. März 1870 bezw. 23. Janner 1892) für den vorliegenden 
Fall durch Verengerung des Tatbestandes in Form einer Beschränkung des 
Objekts, von dem der A^erzugszins entfallen soll. Als dieses gilt nur die vom 
Schuldner bemessene beziehungsweise eingehobene, aber verspätet ab- 
geführte Steuer. 

In der Anschauung über die Tragweite dieser gesetzlichen Bestimmungen 
besteht zwischen der Vollzugsvorschrift und den Gesetzesauslegern ein bisher 

* D. i. die von der Finanzverwaltung nach § 134, Abs. 1, zu bezeichnende 
Kasse. Es hängt mit dem Wesen der Verbindlichkeit zusammen, gilt also auch von der 
öffentlichrechtlichen, daß sie nur durch Leistung des geschuldeten Gegenstandes am 
richtigen Orte und zur richtigen Zeit erfüllt werden kann. Von großer praktischer 
Bedeutung ist hier das Verhältnis der stationes fisci. Ungeachtet der rechtlichen 
Einheit des Staates gilt eine auf Geld gerichtete Abgabenpflicht aus Gründen, welche 
in der Organisation des staatlichen Kassenwesens liegen, als nicht getilgt, wenn sie an eine 
unrichtige Kasse abgeführt wird. Den Geschäftsstunden des Privatverkehres entsprechen 
hier die Amtsstunden, dem kaufmännischen Domizile das Kassenlokale, 
vgl. T e z n e r, Privatrechtstitel im öffentlichen Recht, Archiv f. öff. Recht, 9. Bd., S. 504. 
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nicht erörterter, aber sehr belangreicher Widerspruch. Das Gesetz bestimmt 
als Gegenstand der Berechnung der Verzugszinsen die von den Schuldnern 
in Abzug gebrachten, aber nicht termingemäß an die Staatskasse ab- 
geführten Steuerbeträge. Eine solche Gesetzesbestimmung muß doch wohl 
strikte interpretiert werden. Hat der Abzugspflichtige nichts oder zu wenig 
abgezogen, so ist dieses Minus nicht in die Verzugszinsenberechnung einzu- 
beziehen, da von in Abzug gebrachten Steuerbeträgen keine Rede sein kann. 
Würde ein solcher Schuldner den tatsächlich abgezogenen Steuerbetrag, der 
aber in zu geringem Ausmaße von ihm bemessen wurde, verspätet abführen, 
träte die Verzugszinsenpflicht nur für diesen, nicht für jene Summe ein, 
welche aus dem Titel der unrichtigen, weil zu geringen Bemessung nachzu- 
zahlen kommt. Erst wenn dieser Nachzahlungsbetrag nicht termingemäß 
eingeht, kann die Verzugszinsenberechnung von demselben Platz greifen. Die 
A^oUzugsvorsehrift, welche sich in den Artikeln 11 und 12 mit der Verzugs- 
zinsenfrage imgemein ausführlich beschäftigt, bedient sich nicht der attribu- 
tiven Bezeichnung des Gesetzes, „die in Abzug gebrachte" Steuer, sondern 
substituiert dieser den Ausdruck die „entfallende" Steuer. Hier liegt nicht 
bloß ein Worttausch vor, sondern eine Tatbestandserweiterung, die zu ganz 
anderen Ergebnissen führt; nach der Vollzugsvorschrift ist der Abzugs- 
pflichtige verzugszinsenpflichtig, sowohl wenn die Abfuhr ziffermäßig 
als auch wenn sie zeitlich nicht dem Gesetze gemäß stattfindet. 

Im einzelnen konstruiert die Vollzugsvorschrift die zur Verzugszinsen- 
pflicht führenden Tatbestände folgendermaßen: 

1. die „entfallende" Steuer wird vollständig, aber nicht rechtzeitig 
abgeführt (Art. 12, Z. 1); 

2. die „entfallende" Steuer wird überhaupt nicht oder nur unvoll- 
ständig abgeführt (Art. 12, Z. 3); 

3. die Bentensteuer ist in irgendeiner Weise zu gering berechnet, 
daher zu wenig Steuer abgeführt worden (Art. 11, Z. 6), 

wobei gleich bemerkt werden soll, daß Fall 2 und 3 ineinander übergehen.. 
Man sieht schon, zu welchen Konsequenzen die Differenz zwischen dem Wort- 
laute des Gesetzes und der Vollzugsvorschrift führt. Die „entfallende" Steuer 
nach der Vollzugsvorschrift ist stets die rite, in Gemäßheit des Gesetzes sich 
ergebende Steuersumme; wer diese verspätet abführt, ist in mora und zinsen- 
pflichtig: es ist gleichgültig, ob der verspätete Einlauf des Geldes in die 
Steuerkasse seinen Grund in der gänzlichen oder teilweisen Eückbehaltimg 
der rite abgezogenen „entfallenden" Steuer hat, oder ob die zu gering abge- 
zogene Steuer zwar rechtzeitig abgeführt, damit aber nur ein Teil der ent- 
fallenden Steuer geleistet wurde, während die Differenz auf einer un- 
richtigen Berechnung der Steuer beruht. Als Grund dieser erweiternden 
Interpretation des Gesetzes in der Vollzugsvorschrift sehen einige den Um- 
stand, daß eine differierende Behandlung bezüglich der nicht rechtzeitig in 
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die Staatskasse fließenden Gelder nicht zutreffend wäre; immer liege ein 
Verschulden der abzugspflichtigen Partei vor; ob dieselbe schlecht bemesse 
oder verspätet abführe, bringe die gleiche Folge mit sich: der Staat kommt 
zu spät zur Befriedigung seiner Forderung. Es sei unrichtig, hier ein 
Bedaktionsübersehen anzunehmen, aber auch nicht zutreffend, zu behaupten, 
daß der von der Verzugszinsenpflicht handelnde zweite Absatz des § 135 z^ar 
die Anwendung des Verzugszinsengesetzes auf die mora des Abzugspflichtigen 
ermögliche, diese Eezeption des § 283 jedoch im vorliegenden Falle nur mit 
einer objektiven Beschränkimg \^drksam werde. Der Abzugspflichtige, id est 
persönlich Haftende trete de facto, wenn auch nicht vollends theore- 
tisch, an die Stelle des Steuersubjektes imd sei daher eben wie ein Steuer- 
pflichtiger zu behandeln. 

Unseres Erachtens hat das Gesetz mit ausreichendem Grunde den Tar- 
bestand der Verzugzinsenpflicht so enge gezogen, weil es die eigenartige finanz- 
rechtliche Stellung des Abzugspflichtigen in billiger Weise gewürdigt hat. 
Von den Pflichten, die das Gesetz diesem auferlegt, ist die Steuerabfuhr zum 
richtigen Zeitpunkte die am leichtesten erfüllbare: der Erfüllung derselben 
stehen rechtliehe oder wirtschaftliche Bedenken nicht im Wege. Der anver- 
traute Betrag ist termingemäß abzuliefern: das Minimum von Aufmerk- 
samkeit, den gesetzlichen Zeitpunkt im Auge zu behalten, wird verlangt. 
Die Zuwiderhandlung gegen diese Forderung des Gesetzes ist eine gröbere 
Pflichtverletzung, als eine unrichtige Ermittlung der Steuer. Richtige Be- 
messung setzt genaue Gesetzeskenntnis voraus, die Anwendung des Gesetzes 
ist nicht immer unbestritten; in dubio den geringeren Abzug zu machen 
oder Abzugsfreiheit anzunehmen, dazu führt die wirtschaftliche Rücksicht 
des Schuldners gegen den Gläubiger, die aus geschäftlichen Gründen zur 
Selbstzahlung der Steuer seitens des Schuldners führen kann. 

Unrichtige Bemessung und infolgedessen zu geringer Steuerabzug sind 
in vielen Fällen entschuldbare, stets aber geringer anzuschlagende Erschei- 
, nungsformen zivilen Finanzunrechtes, als die nichttermingemäße Abfuhr für 
staatliche Rechnimg gesammelten Geldes. Es wäre mehr als unbillig, eine 
schlechte Steuerbemessung seitens des auszahlenden Schuldners ohne weiteres 
mit Verzugszinsen zu strafen, die Verantwortung des Steuerzwecken dienenden 
Hilfsorganes, wie sie im ersten Satze des § 135 durch Fixierung der persön- 
lichen Haftung für die Steuer zum Ausdrucke kommt, durch Auflegung von 
Strafzinsen in allen Fällen zu erweitem und zu verschärfen. Die „Schlam- 
perei" mit einer materiellen Pön zu treffen, erscheint ganz angemessen, die 
Erweiterung des Anwendungsgebietes derselben hart und ungerechtfertigt. 
Da sich also aus der Institution des Steuerabzuges die Differenzierung im 
Aiismaße der Verantwortung ungezwungen erklären läßt, so dürfte man wohl 
zu dem Schlüsse kommen, daß die Anordnungen der Vollzugsvorschrift über 
das Gesetz hinausgehen. 
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Die Kommentatoren ' halten die verschiedenen Tatbestände richtig aus- 
einander („der § 134 handelt von dem Falle, daß aus einem Rechts- oder Tat- 
irrtum zu wenig Eentensteuer abgezogen wurde; der § 135 handelt jedoch 
von dem Falle der verspäteten Abfuhr"), machen jedoch auf die Divergenz 
zwischen Gesetz imd Vollzugsvorschrift hinsichtlich der Verzugszinsenpflicht 
nicht aufmerksam; sie verlangen aber ganz richtig bei den Nachtragszahlungen 
nach § 134 keine Verzugszinsen. 

Mit der Übertragung der für das Ärar zu vollziehenden Amtsfunk- 
tionen verbindet das Gesetz im § 135 die persönliche Haftpflicht 
der abzugspflichtigen Schuldner a) für die richtige Berechnung, d. i. Be- 
messung der Rentensteuer; b) für die Bewerkstelligung des Abzuges und 
c) für die Abfuhr der Steuer. Der Staat sichert sich also den Eingang der 
Abzugsrentensteuer, indem er den persönlich haftenden Schuldner, in keinem 
Falle den durch den Abzug zu treffenden Gläubiger zur Leistung heranzieht. 
Er kümmert sich auch gar nicht darum, ob der Schuldner in der Lage ist, 
den Abzug nachträglieh noch von den Bezügen des Gläubigers bewerkstel- 
ligen zu können. Häufig ist dies dem Schuldner gar nicht möglich, z. B. wenn 
er die Person des Gläubigers nicht kennt, wie bei rentensteuerpflichtigen 
Coupons; in anderen Fällen ist die nachträgliche Abzugsberechtigung nicht 
unbestritten und die Abzugsmöglichkeit fraglich. Als Schulbeispiel hiefür - 
mögen die gewöhnlichen Fälle einer fortlaufenden Rentenzahlung und des 
Aufhörens des Rentenbezuges dienen. Der Schuldner hat von jeder auszu- 
zahlenden Rate des rentensteuerpflichtigen Bezuges die im § 131 bezeichneten 
Prozentsätze in Abzug zu bringen. Ein Mehr abzuziehen ist ihm nicht ge- 
stattet; er darf daher weder im vorhinein bei einer Rate auch die für die 
nächsten Raten entfallende Steuer, noch — muß logischerweise geschlossen 
werden — bei einer späteren Rate die früher irrig nicht abgezogene Steuer 
nachträglich hereinbringen. Täte er es aber, so steht dem Gläubiger das 
durch Artikel 8, III, Vollzugsvorschrift III, geschaffene Boschwerderecht zu 
und die Steuerbehörde wird bei strikter Interpretation des Gesetzes die Höhe 
des Abzuges in solchem Falle als unzulässig bezeichnen müssen, da § 133, 
Absatz 1, die Grenzen der Abzugsberechtigung für jeden Zahlirngsfall unab- 
änderlich normiert hat.® Xoch prekärer ist die Lage des Schuldners, wenn 
mittlerweile der rentensteuerpflichtige Bezug aufgehört hat, er also keinen 
nachträglichen Abzug mehr vornehmen kann. Den Ersatzanspruch könnte 
er also nur aus einem anderweitigen Vermögen oder Einkonmien des Gläu- 
bigers befriedigen; dazu gewährt ihm aber das Steuergesetz keine Handhabe, 
er wird in beiden Fällen nur den Civilrechtsweg beschreiten können. 

"^ Kommentar von Bugno-Widmer, Bd. 2, S. 29, Anm. 1; Freiberge r, 
a. a. 0., S. 454, geht auf das Detail der Frage nicht ein. 

® Anders bei dem Steuerabzüge nach § 234, den der Dienstgeber an den Raten 
der von ihm auszuzahlenden Dienstbezüge vorzunehmen hat. 



Digitized by 



Google 



150 Dr. Josef Ritter von Bauer 

Das wiederholt berührte Zurücktreten des Steuersubjektes hat auch zur 
Folge, daß bei erfolgloser Inanspruchnahme des Haftenden zur Steuerzahlung 
seitens der Steuerbehörde nicht wiederum auf dieses als primär Zahlungs- 
pflichtigen gegriffen wird. 

Die Geltendmachung der persönlichen Haftung erfolgt mittels 
Zahlungsaufforderung unter Angabe der Gründe, die Einbringung der rechts- 
kräftig auferlegten Zahlung im administrativen Wege durch dieselben Organe 
und in derselben Weise, wie die Einbringimg der direkten Steuern. Diese 
Haftung erstreckt sich auch auf die Verzugszinsen, soweit solche nach § 135 
aufgerechnet werden dürfen; Zinseszinsen sind nicht zu berechnen, ebenso- 
wenig Zuschläge für die Selbstverwaltungskörper, da, wie Vollzugsvor- 
schrift III, xirtikel 13, Z. 6 a, besagt, die Erhebung von Zuschlägen zu der 
im Abzugswege einzubringenden Rentensteuer, welche ihrer Natur nach nicht 
an einem bestimmten Orte zur Vorschreibung gelangt, nicht möglich ist.' 

Wie schon erwähnt, findet die sachliche Haftung, der rentensteuer- 
pflichtige Bezüge nach § 150 unterliegen, hier keine Anwendung. 

Diese so überaus weitgehende Heranziehung des Schuldners zum techni- 
schen Besteuerungsprozesse, der Umfang der demselben auferlegten Haftung, 
das Ignorieren des Steuersubjektes, die Zulässigkeit der Steuerüberwälzung und 
das Fehlen einer sachlichen Haftung des Bezuges für die Steuer vereinigen sich 
zu einem dem österreichischen Steuerrechte allein eigentümlichen Bilde. 

Die charakterisierenden Merkmale der persönlichen Haftung: Verschie- 
denheit des Steuersubjektes und des Haftenden, femer Subsidiarität der 
Haftung sind zwar auch hier theoretisch festgehalten; die Subsidiarität tritt 
jedoch tatsächlich zumeist zurück. 

b) Bei der auf Grund von Bekenntnissen bemessenen 

Steuer. 
An die sachliche Haftung jener Bezüge, von denen die auf Grund von 
Bekenntnissen vorgeschriebene Renten Steuer zu entrichten ist, knüpft das 
Gesetz im Stadium der Geltendmachung dieser eine persönliche Haftung des 
zur Auszahlung der haftenden Bezüge Verpflichteten im Falle des Ungehor- 
sams desselben gegenüber dem Sperrauftrage. Dieser Fall unterscheidet sich 
wesentlich von der persönlichen Haftung des § 135. Dem Auszahlenden ob- 
liegt keine Steuerermittlungsverpflichtung, er hat nicht aus eigener Initiative 
vorzugehen. Ob der auszuzahlende Bezug der Rentensteuer unterliegt oder 
nicht, ob der Auftrag der Steuerbehörde, die Zahlungen der betreffenden 
Bezugsraten bis zur Deckung des bekannt gegebenen Rückstandes an Renten- 
steuer samt Xebengebühren zurückzuhalten gerechtfertigt ist oder nicht, hat 
den Auszahlenden nicht zu kümmern. Hingegen obliegt ihm: 1. vom Tage 

' Frei berger, a. a. 0., S. 451, erofänzt diesen Passus dahin, daß bei dieser 
Erhebungsfomi eine Örtliche Steuerzuständigkeit nicht begründet wird. 
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der Bekanntgabe des Steuerrückstandes, das ist vom Tage der Zustellung des 
bezüglichen Verständigungsdekretes, an fällig werdende Zahlungen nicht mehr 
an den Bezugsberechtigten, an dessen Ordre oder für dessen Rechnung auszu- 
zahlen, oder 2. mit einer nach diesem Zeitpunkte erworbenen Gegenforderung 
zu kompensieren, und 3. die unter Berufung auf den behördlichen Auftrag 
zurückbehaltenen Beträge den Organen der Steuerbehörde gegen Amts- 
quittung auszufolgen; 4. ist er am Vollzuge des Retentionsauf träges durch 
den Bestand eines anderen Pfandrechts behindert, so hat er diese Tatsache 
nachzuweisen. 

Da dieses Pfandrecht kein Vorzugspfandrecht ist, bleibt der behördliche 
Retentionsauf trag nur insoweit wirksam, als nicht ein anderes bereits erwirktem 
Pfandrecht die Bezüge zur Gänze umfaßt, betrifft also nur den freibleibenden 
Teil der Bezüge oder tritt erst in Kraft, wenn ersteres Pfandrecht ganz oder 
teilweise erlischt. 

Das Zuwiderhandeln gegen diese Obliegenheiten ist das die Haftung 
begründende Verschulden. Strittig ist hiebei nur das Verhalten des Schuldners 
bei Konkurrenz des gesetzlichen Pfandrechts mit früher erworbenen Privat- 
pfandrechten. Gesetz und Vollzugsvorschrift sagen überhaupt nicht, was der 
auszahlende Schuldner zu tun hat, wenn die Voraussetzungen für den Vollzug 
des behördlichen Retentionsauftrages nicht zutreffen, z. B. der rentensteuer- 
pflichtige Bezug inzwischen erloschen ist oder dieser durch ein Privatpfandrecht 
mit Beschlag belegt ist. Streng genommen hat der Schuldner gar nichts zu 
tun, sondern auf die Zahlungsaufforderung aus dem Titel der Haftung zu 
warten, gegen die er nach § 151 Rekurs ergreifen kann. 

Im Formular M, nach dem der Retentionsauftrag zu erlassen ist,^^ findet 
sich der Auftrag, daß der Bestand eines anderen Pfandrechts „im Rekurs- 
wege" nachzuweisen ist und ein Rekurs gegen die Rückhaltungsverständigung 
eingebracht werden kann. Insofern die Formularien integrierende Bestand- 
teüe der Vollzugsvorschriften sind, kann hier von einer durch die VoUzugs- 
vorschrift angeordneten Pfandrech tsnach Weisung als Verpflichtung des 
Schuldners im Sinne des § 150 gesprochen werden, die in der Form der Ein- 
bringung eines Rechtsmittels zu erfolgen hat. Der Retentionsauftrag bildet 
keinen Exekutionstitel im Sinne des § 1, Z. 13, Ex.-O., weil mit demselben 
dem Verpflichteten keineswegs die Zahlung der Steuer aus eigenem Vermögen 
aufgetragen wird. Aus der Vergleichung der Bestimmung des § 151 mit dem 
dritten Absätze des § 150 ergibt sich, daß der Umfang der persönlichen 
Haftung, welche denjenigen trifft, der die ihm verordnete Zurückbehaltung 
versäumt hat, durch den in Gemäßheit des § 151 erlassenen Zahlungsauftrag 
festgestellt werden muß und daß erst dieser rechtskräftig gewor- 
dene Zahlungsauftrag den Exekutionstitel bilden kann." Wenn der Schuldner 

10 Anhang zur V.-V., HI. 

1» E. des Ob. G.-H. vom 17. Dezember 1902, Z. 16.920, Nowak, V, 651. Bemerkt 
sei, daß das Judikat den im § 151 vorgesehenen „Zahlungsauftrag" bezieht, wiewohl 
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daher gegen die Zahlungsaufforderung kein Kechtsmittel ergreift und auch 
in diesem Stadium den Nachweis des bestehenden Pfandrechts oder des Auf- 
hörens der Bezüge nicht erbringt, würde die Zahlungsaufforderung und mit 
ihr implicite auch der Eetentionsauftrag in Rechtskraft erwachsen. 

3. Für die Einkommensteuer, 
a) Von Dienstbezügen. 

Das Gesetz perhorresziert prinzipiell die Überwälzung der Personal- 
einkommensteuer vom Steuersubjekte auf andere Personen (§ 238) und erklart 
deshalb vertragsmäßige Vereinbarungen, die eine derartige Verschiebung der 
Steuerzahlungspflieht anstreben, für rechtsunwirksam. Diese spezielle Bindung 
der Steuerleistung an das Steuersubjekt ergibt sich teils aus den Steuer- und 
sozialpolitischen Gesichtspunkten, welche zur Steuerreform imd insbesondere 
zur Einführung einer das Gesamteinkommen bei dem Steuersubjekte treffenden 
Einkommensteuer geführt haben, teils aus der Notwendigkeit, den Schuldner, 
der Kapitalszinsen zu zahlen hat, vor einer Steuerlast zu schützen, die den 
Empfänger der Zinsen, den Gläubiger, zu treffen hat, zumal die Zifferhöhe 
der gerade auf diese Kapitalszinsen entfallenden Steuer, die beim Gläubiger 
nach seinem Gesamteinkommen progressiv zu bemessen ist, zumeist nicht 
bestimmbar ist, anderseits diese Steuer nicht nach dem Gesamteinkommen des 
Schuldners, also nicht nach seiner steuerlichenLeistungsfähigkeit ermittelt wird. ^* 

Ist also der Schutz des wirtschaftlich schwächeren Schuldners gegen 
den wirtschaftlich kräftigeren Gläubiger das spezielle Motiv des gesamten 
Überwälzimgsverbots, so fällt dieses im Verhältnisse des Dienstgebers zum 
Dienstnehmer hinweg: jener ist der wirtschaftlich kräftigere und nichts steht 
im Wege, daß er die in der Einkommen- oder Besoldungssteuer liegende Be- 
lastung des Dienstnehmers auf sich nimmt, zimial die Steuersumme, welche 
auf den Dienstbezug fällt, ziffermäßig bestimmt ist. Tatsächlich hatten in 
zahlreichen Fällen die Dienstgeber die nach dem früheren Gesetze von den 
Bezügen ihrer Bediensteten entfallende Einkommensteuer 11. Klasse auf sich 
genommen; häufig sicherten vertragsmäßige Vereinbarungen diese Verhältnisse. 
Das Gesetz kommt also diesem Zustande, der sich nach rein wirtschaftlichen Ge- 
sichtspunkten allmählich herausgebildet hatte, entgegen und gestattet die Über- 
wälzung der Steuer von Dienstbezügen (§ 238, Absatz 2) als einzige Ausnahme 
von dem Grundsatze der Nichtübertragbarkeit der Steuerlast. Hiermit hängt 
die Einhebung der Steuer durch den Dienstgeber enge zusammen. Diese Ein- 

nacli dieser Gesetzesstelle die lüanspruchnahme des Haftenden durch eine „Zahlungs- 
aufforderung" zu erfolf^en hat. Dies ist nicht lediglich eine belanglose "WortdifFerenz: 
Nach dem Personal steuergesetze werden Zahlungsaufträge an den Steuerpflichtigen, 
Zahlungsaufforderungen an den Haftenden erlassen. 

^^ Näheres hierüber und über den Zweck des Art. XIV, Abs. 2, in den Kommen- 
taren zu § 238 und Art. XIV und in der Gesetzesausgabe von Heisch, Aufl. 1900, 
S. 24 und 264. 
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richtuug, bodenständig im Einkommensteuerj^atente vom Jahre 1849, ist ent- 
sprechend ausgestaltet in das Personaleinkommenstenergesetz übergegangea 
und war zugleich die Type für die Durchführung der Steuereinbringung durch 
dritte Personen auch in anderen Fällen. Die unmittelbare Geltendmachung 
der Steuerforderung von stehenden Bezügen gegen den Dienstgeber ist im 
Personaleinkommensteuergesetze die Kegel; sie war im § 234 ursprünglich 
im weitesten Umfange für alle unter die §§ 167 und 168 fallenden Dienst- 
bezüge ausgesprochen, ist aber durch die kaiserliche Verordnung vom 8. Juli 
1898, R.-G.-Bl. Nr. 120, hinsichtlich veränderlicher Bezüge aus praktischen 
Gesichtspunkten aufgehoben worden. Dermalen obliegt also den Dienstgebern, 
welche feststehende Dienstbezüge oder nebst feststehenden auch veränderliche 
Dienstbezüge an dieselbe Person auszahlen, die von denselben entfallende 
Einkommen- und Besoldimgssteuer in denselben Terminen und in denselben 
verhältnismäßigen Raten, in denen die Auszahlung des Bezuges erfolgt, ab- 
^fuziehen und nach § 235 an die Staatskasse abzuführen.*^ 

Um die Verantwortlichkeit des Dienstgebers aus dieser Verpflichtung 
systematisch zu entwickeln, bedarf es zunächst einer Analyse der letzteren. 

1. Nach dem 1. Absätze des § 234 wäre anzunehmen, daß den Dienst- 
gebern lediglich die Abzugspflicht hinsichtlich der den Empfängern von den 
Dienstbezügen vorgeschriebenen Steuer zukomme, die ihnen zu diesem Zwecke 
von den Bemessungsbehörden alljährlich bekannt zu geben ist. Da sich 
diese Bekanntgabe in der Form einer Zahlungsaufforderung abspielt, so wäre 
hiemach : 

a) die Ermittlung der Höhe des Abzuges auf Grund der Steuerbemes- 
8img ausschließlich Sache der Steuerbehörde; 

b) die Durchführung dieses Abzuges im Grimde der behördlichen Auf- 
forderung, also erst von der auf das Einlangen derselben nächstfolgenden Aus- 
zahlungsrate ab Sache des Dienstgebers. 

Das Steuerrecht begnügt sich aber nicht mit dieser einfachen Verpflich- 
tung, es fordert von dem Dienstgeber weit mehr. Er muß auch als Steuer- 
bemessungsorgan für die säumige Steuerbehörde eintreten, er hat provisorisch 
bis zum Einlangen der die behördliche Bemessung enunzierenden Zahlungs- 
aufforderung die Steuer zu ermitteln, und da die behördliche Bemessung mit 
Rücksicht auf den im Gesetze festgelegten Veranlagungsapparat fast nie- 
mals vor der Auszahlung der ersten Bezugsrate bei dem Dienstgeber ein- 
treffen kann, wird diese Pflicht der provisorischen Bemessungzur 
nahezu ausnahmslosen Regel. 

Selbständig ist die Bemessimg bei im Laufe eines Jahres neu entste- 
henden steuerpflichtigen Bezügen vorzunehmen. Nach § 234, Absatz 4, hat der 
Dienstgeber bis zum Eintreffen der ersten Verständigung der Steuerbehörde, 

" Über die Bezeichnung „Dienstgeber", deren sich das Gesetz nicht bedient, sieh 
die Ausfühmngen unter V., 1 (Haftung der Exterritorialen). 

11 
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worunter die „Zahlungsaufforderung" des ersten Absatzes zu verstehen ist, 
die auf den Dienstbezug ak Jahresbezug entfallende Steuer zu berechnen und 
in Abzug zu bringen. Da es nicht Sache des Dienstgebers sein kann, eventuelle 
andere Einnahmen des Bediensteten zu kennen, oder auf etwaige Abzugsposten 
Bedacht zu nehmen, oder jene Tatsachen festzustellen, die nach § 173 eine Re- 
striktion des steuerpflichtigen Einkommensbetrages beziehungsweise nach 
§ 174 eine Ermäßigung des Steuersatzes bis zur gänzlichen Freilassung be- 
wirken können, so ist ihm die Ermittlung des Steuerbetrages sehr vereinfacht: 
er hat lediglich die von dem Geeamtdienstbezuge nach der Skala entfallende 
Einkommensteuer (§ 172) beziehungsweise die nach der Skala des § 233 ent- 
fallende Besoldungssteuer zu ermitteln Und abzuziehen. Sind nun auch die 
eben bezeichneten, für die Bemessung relevanten Faktoren aus dem Erwä- 
gimgskreise des Dienstgebers ausgeschaltet und die Steuerstufen für einen 
Jahresbezug leicht abzulesen, so ist dennoch dem zum Bemessungsorgane pro- 
movierten Dienstgeber ein weites Feld der Verantwortlichkeit, Anlaß zu Irr- 
tümern und Fehlem geblieben: dieser ist in der steuerrechtlichen Konstruk- 
tion des Begriffes: ,J)ienstbezug" gegeben. 

Es ist nicht ganz einfach, den der Besteuerung zu unterziehenden Dienst- 
bezug ziffermäßig festzustellen; dieser ist nach steuerrechtlichen Grundsätzen 
zu ermitteln. Auch wenn der Dienstgeber die bezüglichen Gesetzesstellen kcmit 
und erfaßt, bleiben für ihn in praxi noch immer Schwierigkeiten übrig, die 
Höhe des steuerpflichtigen Gesamtdienstbezuges im Sinne des Gesetzes richtig 
festzustellen: a) wenn (§ 167, Z. 1) die Dienstbezüge ganz oder teilweise Na- 
turalbezüge sind, die dann nach den wirklichen Preisen in Anschlag ge- 
bracht werden, oder b) wenn (§ 168) von dem Betrage des teilweise zur Be- 
streitung eines dienstlichen Aufwandes bestimmten Bezuges der tatsächlich 
daraus bestrittene DieuBtaufwand abzuziehen ist. In beiden Fällen können 
sich Differenzen im Zifferansatze oder in der prinzipiellen Auffassung zwischen 
Dienstgeber und Steuerbehörde beziehungsweise Schätzungskommission, 
welcher die Festsetzung der Einkommensstufe, also die Festsetzung des Be- 
trages des steuerpflichtigen Einkommens und nach der ausdrücklichen An- 
ordnung des § 212 die ziffermäßige Feststellung des in dem Gesamt- 
einkommen enthaltenen besoldungssteuerpflichtigen Diensteinkommens zu- 
kommt, ergeben; c) auch die prinzipiellen Bestimmungen des § 227 über die 
steuerrechtliche Behandlung des im Laufe des Steuerjahres erhöhten Dienst- 
einkommens (zu denen in Vollzugsschrift IV, Art. 67, Z. 2, weitere E^ 
läuterungen gegeben werden) sind für den Nichtfachmann kompliziert genug 
und nicht selten die Ursache unrichtiger Abzüge. 

2. Erleichtert ist die korrekte Durchführung des Abzuges, wenn schon 
f im Vorjahre die behördliche Steuerbemessung stattgefunden hat. In diesem 

f Falle hat der Abzug für das neue Steuer jähr, zu dessen Beginn, die behördliche 

f Steuervorschreibxmg noch nicht bekanntgegeben wurde, mit Vorbehalt einer 
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späteren Ausgleichung nach dem vorjährigen Ausmaße stattzufinden. (§ 234, 
Absatz 3.) 

3. Da die Feststellung der Höhe des steuerpflichtigen Dienstbezuges die 
Grundlage für die Ermittlung der von demselben etwa entfallenden und gleich- 
falls abzuziehenden Besoldimgssteuer nach § 233 schafft, so haben eventuelle 
Fehler unter Umständen auch ein unrichtiges Ausmaß dieser Steuer und damit 
eine Steigerung der Verantwortlichkeit zur Folge. Daß die Steuerermittlung 
des Dienstgebers eine Supplienmg der behördlichen Steuerbemessung ist, geht 
aus der Institution des Beschwerderechts der durch den Abzug betroffenen 
Partei hervor: diese Beschwerde ist eine Anfechtung der vom Dienstgeber 
vorgenommenen Steuerbemessung, da sie sich gegen die Tatsache des Abzuges 
überhaupt oder gegen die Höhe desselben richten kann und nach der Sach- 
lage in einem der behördlichen Steuerfeststellung vorangehenden Zeitpunkte 
erfolgt. (§ 236.) 

4. Die ermittelte Steuer hat der Dienstgeber ratal von den Dienstbezügen 
abzuziehen imd termingemäß (entweder in der gesetzlichen Frist des § 235, 
d. i. 14 Tage nach Ablauf des Abzugsmonates oder in der behördlich er- 
streckten Frist) an die im Verordnungswege zur Empfangsnahme bestimmte 
Steuerkasse abzuführen. 

Für die Erfüllung dieser Pflichten haften die Dienstgeber nach § 237 
persönlich. In der gesetzlichen Bezeichnung „Haftung für den richtigen Vollzug 
des Abzuges" liegt, wie bereits dargetan, die Verpflichtung, für eine etwaige 
unrichtige Ermittlung der Steuer und für die Tatsache des Abzuges auf- 
kommen zu müssen. Die Haftung für die zeitgemäße Abfuhr der in Abzug 
gebrachten Beträge führt nach dem 2. Absätze des zitierten Paragraphen zur 
A^erzugszinsenpflicht im Falle der Verzögerung der Abfuhr. Man kann nicht 
umhin, die Verschiedenheit in der Textierung in § 135 und in § 237 ins Auge 
zu fassen : § 135 spricht von den in Abzug gebrachten, aber nicht abgeführten 
Steuerbeträgen, § 237 nur von den nicht abgeführten Steuerbeträgen; wäh- 
rend nach § 135 die Verzugszinsenpflicht erst bei nicht abgeführten Eenten- 
steuerbeträgen über 100 K eintritt, erwäthst sie nach § 237 bei jeder Höhe 
des Personaleinkommensteuerrückstandes. Diese Anordnung des Gesetzes ist 
eine Verschärfung der Verpflichtungen des Dienstgebers, die man unter der 
Voraussetzung billigen kann, daß sie sich lediglich auf die mora in der Abfuhr 
des beim Dienstgeber quasi depositierten, ihm anvertrauten Steuergeldes 
bezieht. Es treffen hier dieselben Envägungen zu, welche bei Erörterung der 
Verzugszinsenpflicht nach § 135 angestellt wurden: der Fehler in der Bemes- 
sung darf nicht zur Verzugszinsenpflicht führen; nur die Nichtabfuhr des be- 
messenen Betrages hat diese Konventionalstrafe zur Folge. 

Mit dem Einlangen der Zahlungsauffordeining ändert sich die Sachlage. 
Jetzt weiß der Dienstgeber, was er abzuziehen hat, er kann nach § 234, Absatz 

11* 
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3 und 4, „ausgleichen", durch Mehrabzug das bisher nicht Einkassierte herein- 
bringen, die Verzugszinsenpllicht tritt von da ab bei Verzögerung der Abfuhr 
für den gesamten fällig gewordenen, aber rückständig gebliebenen Steuer- 
betrag, der in der Zahlungsaufforderung zillermäßig festgelegt ist, ein. 

Das gleiche ist der Fall, wenn die Bezüge sich nicht geändert haben und 
der Abzug sonach in derselben Höhe wie im Vorjahre zu erfolgen hat. Auch 
hier fällt das Moment einer selbständigen Bemessung hinweg, der Dienstgeber 
weiß, was an Steuer entfällt und abzuziehen ist: Die Abfuhrverzögerung 
ist hier immer ungerechtfertigtes Zurückhalten fremden Geldes. 

Die Geltendmachung der Haftung erfolgt im administrativen Wege 
ebenso, wie dies im § 136 bezüglich der Eentensteuer vorgeschrieben ist. Das 
Formular R (Zahlungsaufforderung an den abzugspflichtigen Schuldner) ent- 
hält aber keine Berufung auf die Haftpflicht nach § 237, wiewohl es zur 
Geltendmachung der Haftimg zu verwenden ist, da zu diesem Zwecke ein 
spezielles Formular nicht eingeführt wurde. Über die Teilung der Haftung 
bei Vorhandensein mehrerer Dienstgeber, insbesondere bei Handelsgesell- 
schaften, ist im Gesetze nichts enthalten. Mehrere Dienstgeber haften pro rata, 
nicht solidarisch. Die Solidarität ist im Gesetze weder ausgesprochen noch 
wurde auf die weitergehenden Bestimmungen des Handelsgesetzbuches Bezug 
genommen, sonach treffen die Ausführungen über die Haftung nach § 96 
nicht zu. 

Der Abzug der entfallenden Steuer ist im Steuerjahre durchzuführen, 
wobei die Höhe der Abzugsquoten eine verschiedene sein kann, wenn es zum 
Beispiel bei Vornahme des Abzuges nach der Steuer des Vorjahres oder bei 
Steuerabzug von neu entstandenen Dienstbezügen zu der im Abs. 3 des § 234 
ausdrücklich vorbehaltenen späteren Ausgleichung kommt.^* Diese kann sich 
aber nach dem Steuergesetze nicht über das Steuerjahr hinaus 
erstrecken, da nur die Dienstbezüge des Steuerjahres das Objekt der Steuer 
und zugleich das Bedeckungsmittel, die Zahlungsquelle der während des 
Steuerjahres von ihnen durch den Dienstgeber abzuziehenden Steuer sind. 

In dem Ausspruche der Finanzbehörde, daß nach den Bestimmungen 
des § 234 und speziell des Abs. 4 ib. die „"N" otwendigkeit" eines nach- 
träglichen Abzuges der Steuer für vergangene Jahre nach dem Steuergesetze 
niemals gegeben sei,^^ dürfte daher statt „Notwendigkeit" wohl richtiger „Zu- 
lässig k e i t" zu setzen sein. Denn wollte man diesen Satz etwa dahin inter- 
pretieren, daß der Dienstgeber bei strikter Erfüllung der Anordnungen des 
§ 234 gar nicht in die Lage kommen könne, einen Abzug erst nach Ablauf 
des Steuerjahres machen zu sollen, so wäre solcher Auffassung gegenüber auf 
den keineswegs ausgeschlossenen Fall zu verweisen, daß die Bekanntgabe der 
behördlichen Steuervorschreibung erst nach Auszahlung der letzten Bezugsquote 
erfolgt, sonach das Objekt eines Mehrabzuges für dieses Jahr hinwegfällt. 

^* Anders beim Abzüge nach § 133, Abs. 1. 

1^ Erl. des Fin.-M. vom 28. Jänner 1898, Z. 1567. 
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Daß aber ungeachtet der strikten Befolgung, des Gesetzes die Forderung 
eines solchen Mehrabzuges eintreten kann, wird in der Vollzugsvorsehrift lY, 
Art. 82, Z. 1, generell zugegeben (^,sofern ... in den ersten Monaten des 
Jahres weniger oder mehr abgezogen und abgeführt wurde, als nach der 
Zahlungsaufforderung entfällt"). Es geschieht beispielsweise nicht selten, daß 
der Geldwert eines zum Teil in Naturalien bestehenden Bezuges seitens des 
Dienstgebers zwar nach bestem Wissen, aber doch niederer angesetzt wird, 
als später seitens der Schätzungskommission angenommen wird, und die Ver- 
ständigung hiervon verspätet einlangt. 

Noch prägnanter ist der Fall des Dienstwechsels, für welchen die Voll- 
zugsvorsehrift IV, Art. 82, Z. 6 und 10, und ein späterer Finanzministerial- 
erlaß ^* Verfügungen treffen, die — wie nebenbei hervorgehoben werden soll — 
einander widersprechen. 

Da die Verpflichtung des Dienstgebers zum Steuerabzüge bei der Aus- 
zahlung des Dienstbezuges nur solange bestehen kann, als Quoten des Dienst- 
bezuges ausbezahlt werden, also mit der letzten zur Auszahlung gelangenden 
Eate erlischt (V.-V. ib. Z. 5), so muß die für den Rest des Jahres entfallende 
Steuer in anderer Weise hereingebracht werden. Auf (irund des Gesetzes käme 
man zu dem Schlüsse, daß nur ein Weg: Aufforderung des steuerpflichtigen 
Bediensteten zur unmittelbaren Zahlung des Steuerrestes, offen stehe. Fällt 
der Ausnahmsfall, die Einhebtmg durch den Dienstgeber, hinweg, so tritt die 
allgemeine Regel : unmittelbare Entrichtung durch den Pflichtigen, in Geltung. 
Dabei müßte gleichgültig sein, ob der Bedienstete ein neues Dienstverhältnis 
eingegangen ist oder nicht, da der neue Dienstgeber auf Grund des Gesetzes 
nicht zum Abzüge des Steuerrestes verhalten werden kann. Dies geht aus § 234: 
unzweifelhaft hervor, der diejenigen, welche Dienstbezüge auszahlen, nur ver- 
pflichtet, von denselben die den Empfängern von diesen Ein- 
kommen vorgeschriebene Personaleinkommensteuer und Besoldungs- 
steuer abzuziehen. Daran hält auch die Vollzugsvorschrift IV im Art. 79, 
Z. 4, ganz zutreffend fest.^'^ Im Art. 82 ib. wird aber von diesem Standpunkte 
abgegangen: nach Z. 6 ist an den Steuerpflichtigen, der im Laufe des Steuer- 
jahres aus dem Genüsse des Bezuges tritt, die Aufforderung zu richten, die 
für den Rest des Jahres entfallende Steuer . . . einzuzahlen oder aber das 



1« Vom 24. November 1899, Z. 40.746. 

" Durch die Anordnung, daß die Steuer proportional auf die einzelnen Bezüge 
aufzuteilen ist, wenn der Steuerpflichtige von mehreren Seiten Dienstbezüge empfängt. 
Der auf den Dienstbezug entfallende Steuerbetrag berechnet sich nicht nach dem Steuer- 
satze, der auf den Dienstbezug allein entfiele, sondern nach dem Verhältoisse des Dienst- 
einkommens zu dem übrigen Einkommen. Die vom Dienstgeber abzuziehende Steuer ist 
f?egebenen Falles höher als der nach der Steuerskala auf den Dienstbezug allein ent- 
fallende Steuersatz, vgl. Normale 640, Beilagenblatt Nr. 3 ex 1904 zum Verordnungs- 
blatte des Finanzministeriums und das daselbst zitierte, in der Sammlung noch nicht 
veröffentlichte Erkenntnis des V.-G.-H. vom 7. März 1903, Z. 2750. 
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neue . . . Domizil eventuell den neuen Dienstgeber inner- 
halb 14 Tagen bekanntzugeben. Wozu diese Bekanntgabe des neuen 
Dienstgebers dienen soll, besagt Z. 10: zur Bestimmung der Quote, 
welche vom neuen Dienstgeber abzuziehen und abzu- 
führen ißt. 

Die Vollzugsvorschrift will also hier die gesetzliche Verpflichtung des 
§ 234 erweitem und dem Dienstgeber eine neue Last aufbürden, zu der die 
gesetzliche Grundlage fehlt; auffällig dabei ist, daß es vom Dienstnehmer 
abhängen soll, ob diese Inanspruchnahme des neuen Dienstgebers Platz greifen 
soll oder nicht. Dem Dienstnehmer wird, wie aus der zitierten Z. 6 hervor- 
geht, die Wahl gelassen, selbst zu zahlen oder sich den Steuerrest vom neuen 
Dienstgeber abziehen zu lassen. Da die Zulassung dieser Alternative aber 
nicht verständlich ist, geht der spätere Finanzministerialerlaß radikaler vor: 
er beseitigt dieselbe und verfügt contra legem die Einhebung der restlichen 
Steuerquote bei dem neuen Dienstgeber. Z. 2 desselben ordnet an: „Ist der 
Dienstnehmer aber ein neues Dienstverhältnis mit einem 1200 K überstei- 
genden Dienstbezuge eingegangen, so ist die restliche Quote der 
vSteuer dem neuen Dienstgeber zur Erhebung im Ab- 
zugswege vorzuschreiben!" Nach Auffassung der Vollzugsvor- 
Bchrift kann also der neue Dienstgeber in die Lage kommen, eine rest- 
liche Steuerquote, deren Abzug bei dem früheren Dienstgeber nicht mehr 
Platz greifen konnte, nebst der von ihm nach § 234 abzuziehenden Steuer 
zurückbehalten zu müssen, wenn der Bedienstete nicht die unmittelbare 
Zahlung vorzieht; nach dem zitierten Finanzministerialerlaß muß der neue 
Dienstgeber die restliche Quote abziehen, und dem Bediensteten steht die 
unmittelbare Selbstzahlung gar nicht zu. 

Wenn sich nun der Dienstwechsel gegen Ende des Steuerjahres abspielt, 
der neue Dienstgeber im restlichen Verlaufe desselben zum Beispiel nur eine 
Bezugsquote auszuzahlen hatte, von der er ganz korrekt nach § 234 den 
Steuerabzug vornahm, und nachher aufgefordert wird, einen Steuerrest aus 
dem früheren Dienstverhältnisse abzuziehen, so kommt er in eine Kalamität, 
bei der ihn das Steuerrecht im Stiche läßt: nach dem Gesetze darf er von 
den Bezügen des folgenden Jahres die Steuerreste des Vorjahres nicht ab- 
ziehen; nach dem behördlichen Auftrage aber haftet er persönlich für den 
Eingang derselben. Zur Durchsetzung seines Ersatzanspruches an den Be- 
diensteten bleibt ihm ebenso wie hinsichtlich der Frage der zu diesem Zwecke 
zulässigen Mittel, insbesondere ob er sich der Form des Abzuges vom Gkhalte 
bedienen darf, nur der Zivilrechtsweg übrig. 



Das früher charakterisierte Zurücktreten des Steuersubjekts gegenüber 
dem Haftenden hinsichtlieh der Zahlungspflicht bei der Rentensteuer nach 



Digitized by 



Google 



Das Institut der Haftung im Personalsteuergesetze. 159 

den §§ 133 — 136 findet bei der Einkommensteuer von Dienstbezügen nicht 
in gleichem Maße statt. Während die §§ 132 und 133 die Ausschließlichkeit 
der Steuererhebung durch Abzug zum Ausdrucke bringen und der Steuer- 
pflichtige auf alle Fälle von der unmittelbaren Zahlung liberiert wird, kann 
nach Art. 85, Vollzugsvorschrift IV, letzter Absatz, die unmittelbare Er- 
hebxmg der Einkommensteuer bei dem Dienstnehmer auch neben der Geltend- 
machung der Haftimg der Dienstgeber stattfinden, da sich diese beiden 
Erhebungsformen nicht ausschließen. Hiegegen wäre nichts einzuwenden, 
denn die Erhebung der Steuer durch einen Vermittler ist eine Ausnahme 
von der allgemeinen Regel der unmittelbaren Zahlungspflicht. Versagt das 
Vermittlungsorgan, so tritt der ursprüngliche Verpflichtungszustand wieder 
in seine Bechte: das Steuersubjekt wird dann unmittelbar in Anspruch 
genommen, da seine Steuerzahlungspflicht nicht erloschen ist. Fraglich möchte 
im Hinblicke auf den Wortlaut der Vollzugsvorschrift 1. c. nur sein, ob 
die Anforderung an den Dienstnehmer erst nach erfolgloser Geltendmachung 
der Haftung oder wahlweise nach freiem Ermessen der Steuerbehörde erhoben 
werden kann. Für die Beschränkung auf den ersten Fall dürften die ratio 
legis und Billigkeitsgründe sprechen. Zum mindesten steht fest, daß das 
Gesetz bei bestimmten Dienstbezügen die Einhebungsform des Abzuges 
anordnet und zur Sicherung derselben die Haftpflicht ausspricht. Erst wenn 
diese als Ausnahme für bestimmte Fälle normierte Ein- 
hebungsform und ihre Sicherung versagt haben, tritt die ge- 
wöhnliche Steuererhebung bei dem Steuersubjekte selbst ein. Der fruchtlosen 
Durchführung der Exekution bei dem Haftenden steht die Unmöglichkeit 
der Geltendmachung der Haftung, zum Beispiel in Todesfällen, bei unbekann- 
tem Aufenthalte des Haftenden etc., gleich. Hierbei ist nach dem Steuer- 
gesetze nicht ausgeschlossen, daß der Dienstnehmer zweimal dieselbe Steuer 
zu leisten in die Lage kommen kann, wenn der Dienstgeber zwar den Abzug 
gemacht, die Steuer aber nicht abgeführt hat. Auch nachteilige wirtschaftliche 
Konsequenzen sind im Hinblicke auf den Betrag und den Zeitpunkt der 
Leistung, die das Steuersubjekt nicht mehr in budgetäre Kombination gezogen 
hat, nicht ausgeschlossen, zumal gesetzliche Zahlungserleichterungen nicht 
normiert sind. De lege ferenda wäre hier abzuhelfen, damit die Fehlbarkeit 
eines anderen nicht dem Dienstnehmer zum Nachteile gereiche. 

Aus der einschränkenden Bestimmung des § 234, welche den Dienst- 
geber nur verpflichtet, den Empfängern des von ihm ausbezahlten Dienst- 
bezuges die von demselben entfallenden Steuern abzuziehen, folgt, daß 
die unmittelbar vorgeschriebene Einkommensteuer des Dienstnehmers zum 
Beispiel für ein neben dem Dienstbezuge bestehendes Einkommen aus Kapital- 
vermögen durch Lohnabzüge nicht hereingebracht beziehungsweise daß der 
Dienstgeber im administrativen Wege nicht verhalten werden kann, 
an der Einbringung dieser rückständigen Steuer im Wege des Lohnabzuges 
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mitzuwirken. In solchen Fällen haben die Steuerämter im Grunde des 
Art. IX, Z. 10, des Einführungsgesetzes zur Exekutionsordnung die Pfändung 
der Bezüge des Steuerschuldners zu beantragen. 

b) Bei der Haushaltsbesteuerung. 
Die Einkommensteuer, von der Leistimgsfähigkeit des Subjekts aus- 
gehend, sucht jene soziale Gemeinschaft der Individuen auf, in der ihre 
Leistungsfähigkeit am richtigsten hervortritt, \md da es sich in erster Linie 
um die wirtschaftliche Leistungsfähigkeit handelt, kommt für sie nicht so 
sehr das physische als das wirtschaftliche Individuum in Betracht; an die 
Stelle der Besteuerung nach Einzelpersonen tritt die Besteuerung nach Wirt- 
schaften, nach Haushaltungen unter Bedachtnahme auf die Zu- 
sammensetzung des Steuersubjekts.** In diesem Sinne verfügt § 157 die Hin- 
zurechnung des Einkommens der Angehörigen einer Haushaltung zu dem 
Einkommen des Vorstandes derselben, und zwar behufs Veranlagung 
der Einkommensteuer. Diesem Gesichtspunkte entspricht die Ausdehnung der 
Bekenntnispflicht des Hanshaltungsvorstandes, da er nach Art. 29, Z. 2, Voll- 
zugsvorschrift IV, nicht bloß sein Einkommen, sondern auch das demselben 
zuzurechnende Einkommen der Haushaltungsangehörigen einzubekennen hat, 
wogegen diese ohne besondere Aufforderung ein Bekenntnis nicht einzu- 
bringen haben. *^ In Festhaltung des Prinzips der Haushaltsbesteuerung 
wird die Steuerfordenmg an den Haushalts vorstand gerichtet, ^^ ohne dafl 
diesbezüglich im Gesetze oder in der Vollzugsvorschrift eine ausdrückliche 
Bestimmung getroffen wäre. Daher findet sich auch keine Verfügung für 
den Fall der Nichtzahlung der auf den Haushalt entfallenden Gesamtsteuer. 
Der Verordnungsweg, auf welchem der Begriff „Gesamtsteuer für den Haus- 
halt" geschaffen und dem Haushalte als Steuersubjekt der Haushaltsvorstand 
als Zahlungspflichtiger beigegeben wurde, mußte auch hier zur Ergänzung 
beschritten werden. Zwei Erlässe dee Finanzministeriums vom 24. Februar 
1899, Z. 1845 (Manzsche Gesetzesausgabe, Bd. XXI, II., S. 896) und vom 
10. Juli 1902, Z. 41.712 (Geller, Österr. Zentralblatt f. d. Jurist. Praxis, 
Bd. XXI, 1. Heft, 1903, S. 96) regeln die Steuereinbringung, wenn der 
Haushaltsvorstand erfolglos zur Zahlung herangezogen worden ist. Xach 
denselben haben die Haushaltungsangehörigen die Personaleinkommensteuer 
auf Grund der Gesetzesbestimmung über die Steuerpflicht (§ 153) zu 
zahlen, da eine völlige Befreiung des Empfängers des Einkommens von 
jeder Zahlungspflicht nicht zu rechtfertigen wäre. Diese Zahlungspflicht 
wird eine subsidiäre, eine „H aftpflicht" genannt, wiewohl eine 

^^ Vgl. V. Fürth, Die Einkommensteuer in Österreich. Leipzig, 1892, S. 178, 
N e u m a n n, Die progressive Einkommensteuer im Staats- und Gemeindehaushalt, 
Leipzig, 1874, u. a. 

" Bezüglich der Rentensteuer, V.-V., IH., Art. 18, Z. 1. 

^^ Bericht des permanenten Steuerausschusses, a. a. 0., S. 48. 
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solche weder im IV. noch im VI. Hauptstück des Gesetzes ausdrücklich 
ausgesprochen und geregelt ist. Da die Steuerforderung vor allem an das 
Faniilienhaupt zu richten ist, kann die Haftung des Haushaltungsangehörigen 
nur subsidiär und — mit Rücksicht auf den eigentlichen Zweck der Bestim- 
mung des § 157 — nur pro rata mittels eines Zahlungsauftrages geltend 
gemacht werden. 

Eine genauere Untersuchung dieses steuerrechtlichen Verhältnisses führt 
zunächst zur Feststellung, daß der Haushaltungsangehörige ein Steuer- 
pflichtiger im Sinne des § 153 ist, entweder schon an und für sich, 
wenn sein Einkommen allein die untere Grenze der objektiven Steuerpflicht 
überschreitet oder wenn erst durch die Hinzurechnung seines Einkommens 
zu dem des Haushaltsvorstandes ein Gesamteinkommensbetrag sich ergibt, 
der objektiv von der Steuerpflicht getroffen wird. Im ersten Falle kann die 
Zusammenrechnung zur Anwendung eines höheren Prozentsatzes führen, so 
daß nach dem Prinzipe der Steuerprogression das Einkommen des Angehörigen 
pro rata von einem höheren Steuerbetrage betroffen wird als bei selbstän- 
diger Veranlagung; in letzterem Falle hat die Zusammenrechnung nach § 157 
die Reflexwirkimg, daß ein sonst freies (§ 155) Einkommen unter 1200 K 
steuerpflichtig wird. Die Einkommensteuerpflicht solcher minderer Einkom- 
men ist nicht auf die Haushaltsbesteuerung beschränkt; das Zusammentreffen 
mit befreitem (zum Beispiel in einzelnen Fällen des § 154) imd mit nicht 
steuerpflichtigem Einkommen (zum Beispiel § 153, Z. Ib) und Z. 2 b) hat 
nach ausdrücklicher Anordnung des Gesetzes die gleiche Wirkung. 

Steht die Steuerpflicht dieser Personen außer Zweifel, dann ist die Steuer- 
zahlungspflicht die Konsequenz derselben und die Behörde stößt auf kein Hin- 
dernis, diese Konsequenz durch unmittelbare Inanspruchnahme der Zahlungs- 
pflichtigen zur Leistung des auf sie entfallenden Steuerbetrages heranzuziehen, 
wozu der Zahlungsauftrag nach § 217 zu dienen hat. Dieser Vorgang würde 
zweifellos dem Gesetze vollkommen entsprechen, mehr vielleicht als die Heran- 
ziehung des Haushaltsvorstandes zur Leistung der Gesamtsteuer. Da das Gesetz 
sich darauf beschränkt, die Einkommenszurechnung „behufs der Veranlagung" 
der Einkommensteuer anzuordnen, und die Vollzugsvorschrift 1. c. hieran nur 
die Verpflichtung zur Legung eines Gesamtbekenntnisses knüpft, hingegen 
die eventuelle Verpflichtung der Angehörigen zur Singularbekenntnislegung 
— ganz im Sinne des Gesetzes — vorbehält, so ist hiemit das Gemeinsame 
oder Einheitliche im Besteuerungsprozesse des Haushaltes ex lege erschöpft 
und sollte, da solche Ausnahmsbestimmungen strikte zu interpretieren sind, 
nicht im administrativen Wege erweitert werden. So wenig die zur Ver- 
onlagung der Einkommensteuer gestattete Zusammenrechnung dazu führen 
darf, die dem Einkommen des Haushaltsvorstandes zugerechneten Dienst- 
bezüge der Haushaltsangehörigen für die Besoldungssteuerpflicht der Dienst- 
bezüge des ersteren oder für die Höhe des bei den letzterwähnten Bezügen 
zu effektuierenden Steuerbezuges in Betracht zu ziehen, ebensowenig ergeben 
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sich die Ausfertigung nur eines Zahlungsauftrages, die Anforderung 
der Gesamtsteuer und die Zwangseinbringung derselben bei dem Haushalts- 
vorstande mit Notwendigkeit aus dem Gesetze oder finden in demselben auch 
nur die geringste Fundierung.** Diese Konsequenzen hat die Praxis aus der 
Besteuerung der Wirtschaftseinheit gezogen — ohne Zweifel in der Mehrzahl 
der Fälle mit dem Erfolge vereinfachter Geschäftsführung und geringerer 
Inanspruchnahme der Partei — , aber ohne gesetzliche Grundlage und 
daher in anfechtbarer Weise, zumal § 217 die ganz allgemeine Anordnung trifft, 
daß „die Steuerbehörde dem Steuerpflichtigen den Betrag der von ihm 
zu entrichtenden Einkommensteuer mittels eines Zahlungsauftrages . . bekannt 
zu geben hat". Da aber, wie früher dargetan, jeder einzelne Angehörige des Haus- 
haltes steuerpflichtig ist, wäre für jeden ein Zahlungsauftrag auszufertigen, 
von jedem, ebenso wie vom Haushaltungsvorstande, die proportionell dem 
Einkommen auf ihn entfallende Quote der Gesamtsteuer anzusprechen. Die 
zitierten Erlässe gehen aber von einem nach dem Vorbilde der Steuer- 
oinhebung bei Dienstbezügen konstruierten Vermittlungsverhält- 
nisse für die Steuerzahlung, welche dem Vorstande der Haus- 
haltung für die Angehörigen derselben auferlegt ist, aus. Diese Vermittlung 
der Zahlung ist in beiden Fällen nach denselben Gesichtspunkten zu be- 
urteilen; der Unterschied liegt nur darin, daß der eine Fall im Gesetze an- 
geordnet ist, der andere nicht. Dienstnehmer und Angehörige des Haushaltes 
sind die Steuerpflichtigen und daher die primär Zahlungspflichtigen; es ist 
ihre Steuer, die der Vermittler — dort der Dienstgeber, hier der Haus- 
haltsvorstand — abführt; kommt der Vermittler seiner Aufgabe nicht nach, 
60 erfolgt in beiden Fällen die Geltendmachung der Steuerforderung gegen 
den Steuerpflichtigen selbst. Bezüglich des Dienstnehmers wird dies aus- 
drücklich im letzten Satze des Artikels 85 der Vollzugsvorschrift hervor- 
gehoben; bezüglich der Haushaltsangehörigen aber sprechen die zitierten 
Finanzministerialerlässe von „subsidiärer Haftung". Hält man an dem Wesen 
der persönlichen Haftung als der finanzrechtlichen Form der Bürgschaft des 
Zivilrechts, also der Verpflichtung des Aufkommens für fremde Zahlungs- 
schuld fest, so kann hier von Haftung keine Bede sein: der Steuer- 
pflichtige kann nicht für seine eigene Schuld bürgen ! Wäre das Vermittlungs- 
amt des Haushalts Vorstandes gesetzlich sanktioniert, so könnte daran — 
aber auch nur auf gesetzlicher Grundlage — eine Haftungspflicht desselben 
bezüglich der Steuer der Angehörigen geknüpft werden, nicht aber umgekehrt : 
denn Steuerpflichtiger und Haftender müssen verschiedene Personen sein. 

Bei dem Fehlen einer positiven Norm dürfte die Forderung der Gesamt- 
steuerleistung von demfc Haushaltsvorstande mitErfolg abgelehnt werden^önnen. 
Es ist fraglich,ob das Vorgehen der Steuerbehörde vom Verwaltungsgerichtshofe, 

21 F.-M.-E. vom 19. Juli 1899, Z. 30.975, Manzsche GesetÄesausgabe, 21. Bd., H, 
2, S. 846. Vgl. auch Nonnale 665 im Beilagenblatte Nr. 3 zum Verordnungsblatte de« 
Finanzministeriums 1904; der daselbst auszugsweise veröffentlichte Fin.-Min.-Erl. vom 
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der in einzelnen über die Haushaltsbesteuenmg erflossenen Entscheidungen 
zu § 157, Absatz 1, als Objekt der Haushaltung das zum Zwecke der 
Steuerveranlagung in eine Einheit zusammengefaßte Einkommen be- 
zeichnet/2 alsimGesetzebegründet aufrecht erhalten werden könnte. 

Das konsequente Festhalten der Finanzverwaltung an der Verpflichtung 
des Haushaltsvorstandes zur Leistung der Gesamtsteuer und an einer sub- 
sidiären Haftung der Angehörigen geht auch aus einem die Steuereinbringung 
im Falle des Todes des Haushaltsvorstandes regelnden Erlasse hervor, •' nach 
welchem eine Steuerabschreibung rticksichtlich des zugerechneten Ein- 
kommens nicht stattzufinden hat, da dieses nicht im Sinne des § 229 objektiv 
erloschen ist. „Für dieSteuerdesErblassersvonallemobjektiv 
fortbestehenden Einkommen hat die Erbschaft nach § 263 auf- 
zukommen. Im Uneinbringlichkeitsfalle ist rücksichtlich jenes Teiles der 

Einkommensteuer, die auf das . . . Einkommen der Angehörigen verhältnismäßig 
entfällt, subsidiärdieHaftung derselben, die sich aus der ihnen nach 
§ 153 gesetzlich obliegenden Steuerpflicht ergibt, geltend zu machen." 

Xicht unerwähnt soll bleiben, daß die diesen Gegenstand regelnden 
Erlässe auch sonst in der Terminologie nicht konsequent sind. 

Steht die Finanzverwaltung auf dem — wie dargetan — imhalt- 
baren Standpunkte, daß die steuerpflichtigen Angehörigen subsidiär Haftende 
sind, so wäre der subsidiäre Zahlungsanspruch gegen sie in Form einer 
Zahlungs aufforderung zu erheben, nicht aber ein Zahlungsauftrag zu 
erlassen, wie dies die Erlässe anordnen: die persönliche Haftung wird im 
Personalsteuergesetze stets mittels Zahlungsauf fordenmg geltend gemacht,** 
der Steuerpflichtige erhält einen Zahlungsauftrag! Daß es sich hier nicht um 
Haftung für die Steuer eines Dritten, überhaupt nicht um eine bloße Steuer- 
einbringungsfrage handelt, besagt wiederum der Finanzministerialerlaß vom 
15. Oktober 1903, Z. 6548, welcher — in der Sache ganz richtig — dem Haus- 
haltsangehörigen gegen den seitens der Steuerbehörde auf Grund der 
kommissionellen Feststellung rücksichtlich der Personaleinkommensteuer des 
Haushaltungsvorstandes ** ausgefertigten Zahlungsauftrag das Recht der B e- 

15. Oktober 1903, Z. 6548, spricht für die hier vertretene Auffassung: ^Im Personal- 
Bteuergesetze findet sich keine Bestimmung, welche die Steuerbehörde prinzipiell 
hindern würde, von den nach § 153 einkommensteuerpflichtigen Personen die Steuer 
unmit telbar auch dann zu verlangen, wenn das betreifende Einkommen derselben 
jbehufs der Veranlagung* dem Einkommen des Haushaltungsvorstandes zugerechnet wurde." 

22 Entsch. vom 21. März 1900, Z. 1944, B. 18.927, u. a. bei B ugn o-W i dme r, 
a. a. 0., lU., S. 150, zitierte Entscheidungen. 

23 Fin.-M.-E. vom 22. Dezember 1899, Z. 61.509, Manzsche Gesetzesausgabe, 
a. a. 0., S. 252. 

2* Über die Abweichung hiervon in V.-V., VI., Art. 13, Z. 3, sieh im Abschnitte 
über die persönliche Haftung der Erben. 

2* Auch diese Wendung ist unrichtig: die Kommission stellt nicht das steuerpflichtige 
Einkommen des Haushalts Vorstandes, sondern des Haushaltes fest; wäre ersteres 
der Fall, dann bliebe kein Raum für die Steuerpflicht der Angehörigen. Das eine Steuer- 



Digitized by 



Google 



164 Dr. Josef Ritter von Bauer 

r u f u n g einräumt imd dies damit begründet, „daß es sieh bei der in Rede 
stehenden subsidiären Steuervorschreibung nicht um eine 
bloße Erhobungsangelegenheit, sondern um die Steuer- 
pflicht der Haushaltsangehörigen rücksichtlich des mitveranlagton Ein- 
kommens handelt, worüber die Berufungskommission zu entscheiden hat, und 
zwar ohne Bücksicht darauf, ob der Zahlungsauftrag des Haushaltsvorstandes 
in Rechtskraft erwachsen ist oder nicht". 

Die ausländisch e n Steuergesetze enthalten über die 
unter 2 und 3 erläuterten Fälle persönlicher Haftung viel- 
fach abweichende Bestimmungen: 

Württemberg, Einkommensteuergesetz vom 8. August 1903, Artikel 11, 
Absatz 4: „Die Ehefrau, deren Einkommen vom Ehemanne zu versteuern ist, haftet, 
wenn sie in Gütertrennung lebt oder selbstständig ein Gewerbe be- 
treibt, als Gesamtschuldner für .die Steuer bis zu dem Betrag, welchen sie bei selb- 
ständiger Veranlagung zu entrichten hätte.** Schaumburg-Lippe, Einkommen- 
steuergesetz vom 3. Mai 1901, § 56: „Die Haushaltsvorstände haben für die zu ihrem 
Hausstände gehörigen, in ihrem Lohne stehenden Gewerbegehilfen und Dienst- 
boten die Steuer zu entrichten, sind dagegen berechtigt, die von ihnen vorgeschossene 
Steuer durch Kürzung am Lohne oder auf jede andere gesetzlich zulässige Weise 
wieder einzuziehen.** Baden, Gesetz, die Abänderung des Einkommensteuergesetzes 
vom 20. Juni 1884 etc. betreffend, vom 9. August 1900, Artikel 4, Absatz 2: „Für 
das hiemach dem Einkommen eines Steuerpflichtigen zugerechnete Einkommen 
sind die Ehefrau und die Kinder fi^r ihre Person nicht steuerpflichtig; 
die Ehefrau haftet jedoch für die Steuer bis zu dem Betrage samtverbindlich, 
welchen sie bei selbständiger Veranlagimg für ihr eigenes Einkommen zu ent- 
richten hätte." Artikel 25, Absatz 6: „Gewerbsmäßige Unternehmer von Bau- 
ausführungen sind unter eigener Haftbarkeit verpflichtet, die von ihren nicht 
im Großherzogtimie dauernd ansässigen, reichsausländischen Arbeitern aus diesem 
Arbeitsverhältnis zu entrichtende Einkonunens teuer xmd die sich daran 
knüpfenden Gemeindeumlagen einzuziehen und an die Steuerkasse abzuliefern." 
Basel, Gesetz vom 14. Oktober 1897, betreffend die direkten Steuern, § 13, 
Absatz 5: „Das Einkonmien beider Ehegatten ist für die Berechnung der Steuer 
auch dann als Gesamteinkommen zu behandeln, wenn die Ehegatten unter einem 
anderen Güterrechtssysteme als dem der Gütergemeinschaft leben; jedoch haftet 
jeder Ehegatte für den Steuerbetrag persönlich nur im prozentualen Verhältnisse 
seines Anteils am Gesamteinkommen." Hessen, Einkommensteuergesetz vom 
12. August 1899, Artikel 5, Absatz 4: „Es haften jedoch diese Angehörigen neben 
dem Haushaltsvorstand für den auf ihr besonderes Einkommen nach dem Ver- 
hältnis ztun veranlagten Gesamteinkommen entfallenden Teil der veranlagten 
Einkommensteuer solidarisch." Vermögenssteuergesetz vom 12. August 1899, 
Artikel 52: „Außer dem Veranlagten haften diejenigen Personen, deren Ver- 
mögen demselben bei der Veranlagung gemäß Artikel 10 zuzurechnen ist, für 
den auf dasselbe nach dem Verhältnis ztun veranlagton Gesamt vermögen ent- 
fallenden Teil der . . Vermögenssteuer solidarisch." Braunschweig, Ein- 
kommensteuergesetz vom 16. April 1896 (Novelle vom 11. März 1899), § 64: 

Subjekt, zu dem behufs VeranlagUDg die Hauslialtsmitglieder vereinigt sind, ist ihre 
Haushalt genannte Gesamtwirtschaft, nicht der Haushaltsvorstand, vgl. Entsch. d. 
V.-G.-H. vom 2. Mai 1900, Z. 3100, B. 14.128, u. a. bei B ugno- W idm e r, a. a. 0., 
III., S. 149, angeführte Entscheidungen. 
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„Für die Erfüllung der Steuerpflicht des Haushaltungsvorstandes haften außer 
seinem eigenen Vermögen, und zwar im entsprechenden Verhältnis, die Ver- 
mögen aller derjenigen Personen, deren Einkommen bei der Steuerveranlagiuig 
des Haushaltungsvorstandes dem Einkommen desselben hinzugerechnet sind**; 
ad § 64, Ausführungsvorschrift vom 27. August 1896 : „Die Zwangsvollstreckung 
in das Vermögen der Angehörigen ist erst zulässig, wenn nachgewiesen ist, daO 
der Haushaltsvorstand zur Zahlung der rückständigen Steuerbeträge nicht im- 
stande ist.** Hamburg, Einkommensteuergesetz vom 22. Februar 1895, § 6: 
„Die hiesige Firma und die hiesigen Teilhaber des Geschäftes sind für die 
Zahlung der auswärtigen Teilhaber verpflichtet.** Reuß j. L., Einkommen- 
steuergesetz vom 4. Juni 1898, § 31, lit. b) : „Dienstherrschaften, Fabrikherren, 
Handels- und Gewerbetreibende haften der Steuerkasse gegenüber selbst- 
schuldnerisch für die von ihren Dienstleuten zu entrichtenden Steuerbeträge, 

ebenso Eisenbahnen und Bauunternehmer für ihr steuerpflichtiges Personal 

Diese Haftpflicht beschränkt sich jedoch auf die Steuerbeträge, welche in der 
Zeit fällig werden, während deren der Steuerpflichtige bei dem betreffenden 
Dienstherm . . in Dienst oder Arbeit steht; sie erlischt mit dem Ablauf des 
auf die Fälligkeitstermine folgenden Kalenderjahres.** Sachsen-Weimar, 
Einkommensteuergesetz vom 2. Juni 1897, § 83: „Für die Einkommensteuer von 
Privatdienern, Gewerbegehilfen und anderen ständigen Arbeitern, -welche von 
der Dienstherrschaft oder dem Arbeitgeber neben dem Lohne auch die Kost 
beziehen, haben die Dienstherrschaft oder die Arbeitgeber zu haften. Der Haft- 
pflichtige ist zu entsprechenden Lohnabzügen berechtigt.** Nach § 57, 2, 
Mecklenburgisches Kontributions-Edikt vom 11. Mai 1897 
hat der Familienvater für die Einzahlung der von der Ehefrau imd den nicht 
abgesonderten Kindern zu entrichtenden Steuern zu sorgen. „Gewerbetreibende, 
Vorsteher von gewerblichen Etablissements, Dienstherrschaften sowie Schiffs- 
führer (mit Ausnahme der Führer von Seeschiffen) sind zur Deklaration und 
Entrichtung der von den GehiKen, Lehrlingen, Dienstboten und sonst bei ihnen 
in Kost und Lohn befindlichen Leuten sowie der Schiffsmannschaft zu ent- 
richtenden Lohnsteuer verpflichtet; doch sind sie befugt, die von ihnen vor- 
geschossene Steuer von den dazu Verpflichteten durch Kürzung am Lohne oder 
auf andere Weise wieder einzuziehen.** Niederlande, Vermögenssteuergesetz 
vom 27. September 1892, Artikel 4: „Das Vermögen der Ehefrau wird so be- 
trachtet, als ob es mit dem des Mannes ein Ganzes bilde .... Der Ehemann 
ist nach dem Werte dieses ganzen Vermögens steuerpflichtig, unbeschadet seines 
Rechtes auf Ersatz . .** Artikel 43: „Für die Steuerzahlung haften die Güter 
des Steuerpflichtigen sowie die der Ehefrau, deren Vermögen mit dem des 
Steuerpflichtigen für die Feststellung der Steuer als ein Ganzes betrachtet 
wiurde.** Niederlande, Gesetz vom 2. Oktober 1893, die Steuer von dem 
Einkommen aus Beruf und anderen Einkünften betreffend, Artikel 2, § Ö: 
„Der in diesem Königreiche wohnende Ehemann ist, unbeschadet des Regresses, 
im Verhältnisse des . . . festgesetzten Einkommens seiner Frau persönlich 
steuerpflichtig.** Artikel 7, § 1: „Die Steuer der ... . Reedervereinigungen 
wird von dem Direktor persönlich geschuldet, vorbehaltlich seines Rückgriffes 
gegen die Steuerpflichtigen.** §§ 2 und 3 ibidem solidarische Haftung bezw. 
persönliche Schuld der inländischen geschäftsführenden Gesellschafter sowie der 
Vertreter von im Auslande ansässigen Geschäftsleuten für die Steuer der aus- 
ländischen Gesellschaften bezw. für die Steuer der letzteren, vorbehaltlich des 
Rückgriffes gegen den Steuerpflichtigen. Schwarzburg-Rudolstadi, 
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Einkommensteuergesetz vom 31. Mai 1902, § 61 : „Für die rechtzeitige Entrichtung 
der Steuer von Dienstboten, Glewerbegehilfen und Arbeitern haften die Dienst- 
herrschaften und Arbeitgeber dann, wenn sie ihnen Wohnung gewähren, als 
Selbstschuldner. Der Haftpflichtige ist zu entsprechenden Lohnabzügen be- 
rechtigt." Luxemburg, Gesetz vom 9. Februar 1891, über die Mobiliar- und 
Personalsteuer, Titel I, Artikel LT, Absatz 6: ,J)ie auf den Renten, Zinsen und 
Prämien der Nominal- oder Inhaber-Obligationen der . . . Gesellschaften und 
Vereine, der Gemeinden und öffentlichen Anstalten lastende Mobiliarsteuer wird 

von den besagten Gesellschaften vorgeschossen mittels Abzuges von 

den Couponsbeträgen, vorbehaltlich des Rekurses gegen den Inhaber, wo dieser 
auch seinen Wohnsitz haben mag." Titel VII, Artikel 14: „Die Steuerpflichtigen, 
welche Angestellte oder Arbeiter beschäftigen, haben . . das Verzeichnis derselben 
mit Angabe der Gehälter und Löhne . . zu liefern. Im Unterlassungsfalle wird 
ihnen bei ihrer eigenen Besteuerung die für nicht angegebene Ge- 
hälter imd Löhne verausgabte Summe nicht in Abzug gebracht. Die Arbeitgeber 
und Meister haften für die Zahlung der von ausländischen Angestellten . . be- 
züglich ihrer Besoldungen . . . geschuldeten Steuern, und zwar für die fälligen 
Termine des laufenden Jahres, während dessen die Beteiligten in ihrem Dienste 
gestanden. Diese Verantwortlichkeit trifft sie aber iiur dann, wenn ihnen recht- 
zeitig durch einen vom Steuereinnehmer zugestellten Mahnungszettel Mitteilung 
von dem Betrage der Steuerquote erfolgt. Fragliche Zahlungen können von den 
Gehältern ... in Abzug gebracht werden." Nach Artikel 4, § 3, des olden- 
burgischen Einkonunensteuergesetzes vom 6. April 1864 (mit Novelle vom 
11. März 1891) sind die Dienstherrschaften und Gewerbetreibenden selbst für 
die von ihnen abhängigen steuerpflichtigen Personen, nach der Zahl, deren sie 
sich .... mutmaBlich im Steuerjahre .... bedienen werden, zur Steuer an- 
zusetzen, vorbehaltlich des Abzugsrechts am Lohne oder der Rückzahlung aus 
der Staatskasse." Bremen, Einkonunensteuergesetz vom 19. April 1885 ver- 
pflichtet im § 7 zur Steuerablieferung für Ehefrauen und Kinder, welche ein 
abgesondertes Einkommen haben, die Ehemänner, Väter und nach deren Tode 
die Mütter, für auswärtige Inhaber eines hier betriebenen Geschäftes den hiesigen 
Geschäftsführer etc. Nach dem Lübeckischen Einkonunensteuergesetze vom 
27. Mai 1889, § 9, haften für die Steuerzahlung auswärts wohnender Teilhaber 
und Inhaber eines hier betriebenen Geschäftes .... der hiesige Teilhaber oder 
Geschäftsführer als Selbstschuldner. Nach den gutachtlichen Erklärungen der 
Steuerbehörde vom 15. Dezember 1886 zum Entwürfe des Einkommensteuer- 
gesetzes (S. 223, Fin.-Archiv VII, 2, zu § 18) ist bezüglich der Rechtsfragen 
über die Haftung Dritter für die Steuerschuld der Rechtsweg gewahrt. Italien, 
Gesetz vom 24. August 1877 über die Steuer auf Einkünfte vom beweglichen 
Vermögen (imposta sui redditi della ricchezza mobile) : Nach Artikel 14 und 
Artikel 41 der Vollzugsvorschrift obliegt dem Familienhaupte die Erklärung 
und Entrichtung der Steuer nicht nur für seine eigenen, sondern auch bezüglich 
der im Namen seiner Kinder, seiner Ehefrau, dann anderer Familienmitglieder 
bezogenen . . . Einkünfte. Artikel 15: „Provinzen, Gemeinden, juristische Per* 

sonen, Gesellschaften haben nicht nur ihre eigenen Einkünfte, sondern 

auch die von ihnen auszuzahlenden Besoldimgen . . imd sonstigen Bezüge, dann 
Zinsen von kontrahierten Schulden und ausgegebenen Obligationen einzubekennen 
und die Abgabe auch von diesen Einkünften unmittelbar zu entrichten, wobei 
ilmen die Schadloshaltung ... im Wege der Zurückhaltimg vorbehalten bleibt. 
Ebenso bei Darlehenszinsen. Nach Artikel 16 imd 17, Verpflichtung anderer 
Dienstgeber, die Bezüge ihrer Bediensteten anzugeben und die bezügliche Abgabe 
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— vorbehaltlich des Regreßrechtee durch Abzug — direkt zu entrichten, 
Artikel 29 : , J)ie Handelsgeflellschaf ten werden wie ein einziger Beitragspflichtiger 
behandelt, vorbehaltlich der solidarischen Haftung der einzelnen Teilhaber für 
die Steuerentrichtung." 

4. Die persönliche Haftung aus dem Vertretungsverhältnisse. 

Die systematische Konstruktion der rechtlichen Folgen des Yollmachts- 
verhältnisses nach dem Steuergesetze wird erst möglich, wenn die zulässigen 
Vertretungsfälle und der Umfang der finanzrechtlich durch Vollmacht über- 
tragbaren Eechte und Pflichten festgestellt sind. Zu diesem Zwecke muß 
über den Kahmen des Steuergesetzes hinausgegriffen werden. Kein Steuer- 
gesetz kann nämlich das steuerrechtliche Handeln durch Vertreter vollständig 
verweigern; es muß zum mindesten jene Vertretimgsfälle zulassen, welche 
nach dem Zivilrechte unabweislich und in diesem geregelt sind. Diese werden 
in das Finanzrecht teils ausdrücklich, teils stillschweigend mit vereinzelten, 
zumeist unwesentlichen Modifikationen übernommen. Die zweite Kategorie 
bilden die Vertretungsverhältnisse, welche im Finanzrechte ihren Ursprung 
haben; dieselben sind entweder zur legalen Durchführung der Besteuerung 
nötig, oder sie entspringen Zweckmäßigkeitserwägungen, fallweise auch dem 
Entgegenkommen für die Steuerpflichtigen. 

In die erste Kategorie gehören : 

1. die Vertretung nicht eigenberechtigter Personen durch ihre behördlich 
oder gesetzlich bestellten Vertreter; 

2. die Vertretung protokollierter Firmen durch die nach dem Handols- 
gesetzbuche zur Firmazeichnung berechtigten Personen; 

3. die Vertretung juristischer Personen des Privatrechts nach den An- 
ordnungen der Statuten und der 

4. Korporationen nach dem Gesetze oder besonderen Satzungen (Ver- 
fassungen) derselben. Diese Vertretungsfälle sind im § 262, Absatz 3, aus- 
drücklich rezipiert, ebenso im § 263, Absatz 1, 

5. die Vertretung der Verlassenschaft durch die Vermögensverwalter 
beziehungsweise Erben. Stillschweigend übernommen sind die Vertretung 

6. in Kridafällen nach der Konkursordnung sowie die 

7. der ausländischen Aktiengesellschaften, Kommanditgesellschaften 
auf Aktien tmd Versicherungsgesellschaften durch ihre genehmigten und 
kundgemachten Eepräsentanzen (nach der kais. Verordg. v. 29. November 
1865, R.-G. 127, und dem Gesetze v. 29. März 1873, B.-6. 42). 

In die zweite Kategorie (Vertretung nach Finanzrecht) gehören 
die Fälle a) der obligatorischen oder Zwangsvertretung und 
t) der fakultativen Vertretung. 

Vertretungszwang ist normiert: 

1. für mehrere Miteigentümer einer erwerbsteuerpflichtigen Unter- 
nehmung, die nach § 264, Absatz 2, einen Machthaber namhaft zu machen 
Jiaben, widrigenfalls jeder als Machthaber der übrigen gilt; 
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2. für dauernd außerhalb des Geltungsgebietes des Gesetzes sich auf- 
haltende Steuerpflichtige, denen nach § 265 die Bestellung eines im Inlande 
wohnhaften Vertreters über Verlangen der Steuerbehörde obliegt; 

3. für die Frau durch den eigenberechtigten Ehemann, der so lange 
als ihr gesetzlicher Vertreter gilt, als dieser Annahme von der Gattin nicht 
ausdrücklich widersprochen wird oder das Vermögen derselben nicht unter 
anderer Kuratel steht (§ 264, 1. Abs.); 

4. für die Angehörigen des Haushaltes bei der Bekenntnislegung duroh 
den Haushaltungsvorstand (§ 157 u. Art. 29, Z. 2, V.-V. IV); 

5. für die Mitglieder des Kaiserhauses. 

Die Anzeigepflicht hinsichtlich der von den Hofkassen, dann von den 
Kassen der k. u. k. Privat- und Familienfonds ausgezahlten Dienstbezüge, 
und die Pflicht zum Steuerabzüge von diesen Bezügen ist durch Finanz- 
ministerialerlaß vom 3. November 1898 (R.-G.-Bl. 209) den Liquidierungs- und 
Zahlstellen der bezüglichen Obersten Hofämter und Fondsdirektionen auf- 
erlegt; die Mitglieder des Kaiserhauses (der Kaiser selbst ist von der Ein- 
kommensteuer nach § 154, Z. 1, befreit) werden bezüglich der Einl)ringung 
der Bekenntnisse zur Personaleinkommensteuer nach § 203 durch das Oberst- 
hofmeisteramt vertreten. Bezüglich der Bekenntnisse zur Rentensteuer und 
der Erwerbsteuererklärung statuiert das Gesetz die obligatorische Ver- 
tretung nicht. Die Vollzugsvorschrift III, Artikel 18, Zahl 10, füllt diesen 
Mangel bei der Rentensteuer durch wörtliche Rezeption des § 203 aus; dio 
Dienstbezugsanzeigen nach § 201 einzubringen und den Steuerabzug vor- 
zunehmen obliegt nach dem Finanzministerialerlaß vom 17. Jänner 1898, 
Zahl 372, den Obersthofmeisterämtern (Kammervorstehern) der einzelnen Mit- 
glieder des Kaiserhauses beziehungsweise den durch dieselben bezeichneten 
Organen. 

Die Vertretung in allen angeführten Fällen umfaßt das gesamte steuer- 
rechtliche Handeln im Veranlagungs- und Rechtsmittelverfahren. ^^ 

Die Fälle der fakultativen A-^ertretung sind im Gesetze und in der 
Vollzugsvorschrift weder systematisch noch erschöpfend behandelt. Man 
gelangt zur Feststellung derselben nicht ohne Schwierigkeiten. Gemeinsam 
ist allen die Tendenz, der Partei entgegenzukommen, so weit dies ohne 
Beeinträchtigung der Gesetzesdurchführung möglich ist; sie sind Ausnahmen 
von dem Grundsatze, daß die Parteien in Steuersachen persönlich aufzutreten 



29 S« 8pricht die V.-G.-H.-Entsch. vom 27. Juni 1900, Z. 4632, B. 14.392, einem 
Stifte die Legitimation zur Anfechtung der den einzelnen Konventualen vorgeschriebenen 
P.-E.-St. zu, da diese die zur Wahrung ihrer Rechte erforderliche Parteientätigkeit nicht 
entfalten können. Strittig sind die Grenzen des Vertretungszwangea im Falle sub 4. 
Eine Konsequenz der Ausführungen über die Haftpflicht der Haushaltsangehörigen (Ab- 
schnitt III, 3 b) ist das selbständige Beruf ung-srecht derselben. 
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haben, infavorem der Partei.-" Hierher sind zu rechnen: 1. die Anordnung 
des § 264:, Absatz 1, womach Bekenntnisse und Erklärungen durch Macht- 
haber abgegeben werden können. Diese Vertretungsberechtigung greift nur 
dann Platz, wenn das Gesetz nicht im einzelnen Falle das Gegenteil anordnet 
oder die Behörde beziehungsweise Kommission auf der Abgabe der Deklaration 
durch den Steuerpflichtigen selbst besteht. Die Fassung dieses Paragraphen, 
nach dessen Wortlaut die fakultative Vertretung nur bezüglich der Abgabe 
der Deklarationen eintreten darf, gibt zu Kontroversen Anlaß. Es liegt nahe, 
daraus zu folgern, daß in den anderen Relationen des Pflichtigen zur Behörde 
Vertretung nicht statthaft sei, zumal von einer solchen im I. — IV. Hauptstück 
des Gesetzes nicht weiter die Eede ist. Dem ist aber nicht so. 

Aus der Heranziehung einiger Bestinmiungen, die auffallenderweise nur 
im V. Hauptstück über Straf bestimmungen enthalten sind, ergibt sich, daß 
das Gesetz bei allen steuerrechtlich vorgesehenen Partei- 
handlungen fakultativ die Vertretung zuläßt. Aus § 239 
(Steuerhinterziehung) geht hervor: 

2. daß Machthaber auch bei Beantwortung von an Steuerpflichtige 
gerichteten Fragen, 

3. bei Ergreifung von Kechtsmitteln oder bei Eingaben um Steuer- 
befreiung intervenieren können; 

4. aus § 243, Zahl 7, folgt, daß auch eine Vertretung des Dienstgebers 
bei Erfüllung der Anzeigepflicht nach § 201 zulässig ist, da der Machthaber 
desselben als Täter der Steuerverheimlichung bezüglich der anzuzeigenden 
steuerpflichtigen Dienstbezüge gilt.^^ 

2^ Strenger z. B. das preußische Einkommensteuergesetz, § 29, und die Judikatur 
(Ob.-Verw.-G. in Staatssteuersachen, Bd. 2, S. 311, Reichsger. in Strafsachen, 29. Bd., 
S. 93). Für jede Vertretung eines Steuerpflichtigen in der Mitwirkung zur Steuerveran- 
lagung besteht die doppelte Voraussetzung der eigenen rechtlichen oder tatsächlichen 
Behinderung und der gesetzlichen oder vertragsmäßigen Vollmacht; außer Abwesenheit 
sind nur solche Hinderungsgründe zuzulassen, welche, wie schwere körperliche Erkrankung, 
^in absolutes Hindernis darstellen, das auch beim besten Willen des Steuerpflichtigen 
tticbt beseitigt werden kann. (D r o s t e, Strafbestimmungen der preuß. Steuergesetze. 
Verwaltungsarchiv, 8. Berlin, 1900, S. 873 ff.) Entgegenkommender die Bestimmungen des 
italienischen Rechts : z. B. Art. 42 und 83 der V.-V. zum Gesetze vom 24. August 
1B77 (imposta sui redditi della ricchezza mobile), Steuererklärung, Berichtigung imd Be- 
rufung durch Stellvertreter, welche durch einfaches Schreiben bevollmächtigt werden 
können, zulässig. 

^ Die gesetzliche Ausdrucksweise in § 243, Z. 7, „Der Machthaber, welcher die 
in den vorstehenden Punkten 1 — 6 bezeichneten strafbaren Handlungen hinsichtlich 
der Steuerobjekte des von ihm Vertretenen begeht", paßt nicht zum 
Tatbestande der Z. 6. Hier handelt es sich nicht um ein Steuerobjekt des Dienstgebers, 
den ein Machthaber vertritt, sondern um das Steuerobjekt eines Bediensteten; nicht 
bezüglich des Einkommens des Dienstgebers, sondern bezüglich des steuerpflichtigen Be- 
zuges des Bediensteten wird eine Verheimlichung durch Unterlassung der Anzeige 
^gangen. 

österreichisches Vervraltungsarchiv. ^^ 
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5. Das Kecht dei* Partei, sich im Strafverfahren eines Vertreters zu 
bedienen, hat keinen unzweideutigen Ausdruck im Gesetze gefunden; da der 
Beschuldigte im Steuerstrafverfahren nicht ungünstiger wird gestellt werden 
können, als im gerichtlichen Strafprozesse, so ist die fakultative Vertretung 
im ganzen Strafverfahren als zulässig zu erklären. Das V. Hauptstück streift 
die Frage nur im § 258, der den Beschuldigten berechtigt, von den vor- 
gewiesenen Urkunden Abschrift zu nehmen oder durch seinen aus- 
gewiesenen Vertreter nehmen zu lassen, und aus dem Finanz- 
ministerialerlaß vom 28. Juli 1900, Z. 21.455, Verordnungsblatt 125, nach 
welchem bei der Beeidigung der Zeugen vor Gericht nach den §§ 46, 211 und 
258 die Intervention des . . . Beschuldigten oder seines Vertreters aus- 
geschlossen ist, kann gefolgert werden, daß die Intervention des Vertreters 
bei den anderen Episoden des Strafverfahrens zulässig ist. Xach Anschauung 
der Praxis wird im § 258 der einzige Fall der Unzulässigkeit der Vertretung 
in Strafsachen ausgesprochen: man interpretiert die gesetzliche Bestimmung, 
daß im Strafverfahren bei sonstiger Nichtigkeit „die wenigstens ein- 
malige Einvernahme des Beschuldigten" stattfinden müsse, 
dahin, daß hier eine Vertretung nicht zulässig, der Beschuldigte vielmehr 
persönlich in die Strafverhandlung einzutreten habe.^® Da dieser Gesetzes- 
befehl zu jenen gehört, welche — nach der Überschrift des Artikels 11 der 
A^oUzugsvorschrift V — die „Wahrung der Rechte des Beschuldigten" be- 
zwecken, also zweifellos in favorem des letzteren erlassen ist, folgt daraus 
keineswegs zwingend, daß der Beschuldigte persönlich seinen Standpunkt 
vertreten müsse. Im Gegensatze zum früheren Rechte soll lediglich eine 
Bestrafung ohne Anhörung der Exkulpation des Beschuldigten verhindert 
werden; dessen Interesse kann aber ebenso gut durch einen geeigneten Ver- 
treter, unter Umständen sogar besser als durch ihn selbst gewahrt werden.^*^ 
Die Praxis dürfte sich hier zu sehr an den Buchstaben des Gesetzes klanmiern. 



An das zu Recht bestehende Vertretungsverhältnis ist die Behörde 
gebunden; sie darf nur mit dem Vertreter verkehren, der Steuerpflichtige ist 
aus dem rechtlichen Verkehre ausgeschaltet; auch Zustellungsvollmachten 
im Sinne des Artikels 4, Z. 4, Vollzugsvorschrift VI, sind ebenso wie die 
Zwangs- und sonstigen Vertretungsbefugnisse genauestens zu berücksichtigen. 
[ Es müssen aber auch alle Amtshandlungen, die sonst mit dem Steuer- 

j Pflichtigen vorgenommen werden, mit dem Vertreter durchgeführt werden: 

das Vertretungsverhältnis darf nicht zur Unterlassung gesetzlich vor- 



2ö Über die gesetzlichen Ausnahmen von diesem Grundsatze in §§ 244, 3, 250 
und 259, vgl. mein „Steuerstrafverfahren** in der österr. Verw.-Zeitg. 1903, S. 109. 

^^ Im Abgeordnetenhause war ein Antrag auf Anerkennung der Berechtigunjf der 
Partei, sich im Strafverfahren eines Vertreters zu bedienen, gestellt worden, drang aber 
nicht durch (392. Sitzung, S. 19.442, Stenogr. Prot., 16. Bd., 1895). 
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geschriebener Vorgänge oder zu einer Vormundschaft der Steuerbehörde 
führen und daher nicht etwa infolge der Handlungsunfähigkeit eines Steuer- 
pflichtigen eine amtliche Bemessung ohne Einvernahme, Vorhalt, kurz ohne 
Parteienverfahren, Platz greifen. Aus den hinsichtlich des Vertretungs- 
verhältnisses gefällten Erkenntnissen des Verwaltungsgerichtshofes '^ kann 
der Schluß gezogen werden, daß in solchen Fällen nur mit den Vertretern 
Amtshandlungen mit Rechtswirksamkeit vorgenommen werden können. Der 
Mangel einer gesetzlichen Fixierung der durch ein Vertretungsverhältnis 
geschaffenen Rechtslage hat zu manchen Irrtümern in der Praxis geführt, 
insbesondere zu der Meinung, daß der freiwillig bestellte Vertreter Unter- 
lassungsdelikte nicht begehen und Subjekt von Kommissivdelikten nur im 
Falle der Überschreitung des ihm erteilten Auftrages werden könne. Da das 
Gesetz im allgemeinen dieselben Rechtsfolgen an alle Vertretungsfälle knüpft, 
ist auch die Rechtsstellung der hier in Betracht kommenden Personen ein- 
heitlich zu präzisieren: 

In Vertretungsfällen geht die Verpflichtung zum 
steuerrechtlichen Handeln vom steuerpflichtigen 
Machtgeber auf den Machthaber über. Der Machtgeber 
wird durch den Machthaber steuerrechtlich ver- 
pflichtet; diesen treffen hingegen die Rechtsfolgen 
i^trafbaren Handelns. Aus dieser begrenzten Verschiebung des Ver- 
pflichtungsverhältnisses folgt im einzelnen: 

1. Die Steuerpflicht des Vertretenen geht niemals auf den 
Machthaber über. Steuerpflichtig ist immer nur der, bei dem nach dem Gesetze 
die Voraussetzungen der Steuerpflicht gegeben sind; für den Vertreter kann 
aus dem Vertretungsverhältnisse keine persönliche Steuerpflicht erwachsen; 
er nimmt nicht die Stelle des Steuersubjekts an sich ein, er vollzieht nur 
für dasselbe die im Besteuenmgsverfahren vorgesehenen Parteihandlungen. 

2. Die Pflicht des Dienstgebers und des Rentenschuldners zum Steuer- 
abzüge imd die Retentionspflicht des letzteren erwachsen aus dem Gesetze 
nicht durch ein steuerrechtliches Handeln. Das Finanzrecht verbindet diese 
Pflichten mit bestimmten rechtlichen und tatsächlichen Verhältnissen (dem 
Dienst-, dem Schuldverhältnisse); in diese Rechtsverhältnisse tritt der Ver- 



31 Entsch. vom 22. Jänner 1901, Z. 4520, B. 868; 1. Oktober 1901, Z. 2413, 
B. 469, 18. Februar 1902, Z. 678, B. 797 etc.; in erschöpfender AVeise spricht sich das 
preußische Oberverwaltungsgericht in Staatssteuersachen über diese 
Frage ans: „Ein Steuerpflichtiger, der rechtlich oder tatsächlich an der Erfüllung seiner 
Pflichten und der Wahrnehmung seiner Rechte gehindert ist, muß durch andere ver- 
treten werden; so kann das Veranlagungs- und Rechtsmittelverfahren nur mit dem Vor- 
munde eines Mündels durchgeführt werden (II., 311); die Ehefrau vertritt ihren im 
Gefängnis sitzenden Mann (EEI., 173); für "Wohnsitzbegründung durch einen Geistes- 
schwachen ist der Wille des gesetzlichen Vertreters entscheidend (I., 86, VI., 19) 
^. s. w. (aus der Zusammenstellung dieser Entscheidungen im Ein.- Archiv, XVI., 2, S. 185). 

12* 
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treter nicht ein : er wird nicht persönlich Dienstgeber, der Bevollmächtigte des 
Bentenschuldners wird nicht persönli'cher Schuldner des Rentenbezüglers : es 
können daher auch die finanzrechtlich an diese Rechtsverhältnisse gebundenen 
Pflichten nicht auf ihn übergehen: ihm obliegt nur, die zur Erfüllung dieser 
Pflichten vorgeschriebenen Handlungen vorzunehmen. Eine Ausnahme, die 
ihre Begründung in Staats- und völkerrechtlichen Gesichtspunkten, nicht im 
Steuerrechte, findet, tritt hinsichtlich der obligatorischen Vertretung steuer- 
rechtlich exemter Personen und des Staates in deren Eigenschaft als Dienst- 
geber in dem Sinne ein, daß hier die Formalverpflichtungen des Dienstgebers 
und die materielle Verpflichtung — die Haftung — auf diese Organe der obli- 
gatorischen Vertretung kraft positiver Anordnung übergehen.'^ 

3. Da die finanzrechtlichen Delikte durch ein gesetzwidriges Handeln 
gesetzt werden und im Vertretungsverhältnisse der Vertreter allein 
der steuerrechtlich Handelnde ist, so ist auch nur dieser der Straf- 
bare, weil nur er Schuldiger sein kann. Die Ausschaltung des 
Steuersubjekts aus dem steuerpflichtigen Verkehre im Vertretungsfalle 
schließt daher die Annahme einer Mitschuld, Anstiftung, Teilnahme an dem 
Steuerdelikte des Vertreters aus. Es liegt im Wesen der Strafe, den Schul- 
digen zu treffen, und zwar durch Verletzung eines Rechtsgutes, dessen Träger 
der Delinquierende ist; dies gilt für die eigentlichen Steuerstrafen und für die 
Ordnimgsstrafen. Gegen den Machthaber mehrerer Personen können, wenn 
auch nur eine gemeinsame Vollmacht ausgestellt wurde, unabhängig von- 
einander mehrere Straferkenntnisse gefällt werden." Zieht die strafbare 
Handlung noch andere Straf folgen nach sich, als die Strafe im engeren Süme, 
so hat selbstverständlich der Schuldige, also hier der Vertreter eines Steuer- 
subjektes, auch diese zu erleiden. 

Ein strafbares Finanzdelikt macht den schuldigen Vertreter nicht zum 
Steuersubjekte; seine strafbare Handlung ist für ihn 
kein Entstehungsgrund der Steuerobligation. Steuersub- 
jekt ist und bleibt auch in solchen Fällen der Vertretene und was das 
positive Recht hier verfügt, ist, wie später dargetan werden wird, keine 
Verschiebung der Steuerpflicht, sondern eine Modi- 
fikation der Zahlungspflicht. 

Hiermit ist die Untersuchung bei der Frage angelangt, ob dem Vertreter 
eine Haftung für die Steuer des von ihm Vertretenen obliegt? 

Das Steuergesetz trifft diesbezüglich keine allgemeine Verfügung; man 
wird aber unterscheiden müssen, ob dem Vertreter eine nach Finanzrecht 
strafbare Handlung zur Last fällt oder nicht. Die Konsequenzen des ersten 
Falles hinsichtlich der Steuer- oder Strafzahlung sowie der Haftung für beides 



32 F.-M.-E. vom 3. November 1899, R.-G.-Bl. Nr. 209, §§ 1, 23 ff., 57. Näheres 
hierüber unter V., 1 (Haftpflicht der Exterritorialen). 

33 V.-G.-H.-Ent8ch. vom 25. April 1901, Z. 3269, B. 281. 
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werden verständlicher in dem Abschnitte über die Strafhaftung erörtert 
werden können, weil sie im engsten Zusammenhange stehen. Hier ist zunächst 
festzustellen, daß der Vertreter, dem kein Steuerdelikt zur Last fällt, aucli 
keine Haftung für die Steuer des Vertretenen zu tragen hat. Die Handlungen 
des Vertreters verpflichten den Vertretenen steuerrechtlich; eine Einwendung 
aus dem Verhalten des Vertreters, insbesondere die Einrede, daß dieser gegen. 
eine ihm erteilte Information gehandelt oder sonst sein Interesse gröblich 
vernachlässigt hat, steht ihm nicht zu. Hier gilt, was Otto Mayer die 
„persönliche Verantwortlichkeit der Vertreterschaf t*^ nennt: „durch diese, 
die Übernahme der Führung fremder Geschäfte, entsteht auch ohne förmliche 
Dienstpflicht eine Treueverpflichtung gegenüber demjenigen, dessen Geschäfte 
geführt werden. Diese Verpflichtung wird wirksam durch die Haftung für 
Schadenersatz, im Falle sie verabsäumt wird. Die Schadenersatzpflicht ist 
zivilrechtlicher Natur."** Bei Verletzung der aus dem Vollmachts- 
verhältnisse resultierenden Pflichten kann der Vertreter sonach nur im Zivil- 
rechtswege belangt werden; das Steuergesetz regelt die Schadenersatzfrage 
Dicht, legt ihm überhaupt keine subsidiäre Zahlungspflicht für die Steuer 
des von ihm Vertretenen auf ;*'^ von dieser Regel besteht eine Ausnahme im 
2. Absätze des § 263, nach dem die Erben für nach dem Erblasser infolge 
unrichtiger oder imterbliebener Steuerbemessung aushaftende Steuerbeträge 
haftbar erklärt werden. 

5. Die Erbenhaftung. 

Die Zahlungspflicht der Erben für nach dem Erblasser ausstehende 
Steuern ist im Zivilrechte begründet. Die Steuerschuldigkeit des Erblassers 
oder der nicht eingeantworteten *® Erbschaft, welche nach den §§ 263 und 229 

3* Otto Mayer, Deutsches Verwaltungsrecht, 1898, H. Bd., S. 399. 

^ Anders z. B. im Mecklenburgischen Kontributionsedikte vom 11. Mai 
1897 § 49, womach den Kuratoren die richtige Abfuhr der Zinsensteuer aus dem Kuratel- 
vermögen unter dem Präjudiz der Erlegung der Defraudationsstrafe aus eigenen Mitteln 
zur Pflicht gemacht und bei fortdauernder Unterlassung die rückständige Steuer 
und die poena tripli wahrzunehmen ist; nach dem Niederländischen Gesetz vom 
2. Oktober 1893, betreffend die Steuer von den Einkünften aus Beruf etc., § 5, ist der 
Vertreter der Minderjährigen, Kuranden, Abwesenden persönlicher Steuerschuldner. 

'ö Die Bestimmung des § 263, Abs. 1, daß nicht eingeantwortete Erbschafts- 
massen gleich dem Erblasser zu behandeln sind, und die Beschränkung der Steuerpflicht 
der ruhenden Erbschaft auf die Zeit, in der die zur Nachfolge berufenen Personen nicht 
in den Genuß derselben getreten sind, nach § 229, Abs. 3, decken sich nicht, da die 
Erben zwar in den Genuß des Nachlasses getreten sein können, die Einantwortung 
jedoch noch nicht erfolgt sein muß. Der F.-M.-E. vom 18. März 1899, Z. 14.152, besagt 
für diesen Fall, daß nicht die Erben, sondern die ruhende Erbschaft einkommensteuer- 
pflichtig sei, falls der Nachlaß noch nicht eingeantwortet wurde, beziehungsweise die 
Erben nicht im Genüsse desselben stehen. Auch die Entscheidungen des Verwaltungs- 
j^erichtshofes nehmen auf diese Divergenz nicht Bedacht: so bewirkt nach der Ent- 
scheidung vom 20. April 1899, Z. 2663, B. 12.737, die Einantwortung das Erlöschen der 
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als Steuersubjekt zur Besteuerung herangezogen werden kann, geht mit der 
Einantwortung wie andere Schulden des Erblassers auf die Erben über, ebenso 
die vor Ableben des Verurteilten rechtskräftig gewordene Geldstrafe, da sie 
zu den Verlassenschaftschulden gehört.^' Da das bürgerliche Gesetzbuch auch 
den Umfang der individuellen Zahlungspflicht der Erben bestimmt, bedürfte 
es keiner finanzrechtlichen Norm, um die Erben zur Befriedigung dieser schon 
gegenüber dem Erblasser oder der ruhenden Erbschaft entstandenen, ziffer- 
mäßig feststehenden Steuerforderung heranziehen zu können. Eine 
solche wurde aber notwendig, um von den Erben auch die Zahlung jener 
Steuerbeträge ^* beanspruchen zu können, die infolge unrichtiger oder imter- 
bliebener Steuererklärungen des Erblassers überhaupt nicht oder zu gering 
bemessen wurden (§ 263, Abs. 2). Zur Einleitung einer solchen Nach- 
besteuerung ist bei jedem Todesfalle eines Besteuerten Anlaß gegeben, 
da die Steuerbehörde durch A^ollzugsvorschrift IV, Art. 73, Z. 3, verhalten 
ist, die Besteuerung des Verstorbenen unter Benützung der Verlassenschafts- 
akten zu prüfen und nach § 263, Absatz 2, berechtigt ist, von den Erben jene 
Erklärungen und Bekenntnisse zu verlangen, die etwa zur nachträglichen 
Bemessung erforderlich sind. Für diese Nachbesteuerung fehlt das Steuer- 
subjekt, wenn die Erbschaft bereits eingeantwortet ist, da dieselbe mit diesem 
Zeitpunkte aufhört, Steuersubjekt zu sein und der Verstorbene ab solches 
nicht mehr in Betracht kommt. (§ 263, 1. Abs.) 

Um die Bemessung trotzdem zu ermöglichen, wird der Erbe zur Erfül- 
lung gewisser Verpflichtungen herangezogen, quasi Steuersubjekt mit der 
Begründung, daß er nach Annahme der Erbschaft in Eücksicht auf dieselbe 
den Erblasser vorstellt; die Bezeichnung dieses Verhältnisses als „Haftung'' 
ist streng genommen nicht mehr zutreffend. Die Vollzugsvorschrift trägt zur 
Klärung dieser Zwitterstellung nicht bei: sie schwächt an einer Stelle die 

Steiierpflicht des Nachlasses und ist unter „ruhender" Erbschaft jede noch nicht ein- 
geantwortete Erbschaft zu verstehen <Entsch. vom 20. Dezember 1901, Z. 9046); nach 
anderen Erkenntnissen hat der Übergang des Genusses des Nachlasses an die Erben diese 
Rechtsfolge, so E.-E. 28. März 1901, Z. 2147, 2148, B. 212, 213 u. a. m. bei B ugno- 
AVidmer, a. a. 0., IIL, S. 218. 

3^ Verordnung des Justizministeriums vom 3. April 1859, R.-Gr.-Bl. Nr. 52. 

^ Nicht Strafbeträge. Auffällige Sonderbestimmimg im Mecklenburgischen 
Kontributionsedikt § 49, Abs. 1, „die Erkennung und Beitreibnng der Strafe 
wird durch den etwa erfolgten Tod des Defraudanten nicht ausgeschlossen und ist 
solchen Falles die Steuer und die Strafe aus dem Nachlasse oder von den Erben, 
soweit der Nachlaß an sie gekommen ist, einzuziehen"; ferner Badisches Einkommen- 
steuergesetz vom 20. Juni 1884 (Novelle vom 9. August 1900), Art. 19: Erben und 
Witwe eines Pflichtigen, der zu wenig an Einkommensteuer entrichtet hat, haben die zu 
wenig entrichteten Beträge anzumelden und das Doppelte derselben zu er- 
legen; Sachsen- AVeimar, Einkommensteuergesetz vom 2. Juni 1897, § 89, läßt die 
Strafe gegen die Erben erkennen, wenn die Hinterziehung erst nach dem Tode des 
Steuerpflichtigen zur Untersuchung oder Entscheidung kommt; Beschränkung der Straf- 
berechnung auf 4 Jahre etc. 
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Pflichten des Erben als eines Steuersubjekts ab, um diese Qualität an anderer 
Stelle um so schärfer hervortreten zu lassen. Durch die Verfügung, daß den 
Deklarationen der Erben naturgemäß nicht dieselbe Bedeutung beizulege q 
sein werde, wie wenn sie von Steuerpflichtigen eingebracht worden 
wären, wird die schroffe Dekretierung der Deklarationspflicht für die Erben 
gemildert und diesen der „Steuerpflichtige" gegenübergestellt. Zu diesem 
würden die „haftenden" Erben ganz gut passen; allein schon im nächsten 
Artikel erfolgt ein beachtenswerter Vorstoß gegen die „Haftung". An allen 
Stellen des Gesetzes und der Vollzugsvorschrift, die von der Geltendmachung 
der persönlichen Haftung handeln, wird die zu diesem Zwecke an den 
Haftenden ergehende Verständigung Zahlungsaufforderung genannt; 
einen Zahlungsauftrag erhält nach der Terminologie von Gesetz und 
Vollzugsvorschrift nur der Steuerpflichtige. Xach Artikel 3, Z. 3 I.e., ist 
der Anspruch gegen den Erben mittels Zahlungsauftrages zu erheben ! 
Mehrere Erben sind entweder correi im Verhältnisse ihrer Erbteile oder 
solidarisch zahlungspflichtig, wenn sie die Erbschaft ohne die Eechtswohltat 
des Inventars angetreten haben. 

IV. Die persönliche Haftung für die Strafe. 

Mit der Anordnung des § 266, daß physische und juristische Personen 
sowie Erbschaftsmassen für die Folgen allfälliger Pflichtverletzungen ihrer 
gesetzlichen oder bevollmächtigten Vertreter, insbesondere auch für die gegen 
die letzteren aus diesem Grunde verhängten Strafen haften, hat die 
Haftung für fremde Schuld und Strafe, ein eigentümliches 
und viehimstrittenes Produkt des Finanzrechts, ihren Einzug in die öster- 
reichische Gesetzgebung über die direkten Steuern gehalten. Den Ursprung 
dieser Einrichtung sucht man im alten germanischen Strafrechte, dem nach 
H a i m a n n ^ dieses Institut bereits bekannt gewesen sein soll, L i s z t ^ findet 
dieselbe seit dem 17. Jahrhundert in Deutschland, in das österreichische 
Finanzrecht hat nach E g 1 a u e r ^ erst das Gefällsstrafgesetz vom Jahre 1835 
„das schwierige und für die Zwecke des Gesetzes überaus wichtige Eechts- 
institut der Haftung auf eine besonders rühmenswerte Weise ein- 
geführt, wiewohl gerade dafür jedes V^orbild gemangelt haben wird." * Das 

* H a i m a n n, Die rechtliche Natur der subsidiarischen Vertretungsverbindlichkeit 
dritter Personen, S. 20 fF. ; vgl. auch v. A u f s e ß „Haftpflicht" in Holtzendorffs Rechts- 
lexikon, Bd. n., S. 229, sowie desselben „Zolle und Steuern des deutschen Reichs." 1880. 

2 L i 8 z t, Lehrbuch des Strafrechts, 10. Aufl., S. 231, Anm. 5. 

5 E g 1 a u e r, Das österr. Steuerstrafrecht. Innsbruck, 1886, S. 72, 168 ff. 

* Ein Haftungsfall ist zweifellos in der Karolingischen Donauzollordnung gegeben 
^e zirka 906 auf österr. Boden in einem Taiding zu Raffelstetten zustande kam und 
sich als Erneuerung der älteren Bestimmungen (unter König Arnulf) über Warenzoll 
darstellt (Monum. üerm. hist. leges HI): der Freie, der den Zoll nicht entrichtet, ver- 
liert Schiff und Ladung; „ist er aber der Knecht eines anderen, so wird er festgehalten, 
bis sein Herr die Strafe bezahlt hat." 
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Gesetz vom 25. Oktober 1896 hat das Geltungsgebiet der Strafhaftuiig auch 
auf die direkten Personalsteuern ausgedehnt. Bei Delikten gegen die Eeal- 
steuervorschriften wird dieselbe nur in dem Falle wirksam, wenn mehrere 
Miteigentümer eines der Gebäudesteuer unterliegenden Objekts einen von 
ihnen zur Fatierung bevollmächtigen. Für die von dem Vollmachtträger 
begangene Zinsverheimlichung sind nach § 28 der „Belehrung für die Haus- 
eigentümer" ^ alle „in solidum verantwortlich" oder richtiger ausgedrückt : 
die an der Verheimlichung Schuldtragenden sind solidarisch strafbar, während 
die daran Unschuldigen die Haftung für die Strafe trifft.^ In anderen Fällen 
ist eine Haftung gar nicht denkbar, weil Mandatare nicht strafbar sind und 
es an einer gesetzlichen Bestimmung fehlt. Das Straferkenntnis ist nie gegen 
den Bevollmächtigten des Hausbesitzers, sondern gegen diesen unmittelbar 
zu fällen, weil für die Beobachtung der bestehenden Steuervorschriften unter 
den dafür festgesetzten Sanktionen stets nur der Steuerpflichtige selbst auf- 
zukommen und folglich auch für seinen hierzu Bevollmächtigten (gegen 
Regreß an denselben) einzustehen hat.'' 

Der Grund liegt darin, daß „die Täterschaft nur dann strafbar wird, 
wenn zu dem objektiven Tatbestande auch der subjektive, die Absichtlichkeit, 
hinzutritt und es muß die Absicht, welche ein Merkmal der Übertretung bilden 
soll, dahin gerichtet sein, sich selbst der Steuerleistung zu entziehen; bei 
Mandataren ist diese Absicht von vorneherein ausgeschlossen.^ 

Wiewohl nun die Gesetze über die indirekten Abgaben auch im Deutschen 
Eeiche die Strafhaftimg seit Dezennien kennen, herrscht über das Wesen 
dieses Instituts keine Übereinstimmung in der Literatur. Ist dieselbe ein 
strafrechtliches Gebilde und in allen Erscheinungsformen nach strafrechtlichen 
Prinzipien zu behandeln, liegt lediglich ein Anwendungsfall der im Zivilrechte 
bodenständigen Haftpflicht vor oder aber ein Kechtsinstitut sui 
g e n e r i s, das als eine Sonderbildung des Finanzrechts bestimmten Ver- 
waltungszwecken dient imd daher ausschließlich von verwaltungsrechtlichen 
Gesichtspunkten aus beurteilt werden muß? Man möge nicht glauben, daß 
es sich hier bloß um einen theoretischen Streit handelt, der auf einen 
Ausbau des finanzrechtlichen Begriifshimmels abzielt, für die Praxis aber 
belanglos ist. Die beklagenswerte Dürftigkeit des positiven Eechts, das eine 
Institution von so empfindlicher Tragweite mit wenigen Zeilen in das Leben 
se^zt imd eine Eeihe theoretisch und praktisch gleich wichtiger Fragen, z. B. 
nach dem Erlöschen der Haftung, der Verjährung etc., unbeantwortet läßt, 
ruft das Bedürfnis nach Ausfüllung dieser Gesetzeslücken hervor. Mag diese 



* Vom 26. Juni 1820. 

ö Vgl. V. Myrbach, Die Übertretung der Zinsverheimlichung. Graz, 1881, S. 38. 
■^ Hofkanzleidekret vom 29 Dezember 1845, Z. 4643, und v. M y r b a c h, a. a. 0., 
S. 35, 36. 

s Ebenso Freiberge r, Handbuch der österr. direkten Steuern, 2. Aufl., 1899, S.272. 
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im Geeetzeswege oder durch einen Nachtrag zur Vollzugsvorschrift erfolgen, 
oder bleibt es dem Verwaltungsgerichtshofe überlassen, hier Recht zu 
schaffen, — immer wird der Versuch, haltbare wissenschaftliche Grundlagen 
für die Fortbildung des positiven Eechts zu gewinnen, im Zwecke seine 
Rechtfertigung finden. Bei dem relativ unfertigen Zustande, in dem sich das 
Verwaltimgsrecht befindet, fällt erfahrungsgemäß dem Verwaltungsrichter 
iiur allzuhäufig eine quasi gesetzgeberische Tätigkeit zu, da er nicht warten 
kann, bis ein neues Gesetz erlassen wird, vielmehr ergänzend, wenn auch 
nicht korrigierend, einzugreifen hat. Diese Ergänzung und Fortbildung des 
öffentlichen Rechts an der Hand der Wissenschaft ist auch für das Steuer- 
recht und insbesondere für die Entscheidung von Fällen der Strafhaftung 
von höchster Bedeutung; es ist nicht gleichgültig, ob hiebei auf die Analogie 
aus dem Privatrechte oder aus dem Strafrechte gegriffen oder aber aus dem 
Steuergesetze selbst durch das geschulte Rechtsgefühl des Verwaltungs- 
richters das neue Recht für den konkreten Fall gewonnen wird.^ Um einen 
gesicherten Standpunkt für die Entscheidung dieser Kontroversen zu ge- 
winnen, ist es unerläßlich, die divergierenden Anschauungen der Kriminalisten 
und der Vertreter des Verwaltungsrechts in Kürze zu skizzieren. 

L i ß z t ^^ sieht in der Haftimg dritter Personen für die von den Schul- 
digen verwirkten Geldstrafen keine Strafe, da ihm ein Begriffsmerkraal der 
Strafe fehlt, die Verletzung eines Rechtsgutes, dessen Träger der Delinquent 
ist, wm ihn in seinem Interesse zu treffen. N^ach seiner Ansicht handelt es sich 
„um eine aus öffentlich rechtlichen (finanziellen) Gründen erfolgte Aus- 
gestaltung der privatrechtlichen Haftung für fremde Schuld"^; „die grund- 
sätzliche Auffassung ist entscheidend für eine Reihe von Einzelfragen: So 
würden in bezug auf Verjährung, Begnadigung etc. die Grundsätze des bürger- 
Uchen Rechts anzuwenden sein . . . .; auch ist es nur bei dieser Auffassung 
erklärlich, daß auch Körperschaften, wie Aktiengesellschaften, Eisenbahnen 
etc., deren strafrechtliche Verantwortlichkeit in unserem positiven Rechte 
grundsätzlich ausgeschlossen ist, daß ferner Jugendliche und Geisteskranke 
vom Gesetze ausdrücklich der Haftung unterstellt werden". Der Charakter 
der Strafe kommt der Haftung nach Liszt nur dann zu, wenn sie durch 
em selbständiges Delikt des Haftenden, insbesondere Fahrlässigkeit der 
Auswahl, Beaufsichtigung etc. bedingt, also von der Bestrafung des Haupt- 
schuldigen völlig unabhängig ist. 

Aus der Verwandtschaft des Finanzstraf mittels mit dem zivilrechtlichen 
Ersatzansprüche und seiner besonderen rechtlichen Xatur sucht Otto 
il a y e r ^^ auch die Haftung für die Strafe Dritter zu erklären. Die Finanz- 
strafe „kommt nicht bloß als ein Übel in Betracht, welches dem Straffälligen 

• Vgl. U n g e r, Über die Haftung des Staates für Verzugs- und Vergütuugs- 
zinsen, in Grünhuts Zeitschrift f. d. öff. u. priv. Recht, 81. Bd., 1. Heft, S. 109 ff. 
10 a. a. 0., S. 231. 
" Deutsches Verwaltungsrecht, 189:-, I. Bd., S. 466 ff. 
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zugefügt wird, sondern zugleich als ein Vorteil der Staatskasse. Der Staat 
soll etwas davon haben. Sie fällt dadurch unter Gesichtspunkte, welche sie 
einem zivilrechtlichen Zahlungsanspruche verwandt machen. Das Vergleichs- 
stück ist der zivilrechtliche Schadenersatzanspruch : Ersatz für die Mehrkosten 
der Überwachung und für die Verluste, welche er tatsächlich bei den 
dazwischen doch immer wieder gelingenden Hinterziehungen erleidet. Wer 
einmal ertappt wird, mui3 für die anderen mitbüßen." Daher besteht im 
Finanzstrafrechte „eine Haftung für Untergebene, Angestellte, Kinder und 
Ehefrauen". Diese Haftung kann an die ^Voraussetzung eines eigenen Ver- 
schuldens des Gewalthabers gebunden sein oder schlechthin an das bestehende 
Abhängigkeitsverhältnis. Die Haftbarerklärung ist kein Strafausspruch. Es 
soll keine weitere Strafe damit verhängt werden; es gibt bloß eine Strafe: 
die gegen den Täter. Der Haftende wird nur hereingezogen, damit der Staat 
die ihm in dieser Form zukommende Zahlung sieher erhalte. Die maßgebenden 
A^erhältnisse sind die nämlichen, an welche auch das Zivilrecht Haftungen 
für seine Schadenersatzansprüche zu knüpfen pflegt. Die Haftbarkeit umfaßt 
aber immer nur die verwirkte Geldstrafe und die Kosten, nicht auch die 
etwaigen Freiheitsstrafen. Sie ist teilweise ausdrücklich beschränkt auf den 
Fall, daß der Täter selbst zahlungsunfähig ist und die Finanzstrafe von ihm 
nicht eingetrieben werden kann. Immer wird der Haftende, ungleich dem 
Mittäter, seinen Eückgriff nehmen können gegen den eigentlichen Schuldigen. 
Soweit ein eigenes Verschulden des Gewalthabers nicht vorausgesetzt ist, 
kann diese Haftung auch handlungsunfähige Personen treffen. Es kommt 
bloß darauf an, daß der eigentlich Schuldige zu ihnen in dem bestimmten 
Abhängigkeitsverhältnisse steht, das die Haftung begründet. Deshalb kann 
die Haftbarkeit auch ausgesprochen werden gegen Gesellschaften und 
juristische Personen, namentlich auch gegen den Fiskus (z. B. bei Staats- 
eisenbahnen). 

Eine beachtenswerte Wandlung in der Erfassung des Wesens der Straf- 
haftung tritt bei B i n d i n g zutage, der in den „Normen" bei der Unter- 
suchung der wirklichen und angeblichen Anomalien des Schuldbeweises im 
gemeinen Straf rechte die Schuld Vermutungen als die hauptsächliche Er- 
scheinungsform der Erweiterung der Grenzen der Strafbarkeit über das dem 
Beklagten vollbewiesene Delikt hinaus bezeichnete. Hiebei ließ er aber die 
Schuld Präsumtionen bezüglich der subsidiarisch Verhafteten „mit voller 
Absichtlich keit" außer Betracht, da diese durchaus nicht dazu 
dienen, den Verhafteten zur Bestrafung zu bringen, vielmehr die in den 
Abgabengesetzen ausgesprochene subsidiarische Verbindlichkeit gewisser 
Personen . . . für die von den eigentlichen Schuldigen uneintreibbaren Geld- 
strafen lediglich eine zivilistische Haftung für Forderungen des Fiskus seiJ* 



*2 Binding, Die Normen und ihre Übertretung. . Leipzig, 1877, H. Bd., S. 614, 
Anm. 930. 
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Von dieser Anschauung kommt Binding später ab. Seine Erwägungen 
im Handbuehe des Strafrechts " gehen davon aus, daß mehrere Personen 
einem Straf rechte nur dann verfangen sein können, wenn sie entweder 
für die eine Strafe solidarisch haften oder wenn dieselbe Strafe von dem 
einen Schuldigen auf den andern übertragen wird. Die Bedenklichkeit beider 
Gestalten dieser Korrealität ist außer Zweifel; im ersten Falle wird der 
Grundsatz verleugnet, daß die Strafe im festen Verhältnisse zur Schuld stehe, 
im zweiten der andere, daß von zwei gleich Schuldigen jeder selbständig 
straffällig ist. Von diesem Standpunkte aus werden die Satzungen über die 
Vertretungsverbindlichkeit für verwirkte Geldstrafen wegen Zoll- und Steuer- 
vergehen untersucht. Wenngleich das Gemeinsame dieser Vorschriften darin 
besteht, daß, wenn die Geldstrafen von dem eigentlich Schuldigen wegen 
Unvermögens nicht beigetrieben werden können, andere Personen, die zu 
dem Schuldigen in geschäftlichen oder verwandtschaftlichen Beziehungen 
stehen, für diese Geldstrafen mit ihrem Vermögen haften, erscheint es 
dennoch nicht als die Absicht dieser von fiskalischen Interessen ungebührlich 
beeinflußten Gesetze, die Strafe auf Unschuldige zu übertragen. Den Nachweis 
einer culpa in eligendo oder die Schuld präsumtion bilde jedesmal die Brücke, 
die vom eigentlich Schuldigen zum subsidiarisch Verhafteten hinüberführt. 
Aus der Annahme eigenen Verschuldens des subsidiär Verhafteten im 
gemeinen Eecht und der Begründung der Haftung streng auf dieses per- 
sönliche Verschulden kommt Binding zum Schlüsse, daß hier von einer aus 
öffentlich rechtlichen Gründen erfolgten „Ausgestaltung der zivilen Haftung 
für fremde Schuld" kaum gesprochen werden könne, daß der Grundgedanke 
der Haftung vielmehr in dem Gewichte liegt, das der Staat auf die Durch- 
setzung seines Straf rechts legt; dieser schafft sich in der Person des schul- 
digen, subsidiarisch Verhafteten einen kriminellen Bürgen, der also 
kraft seiner Verschuldung für die Leistung des eigentlich Schuldigen auf- 
mkommen hat, wenn dieser leistungsunfähig ist. Ebenso erkennt Binding zu- 
treffend, daß die Voraussetzung des Schuldmoments bei dem Haftenden in 
den Gesetzen nicht immer konsequent festgehalten werde, und führt als 
Beispiel hiefür an, daß nicht die Vorstände von Gesellschaften, sondern 
diese selbst, also unter Umständen auch der Fiskus, für ihre Angestellten 
und Bevollmächtigten haften. Die Anerkennung einer subsidiären kriminellen 
Haftung für den Fall der Insolvenz des eigentlich Schuldigen und die 
Stempelung dieser subsidiär Haftenden zu kriminellen Bürgen erscheint ihm 
verwerflich, weil diesen nicht Strafe wird nach Maß der eigenen Schuld, sie 
vielmehr für fremde Strafe wegen ihrer Schuld einfach aufzukommen haben 
und diese Strafen von dem eigentlich Schuldigen unvermindert auf die 
eigenthch Unschuldigen, jedenfalls weit weniger Schuldigen übertragen 
werden; weil femer von mehreren Schuldigen, für die jemand subsidiär haftet, 

« I. Bd. Leipzig, 1885, S. 488 ff. 
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jeder Hauptschuldige nur für eine Strafe, der subsidiarisch Haftende aber 
für alle Strafen in Anspruch genommen werden kann. Aus der akzessorischem 
Xatur dieser Haftung folgert Binding, — obgleich kein einziges Gesetz die<e 
Konsequenz ausdrücklich zieht, — daß die Begnadigung des eigentlich Schul- 
digen den Bürgen freimacht und daß die A^erjährung des Strafklagerechts 
aus dem prinzipalen Delikt — aber nur diese — auch die Inanspruchnahme 
des Bürgen ausschließt.^* 

Als juristisches Gebilde ist dieses Strafe schuldende Subjekt mit zwei 
Häuptern interessant genug: „aber des gerechten Staates würdig ist die Auf- 
stellung einer kriminellen Bürgschaft kaum." 

Ein anderes Gesichtsfeld der Beurteilung der subsidiären Strafhaftung 
erschließt Binding ^* durch den Hinweis auf die Umwandlung des Strafrechts 
in ein Xichtstrafrecht, welches dann eintritt, wenn der Staat außer dem 
Zwecke aller Strafzufügung noch einen Nebenzweck erreichen will und dieser 
in erste Linie rückt, weil der Strafzweck selbst sich im Einzelfall als uner- 
reichbar darstellt. Als Beispiele dieses nur bei Vermögensstrafen vorkommenden 
Umschlages des Straf rechts in ein anderes Eecht werden zwei Fälle angeführt: 

1. Durch die Begehung einer Straftat, welche mit der Nebenstrafe der Kon- 
fiskation oder der Vernichtung von Vermögenswerten bedroht ist, erlangt der 
Staat ein Recht auf die dem Schuldigen gehörigen Gegenstände, welche durch 
die strafbare Handlung hervorgebracht sind oder zu ihrer Begehung dienten, 
und ein Recht auf Unbrauchbarmachung z. B. der strafbaren Schriften, Ab- 
bildungen, Platten etc. Diese Rechte entspringen lediglich strafbaren Hand- 
lungen, sie sind an erster Stelle Strafrechte, an zweiter Stelle dienen sie zu 
den polizeilichen Zwecken, dem Schuldigen die weitere Benützung seiner ver- 
brecherischen Werkzeuge unmöglich zu machen, den Geschädigten vor 
weiterem Schaden zu bewahren und die Produkte des Verbrechens zu 
beseitigen. Ihre letzte Funktion kann fortdauern, wenn auch die erste versag, 
z. B. mit dem Untergange des Strafreehts bei Unmöglichkeit der Verfolgung 
und Verurteilung des Schuldigen. Auf diese Maßnahmen kann selbständig 
erkannt werden; sie sind dann als Polizeimaßregeln zu 
betrachten, welche vom Strafrichter als Folgen straf- 
barer Handlungen angeordnet werden. 

2. Gegen den toten Schuldigen ist Strafvollstreckung immöglich. Das 
Gesetz, welches die zu seinen Lebzeiten rechtskräftig erkannte Geldstrafe 
für den Nachlaß vollstreckbar erklärt, wandelt ein Straf recht in e i n p u b 1 i- 



** Binding beruft hier die zu einem anderen Ergebnisse gelanji^ende Entscheidung 
des deutschen Reichsgerichtes HI. vom 25. Mai 1882 (E. VI. 382 ff.), nach der die Klage 
aus der Schuld des subsidiär Verhafteten selbständig verjähren soll, und die Anschauung? 
Liszts (Straf recht, S. 229), welcher auf die Verjährung die GrundsätÄe des Zivilrechts 
anwenden will. 

15 a. a. 0., S. 496 ff. 
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zistisches Forderungsrecht um. Dieser Verwandlung aber fehlt 
der gute Grund, den die oben besprochene besitzt; die Geldstrafe hat gar 
nicht den Zweck, den Fiskus zu bereichem, wenn sie auch meist diese Reflex- 
wirkung übt. Fällt also bei der Geldstrafe der Strafzweck weg, so bleibt kein 
Zweck mehr übrig, um dessentvrillen die Umwandlung des Strafzwecks 
geschehen dürfte. 

Wenn Binding hier darauf verweist, daß das positive Recht die sub- 
sidiäre Haftung für fremde Geldstrafen ganz nach dieser Analogie behandeln 
könnte, was aber im heutigen Rechte nicht geschehen ist, so nimmt er eben 
auf das Bestehen des N'ebenzwecks der Finanzstrafe nicht Bedacht. Ebenso 
ist Bindings Standpunkt, daß der Fall subsidiarischer Haftung für Geld- 
strafen nicht zu den „doppelt bedingten Strafrechten" gehört,^® daß die 
Strafdrohung nicht an andere Voraussetzungen geknüpft ist, als an das Delikt, 
ein konsequenter Ausfluß seiner früher dargelegten Anschauimg. „Denn 
wenn auch das Greifen auf den Bürgen voraussetzt, daß die Geldstrafe von 
dem eigentlich Schuldigen nicht eingezogen werden kann, somit die Haftung 
cles Bürgen nicht nur durch seine eigene Schuld, sondern auch durch die 
Insolvenz des eigentlichen Schuldners bedingt wird, so ist doch das eine 
Strafrecht mit den beiden correi lediglich durch das Delikt .... zur Ent- 
stehung gekommen." 

An Binding schließt sich vollinhaltlich an Merke 1,^' während 
B e 1 i n g ^® in der subsidiären Haftung Dritter, „insoweit von einer 
Schuld des Dritten abgesehen wird, nicht eine Strafe, sondern 
einen steuerähnlichen Verwaltungsanspruch des Staa- 
t e s" erblickt. 

Hälschner^^ scheidet die Haftung, welche regelmäßig anderen 
nichtschuldigen Personen für die Geldstrafe des Schuldigen, für die Prozeü- 
kosten und die Abgaben auferlegt wird, in eine „unbedingte" hinsichtlich 
der hinterzogenen Steuer und in die für Geldstrafen und Kosten; letztere 
beruht in der Regel auf der Präsumtion einer Mitschuld des Haftenden oder 
ist in erwiesener Fahrlässigkeit hinsichtlich der Auswahl und Beauf- 
sichtigung der Bediensteten oder Hausgenossen begründet. Die Untersuchung 
über die Entstehung und Zugehörigkeit dieses Instituts führt er von dem Ge- 
sichtspunkte aus, daß für die notwendige strafrechtliche Behandlung der Steuer- 
deUkte das Schutzbedürfnis der finanziellen Lage des Staates spräche, die 
eine höchst prekäre wäre, wenn die Forderungsrechte hinsichtlich öffentlicher 
Abgaben nur zivilrechtlich geltend gemacht werden könnten; zur Sicherung 



" a. a. 0., S. 588. 

" Lehrbuch des deutschen Strafrechts. Stuttgart, 1889, S. 174. 

*^ B e 1 i n g, Grundzüge des Strafrechts. Jena, 1899. 

*» H ä 1 s c h n e r, Das gemeine deutsche Straf recht, H. Bd., 2. Abt., S. 1001—1008. 
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der Staatseinnahmen sei strafrechtlicher Schutz notwendig, der bei der XJn- 
zulänglichkeit der Bestimmungen des allgemeinen Strafgesetzes durch eine 
Reihe von Strafbestimmungen in den besonderen (Abgaben-) Gesetzen gewährt 
werde. In dieser Schutztendenz sei der Gesetzgebung die möglichste Wahrung 
des fiskalischen Interesses der leitende Gesichtspunkt gewesen; dies habe zur 
Alodifikation der allgemeinen Normen in den weitesten und wesentlichsten 
Beziehungen geführt, so daß dieses in besonderen Gesetzen behandelte Gebiet 
der Strafgesetzgebung als ein vom jus commune abweichendes jus singulare 
erscheine. 

Die Bedeutung dieser Anschauung über das Entstehen des Finanz- 
strafrechts tritt insbesondere in den Konsequenzen hervor, die Hälschner hin- 
sichtlich des Zusammenhanges und der notsvendigen Ergänzung der Lücken 
des jus singulare zieht. „Gleichwohl ist es (sc. das Finanzstrafrecht) nicht in 
dem Maße ein in sich abgeschlossenes, daß es von jeder Beziehung auf da.^ 
Strafgesetzbuch als seiner gemeinrechtlichen Basis losgelöst und in keinem 
Punkte der Ergänzung durch dasselbe fähig wäre und sie bedürfte; denn e» 
ist in den betreffenden Gesetzen ein derartiger Gnmdsatz nicht nur nirgends 
ausgesprochen, sondern es fehlt auch nicht an ausdrücklichen Verweisungen 
auf das jus commune, auf die allgemeinen Strafbestimmungen. Die all- 
gemeinen Bestimmungen des Strafgesetzbuches sind also auch für 
die hieher gehörigen Delikte maßgebend.*^ Da Hälschner zu diesen Eigen- 
tümlichkeiten der strafrechtlichen Behandlung der hieher gehörigen Dehktc 
auch die Haftimg rechnet, so wiU er die allgemeinen Lehren des Strafgesetzes 
z. B. hinsichtlich Erlöschen, Verjährung etc. auf die Haftung angewendet 
wissen, falls nicht das Steuergesetz diesbezüglich Sonderbestimmungen enthält. 

Gerade gegen diese Heranziehung des allgemeinen Strafrechts zur Aus- 
füllung der Lücken des Finanzstraf rechts nimmt Kindervater*^ mit der 
Begründung Stellung, daß die Straf Vorschriften der Finanzgesetze ein selb- 
ständiges Herrschaftsgebiet darstellen und daß deshalb eine eventuelle 
liücke in denselben nur vom Gesetzgeber, nicht auch vom Richter nach den 
Bestimmungen des Strafgesetzbuches ausgefüllt werden könne. 

Die Entwicklimg, welche das Finanzstrafrecht imd sein Verfahren in 
der neueren Gesetzgebung des Deutschen Reiches aufweist, ist nicht ohne 
Einfluß auf die jüngeren theoretisierenden Praktiker geblieben; je mehr da* 
positive Recht zur Ahndung des Steuerdelikts den Strafrichter heranzieht 
und sich der Form des Strafprozesses zur Durchführung des Finanz- 
Strafverfahrens bedient, desto nachhaltiger sucht die Literatur den krirainellen 
Charakter des Steuerdelikts zu erweisen und das gesamte Finanzstrafrecht 
den Prinzipien des allgemeinen Strafrechts unterzuordnen, daher folgerichtig 
auch die Strafhaftung. Als typischer Vertreter dieser Richtung, für welche 



20 In Goltdamers Archiv, XXVI., S. 309 f. 
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die strafrechtliche Natur der Haftung außer Zweifel steht, sei Webe r'^ 
angeführt. Die Bestimmungen über die subsidiarische Höftpflicht wollen nach 
seiner Darlegung keine Ausnahme von dem Satze statuieren, daß für die 
Folgen des Delikts die Personen haften, die das Delikt begangen haben. 
Darum haften die Dritten nur subsidiär, d. i. für den Unvermögensfall 
der an erster Stelle Verhafteten; anderseits sollen nur an der Deliktsverübung 
fichuldhafter Weise beteiligte Personen von den Straffolgen betroffen werden, 
daher ist Voraussetzung der Haftung Verschuldung, wenngleich ihr Xachweis 
nicht überall gefordert, sondern oft nur vermutet wird. Daneben ist es — 
für das Gebiet der indirekten Abgaben — richtig, daß im Gegensatze zur 
sonstigen Gewohnheit der Steuergesetze, die Art der die Strafbarkeit bedin- 
genden Verschiddung zu ignorieren, bezüglich der subsidiären Haftung sich 
eine genaue Festsetzung der Schuldart findet. Als solche erscheint bald 
culpa in eligendo, mangelnde Beaufsichtigung, Mitwissen um die strafbare 
Handlung, unterlassene Abhaltung von der Zuwiderhandlimg. 

Die Schuldvermutungen sind aber nicht mehr unbedingt, sie können 
durch einen Gegenbeweis entkräftet werden; nur eine praesumtio iuris et 
de iure erinnert an den früheren Bechtszustand, wo viel häufiger als heute 
mit unbedingten Schuldvermutungen operiert wurde: jene, welche sich an die 
Haftpflicht der Eisenbahnverwaltungen oder Dampfschiffahrtsgesellschaften 
für ihre Angestellten und Bevollmächtigten knüpft. 

Weber spricht unumwunden aus, daß diese Vertretungsverbindlichkeit 
dritter Personen ihren Ursprung nicht Erwägungen krimineller, sondern rein 
finanzieller Natur verdankt^ daß der Gesetzgeber nicht das durch den Delin- 
quenten der allgemeinen Eechtsordnung zugefügte Übel vergelten, sondern 
mit Hülfe des Strafgesetzes zunächst den dem Staate durch den Delinquenten 
zugefügten Vermögensnachteil — imter Zurückstellung des Straf Zweckes — 
wieder beseitigen will. Deshalb erstreckt sich die Vertretungsverbindlichkeit 
nicht auf die Strafe als solche, sondern nur auf die Strafe, soweit sie auf 
Geldleistung geht. Der Vertretungsverbindliche hat demnach nie für die 
Geldsumme zu haften, die an Stelle der Konfiskation eventuell zu leisten ist, 
da diese eine Strafe ist, welche nur den Zweck hat, dem Delinquenten fernere 
Zuwiderhandlungen unmöglich zu machen. Manche Gesetze heben übrigens 
ausdrücklich hervor, daß es sich hier um eine Haftung „mit dem Vermögen" 
handle. 

Indem Weber konstatiert, daß die rechtliche Xatur der Vertretungs- 
verbindlichkeit sehr bestritten sei, indem einige dem Institute eine zivilrecht- 
liche, andere eine strafrechtliche Xatur zuerkennen und eine dritte 
Anschauung sich damit begnügt, die Einrichtung als „ein eigentümliches 
Produkt positiver Gesetzgebung" zu erklären, das weder Begründung findet 
„in den allgemeinen strafrechtlichen Grundsätzen über Zurechnung strafbarer 

*^ Weber Alfred, Darstellung der Defraude nach Reichsrecht, S. 74 ff. u. S. 80. 
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Handlungen" noch in „den zivilreehtlichen Grundsätzen über Haftung für 
fremde Handlungen",** bringt er für seine Anschauung, daß dem Institute 
eine strafrechtliche N"atur nicht abzustreiten sei, nur die dürftige Argumen- 
tation vor, daß „dies der Wille des Gesetzgebers zu sein scheine, der die 
Bestimmungen hierüber immer im Zusammenhange mit den Vorschriften 
über die Strafen gibt". Er hält diese Haftung geradezu für eine „selbständige 
Strafe", nicht für die subsidiär übernommene Strafe des „eigentlich Schiü- 
digen"; die Voraussetzung der Strafe sei stets ein Verschulden des Haftenden, 
die Wirkung der Haftung daher nicht die, daß ein Unschuldiger die Strafe 
des Schuldigen leidet, während dieser straffrei ausgeht, da selbst die Unmög- 
lichkeit, eine gegen den Täter erkannte Geldstrafe einzuziehen, noch nicht 
gleichbedeutend mit „Straffreiheit" sei und der subsidiarisch Verpflichtete 
für eigene Schuld büße. Diese Begründung dürfte nicht als durchschlagender 
Beweis für die Bezeichnung der Haftung als eine „Erstreckung des durch 
die Verübung eines Deliktes existent werdenden Straf rechts auf mehrere 
Personen ohne Vorhandensein einer Form der Teilnahme" anzusehen sein. 

Weber kommt hierin mit der heute verbreitetsten Auffassung dieses 
Institutes übereig, die zwar zugibt, „daß das Steuerstrafrecht nicht nur von 
kriminellen, sondern ebenso von finanziellen Rücksichten geleitet werde und 
letztere sogar überwiegen dürften," diesen Dualismus aber vom rechtlichen 
Gesichtspunkte aus als einen Embryonalfehler erklärt und die Sub- 
sidiärhaf tung ohne weitere Begründung als formell sicher dem 
Strafrechte angehörig ansieht; man müßte bei der fragmentarischen 
iN'atur dieses Rechtsinstituts die Aushilfsbestimmungen einem der beiden 
Rechtsgebiete entnehmen, dies könne aber sicher nur das straf- 
rechtliche, nicht das zivilrechtliche sein.*' 

M e i s e 1, der in älteren Arbeiten die Haftung nach dem Gefällsstraf- 
gesetze analysierte, hat auch in der Kritik der neuen Erscheinungsform der- 
selben im österreichischen Personalsteuergesetze den richtigen Weg beschritten. 
Mit Recht lehnt er schon in „Unrecht und Zwang im Finanzwesen" das 
Operieren mit Grundsätzen ab, die dem Kriminal rechte entnommen sind, weil 
dies ein Übersehen der Rechtsphäre, um deren Schutz es sich handelt, des 
Grades der Verantwortung, der Straffolgen und Strafmittel des Finanzstraf- 
rechts bedeute.** „Der Wille des Herrn gibt seinem Vertreter die Macht und 

" Vgl. die Literaturangaben bei Weber, a. a. 0., S. 79, 80, Anm. 6, 1 und 2. 

2^ Aus einer Rezension im G e r i c h t s s a a 1 e, 49. Bd., S. 470, über H a i m a n n s 
früher erwähnte Studie „Die rechtliche Natur der subs. Vertretimgsverbindlichkeit". 

^* Fin.- Archiv, V., 1, S. 44, 45. Epflauer, Das österr. Strafrecht. Innsbruck, 
1886, S. 169, hatte schon vorher die persönHche Haftung für die einem anderen auf- 
erlegte Geldstrafe als eine Nachbildung der privatrechtlichen Haftpflicht und als eine 
Eigentümlichkeit des Steuerstraf rechts, die sich durch „keines der bis nun aufgestellten Straf- 
rechtsprinzipien erklären" läßt, angesehen. „Die Begründung dieser Haftung muß daher 
in der Finanzwissenschaft gesucht werden"; als solche erscheinen ihm: der Finanz- 
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das Eecht des Handelns." Aus diesem Wollen, aus dem Grade der übertragenen 
Macht ergibt sich der Rechtsgrund für die Haftung. Der Staat 
kann im Eechtsinteresse nur dann Vertreter zulassen, wenn für deren Tun 
und Lassen der Machtgeber in dem Grade haftet, als er selbsthandelnd haften 
würde. Wenn der Kaufmann mit seinem Vermögen für alle Rechtshandlungen 
des Prokuristen, für gewisse Rechtsgeschäfte seiner Handlungsbevollmäch- 
tigten verbindlich wird und haftet, warum sollte dies anders sein bezüglich der 
A'erpflichtungen, die sich ebenfalls nur vermögensrechtlich aus dem Verhalten 
ähnlicher Personen in dem Geschäfte der staatlichen Berechtigung gegenüber 
ergeben ? Um diese Haftung handelt es sich; sie ist gewiß 
ein Übel, aber keine Strafe (im Sinne des Kriminalrechts). Die 
Strafe kann nicht vertreten werden; sie trifft den Schiddigen 
und ihn allein oder mit ihm andere Mitschuldige. Die Haftung ist in der Regel 
eine subsidiäre, sie ist die Vertretung fremder Schuld in vermögens- 
rechtlicher und nur in dieser Richtung, die mit Rücksicht auf 
die Vermögensbestände der Beteiligten einzig mögliche Garantie für die Repa- 
ratur des dem Staate erwachsenen Nachteils; sie trägt nicht den direkten 
Makel der Strafwürdigkeit, man wird den für die Leistung der Geldstrafe 
subsidiär Haftenden . . . rechtlich und moralisch anders beurteilen, als jenen, 
der, intellektueller Urheber, Mitschuldiger des Unrechts, für seine Schuld 
ein duldsames Haupt, einen Strafabieiter stellt. — Die vermögensrechtliche 
Haftung der Person und Sache für Steuerschuld und fremdes Steuerunrecht 
ist ein im Finanzwesen begründetes und unentbehrliches Institut des Finanz- 
rechts, das seine Quelle und seinen Ursprung in RechtsbegrifFen über zivile 
Schuld und Verantwortung hat." 

An dieser Auffassung des Rechtsinstituts festhaltend tritt Meisel für 
die Beibehaltung desselben im reformierten Finanzstrafrechte ein und ver- 
tieft die Begründung der Haftungsverbindlichkeit durch die Heranziehung 
der Steinbachschen Lehre ^^ über die Ausgestaltung des Schadenersatzrechts 
Dach den Anforderungen der sozialen Ordnung und des Verkehrs, als deren 
Ergebnis für die Hauptfälle des Finanzrechts sich eben die vermögensrecht- 
liche Vertretung für das schuldhafte Verhalten von Personen, die für den 
Haftenden handeln, der staatlichen Berechtigung gegenüber darstellt.^® 

Auch die Haftung des § 266 des Personalsteuergesetzes ist ihm ein Aus- 
fluß derselben Gesichtspunkte: sie soll verhüten, daß der Staat durch das 

zweck und die Absicht jene zu treffen, die den Vorteil aus einem Finanzdelikte 
ziehen. B 1 6 n s k i s Auffassung der Haftung als „Assekuranz der sonst durch Defrau- 
dation entgangenen Abgaben" (in der Anmerkung* zur Überschrift des IV. Hauptstückes 
<ler ges. St.-G., Manzsche Ausgabe, 1. Aufl.) lehnt Eglauer ab. 

** Die RechtsgTundsätze, betreffend den Ersatz von Vermögensschäden, Jurist. 
Blätter, Jahrgang 1888, Nr. 21 ff. 

^Meisel, Zur Reform des österr. Fin.-Strafprozesses, Separatabdruck aus den 
'lurist. Bl. Wien, 1892. 
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Vollmachtsverhältnis geschädigt werde und daß der Steuerpflichtige bei der 
Bestellung seines Vertreters in Steuersachen mit weniger Vorsicht handle, 
als in seiner sonstigen Wirtschaftstätigkeit. Die Gefahr, die für den Ver- 
tretenen in jedem Bevollmächtigungsverhältnisse liegt, das Risiko, das daher 
auch der Steuerpflichtige auf sich nimmt, wenn er durch einen Vertreter handelt, 
kommt im Personalsteuergesetze durch rlie Haftung für die Strafe zum Aus- 
drucke. „Die Haftung ist keine Strafe im Sinne des Kriminalrechts. Demi 
der Steuerpflichtige ist nach dem Gesetze nicht strafbar. Die Strafe ist angedroht 
und wird auferlegt dem Vertreter und nur ihm allein. Diese Haftung ist aber 
auch keine zivilrechtliche, sondern eine öflfentlich rechtliche Verbindlichkeit, 
ein im Finanzwesen begründetes und unentbehrliches Institut des zivilen und 
kriminellen Finanzrechts." ^^ 

Ebenso zutreffend ist Meiseis Hinweis auf die Jellineksche Lehre von 
den allgemein juristischen Kategorien, welche die Verschiebung des Geltungs- 
gebietes zahlreicher Rechtsinstitute erklärt und auf die Tatsache hinweist, 
daß ganze Klassen von Normen, die zunächst nur im Hinblicke auf 
das Privatrecht sieh ausgebildet haben, eine über dasselbe hinaus- 
gehende Bedeutung erlangten, da ja auch das Vermögensrecht ein privates 
oder öffentliches sein kann.^** 



In diesem engen Konnexe zwischen Privat- und öffentlichem Recht ist 
unseres Erachtens der Ausgangspunkt für die richtige Klassifizierung der 
Straf haftung nach Finanzrecht gegeben. Die ehemalige Präponderanz des 
Privatrechts tritt heute nur mehr in der Tatsache zu Tage, daß viele Insti- 
tutionen des öffentlichen Rechts aus der Sphäre des präziseren und rechts- 
technisch weit mehr durchgearbeiteten Privatrechts rezipiert werden. 

Wo sich aber diese Transplantation von Xormen einee Rechtsgebietes 
auf ein anderes zeigt, hat sie gewisse Modifikationen des rezipierten Rechts- 
instituts im Gefolge, das in seiner Entwicklung den Forderungen des neuen 
Rechtsgebietes angepaßt, manchmal auch von Grund aus umgestaltet wird. 
Und das gilt von der Haftung, die in das Finanzrecht aus ökonomischen 
Gesichtspunkten aufgenommen, in demselben zu einer Institution sui generis 
entwickelt wurde ; man kann sie zutreffend als finanzre<}htliche 
Bürgschaft bezeichnen, als ein Rechtsinstitut, das gemäß dem Bedürfnisse 
der Finanzverwaltung organisiert ist, in keinem Punkte mehr mit dem Zivil- 
rechte, dem es entsprossen ist, zusammenhängt und als ein Sonderprodufct 
des Finanzrechts lediglich nach den Xormen des Steuergesetzes zu beurteilen 
ist. Wenn eine solche neue Type eines verwaltungsrechtlichen Instituts im 



2"^ M e i 8 e 1, Das Strafrecht der österr. Einkommensteuer, Fin.-Archiv, XIX., 2, 
S. 78, 79. 

^® Vgl. J e 1 1 i n e k, System der öff. subjektiven Rechte. Freiburg, 1892. 
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positiven Rechte nicht erschöpfend geregelt ist, darf zur Ausfüllung der 
Lücken nicht auf die Analogie niit jenem Rech tsge biete, aus dem die 
Rezeption des Instituts erfolgte, das seither kaum mehr als den Namen mit 
seinem Vorbilde teilt, sondern es muß auf das Steuergesetz selbst gegriffen 
werden. Dieses normiert singuläres Recht, läßt auch die Ergänzung aus 
anderen Finanzgesetzen nicht zu, verlangt vielmehr von der Gesetzesauslegung, 
'laß Sonderinstitute einzelner Steuergesetze aus allgemeinen und speziellen 
rechtlichen Gesichtspunkten bei den einzelnen Steuergattungen erfaßt, erklärt 
und begründet werden.^® 

Ist sonach die Anwendung der Straf- und Haftungsbestimmungen des 
Gefällsstrafgesetzes oder der Hauszinssteuervorschriften im Wege der Analogie 
ausgeschlossen, so gilt dies in noch höherem Maße von dem allgemeinen 
Strafrechte. Die in jüngster Zeit beharrlich vertretene Anschauung von der 
prinzipiellen Verschiedenheit des kriminellen und des Verwaltungsunrechts, 
welche für die Verwaltung das derselben durch einen beschränkten Rechts- 
formalismus vorenthaltene Verwaltungsstrafrecht reklamiert, hat zwar mit 
der Tatsache zu rechnen, daß sich das Finanzstrafrecht zumeist der dem 
allgemeinen Strafrechte entlehnten Formen bedient, lehnt aber folgerichtig 
die Heranziehung der Analogie aus einem Normenkomplex ab, der eine 
wesentlich andere Unrechtskategorie behandelt.*** 

Von diesem Gesichtspunkte aus soll nun versucht werden, die Haftung 
des § 266 des Personalsteuergesetzes systematisch darzustellen und die Lücken, 
welche Gesetz und Vollzugsvorschrift gelassen haben, aus dem Personal- 
steuergesetze selbst auszufüllen. 

Subjekte der Straf haftung sind „physische und juristische Personen, 
sowie Erbschaftsmassen für ihre gesetzlichen oder bevollmächtigten Vertreter*'. 
Da juristische Personen der Einkommensteuer nicht unterliegen (§ 153), ist 
eine Haftung derselben für eine Einkommensteuerstrafe (nicht aber für eine 
Ordnungsstrafe nach § 250, welche auch nicht einkommensteuerpflichtige 
Personen treffen kann) des Vertreters ausgeschlossen. Dies gilt nicht bezüglich 
der ruhenden Erbschaft, die im Gesetze neben den juristischen Personen 
und unterschiedlich von diesen aufgeführt wird. Das Gesetz vermeidet es, 
zu dem Streite der Theoretiker über die juristische Qualität der hereditas 
jacens Stellung zu nehmen, es steht bald auf dem Standpunkte des allgemeinen 



^ Vpfl. Meisel, Strafrecht der Einkommensteuer, S. 8. 

^ Über den Nachweis des Dualismus zwischen kriminellem und Verwaltunjfsunrecht 
auf empirischem Wege und durch Ermittlung der logischen Grundlagen dieser Wesene- 
verschiedenheit vgl. Goldschmidt, „Das Verwaltungsstrafrecht'*. Berlin, 1902, von dem- 
selben, „Begriff und Aufgabe eines Verwaltungsstrafrechts" im Archiv für Strafrecht 
etc. von Kohl er, 49. Jahrgang, 1902, S. 71 ff., meine Abhandlungen „Über Steuer- 
vergehen**, Fin.-Archiv, XIX., S. 44, und „Das österr. Finanzstrafverfahren und seine 
Reform**, Fin.-Archiv, XX., S. 39 ff., sowie die Literaturangaben daselbst, S. 75 ff. 
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bürgerlichen Gesetzbuches g 547, nach welchem die Einzelperson noch in 
fler ruhenden Erbschaft als fortlebend gedacht wird, was aus der Anordnung 

des § 263 hervorgeht (,, Nicht eingeantwortete Erbschaftsmassen werden 

gleich dem Erblasser behandelt'^), bald auf dem Standpunkte derjenigen 
Rechtßlehrer, welche derselben juristische Persönlichkeit beilegen. Deshalb 
wird die Einkommensteuerpflicht der hereditas jacens im letzten Absätze des 
§ 153 als Ausnahmsbestinmiung hingestellt, woran auch die Vollzugs- 
vorschrift lY (Art. 1, P. 1) festhält. Durch den Wortlaut des 1. Absatzes 
des § 2G6 und im Hinblicke auf die Einkommensteuerpflicht der Erbschafts- 
masse nach den §§ 153 und 229 ist jeder Zweifel über die Haftpflicht der- 
selben ausgeschlossen. 

Aus den Erörterungen über die Steuer- und Zahlungspflieht der Haus- 
haltsangehörigen ergibt sich für die Frage der Strafhaftung nach § 266, daß 
diese Personen, insoweit sie hinsichtlich der Bekenntnislegung und im übrigen 
ßteuerrechtlichen Handeln durch den Vorstand der Haushaltung vertreten 
werden, auch für die dem letzteren auferlegte Strafe zu haften haben, und 
zwar als correi pro rata, nicht solidarisch, da eine Solidarhaftung im Gesetze 
nicht ausgesprochen ist. 

Subjektive Voraussetzung der Strafhaftung ist Verschuldung 
des Vertretenen, culpa in eligendo; diese wird ex lege präsumiert, ist un- 
bedingte Schuldvermutung, die durch einen Gegenbeweis nicht entkräftet 
werden kann. In der Strafhaftung kommt das periculum des Vertretung.^- 
verhältnisses zum Ausdruck, das der Vertretene zu tragen hat. Es gibt keine 
Stufung der Haftung nach Verschuldensart oder Verschuldensgrad, weil nur 
ein Verschulden, die culpa in eligendo, im Gesetze vermutet wird. In einem 
Falle liberiert das Gesetz — zutreffend — den Vertretenen von diesem Risiko 
aus dem Vertretungsverhältnisse, wenn der Mangel jeglicher Dispositions- 
befugnis bei der Schaffung des Vertretungsverhältnisses in concreto eine 
culpa in eligendo völlig ausschließt: nicht eigenberechtigte physische Per- 
sonen, denen nach dem Allgemeinen bürgerlichen Gesetzbuche und dem Ver- 
fahren außer Streitsachen Vormünder oder Kuratoren, „behördlich bestellte 
Vertreter" zur Supplierung ihrer Rechts- und Handlungsunfähigkeit bei- 
gegeben werden, sind der Strafhaftung für dieselben enthoben. Da bei diesen 
Personen nicht zutrifft, daß sie die Rechtsfolgen eines Unrechts auf ihre 
Machthaber abwälzen wollen, ihnen auch kein Einfluß auf das steuerrechtliche 
Handeln ihrer Vertreter zusteht, entspricht es dem Rechte und der Billigkeit, 
sie für die Straffolgen pflichtwidrigen Handelns nicht einstehen zu lassen. 
Mit dieser Einschränkung der Haftpflicht kommt das Personalsteuergesetz 
einer Forderung entgegen, an welche die Theorie die Fortdauer der Straf- 
haftung im Straf rechte und Strafverfahren der Finanz knüpft: die Haftung 
hat wegzufallen, wenn culpa in eligendo ausgeschlossen ist und die Zuwider- 
handlung erweislich gegen den Willen des sonst Haftenden beziehungsweise 
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ohne Möglichkeit einer Ingerenz desselben auf den Willen des steuerrechtlicb 
Handelnden erfolgte.'^ 

Das Gesetz normiert weder die objektiven Voraussetzungen der 
Strafhaftung, noch die Subsidiarität, noch Art und Zeitpunkt der Geltend- 
machung derselben. Auch die Yollzugsvorschrift hilft nur teilweise über diese 
Lücken hinweg, die systematisch zu ergänzen zunächst der Theorie überlassen 
bleibt. Als objektive Voraussetzungen für den Eintritt der Straf- 
haftung müssen angenommen werden: 1. der Bestand eines rechtskräftigen 
Straf erkenn tnisses gegen den Vertreter; 2. die Nichteinbringlichkeit der 
Strafe bei demselben. 

Zur ersten Voraussetzung gelangt man auf deduktivem Wege : Von einer 
verhängten Strafe als Folge der Pflichtverletzung möchte füglich erst dann die 
Eede sein, wenn der behördliche Strafausspruch keiner rechtlichen Anfechtung 
mehr unterliegt, deren Folge die Beseitigimg der Strafe sein könnte. (Damit 
steht allerdings, wie später dargetan werden wird, die absolute Rechtskraft 
der Strafe noch nicht fest; hier iat nur von der relativen Rechtskraft der- 
selben gegenüber dem verurteilten Vertreter die Rede.) Dies wäre also der 
Zeitpunkt, in welchem die Frist zur Einbringung einer Beschwerde an den 
A'erwaltungsgerichtshof abgelaufen ist, ohne daß eine solche eingebracht 
wurde, oder der Zeitpunkt der Bestätigung des Straferkenntnisses durch den 
Verwaltimgsgerichtshof , Nach der Vollzugsvorschrift liegt die Sache aber nicht 
so. Allerdings wird diese Frage in derselben nicht direkt entschieden, aber 
aus Artikel 3, Vollzugsvorschrift VI, ergibt sich die abweichende Auffassung; 
Xach dieser, in erster Linie die Subsidiarität der Strafhaftung anerkennenden 
Norm ist die Haftung der Vertretenen regelmäßig n u r im Falle der Erfolg- 
losigkeit der zur Einbringung der Strafe bei dem Vertreter unternommenen 
Schritte geltend zu machen. An die Vollstreckung der Strafe zu gehen, steht 
aber der Behörde nach ausdrücklicher Anordnung des § 260, Absatz 3, schon 
nach Erschöpfung des administrativen Instanzenzuges zu. In diesem 
Zeitpunkte ist also auch die Geltendmachung der Haftung zulässig, es ist 
nicht bis zur Entscheidung des Verwaltungsgerichtshofes oder auch nur bis 
zum Ablauf der Beschwerdefrist an denselben zuzuwarten. 

Die Xichteinbringlichkeit ist dann gegeben, wenn gegen den schuldigen 
Vertreter die Exekution fruchtlos durchgeführt worden ist oder wenn der Ver- 
urteilte nach Rechtskraft des Straferkenntnisses gestorben und die exekutive 
Einbringung der auf den Xachlaß beziehungsweise auf die Erben über- 
gegangenen Strafen erfolglos geblieben ist. 

^* Vgl. den Abschnitt über die Stellung des Haftenden in meinem „Finanz- 
strafverfahren", Fin.- Archiv, XX., 2, S. 123 und 125; übereinstimmend M e i s e 1, Straf- 
recht der Einkommensteuer, a. a. 0., S. 78. Weitergehend die Beschränkung" neuerer 
deutscher Gesetze, welche bei Delikten von Bediensteten, Familien- und Hausmitgliedern 
nur für die S t e u er die Haftung beanspruchen, wenn nachgewiesen wird, daß die 
Zuwiderhandlung ohne Wissen des Haftenden erfolgte. 
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Der Durchführung der Exekution stehen die Fälle gleicTi, in denen die 
Vergeblichkeit dieses Schrittes schon im vorhinein feststeht, z. B. bei 
notorischer Vennögenslosigkeit, ITnauffindbarkeit etc. Hiemach bestimmt sich 
auch das Ausmaß der Haftung. Diese umfaßt jenen ziffermäßig festgesetzten 
Betrag der baren Leistungen, der vom Übertreter nicht hereingebracht werden 
konnte. Eine Teilung des Strafbetrages zwischen dem Übertreter und dem 
Haftenden, die nach den §§ 139 und 142 des Gefällsstrafgesetzes einzutreten 
hat, ist hier ausgeschlossen. 

Da Haftung im Personalsteuergesetze stets subsidiäre Zahlungspflicht 
bedeutet, so ist die auf die Subsidiarität der Strafhaftung Bezug nehmende 
Bestimmung der Vollzugsvorschrift nur als eine jeden Zweifel beseitigende 
Bestätigung dieses Prinzips zu begrüßen. Ein Wahlrecht der Finanzbehörde, 
die Strafe entweder vom Verurteilten oder vom Haftenden einzubringen, also 
solidarische Zahlungspflicht, besteht nicht; wenn auch das Gesetz selbst die 
Subsidiarität nicht statuiert, so müßte in demselben die Solidarhaftimg ange- 
ordnet sein, um dieselbe annehmen zu können.'^ Eine für die Partei nach- 
teiligere Interpretation ist nicht zulässig. 

Die Geltendmachung der Haftung erfolgt durch Verwaltungsakt, nicht 
im Zivilrechtswege, durch Zustellung der Verständigung, in welcher der 
Haftungsanspruch unter Anschluß einer Abschrift des gegen den Vertreter 
gefällten Straf erkenntnisses erhoben wird. Nicht geregelt ist die Frage, ob 
die „Vollstreckung", hier die Eealisierung des Haftungsanspruches durch 
Exekutionsschritte oder wenigstens die „Sicherstellung'^ dieses Anspruches 
sofort erfolgen kann. Die Analogie nach § 260, Absatz 3, ist nicht von der 
Hand zu weisen. Bevor der Haftungsanspruch nicht administrative Rechts- 
kraft erlangt hat, wird die Vollstreckung nicht Platz greifen können; dagegen 
ist die Sicherstellung schon in einem früheren Zeitpunkte, frühestens 
zugleich mit dem Ausspruche der Haftung zulässig. 

Aus der Fassung des § 266 („haften . . . für die Folgen all- 
fälliger Pflichtverletzungen . . ., insbesondere auch für 
die... aus diesem Grunde verhängten Strafe n") ergibt sich 
zimächst, daß unter „Pflichtverletzungen" nicht ziviles Finanzun rechte sondern 
die Delikte des V. Hauptstückes des Gesetzes zu verstehen sind; nur diese 
haben Steuer- oder Ordnungsstrafe zur Rechtsfolge. Es macht dabei keinen 
Unterschied, ob die Pflichtverletzung Steuervergehen im engeren Sinne 
oder Ordnungswidrigkeit ist. Die Haftung erstreckt sich auf beide Straf arten; 
die Ordnungsstrafe von derselben auszunehmen, geht mangels einer gesetz- 
lichen Beschränkung nicht an, zumal dieselbe mit Rücksicht auf das gesetzliche 
Höchstausmaß (§ 250) und die Zulässigkeit wiederholter Verhängung (V.-V. I, 
Art. 17, Z. 7; IV, Art. 50, Z. 7 etc.) bei Fortdauer des pflichtwidrigen Ver- 
haltens die für die eigentlichen Steuerdelikte, also für eine wesentliche Ge- 



" Ebenso M e i 8 e 1, a. a. 0., S. 77. 
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fährdung der Finanzrechtsordnung entfallenden Strafbeträge überholen kann. 
Wenn man daher mit M e i s e 1 als Zweck der Straf haftung generell die Ver- 
hinderung der niateriellen Schädigung des Staates aus dem Vollmachts- 
verhältnisse annimmt, wird dieselbe auch durch die rechtliche Natur der 
Ordnimgsstrafe nicht ausgeschlossen.*^ 

Wenn nun unter „Pflichtverletzungen" die nach dem Steuergesetze 
strafbaren Handlungen zu verstehen sind, als deren Kechtsfolge ins- 
besondere die Strafen hervorgehoben werden, so ist festzustellen, welche 
andere Folge als die Strafe diese strafbaren Handlungen nach sich ziehen. 
Die Antwort geben die §§ 241, letzter Absatz, 244, Absatz 1, und 256 
Absatz 3. Ist durch die strafbare Handlung die Steuer gar nicht oder zu 
niedrig bemessen, also nicht bloß der Gefahr der Verkürzung ausgesetzt, 
sondern effektiv verkürzt worden, so hat Nachbesteuerung einzutreten, denn 
die Strafe konsumiert nicht das Eecht auf die Steuer. Für diese Bemessung 
der Xachtragssteuer wird die Steuerstraf b e h ö r d e zuständig. In solchen 
Fällen ist der ordentliche Weg der Steuerveranlagung durch das Verschulden 
des steuerrechtlich Handelnden versperrt worden, der Zeitpunkt der 
Bemessung ist verschoben, diese ist anormal hinsichtlich der Kompetenz, da 
das Bemessungsrecht unter Ausschluß der eventuellen Teilnahme der ehren- 
amtlichen Kommission an die Straf behörde devolviert, somit auch hin- 
sichtlich des Verfahrens und seiner Kautelen. Diese im Wege einer außer- 
ordentlichen Veranlagung ermittelte Steuer ist nun neben der Strafe zu 
bezahlen. Von wem? Selbstverständlich vom Steuerpflichtigen, dem Ver- 
tretenen, da der Vertreter durch die von ihm begangene strafbare Handlung ' 
zwar Strafsubjekt, aber nicht Steuersubjekt wird, da die Steuerforderung des 
Staates und die Steuerpflicht des Individuums nicht ex delicto, sondern durch 
das Vorhandensein der gesetzlich festgelegten Voraussetzungen entstehen. 

Hier setzt aber § 266 mit einer von der Theorie und Praxis bisher nicht 
genügend beachteten Modifikation der Zahlungspflicht ein. Da unter Haftung 
im Personalsteuergesetze die subsidiäre Zahlungspflicht verstanden wird und 
diese im Falle des § 266 nicht nur für die Strafe, sondern auch für die 
andere Folge der Pflichtverletzung: die im außerordentlichen Veranlagungs- 
wege ermittelte verkürzte Steuer dem Vertretenen, dem Steuerpflichtigen, 
auferlegt wird, so rückt der nicht steuerpflichtige, aber strafbare Vertreter 
hinsichtlich der Zahlungspflicht in die erste Reihe, er wird primär zahlungs- 
pflichtig, die Forderung der Zahlung der Nachtragssteuer wird zuerst ihm 
gegenüber erhoben, die primäre Zahlungspflicht des Steuer- 
subjekts ist suspendiert, sie wird eine subsidiäre. 

Hiemach läßt sich die prinzipielle Bestimmung des Personalsteuergesetzes 



'^ Anderer Anschauung M e i s e 1, a. a. 0., S. 78, mit der de lege lata nicht aue- 
reichende Beschränkung des Haftungszweckes auf Rechtsschutz gegen wesentliche 
viefahrdung des Finanzinteresses. 
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Über die Haftung des A'ertreters für die Steuer des X'ertretenen folgender- 
maßen formulieren: der Vertreter haftet für die Steuer des Vertretenen (den 
Spezialfall des § 263, Abs. 2, ausgenommen) nicht; für die infolge 
seiner strafbaren Handlung bemessene Xaehtrags- 
steuer des Vertretenen ist er hingegen in erster Linie 
zahlungspflichtig, während der letztere für diese 
Nachtragssteuer nur subsidiär aufzukommen ha t." 

Wenn auch die Vollzugsvorschrift diese in der Verschiebung der 
Zahlungspflicht zutage tretende Besonderheit des Gesetzes nicht ausdrücklieh 
hervorhebt, so läßt sich doch aus dem 5. und 6. Absätze des Artikels 3, Voll- 
zugsvorschrift VI, die Richtigkeit der hier vertretenen Anschauung erweisen. 
Die zitierten Stellen besagen: 

1. daß die persönliche Verantwortlichkeit durch die Haftpflicht des 
Vertretenen keineswegs behoben werden soll; 

2. daß die Haftung der Vertretenen für die Strafe nur im Falle der 
Erfolglosigkeit der Einbringungsschritte bei dem Vertreter geltend zu machen, 
also der Zahlungsanspruch primär an diesen, subsidiär an den Vertretenen 
zu richten, und daß 

3. in analoger Weise auch bei Geltendmachung der Haftung 
für verkürzte Steuerbeträge vorzugehen ist, d. h. daß auch 
diese in erster Linie von dem strafbaren Vertreter einzufordern und einzu- 
bringen sind. 

Es kann nicht als Härte erscheinen, daß der 2. Absatz des § 266 die 
Xiicht eigenberechtigten physischen Personen nur von der Haftung für die 
Strafe ihrer Vertreter und nicht auch von der Haftimg für die Xachtrags- 
steuer entbindet. Dies hängt mit ihrer durch das Delikt des A^ertreters nicht 
erschütterten Steuerpflicht zusammen. Sie genießen das Privileg aller anderen 
Vertretenen, daß die Einforderung der Xachtragssteuer zuerst bei dem 
schuldhaften Vertreter erfolgt; sie gänzlich von der Steuerzahlungspflicht zu 
liberieren, würde ja des Grundes entbehren, da diese Personen auch ohne 
Delikt ihres Vertreters steuerpflichtig sind, diese Steuerpflicht aber nicht 
ex delicto mandatarii, sondern ex lege entsteht, und die außerordentliche 
Steuerveranlagung durch die Strafbehörde zwar nach jener Anschauung, die 
in der Steuerbemessung durch eine ehrenamtliche Kommission eine Rechts- 
bchutzeinrichtung erblickt, ein Übel ist, nicht aber im Sinne des Gesetzes, 
nach welchem auch in diesem Falle die Steuerbehörden auf legaler Grundlage 
nur die gesetzlich entfallende Steuer zu bemessen, keineswegs aber eine höhere 
Steuer .und damit etwa eine weitere Strafe unter anderem Titel aufzuerlegen 
haben. 



/** Die Kommentatoren und Bearbeiter des Gesetzes gehen auf diese Eigen- 
tümlichkeit des österr. P.-St.-G. nicht näher ein; vgl. Frei berger, a. a. 0., S. 58,59, 
Bugno-AVidmer, a. a. 0., Bd. 2, S. 201 etc. 
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Die Uli 2. Absätze des Artikels 15, Vollzugsvorschrift V, behandelte 
Inanspruchnahme der Haftpflicht des Dienstgebers, bei der strafbaren 
Handlung des § 240 (Steuerhinterziehung durch wissentlich unrichtige An- 
gaben in den Dienstbezugsanzeigen), woran — logischerweise — auch die 
Straftat des § 243, Zahl 6 (Unterlassung dieser Dienstbezugsanzeigen) zu 
reihen sein wird, bespricht M e i s e 1 ^° als einen Fall der Haftung des steuer- 
rechthch Handelnden für die Steuer dessen, den er vertritt; unseres Erachtens 
liegt aber hier keine Haftung aus einem Vollmachtsverhältnisse vor. Der 
Dienstgeber, der die Dienstbezugsanzeige des § 201 unrichtig oder gar nicht 
einbringt, ist nicht Bevollmächtigter des Dienstnehmers, er vertritt denselben 
nicht in Handlungen, die diesem steuerrechtlich obliegen; er wird vielmehr 
durch den inkorrekten Vollzug der ihm selbst ex lege aufgetragenen Hand- 
lungen strafbar, von einer Haftung aus diesem Grunde ist keine Rede; sie 
wäre auch überflüssig, weil derselbe Dienstgeber schon aus einem anderen 
Grunde, nämlich wegen des zivilen Finanzunrechts — des nicht ordnungs- 
mäßigen Steuerabzuges nach § 287 — haftet.^** 

V. Abschnitt. 
I. Die Haftpflicht der Exterritorialen. 

Das völkerrechtliche Prinzip der Exterritorialität kommt im Personal- 
steuergesetze durch Festsetzung der Steuerexemtion, d. i. durch Ausschließung 
der territorialen Finanzrechtsordnung gegenüber gewissen Personen aus 
Rücksichten des völkerrechtlichen Verkehrs zum Ausdruck. Hierher gehören 
insbesondere: a) Souveräne (§ 154, Z. 4); b) auswärtige, im Inlande 
stationierte Legationen (§ 154, Z. 3) und ihr Gefolge auswärtiger Staats- 
angehörigkeit, Berufskonsuln, die nicht die österreichische Staats- 
bürgerschaft besitzen etc. 

Der Begriff „Souveräne" umfaßt nicht bloß die vorübergehend im 
Inlande weilenden auswärtigen Staatsoberhäupter, sondern auch dauernd hier 
residierende, ferner solche im Inlande domizilierende, durch die Macht der 
pohtischen Verhältnisse von der faktischen Kegierungsgewalt ausgeschlossene 
^physische und juristische) Persönlichkeiten, deren Souveränitätsrechte im 
Inlande anerkannt sind, trotzdem denselben ein besonderes Herrschaftsgebiet 

^ A. a. 0., S. 66, 67. 

^ Das preußische Einkommensteuergesetz vom 24. Juni 1891, hat die Straf- 
haftung nicht rezipiert und ist hierdurch für die neuere deutsche Steuergesetzgebung 
vorbildlich geworden. D r o s t e, S. 348 ff., sieht es als einen Vorzug an, daß die Steuer- 
strafvorschriften den strafrechtlichen Charakter vollständig gewahrt haben und in keiner 
Weise den Gedanken eines sich zivUrechtlichen Grundsätzen nähernden Schadenersatz- 
anspruches hervortreten lassen, wie solcher sich . . in der subsidiarischen Vertretungs- 
verbindlichkeit dritter Personen für die von anderen verwirkten Geldstrafen .... aus- 
geprägt findet. „Derartige Anklänge an eine zivilrechtliche Ersatzfunktion der Strafe 
sind vermieden." 
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nicht entspriclit.* In subjektiver Hinsicht ist der Kreis der aus dem Tit^l 
der Exterritorialität von der Personaleinkommensteuer befreiten Personen 
im Gesetze teils präzis, teils — der Natur der Sache nach — durch Auf- 
stellung einer allgemeinen Regel (welche auf Staatsverträge und völker- 
rechtliche Grundsätze verweist) abgegrenzt. Strittig ist hier nur der 
objektive Umfang der Exemtion, sowohl hinsichtlich der materiellen 
Verpflichtung aus dem Steuergesetze, der Steuerleistung, als auch bezüglich 
der anderen, im Steuergesetze auferlegten Verpflichtungen, insbesondere der 
Mitwirkung an der Besteuerung Dritter und der Einbringung der Steuer von 
diesen. Die Meinungsverschiedenheiten über den Umfang der materiellen 
^Verpflichtung möchten unschwer zu beheben sein. 

Die Befreiung von der p]inkommensteuer ist in Zahl 3, § 154, ex lege 
beschränkt; die diplomatischen Funktionäre etc. sind von dem qualifizierten 
Einkommen des § 153, Absatz 2, lit. b (Einkommen aus inländischen Reali- 
täten, gebundenem A'ermögen, Erwerbsunternehmungen, inländischen Dienst- 
bezügen u. dgl.) steuerpflichtig. Diese Beschränkung ist aber in Zahl 4 des 
zitierten Paragraphen nicht aufgenommen: in diesen Fällen ist der Umfang 
der Befreiung teils nach dem Inhalte abgeschlossener Staatsverträge, eventuell 
nach der in dieselben aufgenommenen Meistbegünstigungsklausel fallweise 
festzustellen, teils unbeschränkt, wenn es sich um souveräne Personen und 
die Funktionäre ihres Hofstaates, die ausländische Staatsangehörige sind, 
handelt. Es dürfte nicht zulässig sein, die Beschränkungsklausel der Zahl 3 
auf die unter Zahl 4 fallenden Personen mit der Argumentation a maiori 
ad minus zu übernehmen, wie dies der Verwaltungsgerichtshof* in einem 
speziellen Falle ausgesprochen, dabei aber außer acht gelassen hat, daß 
souveräne Personen völkerrechtlich nicht als Exterritoriale minderen Rechts 
gegenüber den diplomatischen Funktionären der Zahl 3 angesehen werden 
können. 



* Beispielsweise: Der souveräne Malteser-Ritterorden, der regierende Fürst 
von Liechtenstein, die Prinzen der älteren (spanischen) Linie des Hauses B o u r b o n, 
der Herzog von Parma, der Herzog von Cumberland, der Großherzog von Tos- 
kana etc. Bemerkt sei, daß die Zuerkennung des persönlichen Gerichtsstandes des Oberst- 
hofmarschallamtes noch nicht die Anerkennung der Exterritorialität und damit der Be- 
freiung nach § 154, Z. 4, bedeutet. Mit dieser eingeschränkten Bedeutung wurde die 
Gerichtsbarkeit des Obersthofmarschallamtes u. a. auf den Grafen von Meran, Freiherm 
von Brandhofen (K. Ver. vom 6. Juni 1850, K.-G. 814>, auf den Prinzen Gustav xu 
Sachsen- Weimar (J.-M.-K. vom 5. Jänner 1883, R.-G. 5) etc. ausgedehnt. 

» Entsch. vom 20. Februar 1902, Z. 1625, B. 805. Die neuesten deutschen Gesetze 
erledigen die Streitfrage unzweideutig, so z. B. das Einkommensteuergesetz Württem- 
bergs vom 8. August 1903, welches im Art. 4 ausdrücklich erklärt, daß sich die Be- 
freiungen der Vertreter anderer Staaten und der Personen, denen nach völker- 
rechtlichen Grundsätzen etc. ein Befreiungsanspruch zukommt, nicht auf qualifi- 
ziertes Einkommen erstreckt. 
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Wenn die allgemeine Regel der Steuerpflieht der Ausländer für qualifi- 
ziertes Einkommen nach § 153, Zahl 2, lit. b, ohne weiteres auch auf völker- 
rechtlich privilegierte Personen anzuwenden wäre, hätte die Aufnahme des 
beschränkenden Zusatzes in Zahl 3 des § 154 keinen Zweck. Territorialprinzip 
und Exterritorialität in Steuersachen stehen im Gegensatze: das Gesetz besagt 
expressis verbis, wann und inwieweit die letztere das erstere ausschließt; bei 
den souveränen Personen der Zahl 4 ist der Ausschluß ein vollständiger. Der 
Schluß a maiori ad minus würde allenfalls bezüglich der unter Zahl 4 fallenden 
Konsulatsfunktionäre zutreffen, die nicht Berufskonsuln sind. Deren Steuer- 
privilegien sind in Staatsverträgen geregelt und nach dem Inhalte derselben 
beziehungsweise nach der Meistbegünstigijngsklausel zu beurteilen. Insofern 
in diesen Verträgen die qualifizierten Einkommensquellen des § 153, Zahl ?, 
lit. b, nicht ausdrücklich als steuerpflichtig erklärt werden, ist die Einkommen- 
Kteuerpflicht dieser Personen fraglich und könnte nur mit der obigen Be- 
gründung behauptet werden. 

Weit schwieriger ist die Begründung der Formalverpflichtungen sowie 
der Haftpflicht bei den privilegierten Personen der Zahlen 3 und 4 des § 154. 

Gesetz und Vollzugs Vorschrift lassen unerörtert, ob z. B. Gesandte über 
ihr steuerpflichtiges Einkommen nach § 153, Zahl 2, lit. b, Bekenntnisse zu 
legen, Auskünfte zu erteilen, Xaehweisungen zu erbringen, kurz hier als 
Steuersubjekte sich an die für solche allgemein verbindlichen Normen des 
Gesetzes zu halten haben, femer ob denselben sowie den souveränen Personen 
bezüglich der Besteuerung Dritter, wie etwa der Bediensteten, jene Mitwirkung 
obliegt, die gesetzlich nicht an die Qualität einer Person als Steuersubjekt 
gebunden ist. Hierher gehört unter anderem die Einbringung der Anzeigen 
über Dienstbezüge, die Steuerabzugspflicht und die Haftung für nicht abge- 
zogene Steuern.. 

Aus der völkerrechtlichen Literatur sind keine unzweideutigen Direk- 
tiven über diese praktisch bedeutsamen Fragen zu gewinnen. 

Die Freiheit von Steuern und Gebühren gehört zu den Neben- 
rechten der diplomatischen Funktionäre, deren Restringierung in neuerer 
Zeit als wünschenswert bezeichnet wird.* Die herrschende, — allerdings nicht 



3 Vgl. F. V. M a r t e n 8, Völkerrecht, II., § 15, S. 57, 58, Artikel „Exterritorialität** 
Ton Strisower im Österreichischen Staatswörterbuche, neuestens Bonfils Henry, Lehr- 
bach des Völkerrechtes, 3. Aufl., übersetzt von Grab, Berlin 19Ö4, § 640, S. 849. „Auf 
fremdem Boden erfreut sich ein Souverän einer Reihe von Vorrechten: Die Befreiung 
von allen Steuern (mit Ausnahme der auf Grundstücken ruhenden Lasten) sowie von 
Zollgebühren und Verzehrungsabgaben ist lediglich ein Zugeständnis der Höflich- 
keit." Für die Ausdehnung dieser Vorrechte auf die Familie und die Mitglieder des 
Gefolges eines Souveräns fehlt es an einem Rechtsj?runde, ihnen diese Privilegien zu- 
zuerkennen, da keine dieser Personen als Vertreter der vollziehenden Gewalt des anderen 
Staates angesehen werden kann. Wenn in der Praxis derartige Auszeichnungen dennoch 
bestehen sollten, so müssen sie als ein Zeichen besonderer Freundschaft, nicht aber als 
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unbestrittene — Anschauung geht dahin, daß persönliche Abgaben 
deshalb unzulässig seien, weil das Untertänigkeitsverhältnis, das dieselben 
voraussetzen, nicht gegeben ist. Die energische Geltendmachung der Unter- 
werfung der Individuen unter die Staatsgewalt durch Forderung persönlicher 
Abgaben, also durch Behandlung derselben als Mittel für die Zwecke des 
Staates tritt am schärfsten in jeder reinen Personalsteuer, in jeder allgemeinen 
Einkommensteuer zutage. Deshalb sollen die Exterritorialen voa diesen 
Abgaben befreit sein, weil ihre Leistung vorwiegend auf dem persönlichen 
Subjektionsverhältnisse des Leistungspflichtigen gegenüber dem Staate beruht.* 

Das Schwergewicht scheint auf der Entlastung von der materiellen 
Steuerpflicht, auf der Befreiung von der Abgabenleistung zu liegen, indem 
einerseits die Exemtion der Exterritorialen von der Finanzgewalt des fremden 
Staates nicht in dem Sinne gedacht wird, daß der Exterritoriale hierdurch zur 
„Ignorierung der fremden Rechtsordnung" autorisiert wäre, anderseits den 
Empfangsstaaten überhaupt vorbehalten ist, die Modalitäten zu regeln, unter 
denen diese Exemtionen den Exterritorialen praktisch zuteil werden sollen. 
In den Staatsverträgen, welche die Abgabenfreiheit gewisser Funktionäre 
des völkerrechtlichen Verkehrs regeln, finden sich daher divergierende Bestim- 
mungen hinsichtlich der Ausdehnung der Steuerbefreiung und es verstößt 
auch keineswegs gegen völkerrechtliche Prinzipien, daß das österreichische 
Gesetz die Einkommensteuerbefreiung der diplomatischen Personen nur in 
dem Umfange aufrecht erhält, welcher der dieser Exterritorialität noch immer 
zugrunde gelegten Fiktion, daß diese Personen nicht auf inländischem Boden 
ansässig sind, entspricht. 

Da die Theorie nicht unzweideutig feststellt, inwieweit die Finanzrochts- 
ordnung gegenüber den Exterritorialen außer Kraft tritt, haben bezüglich der 
Interpretation des Begriffes „Befreiung" nach dem Personalsteuergesetze zw^ 
einander widerstreitende Auffassungen Boden gewonnen, deren eine aus der 
Exemtion von der Abgabenpflicht auf die gänzliche Suspension der Einkoin- 
mensteuerbestimmungen schließt; wer von der Hauptpflicht — der Steuer- 
leistung — befreit ist, unterliegt nicht nur hinsichtlich seiner Person den 
gesetzlichen Formalbestimmungen nicht, sondern kann auch zur Erfüllung 
der sekundären Pflichten — Mitwirkung an der Besteuerung Dritter — nicht 

eine aus den Grundsätzen des Völkerrechts herzuleitende Verpflichtung aufgefaßt werden 
(§ 677, S. 351). Die Steuerfreiheit der Gesandten wird gleichfalls zu den Höflichkeits- 
vorrechten gezählt, die nicht unerläßlich sind, um die Unabhängigkeit derselben bei der 
Wahrnehmung ihres Berufes zu verbürgen (§ 722, S. 383) ; dagegen lie^ es auf der Hand, 
daß der diplomatische Agent die Gesetzgebung des Aufenthaltsstaates achten und dafür 
sorgen muß, daß auch sein Gefolge die verschiedenen Vorschriften der Verwaltung 
beobachtet (§ 709, S. 380). 

* Vgl. Artikel „Exterritorialität", a. a 0., § 20, femer U 1 1 m a n n, 
Völkerrecht, S. 86, 87, 103, 107, v. Liszt, Völkerrecht, S. 106, 116 u. a.; vom fmanz- 
rechtlichen Standpunkte berührt die Steuerpflicht der Exterritorialen A n t o n i, Die 
Steuersubjekte, im Fin.-Archiv, V., 2, S. 382 ff. 
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herangezogen werden. Die strengere Anschauung hält an dem Prinzipe strikter 
Interpretation privilegialer Bestimmungen fest, enthebt die Exterritorialen 
nur, soweit sie nicht Steuersubjekte sind, der Formalverpflichtungen, läßt 
aber diese sowie die Haftung in allen anderen Relationen aufrecht bestehen; 
hiernach wird hinsichtlich des nicht befreiten Einkommens der diplomatischen 
Funktionäre Bekenntnislegung, Auskunfterteilung etc., femer von diesen 
sowie von den Souveränen die gesetzlich vorgesehene Mitwirkung an der Be- 
steuerung Dritter, z. B. durch Bezugsanzeige, Steuerabzug und Haftung, gefor- 
dert. In den veröffentlichten Entscheidungen interpretiert das Finanzmini- 
sterium den Befreiungsumfang dahin, daß auswärtige diplomatische Funk- 
tionäre infolge der Steuerexemtion weder zur Abgabe von Bekenntnissen 
u. dgl. aufzufordern, noch zum unmittelbaren Erscheinen vor der Steuer- 
behörde vorzuladen sind; es hat sich die letztere auf eine schriftliche Anfrage 
nach dem Vorhandensein der im § 153, Z. 2, lit. b, bezeichneten Einkommens- 
quellen zu beschränken.*^ Eine erschöpfende Bestimmung der Grenzen der 
Exemtion liegt hierin nicht; denn die Mitwirkung an der Besteuerung Dritter 
ist gar nicht berührt und dem Verbote, ein Bekenntnis zu verlangen, folgt 
die Weisung, eine Anfrage über jene Umstände, die den Inhalt eines Bekennt- 
nisses zu bilden haben, an die Exterritorialen zu richten; in dieser Modifikation 
des Vorgehens ist wohl mehr ein Akt der Courtoisie zu erblicken, der das 
Wesen der Sache unangetastet läßt, als eine Enthebung von den Formal- 
verpflichtungen. In gleicher Weise ist z. B. die Übertragung von Exekutions- 
handlungen in den Wohnungen der Exterritorialen an das Obersthofmarschall- 
amt (§ 31, Ex.-O.) oder die Bewirkung gerichtlicher Erledigungen an Exterri- 
toriale durch dieses Hofamt (J. X. Art. III, Z. 3) lediglich eine Folge des aus 
völkerrechtlichen Gesichtspunkten normierten Ausnahmsgerichtsstandes, ein 
Akt der Konvenienz, nicht ein Verzicht auf den Kechtsanspruch. 

Es scheint aber, daß aus dem Gesetze selbst ein wertvoller Anhaltspunkt 
zur Entscheidimg der Streitfrage zu schöpfen ist: der Vergleich mit den 
Bechtsfolgen, welche an die unter Zahl 1 und 2 des § 154 ausgesprochenen 

^ Vgl. Normalien 302 und 303, Beilagenblatt 1901 zum Verordnungsblatt des 
■Finanzminifteriums, femer „Das Personal steuergesetz nach dem derzeitigen Stande der 
l^raxis«, IV. Teil, in der Österr. Zeitschrift für Notariat etc., 1904, Nr. 6, S. 44; der 
ebenda sowie bei Freiberge r, a. a. 0., S. 15, berufene Fin.-M.-Erl. vom 18. Fe- 
bruar 1898, Z. 7868, über die steuerrechtliche Stellung des souveränen Malteser- 
Ritterordens befreit die den diplomatischen Vertretern des Ordens in dieser Eigenschaft 
zufließenden Bezüge und Emolumeute von der Einkommensteuer, behält jedoch das Recht 
«er Steuerbehörde vor, die derselben gesetzlich zustehenden Befugnisse hinsichtlich des 
übrigen Einkommens dieser Funktionäre ganz uneingeschränkt zur Geltung zu bringen. 
1^4 diese Funktionäre österreichische Staatsbürger sind, ist ihre Subjektion unter das 
Steuergesetz in aiien Relationen, mit Ausnahme der speziell befreiten Oesandtschafts- 
bezüge, in der Staatsangehörigkeit begründet. Diese Entscheidung kann daher nicht zur 
Meuchtung der gegenständlichen Kontroverse, bei der es sich um Ausländer handelt, 
lierangezogen werden. 
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Befreiungen geknüpft sind. Nach Zahl 1 ist der Kaiser — und zwar objektiv 
unbeschränkt — von der Personaleinkommensteuer befreit, nach Zahl 2 
genießen die Mitglieder des kaiserlichen Hauses diese Steuerbefreiung bezüg- 
lich der Apanagen; da diese aus der Zivilliste herrühren, ist deren Steuerfrei- 
heit anerkannt worden; dagegen ist das anderweitige Einkommen aus Privat- 
vermögen steuerpflichtig. 

Diese Exemtion des Staatsoberhauptes ist aber keineswegs, mit der 
völligen Suspension des Steuergesetzes demselben gegenüber gleich- 
bedeutend; aus dem zu § 201 (Dienstbezugsanzeigen) und zu § 234 
(Steuerabzug durch den Dienstgeber) erlassenen Xormalverfügungen ® geht 
hervor, daß auch hier eine Mitwirkung zur Steuerveranlagung Dritter 
Platz greift, deren Durchführung jedoch wegen der Kollision der For- 
derungen des Steuerrechts mit der staatsrechtlichen Stellung des Staats- 
oberhauptes bestimmten Organen der Hof- und Fondsverwaltung (Zensurs- 
und Kassenorganen) übertragen ist; diese sind nicht die Dienstgeber, 
sondern die Vermittler der Zahlung des Dienstbezuges; der die Dienst- 
bezugsforderung begründende Dienstvertrag ist nicht mit ihnen ab- 
geschlossen; sie sind aus demselben nicht verpflichtet. Hierin könnte 
weder die Vollzugsvorschrift noch eine administrative Verordnung 
etwas ändern. Die Anordnung des § 1 der Manipulationsvorschrift 
für diese Kassen (F.-M.-E. v. 3. Xovember 1899, K.-G.-Bl. 209), daß die 
Anzeigepflicht bezüglich der von diesen Kassen auszuzahlenden Dienst- 
l)ezüge bestimmten, einzeln aufgeführten Organen übertragen wird, kann 
daher nur als Anerkennung des Bestandes dieser Pflicht bei dem Dienstgeber 
aufgefaßt werden, wobei aber die ErfüUimg derselben nicht dem staatsrechtUch 
privilegierten Staatsoberhaupte, sondern Organen desselben, die dann auch 
gemäß § 57 für den korrekten Vollzug und für die Kichtigkeit der Steuer- 
abzüge zu haften haben, auferlegt wird. Das Finanzrecht hält sich hier an 
ein obligatorisches Vertretungsverhältnis, in welchem die Form gefunden 
wurde, ohne Verstoß gegen die Grundsätze des Staatsrechts über die exemte 
Stellung des Staatsoberhauptes den Forderungen des Steuergesetzes gerecht 
zu werden.^ Prinzip und Durchführung desselben lassen nun gleichartige 

* Vgl. die im Abschnitte (IV.) über die Haftung aus dem Vertretungsverhältnisse 
unter P. 5 angeführten Vorschriften über die obligatorische Vertretung. 

' Im Gesetze ist der Ausdruck „Dienstgeber" nicht gebraucht, in den §§ 201, 
234 und 236, Abs. 2, 237, Abs. 1, wurden diese als „die zur Auszahlung der Bezüge 
Verpflichteten" bezeichnet; die V.-V. IV bedient sich dagegen konsequent der Be- 
zeichnung „Dienstgeber" (Art. 40, 78 ff.) und bemerkt im Abs. 1 des Art. 78 ausdrücklich, 
daß die zur Bezugszahlung Verpflichteten in den folgenden Artikeln schlechthin als 
„Dienstgeber" bezeichnet werden. In Z. 5, Art. 40, ist von „Dienstgebern und sonstigen 
zu derartigen Anzeigen verpflichteten Personen" die Rede. Unter den letzteren sind (im 
Sinne des § 243, Z. 7) die Machthaber der Dienstgeber und (im Sinne der Manipulations- 
vorschrift) die Zensurs- und Kassenorgane des Hofes, des Staates und der Privat- und 
Familienfonds zu verstehen. 
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Anwendung bei den Exterritorialen zu. Der Schluß, daß Souveräne oder als 
solche anerkannte Persönlichkeiten nicht günstiger als das Staatsoberhaupt 
selbst behandelt werden können, daß dasselbe bezüglich der diplomatischen 
Funktionäre zutrifft, daß daher alle diese Exterritorialen an der Besteuerung 
Dritter im Grunde der in dieser Hinsicht ihnen gegenüber nicht ausgeschal- 
teten Finanzrechtsordnung prinzipiell mitzuwirken und die Haftung nach dem 
Gesetze prinzipiell zu tragen haben, dürfte zulässig sein. Was hier eintreten 
kann, ist nicht Aufgeben der steuerbehördlichen Berechtigungen, sondern eine 
den internationalen Rücksichten entsprechende Form der Vermittlung des 
behördlichen Anspruches, vorsichtigere Erhebung desselben, die Ausdehnung 
der Bestimmung des § 203 auf die hier in Betracht kommenden steuerbehörd- 
lichen Amtshandlungen, wobei nicht unbestritten ist, ob eine solche im Yer- 
ordnungswege — etwa in extensiver Interpretation des § 285 — durchgeführt 
werden kann, femer die Übertragung der FormalverpÜiehtungen und der Haf- 
tung per analogiam auf Organe obligatorischer Vertretung dieser völker- 
rechtlich exemten Personen. Hält man an der F'iktion der Exterritorialität 
dieser in örtlicher Hinsicht fest, so fände die Forderung nach Bestellung einer 
cbhgatorischen Vertretung eine Analogie im § 265 (Namhaftmachung eines 
Vertreters jener Steuerpflichtigen, die sich bleibend außerhalb des Geltungs- 
gebietes des Gesetzes aufhalten). In diesem Sinne wird auch beispielsweise 
nicht an alle diplomatischen Funktionäre die Aufforderung, ein Einkommen- 
steuerbekenntnis abzulegen, zu ergehen haben, weil dieselben möglichen^-eise 
ein qualifiziertes Einkommen nach § 151, Zahl 2, lit. b, haben können, sondern 
die individuelle Aufforderung wird das anderweitig konstatierte Zutreffen 
dieses Besteuerungsfalles zur Voraussetzung haben. Ebenso wird von einer 
Mitwirkung an der Besteuerung des in völkerrechtlicher Hinsicht observanz- 
niäßig gleich den Exterritorialen zu behandelnden Hofstaates derselben, inso- 
fern diese Hofbediensteten ausländische Staatsangehörige sind und sonach 
gleich ihrem Souveräne die unbeschränkte Befreiung nach Zahl 4 genießen, 
keine Rede sein können.® 

Den Mitgliedern des Kaiserhauses gegenüber erfolgt die Handhabung 
'^er Vorschriften des Personalsteuergesetzes wie gegenüber allen anderen 
Steuersubjekten. Die teils im Gesetze, teils in Erlässen des Finanzministeriums 
J:um Ausdrucke gelangenden Abweichungen tragen lediglich der bevorzugten 
Stellung dieser Persönlichkeiten in formaler Beziehung Rechnung, ohne in 
nieritaler Hinsicht eine Begünstigung derselben auszusprechen. Hierher gehört 
^ie früher besprochene, übrigens beschränkte obligatorische Vertretung und 
"ie Bestellimg des Finanzministers als Bcmessutigsinstanz für die Personal- 
Einkommensteuer (§ 203). Nirgends ist ein Anhaltspunkt dafür zu finden, 

® Die Steuerbefreiung solcher Hofbediensteten hört jedoch auf, wenn dieselbe aus 
^em aktiven Dienste scheiden, aber ihren Wohnsitz im Inlande behalten, da sie von 
diesem Zeitpunkte an nicht mehr als zum Hofstaate gehörig angesehen werden können. 
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daß das Steiiergesetz in anderen als den hier berührten Punkten diesen 
Persönlichkeiten gegenüber außer Kraft tritt. Da sonach auch die MitgHedcr 
des Kaiserhauses wie alle anderen zur Mitwirkung an der Besteuerung heran- 
gezogenen Personen im Prinzipe die Haftung, die in concreto gegenüber ihrer 
obligatorischen Vertretung geltend gemacht wird, zu tragen haben, möchte 
auch hierin ein — wenn auch weniger gewichtiges Argument — für die gleiche 
Behandlung der Exterritorialen zu finden sein. 

Dasselbe gilt in den Fällen der Haftung für die Rentensteuer; von dieser 
sind die im § 154, Zahl 3, genannten Personen mit der daselbst bezeichneten 
Bescliränkung der territorialen Provenienz der rentensteuerpflichtigen Beziige 
auf Grund des Artikels 3, III der Yollzugsvorschrift III und die unter § 154, 
Zahl 4, fallenden souveränen Personen nach Analogie dieser Verfügung befreit. 
Die Exemtion der letzteren ist in mehrfach ergangenen Spezialentscheidungen 
des Finanzministeriums bestätigt worden.® Diese subjektive Befreiung von 
der Eenten Steuer liberiert aber nach der früheren Argumentation nicht von 
den Verpflichtungen nach § 150; auch in diesen Fällen wären im Prinzipe die 
steuerrechtlichen Forderungen: Vornahme des Steuerabzuges und Haftung 
nach Absatz 4, § 150 und § 151, beziehungsweise Erfüllung der Bekenntnis- 
pflicht seitens der diplomatischen Funktionäre nach § 138 ff. aufrecht zu 
erhalten, aber die angedeuteten Modifikationen in der Form der Geltend- 
machung des Anspruches zu wählen. 

2. Rechtsmittel gegen den Haftungsanpruch ; Erlöschen der Haftung. 

Gegen die unter Inanspruchnahme der Gerichte erfolgende Geltend- 
machung der sachlichen Haftung für die Erwerbsteuer des I. und II. Haupt- 
fetückes hat sich der Betroffene der gegen Verfügungen und Entscheidungen 
der Gerichte zulässigen Rechtsmittel zu bedienen. Das Steuergesetz hat dies- 
bezüglich nichts vorzukehren. Im zweiten Falle sachlicher Haftung, der im 
administrativen Wege angeordneten ßückhaltung der für die Bentensteuer 
haftenden Bezüge, ist weder von einem Eechtsmittel des Steuerpflichtigen, 
dessen Rentenbezug mit Beschlag belegt wird, noch von einem solchen des 
auszahlenden Schuldners, dem die Rückhaltung weiterer Zahlungen aufge- 
tragen wird, die Rede. 

Das Gesetz normiert im § 151 nur für den persönlich haftenden 
Schuldner ein Rekursrecht gegen die Zahlungsaufforderung aus diesem 
Haftungstitel.^® Dies ergibt sich unbestreitbar aus dem 1. Absatz dieses 



^ F r e i b e r g e r, a. a. 0., S. 16 und Anm. 1 daselbst. Bei Souveränen fällt die Be- 
schränkung nach § 154, Z. 3, hinsichtlich gewisser Einkommensquellen hinwcT; die^^e 
sind daher schlechtweg von der auf Grund von Bekenntnissen zu bem.c :.;aen Renten- 
steuer befreit (vgl. Fin.-Min.-Erl. vom 26. April 1900, Z. 16.980). 

*ö So richtig B u g n o - W i d m e r, Kommentar, 2. Bd., S. 41 ; unrichtig F r e i- 
h e r g e r s Anschauung, a. a. 0., S. 469, daß der Rekurs des § 151 sich auch auf die 
sachliche Haftung bezieht. 
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Paragraphen. Die „im Grunde der im § 150 bezeichneten Haftung bean- 
spruchten Zahlungen" sind die Beträge, welche die Schuldner zurückzubehalten 
lersäumt haben. Sie werden ihnen mittels Zahlungsaufforderung (Form. X.) 
bekannt gegeben; der Eückhaltsauftrag verlangt vom Schuldner keine Zahlung, 
M)ndem das Gegenteil. Die bezügliche Weisung wird nach Formular M, 
welches die Aufschrift „Steuerbehördliche Aufforderung zur Eück- 
h a 1 1 u n g der an N. N. zu leistenden Zahlungen" trägt, erteilt. Ganz 
richtig enthält dieses die Eekursklausel im Sinne der allgemeinen Eechts- 
mittelautorisation des Fristengesetzes vom 19. März 1876, die einen drei- 
stufigen Instanzenzug zur Folge hat, während über den Eekurs nach § 151, 
auf welchen im Formular N Bezug genommen wird, von der Steuer- 
landesbehörde endgültig zu entscheiden ist.^^ Der Eekurs gegen den Eeten- 
tionsauftrag ist auf xlie Vorbringung der dem Vollzuge desselben im Wege 
stehenden Hindemiae, z. B. Wegfall des Bezuges, Bestand eines Privat- 
pfandrechtes etc., belchränkt. Gegen den Bestand der Eentensteuerpflicht bei 
dem Bezugsberechtiä|ien, die Eückstandshöhe und dergleichen kann in dem- 
selben ebensowenig, Hrie in dem nach § 151 gegen die Geltendmachung der 
Haftung zulässigen Eekurse, Stellung genommen werden. Strittig ist, ob der 
Rekurs gegen die Haftung den gegen den Eetentionsauftrag absorbiert, ob 
die Unterlassung des letzteren dem Haftenden zum Nachteil gereicht, wenn 
inzwischen der Eetentionsauftrag rechtskräftig wurde. Aus der allgemeinen 
Fassung des § 151 wird deduziert, daß üu Haftungsrekurse mit Wirksamkeit 
auch die schon vor Eechtskraft des Eetentionsauftrages vorhandenen Um- 
stände geltend gemacht werden können. Hiemit ist auf eine jener Lücken 
und Unklarheiten hingewiesen, welche sich in den Bestimmungen des Gesetzes 
und der Vollzugsvorschrift über die Eeehtsmittel des persönlich Haftenden 
vorfinden. Daß der persönlich Haftende in allen Fällen gegen die Auferlegung 
der Haftung Stellung zu nehmen berechtigt sein müsse, ist wohl nicht zu 
bestreiten, aber im Gesetze ist dieses Beschwerderecht nicht überall aus- 
gesprochen. Daß die Miteigentümer und der Verpächter gegen die Geltend- 
machung des Haftungsanspruches Stellimg nehmen können, ergibt sich nur 
nach dem allgemeinen Gesichtspunkte des § 1 des Fristengesetzes vom 
19. März 1876. Unentschieden bleibt, ob nur der Bestand der Haftpflicht 
oder auch die Steuervorschreibung angefochten werden kann.^^ Dasselbe gilt 
hinsichtlich der nach § 96 haftenden Vorstandsmitglieder und Liquidatoren. 

^* Wiewohl eine Verständigung des Steuerpflichtigen über die Beschlagnahme 
seiner Bezüge zur Rückstandsdeckung nicht vorgesehen ist, müßte demselhen dennoch 
gegen diesen administrativen Exekutionsakt das Beschwerderecht nach dem Fristengesetze 
beziehungsweise nach § 1 der „Zusammenstellung der Exekutionsvorschriften" vom 
Jahre 1878 eingeräumt werden. 

** F r e i b e r g e r, a. a. 0., S. 59 Anm., berührt nur den Rekurs gegen die Haft- 
pflicht nach Art. 3, Z. 8, V.-V., VI., ohne diese Frage zu untersuchen. Auch die Kom- 
mentatoren gehen darüber hinweg. 

österreichisches VerwaltuDgsarchiv. 14 
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Hinsichtlich des Umfanges des Anfechtungsrechts ergibt sich eine 
beachtenswerte Inkongruenz zwischen der Legitimation des nach § 136 
haftenden Schuldners und des nach § 234 haftenden Dienstgebers. Dem zur 
Bemessung und zum Abzüge der Rentensteuer verhaltenen Schuldner wird 
vom Verwaltungsgerichtshofe ^' mit Rücksicht auf die ihm nach § 135 
obliegende Verpflichtung das Recht der Beschwerdefühnmg nicht nur gegen 
die Haftpflicht, sondern auch gegen Bestand und Umfang der Steuerpflicht 
zugestanden, dem zur Bemessung und zum Abzüge der Einkommens- bezie* 
hungsweise Besoldungssteuer nach § 234 verhaltenen Dienstgeber hingegen 
nur gegen die aus dem Haftungsverhältnisse entspringenden Aufträge, also 
nur gegen die Annahme des Dienstverhältnisses und die hieraus resultierende 
Abzugspflicht oder den Umstand, daß eine abzuziehende Steuer überhaupt 
vorgeschrieben wurde, oder gegen die Richtigkeit der ziffermäßigen Be- 
rechnung der Steuer. Gegen die Steuerpflicht des Dienstnehmers, gegen die 
festgestellte Besteuerungsgrundlage, somit gegen die Höhe der steuer- 
pflichtigen Dienstbezüge kann dieser Rekurs nicht gerichtet sein.** Diese Ein- 
schränkung, der die Vollzugsvorschrift summarisch mit den Worten Ausdruck 
gegeben hatte, daß der Rekurs nur hinsichtlich der im § 234 normierten 
Verpflichtimgen des Dienstgebers zulässig sei,**^ wird auf § 218 gestützt: 
hiernach steht das Recht der Berufung gegen die Ergebnisse der Veranlagung 
der Personaleinkommensteuer (abgesehen von der Steuerbehörde) nur dem 
Steuerpflichtigen selbst, nicht auch dritten Personen, daher auch nicht dem 
Dienstgeber zu.*' 

Dies trifft aber auch bezüglich des rentensteuerpflichtigen Gläubigers 
zu : dieser ist Steuersubjekt, nicht der die Steuerbemessung 
und Abfuhr besorgende Rentenschuldner. Dem Mangel des 
Gesetzes imd der Vollzugs Vorschrift, welche diesem Steuersubjekte ur- 
sprünglich kein Rekursreeht einräumten, wurde durch den II. Nachtrag zur 
Vollzugsvorschrift III, Artikel 8," abgeholfen und dem durch den Steuer- 
abzug Betroffenen der Rekurs gegen eine ungesetzliche Bemessung oder 
anderweitige mit der Vornahme des Steuerabzuges zusammenhängende steuer- 
rechtliche Fragen zugestanden. Ebenso liegt eine Parität beider Fälle hin- 
sichtlich der steuerrechtlichen Funktionen vor: die abzugspflichtigen Renten- 
schuldner und Dienstgeber üben diese nicht als Vertreter des rentensteuer- 
pflichtigen Gläubigers beziehungsweise des einkommensteuerpflichtigen Dienst- 
nehmers, sondern als Vertreter der Steuerbehörde aus. 

Für die im Grunde der Bestimmung des VI. Hauptstückes haftenden 



»3 Entsch. V. 16. Jänner 1902, Z. 519 (B. 709). 
** Entsch. V. 8. Mai 1900, Z. 3011 (B. 14.157). 
1* IV. Art. 84, II., AI. 2. 

" Entsch. V. 22. Februar 1901, Z. 1394 (B. 128). 
" F.-M.-E. vom 29. Juli 1898, R.-G.-ßl. Xr. 158. 
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Erben (§ 263, 2) und sonstigen Steuerpflichtigen (§ 266) räumt die Vollzugs* 
rorschrift VI, Artikel 3, Zahl 8, sehr weitgehende liekursbereehtigungen ein. 
BezügUch der Erben, die für die nachträgliche Besteuerung des Erblassers 
zur Haftung herangezogen werden, ist schon deshalb die Anfechtungs- 
berechtigung nicht auf den Bestand der Haftpfiiclit beschränkt, sondern auch 
auf die Vorschreibung der Steuer ausgedehnt worden, weil gegen diese nach- 
trägUche Bemessung denn doch irgend jemandem das Beschwerderecht 
zustehen muß; es war naheliegend, den als Quasisteuersubjekten vom Gesetze 
angesehenen Erben dieses Recht einzuräumen. Dazu hätte genügt, dieselben 
mit den berufungsbercQhtigten Steuerpflichtigen gleichzustellen, insbesondere 
für die Personaleinkommensteuer nach § 218. Die weitergehende Verfügung 
der Vollzugsvorschrift VI, 1. c. führt zu folgender Inkonvenienz : 

Die Nachtragsbemessung nach § 2G3, Zahl 2, ist keine Nachbesteuerung 
im Strafverfahren, zu der nach § 256, Absatz 3, die Steuerstrafbehörde kom- 
petent ist; sie ist eine ordentliche Bemessung, auf welche die normalen 
Kompetenzbestimmungen Anwendung finden. Zur Einkommensteuer- 
bemessung sind also in der Regel die Schätzungskommissionen (§ 177) 
berufen." Gegen deren Entscheidung führt der Instanzenzug nach dem 
Gesetze (§ 218) an die Berufungskommission, nach 1. c. Vollzugsvorschrift VI 
jedoch an die Finanzlandesbehörde und in weiterer Folge an das Finanz- 
ministerium ! 

Für den Haftenden nach § 266 ist die ausgedehnteste Berechtigung 
zur Beschwerdeführung von größtem Belange. Der Vertretene steht hier einer 
durch behördliches Erkenntnis festgestellten strafbaren Handlung seines 
Vertreters und den schwerwiegenden materiellen Folgen derselben gegenüber. 
Im Steuerbemessungs- und im Strafverfahren, das mit beziehungsweise gegen 
seinen Vollmachtträger durchgeführt wurde, hatte er kein Interventionsrecht, 
eventuell keine Kenntnis von diesen Vorgängen; er darf daher von dem Zeit- 
punkte an, in welchem die Steuerbehörde durch Geltendmachung des 
Haftungsanspruches die materiellen Folgen der strafbaren Handlung auf ihn 
überwälzt, nicht ungünstiger gestellt werden, als sein delinquierender Ver- 
treter: „er muß das Recht der Vorbringung aller, auch solcher Einwendungen 
besitzen, die der Vertreter nicht geltend gemacht hat, das Recht der vollen 
Verteidigung und der Ergreifung aller zulässigen Rechtsmittel." Eine Grenze 
ist ihm jedoch bezüglich des Inhalts und der Wirksamkeit seiner Rechts- 
mittel gezogen : er darf nur die objektive Unrichtigkeit der Steuer- 
oder Strafbemessung anfechten. Die Einwendung gegen die Haftpflicht kann 
nur in der Negierung des Vertretungsverhältnisses hinsichtlich des Bestandes 
überhaupt oder seiner zeitlichen Dauer im Konnex mit der in Frage 

*^ Ausgenommen ist nur der im 2. Abs., § 197, vorgesehene Fall der Devoivierung 
der Kommissionsrechte an die Steuerbehörde, wenn die Schätzungskommission den ihr 
eingeräumten Termin nicht einhält. Dadurch wird jedoch der Instanzenzug nicht berührt. 
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kommenden steuerrechtlich relevanten Umstände zum Ausdruck kommen. 
^,Eine Einwendung aus dem Verhalten des Vertreters, 
insbesondere die Einrede, daß der Machthaber gegen die 
erteilte ge se tz ent sp r e ch en d e Information gehandelt 
oder aber im Strafverfahren sich schlecht vertreten 
h a b e'^/® steht dem Haftenden nicht zu; dies ergibt sich aus dem Wesen der 
Haftung und ihrem Zwecke, welches dieses weite Maß der Verantwortlichkeit 
rechtfertigt. Die Disparität des Instanzenzuges, die auch hier wieder, und 
zwar in größerem Umfange als bei den Erben im Falle des § 263, Absatz ^, 
geschaffen wird, führt zu Meinungsverschiedenheiten, welche im Gesetze und 
in der Vollzugsvorschrift ihre Lösung nicht finden. Hinsichtlich der Nach- 
tragssteuer ist die disparate Beurteilung der rechtserzeugenden Tatsachen 
ausgeschlossen, da nach § 260 der Rekurs des Machthabers noe. des Ver- 
tretenen denselben Instanzenzug nimmt, wie der Rekurs des letzteren gegen 
die Haftung. Anders aber liegt die Sache hinsichtlich der Anfechtung 
des Straferkenntnisses. Der Verurteilte konnte dasselbe in Rechtskraft er- 
wachsen lassen oder anfechten. In diesem Falle hatte nach dem 2. Absätze 
des § 260 die Finanzlandesbehörde im Spruchsenate hierüber entschieden; 
gegen diese Entscheidung konnte nach derselben Gesetzesstelle Beschwerde an 
den Verwaltungsgerichtshof erhoben werden. Der Haftende hingegen ist be- 
rechtigt, gegen eben dasselbe Straferkenntnis Rekurs an die Finanzlandes- 
behörde und gegen deren x\usspinich an das Finanzministerium zu ergreifen. 
Gegen dessen administratives Enderkenntnis geht die eventuelle Beschwerde an 
den Verwaltungsgerichtshof. Hier sind also zwei Disparitätsmomente: in dem 
einen Falle zweistufiger administrativer Instanzenzug, in dem anderen Falle 
ein dreistufiger; in jenem Rekursentscheidung durch den Spruchsenat, in 
diesem durch die Finanzlandesbehörde. Man halte sich die Konsequenzen 
dieser Disparität der Entscheidungsinstanzen gegenwärtig! 

Demgegenüber soll nach der Anschauung einiger Praktiker der Rekurs 
des Art. 3, Z. 8, der Vollzugsvorschrift VI. nicht gegen die Steuerbemessung 
oder Strafverfügung selbst zustehen, sondern lediglich auf die Anfechtung 
des Vorhandenseins der Steuer- oder Strafbemessung beschränkt sein: der 
Ausdruck „Rechtsbestand" soll nicht die Legalität, nicht die Rechtmäßigkeit 
der behördlichen Verfügung, sondern nur das Aufrechtbestehen derselben 
bedeuten, und nur gegen dieses könne der Haftende Stellung nehmen. Auf 
Grund dieser einschränkenden Interpretation wird dann die VoUzugsvorsehrift 
mit dem Hinweise auf die Entscheidungen des Verwaltungsgerichtshofes 
vom 21- Xovember 1899 und 1. Oktober 1901 vcrteidigt,^^* nach denen 

** Meisel, a. a. 0., S. 78. In diesem Sinne auch Art. 63, Z. 4, des württem- 
bergischen Einkommensteuergesetzes vom 8. August 1903: „Eine Versäumuug, 
welche in der Verschuldung eines gesetzlichen Vertreters oder Bevollmächtigten ihren 
Grund hat, wird als eine unverschuldete nicht angesehen.** 

20 Budw. Nr. 13.398 und 468. 



Digitized by 



Google 



Das Institut der Haftung im Personalsteuergesetze. 205 

in jenen Fällen, in welchen im Personalsteuergesetze ein Rechtsmittel über- 
haupt nicht eingeräumt ist, aber dennoch besteht, der Instanzenzug ein drei- 
stufiger ist, was übrigens auch aus § 282, Absatz 2, des Gesetzes hervorgehe. 
Diese Anschauung ist ein Beweis dafür, wie unentbehrlich juristische Durch- 
arbeitung der Finanzgesetze und systematische Behandlung der Normen des 
Fioanzrechts gerade einem so lückenhaften und widerspruchsreichen Steuer- 
gesetze gegenüber ist. Warum sollten die haftenden Erben die nachträgliche 
Steuerbemessung nicht anfechten können, wohl aber verpflichtet sein, die zu 
derselben erforderlichen Erklärungen und Bekenntnisse abzugeben? SoUte 
diese Nachtragsbemessung etwa überhaupt im administrativen Instanzenzuge 
nicht anfechtbar sein? Schon aus diesem Beispiele ergibt sich die Unhali- 
barkeit der zu engen Interpretation des Begriffes „Rechtsbestand", die um so 
befremdlicher wirkt, als schon im Gefällsstrafgesetze vom Jahre 1835 dem 
Haftenden die Anfechtung des Urteiles ebenso uneingeschränkt wie dem 
Verurteilten, nicht etwa bloß des Rechtsbestandes desselben im Sinne der 
vorangeführten Anschauung zugestanden wird (§ 836, Z. 3), das Personal- 
steuergesetz sonach in einem belangreichen Punkte engherziger wäre als die 
letzte, noch heute zu Recht bestehende Kodifikation des Inquisitionsprozesses! 

Die Vollzugsvorschrift geht offensichtlich davon aus, daß dem 
Haftenden „im Gesetze" kein Rechtsmittel eingeräumt ist, daß dem- 
selben aber zweifellos ein solches zukomme, schon nach dem Fristen- 
gesetze, spricht deshalb ausdrücklich die Zulässigkeit eines solchen aus 
und setzt eventuell den dreistufigen Instanzenzug fest. Dieses Rechts- 
mittel des Haftenden ist hiemach das generelle des Fristengesetzes, nicht, 
der Rekurs des § 260, verschieden von diesem hinsichtlich des Ursprungs 
tmd hinsichtlich des Weges, den es zu nehmen hat. Unseres Erachtens aber 
wäre eine andere Erfassimg des § 260 im Zusammenhange mit § 266 vorzu- 
ziehen, welche die erörterte unleugbare Diskrepanz vermeiden würde. § 260 
bestimmt die Träger des Beschwerderechts gar nicht expressis verbis: „es ist 
Rekurs zulässig, die „Partei" kann den Verwaltungsgerichtshof anrufen^^: 
wer ist also rekursberechtigt, wer ist Partei des § 260? Nach der Vollzugs- 
vorschrift nur der Verurteilte; nach unserer Anschauung jeder an dem Er- 
kenntnisse rechtlich Interessierte, daher auch der Haftende nach § 266. 
Gerade weil das Gesetz das Beschwerderecht nicht auf den „Steuerpflichtigen" 
oder den „Verurteilten" einschränkt und die Bestinmiimg des Personal- 
steuergesetzes über Strafhaftung vielleicht richtiger im § 260 hätte Platz 
finden können, darf man den Zusammenhang zwischen § 260 und § 266 nicht 
zerreißen: der Haftende ist geradeso Partei wie der ver- 
urteilte Vertreter, er hat dasselbe Rechtsmittel, wie 
dieser, das des § 260 an den Spruchsenat und hierauf an 
den Verwaltungsgerichtshof. 

Würde sonach die Vollzugsvorschrift von dem materiell und formell 
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feststehenden Zusammenhange zwischen Delinquierendem und Haftendem aus- 
gegangen sein, so hätte sie wohl nur den Bestand des einen Rechtsmitteb 
nach § 260 für sich konstatieren können. Wie verhalten sieh nun die Er- 
gebnisse des Beschwerdeweges des Machthabers und des Haftenden zu einander, 
welche Relation besteht überhaupt zwischen diesen Rechtsmitteln? Daß der 
zeitlich später fallende Rekurs des Haftenden etwa mit der Begründung 
zurückgewiesen werden könnte, der Machthaber habe die Steuer- und Straf- 
vorschreibung in Rechtskraft erwachsen lassen, ist ausgeschlossen, da ja sonst 
der Zweck der Einräumung des Rekursrechts für den Haftenden in so weitem 
Umfange keinen Sinn hätte. Aber auch der Hinweis auf die im Instanzenzuge 
erfolgte endgültige Entscheidung über das Rechtsmittel des Machthabers 
sowohl hinsichtlich der Nachtragssteuer als auch der Strafe wird nicht als 
meritorische Erledigung des Rekurses des Haftenden zulässig sein, da diesem 
das Recht der Vorbringung neuer Tatsachen zusteht, die den Rechtsbestand 
des gefällten Erkenntnisses zu erschüttern geeignet sind, und der Rekurs des 
Haftenden überhaupt nicht als E v e n t u a 1-, sondern als selbständiges, 
unabhängiges Rechtsmittel zugelassen ist, oline Rücksicht darauf, ob 
der andere Rekursberechtigte sich seines Rechtes bedient hat oder nicht .^^ 



Im Gesetze wird nur e i n Grund des Erlöschens der persönlichen Haftung 
angeführt : die Verjährung, welche bezüglich der Forderung aus dem 
Titel der Haftung nach Vorschrift des Gesetzes vom 18. März 1878, R.-G.-Bl. 
Nr. 31, sowie bei direkten Steuern eintritt. Die Berufung auf das Ver- 
jährungsgesetz enthalten § 136, Absatz 3; § 151, Absatz 3; § 237, Absatz 4. 
Nach der allgemeinen Anordnung des § 284 wird dasselbe aber auch auf die 
persönliche Haftung der Miteigentümer und des Verpächters für die Erwerb- 
steuer des I. Hauptstückes, die Haftung nach dem II. Hauptstück und die 
Erbenhaftung nach § 263, Absatz 2, Anwendung zu finden haben. *^ Die Ver- 
jährung der sächlichen Haftung beziehungsweise des Vorzugspfandrechts und 

2* Vgl. hierzu mein „Finanzstrafverfahren etc." a. a. 0., S. 117 ff. 

^* Präziser und günstiger für die Parteien war die in der 898. Sitzung des Ab- 
geordnetenhauses (XI. Session 1895, Stenogr. Prot., 16. Bd.) beantragte Textierung des 
letzten Absatzes von § 284. Hiernach sollte die Verbindlichkeit zur Nachzahlung der 
durch ein Pflicbtversäumnis der Partei entzogenen Steuer in 10 Jahren verjähren, auf 
die Erben mit einer Verjährungsfrist von 5 Jahren und nur auf die Höhe ihres Erl»- 
teiles übergehen und die Verjährungsfrist mit Ablauf des Steuerjahres beginnen, in dem 
die Steuerhinterziehung begangen wurde. Diese Bestimmungen finden sich in den meisten 
deutschen Gesetzen, die in der Regel eine noch kürzere Verjährungsfrist (3 Jahre) für 
die Nachsteuer vorschreiben, wenn keine Hinterziehung stattfand. Verjährungsfrist von 

5 Jahren für Fehlbare, respektive deren Erben, bezüglich der hinterhaltenen Steuern, 
§ 31, Solothurner Gesetz betreffend die direkte Steuer vom 17. März 1895; von 

6 beziehungsweise 3 Jahren (für die Erben), § 12, Elsaß-Lothringen, Kapital- 
steuergesetz vom 13. Juli 1901 u. a. 
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Pfandrechts ist nach dem Allgemeinen bürgerlichen Gesetzbuche im 
Zusammenhalte mit den Sonderbestimmungen der §§76 und 123 des Personal- 
steuergesetzes und des § 7 des zitierten Verjährungsgesetzes zu beurteilen. 

Bezüglich der Verjährung der Strafhaftung nach § 266 können unseres 
Erachtens nur die in den §§ 251 — 251 normierten Grundsätze über die Ver- 
jährung der Strafbarkeit der nach dem Steuergesetze im Administrativ- 
strafverfahren zu ahndenden Steuerdelikte und Ordnungswidrigkeiten sowie 
der erkannten Strafen herangezogen werden. Die Verjährung der Steuer- 
forderung gegen den primär Zahlungspflichtigen hat auch die Verjährung 
des Haftungsanspruches zur Folge, da die Haftung nicht selbständig geltend 
gemacht werden kann. Ihre Voraussetzung ist die Uneinbringlichkeit der 
ärarischen Forderung bei dem in erster Linie Zahlungspflichtigen: ist daher 
diese Forderung nicht rechtsbeständig, weil verjährt oder nachgesehen oder 
vor Ableben des primär Verpflichteten nicht in Rechtskraft erwachsen, so 
fällt die eine Voraussetzung der Haftung hinweg; die Nachsicht der Steuer 
oder Strafe ist ein Verzicht des Ärars auf die ihm zustehende öffentlich- 
rechtliche Forderung. Sie hat, je nach ihrem umfange, das gänzliche oder 
teilweise Erlöschen derselben zur Folge: kongruent der Größe der Forderung 
bewegt sich die Minderung beziehungsweise der Untergang der Haftung 
vermöge ihrer akzessorischen und subsidiären Natur nach dem Maße der 
gewährten Nachsicht und der Uneinbringlichkeit eines eventualen Forderungs- 
rechts. Milde gegen den Erstverpflichteten auf Kosten des Haftenden ist aus- 
geschlossen. Die Nachsicht oder Milderung der Strafhaftung, zu der die 
Finanzbehörde ebensowenig wie zur Nachsicht oder Milderung der Steuer- 
strafen ex lege befugt ist,*' hängen mit dem Rechte des Verzichts auf die 
Strafe untrennbar zusammen. Kompetenz und Zulässigkeit bezüglich des 
Strafverzichts sind per analogiam auf die Strafhaftung anzuwenden. Ebenso 
sollte die Frage des Rechtsbestandes dieser Haftung im Falle des Ablebens 
des Haftenden vor Rechtskraft des Haftungserkenntnisses analog dem Über- 
gange der Strafe entschieden werden : nur der rechtskräftige Haftungsanspruch 
geht auf den Nachlaß über.** 

Eine für das vertretene Steuersubjekt nachteilige Folge des Vertretungs- 
verhältnisses tritt darin zutage, daß die „Pflichtversäumnis der Partei" nach 
§ 2 des Verjährungsgesetzes auch dann gegeben ist, wenn der Machthaber 
in Angelegenheiten des Vertretenen sich derselben schuldig machte: die 
Wirkung der Pflichtversäumnis ist hier eine Verlängerung der Verjährungs- 

^ Vgl. hierzu den Abschnitt über das Gnadenrecht der Finanz in meinem 
„Finanzstrafverfahren etc." Fin.- Archiv, XX., 2. 

'* Beachtenswert die Bestimmung des württembergischen Einkommen- 
steuergesetzes vom 8. August 1903, nach welcher der Auftraggeber für eine vom Bevoll- 
mächtigten verwirkte Geldstrafe haftet (Art. 70), die dem Bevollmächtigten zur Last 
fallende Verfehlung aber straffrei zu lassen ist, wenn von seiten des Steuerpflichtigen 
die entsprechende Richtigstellung erfolgt (Art. 73). 
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frist und der Vertretene kann die Einwendung der Verjährung nicht nach 
der kürzeren Verjährungsfrist für sich geltend machen,^*^ wobei mangels einer 
gesetzlichen Unterscheidung nicht ins Gewicht fällt, ob die Pflichtversäumnis 
als ziviles oder strafbares Finanz unrecht zu qualifizieren ist. 



Ein nicht allzulanger Zeitraum trennt uns von der im Artikel XII des 
Personalsteuergesetzes vorgesehenen Neuregelung wichtiger Bestimmungen des 
Gesetzes im Jahre 1909. Die bis dahin durch systematisch-wissenschaftüche 
Bearbeitung des Finanzrechts, durch die Praxis und die Judikatur des A^er- 
waltungsgerichtshofes gewonnenen Gesichtspunkte könnten in jenem Zeit- 
punkte durch eine Verbesserung und Kompletierung des Gesetzes zur 
Geltung kommen: dies ist eine unleugbare Notwendigkeit! Die Mängel de« 
Gesetzes drängen Tausende der Pflichtigen auf den Beschwerdeweg, der einen 
unverhältnismäßigen Teil des behördlichen Kräfteapparates absorbiert und 
auch bei den billig Denkenden Unzufriedenheit mit den steuerlichen Ein- 
richtungen hervorruft. Diese hintanzuhalten und vor allem klares Eeeht 
zu schaffen, ist eine bedeutsame Aufgabe der nächsten Gesetzreform, die 
übrigens nicht für Österreich allein erwächst. Auch an das deutsche Steuer- 
recht, das nicht weniger verbesserungsbedürftig ist, wird, wie Fuisting 
in seiner vielgelesenen Abhandlung über die Einkommenbesteuerung der 
Zukunft^* mit überzeugenden Worten verlangt, bessernde Hand angelegt 
werden müssen. Das neuere Finanzrecht gehört eben mit seinen weitgehenden, 
materiellen und formellen Forderungen nirgends mehr zu den geringer zu 
wertenden Elementen des sozialen imd des Rechtslebens. Die geringfügigste 
Einzelwirtschaft empfindet seine Vorzüge und Fehler I 



Zur Frage der Kartellgesetzgebung. 

(Schluß.) 

Von 

Dr. Friedrich Kleinwächter. 

Diese Brüsseler Konvention hat bekanntlich ihre eigene Geschichte. Als in 
der ersten Hälfte des vorigen Jahrhunderts die Kübenzuckerindustrie aufkam, 
wurde sie begreiflicherweise von den Eegierungen der verschiedenen kontinen- 
talen europäischen Staaten geschützt und gefördert. In manchen Ländern — 
PO namentlich in Frankreich, Belgien, Holland, Deutschland und Österreich- 



» Vgl. M e i 8 e 1, a. a. 0., S. 69 und 79. 

2* In Anknüpfung an das preußische Einkommensteuergesetz, S. 167. Aphoristisch 
auch C h n, Steuer und Steuerreform im Reiche und in Preußen, Deutsche Rundschau 
Heft 1 und 2. 1903. 
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Ungarn — erstarkte diese Industrie bald derart, daß sie exportfähig wurde, und 
selbstverständlich wurde damit die Frage der Rückvergütung der inländischen 
Verzehrungssteuer für den zur Ausfuhr gelangenden Rübenzucker akut. Die 
Steuertechnik jener Zeit war aber noch wenig entwickelt, und demgemäß war 
die damalige Zuckersteuer allgemein eine primitive Rohmaterialsteuer, das 
heißt es wurde einfach pro Zentner von der in der Zuckerfabrik einlangenden 
Eübe ein bestimmter Steuersatz erhoben, weil man (mit Rücksicht auf den 
damaligen Stand der Technik) von der Annahme ausging, daß ein Zentner 
Bube im Durchschnitt ein gewisses Gewichtsquantum fertigen Zuckers 
ergebe. Dieser Steuerbetrag (auf den Zentner fertigen Zuckers umgerechnet) 
wurde bei der Ausfuhr rückvergütet. Die Technik der Zuckererzeugung stand 
jedoch begreiflicherweise nicht still. Den vereinten Bemühungen der Rüben- 
bauer und der Zuckerfabrikanten gelang es, einerseits Rüben zu züchten, 
die einen höheren Zuckergehalt besaßen, imd anderseits das Fabrikations- 
verfahren derart zu vervollkommnen, daß der Zuckergehalt der Rübe voll- 
standiger extrahiert wurde als früher, und das Fazit war, daß aus dem Zentner 
Rübe mehr Zucker gewonnen wurde. Und die weitere Konsequenz hievon 
war, daß in allen diesen Staaten bei der Ausfuhr von Zucker pro Zentner 
mehr zurückvergütet wurde, als die inländische Verzehrungssteuer betrug. 

So entstanden die Zuckerausfuhrprämien und mit ihnen ein sehr 
bedenklicher Circulus vitiosus. Infolge der Zuckerausfuhrprämien wurde es 
lohnend, Zucker zu exportieren und die Zuckerproduktion wurde inuner mehr 
ausgedehnt. Und je mehr die Zuckerproduktion wuchs, um so mehr wurde 
es für sie zur Lebensfrage, das überschüssige Produkt zu exportieren. Und 
inn so mehr mußten die Regierungen darauf bedacht sein, diesen Export 
durch die Gewährung von Exportprämien zu fördern, weil man doch einen 
ßo mächtigen Produktionszweig nicht verkümmern lassen konnte und 
namentlich aus dem Grunde nicht verkümmern lassen konnte, weil auch 
die übrigen Staaten Zuckerausfuhrprämien gewährten. Aus diesem ominösen 
Zirkel kam man nicht heraus imd den Hauptvorteil hievon hatte England, 
welches keinen Rübenzucker produziert und den Zucker zu einem lun den 
Betrag der Ausfuhrprämien ermäßigten Preis beziehen konnte. 

Das ging eine Zeitlang so fort. Als aber in den letzten Jahren in 
England der Gedanke der sogenannten „Imperial politic" oder des sogenannten 
«Greater Britain" Wurzel faßte, das heißt als in England das Bestreben 
erwachte, die Kolonien mit dem Mutterlande fester zu verbinden, und — 
wenn möglich — zu einem einheitlichen Zoll- und Handelsgebiete zu ver- 
einigen, da mußte man auch darauf bedacht sein, den Kolonien irgendwelche 
Begünstigungen zu bieten, und da lag es nahe, den tropischen Kolonien den 
Absatz ihres Rohrzuckers nach England zu sichern. Und dies xmi so mehr, 
^8 auch in diesen Kolonialländem das Bestreben erwachte, ihrer Rohrzucker- 
industrie eine intensivere Pflege angedeihen zu lassen. Auf der anderen 
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Seite war in der Zwischenzeit auch den Regierungen der festländischem 
europäischen Zuckerexportländer das System der Exportprämien lästig ge- 
worden, weil die Prämien immer mehr wuchsen und immer drückender wurden 
und doch kein Staat für sich allein mit diesem System brechen konnte und 
wollte. Seit 1864 wurden mehrfache Versuche unternommen, ein solidarisches 
Vorgehen der Exportstaaten zu erzielen, sie scheiterten aber jedesmal an der 
Uneinigkeit der bot reff enden Regierungen. Auf der Brüsseler Konferenz von 
1902 gelang es endlich — namentlich unter dem Hochdruck, den England 
wegen seiner Kolonien auf die zentraleuropäischen Mächte ausübte '■ — eine 
Einigung zu erzielen. (Näheres hierüber in dem „Bericht des Zuckersteuer- 
ausschusses über die Regierungsvorlage, mit welcher der am 5. März 1902 
in Brüssel abgeschlossene Vertrag betreffend die Zuckersteuergesetzgebung 
vorgelegt wurde etc.", Nr. 1625 der Beilagen zu den stenographischen Proto- 
kollen des österreichischen Abgeordnetenhauses, 17. Session 1903.) 

Die in Rede stehende Brüsseler Konvention enthält drei wesentliche 
Bestimmungen : 

1. Im Artikel 1 verpflichten sich die vertragschließenden Staaten, alle 
Arten von direkten oder indirekten Ausfuhrsprämien für Zucker abzustellen. 

2. Im Artikel 3 verpflichten sich die vertragschließenden Staaten, die 
sogenannte „Surtaxe" oder den „Überzoll" auf Zucker (d. i. den eigentlichen 
Eingangszoll, nämlich den die inländische Verbrauchsabgabe übersteigenden 
Betrag des Zolles) mit höchstens 6 Franken für 100 Kilo raffinierten Zucker 
und höchstens 5 Franken 50 Centimes für anderen Zucker festzusetzen. Mit 
dieser Bestimmung hat es auch wieder eine eigene Bewandtnis. Es ist heute 
eine allgemein bekannte und vielfach beklagte Tatsache, daß in jenen Ländern, 
in denen hohe Eingangszölle bestehen, namentlich die kartellierten Industrien 
die Preise ihrer Artikel hochhalten und daß sie durch die hohen Inlands- 
profite in die Lage versetzt werden, ihre Artikel zu weit niedrigeren Preisen 
(mit einem ganz minimen Profit) ins Ausland abzusetzen, das heißt also, daß 
die hohen Inlandspreise für sie zu versteckten Exportprämien werden. Da 
nun manche Staaten einen Einfuhrzoll auf Zucker einheben, der die inlän- 
dische Verbrauchsabgabe imi ein Namhaftes übersteigt, so wurde in den 
Verhandlungen der Brüsseler Konferenz wiederholt die Befürchtung aus- 
gesprochen, daß auf diese Weise die Ausfuhrprämien, die offiziell abgeschafft 
werden sollen, gewissermaßen durch die Hintertüre wieder hereingeschmuggelt 
werden könnten. Nach längeren Unterhandlungen einigte man sich endlich 
dahin, daß die sogenannte „Surtaxe" oder der „Überzoll" auf Zucker — wie 
gesagt — nicht mehr betragen dürfe als 6 beziehungsweise 5' 5 Franken pro 
Meterzentner. (Vgl. die „deutsche Übersetzung der amtlichen Protokolle 
der in der Zeit vom 16. Dezember 1901 bis 5. März 190*^ in Brüssel abgehal- 
tenen internationalen Zuckerkonferenz". Zu Nr. 1548 der Beilagen zu den 
stenographischen Protokollen des österreichischen Abgeordnetenhauses. 
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17. Session. 1902. Wien, Hof- und Staatsdruckerei, 1902.) ~ Beiläufig bemerkt, 
hatten früher einzelne Theoretiker gerade umgekehrt gelehrt, daß Einfuhr- 
zölle lahmend auf die Warenausfuhr zurückwirken. Von dem bekannten 
Satze ausgehend, daß im internationalen Verkehr jede Wareneinfuhr in der 
Hauptsache durch eine entsprechende Warenausfuhr bezahlt werde, und 
umgekehrt, gelangten sie nämlich zu dem Resultate, daß durch Einfuhrzölle 
die Wareneinfuhr und damit indirekt die Ausfuhr von Waren erschwert 
werde. Wenn Einfuhrzölle bestehen, so wird die Einfuhr erschwert, das heißt 
das Ausland kann uns nur weniger Ware liefern, und wenn uns das Ausland 
weniger Ware liefert, so kann es umgekehrt wieder auch weniger Ware von 
uns beziehen. — Die Theorie hat des öfteren das gerade Gegenteil von der 
Praxis „bewiesen". 

3. Im Artikel 4 verpflichten sich die vertragschließenden Staaten, Zucker, 
für den eine direkte oder indirekte Ausfuhrprämie gewährt wird, bei der 
Einfuhr in ihr Staatsgebiet mit einem Extraeingangszoll zu belegen, der 
mindestens der Ausfuhrprämien gleichkommt. "Überdies wahren sich die ver- 
tragschließenden Teile das Recht, die Einfuhr solchen Zuckers gänzlich zu 
verbieten. 

Durch die Brüsseler Konvention wurde für die Zucker exportierenden 
Staaten, das heißt also, wie gesagt, Belgien, Holland, Frankreich, Deutsch- 
land und Österreich-Ungarn, und zwar namentlich für die drei letztgenanntem, 
die den bedeutendsten Export besaßen, eine heikle Situation geschaffen. 
Zunächst ist durch den Fortfall der Ausfuhi'prämien der Export von Zucker 
wesentlich erschwert, dann aber muß man sich beim Anblick der ganzen Welt- 
lage sagen, daß für die europäischen Staaten der Anfang vom Ende de.^ 
Zuckerexportes gekommen zu sein scheint. Amerika dürfte als Absatzgebiet 
für europäischen Zucker so gut wie verloren sein, zum Teil weil die Ver- 
einigten Staaten und Kanada selbst Rübenzucker produzieren, dann aber weil 
Kuba Rohrzucker produziert und man überhaupt wieder anfängt der Kultur 
des Zuckerrohres eine erhöhte Aufmerksamkeit zuzuwenden. Das Gleiche 
gilt, wie schon erwähnt, von England mit seinem riesigen Kolonialbesitz in 
allen Zonen, so daß als Absatzgebiet für den europäischen Rübenzucker kaum 
viel mehr übrig bleiben wird als die Türkei, Griechenland, die nordafrikani- 
.^chen Länder und einzelne Gebiete in Asien. Die europäischen Zuckerfabriken 
werden also in nicht allzu femer Zukunft ziemlich ausschließlich auf die Ver- 
sorgung des heimischen Marktes angewiesen sein. Allerdings wird sich der 
heimische Markt nicht unwesentlich enveitern lassen, denn der Zuckerkonsum 
in Europa ist noch kein bedeutender, aber derartige Dinge lassen sich bekannt- 
lich nicht im Handumdrehen bewerkstelligen. 

Unter solchen Umständen mußte man darauf gefaßt sein, daß in den 
bisherigen Zuckerexportländem ein erbitterter Konkurrenzkampf, ein Kampf 
bis aufs Messer, zwischen den einzelnen Zuckerfabriken um die Versorgung 
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des inneren Marktes ausbrechen werde, und selbstverständlich stand zu 
befürchten, daß dieser Kampf mit dem Siege der starken, das ist der großen, 
mit allen Hilfsmitteln der modernen Technik ausgerüsteten Anlagen und mit 
dem Untergange der kleinen Fabriken, das ist also mit zahlreichen und 
empfindlichen Vermögensverlusten und -Verschiebungen endigen werde. (Vgl 
den Motivenbericht zur Begierungsvorlage, betreffend die Begelung der indi- 
viduellen Verteilung des Zuckerkontingents, Xr. 1611 der Beilagen zu den 
stenographischen Protokollen des österreichischen Abgeordnetenhauses, 
17. Session, 1903.) 

Um dies zu vermeiden und den bisherigen Zustand in der Bübenzucker- 
industrie aufrecht zu erhalten, entschloß sich die österreichische Begierung, 
denselben gesetzlich festzulegen. Mit Zustimmung der beiden Häuser des 
Beichsrates erfloß das „Gesetz vom 31. Jänner 1903, B.-G.-B1. Nr. 27, betreffend 
die Begelung der individuellen Verteilimg des Zuckerkontingents". Die wesent- 
lichsten Bestimmimgen dieses Gesetzes- sind: 

1. Jede bestehende Zuckerfabrik darf nur so viel Zucker erzeugen, als 
sie bisher (in der letzten Zeit) erzeugt hat. 

2. Neu (das ist nach dem 1. September 1903) entstehenden Fabriken 
wird kein Anteil an dem im ganzen Staatsgebiete aufzubringenden Zucker- 
kontingent zugebilligt. (Solche Fabriken würden also gehalten sein, ihr ge- 
samtes Produkt zu exportieren — wenn sie dieses Kunststück überhaupt zuwege 
bringen.) Ausgenommen von dieser Bestimmung sind nur solche (nach dem 
1. September 1903 entstehende) Fabriken, welche gesellschaftliche Unter- 
nehmungen sind, deren Teilnehmer die Verpflichtung übernehmen, für die 
Fabrik selbst Buben zu bauen und zu liefern. Die näheren (hier nicht weiter 
interessierenden) Modalitäten, wie dieses Kontingent festzusetzen ist, bestimmt 
das Gesetz. 

3. Den einzelnen Zuckerfabriken ist ein gewisses Bevirement des ihnen 
zugebilligten Erzeugungsquantums (von einer Zuckerkampagne auf die andere 
und von einer Fabrik auf die andere) unter gewissen Modalitäten gestattet 

4. Das Gesetz gilt auf die Dauer der Brüsseler Konvention, das ist vojn 
1. September 1903 bis Ende August 1908. 

Das in Bede stehende Gesetz — das, wie erwähnt, allerdings niemals 
in Wirksamkeit trat — wurde hinterher von manchen Beurteilem nahezu 
als eine Monstrosität bezeichnet. Sieht man jedoch genauer zu, so zeigt es sich, 
daß es lediglich der konsequente Ausbau eines uralten Gedankens ist. Das 
österreichische Tabakmonopol besteht ununterbrochen seit 1723, also nun- 
mehr seit bald 200 Jahren. Es besteht bekanntlich in dem ausschließUchen 
Bechte des Staates, den rohen Tabak zu fertigen Genußgütem zu verarbeiten 
und die verschiedenen Tabakfabrikate zu verkaufen. Die Gewinnung des Eoh- 
stoffes, das ist der Anbau und die Kultur der Tabakpflanze ist der privaten 
Tätigkeit überlassen, doch muß der Tabakbauer sich verpflichten, seine ganze 
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Ernte der Staatsverwaltung zu einem bestimmten (die Qualität der Blätter 
berücksichtigenden) Preise zu überlassen, Da nun die Verwaltung der staat- 
lichen Tabakfabriken es unmöglich darauf ankommen lassen kann, daß ihr 
unerwarteterweise ganze Berge von Tabakblättern abgeliefert werden, die 
sie dann übernehmen müßte, so ist in Österreich der Anbau der Tabakpflanze 
seit jeher beschränkt, das heißt, der Tabakbau ist nur in einzelnen bestimmten 
Kronländem gestattet, und selbst da darf der Landwirt nur so viele Grund- 
stücke mit Tabak bepflanzen als ihm von der Monopolsverwaltung im Hinblick 
auf den voraussichtlichen Bedarf des nächsten Jahres gestattet wird. Mit an- 
deren Worten, der Anbau der Tabakpflanze oder die Produktion des Eoh- 
tabaks ist in Österreich kontingentiert. 

Als dann im Jahre 1886 die Regierung des Deutschen Reiches mit der 
Absicht hervortrat, das Branntweinmonopol einzuführen, schwebte ihr selbst- 
verständlich eine analoge Regelung der Branntwein produktion vor. Das 
Branntweinmonopol war nämlich als sogenanntes Raffineriemonopol geplant, 
das heißt, die Erzeugung des rohen Branntweins sollte nach wie vor der 
privaten Tätigkeit überlassen bleiben, dagegen sollte das Reich das ausschließ- 
liche Recht haben, den rohen Branntwein zu raffinieren und zu alkoholischen 
Getränken zu verarbeiten. Der Verkauf des raffinierten Branntweins oder 
des reinen Alkohols sowie der gedachten Getränke sollte gleichfalls aus- 
schließlich dem Reiche vorbehalten bleiben. (§ 1 imd 2 des Entwurfes 
eines Gesetzes, betreffend das Branntweinmonopol nebst Motiven. Dem 
deutschen Reichstage vorgelegt in der zweiten Session der sechsten Legis- 
laturperiode, [das ist am 22. Februar 1886], Berlin, 1886, Karl Heymanr.s 
Verlag.) Demgemäß sollte den Besitzern der Brennereien die Verpflichtung 
auferlegt werden, den gesamten erzeugten Branntwein an die Monopolsverwal- 
timg abzuliefern. (§ 21 des Entw.) Und da man es begreiflicherweise auch 
hier nicht darauf ankommen lassen konnte, daß der Monopolsverwaltung 
eines schönen Tages ein ganzer See von Rohbranntwein zur Raffinierung ab- 
geliefert werde, so mußte die Menge des Rohbranntweins, die jährlich im Lande 
erzeugt werden sollte, kontingentiert werden. Demgemäß bestimmen denn 
die §§ 4 und 5 des Entwurfes, wie viel Rohbranntwein jede Brennerei er- 
7.eugen darf. 

Der Zweck des geplanten Monopols war — wie der Motivenbericht zum 
Gesetzent würfe offen eingesteht — dem Reiche eine entsprechende Einnahms- 
n^elle zu erschließen. Nebenbei aber spielte ein zweiter Beweggrund mit, durch 
welchen sich der Kerngedanke des geplanten deutschen Branntweinmonopols 
'Wesentlich von dem des österreichischen Tabakmonopols unterscheidet. Das 
Tabakmonopol w^urde in Österreich zu Anfang des 18. Jahrhunderts, also zu 
einer Zeit eingeführt, da das nationalökonomische Denken und Empfindeii 
noch nicht besonders entwickelt und vorgeschritten war. Das Monopol solU.e 
daher ein rein fiskalisches sein, das keinen anderen Zweck verfolgte, als dem 
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Staate einen mögliehst hohen finanziellen Gewinn abzuwerfen, und da die 
Monopolsverwaltung unmöglich verpflichtet werden konnte, unbeschränkte 
Mengen von Eohtabak von den Landwirten zu übernehmen und zu verarbeiten, 
so mußten dem Tabakbau im Inlande gewisse Schranken gezogen werden. 
Bei dem geplanten Branntweinmonopole in Deutschland spielte aber neben 
dem fiskalischen Interesse auch ein volkswirtschaftlicher Gedanke, nämlich 
die Eücksicht auf die Branntweinproduzenten, mit. 

Zunächst war es die Kücksicht auf die kleineren, das ist also nament- 
lich auf die landwirtschaftlichen Brennereien, welche vorwiegend Kartoffeln 
verarbeiten. Diese hatten sich in Deutschland unter der Herrschaft der 
Maischraumbesteuerung zu einem im großen ganzen sehr wichtigen landwirt- 
schaftlichen Nebengewerbe entwickelt und der Motivenbericht zum Gesetz- 
entwürfe spricht (S. 27) die Befürchtung aus, daß — wenn (um einen höheren 
Ertrag der Branntweinsteuer zu erzielen) an Stelle des Monopols die Fabrikat- 
steuer eingeführt würde — große gewerbliche Brennereien (eigentliche 
„Branntweinfabriken") entstehen würden, durch welche die landwirtschaft- 
lichen Brennereien erdrückt würden. „Diesen verderblichen Wirkungen der 
Fabrikatsteuer ließe sich nur durch Kontingentierung der bestehenden und 
Konzessionszwang für neu zu errichtende Brennereien entgegenwirken," und 
aus diesem Grunde sei es einfacher, das Monopol einzuführen, statt zu einer 
Erhöhung der Steuer (durch Einführung der Fabrikatsteuer) zu schreiten. 
Das geplante Monopol verfolgte also nebenbei einen sozialen Zweck, man 
wollte die k^ineren Brennereien erhalten und vor der ruinösen Konkurrenz 
großer, kapitalistisch betriebener Fabriken schützen. Durch das Monopol sollte 
aber noch ein zweiter volkswirtschaftlicher Nebenzweck, nämlich die Anpas- 
sung der Produktion an den Bedarf und damit eine Hebung der Spirituspreise 
erreicht werden.. Der Motivenbericht „zu den §§ 4 und 5" bemerkt (S. 31), 
(laß die deutsche Branntweinproduktion den inländischen Bedarf um 800.000 
bis eine Million Hektoliter reinen Alkohols übersteigt, und allgemein wurde 
zu jener Zeit über die herrschende Überproduktion an Spiritus und dessen 
niedrige Preise geklagt. Diesen Übelständen sollte durch das Monopol al> 
geholfen werden. Zunäclist wäre durch die Kontin gentierimg jeder weiteren 
Steigenmg der Produktion ein Riegel vorgeschoben worden; sodann hätten 
die Branntweinbrenner in der Monopol Verwaltung einen sicheren Abnehmer 
und guten Zahler für ihr Produkt gewonnen; endlich hätte der Konzessions- 
zwang für die Errichtung neuer Branntweinbrennereien der Regierung eine 
bequeme Handhabe geboten, die Produktion dem Bedarfe allmählich an- 
zupassen und die Spirituspreise auf eine für den Produzenten lohnende Höhe 
zu bringen. Mit einem Worte, das Monopol wäre ein geeignetes Mittel gewesen., 
dem „anarchischen Zustande" der Produktion, wie er heutzutage ziemlich aller- 
orts herrscht, wenigstens auf dem Gebiete der Spiritusindustrie ein Ende zu 
bereiten und Ordnung in das Chaos zu bringen. 
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Das Monopol wurde bekanntlich vom Keiehstage verworfen, aber der 
Gedanke der Kontingentierung der zu erzeugenden Branntweinmenge wurde 
festgehalten und mit einer kleinen Modifizierung aus der Monopolsvorlage 
in das nachmalige deutsche Branntweinsteuergesetz herübergenommen und die 
gleiche Bestimmung hat später auch in das heute geltende österreichische 
Branntweinsteuergesetz vom 20. Juni 1888 Eingang gefunden. Durch beide 
Gesetze, das deutsche wie das österreichische, wird nämlich die sogenannte 
.jindirekte Kontingentierung" des Branntweins eingeführt. Es wird die Menge 
des „kontingentierten" Branntweins, welche im ganzen Staatsgebiete erzeugt 
werden darf, nach einem bestimmten Modus (das ist so viel als bisher durch- 
ßchnittlich in der letzten Zeit erzeugt wurde, oder so und so viel Liter pro 
Kopf der Bevölkerung) festgesetzt und periodisch auf die einzelnen Bren- 
nereien aufgeteilt. Jeder Brenner darf das ihm zugebilligte Quantum erzeugen 
und hat dafür einen bestinunten mäßigeren Steuersatz (pro Hektoliter) zu 
bezahlen; es steht jedoch dem Brenner frei, auch beliebig viel Branntwein 
mehr zu erzeugen, nur muß er dann für jeden Hektoliter dieses Überschusses 
einen höheren Steuersatz entrichten. Der ^Lotivenbericht zu dem deutschen 
„Entwurf eines Gesetzes, betreffend die Besteuerung des Branntweines" (Ee- 
gienmgsvorlage vom 16. Mai 1886, Nr. 294 der Drucksachen des deutschen 
Keichstages, 6. Legislaturperiode, II. Session 1885/86) bemerkt hiezu 
(S. 14) : „Die hier vorgeschlagene Kontingentierung soll einmal zum Schutze 
der kleineren Brennereien den größeren gegenüber dienen, indem sie die 
letzteren hindert, ihren Betrieb willkürlich auszudehnen und 4aclurch die 
kleineren Anstalten mehr und mehr aufzusaugen. Dann aber bezweckt die 
Kontingentierung, einem übermäßigen Anwachsen der inländischen Gesamt- 
produktion von Branntwein und einer davon zu befürchtenden Gefährdung 
auch der finanziellen Interessen des Keiches vorzubeugen." — Man sieht hier 
deutlich, wie sich der Gedanke immer mehr durchringt, daß der heutige un- 
geregelte Zustand der Produktion von Übel ist, und daß der Gesetzgeber die 
Aufgabe hat, darauf hinzuwirken, daß die Produktion sich dem Bedarfe 
tunUchst anpasse. 

Der nämliche Gedanke kehrt in dem deutschen Gesetz vom 27. Mai 
1896 wieder, durch welches in gleicher Weise die Menge des in Deutschland 
zu erzeugenden Zuckers „indirekt" kontingentiert wird. Jede Fabrik darf 
das ihr zugebilligte Zuckerquantum gegen Entrichtung des bestimmten 
(mäßigeren) Steuersatzes erzeugen; produziert sie mehr, so ist für jeden 
Meterzentner dieses Überschusses eine höhere Steuer zu bezahlen. („Bericht 
des [vom österreichischen Abgeordnetenhause eingesetzten] Zuckersteuer- 
ausschusses über die Regierungsvorlage, mit welcher der am 5. März 190^ 
in Brüssel abgeschlossene Vertrag betreffend die Zuckersteuergesetzgebung 
vorgelegt wurde etc.", Nr. 1625 der Beilagen zu den stenographischen Proto- 
kollen des österreichischen Abgeordnetenhauses, 17. Session 1903, S. 16.) 
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Vorher hatte schon Rußland die direkte Kontingentierung seiner 
Zuckerproduktion durchgeführt. In ßußland war bereits im Jahre 1887 unter 
den Augen und mit stillschweigender Genehmigung der Begierung ein Kartell 
der Zuckerfabriken unter dem Namen ,,Normirowka" zustande gekommen, 
welches- wiederholt erneuert wurde und gut funktionierte. (Eugene Feltz: 
„Les syndicats industriels et en particulier la Xormirovka des fabricants de 
Sucre russes." Paris, 1892.) Dieser Zustand wurde schließlich gesetzlich fest- 
gelegt. Der vorhin zitierte Bericht des österreichischen Zuckersteuer- 
ausschusses sagt hierüber (S. IG): 

„Durch kaiserlichen Ukas vom 20. Juni 1895 wurde die Zucker- 
produktion Eußlands kontingentiert. Auf Grund dieses Gesetzes schätzt 
der Finanzminister jährlich die voraussichtliche Erzeugung und zerlegt 
dieselbe in drei Teile. Der erste Teil ist der voraussichtliche Gesamt- 
verbrauch; von diesem werden zimächst 60.000 Pud einer jeden Fabrik 
zugesprochen, der Rest wird auf sämtliche Fabriken im Verhältnisse 
zu ihrer durchschnittlichen Erzeugung aufgeteilt. Der zweite Teil ist 
der sogenannte ^unantastbare Vorrat^, der nur auf Anordnxmg des 
Finanzministers in dem Falle, als sich der vorausberechnete, für den 
Konsum bestimmte erste Teil zu klein erweisen sollte oder die so- 
genannten ,Ministerialpreise^ im Inlande überschritten werden würden, 
ganz oder teilweise zum Verkauf gebracht werden darf. Die Freigabe 
erfolgt in Prozentsätzen des unantastbaren Vorrats. Die Ministerial- 
preise sind die behördlich gestatteten Höchstpreise im Inlande und 
werden vom Finanzminister alljährlich festgesetzt. Der dritte Teil der 
Erzeugung, der sogenannte ,freie Vorrat^, muß exportiert werden, da 
er sonst außer der Akzise von Rubel 1*75 noch einer Ergänzungssteuer 
von Rubel 1*75 unterliegen würde, oder kann von den Fabriken auf 
Lager gehalten werden, in welchem Falle dieser Teil der Produktion 
der nächstjährigen Erzeugungsziffer zugeschlagen wird. Die !Menge des 
in die nächste Kampagne zu übertragenden Zuckers darf jedoch acht 
Prozent nicht übersteigen. Die Gültigkeit dieses Gesetzes, welche mit 
1. September 1898 abgelaufen wäre, ist auf imbestimmte Zeit ver- 
längert worden." 

Einen analogen Schritt wollte nun Österreich mit seinem oben erwähnten 
Gesetze vom 31. Jänner 1903, R.-G.-Bl. Nr. 27, unternehmen. Die Menge des 
zu erzeugenden Zuckers sollte kontingentiert werden, denn keine Zuckerfabrik 
im ganzen Staatsgebiete sollte mehr Zucker erzeugen als sie bisher erzeugt 
hatte, und etwa neu entstehenden Zuckerfabriken wäre es — von ganz un- 
wesentlichen Ausnahmen abgesehen — verwehrt gewesen, ihr Produkt im 
Inlande abzusetzen. Eine Gesetzesbestimmung, die im wesentlichen einem 
Verbote der Entstehung von neuen Zuckerfabriken gleichkommt. Das heißt 
mit anderen Worten: in Österreich darf nur die durch das Gesetz bestimmte 
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Menge von Zucker erzeugt werden und die Erzeugung dieses Quantums wird 
den bestehenden Zuckerfabriken, wie wenn diese eine geschlossene Körper- 
schaft bilden würden, ausschließlich übertragen. Damit hat Österreich einen 
Zustand schaffen wollen, den ich bereits vor zwanzig Jahren in meiner eingangs 
erwähnten Schrift „Die Kartelle" als den Idealzustand hingestellt habe, den 
jedes Kartell seiner Xatur nach anstreben muß, nämlich daß das Kartell die 
sämtlichen im Inlande bestehenden Werke der betreffenden Branche umfasse 
und daß es das ausschließliche Eecht erlange, mit seinem Produkte das ganze 
Staatsgebiet zu versorgen. — Von der Kritik wurde mir damals entgegen^ 
gehalten, daß meine Ideen „etwas zu stark mit sozialistischem Öl gesalbt" 
seien. 

Das in Eede stehende Zuckerkontingentierungsgesetz vom 31. Januar 
1903 ist — wie bereits erwähnt wurde — nie in Kechtskraft getreten, weil 
es noch vor dem Beginne seiner Wirksamkeit (1. September 1903) durch 
eine kaiserliche Verordnung vom 1. August 1903 wieder aufgehoben wurde. 
Der Grund seiner Aufhebung war jedoch nicht etwa ein innerer, sondern ein 
rein äußerlicher. England und Amerika erhoben nämlich gegen das vom 
Staate geschaffene Zwangskartell Einsprache. Von der oben erwähnten Tat- 
sache ausgehend, daß die Kartelle häufig ihre Macht mißbrauchen, um die 
Inlandspreise ihres Artikels hochzuhalten, und daß sie durch die hohen 
Inlandspreise in die Lage versetzt werden, nach dem Auslande zu Spottpreisen 
zu verkaufen, erklärten die genannten beiden Staaten, daß sie sich genötigt 
sehen würden, auf die Einfuhr österreichischen Zuckers nach Artikel 4 der 
Brüsseler Konvention einen Strafzoll zu legen, weil sie in dem geplanten 
Zwangskartell eine Veranstaltung erblicken, die den ZAveck habe, den Ex- 
porteuren von Zucker eine versteckte Ausfuhrprämie zu gewähren. Die 
Sache wurde auf der Brüsseler Konferenz zur Sprache gebracht und diese 
entschied im Sinne Englands und Amerikas. Da auf diese Weise der englische 
und nordamerikanische Markt für die österreichische Zuckerindustrie verloren 
gegangen wäre, entschloß sich die österreichische Eegierung im Einver- 
ständnisse mit den Zuckerfabrikanten das Gesetz vom 31. Januar 1903 wieder 
aufzuheben. 

In der Fachpresse sind — wie erwähnt — Stimmen laut geworden, 
welche das österreichische Zuckerkontingentierungsgesetz unbedingt ver- 
urteilten. Nach meinem Dafürhalten ein viel zu vorschnelles Urteil, denn 
<Ja8 Gesetz wurde nicht aus dem Grunde aufgehoben, weil es sich etwa als 
undurchführbar oder die Gesamtheit schädigend erwiesen hätte, sondern es 
scheiterte an dem Widerspruche zweier Staaten, die die Brüsseler Konvention 
mitunterzeichnet haben. Beiläufig bemerkt, wollte das österreichische Gesetz 
auch gar nichts anderes schaffen, als was in der russischen Normirowka längst 
verwirklicht ist und verwirklicht wurde, ohne daß in Westeuropa auch nur 
eine Stimme des Tadels laut geworden wäre. Ich glaube viebnehr umgekehrt, 
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daß das in Rede stehende Gesetz einen bedeutungsvollen Markstein in der 
Entwicklungsgeschichte des Kartellrechts bildet, und aus diesem Grunde dürfte 
es nicht ungerechtfertigt erscheinen, dasselbe einer näheren Würdigung zu 
unterziehen. 

Zunächst scheint — mir wenigstens — der Kerngedanke des Gesetzes 
ein richtiger und gesunder zu sein. Die Tatsache nämlich steht wohl ziemlich 
fest, daß die Eübenzuckerproduktion der mitteleuropäischen Staaten weit 
über den heimischen Bedarf hinausgewachsen ist. Infolge des Vorgehens 
von England imd Nordamerika muß man daher darauf gefaßt sein, daß für 
die Rübenzuckerindustrie dieser Staaten und speziell Österreichs trübe Tage 
hereinbrechen werden, und dies um so mehr, als durch die Brüsseler Kon- 
vention der Eingangszoll für ausländischen Zucker auf den niedrigen Satz 
von 6 (bezw. 5^4) Franken herabgesetzt wurde. Die österreichische Zucker- 
industrie — und mit ihr wohl auch die der übrigen mitteleuropäischen 
Staaten — wird sich also mit dem Gedanken vertraut machen müssen, daß 
ihr, aller Wahrscheinlichkeit nach, nicht viel mehr als der heimische IVIarkt 
als Absatzgebiet übrig bleiben wird. Oder mit anderen Worten, der Zucker- 
industrie wird wahrscheinlich nicht viel anderes übrig bleiben, als sich dem 
viel geringeren Bedarfe des Inlandsmarktes allmählich anzupassen. Ein der- 
artiger Prozeß der Rückbildung ist begreiflicherweise keine leichte oder 
gleichgültige Sache, imd die Gefahr lag nahe, daß dieser Prozeß der Rück- 
bildimg sich vorwiegend auf Kosten der kleineren und weniger vollkommen 
ausgerüsteten Zuckerfabriken vollziehen werde, weil ihnen als dem schwächeren 
Teile im Konkurrenzkampfe voraussichtlich die Rolle des Unterliegenden 
zufallen dürfte. Dieser Eventualität sollte durch das Kontingentierungsgesetz 
vorgebeugt werden. Hatten — das ungefähr ist der Gedankengang des Gesetz- 
gebers — aus der bisherigen Gunst der Lage alle Zuckerfabriken ohne Unter- 
schied Nutzen gezogen, waren sie unter der bisherigen Herrschaft des Systems 
der Exportbonifikationen entstanden und groß geworden, so sollen sie jetzt 
durch das Gesetz zwangsweise zu einer Einheit zusammengefaßt werden und 
sollen alle gleichmäßig und solidarisch den Nachteil auf ihre Schultern 
nehmen, der der gesamten Zuckerindustrie Österreichs aus der Brüsseler 
Konvention erwächst. Und bringen es die Verhältnisse vielleicht wirklich 
mit sich, daß die kleinen Zuckerfabriken dem Untergange geweiht sind und 
aufgelassen werden müssen, so wird unter der Herrschaft des Zwangskartells 
das Kartell als solches die Besitzer dieser kleinen und rückständigen Werke 
entschädigen müssen, es wird aber nicht zulässig sein, daß die Großen und 
Starken — wie bei einem Schiffbruch — sich gewissermaßen mit Hilfe der 
herumtreibenden Balken und Planken ans Land retten und ihre schwächeren 
Leidensgenossen unbarmherzig ins Wasser zurückstoßen und dem sicheren 
Wellentode preisgeben. — Sollte etwa dieser Gedanke wirklich ein un- 
vernünftiger und widersinniger sein? 
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Anderseits ist das österreichische Zuckerkontingentierungsgesetz nicht 
einwandfrei. Jedes Kartell kann bekanntlich seine Spitze gegen die Kon- 
sumenten, gegen die Arbeiter und gegen die Produzenten der Eoh- und 
Hilfsstoffe kehren, der (Jesetzgeber hat aber nur an die letzteren, nicht auch 
an die beiden ersteren gedacht. Das Gesetz selbst spricht allerdings mit 
keiner Silbe von den Rübenproduzenten und von einem etwaigen Schutz, der 
ihnen zu teil werden soll, allein die Eegierung hat einen sogenannten 
„Eeferentenentwurf" eines Gesetzes betreffend das Verbot der Kuben- 
rayonierung verfaßt, der in den ersten Monaten des Jahres 1903 an die ver- 
schiedenen Körperschaften (landwirtschaftliche Vereine, Handelskammern, 
Universitäten etc.) zur Begutachtung versendet wurde. Durch dieses Gesetz 
sollte den Ausschreitungen entgegengetreten werden, welche das Kartell der 
Zuckerfabriken sich gegenüber den rübenbauenden Landwirten zuschulden 
kommen ließ. Das Kartell der Zuckerfabriken hat nämlich das Institut der 
sogenannten Sübenrayonierung geschaffen, das heißt die kartellierten Zucker- 
fabriken haben sich dahin geeinigt, daß jeder Fabrik ein bestimmter Rayon 
für den Bezug der von ihr zu verarbeitenden Rübe ausschließlich zugewiesen 
werden soll, so daß keine andere Fabrik die Rübe von den Landwirten dieses 
Umkreises kaufen darf, oder mit anderen Worten, jede Zuckerfabrik erhält 
das ausschließliche Monopol des Rübeneinkaufes in einem bestimmten 
Umkreise. Die kartellierten Zuckerfabriken können eine derartige Verein- 
barung leicht treffen, und die Landwirte, die nicht kartelliert oder berufs- 
genossenschaftlich geeinigt sind, stehen dieser Vereinbarung der Fabriken 
wehrlos gegenüber. Und die weitere Konsequenz dieses Einkaufsmonopols ist, 
daß die Zuckerfabrikanten den Landwirten nicht nur die Rübenpreise will- 
kürlich diktieren, sondern ihnen noch überdies die schikanösesten Bedingungen 
für die Rübenlieferung (alle erdeiiklichen Strafabzüge für die angeblich nicht 
pünktliche Lieferung, für die nicht richtige Beschaffenheit der Rübe u. dgl. m.) 
auferlegen können. Tatsächlich teilt auch der gedachte „Referentenentwurf" 
im „Anhange" eine Reihe derartiger, von den Zuckerfabriken einseitig 
diktierter sogenannter „Verträge" über die Rüben lief enmg mit, in denen die 
Landwirte die unmöglichsten Verpflichtungen auf sich nehmen müssen. 

Diesen Mißbräuchen glaubt der Gesetzentwurf auf zweifache Weise 
steuern zu können. Es werden einmal alle auf die Rayonierung des Rüben- 
l>ezuges abzielenden Vereinbarungen, und zwar sowohl der Zuckerfabriken 
als der Landwirte für ungültig und strafbar erklärt; sodann wird die Auf- 
nahme gewisser für die Landwirte besonders drückender (und tatsächlich un- 
gerechter) Bedingungen in die Rübenlieferungskontrakte verboten beziehungs- 
weise es werden die betreffenden Verabredungen als unverbindlich erklärt. Die 
letzterwähnte Gesetzesbestimmung ist durchführbar und wird sicherlich auf 
die Zustimmung aller Billigdenkenden rechnen können, weil sie es effektiv 
verhindert, daß seitens der Zuckerfabriken geradezu unmögliche Bedingungen 
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in die Eübenlieferungsverträge aufgenommen werden, die dann als Yorwand 
dienen, um dem Landwirt alle erdenklichen Abzüge am Preise zu machen. 
Wenn aber der Gesetzgeber wähnt, daß er durch die erstgedachte Gesetzes- 
bestimmung, das ist durch ein papierenes Verbot die auf die Rayonierung 
dos Rübenbezuges abzielenden Verabredungen der Zuckerfabriken verhindern 
könne, so gibt er sich einer gewaltigen Täuschung hin, denn wenn diese Ver- 
abredtmgen nur mündlich (nicht schriftlich) getroffen werden, so sind sie 
für die Staatsgewalt nicht faßbar, und wenn sie von den Zuckerfabriken frei- 
willig eingehalten werden, so ist eben die Rayonierung — allen staatlichen 
Verboten und Strafandrohungen zum Trotze — doch da. Überdies ist die 
Rübenrayonierung an sich, das ist die Forderung, daß jede Fabrik die zu 
verarbeitenden Rüben aus ihrer nächsten Umgebung beziehen soll, etwas ganz 
Vernünftiges und wirtschaftlich Gerechtfertigtes, weil auf diese Weise ein 
überflüssiges Hin- und Hertransportieren der (voluminösen imd schwer ins 
Gewicht fallenden) Rübe vermieden wird. Endlich — und das darf man nicht 
übersehen — stehen Rayonierung und Rübenpreis in keinem notwendigen 
Zusammenhange. Denn wenn die Zuckerfabrikanten den Rübenbezug auch nicht 
rayonieren, wenn sie aber sich verabreden, den Landwirten keinen höheren 
als diesen bestimmten Preis zu bezahlen, so ist der Landwirt doch wieder der 
Geschädigte. Soll also den berufsgenossenschaftlich nicht organisierten 
Rübenproduzenten wirklich geholfen werden, so würde kaum viel anderes 
übrig bleiben, als die Verträge zwischen ihnen und dem Kartell beziehungs- 
weise den kartellierten Unternehmern nur unter der Inten-ention einer 
öffentlichen Autorität (etwa eine Kommission von Unparteiischen oder dergl.) 
abschließen zu lassen. — Die Wahnvorstellimg, daß jeder Vertragsabschluß 
ein „freier^' ist und daß sich jedesmal zwei gleich starke Partner gegenüber- 
stehen, steckt uns allen noch so tief im Blute, daß wir selbst solche Verträge 
als „frei geschlossen" betrachten, bei denen ein isolierter Rohstoffproduzent 
dem geschlossenen Kartell oder Trust gegenübertritt. 

Die zweite Gruppe von Personen, die durch das Kartell geschädigt 
werden kann, sind die Arbeiter. Der Schutz dieser Personen könnte unter 
Umständen in sehr einfacher Weise herbeigeführt werden. Hat man es nämlich 
mit einem monopolisierten Untemehmerverbande (Kartell oder Trust) zu tun, 
der die sämtlichen Unternehmer der betreffenden Branche im ganzen Lande 
zu einer Zwangsvereinigimg zusammenfaßt, so kann man diesem großen Unter- 
nehmerverbande — wie ich dies bereits in meiner 1883 erschienenen Schrift 
„Die Kartelle" befürwortet habe — oline weiteres die Verpflichtung auf- 
erlegen, seinen Bediensteten Beamtenstellungen zu geben. Bei den großen 
monopolisierten Zettelbanken, bei den großen Privatbahnen ist dies ohnehin 
heute schon zum guten Teile der Fall, es ist daher gar nicht abzusehen, 
warum dies bei einem monopolisierten Stahl-, Petroleum-, Schiffahrts-, 
Zuckertrust oder -Kartell nicht ebenso gut geschehen könnte. Damit wäre 



Digitized by 



Google 



Zur Frage der Kartellgesetzgebung. 221 

nicht nur die Frage der gesamten Arbeiterversicherung, die heute so 
ungeheure Schwierigkeiten verursacht und einen so großartigen und nur 
schwerfällig funktionierenden Apparat erfordert, sondern ein Hauptteil der 
ganzen sogenannten Arbeiterfrage aus der Welt geschafft beziehungsweise 
gelöst. Das Zuckerkontingentierungsgesetz vom 31. Januar 1903 gedenkt — 
wie erwähnt — der Arbeiter nicht, indes muß man, wenn man gerecht sein 
will, die nachstehenden Momente berücksichtigen. Zunächst sollte, wie schon 
gesagt, die Wirksamkeit des Gesetzes auf die Dauer der Brüsseler Konvention, 
das ist auf die Zeit vom 1. September 1903 bis Ende August 1908 beschränkt 
sein, und unter solchen Umständen konnte man dem Kartell der Zucker- 
fabriken nicht die Verpflichtung auferlegen, für seine Arbeiter dauernd vor- 
zusorgen. Sodann ist die Rübenzuckerindustrie zum guten Teile ein Saison- 
gewerbe, welches seine Arbeiter nicht durchgehends ständig beschäftigt. Endlich 
war das Zuckerkontingentierungsgesetz so zu sagen ein Notgesetz, welches noch 
vor dem Inslebentreten der Brüsseler Konvention rasch zustande gebracht 
werden sollte. Es galt nach der damaligen Auffassung, die Zuckerindustrie 
vor einer drohenden Gefahr zu schützen, und man hatte nicht die Zeit, an 
alle etwaigen Nebenwirkungen des Gesetzes zu denken. 

An die Zuckerkonsumenten endlich denkt das Gesetz auch nicht. Eine 
Gefährdung dieser Gruppe war jedoch zunächst um so weniger zu befürchten, 
als — wie bereits erwähnt — durch die Brüsseler Konvention der Eingangs- 
zoll auf Zucker wesentlich herabgesetzt wurde, so daß nicht nur keine Er- 
höhung, sondern umgekehrt eine namhafte Ermäßigung des Zuckerpreises 
(wie sie nachträglich auch tatsächlich eintrat) zu erwarten stand. 

Dies der bisherige Ent^ncklung8gang, und damit stehen wir vor der 
großen Frage, wie das künftige Kartellrecht sich gestalten wird. . 

Ich bin kein Prophet und maße mir nicht an, die Zukunft voraussagen 
XU wollen, allein wenn man den bisherigen Entwicklungsgang überblickt, so 
läßt sich vielleicht die Richtung erkennen, in der die Dinge sich werden 
weiter entwickeln müssen. Zunächst scheint mir aus dem Gesagten mit 
ziemlicher Wahrscheinlichkeit hervorzugehen, daß das künftige Kartellrecht 
kein einheitliches wird sein können. Es zeigt sich nämlich, daß diejenigen 
Untemehmerverbände, die der gangbare Sprachgebrauch unter dem Xamen 
„Kartelle" zusammenfaßt, in drei wesentlich voneinander unterschiedene 
Gruppen zerfallen: in die Spekulantenringe, die Trusts und die Kartelle. 
Demgemäß wird sich denn auch die kiinftige Gesetzgebung diesen drei Arten 
von Untemehmerv^rbänden anpassen müssen. 

Über die Spekulantenringe (Kupferring, Weizen ring, Maisring etc.) ist 
nicht viel zu bemerken. Sie tun — um es mit einem Worte zu sagen — 
das nämliche, was der mittelalterliche Komwucherer getan hat, das heißt sie 
sind bestrebt, wenn möglich, die gesamten Vorräte einer Ware aufzukaufen, 
"um 80 den Preis künstlich in die Höhe zu treiben und dann zu den teuren 
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Preisen wieder zu verkaufen. Von einem volkswirtschaftlich gerechtfertigten 
Vorgänge ist hiebei selbstverständlich gar keine Rede. Ein paar Groß- 
kapitalisten tun sich zusammen, um sich auf Kosten des Publikums nach 
Kräften zu bereichern. Diesen Vereinigungen gegenüber wäre meines Er- 
achtens so vorzugehen, wie es der Sektiönschef im österreichischen Justiz- 
ministerium Dr. Klein auf dem deutschen Juristentage von 1902 angedeutet 
hat, das heißt es wären auf ihre Teilnehmer die zivil- und strafgerichtlichen 
Bestimmungen über Verschwörung (Conspiracy), Vergehen gegen die gute 
Sitte, Wucher, Betrug, widerrechtlichen Zwang, illoyale Konkurrenz, I^aesio 
enormis etc. (so weit sie im einzelnen Falle anwendbar sind) anzuwenden^ 
eventuell wäre die bestehende Gesetzgebung auszubauen und entsprechend zu 
verschärfen. Der Spekulantenring ist ferner eine nur vorübergehende Ver- 
einigung von Spekulanten, das ist von Händlern, er beschäftigt als solcher 
keine Arbeiter und aus diesem Grunde kann auch von irgendwelchen 
Gesetzesbestimmungen zum Schutze der Bediensteten (Arbeiter) dieser Art 
von Untemehmerverbänden selbstverständlich keine Eede sein. 

Wesentlich anders liegen die Dinge bei den Trusts und den Kartellen. 
Es soll nicht geleugnet werden, daß die Trusts und die Kartelle sich möglicher- 
weise die denkbar krassesten Ausschreitungen zuschulden kommen lassen 
können, allein trotzdem muß man zugeben, daß diesen Arten von Unterr 
uehmerverbänden (wenigstens im Prinzip) ein volkswirtschaftlich ganz 
gesimder und gerechtfertigter Gedanke zugrunde liegt, nämlich das Be- 
streben, die Gesamtproduktion dem Gesamtbedarfe anzupassen. Aus diesem 
Gnmde ist es verfehlt, wenn die Gesetzgebung sich auf den Standpunkt stellt, 
daß Trusts und Kartelle unmöglich zu machen sind. Dem Gresetzgeber wird 
vielmehr die Aufgabe zufallen, die Bildung von Trusts und Kartellen zu 
ermöglichen, anderseits aber etwaigen Ausschreitungen derselben entgegen- 
zutreten. Da aber Trusts und Kartelle verschiedene Gebilde sind, so wird 
auch die Gesetzgebung sich dem anpassen, das heißt in beiden Fällen eine 
verschiedene sein müssen. 

Der Trust ist ein Gebilde des englisch-amerikanischen Rechts und 
besteht — da hier auf die juristischen Details der Frage nicht näher ein- 
gegangen werden kann — im wesentlichen darin, daß die Leitung mehrerer 
Unternehmungen in eine und dieselbe Hand (ob in die einer einzelnen 
physischen Person oder in die Hand einer Körperschaft, ist gleichgültig) gelegt 
wird, und zwar in der Absicht, um durch eine mehr oder weniger weit- 
gehende Monopolisierung des betreffenden Produktionszweiges den Markt 
tunlichst zu beherrschen. Nach unseren kontinentalen Rechtsbegriffen kommt 
der Trust — obwohl dies juristisch nicht ganz richtig ist — in der Haupt- 
sache einer Fusion der betreffenden Unternehmungen ziemlich gleich. Man 
spricht von einem „horizontalen" Trust, wenn mehrere gleiche Unter- 
nehmungen (also etwa die Kohlenbergwerke oder die Schienenwalzwerke einer 
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Gegend) zu einem Riesenimternehraen verschmolzen werden. Dagegen be- 
zeichnet man es als „vertikalen" Trust, wenn beispielsweise ein Schienen- 
walzwerk, ein Eisenberg- und -Hüttenwerk und ein Kohlenbergwerk, also die 
verschiedenen Unternehmimgen, welche den EohstofE produzieren und 
sukzessiv bis zum fertigen Produkt verarbeiten, eventuell auch die Anlagen, 
in denen die Hilfsstoffe oder die Werkzeuge produziert werden, und vielleicht 
überdies noch die erforderlichen Transportanstalten in einer Hand vereinigt 
werden. 

Die Gefahr, welche der Gesamtheit aus der Trustbildung erwachsen 
kann, besteht darin, daß durch eine einzige riesige Unternehmung ein ganzer 
Produktionszweig im Lande monopolisiert wird und daß die glücklichen 
Besitzer dieses Monopol in der drückendsten Weise ausnutzen. Allerdings ist 
es möglich, daß ein derartiges Biesenuntemehmen sich in der Hand einer 
Einzelperson befindet, allein ein derartiger Fall bildet doch die verhältnis- 
mäßig seltene Ausnahme. Eine Unternehmung, die einen ganzen Produktions- 
zweig im Lande monopolisieren soll, erfordert heute im Zeitalter der hoch- 
entwickelten Maschinentechnik ein so bedeutendes Vermögen, daß es in der 
Regel nur im Wege der sogenannten Kapitalsassoziation aufgebracht werden 
kann. Damit ist aber auch der Weg schon angedeutet, den die Gesetzgebung 
gegenüber den Trusts einzuschlagen haben wird; es ist dies der von Menzel 
befürwortete Ausbau der Gesetzgebung über die wirtschaftlichen Körper- 
schaften. Die Ansätze hiezu sind vorhanden. Ob freilich der Entwicklungsgang, 
den das geltende Eecht der Erwerbsgesellschaften und speziell der Aktien- 
gesellschaften genommen hat, ein besonders glücklicher war, scheint mir 
einigermaßen fraglich. 

Als die Aktiengesellschaften aufkamen und sich zu verbreiten begannen, 
stand die Staatsgewalt einem Xovum gegenüber, und es liegt im Wesen der 
Menschennatur, daß die Regierenden dieser neuen Erscheinung, deren Trag- 
weite man im vorhinein nicht zu ermessen vermochte, mit einem gewissen 
Mißtrauen begegneten. Und da es auch wieder in der menschlichen Natur 
begründet ist, daß man in erster Reihe für die eigene Sicherheit (und weit 
weniger für die Sicherheit der anderen) besorgt ist, so ist es begreiflich, daß 
die Regierenden jener Zeit — es war dies bekanntlich die Zeit des krassesten 
Absolutismus — in erster Reihe in den Aktiengesellschaften eine unbestimmte 
Gefahr für den Staat witterten. Aus diesen Gründen wurden die Aktien- 
gesellschaften anfänglich dem Konzessionssystem unterworfen, das heißt es 
galt als Grundsatz, daß eine Aktiengesellschaft nur mit spezieller Bewilligung 
der Regienmg ins Leben gerufen werden dürfe. Die österreichische Regierung 
ging noch weiter imd hält noch heute an dem Grundsatze fest, daß überdies 
jeder Aktiengesellschaft ein Regierungskommissär beizugeben ist, der den 
Sitzungen des Verwaltungsrates (beziehungsweise des Aufsichtsrates) bei- 
zuwohnen und darüber zu wachen hat, daß nichts geschehe, was gegen dio 
allgemeinen Gesetze oder gegen das Statut der Gesellschaft verstößt. 



Digitized by 



Google 



224 Dr. Friedrich Kleinwächter 

In der zweiten Hälfte des abgelaufenen Jahrhunderts gewann bekanntlieh 
die wirtschaftlich-liberale Strömung die Oberhand. Für die Vertreter dieser 
Bichtung, die allerorts nur von dem Individuum und seinen Rechten (nie 
von seinen Pflichten gegenüber der Gesamtheit!) ausgingen, stand es als 
oberster Grundsatz fest, daß jeder Mensch das angeborene und unveräußerliche 
Recht habe (vorausgesetzt, daß er mit dem Strafgesetz nicht in Kollision 
gerate) zu erwerben, wie und so viel er will, beziehungsweise kann. Und wenn 
jeder dieses Recht hat, dann geht es auch selbstverständlich niemanden 
etwas an, ob der Einzelne für sich allein dem Erwerbe nachgeht, oder ob 
er sich zu diesem Behuf e mit anderen Personen vereinigt. Eine Konsequenz 
dieser Anschauung ist es, daß es die Staatsgewalt absolut nichts angeht, 
wenn irgendwo ein paar Bürger sich zu einer Aktiengesellschaft zum Betriebe 
eines legitimen Erwerbsgeschäftes zusanrnientim. Auf der anderen Seite 
hatte in der Zwischenzeit die Erfahrimg gelehrt, daß die ursprüngliche Furcht 
der Regierungen vor den Aktiengesellschaften eine . unbegründete war, weil 
die Aktiengesellschaften in politischer Beziehung höchst harmlose Vereini- 
gxmgen sind und in der Regel nicht darauf ausgehen, das Straßenpflaster 
aufzureißen, Barrikaden zu errichten und die rote Republik zu proklamieren. 
Die Folge hiervon war, daß man in Deutschland den Konzessionszwang für 
die Errichtijng von Aktiengesellschaften fallen ließ, das heißt, daß die Staats- 
gewalt sich jeder Ingerenz auf die Errichtimg und Gebarung der Aktien- 
gesellschaften begab und lediglich durch strenge Xormativbestiramungen 
dafür zu sorgen bestrebt war, daß die Aktionäre nicht etwa durch ein unlauteres 
Vorgehen der Gründer oder der den Geschäftsbetrieb der Gesellschaft leitenden 
Personen geschädigt werden. 

Da kam im Jahre 1902 der seinerzeit viel besprochene Morgantrust, und 
wie von einem grellen Blitz beleuchtet, zeigten sich mit einem Schlage Ge- 
fahren der Aktiengesellschaften, an die früher 'kein Mensch gedacht hatte. 
Die Gefahren, die der Gesamtheit aus der Trustbildung erwachsen können, 
liegen in der Tat auch in einer ganz anderen Richtung, als in der man sie 
bisher zu suchen gewohnt war. Daß der Staat durch einen Trust zertrümmert 
werden könnte, braucht man nicht zu befürchten; auch die Eventualität, daß 
die Aktionäre durch die Gründer oder durch die Leiter des Unternehmens 
geschädigt werden können (obwohl dies oft genug geschieht), ist nicht das 
Entscheidende, sondern der Umstand, daß der ruhige Gang der Volkswirt- 
schaft durch einen Trust in der empfindlichsten Weise gestört werden kann. 
Diese Störung kann, wie die jüngsten Vorgänge in Nordamerika lehren, von 
zwei Seiten kommen, das eine Mal aus dem Inlande und das andere Mal aus 
dem Auslande. Die ersterwähnte Gefahr hat bekanntlich speziell in den Ver- 
einigten Staaten von Nordamerika eine sehr greifbare Gestalt angenommen 
und besteht eben darin, daß ein ganzer Produktionszweig im Lande durch ein 
einziges Riesenunternehmen monopolisiert wird, und daß die Staatsgewalt — 
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wenn keine entsprechenden Gesetze geschaffen werden — kein Mittel in der 
Hand hat, um einer eventuellen Ausbeutung der Gesamtheit durch den Trust 
entgegenzutreten. Die zweite, die „ausländische" Gefahr ist erst durch die 
Pläne Morgans klar geworden und besteht darin, daß ausländische Kapital- 
magnaten die Majorität der Aktien einer inländischen Unternehmung auf- 
kaufen und diese letztere nunmehr im Interesse des betreffenden Auslandes 
und vielleicht zum Nachteile des Inlandes betreiben oder gar zimi Stillstände 
verurteilen. Man wende nicht ein, daß die Pläne Morgans gar zu kühn und 
großartig angelegt waren und daß sie aus diesem Grunde notwendig zusanmien- 
breehen mußten. Mit demselben Kechte kann man behaupten, daß sie nur den 
ersten mißlungenen Versuch bedeuten, dem über kurz oder lang erfolgreichere 
Bestrebungen nachfolgen werden. Und wer kann die Garantie dafür bieten, 
daß nicht etwa in Hinkunft eine weitausschauende Kegierung eines Staates 
selbst die Mittel dazu hergibt, um die Kommunikationsanstalten, die Waffen- 
fabriken, die Schiffswerften oder dergleichen in einem Nachbarstaate zu er- 
werben und diese seiner sogenannten hohen Politik dienstbar zu machen ? 

Tatsächlich haben auch die Regierungen der meisten Staaten sozusagen 
seit jeher eine dumpfe Vorstellung von dieser „ausländischen" Gefahr der 
Aktiengesellschaften gehabt, nur haben sie diese Gefahr nicht genau erkannt, 
und demgemäß waren denn auch die zur Anwendung gebrachten Mittel nicht 
besonders glücklich gewählt. So finden sich in den meisten Staaten Gesetzes- 
bestimmungen über die Zulassung ausländischer Aktiengesellschaften zum 
Betriebe von Erwerbsgeschäften im Inlande. In der Regel wird diese Frage 
in den betreffenden Handelsverträgen, und zwar nach dem Prinzip der Rezi- 
prozität geregelt. Es bedarf jedoch keiner weiteren Auseinandersetzung, daß 
eine derartige Vertragsbestimmung gar keinen Schutz gegen die in Rede 
stehende Gefahr gewährt. Femer findet sich beispielsweise in den Statuten 
der früheren österreichischen Nationalbank und ebenso in denen der heutigen 
österreichisch-ungarischen Bank die Bestimmung, daß an der Generalversamm- 
lung der Aktionäre nur Inländer teilnehmen dürfen; offenbar weil die Re- 
gierung von der ganz berechtigten Befürchtung ausging, daß Ausländer einen 
schädigenden Einfluß auf das österreichische Geld- und Kreditwesen ausüben 
könnten, sei es weil sie mit den spezifisch-österreichischen Verhältnissen nicht 
genügend vertraut sind, sei es weil ihnen von ihrem ausländischen Standpunkte 
eine ungünstige Gestaltung der bezüglichen Verhältnisse in Österreich wün- 
schenswert sein kann. Die Statuten der übrigen großen europäischen Zettel- 
banken liegen mir nicht vor, ich zweifle aber nicht daran, daß sich auch bei 
diesen Instituten analoge Bestimmungen in den Statuten vorfinden. Es ist 
jedoch naheliegend, daß derartige Bestimmungen in den Statuten einer 
Aktiengesellschaft einen nur sehr fragwürdigen Schutz gewähren, weil die- 
jenigen Ausländer, die ihren Einfluß auf ein inländisches Aktienunternehmen 
ausüben wollen, sich die Stimmen inländischer Aktionäre kaufen oder noch 
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einfacher ihre Strohmänner in die Generalversammlung entsenden können. 
Nur beiläufig sei hier noch die Bemerkung gestattet, daß kein Kulturstaat 
das Eingreifen von Ausländem in die heimische Volkswirtschaft als eine ganz 
gleichgültige Angelegenheit betrachtet und daß allerorts sich Vorschriften 
über den Betrieb von Gewerben durch Ausländer und über die Erwerbung 
von Grundbesitz durch Ausländer vorfinden. 

Endlich gewährt auch das heutige Recht zwei Möglichkeiten, daß die 
öffentliche Gewalt (Staat, Provinz, Gemeinde oder dergleichen) einen gewissen 
Einfluß auf die großen Unternehmungen ausübe. Die eine dieser Möglichkeiten 
liegt auf dem Gebiete des öffentlichen Rechts und ist dann gegeben, wenn 
es sich um konzessionierte Unternehmungen handelt. Bei den Eisenbahnen, 
bei den privilegierten großen Zettelbanken und dergleichen schreibt die Staats- 
gewalt der Gesellschaft vor, unter welchen Modalitäten sie das betreffende 
Unternehmen betreiben darf, die Staatsgewalt kontrolliert den Geschäfts- 
betrieb und wahrt sich ein gewisses Vetorecht gegenüber den Maßnahmen der 
Gesellschaft. Und ebenso liegen die Dinge, wenn der Stadtmagistrat die Kon- 
zession zur Errichtung einer Gasanstalt, eines Elektrizitäts- oder Wasserwerkes, 
einer städtischen Trambahn oder dergleichen erteilt. Die zweite ebenso häufig 
vorkonunende Möglichkeit liegt auf dem Gebiete des geltenden Privatrechts 
und ist dann gegeben, wenn sich der Staat, die Provinz oder die Gremeinde 
mit Geld an einer Unternehmung beteiligt. Es ist bekanntlich oft genug vor- 
gekommen, daß der Staat sich durch Übernahme einer größeren Partie von 
(Stamm-)Aktien an einem Eisenbahnuntemehmen beteiligt hat; das Deutsche 
Reich besitzt bekanntlich den größeren oder doch einen sehr namhaften _Teil 
der Reichsbankanteile; bei den Lokalbahnen bildet es heute die Regel, daß 
die Provinz und eventuell die an der Bahn liegenden Gemeinden und Städte 
sich als Aktionäre an dem Bahnunternehmen beteiligen. Und da es in der 
N'atur der sogenannten Kapitalsassoziation liegt, daß der Einfluß, den die Teil- 
nehmer auf die Leitung des gesellschaftlichen Unternehmens ausüben, von 
der Größe ihrer Vermögensbeteiligimg abhängt, so ist es selbstverständlich, 
daß die betreffenden öffentlichen Körperschaften (Staat, Provinz, Gemeinde) 
in einem derartigen Falle eine entsprechende Zahl von Delegierten in die 
Leitung (Verwaltungs-, Aufsichtsrat oder dergleichen) des fraglichen Unt-er- 
nehmens entsenden. Wohl das großartigste Beispiel dieser Art ist England, 
dessen Regierung in richtiger Würdigung der kolossalen Bedeutung des Suez- 
kanals für den Handel die Mehrzahl der Aktien dieses Unternehmens recht- 
zeitig aufgekauft und sich auf diese Weise den maßgebenden Einfluß auf den 
Kanal gesichert hat. 

Soll also der Staatsgewalt die Möglichkeit geboten werden, den Gefahren 
des Trustwesens entgegenzutreten, so wird es sich wohl zunächst darum 
handeln, die vorerwähnten Ansätze im geltenden Rechte weiter auszubauen. 

1. Die eine Möglichkeit wäre die Rückkehr zum Konzessionssystem, 
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(las ist die Aufnahme der Bestimmung in die Gesetzgebung, daß gewisse größere 
ErWerbegesellschaften (auf die offene wie auf die stille Gesellschaft brauchte 
sich diese Gesetzesbestimmung wohl nicht zu beziehen) nur mit spezieller 
Bewilligung der Regierung errichtet werden dürfen. Ob diese Konzession zur 
Errichtung der Gesellschaft (wohlgemerkt: zur Errichtung der Gesellschaft 
und nicht etwa zum Betriebe des betreffenden Unternehmens) durch einen 
Akt der Verwaltungsbehörde oder in der Form eines eigentlichen Gesetzes 
zu erteilen wäre, braucht hier nicht näher erörtert zu werden. Und da man 
in der Kegel nicht im vorhinein wissen kann, welche Bedeutung ein Unter- 
nehmen im Ijaufe der Zeit erlangen wird und zahlreiche große Unternehmungen 
aus bescheidenen Anfängen hervorgewachsen sind, so müßte das Gesetz wolil 
die fernere Bestimmung enthalten, daß zu jeder Vergrößerung des Geschäfts- 
fonds, ebenso wie zur Gründung der Gesellschaft, die ausdrückliche Bewilli- 
gung der Regierung einzuholen ist. (Beiläufig bemerkt gilt dies in Österreich 
für die Aktiengesellschaften.) Der Konzessionszwang gewährt femer den sehr 
wesentlichen Vorteil, daß er der llegierung die Handhabe bietet, alle mög- 
lichen Bedingungen, die im Interesse der Gesamtheit wünschenswert er- 
scheinen, in die Konzessionsurkunde aufzunehmen. 

2. Eine zweite Möglichkeit wäre, dem Staate das Recht zu wahren, zu 
jeder Zeit entweder das ganze Unternehmen (auch gegen den Willen der Teil- 
haber) einzulösen oder doch zu jeder Zeit in dasselbe mit einem beliebigen 
Betrage als Teilhaber (selbstverständlich mit dem Ansprüche auf eine ent- 
sprechende Vertretung in der T^eitung des Unternehmens) einzuspringen. Ein 
Xovum ist dieser Gedanke nicht, denn einmal hat sich der Staat in den 
meisten Eisenbahnkonzessionsurkunden das Recht gewahrt, die Bahn beliebig 
einzulösen, und überdies kennen alle Gesetzgebungen das Expropriationsrecht 
fles Staates im Interesse des öffentlichen Wohles. Neu wäre nur das teilweise Ex- 
propriationsrecht, welches in dem Rechte des Staates bestünde, einen aliquoten 
Teil der Aktien (oder der sonstigen Geschäftsanteile) um einen in voraus be- 
stinunten Betrag zu jeder Zeit einzulösen. Hätte beispielsweise die englische 
ßegierung ein derartiges Recht besessen, so wäre es ihr ein Leichtes gewesen, 
den Morganschen Schiffahrtstrust zu verhindern oder ihm doch die gefährliche 
Spitze abzubrechen. Ein analoges Recht könnte der Provinz und ganz besonder* 
der Gemeinde eingeräumt werden, um dieser die Möglichkeit zu bieten, die 
Macht eines lokalen Trusts zu brechen. 

3. Endlich müßte wohl der Regierung das Recht gewahrt sein, ihren Ein- 
fluß auf die Leitung des Unternehmens — auch ohne eine eventuelle Ver- 
niögensbeteiligung — geltend zu machen, sei es in der Weise, daß sie das 
fiecht hätte (wie dies bei den großen Zettelbanken mehrfach der Fall ist), die 
sämtlichen Bediensteten des L'nternehmens oder doch die leitenden Funk- 
tionäre selbst zu ernennen, sei es in der Weise, daß sie das Recht hätte, eine 
oder mehrere Stellen in der leitenden Körperschaft (Verwaltungs-, Auf- 
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sieht srat oder dergleiehen) mit ihren Vertrauenspersonell zu besetzen, sei es 
in der Weise, daß sie, wie dies in Österreich der Fall ist, das Recht hätte, den 
betreffenden Erwerbsgesellschaften einen Regierungskonunissär beizugebeü, 
der die Aufgabe hat, den Vorstandssitzungen beizuwohnen und ihm bedenk- 
lich scheinende Beschlüsse oder Maßnahmen zu sistieren. Allerdings müßte 
dieses Institut der Regierungskommissare eine etwas andere Gestalt haben 
als dies heute in Österreich der Fall ist. Das heutige Institut der Regierungs- 
kommissare in Österreich stammt nämlich noch aus der Zeit des Ancien regime, 
da man noch in den Aktiengesellschaften eine unbestimmte Gefahr witterte, und 
aus dem Grunde haben die betreffenden Personen nur eine formelle Kontrolle 
zu üben, das heißt sie haben lediglich darüber zu wachen, daß seitens der Ge- 
sellschaft nichts geschehe, was gegen das Gesellschaftsstatut oder gegen die 
allgemeinen Gesetze verstößt; in die eigentliche (materielle) Geschäftsgebaruiig 
dürfen sie sich nicht einmengen. Mit einer derartigen rein formalen Über- 
wachung wäre den Trusts allerdings nicht beizukommen. 

Als selbstverständlich erscheint es mir, daß die Trustgesetzgebung der 
Arbeiter zu gedenken hätte. Schon heute sorgt fast jede größere Aktiengesell- 
schaft für ihre Beamten, indem sie dieselben fix (lebenslänglich) mit dem 
Ansprüche auf Avancement und Dienstalterszulagen anstellt und einen Pen- 
sionsfonds für die Beamten und deren Hinterbliebenen schafft. Einem großen 
Trust, der eine wirtschaftlich viel gefestigtere Stellung einnimmt als eine 
gewöhnliche Aktiengesellschaft, kann eine derartige Verpflichtung durch das 
Gesetz viel leichter auferlegt werden und könnte diese Verpflichtung auch 
unbedenklich weiter ausgedehnt werden, so daß der Trust zum mindesten auch 
dem Stamm seiner Arbeiter eine analoge Stellung einzuräumen hätte. 

Am schwierigsten nach meinem Dafürhalten ist die Frage nach der 
künftigen Gestaltung der Kartellrechtsgesetzgebung zu beantworten, weil die 
Kartelle wegen ihrer proteusartigen Natur juristisch kaum zu erfassen sind. 
Der Trust ist eine einheitliche Gesellschaft, die sich irgendeine Verfassung geben 
muß. Ob er sich als Aktiengesellschaft, als Gesellschaft mit beschränkter Haf- 
tung, als Genossenschaft mit beschränkter oder imbeschränkter solidarischer 
Haftung oder in einer anderen Weise konstituiert, ist gleichgültig, immer uiuß er 
sich eine Verfassung, und zwar eine geschriebene Verfassung geben, und liegt 
eine solche vor, so ist es verhältnismäßig leicht, ein Gesetz zu schaffen, durch 
welches es der Staatsgewalt ermöglicht wird, etwaigen Ausschreitungen des 
Trusts mit mehr oder weniger Erfolg zu begegnen. Ganz anders bei den eigent- 
lichen Kartellen. Auf welche Weise will die Staatsgewalt einem Kartell 
direkt beikommen, dessen Teilnehmer sich nicht zu einem positiven Tun, 
sondern lediglich zu einem Unterlassen verpflichten (nicht unter einem ge- 
wissen Preise zu verkaufen, nicht mehr zu produzieren als so und so viel, nicht 
nach einem bestimmten Gebiete zu verkaufen etc.) ? Wie will die Staatsgewalt 
die oben erwähnte sogenannte Großaktionärschaft verhindern? Auf welche 
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Weise will man bloß mündlich getroffene Vereinbarungen (die oben erwähnten 
Direktorenkonferenzen) unmöglich machen? 

Die Kartelle sind eben Vereinbarungen mehrerer Unternehmer, deren 
Zweck dahin geht, ein gewisses solidarisches Handeln oder Vorgehen dieser 
Personen herbeizuführen. Vereinbarungen können aber in den verschiedensten 
Formen getroffen werden, so daß es absolut unmöglich ist, in einem Gesetze 
eine praktisch brauchbare Definition des Begriffes „Vereinbarung" auf- 
zustellen. (Wann liegt eine Vereinbarung vor? das heißt, welche greifbaren 
Tatsachen müssen gegeben sein, damit der Eichter aussprechen kann: „Hier 
liegt eine Vereinbarung vor"? — Geradezu erheiternd sind die Legaldefini- 
tionen des Begriffes „Trust" in den verschiedenen nordamerikanischen Anti- 
trustgesetzen, die Dr. Viktor Graetz in seinem Aufsatze „Trustgesetzgebung 
und Bechtsprechung in den Vereinigten Staaten von Amerika" in der Wiener 
„Kartell-Kundschau", 1. Jahrgang, 1903, speziell S. 832 ff., mitteilt.) Diese 
juristische Unerfaßbarkeit des Begriffes „Vereinbarung" beziehungsweise des 
Begriffes „Kartell" bildet den springenden Pimkt für die Beantwortung der 
Frage nach der Ausgestaltung des Kartellrechts, und nur wenn man sich diese 
Unerfaßbarkeit klar vor Augen hält, kann man das geltende Kartellrecht und 
die Vorschläge zu seiner Ausgestaltung richtig beurteilen. 

Die ältesten Koalitionsverbote — und zwar gleichgiQtig ob Koalitionen 
der Arbeiter oder Koalitionen der Unternehmer — waren formell, d. i. vom 
Standpunkte der Technik der Gesetzgebung betrachtet, ganz gerechtfertigte 
und vernünftige Gesetze, denn wenn sich der Gesetzgeber einmal auf den 
Standpunkt stellt, daß Taxen, und zwar Lohnsatzungen einerseits und Preis- 
j^atzungen anderseits, notwendig sind, imd wenn der Gesetzgeber femer nach 
Erwägung aller gegebenen Umstände die Taxen nach bestem Wissen und 
Gewissen festsetzt, dann muß er auch die Konsequenz aus seinem Vor- 
gehen ziehen und den weiteren Satz aufstellen: „Jede Überschreitung der 
Taxe ist strafbar." Dann liegt aber das Wesen der strafbaren Handlung 
einzig und allein in der Überschreitung der Taxe, und selbstverständlich kann 
dieses Delikt auch von einer einzelnen Person ohne jedwede „Koalition" 
begangen werden. Die Überschreitung der Taxe ist das punctum saliens^ 
sie ist eine greifbare Tatsache, die erfaßt und bestraft werden kann, und die 
Koalition, die Verabredung oder „Verschwörung" der betreffenden Personen 
— vorausgesetzt, daß man sie zu konstatieren vermag — kann nach unserer 
heutigen kriminalistischen Terminologie nur als „erschwerender Umstand" 
bei der Festsetzimg des Strafausmaßes in Berücksichtigung gezogen werden. 
Immer aber heißt die strafbare Handlung „Taxüberschreitung" (vielleicht 
auch „Taxunterschreitung"), aber nicht „Koalition". 

Mit dem Wegfall der Taxe fällt selbstverständlich auch das Delikt der 
„Taxüberschreitung", und demgemäß kann es ein selbständiges Delikt „Ko- 
alition" erst recht nicht geben. Der Gesetzgeber, der auf irgendeinem Gebiete 
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des Wirtschaftslebens die Taxe fallen läßt oder überhaupt keine Taxe auf- 
stellt, gibt damit zu, daß hier ein N^ormalpreis sieh nicht erzwingen läßt, 
d. h. also, er gibt zu, daß auf diesem Gebiete Preisschwankungen unver- 
meidlich sind und ruhig hingenommen werden müssen, oder er gestattet, 
daß jeder Produzent den Preis seines Artikels stellen darf, wie es ihm beliebt. 
Hier also bildet noch nicht jede Preisveränderung von gestern auf heute 
den Tatbestand einer strafbaren Handlung, und demgemäß auch nicht jede 
Koalition. Wenn also beispielsweise infolge Mißwachses der Kaflfeepreis auf 
dem Weltmarkte steigt, und wenn nun die Kaufleute irgendeines europäischen 
Staates sich einigen und erklären, daß sie infolge des gestiegenen Auslands- 
preises auch ihrerseits den Kaffeepreis dementsprechend hinaufsetzen müssen, 
so wird kein Bichter sie wegen des Delikts der „Koalition" verurteilen. 
Es gibt eben kein selbständiges Delikt „Koalition^'. 

Anderseits gilt aber auch in einem Zustande der Taxlosigkeit nicht jede 
Preisveränderung umgekehrt als gerechtfertigt und legal. Nur heißt das 
betreffende Delikt auch wieder nicht .,Koalition", sondern es besteht darin, 
daß einzelne Personen sich durch irgendwelche unlautere Machinationen auf 
Kosten anderer bereichem. Das Delikt wird dann Betrug, Wucher, Störung 
der öffentlichen Ordnung oder wie immer heißen, und es wird auch dann 
vorliegen, wenn ein einzelner es begeht, wenn also von einer Verabredung, 
einer Koalition absolut keine Eede ist. Wenn etwa die sämtlichen Apotheker 
einer Stadt, weil sie mit der bestehenden Arzneitaxe nicht einverstanden 
sind, sich verabreden, ihre Apotheken zu sperren, so begehen sie unstreitig 
ein Delikt, aber dieses besteht doch nicht in der Verabredung, sondern darin, 
daß sie die Kranken hilflos liegen lassen, und das gleiche Delikt liegt vor, 
wenn der einzige Apotheker eines kleinen entlegenen Ortes seine Apotheke 
sperrt, imgeachtet hier von einer „Verabredung" selbstverständlich absolut 
keine Rede sein konnte. Und umgekehrt: bestünde wirklich das Wesen der 
strafbaren Handlung in der Koalition, so müßte der gedachte einzige Apo- 
theker straflos ausgehen, weil er sich mit niemandem verabredet oder gar 
„verschworen" hat. 

Damit ist allerdings eine der schwierigsten Fragen der Nationalöko- 
nomie berührt. Jeder Produzent oder Händler ist selbstverständlich bestrebt, 
seinen Artikel so teuer als möglich zu verkaufen, und wird daher bemüht 
sein, alles zu tun, was geeignet ist, diesen Preis in die Höhe zu treiben. 
Anderseits muß jeder Billigdenkende zugeben, daß es gerechtfertigte Preis- 
steigerungen gibt, aber umgekehrt ist selbstverständlich nicht jede Preis- 
steigerung eine gerechtfertigte. Und damit steht man vor der Frage: welche 
Preissteigerung ist gerechtfertigt und welche nicht, oder mit anderen Worten, 
man steht vor der großen Frage, die schon die Kirchenväter des Mittelalters 
so vielfach beschäftigt hat, nämlich vor der Frage nach dem justum pretium 
aller Dinge. Wer anerkennt, daß der Wert keine dem Gegenstande anklebende 
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oder innewohnende Eigenschaft ist, wie etwa das Gewicht oder die Härte 
eines Körpers, wer also anerkennt, daß der Wert eines Gegenstandes nichts 
anderes ist als die Bedeutung, die wir Menschen diesem Gegenstande beilegen, 
muß zugeben, daß es ein justum pretium überhaupt nicht gibt. Allein trotz- 
dem halte ich die Frage nicht für unlösbar, weil wir ihr in unzähligen 
Fällen gegenüberstehen und sie entscheiden müssen. Was ist beispielsweise 
Betrug, was ist Wucher? Es gibt kein justum pretium, aber trotzdem hat 
jeder von uns die bestimmte Empfindung, daß beim Betrug oder beim Wucher 
sich der eine einen „unverhältnismäßig" hohen Gewinn auf Kosten des 
Änderen angeeignet hat, und der Strafrichter urteilt auf Grund dieser Empfin- 
dung. So paradox es klingen mag, so ist es doch richtig, daß es im Wirt- 
schaftsleben nicht darauf ankonunt, die Werte haarscharf bis in die siebente 
Dezimalstelle eines Milligramms auszugleichen, sondern daß es bei der Aus- 
gleichung der Werte nur auf dasjenige ankommt, was der Jurist als „arbitrium 
boni viri" bezeichnet. Am deutlichsten zeigt sich dies, wenn es sich um die 
Festsetzung des Lohnes für Dienst- oder Arbeitsleistungen handelt. Jeder 
weiß, daß es absolut unmöglich ist, die Dienst- oder Arbeitsleistungen auf 
die Goldwage zu legen und auf diese Weise ihren Wert zu ermitteln, aber 
jeder von uns hat als billig denkender Mensch eine bestimmte Empfindung 
für derartige Dinge und wird zu sagen wissen, welcher Lohn „angemessen" 
ist. Tatsächlich handelt es sich auch gar nicht um eine mathematische 
Genauigkeit in solchen Fragen, sondern darum, ob der Mann, der berufs- 
mäßig die • fraglichen Dienste leistet (und jeder von uns leistet gewisse 
Dienste), von dem Erlöse auskönmilich existieren kann. 

Es mag vielleicht einige Schwierigkeiten verursachen, aber wenn es 
gelungen ist, das Delikt des Betruges und des Wuchers derart zu präzisieren, 
daß der Richter den Schuldigen verurteilen kann, so wird es auch gelingen, 
dasjenige Delikt juristisch zu formulieren, welches darin besteht, daß die 
Produzenten eines Artikels imgerechtfertigt hohe Preise, oder die Arbeiter 
ungerechtfertigt hohe Tjöhne verlangen, oder daß die Unternehmer oder die 
Bediensteten etwa plötzlich den gesamten Betrieb eines großen Geschäftes 
(etwa den Betrieb einer ganzen Bahn) einstellen und auf diese Weise den 
geregelten Gang der Volkswirtschaft in Verwirrung bringen. Immer aber 
wird das Delikt in der ungerechtfertigten Bereicherung oder in der Störung 
des ruhigen Ganges der Volkswirtschaft u. dgl. und niemals in der „Ko- 
aUtion", in der Verabredung bestehen können, denn die bloße Verabredung 
ohne Ausführung der betreffenden Tat könnte äußerstenfalls nur als „Ver- 
such", aber nicht als eigentliches Delikt bestraft werden. 

Die sämtlichen Kulturstaaten haben nun den schweren und ganz 
unbegreiflichen Fehler begangen, daß sie — als sie das System der 
allgemeinen Preis- und Lohntaxen aufgaben — die alten Strafbestimmungen 
über die Koalitionen auf dem Papiere ruhig fortbestehen ließen, ungeachtet 
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diese Bestimmungen nunmehr Inhalts- und sinnlos geworden waren. Und 
als dann später in der Zeit der aufkeimenden Großindustrie zunächst in 
England die Arbeiter sich die geradezu menschenunwürdigen Lohn- und 
sonstigen Arbeitsverhältnisse nicht länger gefallen lassen wollten und — 
in richtiger Erkenntnis der Tatsache, daß der einzelne Arbeiter dem Unter- 
nehmer gegenüber machtlos ist — vereint gegen die bisherige Behandlung 
remonstrierten, da wurden ihnen gegenüber die vergilbten Koalitionsgesetze 
hervorgesucht und rücksichtslos angewendet, ohne darnach auch nur zu 
fragen, ob die Bestrebungen der Arbeiter nicht vielleicht doch einigermaßen 
gerechtfertigt seien. Und ebenso haben — abermals später — eine Reihe 
von Staaten, iN'ordamerika voran, die nämlichen Koalitionsgesetze auf die 
Koalitionen der Unternehmer, auf die Trusts und die Kartelle anzuwenden 
\er8uchl^ ohne darnach zu fragen, ob nicht auch diesen Koalitionen vielleicht 
ein vernünftiger Anlaß zugrunde liegt. Das war das 7:q(ütov xpev^og. 

Man erklärte die Trusts und Kartelle, d. i. die Vereinbarung der Unter- 
nehmer, an sich als strafbar und übersah einmal, daß eine Vereinbarung an sich 
gar nichts Strafbares ist und nur erst durch ihren Inhalt und ihre Ausführung 
zu einer strafbaren Handlung werden kann. Man gelangte dann auf diese 
Weise notgedrungen zu dem Resultate, daß auch ganz gerechtfertigte und 
wünschenswerte Untemehmerverbände nach dem Wortlaute des Gesetzes 
verboten und strafbar waren, daß man aber vernünftigerweise das Gesetz denn 
doch auf sie nicht anwenden konnte. Man übersah zum z\\-eiten die vorhin 
erwähnte proteusartige Natur der Vereinbarungen und sah sich Unter- 
nehmerverbänden gegenübergestellt, die man nicht fassen konnte, weil die 
gesetzliche Definition auf sie nicht anzuwenden war oder weil man die „Ver- 
einbanmg^^ nicht nachzuweisen vermochte. Man übersah endlich die Macht 
der gegebenen Verhältnisse, und die Staatsgewalt sah sich mächtigen Ver- 
bänden gegenübergestellt, die sie nicht anzugreifen wagte, weil sie den poli- 
tischen Einfluß der an der Spitze stehenden Persönlichkeiten fürchtete. Umi 
das Resultat ist, daß der Gesetzgeber, der derartige strenge Vorschriften 
erläßt, sich einfach lächerlich macht. 

Als dann, u. zw. zunächst in England (u. zw. nicht auf dem Gebiete 
der Kartell-, sondern auf dem der Arbeitergesetzgebung) sich die Über- 
zeugung allmählich durchgerungen hatte, daß man die Koalitionen (der 
Arbeiter) denn doch nicht so ohne weiteres verbieten und bestrafen könne, 
erfloß dort das an früherer Stelle erwähnte Gesetz vom Jahre 1826, welches 
die Koalitionen der Arbeiter zwar gestattet, aber als zivilrechtlich imver- 
bindlich erklärt. Dieser Gedanke überging dann — wie auch schon erwähnt — 
in die österreichische Gesetzgebung, und es wird heute das bezügliche Gesetz 
(vom 7. April 1870) in Österreich auch auf die Kartelle angewendet. Stellt 
man sich auf den rein formellen Standpunkt der Gesetzgebungstechnik, bO 
muß man zugeben, daß dieses Gesetz nicht nur viel vernünftiger als das plumpe 
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A'erbot und die Strafbarerklämng der Kartelle, sondern auch logisch ganz 
korrekt ist. Der Gesetzgeber sagt sich nämlich ganz richtig, daß man die 
Koalition als solche (ohne auf ihren Inhalt Eücksicht zu nehmen) vernünftiger- 
weise doch nicht verbieten und bestrafen kann. Der Gesetzgeber hat femer 
(vielleicht halb unbewußt) eine Vorstellung von der proteusartigen Xatur 
der Vereinbarungen, er hat das (mehr oder weniger klare) Bewußtsein, daß 
man das Wesen der Vereinbarung juristisch absolut nicht erfassen kann, und 
f teilt demgemäß den allgemeinen Grundsatz auf: „Alle Koalitionen sollen un- 
verbindlich sein." 

Der Gesetzgeber ist damit klugerweise all den imüberwindlichen 
Schwierigkeiten aus dem Wege gegangen, die sich beispielsweise der nord- 
amerikanischen Antitrustgesetzgebung in den Weg gestellt und dort die un- 
i^innigsten Definitionen des Begriffes „Vereinbarung" gezeitigt haben (vgl. 
den oben zitierten Aufsatz von Graetz). Es ist femer dem Gesetzgeber gelungen, 
durch seine allgemeine Rechtsregel in der Tat alle Koalitionen der Unter- 
nehmer zu erfassen, aber — einwandfrei oder gelungen ist sein Gesetz danmi 
doch nicht. Und das schwerste Bedenken, welches gegen dieses Gesetz spricht, 
ist, daß es den Wort- und Treubruch geradezu prämiiert, also die öffentliche 
Moral untergräbt. Der Betreffende (und zwar gleichgültig ob Arbeiter oder 
Unternehmer) mag unbehindert der Vereinigung beitreten und alle erdenk- 
lichen Verpflichtungen auf sich nehmen und deren pünktliche Erfüllung in 
der feierlichsten Weise zusichern, er darf die denkbar größten Vorteile aus der 
Vereinigung ziehen — wenn aber später sein Sondervorteil ihn veranlaßt, 
eventuell zum größten Schaden seiner früheren Genossen auszuspringen und 
sein gegebenes Versprechen zu brechen, so darf dem Ehrenmanne niemand 
etwas anhaben, denn die Koalition ist im verbind lieh. Das zweite, nicht viel 
weniger schwerwiegende Bedenken, welches gegen das in Eede stehende Gesetz 
spricht, besteht darin, daß der Gesetzgeber sich um die Verhältnisse des 
heutigen Wirtschaftslebens gar nicht bekiunmert, daß er absolut nicht darnach 
fragt, ob die Zusammenfassung und Organisierung der Industrie in mächtigen 
Verbänden nicht etwa eine unbedingte Notwendigkeit für die internationale 
Wirtschaftspolitik ist. (Man denke an die sogenannte „amerikanische Gefahr" !) 
Endlich bleibt, wie die Erfahrung lehrt, ein derartiges Gesetz erfolglos, denn 
trotz der gesetzlich garantierten Unverbindlichkeit der Koalitionen blühen 
die Kartelle in der üppigsten Weise auf allen Gebieten und vermag die Staats- 
gewalt etwaigen Ausschreitungen derselben in keiner Weise entgegenzutreten, 
weil ihr das Gesetz hierzu keine Handhabe bietet. 

Zum Teil viel richtiger als die vorstehenden Gesetze sind die verschie- 
denen Vorschläge, die bisher vor die Öffentlichkeit getreten sind. Die eine 
Gruppe von Vorschlägen, die von mehreren Autoren gemacht und auch in 
den eben besprochenen sogenannten Eeferentenentwurf des österreichischen 
Industrierates aufgenommen wurden, geht dahin, daß die Staatsgewalt in 
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indirekter Weise (durch Zollmaßregeln, Begünstigung von Gegenkartellen der 
Verbraucher, Begünstigung der Entstehung von Konkurrenzunternehmungen, 
eventuell auch — wie dies in RuBland bezüglich des Zuckers vorgesehen ist — 
durch staatlichen Import der im Inlande durch das Kartell ungebührlich ver- 
teuerten Ware aus dem billigeren Auslande und dergleichen) etwaigen Aus- 
schreitungen der Kartelle entgegentreten möge. Diesen Vorschlägen hegt 
nämlich (ob klar bewußt oder unklar, ist gleichgültig) der richtige Gedanke 
zugrunde, daß die Kartelle juristisch unerfaßbar sind, daß man daher an eine 
eigentliche „Regelung" derselben nicht denken, daß man aber indirekt durch 
die gedachten Maßregeln den ' nämlichen Effekt erzielen könne, den eine 
direkte staatliche Regelung der Kartelle anstrebt. (Beiläufig bemerkt, habe ich 
in meiner öfter erwähnten Schrift „Die Kartelle" ohne jede klare Vor- 
stellung von den Schwierigkeiten, die sich einer staatlichen Regelung der 
Kartelle entgegenstellen, auf die Möglichkeit hingewiesen, daß die Staats- 
gewalt durch Ermäßigung der Einfuhrzölle eine allzu weit gehende Ver- 
teuerung der Kartellware hintanhalte.) 

Von gegnerischer Seite wurde wiederholt darauf hingewiesen, daß eine 
Ermäßigung der Eingangszölle auf die betreffende Ware, um eventuellen Preis- 
treibereien durch das Kartell entgegenzutreten, eine sehr gefährliche Maß- 
regel wäre, weil durch dieselbe auch die dem Kartell nicht angehörigen 
Unternehmungen getroffen würden. Ferner wurde bemerkt, daß eine derartige 
Maßregel durch die Errichtung eines internationalen Kartells leicht illusorisch 
gemacht werden könnte. Dem gegenüber möchte ich nur kurz bemerken, daß 
damit über den Wert der übrigen vorgeschlagenen Maßnahmen nicht ab- 
gesprochen ist und daß alle diese Vorschläge einer eingehenden Erwägung 
wert sind. 

Viel tiefer geht Menzel und der Verfasser des österreichischen 
Kartellgesetzentwurfes auf den Kern der Frage ein. Beide Herren erkennen 
klar, daß man die Kartelle vorerst erfassen müsse, wenn man sie regeln will, 
und da sie sehr wohl einsehen, daß die Kartelle — so wie sie sind — juristisch 
unerfaßbar sind, wollen sie sie erfaßbar machen. Die Kartelle sollen ver- 
nnlaßt werden, sich als regelrechte Vereinigungen zu konstituieren, und sollen 
sich eine geschriebene Verfassung geben; als Lohn hierfür soll ihnen die 
Staatsgewalt die staatliche Anerkennung und Rechtsgültigkeit zuteil werden 
lassen. Der Gedankengang ist — wie man sieht — ein vollkommen klarer und 
logisch unanfechtbarer. Die Kartelle sollen sich freiwillig der staathehen 
Oberaufsicht unterwerfen, und tun sie dies, so hat die Staatsgewalt sie in der 
Hand und kann ihr Gebaren regeln. Übersehen war hierbei nur eine Kleinig- 
keit, nämlich — wie ich oben schon angedeutet habe — die Höhe des Preises, 
der den Kartellen vom Staate für ihre freiwillige Unterwerfung unter die 
behördliche Kontrolle geboten wurde. Und, um sich von der Höhe dieses 
Preises eine klare Vorstellung zu machen, vergegenwärtige man sich die Lage 
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eines derartigen staatlich anerkannten Kartells. Das Kartell muß sich eine 
geschriebene Verfassung geben und muß dieselbe in notariell beglaubigter 
Form (selbstverständlich mit Kosten verbunden) der kompetenten Behörde 
überreichen. Die Behörde wird wahrscheinlich den einen oder den anderen 
Punkt des Statuts beanständen, nun folgt ein mehr oder weniger umfang- 
reicher Schriftenwechsel, der vielleicht mit einer Abänderung des Statuts ab- 
schließt. — Neuerliche Überreichung des Statuts in notariell beglaubigter 
Form und abermalige Kosten. Wenn endlich das Kartell seine Wirksamkeit 
beginnen will, so muß es wieder jeden Beschluß der Behörde mitteilen — 
neuerliche Beanständung, neuerlicher Schriften Wechsel, und so fort ins 
Unendliche. Und will oder kann das Kartell sich den behördlichen Anord- 
nungen nicht fügen, so wird es aufgelöst, wenn es nicht vorzieht, sich vorher 
freiwillig (scheinbar) aufzulösen. Und wenn dies geschehen ist, dann steht das 
Kartell genau auf dem nämlichen Fleck, auf dem es vor seiner freiwilligen 
Unterwerfung ynter die staatliche Aufsicht stand oder auf dem es heute 
steht, das heißt, es tut unbekümmert um alle staatlichen Behörden dasjenige, 
was es für ersprießlich hält. 

Eine dritte Gruppe von Vorschlägen, die übrigens auch schon in zwei 
Staaten verwirklicht wurden, ist rein formaler Xatur und daher ganz harmlos. 
Der eine derselben gipfelt in dem Verlangen, es möge eine staatliche Enquete 
über die Kartelle und ihr Tun und Lassen veranstaltet werden. Die Eegierung 
des Deutschen Reiches ist bekanntlich diesem Wunsche nachgekommen, die 
Enquete wurde anfangs 1903 nach Berlin einberufen und hat ihre Tätigkeit 
noch lange nicht abgeschlossen. Die Veranstaltung einer derartigen Enquete 
ist jedenfalls ein sehr löbliches Beginnen, ob sie viel Neues zutage fördern 
wird, wird die Zukunft lehren. Der zweite Vorschlag, der — wie oben erwähnt 
— in den Vereinigten Staaten von Nordamerika verwirklicht wurde, geht 
dahin, daß ein „Kartellamt" errichtet werde, welches die Aufgabe haben soll, 
alles erdenkliche Material über Kartelle zusammenzutragen und zu sichten. 
Die Behörde soll das Recht haben, die Kartelle zu befragen, und den letzteren 
soll die Verpflichtung der Auskunfterteilung auferlegt werden. Auch dieser 
Gedanke ist jedenfalls sehr schön, ob aber die Antworten der Kartelle oder 
Trusts immer sehr befriedigend, das heißt sehr ausführlich sein werden, das 
dürfte nach meinem Dafürhalten in erster Reihe von der Art der Frage- 
stellung abhängen, denn wer gar zu viel erfahren will, muß immer auf eine — 
sagen wir — „reservierte" Antwort gefaßt sein. 

Endlich wäre hier noch der Vorgang der österreichischen Regierung, 
das ist das Zuckerkontingentierungsgesetz vom 31. Januar 1903 imd das Ver- 
halten der russischen Regierung gegenüber dem dortigen Zucker- und dem 
Petroleumkartell zu erwähnen. Ich bin weder Verwaltungsbeamter noch 
Unternehmer, sondern lediglich ein Theoretiker, der keine praktischen Erfah- 
lungen besitzt, aber so weit ein Theoretiker sich ein Urteil erlauben darf, 

16* 
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wäre ich geneigt zu sagen, daß der Vorgang, den die beiden genannten 
Begieningen gewählt haben, die einzige Möglichkeit bietet, wie die Staats- 
gewalt sieh dauernd die Herrschaft über ein Kartell sichern kann. Um den 
Preis, daß der gesamte betreffende Produktionszweig durch das Kartell mono- 
polisiert werden soll, wird jedes Kartell geneigt sein, auf seine Selbständigkeit 
zu verzichten und sich jeder staatlichen Kontrolle und Leitung zu unter- 
werfen. Diö bloße staatliche Anerkennung hingegen, das heißt die bloße Zu- 
crkennung der Rechtskraft der Kartellstatuten gegenüber den Kartellmit- 
gliedern, wie sie von Menzel und von dem österreichischen Gesetzentwurfe 
vorgeschlagen wird, bietet dem Kartell keinen genügenden Vorteil, weil die 
Erfahrung lehrt, daß die Kartelle auch ohne staatliche Anerkennung ganz wohl 
prosperieren. Anderseits hat auch der. Staat, der den Kartellen nichts anderes 
gewährt als die staatliche Anerkennung, kein Pressionsmittel in der Hand, 
um das Kartell zum Gehorsam zu zwingen, denn seine Drohung, das Kartell 
„aufzulösend^, ist ein Schlag ins Wasser, weil er dem Kartell keinen weiteren 
Nachteil zufügen kann, als ihm die staatliche Anerkennung zu entziehen. 
Gewährt hingegen der Staat — wie es nach dem Zuckerkontingentierungs- 
gesetze der Fall sein sollte — dem Kartell das ausschließliche Recht, den 
betreffenden Artikel zu erzeugen, so besitzt er ein ganz gewaltiges Macht- 
mittel, weil er dem Kartell immerfort die Drohung entgegenhalten kann, er 
werde ihm jenes wertvolle Monopol entziehen. Aus dem Vorgange, den die 
österreichische Regierung gegenüber dem Zuckerkartell beobachten wollte, 
folgt übrigens noch keineswegs, daß die Staatsgewalt sofort jedem Kartell, 
das sich soeben konstituiert hat, das Produktionsmonopol verleihen müsse. 
Die Verleihung des Produktionsmonopols könnte vielmehr immer nur erst 
dann erfolgen, wenn ein Kartell sich soweit ausgebildet hat, daß es tatsächlich 
den ganzen Produktionszweig im Lande monopolisiert. 

Ich sage nicht : „Die Staatsgewalt soll die Kartelle monopolisieren^^, 
aber alle Anzeichen scheinen mir darauf zu deuten, daß wir einer Ära der 
staatlich anerkannten und monopolisierten Kartelle und Trusts entgegen- 
gehen. Die Kartellbewegung vollzieht sich nämlich allerorts mit einer geradezu 
elementaren Gewalt und alle Versuche der Staatsgewalt in den verschiedenen 
Ländern, dieser Bewegung entgegenzutreten und sie zu unterdrücken, haben 
ßich als vergeblich und verfehlt erwiesen. Und die Ursache hiervon ist jedesmal 
in dem Umstände zu suchen, daß es für den Produzenten geradezu eine 
Lebensfrage ist, Ordnung in das frühere Chaos der Produktion zu bringen 
und die Produktion dem Bedarf e anzupassen. „Wirtschaften" heißt doch 
„planmäßig für die Deckung des Bedarfs sorgen", wie aber soll es möglich sein, 
„planmäßig" für die Deckung des Gesamtbedarfs eines Volkes (an einem 
bestimmten Artikel) zu sorgen, wenn mehrere Unternehmer imabhängig von- 
einander produzieren und keiner von ihnen jenen Gesamtbedarf kennt? Wie 
soll ein einzelner Unternehmer mit nur einiger Sicherheit seine Produktions- 
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Wirtschaft führen, wenn er nicht weiß, wie groß der Bedarf an seinem Artikel 
ist, wenn er femer nicht weiß, vne viel zur Zeit seine Berufsgenossen produ- 
zieren, wenn er endlich nicht weiß, wie groß die fertigen Vorräte an seinem 
Artikel sind, die zur Zeit in den Magazinen der Fabrikanten, der Händler 
und vielleicht in den diversen Haushaltungen lagern. Diese Kenntnis des Ge- 
samtbedarfs und die Sicherheit des Absatzes seiner Produkte kann der einzelne 
Unternehmer nur erlangen, wenn er mit seinen Berufsgenossen in Fühlung 
tritt und wenn die sämtlichen Unternehmer einer Branche, die als Gesamtheit 
den Gesamtbedarf 'überblicken können, sich über die Art und Weise ver- 
ständigen, wie sie die Gesamtproduktion regeln und unter sich verteilen wollen. 
Der einzelne Unternehmer ist also durch sein ureigenstes Interesse direkt 
gezwungen, Anschluß an seine Berufsgenossen zu suchen und aus diesem 
Grunde bleibt jedes Einschreiten der Staatsgewalt gegen die Kartelle und 
Trusts ein vergebliches und muß es bleiben. 

Die Erfahrung der letzten Dezennien lehrt ferner, daß die Kartell- 
bewegung — wenn man so sagen darf — extensiv wie intensiv immer weitere 
Fortschritte macht. Extensiv, weil die Kartellbewegung immer neue Produk- 
tionszweige erfaßt; intensiv, weil die Beobachtung zeigt, daß die Kartelle 
fast jedesmal als ziemlich lose Vereinigungen beginnen, daß aber im Laufe 
der Zeit — in dem Maße als die kartellierten Unternehmungen sich an die 
ihnen auferlegten Beschränkungen ihrer früheren Freiheit gewöhnen und 
die Vorteile der Vereinigung schätzen lernen — die Vereinigungen immer 
festere Formen annehmen. Femer lehrt die Erfahrung, daß zumeist anfänglich 
nur die Unternehmer eines Landesteiles sich zu einem Kartell zusammen- 
schließen, so daß anfänglich mehrere gleiche Kartelle im Lande nebeneinander 
existieren. Allmählich aber bringen es die Verhältnisse mit sich, daß diese 
verschiedenen Kartelle auch untereinander in Fühlung treten, bis sie schließ- 
lich sich zu einem Kartell der Kartelle vereinigen oder zu einem einzigen 
Gesamtkartell der betreffenden Branche verschmelzen. Ist aber einmal dieser 
Zustand erreicht, d. h. haben die betreffenden Unternehmer das „wilde" 
Monopol errungen, dann ist in der Tat die Gefahr vorhanden, daß die pri- 
vaten Inhaber dieses Monopol in rücksichtsloser Weise ausbeuten, und dann 
wird von selbst in kürzester Zeit die nüchterne Erwägung zu der Erkenntnis 
führen, daß ein staatlich verliehenes, aber auch staatlich geregeltes Monopol 
immer noch besser ist als ein „wildes" Monopol. Bis dahin werden freilich 
die diversen Regierungen mit ihren sehr fragwürdigen gesetzlichen Vor- 
schriften über Kartelle — wie der bekannte klassische Ausspruch hiefür 
lautet — „fortwursteln" können. 

Hierzu kommt noch ein anderer Umstand. Die Veranlassung zur Er- 
lassung des österreichischen ZuokcTkor.tingontierungsgesetzes war — wie an 
früherer Stelle bemerkt wurde — die Brüsseler Konvention, d. h. die Kegie- 
rung fürchtete, daß infolge des Wegfalles der Exportprämien die österrei- 
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chische Zuckerindustrie, die weit über den heimischen Bedarf hinausgewachsen 
war, einer schweren Krisis entgegengehen werde. Wenn man jedoch näher 
zusieht, 80 zeigt sich's, daß die Dinge auf den Gebieten der übrigen Industrien 
— u. zw. nicht nur in Österreich — ganz analog liegen. In allen denjenigen 
Staaten, die sich mit einem gewissen (mir nie recht verständlichen) Stolze 
„Industriestaaten" nennen, ist die Industrie ebensoweit über den heimischen 
Bedarf hinausgewachsen und ist der Export von Industrieerzeugnissen für 
diese Staaten geradezu zur Lebensbedingung geworden. Anderseits hebt sich 
in den. frülieren sogenannten Agrikulturstaaten und in den Kolonialländern 
die Industrie zusehends von Jahr zu Jahr. Es ist daher der Zeitpunkt nicht 
mehr so fem, da für Europa der Export von Industrieerzeugnissen ein Ende 
wird nehmen müssen, und wer weiß, ob dann nicht die eine oder andere 
Begierung sich veranlaßt finden wird — um einen gewaltsamen Zusammen- 
bruch ihrer Industrien zu verhindern — , zu ähnlichen Maßregeln zu greifen, 
wie es die österreichische Begierung mit ihrem Zuckerkontingentierungsgesetz 
geplant hat. 

Daß einem derartigen monopolisierten und staatlich geregelten Kartell 
die Verpflichtung, für seine Arbeiter in der öfter angedeuteten Weise vor- 
zusorgen, mit Leichtigkeit auferlegt werden könnte und auch notwendig auf- 
erlegt werden müßte, erachte ich als selbstverständlich. 

Die organische Eingliedenmg der Arbeiter in ein derartig monopoli- 
siertes und staatlich geregeltes Zwangskartell dürfte sich übrigens — wie 
mir scheinen will — als ein wirksamer Schutz des Publikums oder der Kon- 
sumenten erweisen. Daß man an den Schutz der Konsumenten denken müsse, 
ist nicht nur eine selbstverständliche, sondern auch eine allgemein anerkannte 
Tatsache, denn allerorts imd zu allen Zeiten war man dort, wo besonders 
privilegierte Produzenten geschaffen wurden (Zunftmeister, Verkehrsanstalten, 
Apotheken, N'otare etc.), bestrebt, durch Aufstellung von Taxen das Publi- 
kum vor einer Ausbeutung durch die betreffenden Produzenten zu schützen. 
Dies wird denn auch gegenüber monopolisierten Zwangskartellen der Fall 
sein müssen. Indes glaube ich hier unterscheiden zu sollen. So lange nämlich 
jene monopolisierten Zwangskartelle nur vereinzelt vorkommen, wie etwa die 
heutigen privilegierten Verkehrsanstalten oder die monopolisierten großen 
Zettelbanken u. dgl., wird man sich mit einer ähnlichen Staatsaufsicht 
begnügen müssen, wie sie heute geübt wird, sei es in der Weise, daß die 
Staatsgewalt den fraglichen Unternehmungen den Tarif vorzeichnet, sei es 
in der Weise, daß die Begierung die leitenden Funktionäre des Unternehmens 
selbst ernennt oder einen mit besonderen Vollmachten ausgerüsteten 
Kommissär in den Vorstand des Unternehmens entsendet. Sollten jedoch — 
wie es den Anschein hat — die gedachten monopolisierten Zwangsverbände 
der Unternehmer allgemeiner werden, so wird sich, u. zw. ganz von selbst, 
ein weit wirksamerer Schutz der Konsumenten herausbilden. Die Arbeiter 
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sind nämlich selbstverständlich nicht nur Produzenten, sondern auf der anderen 
Seite auch Konsumenten, u. zw. bilden sie die große Masse derselben. Wenn 
daher der eine Untemehmerverband die Preise seines Artikels gar zu hoch 
festsetzen wollte, so werden die Arbeiter in den anderen Industriezweigen 
in ihrer Eigenschaft als Konsumenten dies unangenehm empfinden, und vice 
versa. Und da es keinem Zweifel unterliegt, daß es den fix angestellten 
Arbeitern auch gelingen wird, einen gewissen Einfluß auf die Leitung ihres 
Unternehmens zu gewinnen, so werden die Arbeiter das lebhafteste Interesse 
daran haben imd es auch durchzusetzen wissen, daß kein Untemehmerverband 
eine ungesunde Preispolitik treibe. Eine derartige, im Innern der einzelnen 
Betriebe geübte Kontrolle wird jedenfalls eine viel wirksamere sein als die 
heutige, weil die Eegierung als außenstehende Partei nie jenen tiefen Einblick 
in den Gang des betreffenden Betriebes haben kann wie die in dem Betriebe 
selbst beschäftigten Personen. 

Beiläufig bemerkt, bin ich nicht mehr der einzige, der an eine künftige 
Monopolisierung und Regelung der Kartelle glaubt. In einem in der Wiener 
„Kartell-Rundschau" (I. Jahrg. 1903, S. 144 ff.) veröffentlichten Artikel 
„Staatliche Einmischung" sagt der Herausgeber dieses Journals (Josef 
Borger): 

„In Rußland hat bekanntlich die Regierung bei der Bildung von 
Kartellen" (d. i. des Zuckerkartells und des Petroleumkartells) „wieder- 
holt den Faiseur gespielt Die Motive, welche die russische 

Regierung zu ihrer Förderung der ohne dieses Eingreifen aussichtslosen 
Kartellbewegungen leiteten, sind zum Teile unbeachtet geblieben, zum 

Teile unterschätzt worden Diese Motive sind psychologischer 

Natur Dieser psychologische Faktor ist der nackte Egoismus 

der Regierungen. Die kaukasischen Petroleumgrubenbesitzer konnten sich 
nicht über ein Kartell einigen, das der russische Staat brauchte, wenn 
das kaukasische öl nicht gegen das nordamerikanische unterliegen sollte. 
Die Regierung mischte sich daher ein und erzwang das Kartell. Die 
russische Zuckerindustrie ist für den russischen Staatsschatz von großer 
Bedeutung, der fiskalische Egoismus allein mußte die Regierung ver- 
anlassen, für diese Industrie, da sie sich selbst keine Organisation geben 
beziehungsweise erhalten konnte, von Staats wegen entsprechende Ein- 
richtxmgen zu schaffen. In beiden Fällen wäre der fiskalische Egoismus 
durch die Verstaatlichung der Industrien vielleicht besser auf seine 
Rechnung gekommen, wenn das Staatsmonopol überhaupt in Erwägung 
kommen konnte. Da aber in beiden Fällen äußere Anstöße das rasche 
Eingreifen der Regierung erforderten, war die Verstaatlichung unmög- 
lich und die unter dem Druck des Staates vollzogene Kartellierung 
trotz des Gesetzes, welches Kartelle verbietet, der einzige Ausweg. Der 
Egoismus der Regierung erwies sich im Staatsinteresso stärker als die 
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Achtung der Begierung vor dem Gesetze. Die Staatsrepräsentanz verletzte 
das Gesetz, uni die Kartelle, die sie als notwendig anerkannte, zu 
schaffen ^^ 

„Ganz die gleichen Ursachen wie in Rußland führten auch in 
Österreich die legislative Anerkennung des Zuckerkartells herbei .... 
Der Regierungs- oder Staatsegoismus kommt bei der Prüfung der 
Ursachen, welche zur Schaffung des österreichischen Zuckerkontingen- 
tierungsgesetzes führten, mit der größten Deutlichkeit ziun Ausdruck. 
Die österreichische Zuckerindustrie ist nicht nur die wichtigste Export- 
industrie der Monarchie, mit ihrem möglichst wenig gestörten Bestand 
ist auch das Interesse der Landwirtschaft, vieler Finanzinstitute, 
mehrerer anderer Industrien auf das innigste verknüpft. Dazu tritt noch 
das fiskalische Interesse an der Zuckerkonsum- und anderen Steuern, 
die durch Krisen in der Zuckerindustrie nicht unbedeutende Einbußen 
erleiden würden " 

„Ganz den gleichen Ursachen ist auch die Einmischung des 
preußischen Handelsministers in die Kartellentwicklung der Halbzeug- 
produzenten beziehungsweise deren Abnehmer zuzuschreiben 

Die Interessenten können sich nicht selbst helfen, daher muß der Staats- 
egoismus rettend eingreifen. Wäre denn der Gedanke wirklich eine 
vermessene Kühnheit, jene die Situation heilende Gestaltung der Kar- 
tellgruppierung, welche nach ziemlich übereinstimmenden Ansichten der 
beste Ausweg wäre, aber von den Interessenten aus eigener Initiative 
nicht erreicht werden kann, sich von der Regierung aufdrängen zu 
lassen? Wären heute, nach so vielen gescheiterten Versuchen, die 
deutsche Eisenindustrie unter einen Hut zu bringen, nicht alle Eisen- 
syndikate vom Roheisen bis zu den Werkzeugen, Drahtstiften etc. 
schließlich froh, wenn, sei es selbst mit Hilfe der Regierung, die schwer 
vermißte Einigung hergestellt würde? Spielt doch die Eisenindustrie 
für Deutschland kaimi eine geringere Rolle wie die Zuckerindustrie für 
Österreich " 

Xoch deutlicher äußert sich P o h 1 e in seiner Schrift „Bevölkerungs- 
bewegung, Kapitalbildung und periodische Wirtschaftskrisen". (Vgl. den 
Artikel „Voraussichtliche Entwicklung des Kartellwesens" in der „Kartell- 
Rundschau", I. Jahrg. 1903, S. 9 ff.) Er bespricht den Gedanken einer engeren 
Verbindung der Kartelle derjenigen Industrien, welche den nämlichen Roh- 
stoff (von dessen Gewinnung bis zum fertigen Fabrikate) nacheinander ver- 
arbeiten, und meint, daß der Anstoß hierzu von den Rohstoffkartellen aus- 
gehen müsse. Hieran anknüpfend sagt er: 

„Für ein solches Vorgehen spricht auch noch ein anderes wich- 
tiges Moment. Wenn es zur Herstellung einer derartigen engen Verbin- 
dung zwischen den im Produktionsprozeß eines Gutes aufeinander- 
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folgenden Kartellen kommt, so wird der Staat dieser Entwicklung nicht 
mehr als gleichgültiger Zuschauer znsehen können. Die ökonomische 
Macht, welche ein solches ^Kartell der Kartelle*^ repräsentierte, wäre 
so groß — ebenso groß aber die Versuchung, sie zu mißbrauchen — , 
daß der Staat nicht daran denken könnte, einen solchen Staat im Staate 
einfach nach seinem Belieben schalten und walten zu lassen. Für diese 
Stufe der Entwicklung wüVde der von Steinmann-Bucher herrührende 
Vergleich zutreffen, daß ein grundlegendes Syndikat wie das Kohlen- 
syndikat durch seine Produktions- und Preispolitik in ähnlicher Weise 
den ganzen Industriebetrieb regulierend beeinflussen könnte, wie der 
Geldmarkt durch die Diskontopolitik der Reichsbank beeinflußt wird.^* 
„Sobald eine private Vereinigung über eine so große Macht ver- 
fügt, wird sie nicht länger eine private Vereinigung bleiben dürfen. 
Auch Liefmann gesteht das zu, indem er davon spricht, daß der Staat, 
wenn erst durch die weitere Entwicklung des Kartellwesens ein festes 
Verhältnis zwischen Fabrikat- und Rohmaterialpreisen hergestellt sein 
werde, dann nur die Preisfestsetzung weniger, leicht zn kontrollierender 
Rohstoffe zu überwachen brauche und die Sorge für die Gleichmäßig- 
keit in Absatz und Preisen der Fertigprodukte außer den Verbänden 
der Abnehmer den daran höchst interessierten Rohstoffindustrien über- 
lassen könne. Über die Art und Weise, wie er sich die staatliche Über- 
wachung der Preispolitik der Rohstoffkartelle denkt, äußert sich Lief- 
mann nicht weiter. Ich glaube, man braucht nach einem Vorbild für 
die dann zu schaffende Organisation nicht weiter zu suchen. Wenn es 
dahin kommt, daß eine private Vereinigung in der Industrie einen ebenso 
großen volkswirtschaftlichen Einfluß erlangt wie die Reichsbank, nun 
gut, so gebe man ihr auch eine ähnliche Organisation wie die der 
Reichsbank. Das würde mit anderen Worten bedeuten: der betreffende 
Industriezweig soll zwar nicht verstaatlicht werden, vielmehr kann er 
in Bezug auf die Aufbringung und den Besitz des Kapitals Privatunter- 
nehmung bleiben, allein in der Leitung und Verwaltung dieses Riesen- 
betriebes sollen vom Staate ernannte Personen den maßgebenden Ein- 
fluß ausüben, damit seine Preis- und Produktionspolitik nicht lediglich 
die Interessen der Aktionäre, sondern in erster Linie das Bedürfnis 
der ganzen Volkswirtschaft nach einer ruhigen und gleichmäßigen Ent- 
wicklung im Auge hat. Und die Verteilung des Gewinnes hätte in der 
Weise etwa zu erfolgen, daß die Aktionäre zunächst den landesüblichen 
Zinsfuß für ihr Kapital erhielten und der dann noch verbleibende Über- 
schuß zu gleichen Teilen an die Gesamtheit der Aktionäre sowie die 
Angestellten und Arbeiter fiele. Gleichzeitig mit einer solchen, zwar 
nicht Verstaatlichung, sondern ,Veranstaltliclumg^ (Schäffle) eines 
Industriezweiges müßte demselben natürlich auch ein Monopol auf die 
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alleinige Herstellung der von ihm erzeugten Artikel gegeben werden." 
In ähnlicher Weise äußert sieh auch W. Kulemann in seinem in 
der „Kartell-Rundschau" (I. Jahrg. 1903, S. 766) veröflEentlichten kleinen 
Aufsatze „Zwangskartelle". Er sagt zwar ausdrücklich, daß er die Frage der 
Zwangskartelle an dieser Stelle nicht entscheiden wolle, allein er sagt, daß 
die frühere Lehre, wornach der Preis einer jeden Ware durch das angebliche 
„freie Spiel der Kräfte", d. i. durch das vermeintliche „Gesetz" von Angebot 
und Nachfrage geregelt werde, sich als unhaltbar erwiesen hat. Der Preis 
müsse mindestens die Produktionskosten decken, und zu diesen gehören nicht 
nur die Kosten der Eohmaterialien, der Maschinen u. s. w., sondern ebenso 
die Vergütung der Arbeit, und diese werde in ihrer Höhe bestimmt durch 
die Rücksicht auf eine der jeweiligen Kulturstufe entsprechende Lebens- 
haltung der Arbeiter. Und was für den Arbeitslohn gilt, muß natürlich auch 
für die Vergütung der Unternehmertätigkeit gelten. 

„Diese Forderung der Preisbildung" — fährt er dann fort — „ist 
bei freier Konkurrenz nicht zu verwirklichen, und gerade hierin liegt 
der letzte und tiefste Grund für die prinzipielle Berechtigung der 
Kartelle in ihrer auf die Hochhaltung der Preise durch Ausschaltung 
der Konkurrenz gerichteten Bestrebungen." 

Gibt man dies aber zu, so ist die weitere Konsequenz hiervon, daß dann 
die Staatsgewalt — um etwaige Ausschreitungen der Kartelle hintanzuhalten 
— regelnd eingreifen muß. 

Die höhere Mädchenbildung in Österreich. 

Von 

Ottokar Hans Stoklaska. 

Das Bestreben, den Mädchen eine höhere Bildung zu ermöglichen, 
stellte sich in den meisten Kulturländern frühzeitig als der wesentlichste Zug 
der Frauenbewegung dar; bloß in Italien und Belgien steht die Förderung 
der Arbeiterin, in den Vereinigten Staaten von ^Nordamerika die politische 
Gleichberechtigung der Frau mehr im Vordergrunde. Die durch die Schule 
vermittelten Kenntnisse können die Erreichung bestimmter Lebensstellungen 
ermöglichen, daher einen ansehnlichen Teil von Mädchen versorgen, ihnen 
zugleich die notwendigen geistigen Waffen für das Ringen um gleiche Rechte 
mit den Männern verschaffen. Wenn also diese weibliche Bildungsfrage auch 
mit der Er^'erbsfrage und der Frauenbewegung vollkommen verbunden ist, 
so läßt sie sich trotzdem als ein Ganzes in ihrer Entwicklung in Österreich 
wie in den anderen Kulturländern betrachten.^ 

Es fehlte allerdings (auch schon in lang vergangener Zeit) nicht an 
Bestrebungen, eiYie bessere Ausbildung der Mädchen herbeizuführen. Luther 

* Vgl. Handbuch der Frauenbewegung, herausgegeben von Helene Lange und 
Gertrud Bäum er, Teile 1 und 3. 
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ermahnte die Stadt obrigkeiten zur Errichtung von Mägdleinschulen; solche 
entstanden, sie leisteten aber selbst für ihre Zeit wenig, und erst Fenelons 
„fiducation des filles** (1687) wirkte befruchtend auf deutsche Erzieher. 
August Hermann Francke, der Schöpfer des Waisenhauses in Halle, 
gründete das „Gynäceum", die erste höhere Mädchenschule Deutschlands. 
Doch hielt sich diese Anstalt nicht lange; erst in der zweiten Hälfte des 
18. Jahrhunderts entstand eine ähnliche Bildungsstätte in Breslau, dessen 
Beispiele zahlreiche andere Städte folgten. Trotzdem blühten Pensionate 
überall empor und neben ihnen war es der Privatunterricht, der für die 
Ausbildung der Mädchen sorgen mußte. Das rechte und allgemeine Bedürfnis 
nach einer solchen wurde erst mn die Mitte des 19. Jahrhunderts durch die 
allgemeine Frauenbewegung wachgerufen. 

In Österreich kann man im Jahre 1870 von einem beachtenswerten 
Schritte in dieser Hinsicht sprechen. In einer Zeit, die den Aufschwung des 
Liberalismus brachte, wo so viele Geister voll Schwärmerei alles zur Höhe 
mit sich zu führen suchten, mußte das Wort, daß die Mädchen in der Bildung 
Dicht zu sehr hinter den Knaben zurückbleiben dürfen, auf fruchtbaren 
Boden fallen. Der Frauenerwerbverein in Wien nahm die Sache in die Hand, 
allein als bald nachher die Strömung eine andere wurde, zeigte sich, daß 
manches versäumt worden war und nun in hartem Kampfe errungen werden 
mußte. Durch die neue Volks- und Bürgerschule schien ja ohnedies für absch- 
irre Zeit und für sehr weite Kreise das obwaltende Bedürfnis nach einem 
Mehr in der weiblichen Bildung vollauf befriedigt, nebstdem durch die Be- 
gründung von Lehrerinnenbildungsanstalten auch das Verlangen nach 
Erschließung eines Berufes für Mädchen erfüllt. Bloß in größeren Städten 
mit einer stärkeren Schichte Gebildeter genügte der — übrigens an sich kost- 
spielige, nicht zureichende und schwer kontrollierbare — Privatunterricht 
auch schon damals nicht, und so entstanden in einigen derselben die älteren 
Mädchenlyzeen und „höheren Töchterschulen", die eine Art Mittelschulen 
waren. Die Begründer und Erhalter waren Vereine, die Subventionen erhielteQ, 
oder Stadtgemeinden, wie zum Beispiel Graz (1873); etwas früher traten ins 
Leben das Lyzeum des Wiener Frauenerwerbvereines und einige private, ein 
italienisches in Triest, das deutsche in Prag und andere. Mit Beginn der 
neunziger Jahre des verflossenen Jahrhunderts entstanden in Wien und Prag 
Öynmasialschulen für Mädchen. Aber all dies erwies sich als unzureichend, 
zumal da in vielen kleineren Städten ein Überschuß an strebsamen, meist 
imbemittelten Beamten- und Offizierstöchtem die Eröffnung von Wegen zur 
Versorgung, daher die Zulassung zum Studium an Gymnasien und Realschulen, 
dann an Universitäten immer dringender verlangte und seine tatkräftigste 
Unterstützung an den Verfechterinnen der Frauenrechte überhaupt fand, die 
auf Errungenschaften in dieser Hinsicht in anderen Ländern hinwiesen. Eine 
Flut von Büchern und Streitschriften von hüben und drüben überschwemmte 
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den Büchermarkt und regte die Geister auf. Vertreter einzelner Berufe, 
Anwälte der edlen Weiblichkeit und der erzieherischen Aufgabe des Weibe3 
in der Familie, Hüter der altehrwürdigen, doch nur für Männer geschaffenen 
Abna mater und alle, die sonst sich in den Streit zu mischen den Beruf in 
sich fühlten, erhoben ihre Stimme, um vor der Erfüllung auch des kleinsten 
Wunsches zu warnen, während die Gegenseite die weiblichen Menschenrechte 
feierlich verkündigte und ihre Anerkennung verlangte. Besonders entschieden 
schrieb gegen das medizinische Studium der Frauen der berühmte Chirurg 
Professor Albert in Wien und trat — ein zweiter Erzengel Gabriel — 
mit feurigem Schwerte vor die Tore der Hochschule. Allein die Bewegung 
war bereits zu mächtig geworden, das Bedürfnis war zu klar und rief zu laut 
nach Abhilfe, so daß sich die Unterrichtsverwaltimg zu einem Schritte ent- 
schließen mußte. Im Jahre 1897 ^ gestattete das Ministerium Gautsch die 
Einschreibung von ordentlichen und außerordentlichen Hörerinnen an den 
philosophischen Fakultäten unter denselben Bedingungen wie der männlichen 
Jugend.^ Sämtlichen Landeschefs wurden die „Gnmdsätze und Ziele, welche 
bei der nunmehr einzuleitenden Organisation des gesamten höheren weiblichen 
Unterrichtes maßgebend sein sollen", zur Kenntnis gebracht. Diese atmen 
eine richtige Überzeugung: den Mädchen soll nicht eine der männlichen 
gleiche, sondern eine gleichwertige Bildung ermöglicht werden; 
daher soll ihnen nicht ohne weiteres der Zugang zu den Gymnasien und Keal- 
schulen und in alle Berufszweige der Männer offen stehen, weil dies den 
natürlichen Beruf des Weibes gefährden und die Erwerbsfähigkeit des Mannes, 
als Familienhaupt angesehen, beeinträchtigen müßte. Gegen die private Vor- 
bereitung für die Hochschule, das Studium an einer solchen und gegen die 
teilweise Erreichung daraus sich ergebender Begünstigungen habe das Mini- 
sterium nichts einzuwenden, ebenso wie es im Auslande rechtmäßig erworbenen 
Doktordiplomen seine Anerkennung nicht versage (seit 1896). Um aber der 
tatsächlich bestehenden Bildungsnotlage in etwas abzuhelfen, kündigt der 
Erlaß die Schaffung einer neuen Gattung von Schulen an, die, der weiblichen 
Eigenart angepaßt, die höchste allgemeine Schulbildung ermögUchen imd 
gewisse Berufszweige eröffnen sollen, wobei der Unterricht nach Tunlichkeit 
weiblichen lichrkräften anvertraut werden solle; um diese zu gewinnen, wird 
die Zusammensetzung einer eigenen Prüfungskommission für absolvierte 
Hörerinnen der philosophischen Fakultät in Aussicht gestellt. Was die Kosten- 
frage anbelangt, so wird gleich von vornherein betont, daß die Unterrichts- 
verwaltung wohl etwas beisteuern, im übrigen aber die Erhaltung solcher 
Anstalten den Ländern und Städten überlassen müsse. 

Obwohl sich deutlich erkennen ließ, daß ein Plan mit festen Umrissen 
für die Verwirklichung vorlag, so bedurfte es doch einer Zeit von mehr als 
drei Jahren, bis er vollständig iestgestellt war; die Unterrichtsven\'altung 

2 Verordnung vom 23. März 1897 und Erlaß vom 24. März 1897. 
^ Im Jahre 1900 auch an der medizinischen Fakultät. 
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ging eben mit großer und gebotener Vorsieht zu Werke; hatte sie doch mit 
den Aspirationen der Bürgerschullehrer zu kämpfen, die sich die neue Schule 
schlechterdings als nichts anderes, denn als eine Fortsetzung der Bürger- 
schule denken wollten, nicht wenig auch mit dem Wunsche so vieler Eltern, 
denen es als das Naheliegendste und aus materiellen Gründen Anzustrebende 
erschien, daß die Bürgerschule einen Aufbau von etwa drei Jahren erhalte. 
Diese Ansichten fanden in verschiedenen Beratungen, in Vereinsversamm- 
lungen und in der Presse ihre nachdrückliche Vertretung. Ein nicht geringer 
Teil von Interessenten, Eltern und Frauenvereine, verlangte dagegen die 
Schaffung von Mädchengymnasien, die den Absolventinnen die weltlichen 
Fakultäten der Universität und damit auch so ziemlich alle männlichen Berufe 
erschließen konnten. Allein die Unterrichtsverwaltung erwies sich als fest 
genug, von dem früher angedeuteten Plane nicht abzugehen, und schuf mit 
dem Erlasse und dem provisorischen Statute vom 11. Dezember 1900 das 
neue, sechsklassige Mädchenlyzeum, das sich von den schon 
bestehenden unterschied, der Organisation der Mädchenbildung eine bestimmte 
Entwicklung vorzeichnete und die Frage der Berechtigungen für Mädchen 
zu einem gewissen Abschlüsse brachte. Es wurde gleichzeitig die Erwartung 
ausgesprochen, daß die bisherigen Lyzeen sich diesem einheitlichen Typus 
anpassen würden, was denn auch sofort zur Ausführung kam. Die Bürger- 
schule sollte ihre Fortsetzung in Fortbildungsschulen finden. — Auf Grund 
dieses Statuts erstanden auch neue Lyzeen, als erstes (1901) jenes in Brunn, 
das die Gemeindevertretung selbst begründete. Zur selben Zeit begann die 
Umwandlung der tschechischen höheren Töchterschule des Vereines „Vesna** 
in Brunn in ein Lyzeum. Ein Jahr darnach wurden das italienische Landes- 
lyzeum in Pola, die deutschen Mädchenlyzeen in Mährisch-Ostrau und Baden 
— beide von Vereinen — , 1903 ein städtisches in Klagenfurt (an Stelle der 
bisherigen privaten höheren Töchterschule) begründet. Daneben bestehen 
einige private Ijyzeen in Wien und anderen Orten, die Schaffung weiterer 
ist im Zuge. Der rein gymnasialen Vorbildung dienen wie früher die Privat- 
Mädchengymnasien in Wien, in Prag (tschechisch), in Lemberg (polnisch) und 
die gymnasiale Abteilung des deutschen Lyzeums in Prag. Eine Art von 
Unterrealschulen sind ferner die „höheren Töchterschulen" in einigen größeren 
Städten.* 

Die Mädchenlyzeen geliören in die Kategorie der Mittelschulen und sind 
nach den Gymnasien und Eealschulen eingereiht.' Der neue Lehrplan baut 
^e diese auf der Volksschule auf und gleicht dem einer Eealschule, da Fran- 
zösisch und Englisch gelehrt werden, jedoch mit mehr Stunden, so daß nicht 

* Die „Höhere Töchterschule" in Brunn muß ausgenommen werden; sie ist bloß 
ß^rgerschule, nur daß das Französische Pflichtgegenstand ist. 

* Vgl. für das folprende: H., „trber die Entwicklung unserer Mädchenlyzeen" 
(n Wiener Abendpost" vom 4. Dezember 1902) und meinen Aufsatz „Das neue öster- 
reichische Mädchenlyzeum" („Neue Freie Presse" [Unterrichtszeitung] vom 21. März 1903). 
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nur eine größere Beherrschung dieser Sprachen, sondern auch eine nutzbrin- 
gende Beschäftigung mit ihren Literaturschätzen ermöglicht wird. Die genaue 
Kenntnis der deutschen Sprache und ihrer Schriftwerke ist gleichfalls 
gesichert. Durch einen der modernen Kichtung Rechnung tragenden Lehrplan 
für das Freihandzeichnen wird die Entwicklung des Schönheitssinnes neben 
der Zeichenfertigkeit sehr gefördert. Der Unterricht in der Weltgeschichte 
setzt mit Sagen und Geschichtsbildern ein; von der dritten Klasse an wird 
er als Zusammenhang der Ereignisse, das Kulturgeschichtliche voran, 
betrieben und wird bis zur Jetztzeit fortgeführt. Kunstgeschichte und öster- 
reichische Geschichte sind besonders berücksichtigt. Erdkunde, für die an den 
Oberklassen der Gymnasien und Eealschulen keine eigenen Stunden zur Ver- 
fügung stehen, bildet einen selbständigen Lehrgegenstand, der den Schüle- 
rinnen der Oberklassen auch die nähere Kenntnis der Kolonialgebiete, der 
Bahnen des überseeischen Handelsverkehres, der Bewegung der Massengüter 
u. 8. w. bietet. In den realistischen Fächern (Arithmetik, Physik, Chemie, 
Naturgeschichte), die etwas weniger Stunden zugemessen haben, wird soviel 
gelehrt, als zur Schulung des Denkens, zur allgemeinen Bildung und für das 
praktische Leben gerade nötig ist; durch ausführliche Unterweisung in der 
Gesundheitslehre wird den Anforderungen der Zeit Rechnung getragen. — 
In der geringeren Zahl der Stunden für die letztgenannten Fächer wollen 
manche Stimmen einen Mangel sehen; es ist eben nicht für jeden leicht, 
wenn er auch nicht schon in der Bevorzugung der realistischen Fächer daa 
einzige Heil sieht, die durch Gewohnheit sanktionierten Lehrpläne der 
Knabenmittelschulen nicht zum Maßstabe zu nehmen. Bemerkenswert ist 
aber die Ansicht einer Frau,' die bei Besprechung dieses Lehrplanes meint, 
daß die Mädchen der Lyzeen „für das Gebiet der Realien ein viel lebhafteres 
Interesse haben" als für Sprachen; ich weiß nicht, von wannen diese Wissen- 
schaft Fräulein F i c k e r t zukam, aber eine Umfrage bei Lyzeallehrem 
würde ihr dartun, daß die Verhältnisse nicht anders liegen als bei den 
Schülern der Gymnasien und Realschulen, höchstens mit dem Unter- 
schiede, daß die Mädchen ein größeres Interesse am Lernen über- 
haupt haben. Auch hält sie den Sprachunterricht für einen rein 
grammatikalischen (!), wodurch das Studium der modernen Sprachen 
den Schülerinnen verleidet werde. Xun, wir haben seit mehr als 
fünfzehn Jahren eine vorzügliche Lehrmethode, welche die Sprechfertigkeit 
besonders fördert, und glauben nicht, daß es noch Lehrer gibt, die anders 
vorgehen. — Als nichtpflichtige Gegenstände sind zunächst Turnen, Gesang, 
weibliche Handarbeiten und Stenographie angesetzt, doch können noch andere 
freie Lehrgegenstände mit Genehmigung der Landesschulbehörde eingeführt 
werden. An einigen Anstalten bildet Latein einen freien Gegenstand, so am 



* Auguste Fickert, ^Der Stand der Frauenbildung in Österreich" (in dem oben 
angegebenen Handbuche, 3. T.). 
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Lyzeum in Graz (in der fünften und sechsten Klasse mit je 4^4 wöchent- 
lichen Stunden) und am städtischen Lyzeum in Brünn (in der vierten, fünften 
und sechsten Klasse mit je 3 wöchentlichen Stunden). Das Lehrziel ist die 
Ennöglichung der Lesung eines leichten lateinischen Textes (Vitae des Cor- 
nelius Xepos, Caesar de hello gallico) auf Grund der entsprechenden Kenntnis 
der Formenlehre, der Grundregeln der Syntax sowie der Aneignung des 
nötigen Wortschatzes; nebst dem Vorteile, den dieser Unterricht für die 
allgemeine Bildung und für das Studium an der Universität bringt, wird 
jenen Mädchen, welche das Lateinische weiter betreiben wollen, etwa um 
sich auf den Apothekerberuf vorzubereiten, der nötige Unterbau geboten. — 
Die Zahl der Wochenstunden für die Pflichtgegenstände beträgt in den drei 
ersten Klassen 24, in den drei oberen 25 (oder 26, wenn Eeligion in 5 und 6 
mit je 2 Stunden angesetzt sind); somit kann, der Bestimmung des Statuts 
(§ 22) entsprechend, der Unterricht in den Pflichtgegenständen in der Zeit 
von 8 bis 12, beziehungsweise bis 1 Uhr mit den vorgeschriebenen Pausen 
stattfinden. Durch diese nicht große Zahl von Stunden ist einer Überbürdung 
vorgebeugt, auch können die !N'achmittage dem Besuche eines oder mehrerer 
Preigegenstände gewidmet werden oder sie dienen der Erholung und beliebigen 
Weiterbildung im Eltemhause. Wichtig ist auch die Bestimmung, daß in den 
letzten Jahrgängen unter Führung der Fachlehrer Gesamtbesuche von 
Museen, Fabriken, Wohlfahrtseinrichtungen u. s. w. stattzufinden haben, damit 
die Schülerinnen mit den Aufgaben und Erscheinungen des praktischen 
Lebens vertraut werden. 

Wie bei jeder neuen Einrichtung, besonders aber jedem neuen Lehr- 
plane, werden sich auch hier gewisse Änderungen als nötig erweisen, wenn 
reichliche Erfahrungen vorliegen werden. Um diese festzustellen, treten die 
Direktoren der Lyzeen alljährlich zu einer Beratung in Wien zusammen; die 
Anwesenheit von Vertretern der Unterrichtsverwaltung sichert den 
Beschlüssen dieser Schulmänner die zweckmäßige Beachtung. Es dürfte daher 
wohl nicht einwandfrei sein, wenn an einzelnen Lyzeen schon jetzt Abwei- 
chungen eintreten, da diese neue Schulgattung doch die Einheitlich- 
keit in das höhere weibliche Bildungswesen zu bringen bestimmt war.^ 

Den Abschluß des sechsjährigen Studiums bildet eine Reifeprüfung, bei 
der im Gegensatze zu jener an den Knabenmittelschulen keine Befreiungen 
^on gewissen Prüfungen Platz greifen dürfen; eine Verordnung des Ministe- 
riums® enthält die einschlägigen Bestimmungen. Das Recht zur Abhaltung 
dieser Reifeprüfungen, die im übrigen jenen an den beiden anderen Mittel- 
schulgattungen gleichen, wird aber den vollständigen und öffentlichen Lyzeen 

' Am Lyzeum des Schulvereines für Beamtentöchter in Wien findet sich eine 
sonderbare Benennung der 6 Klassen; es gibt dort eine 1. Kl. der Unterstufe, 2. Kl. 
<ler Unterstufe, 1. Kl. der Oberstufe, 2. KL der Oberstufe, 3. Kl. der Oberstufe, endlich 
«einfach eine 4. Kl.! 

» Vom 3. Oktober 1901, Verordnungsblatt Stück XX. 
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vorläufig nur auf drei Jahre verliehen, damit die Anstalten die Anforderungen 
auf einer gewissen Höhe erhalten. Die bisherigen Ergebnisse dieser Prüfungen 
waren durchaus gute; mit wenigen Ausnahmen waren es nur Externistinnen, 
die nicht entsprachen, also Mädchen, welche nicht am Lyzeum selbst die 
regelrechte Vorbildung erlangt hatten. Die Reifeprüfung hat aber nicht nur 
den Zweck, der Schülerin eine Bescheinigung über das Maß ihrer Allgemein- 
bildung zu geben; sie gibt ihr auch die Berechtigung, als außerordentliche 
Hörerin an die philosophische Fakultät zu gehen — außerordentlich freilich 
nicht in dem üblichen Sinne, da es ihr gestattet ist, ebendort ihre Prüfungen 
zu machen. Vorerst ist es das Lehrfach an Lyzeen und höheren Mädchen- 
schulen, dem sie sich auf diese Weise zuwenden kann. Es dürfte hier nicht 
geboten sein, sich über den Wert der Maturitätsprüfung überhaupt auszu- 
sprechen; für eine solenne Form des Studienabschlusses an einem Lyzeum 
sprechen manche Gründe. Indessen seien zwei beachtenswerte Stimmen doch 
angeführt: zuerst die eines unserer erfahrensten Schulmänner, der meint, 
die Vorkonferenz sollte bestimmen, aus welchen Gegenständen jede Schülerin 
zu prüfen sei; alle aus allen Fächern zu prüfen führe leicht zu dem Wider- 
sinne, daß eine Schülerin (imd dies gilt für jeden anderen Abiturienten) 
am Schlüsse des Schuljahres (des zweiten Semesters) durchkomme, am nächsten 
Tage jedoch nach einer Prüfung von 10 — 15 Minuten in einem oder mehreren 
Gegenständen als unreif erklärt werde; — dann eine zweite Stimme,® welche 
im wesentlichen dafür eintritt, daß die Klassifikation in Sitten und den ein- 
zelnen Gegenständen im Maturitätszeugnisse entfalle und nur — wie etwa bei 
den Juristen — das gute oder schlechte Urteil kurz ausgesprochen werde.'^ 
Bloß bei Externen könnten die Einzelnoten bleiben mit Hervorhebung de3 
Guten und Schlechten. — Da die Einschreibung an der Universität erst mit 
dem 18. Lebensjahre statthaft ist, viele. Mädchen jedoch etwas jünger von den 
Lyzeen abgehen, so können sie Fachkurse, die an der Anstalt selbst ein- 
gerichtet werden, besuchen. Die Gruppen, die sie sich an der Universität 
wählen können, sind eine der modernen Sprachen in Verbindung mit Deutsch; 
Geographie und Geschichte; Mathematik, Physik und Xaturgeschichte; Frei- 
handzeichnen mit geometrischem Zeichnen. Xach mindestens dreijährigem 
Studium und Erreichung des 22. Lebensjahres kann sich die Hörerin der 
Lehramtsprüfung unterziehen. 

Bis jetzt wird der Unterricht an Mädchenlyzeen durch Mittelschulpro- 
fessoren, ausnahmsweise noch durch Bürgerschullehrkräfte, erteilt. Das Statut 
bestimmt, daß ein Teil des Lehrkörpers aus Frauen zu bestehen habe; derzeit 
finden wir aber nur wenig solche Damen, die für Lyzeen geprüft sind, da 
Hörerinnen bisher fast ausschließlich nur aus Lehrerinnenbildungsanstalten an 



9 Dr. Frankfurter in der „Zeit" vom 9. November 1903. 

^" Es sei hier auf die veraltete Form der Prüfungszeugnisse für das Lehramt 
an Mittelschulen hingewiesen. 
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die Universität gehen konnten; doch unterliegt es keinem Zweifel, daß dieser 
neue Beruf, in dem ein Mädchen wie in keinem anderen mit ganzer Weib- 
lichkeit wirken und eine sehr gute materielle Stellung finden kann, eine große 
Lockung ausüben wird.^* 

Da die Erhalter der Lyzeen nicht allein die Kosten bestreiten können, 
so gewähren die Unterrichtsverwaltung, das betreffende Kronland, oft auch 
Körperschaften nicht unbedeutende Beihilfen; die L^nterrichtsverwaltung 
wahrt sieh dagegen einen gewissen Einfluß auf die Ernennung der Lehrkräfte. 
Die Bezahlung der Lehrer und die sonstigen Dienstesverhältnisse sind dem- 
gemäß nicht überall die gleichen. Es sei hier rühmlich hervorgehoben, daß 
die Stadtgemeinde Brunn an dem von ihr gegründeten Lyzeum die Lehrkräfte, 
auch die weibHchen, ganz gleich stellt den Staatslehrpersonen, jedoch den 
Lyzeallehrerinnen die VereheUchung nicht gestattet; eine solche zieht den 
Verzicht auf die Stelle gegen eine angemessene Abfertigung nach sich. Diese 
Maßregel ist nicht nur durch die besondeven Verhältnisse einer höhereii 
Mädchenschule begründet, sie ist auch vom sozial-wirtschaftlichen Gesichts- 
punkte gerechtfertigt; denn, da wohl kamn anzunehmen ist, daß eine Lyzeal- 
lehrerin einen Mann ohne Beruf oder Besitz nehmen wird, so würde eine 
Zusammenlegung von zwei Einkommen eintreten, während sonst das des 
Mannes einem minder gut gestellten Mädchen zugute kommen könnte. Bei 
Verzichtleistung auf die Lehrstelle kann übrigens eine Anwärterin unter- 
gebracht werden. 

Die Erschließung des Berufes einer besser gestellten Lehrerin an einer 
ilädchenmittelschule ist wohl eine schätzbare Errungenschaft; allein, trotzdem 
immer nachdrücklich betont wird, daß die Vermittlung einer größeren all- 
gemeinen Bildung die vomehmliehste Aufgabe des Lyzeums ist, wird doch die 
Forderung nach anderen greifbaren Vorteilen gestellt. Dieser Tatsache ver- 
Rchloß sich auch die Staatsverwaltung nicht und suchte andere Berechtigungen 
für die Lyzealschülerinnen zu erschließen. So ist durch das k. k. Handels- 
DÜnisterium der Zutritt zu den Post- und Telegraphenkursen von der Absol- 
vierung von vier Lyzealklassen abhängig gemacht; der Übertritt in den 3. 
oder 4. Jahrgang der Lehrerinnenbildungsanstalt ist auf Grund einer Er- 
gänzungsprüfung aus Erziehungs- oder auch Unterrichtslehre und bei Nach- 
weis des erforderlichen Alters gestattet; ^^ die Anstellbarkeit von Lehrerinnen, 
die für Lyzeen geprüft sind, als Hauptlehrerinnen an Lehrerinnenbildungs- 
anstalten ist sozusagen selbstverständlich. Auch die Zulassung zum Apotheker- 
berufe ist nimmehr erreicht worden, nachdem dieselbe den Gegenstand längerer 
Verhandlungen zwischen den beteiligten Zentralstellen gebildet hatte.^* In 

^1 Hierüber schrieb ausführlich Schulrat J. B. Degn, „Das Mädchenlyzeum" („Die 
Zeit« vom 16. September 1903). 

^' Ministerialerlaß vom 12. Dezember 1903. 

^^ Auf Grund kais. Genehmigung vom 22. März 1904 wurde von den Ministerien 
^es Innern und des Unterrichtes angeordnet, daß Frauen mit dem Reifezeugnisse eines 

17 
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der Tat dürften Lyzeastinnen mit Reifeprüfung und Kenntnissen im Lateini- 
schen gewiß ausreichend zu diesem Berufe befähigt sein, zumal es keinem 
Zweifel unterliegt, daß für den Apothekerberuf, der ja schließlich eine Art 
Kochkunst ist, Mädchen vorwiegend geeignet erscheinen, nicht zum mindesten 
auch schon aus dem Grunde, weil sie sich mit der Bezahlung, die derzeit einem 
Apothekergehilfen gewährt wird, eher begnügen können als ein Mann. Erwägt 
man endlich, daß von den T'erleihern öffentlicher oder privater Posten immer 
höhere Ansprüche gestellt werden, so wird sehr bald auch von Erzieherinnen 
und Privatlehrerinnen das Reifezeugnis eines Lyzeums verlangt werden, nicht 
minder von Bewerberinnen um Stellen bei Eisenbahnen und Ämtern; solche 
dürften mit der Zeit in größerer Zahl an Mädchen verliehen werden, da diese 
vorläufig mit einer geringeren Bezahlung vorlieb nehmen — müssen. 

Es wäre aber verfehlt, den bedeutenden Zuwachs an Schülerinnen, den 
die Lyzeen aufweisen und aufweisen werden, hauptsächlich darauf zurückführen 
zu wollen, daß den Schülerinnen praktische Erfolge winken; es hieße dies das 
Bildungsbedürfnis bei dem weiblichen Geschlechte, namentlich aber der mate- 
riell gut gestellten Schichten, unterschätzen. 

Xebst den absolvierten Lyzeastinnen werden auch noch Hörerinnen an 
die philosophischen Fakultäten von den Lehrerinnenbildungsanstalten wie 
bisher, wenn auch in geringerer Zahl, kommen, ebenso werden die Mädchen- 
gymnasien eine nicht unerhebliche Zahl von Studentinnen — darunter viele 
auch zu medizinischen Studien — an die Universität entsenden. Und da drängt 
sich wohl die Frage auf, wie sich die Hörerinnen an der Hochschule bewähren. 
Die Erfahnmgen, die bisher gemacht wurden, sind zu wenig reich; überdies 
können sie sich meist nur auf Absolventinnen der Lehrerinnenbildungs- 
anstalten beziehen, da die Lyzeastinnen erst mitten in ihrem Hochschul- 
studium stehen. In einem Aufsatze „Das Frauenstudium in der Praxis^^ hat 
Dr. Jakob Minor, Professor der deutschen Sprache und Literatur an 
der Universität in Wien,^* seine Wahrnehmungen und Ansichten geäußert 
xmd kommt zu dem Schlüsse, daß die Arbeiten der weiblichen Studenten meist 
Heißig und sauber sind, daß sie eine anständige mittlere Höhe behaupten uud 
daß sie sich — bei einer gewissen Unselbständigkeit — durch Lust und Liebe 
55ur Literatur auszeichnen. 

Wie aus diesen Ausführungen hervorgeht, ist die höhere Mädchenbildung 
in Österreich, namentlich durch die Schaffung des neuen Lyzeums, in eine be- 
stimmte gute Bahn gelenkt worden; dies wird stets als ein großes Yerdien.st 
des Unterricht srtiinisters Dr. Ritter v. H a r t e 1 und des Chefs des Mittel- 
Echulwesens, des Hof rates Dr. H u e m e r, anerkannt werden. Wie weit wir aber 



öffentlichen Mädchenlyzeums zum pharmazeutischen Berufe zugelassen werden, wenn sie 
sich an einem öffentlichen G>Tnnasium einer Prüfung aus dem Lateinischen im Ausmaße 
der ersten sechs Klassen mit Erfolg unterzogen haben. 
^* In der „Zeit« vom 27. Oktober 1902. 
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Überhaupt gelangt sind, läßt sich nur erkennen, wenn die einschlägigen Verhält- 
nisse in den anderen Kulturstaaten ins Auge gefaßt werden. Wie so ziemlich 
überall, spitzte sich auch inDeutschlanddie Frage der höheren Mädchen- 
bildung in der Lehrerinfrage zu. Die unermüdlichen Bestrebungen 
überzeugter Frauen und Männer führten trotz heftiger Gegenströmungen zu 
Erfolgen. Gegenwärtig bereitet das preußische Unterrichtsministerium eine 
Umgestaltung der höheren Mädchenschule vor, die ihr einen mehr realisti- 
schen Charakter verleiht und zehn Schuljahre mit einer Reifeprüfung festsetzt. 
Die Zulassung von Frauen zur Universität ist beschränkt; man will in der 
Zunahme des Frauenstudiums noch immer eine Gefahr für das wissenschaft- 
liche Niveau der Hochschule erblicken. In Charlottenburg und Schöneberg 
bestehen seit Ostern 1903 Mädcheng\Tnnasien; durch diese und durch Aus- 
gestaltung anderer wird die Unterrichts Verwaltung zu einem entscheidenden 
Schritt gedrängt werden. Bayern hat, wie früher schon Baden, rite vorgebil- 
deten Mädchen seine Universitäten geöffnet. Die staatliche Anerkennung 
der Ärztin ist erreicht; auch sind Mädchen zum pharmazeutischen und zahn- 
ärztlichen Studium zugelassen. 

In England fanden die Bildungsbestrebungen der Frauen in den 
konservativen Anschauungen einen mächtigen Widerstand. Erst seit den 
Siebzigerjahren des verflossenen Jahrhunderts konnten Frauen unter gewissen 
Bedingungen an den Universitäten zu Oxford und Cambridge akademische 
Grade erwerben; etwas einfacher ging dies an der Hochschule in London und 
den anderen neueren. Doch wurde noch in jüngster Zeit eine Advokatin von 
der Advokateninnung zur Praxis nicht zugelassen. Im allgemeinen vollzieht sich 
die höhere Ausbildung der Frauen in besonderen Frauencolleges. Die Highs 
Schools bewähren sich; sie ermöglichen sowohl die Vorbereitung für die Hoch- 
schule als auch für das praktische Leben. In Schottland ist die volle Gleich- 
berechtigung mit den Männern annähernd durchgeführt. Die Universität in 
Dublin ist dagegen den Frauen verschlossen. 

Etwas früher hatte die Frauenbildungsfrage Erfolge in Frankreich 
zu verzeichnen, da sich der leicht bewegliche Volkscharakter zugänglicher er- 
wies. Schon 18C3 wurden den Frauen die weltlichen Fakultäten geöffnet, seit 
1868 dürfen sie den ärztlichen Beruf ausüben, seit 1900 sind sie auch zur 
Advokatur zugelassen. Die höhere Mädchenschule (Mädchenlyzeum) besteht 
seit 1880. Frauen finden wie bei uns Anstellung beim Post-, Telegraphen- und 
Eisenbahndienst; seit 1894 gibt es Fabriksinspektorinnen, was jetzt auch in 
Österreich laut verlangt wird. 

In Belgien ist seit 1893 der höheren Mädchenschule eine humani- 
stische Abteilung angegliedert behufs Vorbereitung für die Universität. In 
Holland ist die Universität seit 1879 den Frauen eröffnet; Frauen sind 
namentlich als Ärztinnen, dann als Apothekerinnen, femer im Post- und 
Telegraphendienste tätig. 

17* 
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Am frühesten hatte sich die Schweiz dem höheren Franenstudium 
freundlich erwiesen; seit den sechziger Jahren waren in Zürich Hörerinnen — 
meist Russinnen — inskribiert; durch ihr freies Benehmen veranlaßten sie aber 
das Entstehen des wenig sympathischen Typus der emanzipierten Studentin. 
Später folgten Genf und die anderen Universitäten in der allmählichen Gleich- 
stellung beider Geschlechter. Eine „höhere Töchterschule" in Zürich (seit 
1875) bereitet mehr für das praktische Leben vor. 

Bemerkenswert sind die Verhältnisse in den nordischen Staaten. In 
Dänemark ist das Studium der Medizin und Philosophie den Frauen zu- 
gänglich. Seit 1881 besteht eine Mädchenrealschule. In Schweden stehen 
ihnen alle drei weltlichen Fakultäten der Universitäten Upsala u^d Lund 
oflfen — bei gleichen Rechten mit den Männern; auch dürfen sie Apotheker 
und Zahnärzte werden. In Norwegen aber wurde schon im Jahre 1884 
zum Gesetze erhoben: „Weiblichen Studenten ist gestattet, sich dem Examen 
der Universität zu unterziehen, die akademischen Grade zu erwerben, sämt- 
liche der Universität gehörigen T^egate und Stipendien mit zu genießen.** 
Es gibt denn auch viele Ärztinnen u. s. w.; Frauen dürfen Beisitzerinnen 
bei Schöffengerichten sein und seit 1904 sind sie auch berechtigt, als Rechts- 
anwälte zu fungieren. Seit kurzem liegt ein Gesetzentwurf der Regierung den 
Vertretungskörpem vor, demzufolge Frauen staatliche Ämter erhalten können 
(jedoch nicht geistliche, dann solche bei der Polizei, beim ^lilitär und beim 
Konsulatsdienst), wenn sie die für Männer vorgeschriebenen Bedingimgen 
nachweisen. 

Die Frauenbewegung in Rußland reicht weit zurück. Schon 1858 
entstanden durch den Einfluß der Kaiserin die Mariengymnasien für Mädchen; 
daran schlössen sich pädagogische Kurse für die Absolventinnen, die sich 
zumeist dem medizinischen Studium zuwandten. Eine Zeitlang deckte sich 
sogar die russische Frauenbewegung mit der Frage des medizinischen Stu- 
diums der Frauen, und da die Zulassung im Lande selbst nicht zu erreichen 
war, füllten sich die Hörsäle in Zürich. Eine teilweise Erfüllung erlangten 
diese Wünsche durch die von dem Kriegsminister M i 1 j u t i n 1872 im An- 
schlüsse an die medizinisch-chirurgische Akademie errichteten Kurse für 
„gelehrte Hebammen^^ die stark besucht waren. Bemerkenswert war die n^it 
der Zahl der Semester steigende Häufigkeit der Verheiratung dieser Stu- 
dentinnen. Im Jahre 1886 wurden diese Kurse geschlossen, dagegen ein 
selbständiges medizinisches Institut für Frauen errichtet. Seitdem sind 
Ärztinnen an vielen Anstalten und Schulen angestellt. Überdies bestehen 
zahnärztliche und pharmazeutische Kurse und seit 1900 erhalten Frauen auch 
das Recht zur Führung von Apotheken. Besondere Bedeutung kommt der 
durch die Bemühungen des Geschichtsschreibers Bestuschew im 
Jahre 1878 ins Leben gerufenen „Gesellschaft zur Unterstützung der höheren 
l'rauenkurse" in Petersburg zu, die durch Beiträge von Privaten allmählich 
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einen Besitz an Liegenschaften, Kapitalien und Lehrmitteln im Werte von 
etwa 2 Millionen Rubel erwarb. Die Anstalt gliedert sich in eine historisch- 
philologische, eine mathematische und eine physikalisch-chemische Abteilung; 
die Hälfte der Absolventinnen wendet sich dem Lehrfache zu. Ähnliche 
Kurse haben einige andere große Städte des Kelches. 

In Ungarn gibt es höhere Mädchenschulen, die den Unterklassen 
einer Mittelschule entsprechen, seit 1896 auch Mädchengjrmnasien, die etwas 
von jenen für Knaben abweichen. Frauen sind zum philosophischen und medi- 
zinisch-pharmazeutischen Studium zugelassen. 

In Italien bestehen Gymnasien \md eine Art von Lyzeen für 
Mädchen zur Vorbereitung für die Universität, wo ihnen das Studium an 
den drei weltlichen Fakultäten gestattet ist; die Berechtigung zur Ausübung 
des Advokatenstandes harrt aber noch der Bewilligung der zweiten Kammer 
(des Senats). 

In Spanien, Portugal und Griechenland bestehen bis 
jetzt, obwohl die Emanzipationsbestrebungen der Frauen lebhaft anerkannt 
werden, noch keine Anstalten für höhere Frauenbildung. 

Daß in den Vereinigten Staaten von Nordamerika die 
Verhältnisse wesentlich anders liegen müssen, ist bei dem raschen Entwick- 
lungstriebe der Bevölkerung leicht erklärlich; aber, verschiedenartig wie die 
Besiedlungs- und Bildungszustände, waren auch die Bestrebungen und Errun- 
genschaften. Schon nach der Unabhängigkeitserklärung (1783) begann eine 
Frauenbewegung und 1819 entstand eine höhere Mädchenschule, 1838 in 
Massachusetts das erste Lehrerinnenseminar, 1845 wurde die erste Frau in 
die medizinische Fakultät in New York aufgenommen. Nun erwachte aber 
auch der Widerstand der Männer, so daß erst mehrere Jahre später Frauen 
den ärztlichen Beruf ausüben durften; seit 1853 gibt es auch weibliche 
Pastoren. Nach dem Bürgerkriege (1865) schnellte die Frauenbewegung 
empor und es öffneten sich andere Hochschulen für Studentinnen. Wie in 
Kußland sind auch hier Frauen am stärksten im ärztlichen Berufe vertreten; 
daneben gibt es weibliche Zahnärzte und Advokaten, in einigen Staaten auch 
weibliche Notare. Die Betätigung im geistlichen Berufe hängt von dem Grade 
des Entgegenkommens der einzelnen kirchlichen Gemeinschaften ab. 

Fassen wir die vorstehenden Angaben zusammen und ziehen wir einen 
Schluß auf die Verhältnisse bei uns, so ergibt sich, daß Österreich sowohl 
in bezug auf die Erwerbung der relativ höchsten allgemeinen Bildung in 
den Mädchenlyzeen und einigen Mädchengymnasien als auch in bezug auf 
das Hochschulstudium der Frauen und die sich daraus ergebenden Berech- 
tigungen — wenn man von Norwegen und den Vereinigten Staaten, welche 
Länder die günstigsten Verhältnisse aufweisen, absieht — in der Vorderreihe 
der Kulturstaaten steht. 

Nach diesen Ausführungen wird sich wohl manchem Leser die so oft 
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gestellte sorgenvolle oder auch vorwurfsvolle Frage aufdrängen: was soll 
aber mit den vielen studierenden Mädchen geschehen? Nun — alle jene 
Mädchen, die nicht iu der angenehmen Lage sind, höhere Schulen bloß zur 
Erwerbung einer besseren allgemeinen Bildung zu besuchen, werden eine 
passende Ehe dem Berufsstudium vorziehen; allein da das weibliche Geschlecht 
das Übergewicht hat und ^ie wirtschaftlichen Verhältnisse, namentlich in 
den größeren Städten, schwierig sind, so werden zahlreiche Mädchen, die 
einer unsicheren Zukimft entgegensehen, bestrebt sein, sich die Möglichkeiit 
zur Selbsterhaltung zu verschaffen. Mit der allmählichen Versehung gewisser 
„männlicher" Berufe durch Frauen wird man sich allgemach befreunden 
müssen; dies ist ja nicht gerade etwas Neues. Blättern wir in der Kultur- 
geschichte unseres Volkes zurück, so finden wir Belege dafür. So gab es 
— beispielsweise — im 14. Jahrhundert in Frankfurt a. M. eine „Liese, die 
die Kinder lehret" (also eine Berufslehrerin), und einige Jahrzehnte später 
ebendort und in anderen deutschen Städten weibliche Ärzte.*** 

Der Zudrang zu den Hochschulstudien nimmt bedeutend zu. Nach dem 
letzten Besuchsausweise der Universitäten in Österreich waren eingeschrieben 
in den Vorlesungen der Staatsrechnungswissenschaft 40 Hospitantinnen 
(5 in Wien, 33 in Graz, 1 in Prag [tschechisch], 1 in Czernowitz); an der 
medizinischen Fakultät 58 ordentliche Hörerinnen (23 in Wien, 3 in Graz, 
7 in Prag [tschechisch], 10 in Lemberg, 15 in Krakau), nebstdem 7 außer- 
ordentliche; an der philosophischen 153 ordentliche (mit Gymnasialmatura), 
(67 in Wien, 1 in Innsbruck, 7 in Graz, 3 in Czernowitz, 20 in Prag [tschechisch], 
38 in Lemberg, 37 in Krakau), ferner 423 außerordentliche (der Mehrzahl 
nach Absolventinnen der Lyzeen und Lehrerinnenbildungsanstalten), (123 in 
Wien, 12 in Innsbruck, 41 in Graz, 12 in Prag [deutsch], 37 in Czernowitz, 
10 in Prag [tschechisch], 116 in Lemberg und 72 in Krakau). Es besteht kein 
Zweifel, daß trotz vielfacher Abgänge vor Beendigung der Studien eine 
Überproduktion eintreten wird; der Gefahr, daß die Mädchen, die ihre 
Prüfungen machen, in eine mißliche Lage geraten, wird durch den Zusammen- 
schluß der Gleichgestellten einigermaßen begegnet werden können; wir sehen 
jetzt schon in größeren Städten Lehrerinnen- und Erzieherinnenheime u. s. w. 
Das Klubwesen wird sich in dieser Form verallgemeinem müssen. Auch 
hiefür bieten uns vergangene Zeiten das Vorbild. Schon im Mittelalter 
bildeten sich nach dem Muster der älteren Frauenstifte, die der Versorgung 
ärmerer adeliger Fräulein dienten, Haushaltungsgruppen alleinstehender 
Frauen. Eine festere und ausgeprägte Form erhielten diese Vereinigungen 
durch das Beguinenwesen, das seit dem 13. Jahrhundert von den Niederlanden 
aus sich in Deutschland verbreitete.^® Zu solchen Genossenschaften sahen sich 
die Frauen durch das damals größere Mißverhältnis der Geschlechter 
gezwungen; denn das Leben des Mannes war weit mehr gefährdet als heute, 

^^ Bücher, „Die Frauenfrage im Mittelalter". 

^* Vgl.: Liebe, DasBeguinenwesen usw. in „Archiv für Kulturgeschichte", 1904, Heft 1. 
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"und das Grebot der Ehelosigkeit fiel bei der sehr zahlreichen Geistlichkeit 
bedeutend ins Gewicht. Das „Haus", in dem eine solche Gemeinschaft lebte, 
war meistens die Stiftung eines Wohltäters, auch widmeten vermögendere 
Mitglieder ihren Besitz dem gemeinschaftlichen Zwecke. An der Spitze stand 
eine Vorsteherin, und dies sowie gewisse Bestimmungen für die Lebensweise 
gaben diesen Einigungen den Anschein von Nonnenklöstern; doch wurde von 
den Beguinen bloß ein ehrbarer Lebenswandel verlangt. Ihre Beschäftigung 
waren einige Handwerke (vorzugsweise Weberei) und die Krankenpflege. Im 
14. Jahrhundert begann eine Strömung gegen diese „Häuser" und führte 
allmählich ihre Aufhebung herbei. — 

Mancher wichtige Schritt wird zur Unterbringung namentlich der für 
Lyzeen geprüften Lehrerinnen seitens der Unterrichtsverwaltung getan 
werden können, so durch ihre Bestellung an Lehrerinnenbildimgsanstalten 
durch die gleiche Bestimmung wie an Lyzeen, wo ein Teil des Lehrkörpers 
aus Frauen zu bestehen hat, und im Zusammenhange damit durch die 
Verfügung, daß Lehrkräfte, die nicht akademische Vorbildung aufweisen, 
nicht an höheren Schulen anstellbar sind. Übrigens wird auch hier dasselbe 
beobachtet werden können, was bei dem Auf- und Abschwellen der männ- 
lichen Mittelschullehrkräfte der Fall ist: die Regelung tritt von selbst ein, 
„und zwar nach dem allgemeinen Gesetze des Angebotes und der Nachfrage". 
Wesentlich aber wird der Entstehung eines „geistigen Proletariats weiblichen 
Geschlechtes" begegnet werden, wenn Eltern, deren Töchter nicht unbedingt 
auf die spätere Selbsterhaltung angewiesen sind, der Eitelkeit widerstehen, 
sie an der Universität eingeschrieben zu wissen, wodurch Platz für die in 
diesem Sinne wahrhaft Berufenen geschaffen wird. Das Studium an der 
Hochschule ist ja schon für so viele Männer mit Enttäuschungen und Ent- 
behrungen verbunden — um wieviel mehr erst für Mädchen! Es gilt also, 
da diese Bewegung für jeden Einsichtsvollen eine natürliche Folgeerscheinung 
unserer sozialen und wirtschaftlichen Verhältnisse ist, sie in der richtigen 
Bahn zu erhalten, sie vernünftig zu fördern, nicht aber sie zu imterschätzen 
oder gar zu bekämpfen. 



Mitteilungen. 

Studien zum österreichischen Kongruagesetze 
vom ig. September 1898.^ 

a) Kongruasätze und Kongruasystem. 

Das Problem der Schaffung eines allen berechtigten Wünschen annähernd 
entsprechenden Kongruagesetzes darf von vornherein als ein imgewöhnlich 

^ Die im folgenden entwickelten Anschauungen stelJen lediglich die privaten An- 
sichten des Verfassers dar, die von amtlicher Seite in keiner Weise beeinflußt sind. — 
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schwieriges angesehen werden. Die Schwierigkeiten desselben liegen nicht nur 
in jenen Momenten, die schlieBlich bei allen Gehaltsgesetzen in Betracht kom me n, 
also der entsprechenden Kategorisierung der Anspruchsberechtigten, der 
passenden Ausmessung der Bezüge, der Vorsorge für die Bedeckung des bezüg- 
lichen Aufwandes und dergleichen, sondern namentlich in der durch die prak- 
tischen Verhältnisse und die historische Entwicklung gegebenen Notwendigkeit, 
die Bezüge der Seelsorger aus den öffentlichen Fonds im Wege der Ergänzung 
des Lokaleinkommens (der Pfründenrente) zu leisten, statt ihnen dieselben 
gleichwie Beamten zur Gänze aus öffentlichen Mitteln anzuweisen, woraus sich 
dann die weitere Notwendigkeit ergibt, dieses Lokaleinkommen zunächst fest- 
zustellen, beziehimgsweise Normen über diese Feststellimg zu schaffen. 

Eine radikale Beseitigung dieser Schwierigkeit ist wohl kaum denkbar. Die 
an sich möglichen Wege: entweder alles Pfründeneinkonunen zu inkamerieren 
und dann den Seelsorgern den Gehalt vollständig aus dem Religionsfonds aus- 
zumessen (ein Projekt, das schon Kaiser Josef n.* undurchführbar erschien) 
oder, dem von radikaler Seite im Parlament eingenommenen Standpunkt ent- 
sprechend, die Dotation der Seelsorger aus staatlichen Mitteln überhaupt ein- 
zustellen, können nicht wohl betreten werden. Das angedeutete Problem bleibt 
also vorläufig bestehen, und es kann sich hier nur darum handeln, an der Praxis und 
Judikatur zu beleuchten, inwiefern die gegenwärtige Gesetzgebung einer zweck- 
mäßigen Lösung desselben nahe gekommen ist \ind welche Erwägungen sich hier- 
nach de lega ferenda ergeben. 

Die Kongruasätze des gegenwärtig maßgebenden Gesetzes vom 
19. September 1898, R.-G.-B1. Nr. 176 (Schema I), bewegen sich, wenn man von 
Wien absieht, zwischen 1200 und 2400 K für den selbständigen Seelsorger, 
zwischen 600 und 800 K für den Hilfspriester, und demgemäß (§ 2, L c) zwischen 
920 und 1120 K für den Expositen, das heißt den Hilfspriester mit abge- 
sondertem Seelsorgesprengel und gewöhnlich eigenem Haushalt. Die Ruhegehalte 
(Schema II zum zitierten Gesetze) stellen sich auf 800 bis 1600 K für den 
selbständigen Seelsorger und auf 450 bis 700 K respektive mit Rücksicht auf 
§ 13, lit. c) bis 800 K für den Hilfspriester. Diese Ansätze, die ein standes- 
gemäßes Minimaleinkommen (§1 des Gesetzes) darstellen sollen, dürfen wohl, 
wenn man die notwendigen Vorstudien des Kuratgeistlichen, seine Stellung, die 
mit seinem Amte unvermeidlich verbundenen Auslagen für Arme, Repräsentation, 
Hospitalitäten und dergleichen beziehungsweise die normalen Bedürfnisse eines 
Pensionisten in Betracht zieht, fast ausnahmslos als weitaus zu niedrig und den 
Zeitverhältnissen nicht entsprechend bezeichnet werden. 

Vergleichshalber werden im folgenden einige Daten über die analogen 
Bezüge der Seelsorgegeistlichkeit in anderen europäischen Ländern' sowie einige 
Angaben über die Bezüge der Mittel- und Volksschullehrer in Österreich zu- 
sammengestellt. 



Zum Thema vgl. K altner, Das neue Kongruagesetz für den katholischen Klerus Öster- 
reichs (Archiv für katholisches Kirchem-echt, Bd. 77, S. 718 ff.) und an älterer Lite- 
ratur: Dte Dotationsverhältnisse der katholischen Seelsorgegeistlichkeit etc., Wien 1872; 
Martini, Zur Kongruafrage, Graz 1883; Dr. Fuchs, Erläuterungen zum Kongrua- 
gesetze, AVien 1885. 

2 Kabinettsschreiben vom 17. Jänner 1783 (Gesetzliche Bestimmungen über die 
Errichtung etc. der Religionsfonds, Wien 1871, S. 16 ff.). 

' Nach Dom. Schiappoli, Le congrue etc., Turin 1899. 
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In Belgien bezieht der Kurat I. Klasse 2047*50 Fr., der Pfarrer II. Klasse 
787'50 Fr., nach dem 60. Lebensjahre 1500 Fr., nach dem 70. Lebensjahre 1600 Fr., 
der Sukkursalist 950 bis 1200 Fr. aus Staatsmitteln, wobei der Ertrag der in 
Staatsverwaltimg befindlichen Pfründenliegenschaften dem Staate zugute kommt. 

In Preußen bezieht der katholische Pfarrer aus öffentlichen Mitteln 
(subsidiär) mit weniger als fünfjähriger Dienstzeit 1500 M., darüber hinaus 
1800 M., femer Quinquennien ä 150 M. bis zimi Gesamtbezuge von 2400 M., 
nebst freier Wohnung oder entsprechender Wohnungsentschädigung. 

In Bayern* genießen die Vorsteher von Pfarren bis zu 400 Seelen eine 
Kongrua von 1800--3000 M., bei größerer Seelenzahl von 2000—3000 M. Filial- 
seelsorger mit abgegrenzten Gemeinden (Expositen, Vikare) erhalten mit der- 
selben Distinktion 1440 — 1740 beziehungsweise 1560 — 1860 M. Für andere Seel- 
sorger (Kapläne, Kooperatoren, Exkurrenten) ist der Maximalbezug 1650, bei 
eigener Haushaltung 1800 M. Das Pfründeneinkommen wird in diese Bezüge 
eingerechnet. 

In Württemberg erhalten die Pfarrer lediglich Aufbesserungen ihres 
Pfründeneinkommens aus öffentlichen Mitteln. Diese Aufbesserungen betragen 
bei Pfarren 

mit einem Einkommen von 3800 — 4000 M 2 Prozent 

„ „ „ „ 3500-^799 M 3 „ 

„ 2900-3499 M 4 

„ „ w » 2700—2899 M 6 „ 

v n « » 1800—2699 M 7 „ 

n 1700—1799 M 8 

„ „ „ „ 1600—1699 M 10 „ 

» 1400—1599 M 12 

Kaplaneien (außerhalb der Städte Stuttgart und Ulm) genießen in gleicher 
Weise bei einem Einkommen von 1200 — 1400 M. eine Aufbesserung von 8%, 
sonst eine solche von 7%. 

In Baden wird den Pfarrern das durch Schätzung ermittelte Pf ründen- 
einkommen auf 1600, 1800 und 2200 M. ergänzt, je nachdem sich dasselbe auf 
weniger als 1200 M. beziehungsweise auf 1200—1800 oder 1800—2200 M. beläuft. 

In Elsaß-Lothringen^ gilt fortgebildetes französisches Recht. Die 
Pfarrer I. Klasse (d. i. solche, deren Pfarren über 5000 Seelen zählen oder 
aus anderen rücksichtswürdigen Gründen in diese Klasse eingereiht werden) 
erhalten ohne Rücksicht auf das Lokaleinkommen aus öffentlichen Mitteln Bezüge 
in der Höhe von 1800, 1900 und 2000 M., je nachdem sie \mter 60, 60—70 lahre 
oder darüber alt sind. Mit derselben Unterscheidimg beziehen die übrigen Pfarrer 
(II. Klasse) 1500, 1600 und 1700 M. Sukkursalisten beziehen je nach dem Alter 
1140 — 1600 M., ebenfalls ohne Abzug des Lokaleinkonunens. 

In der Schweiz haben die Pfarrer Bezüge von 2000 Fr., die Vikare solche 
von 1500 Fr.; für einige Städte bestehen höhere Sätze. 

In Italien ist die Pf arrerskongrua mit 800 beziehungsweise für die 
Zukunft mit 1000 L. bestimmt. 



* Vgl. Archiv für katholisches Kirchenrecht, Bd. 83, S. 136. 

* Vgl. hiezu sowie bezüglich Preußens auch das Korrespondenzblatt für den katho- 
lischen Klerus vom 25. Mai 1904. 
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In Frankreich genießen (außerhalb Paris) : 
77 Erzpriester 1600 Fr., 
5^0 Pfarrer I. Klasse 1500—1600 Fr., 
275 Karaten H. Klasse 1500 Fr., 
2527 Pfarrer U. Klasse 1200—1300 Fr. 

Mit dem vollendeten 70. Lebensjahre erhält der Seelsorger Anspruch auf 
eine weitere Zulage von 100 Fr. Sukkursalisten beziehen je nach dem Alter 900 
bis 1300 Fr. In allen Fällen werden diese Bezüge ohne Rücksicht auf das Lokal- 
einkommen gewährt. — 

Was nun die Bezüge der Österreichischen Mittelschullehrer an- 
belangt (die ja nach Bildungsgang und Stellung mit der Seelsorgegeistlichkeit 
wohl vergleichbar sind), so ist der systemmäßige Gehalt derselben durch das 
Gesetz vom 19. September 1898, R.-G.-Bl. Nr. 173, mit jährlich 2800 K festgesetzt. 
Hierzu kommen Quinquennien in der Höhe von 400 und 600 EI, femer eine 
Aktivitätszulage in der Höhe, wie sie für die Staatsbeamten der IX. bis 
Vn. Kangsklasse festgesetzt ist. Provisorische Mittelschullehrer erhalten einen 
Gehalt jährlicher 2400 K und die systemmäßige Aktivitätszulage der IX. Kangs- 
klasse der Staatsbeamten (die Stellen der Direktoren sind hierbei nicht in 
Betracht gezogen.) 

Was endlich die Bezüge der Volksschullehrer (ohne Rücksicht 
auf die besser gestellten Bürgerschullehrer und die Schulleiter) anbetrifft, 
so bestehen zwischen den einzelnen Kronländem vielfache Differenzen. Am 
höchsten erscheinen die Gehaltsbezüge in Schlesien, wo der definitive Volks- 
schullehrer einen Grundgehalt von 1400 bis 2000 K und Quinquennalzulagen 
in der Höhe von je 10% des Grundgehalts, der nicht defijiitive Lehrer 
mit Lehrbefähigtmgszeugnis 1200 K bezieht (wobei, wie auch in der Folge 
Quartiergelder, Remunerationen, Funktionszulagen für den Schulleiter und der- 
gleichen nicht in Rechnimg gezogen sind). 

Die niedrigsten Ansätze hat Tirol mit einem Grundgehalte von 800 bis 
1200 K und Dezennalzulagen von je 10% des Grundgehalts (nebst einer weiteren 
Zulage von 5 und 10% des Grundgehalts, auf welche durch 15 beziehungsweise 
30jährige Dienstleistung an einer und derselben Schule Anspruch erworben 
wird) für den definitiven Lehrer und einem Gnmdgehalte von 720 bis 1080 K 
für den lehrbefähigten nicht definitiven Lehrer. 

Das Mittelmaß stellt etwa Ober-Österreich dar, wo der definitive 
Lehrer einen Grundgehalt von 1200 bis 1400 K und Quinquennalzulagen ä 100 
bis 200 K, und der nicht definitive Lehrer einen Gehalt von 1000 K bezieht, oder 
Kärnten, wo der Gehalt des definitiven Lehrers 1200 bis 1600 K, die Quin- 
quennalzulage 100 K, der Gehalt des nicht definitiven Lehrers 800 K beträgt. 

In allen Kronländern ist die durchschnittliche Hilfspriesterkongrua nie- 
driger als der Durchschnittsgehalt des nicht definitiven Lehrers (Unterlehrers); 
die Durchschnittskongrua des Pfarrers steht in Salzburg, Steiermark, 
Istrien, Görz-Gradiska und Schlesien hinter den Durchschnitts- 
bozügen eines definitiven Volksschullehrers mit lOjähriger Dienstzeit zurück, in 
den anderen Ländern kommt sie denselben entweder gleich oder stellt sich um 
etwa 100 bis 200 K höher ; nur in T i r o 1 ist die Differenz zugimsten der Pfarrer 
etwas beträchtlicher. Hiebei darf jedoch nicht übersehen werden, daß ein Pfarr- 
amt in der Regel erst nach einer weit mehr als 10jährigen Hilfspriesterdienst- 
zeit erlangt wird imd der Geistliche nicht vor dem 25. Lebensjahre in den Seel- 
sorgedienst eintritt, während der Lehrer seine Lehrbefähigung immer in einem 
weitaus früheren Zeitpunkte erlangt. Äquipariert man unter diesem Gesicht-s- 
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punkte den Pfarrer einem Lehrer mit 20jähriger Dienstzeit, so ergibt sich in allen 
Kronländern (ausgenonmien etwa Tirol) ein Zurückbleiben der Kongrua hinter 
den Lehrerbezügen.* 

Die hiemach unverhältnismäBig niedrigen Kongruasätze sind nur dadurch 
überhaupt erträglich, daß infolge der vielfach zutage tretenden und später noch 
zu erörternden Benevolenz des Kongruagesetzes die faktischen Bezüge der aktiven 
Seelsorger die gesetzliche Kongrua fast immer tun ein Beträchtliches übersteigen. 
Dies führt aber selbstverständlich anderseits wieder zu dem Kesultate einer 
durch nichts gerechtfertigten Ungleichheit, indem jene Seelsorger, die auf die 
gleiche Kongrua Anspruch haben und sich auch sonst in wesentlich gleichartigen 
VeiMltnissen befinden, de facto ein äußerst verschiedenes Amtseinkommen be- 
sitzen. Ähnlich steht es mit den Kuhegehalten, deren unverhältnismäßige Gering- 
fügigkeit auf den ersten Blick erhellt' und die nur dadurch erträglich werden, 
daß dem pensionierten Geistlichen in der Regel, so lange ihn nicht schwere 
Kränklichkeit hindert, die Gelegenheit zu Nebenverdienst durch Meßpensolvie- 
rungen imd dergleichen nicht mangelt imd daß derselbe hier und da Zuschüsse 
aus den hiefür bestehenden kirchlichen Fonds erhält oder Gelegenheit hatte, 
sich während der Aktivität einen Notpfennig zurückzulegen. 

Abgesehen von diesem Gnmdmangel haften dem gesetzlichen Kongrua- 
systeme weitere Fehler an, als deren hauptsächlichster wohl die Starrheit, der 
Mangel an Elastizität bezeichnet werden darf. Der Kuratgeistliche, der sich auf 
einer bestimmten Station befindet, erhält die für diese Station bestimmte Kon- 
grua ohne jede Rücksicht auf sein Dienstalter und seine Leistungen; das Gesetz 
kennt ein Vorrücken in der Kongrua bei Verbleiben auf derselben Station über- 
haupt nicht. Für den Kuratgeistlichen gibt es keine Dienstalterszulagen, und 
die Versetzung einer Station oder eines Seelsorgers ad personam in eine höhere 
Kongruastuf^ auf administrativem Wege ist gesetzlieh ausgeschlossen. Die hier 
und da bei besonders rücksichtswürdigen Verhältnissen von Staats wegen ge- 
währten Unterstützungen können für diesen Mangel natürlich nur ungenügende 
Abhilfe bieten. Auch ist die Einwohnerzahl beziehungsweise Parochianenzahl 
im Gesetze (Schema I. und § 7 b) in viel zu geringem Maße berücksichtigt, was 
dadurch noch fühlbarer wird, daß für deren Berechnung nur das Volkszählungs- 
ergebnis in Betracht kommen kann (Min.-Erl. v. 18. Jänner 1901, Z. 3747, imd v. 
16. März 1903, Z. 187) und die Volkszählung nur alle zehn Jahre stattfindet. 

Es darf unter diesen Umständen nicht wundernehmen, daß auch das gegen- 
wärtige Kongruagesetz, obwohl es im Gegensatze zu dem früheren vom 19. April 
1885, R.-G.-B1. Nr. 47, sich nicht mehr als provisorisches Gesetz gibt, nur als 
ein Notbehelf angesehen wird, der weder dem Episkopate, noch dem niederen 
Klerus besondere Befriedigung bereitet, wovon einerseits die parlamentarischen 
Debatten über dieses Gesetz,® anderseits die seither in der Öffentlichkeit, beson- 

* Die Bezüge der Staatsbeamten (Gesetz vom 19. September 1898, R.-G.-BL 
^r. 172) sind nur bei der untersten Rangsklasse mit den Kongruasätzen einigermaßen 
ähnlich, übersteigen diese aber infolge der Dienstalterszulagen bei längerer Dienstzeit 
auch hier. Selbst die Bezüge der Amtsdiener (Gesetz vom 26. Dezember 1899, R.-G.-BL 
Nr. 255) übersteigen die Kongruasätze in den meisten Relationen bedeutend. 

'' Zum Vergleiche dienen die Pensionssätze für Staatsbeamte, die sich nach dem 
Gesetze vom 14. Mai 1896, R.-G.-Bl. Nr. 74, auf mindestens 800 K, bei der 10. Rangsklasse 
und 40jähriger Dienstzeit normalerweise bereits auf 2400 K stellen. 

® Vgl, dieselben bei Fritsch, Die Dotation der katholischen Seelsorgegeistlichkeit, 
Wien 1901, S. 32 ff. 
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ders im „Korrespondenzblatt für den katholischen Klerus" lautgewordenen 
Wünsche und Beschwerden und die im Gegenstande eingelangten parlamentari- 
schen und außerparlamentarischen Petitionen Zeugnis ablegen. Diese Umstände 
lassen wohl den berechtigten Schluß zu, daß in absehbarer Zeit eine Reform des 
Kongruagesetzes auch in den Zifferansätzen des Kongrua- und des Pension^- 
Schemas sich als unabweislich herausstellen wird. Insbesondere in der letzteren 
Richtung liat die Reform bereits ihren Schatten in der Bestimmung des § 3 des 
Gesetzes vom 19. Februar 1902, R.-G.-Bl. Nr. 48, vorausgeworfen, womach 
ITilfsgeistliche an gemeinnützigen Anstalten einerseits bei besonders rücksichts- 
würdigen Zuständen den Ruhegehalt selbständiger Seelsorger erhalten können, 
und anderseits das Maximum der Hilfspriesterpension nunmehr mit 1200 K (nach 
dem Kongruagesetze nur 800 K) bestimmt ist. Man wird annehmen dürfen, daß 
diese bisher nur der Geistlichkeit der Spezialseelsorge zugestandenen Begünsti- 
gungen dem in der allgemeinen Seelsorge dienenden Klerus auf die Dauer 
nicht vorenthalten bleiben können. 

b) Selbständigkeit der Seelsorgestationen. 

Was nun das subjektive Recht auf Kongruaergänzung 
(richtiger Dotationsergänzung) betrifft, so enthalten die Bestimmungen 
des § 1 des neuen Kongruagesetzes gegenüber den analogen Anordnungen des 
§ 1 des Gesetzes vom Jahre 1885 einen Fortschritt, indem ausdrücklich aus- 
gesprochen worden ist, daß die staatliche Anerkennung der in Be- 
tracht kommenden Seelsorgestation beziehungsweise Hilfspriesterstelle für den 
Bestand des Anspruches auf Kongruaergänzung unter allen Umständen eine 
gesetzliche Voraussetzung bildet. Dadurch ist die Konkordanz des Kongrua- 
gesetzes mit den Prinzipien des Gesetzes vom 7. Mai 1874, R.-G.-Bl. Nr. 50 
(§ 20), hergestellt, und die zwischen dem Verwaltungsgerichtshof und Reichs- 
gericht kontrovers gewesene Frage der Notwendigkeit jener Anerkennung für 
die Zukunft gelöst.^ Es bleibt also in Hinkunft im einzelnen Falle die allerdings 
nicht immer leicht zu lösende Tatbestandsfrage übrig, ob jene Anerkennung, die ja 
auch durch konkludente Handlungen erteilt werden kann, vorliegt oder nicht 
Die Beweisschwierigkeiten knüpfen sich insbesondere an die Bestinunungen des 
§ 1, Absatz 4, womach die staatliche Anerkennimg zu präsumieren ist, wenn die 
betreffende Seelsorgestation zur Zeit des Inslebentretens des Konkordats vom 
Jahre 1855 bereits tatsächlich als selbständige Station beziehungsweise wenn die 
betreffende Hilfspriesterstelle als solche lun diese Zeit bestanden hat. Da sich 
in der Praxis zahllose historisch gewordene Übergangsformen finden und es 
an Kriterien fehlt, nach denen im einzelnen Falle unfehlbar das Richtige er- 
schlossen werden könnte, so gestaltet sich die Erhebung und Beurteilung in dieser 
Richtung manchmal schwierig. Die Praxis sieht in solchen Fällen und wohl nicht 
mit Unrecht als das Hauptmerkmal der Selbständigkeit die Berechtigung zur 
unabhängigen Vomehmung von Trauungen an, ohne welche eine Selbständigkeit 
in der Tat nicht wohl zu denken ist. Bei deren Vorhandensein darf die Selbstän- 
digkeit um so mehr als gegeben angenommen werden, als mit dem Erwerbe jener 



* Vgl. über diese Kontroverse Mayrhofer, Handbuch für den politischen Ver- 
waltungsdienst, Bd. 4, S. 173, Anm. 1. Leider ist die konkurrierende Kompetenz der 
beiden Tribunale in Konjrruasachen (vgl. meinen Aufsatz in der öerichtszeitung 1900, 
Nr. 42) damit nicht beseitigt. 
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Berechtigung die Loslösung aus einem früheren Unterordnungsverhältnis in der 
Begel abschließt. In dieser Kichtung ergibt sich allerdings die weitere Frage, 
ob die Vornahme von Trauungen ex delegatione parochi auch dann die Unselb- 
5tändigkeit beweise, wenn diese Delegation nicht im einzelnen Falle, sondern 
semel per semper erteilt wird. Die Praxis hat dies mit Recht verneint. ^'^ — Die 
Bestimmung des § 1, Absatz 4, läßt die allerdings unwesentliche Frage offen, wie 
die nach 1855 geschaffenen Seelsorgestellen zu behandeln sind, und bedürfte 
einer Ergänzung für die in der Praxis nicht selten vorkommenden Fälle, wo in 
der Zeit um 1855 eine Hilfspriesters teile bei einer Seelsorgestation tatsächlich 
bestanden hat, die aber seither oder auch schon früher durch längere Zeit un- 
besetzt war und die nach den bestehenden Verhältnissen vielleicht sogar unnötig 
erscheint. Eine solche Ergänzxmg Wäre nebstbei auch aus dem Gnmde wünschens- 
wert, damit der Erhebimg von imbilligen Ansprüchen aus dem Titel des § 12 
des Gesetzes vorgebeugt werde. 

Die Frage, wem die Stellung eines selbständigen Seelsorgers bezie- 
hungsweise der Anspruch auf die Kongrua eines solchen zusteht, spielt auch bei 
den §§ 12 und 14 (Absatz 1) des Gesetzes eine Rolle. Zufolge § 12 steht dem 
selbständigen Seelsorger, der nebst den ihm obliegenden Verbindlichkeiten auch 
noch die systemisierte, aber vakante Stelle eines Hilfspriesters an der von ihm 
m pastorierenden Seelsorgestation zu versehen hat (nach dem Wortlaute könnte 
man, nebenbei bemerkt, annehmen, daß sich die Bestinmiung auf die Mitprovi- 
dienmg von Exposituren nicht beziehe^*), ein Rechtsanspruch auf eine fixe 
Remimeration zu.^^ In der Praxis ist nun mehrfach die Frage aufgetaucht, ob 
dieser Anspruch auch dem Provisor (Administrator) gebühre, der während seiner 
interimistischen Leitung eine solche Mitprovidierimg zu leisten hat. Die Kultus- 
verwaltung (Min.-Erl. v. 19. Jänner 1901, Z. 36.251 ex 1900) hat diese Frage ver- 
neint imd dem Provisor für solche Fälle nur einen Billigkeitsanspruch auf eine 
arbiträr festzustellende Remuneration zuerkannt. Zur Kognition des Reichs- 
gerichts oder Verwaltimgsgerichtshofes ist die Frage noch nicht gelangt. Es 
scheint aber, daß diese imgüns tigere Beliandlung des Provisors nicht mit Recht 
erfolgt. In der Tat ist der Provisor einer selbständigen Seelsorgestation kirchen- 
rechtlich ein, wenn auch nur interimistischer und amovibler, so dodi gewiß 
ebenso selbständiger Seelsorger wie der Pfarrer und ebenso wie dieser von keinem 
anderen gleichartigen Seelsorger, sondern nur vom Bischöfe abhängig** und 
ebenso imleugbar dürfte folglich der Provisor (Administrator) zu jenen Per- 
sonen zu rechnen sein, die (aidJer den formell kanonisch investierten) im Sinne 
des § 1 des Kongruagesetzes durch den Diözesanbischof zur selbständigen Aus- 
übung der Seelsorge berechtigt sind. Demgemäß wird die direkte Anwendbarkeit 



^® Judikatur: Fritsch-Hartig, Judikate etc. in Kultussachen, AVien 1901^ 
^r. 898b ff., insbesondere 485 ff., dann Erk. des V.-G.-H. vom 23. September 1903, 
Z. 9761, und Erk. des R.-G. vom 1.5. Oktober 1902, Z. 311, und 26. Oktober 1903, Z. 440. 

" So auch der Min.-Erl. vom 19. Juli 1901, Z. 14.^02. 

" Das Reichsgericht scheint in dem Erk. vom 19. Jänner 1904, Z. 591, anzu- 
lichmen, daß der Mitprovident außerdem auch Anspruch auf Stipendien für die Persol- 
^erong von Dotationsmessen habe, die auf der mitprovidierten St-elle haften. Dies dürfte 
ttber die Absicht des Gesetzes hinausgehen. Vgl. hierzu den Min.-Erl. vom 12. De- 
zember 1901, Z. 4686 (Archiv für katholisches Kirchenrecht, Bd. 83, S. 291). 

*^ Vgl. Heiner, Katholisches Kirchenrecht 1893, S. 352; Hinschius, System 
^^ Kirchenrechtes, II, S. 327. 
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des § 12 auf die temporären Stellvertreter der Pfarrer sich nicht wohl be- 
zweifeln lassen. 

Schwierigkeiten bietet die Auslegung des § 14, Absatz 1. Die Schaffung 
dieser zum Schutze erworbener Hechte getroffenen Be- 
stimmung, wornach Seelsorger . . .,idie sich bei Beginn der Wirksamkeit des neuen 
Kongruagesetzes im Genüsse einer höheren Kongruae r gänzung. . . befinden, 
als ihnen nach den Bestimmungen dieses Gesetzes gebühren würde, diesen höheren 
Bezug für ihre Person auf die Dauer ihrer bezüglichen Anstellung behalten, war zur 
Ergänzung der Bestimmungen des § 1 des Kongruagesetzes notwendig. Ohne dieselbe 
wären alle jene Seelsorger an staatlich nicht als selbständig anerkannten Stationen« 
denen entweder das Reichsgericht (s. oben) aus dem Grunde ihrer persönlich 
selbständigen Stellung die Kongrua selbständiger Seelsorger zuerkannt hatte oder 
denen die Administrativbehörden zur Vermeidung eines aussichtslosen Rechts- 
streites vor dem Reichsgerichte bei gegebener i)ersönlicher Unabhängigkeit jene 
Kongrua freiwillig, auf Ansuchen oder im Wege der Klaglosstellung, angewiesen 
hatten, bei Inkrafttreten dos neuen Gesetzes auf die Expositenkongrua beschränkt 
worden. Diese Unbilligkeit zu beseitigen, ist die Anordnung des § 14, Absatz 1, 
bestimmt (vgl. Bericht des Budgetausschusses zu § 14, 1690 der Beilagen zu den 
sten. Prot, des Abg.-H., XI. Session, 1897). Sowohl aus dem Wortlaute dieser 
Stelle als auch aus dem Zwecke der getroffenen Anordnung ergibt sich zweifellos, 
daß den in Betracht konunenden Seelsorgern nur die bisher genossene höhere 
Kongrua ergänzung, nicht aber die bisherige höhere Kongrua belassen 
werden sollte. Dasselbe erfolgt auch aus der allgemeinen Erwägung, daß bei der 
gegenteiligen Auffassung jene Seelsorger den durch die reichsgerichtliche 
Praxis geschaffenen Vorteil des alten Kongruagesetzes und die im neuen Gesetze 
gewährten Begünstigungen (z. B. die des § 5) kumulativ genießen würden, also 
altes und neues Recht vereint zur Anwendung kommen würde, was mit den 
Grundsätzen über die zeitlichen Grenzen der Gesetze und auch mit § 17 des 
Gesetzes selbst im Widerspruch stünde. (Auch der Verwaltimgsgerichtshof hat 
in seinem Erkenntnis vom 17. September 1902, Z. 7925, Budw. XXVI, Nr. 1213 A, 
ausgesprochen, daß der Anspruch auf Kongruaergänzung gegenwärtig aus- 
schließlich nach dem neuen Gesetze zu beurteilen ist.) Zu demselben Ergebnis 
gelangt man durch Vergleichung der Bestimmung des § 14, Absatz 2, der für 
gewisse Spezialfälle im Gegensatze zu Absatz 1 ausdrücklich den Fortbezug der 
bisherigen Kongrua normiert. 

Trotz dieser anscheinend ganz klaren Rechtslage hat jene Gesetzesstelle 
in der Praxis Schwierigkeiten ergeben. Die administrative Judikatur folgt 
der hier entwickelten Anschauimg, das heißt die Fassionen der in Betracht 
kommenden Seelsorger werden nach dem neuen Gesetze allgemein imter 
Zugrundelegung der Expositenkongrua adjustiert; ergibt sich dann eine Dota- 
tionsergänzung, die geringer wäre als die bisher bezogene, so wird dem Seel- 
sorger der bisherige höhere Bezug belassen. Der Verwaltungsgerichtshof hat 
jedoch hier eine, wie es scheint, nicht gerechtfertigte Unterscheidung gemacht. 
In einem Falle, wo seinerzeit dem Seelsorger die höhere Kongrua ad personam 
im Wege der Klaglosstellung (also nach Überreichung der Klage beim Reichs- 
gericht) zuerkannt worden war, hat der genannte Gerichtshof ausgesprochen, 
daß hieraus keine Folgerung in betreff der nach dem neuen Gesetze gebührenden 
Kongrua gezogen werden könne. (Erk. v. 6. Februar 1902, Z. 211 ; nicht publiziert.) 
In einem anderen Falle hingegen, wo jene Zuerkennung zwar unter den gleichen 
Voraussetzungen, jedoch nicht im Wege einer Klaglosstellimg, sondern auf 
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bloBes Ansuchen erfolgt war, hat sich der Gerichtshof zu der Ansicht bekannt, 
daB dem betreffenden Seelsorger auch unter dem neuen Gesetze zumindest ad 
personam die höhere Kongrua weiter gebühre, also der bezügliche Erlaß für den 
Seelsorger gewissermaßen ein unentziehbares Spezialrecht begründe. (Erk. v. 
19. März 1902, Z. 1169, Budw. XXVI, Nr. 931 A.) Diese beiden Erkenntnisse 
statuieren also einen logisch kaiun zu rechtfertigenden prinzipiellen Unterschied 
erwischen einer freiwilligen Klaglosstellimg im Erlaßwege und einem Erlaß 
zum Zwecke der Klagevermeidimg, und das an zweiter Stelle erwähnte Erkenntnis 
gebt zudem von der Anschauung aus, daß administrative Verfügungen dem 
Gesetze derogieren, beziehungsweise trotz Änderung des Gesetzes, auf Grund 
dessen sie erflossen sind, ihre Kraft behalten. Diese Anschauung, die auch in 
dem Erkenntnis vom 30. April 1900, Z. 2350, Budw. XXIV, Nr. 14.131, Ausdruck 
findet, ist wohl ebenso unhaltbar, wie die in früheren Entscheidungen desselben 
Gerichtshofes (z. B. Erk. v. 20. Februar 1896, Z. 1080, Budw. XX, Nr. 9358) 
ausgesprochene Ansicht, daß in einer der erwähnten administrativen Maß- 
nahmen nicht nur die Anerkennimg der Selbständigkeit des betreffenden Seel- 
sorgers, sondern sogar die Anerkennung der Selbständigkeit der betreffenden 
Seelsorge Station erblickt werden muß. Ersteres widerspricht den Grund- 
sätzen über das Verhältnis der Verwaltung zur Gesetzgebung, letzteres der von 
den Verwaltungsbehörden in jedem einzelnen Falle durch ausgesprochenen Vor- 
behalt klar zum Ausdruck gebrachten Intention, entsprechend der Praxis des 
Reichsgerichtes dem persönlich selbständigen Seelsorger ad personam die höhere 
Kongrua einrämnen zu wollen, ohne nach irgendeiner anderen Richtung zu 
prä judizieren. Das Reichsgericht, welches bis jetzt noch nicht Gelegenheit hatte, 
die Tragweite des § 14 des Kongraiigesetzes zu erörtern, ist in einer ganz rich- 
tigen Entscheidung (v. 7. Juli 1900, Z. 206, Hye XI, Nr. 1018) zu der Ansicht 
gelangt, daß aus einer administrativen Verfügung (Ministerialerlaß) des ge- 
dachten Inhalts, also einer auf die Person beschränkten Verfügung deklara- 
torischer Natur, niemals die vom Verwaltungsgerichtshof angenommene 
konstitutive Anerkennung der Selbständigkeit einer Station gefolgert werden 
könne. Hält das Reichsgericht diese durchaus begründete Anschauung bei einer 
eventuellen Interpretation des § 14 des Kongruagesetzes fest, so muß sich daraus, 
wenn nicht etwa der Verwaltungsgerichtshof seine Ansicht ändert, ein neuer be- 
dauerlicher Gegensatz zwischen den Rechtsprechungen der beiden Gerichtshöfe 
ergeben, der die Verwaltungsbehörden in jedem einzelnen Falle vor die un- 
angenehme Alternative stellen wird, sich entweder mit dem einen oder dem 
anderen Tribunale in Widerspruch zu setzen. ^^ 

c) Fassion, Fassionsposten. 

Die Bestimmungen über die Fristen zur Einbringung der 
Fassionen (§8 des Gesetzes, § 2 der Durchführungsverordnung vom 16. Nov. 
1898, R.-G.-Bl. Nr. 205) haben in der Praxis zu keinen besonderen Beschwerden 
Anlaß geboten. Ein Zweifel ergab sich darüber, was unter dem Tage des Amts- 
antrittes (§8, Abs. 2) zu verstehen sei. Der Ministerialerlaß vom 11. Februar 
1902, Z. 4171, bestimmt hierüber im Einklänge mit dem kanonischen Rechte 
und dem — allerdings zunächst für die griechisch-orientalische Geistlichkeit 



" Während der Drucklegung obiger Ausführungen gelangte das Erkenntnis des 
Reichsgerichtes vom 21. April 1904, Z. 134, zur Zustellung. In demselben gelangt dieses 
Tribunal in der Tat zu der der Ansicht des Verwaltungsgerichtshofes entgegengesetzten 
Auffassung des § 14. 
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erflossenen — Hofkanzleidekrete vom 7. November 1836, Z. 29.032, Politische 
Gesetzessammlung LXIV, Nr. 145, daß bei investierten Seelsorgern der Tag 
der Investitur als Tag des Amtsantrittes zu gelten habe. — Überdies ist, einem 
langgehegten Wmische des Klerus entsprechend, mit der Ministerialverordnung 
vom 14. Jämier 1904, K.-G.-Bl. Nr. 7, angeordnet worden, daß künftig — nebst 
den Provisorengehalten — die Kongruaergänzungen (ohne Änderung des gesetz- 
lichen Anfallstages) monatlich antizipativ flüssig gemacht werden. (Ähnlich 
die Kuhegehalte zufolge Min.-Erl. v. 15. April 1874, Vdg.-Bl. Nr. 17, und Min.- 
Erl. V. 18. März 1901, Z. 2001.) 

Eingehendere Besprechimg verdienen die Bestimmungen über die 
einzubekennenden Einnahmen und Ausgaben (§ 4 ff.). Zunächst 
erhellt, daß das Lokaleinkommen, welches durch die Fassion zur Darstellung 
kommt, zufolge des gesetzlichen Fatierungssystems in den meisten Fällen rein 
fiktiv ist. Das Gesetz schließt eine Reihe von Amtseinnahmen ausdrücklich, 
eine andere Reihe stillschweigend (s. § 4, Eingang verbo „nur") von der Ein- 
rechnung aus; andere Einnahmen sind wiederum nur zum Teil einzubekennen. 
Zu den ersteren gehören die Erträgnisse aus Stiftungen für Messen und andere 
gottesdienstliche Handlimgen sowie das Einkommen aus gewissen liberalen 
Zuwendungen (§§5 und 6) ; zur zweiten Kategorie zählen namentlich Stipendien 
für Manualmessen (Min.-Erl. v. 6. März 1899, Z. 4359), sonstige freiwillige 
Gaben (Oblationen bei Hochzeiten, Taufen, Beerdigungen, Einsegnungen), 
Remunerationen für Religionsunterricht, ferner das Einkommen aus Kirchen- 
ämtem, die der Patent mitversieht, ohne daß sie jedoch mit seinem Amte formell 
uniert wären (einfache Benefizien, Kanonikate^^), dann der Beziig von Stoltax- 
entschädigimgen bei Auspfarrung eines Teiles der Parochianen (Min.-ErL v. 
18. August 1900, Z. 22.796) ; zur dritten Gattung gehören die Bodenrente, die 
nur in der Höhe des Katastralreinertrages, also meist eines geringen Bruch- 
teiles des wirklichen Ertrages, zu f atieren ist (§ 4 a),^^ dann das Einkommen 
aus Naturalien (§ 4d), von dessen ermitteltem Werte unterschiedlos 20% nicht 
einzubekennen sind, endlich die Stolgebühren (§ 4f), die für Fatierungszwecke 
selbstverständlich nur in dem gesetzlichen stoltaxpatentmäßigen (nicht dem fast 
überall gewohnheitsrechtlich herausgebildeten höheren) Ausmaße berechnet und 
auch da noch bloß in einem Pauschalbetrage und mit einem weiteren Abschlage 
von 60 K einbekannt werden. Anderseits sind auch die gesetzlichen Ausgabeposten 
insofern fiktiv, als die Personaleinkommensteuer keine Ausgabepost bildet, 
da sie nicht (§ 7 a) auf den einbekannten Einnahmen, sondern auf dem Gresamt- 
cinkommen des Patenten haftet und im anderen Falle entgegen der Intention 
der §§ 167, al. 2, und 238 des Gesetzes vom 25. Oktober 1896, R.-G.-Bl. Nr. 220, 
auf den Religionsfonds überwälzt werden würde (Min.-Erl. v. 19. Mai 1899, 
Z. 6720, Erk. d. Reichsg. v. 8. JuH 1901, Z. 286, Hye XII, Nr. 1077)," als femer 



" So für ein Kanonikat der Min.-Erl. v. 16. Februar 1903, Z. 4054 (anders der 
Min.-£rl. v. 8. Jänner 1900, Z. 33.198 ex 1899) und für einfache Benefizien die Min.-ErL 
v. 11. Februar 1904, Z. 42.807 ex 1903 und v. 27. Jänner 1902, Z. 80.613 ex 1901. 

^ö Dies gilt auch für den dem Pfarrer zufließenden Ertrag von Kirchen grund- 
stücken (Min-Erl. v. 20. Oktober 1900, Z. 22.293 ex 1899). 

" Unklar und vielleicht auch unbillig ist die Bestimmung des § 7 a insofern, als 
Steuern und Umlagen nur dann fatierbar sind, wenn sie auf dem einbekannten 
Einkommen lasten, während diese Voraussetzung anscheinend bei anderen auf Grund 
eines Gesetzes zu leistenden Beiträgen sowie beim Gebührenäquivalente nicht gemacht 
wird. Andernfalls müßte es in dieser Stelle statt „sonstige" sprachrichtig „sonstigen** heißen. 
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die Hausklassensteuer wenigstens von gewissen Objekten nicht passiert werden 
kann (Min.-Erl. v. 23. März 1899, Z. 7114) und auch größere Bauauslagen, 
die dem Benefiziaten nach den Konkurrenznormalien obliegen, nicht als Auslage- 
post erwähnt, die Auslagen für bloBe Instandhaltung der Pfründengebäude aber 
(§ 7 Schlußsatz) ausdrücklich als nicht abzugsfähig erklärt sind; desgleichen 
sind Auslagen für Substituten in Krankheits- und ürlaubsfällen nicht angeführt 
und überhaupt nur pflichtmäßige Auslagen passierbar, während auf die fast 
jedem Seelsorger oft in drückendem Maße obliegenden und unausweichlichen 
charitativen Auslagen gar keine Rücksicht genommen ist; endlich ist die Ent- 
lohnung für die Persolvierung der Religionsfondsmessen (§ 7 d) in den meisten 
Kronländem sehr gering und steht mit der gegenwärtig üblichen Hohe der 
Meßstipendien in keinem Verhältnis. Im allgemeinen darf aber wohl gesagt 
werden, daß die bezüglich der Einnahmen gewährten Begünstigungen die bei den 
Auslagen sich ergebenden Nachteile weitaus überwiegen. 

Für und wider dieses System der fiktiven Fassionen läßt sich mancherlei 
vorbringen. Vor allem hat dasselbe das Herkommen für sich — die Fassions- 
gnmdsätze sind seit jeher, schon seit dem 18. Jahrhundert, mehr oder weniger 
von diesem System getragen — und es ist in der Tat kaum möglich, das 
zudem viel mehr Feststellungsarbeit erfordernde Wahrheits- und Vollständig- 
keitsprinzip bei solchen Fassionen nach allen Richtungen durchzuführen. Ander- 
seits führt dieses ethisch gewiß nicht sehr hoch stehende System, wie bereits 
früher bemerkt, zu außerordentlichen Ungleichheiten zwischen theoretisch gleich- 
gestellten Seelsorgern, je nachdem das Pfründeneinkommen aus solchen Quellen 
fließt, die vom Gesetze besonders begünstigt sind, oder sich aus solchen Einnahmen 
zusanunensetzt, bei denen das Gesetz die volle Einrechnung verlangt. Ganz wird 
sich diese Ungleichförraigkeit, wie bereits eingangs dieser Darstellung angedeutet 
wurde, wohl kaum beseitigen lassen; immerhin wäre es wohl gerechtfertigt, 
mit einer zeitgemäßen Reform der Kongruaansätze auch eine Reform der 
Fassionsprinzipien in der Richtung zu verbinden, daß bei der Fatierung die 
wirkliche Sachlage genauer zur Darstellung gebracht imd wenigstens die auf- 
fallendsten Unbilligkeiten vermieden würden. In dieser Beziehung käme vor 
allem in Betracht, daß der gegenwärtig im Gesetze gemachte Unterschied zwischen 
Messenstiftungen im eigentlichen Sinne und Dotations- 
stiftungen, die mit Messen belastet sind, theoretisch und praktisch kaiun 
haltbar imd die unterschiedslose Nichteinrechnung des Ertrages der ersteren 
(nach § 5) ebenso unbillig erscheint, wie die unterschiedslose und vollständige 
Einrechnimg des Ertrages der anderen (nach § 4). Die Judikatur (vgl. F r i t s c h- 
H a r t i g 1. c. Nr. 595 ff., dann Erk. d. V.-G.-H. v. 20. Februar 1901, Z. 1311, 
Budw. Bd. XXV, Nr. 123 A, v. 20. Februar 1901, Z. 1387, Budw. ib. Nr. 122 A, 
V. 8. Mai 1901, Z. 3679, Budw. ib. Nr. 311 A, v. 17. Mai 1901, Z. 3868, Budw. 
ib. Nr. 338 A, v. 12. Juni 1901, Z. 4651, Budw. ib. Nr. 394 A, v. 22. Juni 1901, 
Z. 5014, Budw. ib. Nr. 420 A, v. 20. November 1901, Z. 8615, Budw. ib. Nr. 647 A, 
V. 11. Dezember 1901, Z. 9303, Budw. ib. Nr. 695 A, v. 25. Oktober 1901, Z. 8390, 
Budw. ib. Nr. 587 A, v. 3. Jänner 1901, Z. 53, Budw. ib. Nr. 4A, v. 15. Jänner 
1902, Z. 475, nicht publiziert, v. 3. April 1902, Z. 3097, Budw. XXVI, Nr. 964 A, 
V. 16. April 1902, Z. 3544, Budw. ib. Nr. 992 A, v. 16. April 1902, Z. 3527, Budw. 
ib. 993 A, V. 5. Juni 1903, Z. 6414, v. 5.* Juni 1903, Z. 6415, 6416, 6417, v. 15. Ok- 
tober 1903, Z. 10.426, V. 6. Oktober 1903, Z. 10.158, v. 6. Oktober 1903, Z. 7383, 
femer Erk. des R.-G. v. 14. Jänner 1901, Z. 476, ex 1900, Hye XII, Nr. 1038, 
V. 14. Jänner 1901, Z. 478, ex 1900, Ilye XH, Nr. 1037, v. 8. Juli 1901, Z. 286, 
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Hye XII, Nr. 1077, v. 12. Juli 1902, Z. 224, v. 26. Oktober 1903, Z. 439, dann 
die beispielsweise aufgezählten Min.-Erl. bei Fritsch, Dotation der kath. 
Seels.-GeistL, Wien, 1901, S. 143) zeigt, daß zwar das Prinzip, die mit Messen 
belasteten Dotationsstiftungen nicht unter die Ausnahmebestimmung des § Ö 
zu subsumieren, allgemein als dem Gesetze entsprechend anerkannt, daß aber 
eine ganz sichere Subsumtion der in Betracht konunenden Stiftungen unter die 
eine oder andere Kategorie kaum jemals möglich ist. Die in der Praxis hiefür 
akzeptierten Kriterien (Vorwiegen des primären Zweckes der Sorge für das 
Seelenheil oder des Anstrebens einer erhöhten Dotation für den Seelsorger, Ver- 
hältnis der Zahl der Messen zum Ertrage der Stiftung beziehungsweise Verhältnis 
des auf die einzelne Messe entfallenden Betrages zum üblichen Meßstipendium 
u. dgl.) bieten weder bei alten, unverbrieften Stiftimgen — und das ist die 
weitaus größte Zahl — noch auch sonst einen sicheren Anhaltspunkt. Auch die 
in der Praxis angenommene Präsumtion der Einrechenbarkeit (vgl. die Erk. d. 
V.-G.-IT. V. 5. Juni 1903, Z. 6414, 6416, 6717) befriedigt das BiUigkeitsgefühl 
nicht. Denn es ist wohl zweifellos unbillig, daß bei wesentlich gleicher Sachlage 
der eine Seelsorger den Ertrag einer Stiftung nicht einzubekennen hat, während der 
andere ihn — vielleicht lediglich infolge einer etwas anderen Diktion im Stiftsbriefe 
— zur Gänze f atieren muß. Ebenso ist es unbillig, daß auch in den Fällen, wo das 
auf die Stiftsmessen entfallende Stipendium das diözesanübliche Meßstipendium 
weitaus übersteigt — und es kommen in dieser Richtung ganz krasse Fälle yor — 
der Stiftungsertrag dennoch auf Grund des § 5 zur Gänze nicht einzubekennen 
ist. Theoretisch würde eine Gleiclistellung der beiden Stiftungskategorien in 
der Weise an Platze sein, daß bei beiden der Ertrag nur soweit, als er das 
diözesanübliche Messenstipendium überschreitet, einzubekennen wäre. (Vgl. § 3, 
lg u. 2 d des Ges. v. 19. April 1885, R.-G.-Bl. Nr. 47). — Die Bestimmung 
des § 6, die überdies den Zweifel übrig läßt, ob auch der Ertrag solcher liberaler 
Zuwendungen, die vor dem Inkrafttreten des Kongruagesetzes errichtet sind, 
bei denen aber der Donator die Nichteinrechnung ausdrücklich angeordnet hat, 
zu fatieren ist oder nicht (vgl. Erk. des V.-G.-H. v. 24. Oktober 1900, Z. 7222, 
Budw. XXIV, Nr. 14.698, Erk. des R.-G. v. 8. Juli 1901, Z. 286, Hye XII, 
Nr. 1077), scheint ebenfalls der Billigkeit nicht zu entsprechen, da ein Anlaß, 
zwischen früheren und künftigen Zuwendungen dieser Art zu unterscheiden, 
kaum besteht. 

Was das Einkommen aus Naturalgiebigkeiten (§ 4d des Gesetzes, 
g 5 der Durchf.-Vdg.) betrifft, so bringt dessen Bewertung und Eintreibung in 
der Praxis begreiflicherweise Schwierigkeiten mit sich. (Vgl. Fritsch 1. c, 
S. 139). Hier könnte wohl nicht durch Änderung des Kongruagesetzes, sondern 
nur durch AblcJsung aller dieser nicht mehr zeitgemäßen Giebigkeiten,etwa im Wege 
der Überwälzung derselben als Geldgiebigkeiten auf die Gemeinde beziehungs- 
weise Seelsorgegemeinde oder im Wege der ablösungsweisen Übernahme auf den 
Religionsfonds, eine einigermaßen billige Remedur geschaffen werden. Dies hätte 
allerdings die Schaffung eines eigenen Gesetzes zur Voraussetzung. 

Auch die Stolgebühren könnten in der Fassion vollständiger zum Ausdruck 
kommen. In dieser Richtung kann aber eine kongruagesetzliche Bestimmung wohl 
erst getroffen werden, sobald die obsolet gewordenen, meist aus dem 18. Jahr- 
hundert stammenden Stoltaxordnungen allgemein durch neue, den modernen Ver- 
hältnissen besser entsprechende Normen ersetzt sein werden. Dies kann (gemäß 
§ 24 des Ges. v. 7. Mai 1874, R.-G.-Bl. Nr. 50) im administrativen Wege geschehen; 
es ist aber trotzdem, wenn man von der Neuregelung für das Kronland Salzburg 
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— Min.-Ycfe. V. 11. Mai 1903, Z. 5821, Min.-Vdg.-Bl. Xr. 32 — absieht, bis jetzt 
nur für verhältnismäßig wenige Pfarren (in größerem Maße nur in Kärnten) eino 
solche Abänderung tatsächlich erfolgt. 

Ebenso billig wäre es auf der anderen Seite, den Seelsorger vor einer Läsion 
seiner Kongrua durch größere Bauauslagen zu bewahren, sei es im Wege 
der Abänderung der Koukurrenzgesetzgebung (vgl. namentlich das Konkurrenz- 
normale für Niederösterreich — Hofk.-D. v. 22. Mai 1805, Z. 9742, P. 6), sei 
CS durch Sicherung eines klaren Regresses des Seelsorgers gegen den Religions- 
fonds. In gleicher Weise sollte den Seelsorgern auch ein gesetzliches Anrecht 
auf den Ersatz etwaiger Krankheits- und Substitutionskosten aus dem Reli- 
gionsfonds eingeräumt werden. Allenfalls wären auch abnorm hohe Lebend- 
mitteltransportkosten und größere, notwendige Auslagen für auswärtige kirch- 
hche Funktionen bei Filialen u. dgl. zu berücksichtigen (gegenwärtig sind Fahr- 
gelegeuheitskosten keinesfalls passierbar, vergl. Erk. d. V.-G.-IL v. 27. November 
1902, Z. 10.106, Budw. XXVI, Nr. 1356 A; der Min.-Erl. v. 19. Oktober 1899, 
Z. 22.879 nimmt Passierbarkeit bei Bestand einer Verpflichtung zu Aushilfslei- 
stungen an fremden Kirchen an). 

Der juristischen Auslegung bieten die §§ 4 — 7 des bestehenden Gesetzes, 
wie leicht erklärlich, sonst nur wenig Interessantes. Eine von den hier in 
Betracht konmienden Fragen ist die, wie in den Fassionen ein eventueller Jagd- 
nutzen zu behandeln ist. Die administrative Praxis — gerichtliche Entschei- 
dungen bestehen nicht — nimmt an, der Jagdnutzen sei als Ertrag eines nutz- 
baren Rechts (§ 4 c) einzubekennen. So plausibel dies auf den ersten Anblick 
scheint, so dürfte die zugrunde liegende Anschauung doch unrichtig sein. Denn 
nach dem Jagdpatente vom 7. März 1849, R.-G.-Bl. Nr. 154, ist das Jagdrecht 
ein Annex des Bodenbesitzes und es ist nur unter gewissen Umständen die 
Ausübung dieses Rechts der Gemeinde vorbehalten (§6 und 8 Jagdpatent); 
femer ist das Wild zufolge § 295 A. b. G.-B. ein Zubehör des Grundes und Bodens. 
Da nun der Gnindertrag nach § 7 a des Kongruagesetzes nur mit dem Kata- 
stralreinertrag einzubekennen ist, so scheint die Annahme richtiger zu sein, daß 
der das jagdbare Wild substituierende Anteil am Jagdpachtschilling keinen 
Gegenstand der Fassion zu bilden hat. 

An die Bestimmungen dos § 7 e knüpft sich die Frage, was unter außer- 
gewöhnlichen" Auslagen für Wasserbeschaffung zu verstehen 
sei. Die hiefür im § 4, 11 e, der Durchführungsverordnung gegebene einschrän- 
kende Norm hat die Billigung des Verwaltungsgerichtshofes mit Recht nicht 
gefunden. (Erk. v. 31. Oktober 1901, Z. 8042, Budw. XXV, Nr. 603 A und vom 
15. Jänner 1902, Z. 452 und 453, Budw. XXVI, Nr. 767 A und 766 A.) 

Dagegen dürfte die in dem Erkenntnisse des Verwaltungsgerichtshofes vom 
18. September 1902, Z. 7974, Budw. XXVI, Nr. 1216 A, zum Ausdrucke ge- 
kommene Anscliauung, daß auch vorübergehende, widerrufliche 
Jahresbezüge des Seelsorgers aus dem Kirchenvermögen 
(§ 3, 1 d, des Ges. v. 1885, S 4 e des Ges. v. 1898) zu f atieren seien, zwar dem 
Billigkeitsgefühle, nicht aber dem Gesetze entsprechen, welches nur die Ein- 
bekennung von rechtlich dauernd gebührenden (nicht bloß faktisch zufließenden 
prekaristischen) Bezügen zu intendieren scheint. 

Dr. Benno Fritsch. 
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Ober die Zulassung der Realschulabiturienten zur Universität 

Die Erörterungen über den Wert der Realschule und über die derselben zu 
gewährenden Berechtigungen finden seit langer Zeit in den meisten Kulturstaatcn 
statt. Kaum daß die Realschule einigermaßen zur Geltung gelangt war, entstanden 
ihr Feinde, die sie in der heftig&tcn Weise angriffen, und bis heute hat sie viele 
Gegner und ihre Leistungen werden im allgemeinen nicht entsprechend gewür- 
digt. So erhob Günther in seiner Schrift , J) ie Realschule und der 
Materialismus^ (1839) gegen die Realschule den Vorwurf, daß sie auf den 
Trümmern der Revolution emporgewachsen seL Der Begründer der deutschen 
Philologen Versammlungen, Friedrich Thiersch, äußerte sich folgender- 
maßen: „Ein gebildeter Mensch, der den Namen verdient, wird nie aus der Real- 
schule hervorgehen, keiner, der eine höhere ideale Geistesbildung nimmt und über 
das Nützlichkeitsprinzip hinausgeht; wahre Kinder der Zeit, Umwälzungsmen- 
schen, die alles bessern wollen, nur nicht sich selbst, zieht sie heran.** R o s e h e r 
5chreibt in seiner Nationalökonomie: „Zur höchsten Geistesbildung ist der Weg 
durch ein klassisches Gymnasium noch immer der normalste, für jeden Mens>chon 
überhaupt die sittlich religiöse Tüchtigkeit das Wichtigste; darum haben sich 
die Realschulen, wenn sie die Volksseele nicht mehr beschädigen sollen als 
den Volksreichtum fördern, vor zwei Hauptgefahren zu hüten, woran die naive 
Überschätzung der jeweiligen Gegenwart und die blinde Generalisierung der 
exakten Wissenschaften, zumal bei unreifen Köpfen, so leicht scheitert: Ver- 
achtung der klassischen Idealität und der sittlich religiösen Lebenswahrheit . . ." 
Baron Dumreicher importierte diesen Ausspruch nach Österreich (in seinem 
Vortrage „Über die Aufgaben der Unterrichtspolitik im Industriestaate Öster- 
reich", 1881), beklagte die letzte Reorganisation der Realschule, durch welche 
diese auf den allgemeinen Bildungsstandpunkt gestellt wurde, und erklärte sie 
für ungeeignet, eine höhere allgemeine Bildung zu gewähren. Prof. L. S z a n t o 
wandte sich in einem I^itartikel der „Neuen Freien Presse*' (v. 22. Mai 1903) 
„Über klassische Bildung** gegen den Nützlichkeitsstandpunkt in der Schule: 
JDas Studium der klassischen Sprache ist schon von Wert durch seine praktische 
Indifferenz. Daß vom Lernenden eine eingehende Beschäftigung mit Dingen 
verlangt wird, die weder für ihn von unmittelbarem Nutzen sind, noch das 
materielle Wohl der Menschen fördern, hebt ihn in eine ideale Sphäre, die mehr 

wert ist als die ganze Bildung Wenn einmal die Nützlichkeitsapostel gesiegt 

haben werden, so wird sich dieser Sieg in eine gräßliche Niederlage verwandeln. 
Der Drang nach Erhebung des G^eiste8 und Gemütes ist dem Menschen so sehr 
eigen, daß, wenn ihr Geist lediglich auf der Weide des praktischen Nutzens 
herumgeführt wird, alsbald der konfuseste und vor allem unpraktischeste Mysti- 
zismus an die Stelle desjenigen treten würde, was jetzt bekämpft wird. Auch 
der Drang nach historischer Erkenntnis würde nicht aufhören, aber er würde 
durch jene unexakten Willkürlichkeiten befriedigt werden, mit denen kürzlich 
ein von der Naturwissenschaft kommender Geschichtsschreiber einen beklagens* 
werten Erfolg erzielt hat.** F. Paulsen behandelt in seiner Schrift über das 
Realgymnasium den Realismus in geradezu wegwerfender Weise: „Das Tier lebt 
in der Natur, der Mensch lebt in der Geschichte**; dieses Thema wird weitläufig 
ausgeführt. Der Autor hat jedoch in letzter Zeit, nachdem auf die Anregung 
des deutschen Kaisers Wilhelm die Gleichwertigkeit und die Gleichberechtigung 
der preußischen Oberrealschule mit dem Gymnasium ausgesprochen worden war, 
in dem von W. Lexis herausgegebenen Werk „Die Reform des Schulwesens in 
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Preußen" ein anderes Urteil abgegeben; er hat daselbst den Naturwissenschaften 
außer dem intellektuellen sogar einen hohen sittlichen Wert zugesprochen. Paul- 
sens Angriffe bezogen sich vielfach auf Herbert Spencers Erziehungslehro, 
speziell auf die Anschauungen in dem Abschnitte: „Welches Wissen hat den 
größten Wert ?" Spencer weist darauf hin, daß in den griechischen Schulen 
Dichtkimst, Kedekunst, Musik und Philosophie, die bis zum Auftreten des 
Sokrates nur geringen Einfluß auf das praktische Handeln hatte, die herrschenden 
Gegenstände waren, daß auch heute die altklassischen Sprachen höher geschätzt 
werden als die anderen Unterrichtsfächer. Er findet dafür in einer anthropologi- 
schen Betrachtung die Erklärung: Bei den Naturvölkern gehe der Kleidung der 
Putz und die Bemalimg voran; die Befriedigung der Eitelkeit konmie vor der 
Befriedig^ung der natürlichen Bedürfnisse. Ganz ebenso stehe es mit der Erzie- 
hung der europäischen Völker noch heute; das Glänzende und Schmückende 
gehe dem Notwendigen und Nützlichen vor. Eine vernünftige und naturgemäße 
Erziehung, wie sie allmählich an der Zeit sei, werde freilich anders urteilen. Für 
sie werde der Wertmesser der Kenntnis das sein, was sie beitrage zu einem „voll- 
kommenen Leben". Die erste Voraussetzung eines voUkonmienen Lebens sei die 
Erhaltung des Lebens und der Gesundheit; die Lehre zur Beschaffung der Lebens- 
mittel geben die Naturwissenschaften imd die Geometrie. Weitere Voraussetzung 
eines voUkonmienen Lebens sei die Erfüllung der Aufgaben des Familienlebens 
und der bürgerlichen Gesellschaft; die bezüglichen Wissenschaften seien die 
Physiologie, Psychologie, Sitten- imd Erziehungslehre und Soziologie. Und nun 
erst komme, was zur Ausschmückimg und zur Annehmlichkeit in den Muße' 
stunden dient: Kunst, Literatur und Sprachen. 

Professor F. J o d 1 hielt vor Jahresfrist im „Sozialpolitischen Verein*' 
in Wien einen Vortrag, in dem er in sehr vornehmer Weise für die Kealschule 
eintrat; seine Ausführungen gipfelten in den Schlußsätzen: ,3^uf uns liegt noch 
immer zu sehr der Druck eines Jahrhunderts, das, wie groß auch immerhin 
Beine technischen Errungenschaften sein mögen, doch von der dereinstigeu 
Geschichtschreibung nicht als fortschrittliches, sondern als Jahrhundert der 
nickschauenden Betrachtung charakterisiert werden wird. Von diesem Drucke 
gilt es, uns zu befreien. Wir brauchen Menscheii, die nicht in einem einzigen 
Staate und in einem einzigen Volkskreise, sondern die im Kreise der neuen 
Kulturwelt heimisch sind. Technische und historische Bildung, diese beiden 
Ströme müssen wir zu einer Einlieit verschmelzen, dann wird es gelingen, ein 
Zeitalter der Aufklärung zu erringen, wiederbringend das alte Zeitalter der 
Aufklärung, Menschen mit starken Gefühlen und hellem Verstände." Zugunsten 
der Realschulbildung hat sich auch Professor Anton Menger in seiner 
„Neuen Staatslehre" ausgesprochen und jene Prüfungskommissäre an der Uni- 
versität, welche die Leistungen der Lehramtskandidaten aus der Realschule 
kennen lernten, bestätigen deren vollkommene Eignung zum Universitätsstudium. 

Die angeführten Äußerungen mögen die Stimmungen gegen und für die 
Realschule dar tun. 

In Österreich blieben die Angriffe gegen die Realschule nur vereinzelt; 
in anderen Ländern dagegen gab es harte Kämpfe zwischen den Vertretern der 
Gymnasien und der Realschulen. In Deutschland sind der Verein der 
Realschulmänner, der Verein zur Förderung des lateinlose ii 
höheren Schulwesens und der Verein deutscher Ingenieuro 
energisch für die Interessen der Realschule eingetreten und haben große Erfolge 
erzielt. In Preußen ist die Realschulfrage prinzipiell günstig gelöst worden. 
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Kraft landesrechtlicher Bestimmung ist im Königreiche Preußen zu den juri- 
dischen Prüfungen sowie zur Prüfung für den höheren Verwal- 
tungsdienst das Reifezeugnis eines deutschen humanistischen Gymnasiums, 
eines deutschen Realgymnasiiuns oder einer preußischen Oberrealschule 
erforderlich. Laut Bekanntmachung der Minister der Justiz und des Unterrichtes 
vom 1. Februar 1902 bleibt es den Studierenden, welche das Reifezeugnis eines 
Realgymnasiums oder einer Oberrealschide besitzen, bei eigener Verantwortung 
überlassen, sich die für ein gründliches Verständnis der Quellen des römischen 
Rechtes erforderlichen sprachlichen und sachlichen Vorkenntnisse anderwei*^ig 
anzueignen/ Desgleichen berechtigen die Zeugnisse aller drei Arten von höheren 
Schulen zum Studium der philosophischen Fakultät und zu sämt- 
lichen Prüfmigen für das Lehramt an höheren Schulen (§5 der Prüfung-s- 
ordnung v. 12. September 1898 bezw. Minist.-Erl. v. 20. März 1901). Für die 
medizinischen Studien ist das Reifezeugnis eines Gymnasiums oder eines 
Realgymnasiums erforderlich; die Zulassung der Oberrealschüler ist an dem 
Widerstände der süddeutschen Staaten gescheitert, die nicht zu mngehen waren, 
du dieses Studixun in gewissem Sinne eine Reichsangelegenheit ist. Die Ober- 
realschüler haben zuvor die Maturitätsprüfung aus Latein abzulegen. In dieser 
Bestimmung liegt eine große Inkonsequenz, nachdem es den Realschulabitu- 
rienten ohneweiters gestattet ist, auch altklassische Philologie zu studieren. 
Der Erfolg der erteilten Berechtigungen war, daß mehrere Realschüler sich 
dem Universitätsstudium zuwandten, und zwar im letzten Studienjahre der juri- 
dischen Fakultät 40, der philosophischen 446, darunter der altklassischen Philo- 
logie 15. Das medizinische Studium wählte kein Realschüler. 

Die vollständige Gleichberechtigung der höheren Schulgattungen herrscht 
in Frankreich und Norwegen. In beiden Staaten bestehen diese Schulen 
aus einem gemeinsamen Unterbau mit vier Klassen ohne alte Sprachen und 
einem Oberbau mit drei Klassen. In Frankreich gabelt sich die Oberstufe 
nach drei Richtungen, welche ungefähr den oberen Klassen der preußischen 
Gymnasien, Realgymnasien und Oberrealschulen entsprechen. In Norwegen 
heißt der vierklassige Unterbau „M ittelschule" und der dreiklassige Ober- 
bau „G y m n a s i u m" ; dieser teilt sich in zwei Zweige, die Englischlinie 
mit besonderer Betonung der modernen Sprachen luid die Reallinie mit aus- 
giebigem Betriebe der mathematisch-naturwissenschaftlichen Fächer. Latein und 
Griechisch werden noch von einigen Gymnasien nur mit Bewilligrmg des Königs 
und mit Zustimmung des Storthings, sonst nur auf der Universität gelehrt. 

In Österreich besteht zwischen den Berechtigungen der beiden Mittel- 
ßchiden eine große Ungleichheit: wenn der Gymnasiast als ordentlicher Hörer 
an der technischen Hochschule aufgenommen werden will, so hat er sich einer 
Aufnahmsprüfung aus der darstellenden Geometrie und dem Zeichnen zu unter- 
ziehen, bei welcher kaum der Lehrstoff der fünften Realklasse gefordert wird; 
und wenn der Aufnahmsbewerber bei aller Nachsicht die Prüfung nicht besteht, 
so kann er leicht die Bewilligung zu einer Wiederholungsprüfung erwirken, 
die nach einigen Monaten abzulegen ist. Der Realschulabsolvent muß als Lehr- 
amtskandidat für die mathematischen und naturwissenschaftlichen Fächer Vor- 
losungen an der Universität besuchen; er kann jedoch nur als außerordentlicher 
Ilörer eingeschrieben werden; dann hat er vor derselben wissenschaftlichen 
Prüfungskommission dieselben Prüfungen abzulegen wie sein Kollege vom Gym- 



^ Es wurden hiefür Kurse an den Universitäten eingerichtet. 
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nasium, wird aber nur für das Lehramt an Realschulen approbiert, während der 
ehemalige Gymnasiast für beide Mittelschulen befähigt erklärt wird. Zum Ein- 
tritt als ordentlicher Universitätshörer wird vom Realschulabiturienten die 
Ablegung der Gymnasialmatura aus Latein, Griechiscli, Deutsch, Geschichte, phi- 
losophischer Propädeutik und Religion verlangt. Diese Forderimg erscheint gegen- 
über der Behandlung der Gymnasiasten an der Technik als ein großes Unrecht; 
wenn mit gleichem Maße gemessen würde, so hätte der Gymnasiast vor seinem 
Eintritt in die Technik die Realschulmatura aus Französisch, Englisch, dar- 
stellender Geometrie, Chemie imd Zeichnen abzulegen, ja diese Bedingung hätte 
gewiß viel mehr Berechtigung, da die genannten Fächer für die technischen 
Studien notwendig sind, während der Realschüler die ihm vorgeschriebeneu 
Ergänzungsstudien zumeist nicht weiter benötigt. 

Die Gründe, welche für die ungleiche Behandlung der beiden Arten von 
Mittelschulen in Österreich angegeben werden, sind die Ungleichheit der Studien- 
dauer, die für den Realschüler 7 imd für den Gymnasiasten 8 Jahre beträgt, 
und die geringere wissenscliaftliche, insbesondere die mindere sprachlich-histo- 
rische Vorbildung des Realschülers. Die Tatsachen widerlegen aber die Stich- 
hältigkeit dieser Anschauung. Die Realschule besteht allerdings nur aus 7 Jahr- 
gängen; ihre Schüler sind aber durchschnittlieh beim Eintritt in die Schule 
alter und beim Austritt tmgefähr ebenso alt als die Gymnasiasten: für beiläufig 
000 eintretende Realschüler ergab sich ein Durchschnittsalter von 11*6 Jahren 
und für ebensoviel Gymnasiasten an denselben Schulorten von ll'l Jahren; 
das mittlere Alter von etwa 270 Realschulabiturienten war 18*7 Jahre, das der 
Gymnasialabiturienten 18'9 Jahre. Die Absolventen der Realschule sind also 
ungefähr ebenso alt wie die Absolventen des Gymnasiums und sie sind ebenso 
alt wie die Abiturienten der neunklassigen höheren Schulen in Preußen, wo 
die Schüler mit 9 Jahren eintreten, und ebenso alt wie .die Abiturienten der 
zehnklassigen höheren Schulen in Württemberg, welche die Schüler im Alter 
von 8 Jahren aufnehmen. Der Verein „Realschule** in Wien hat übrigens 
vorgeschlagen, daß, so lange die Studiendauer an den beiden Mittelschulen 
ungleich ist, die an die Universität übertretenden Realschulabiturienten ein 
Jahr zu vorbereitenden Studien für die gewählten Fächer verwenden sollen, die 
von den betreffenden Fakultäten zu bestimmen wären, und darnach „Vorprüfun- 
gen" abzulegen hätten, damit die gesamte Studienzeit für den Realschüler nicht 
kürzer sei als die des Gymnasiasten und dieser von jeglichem Nachteile frei 
gehalten werde. Wird die Schulzeit nach Unterrichtsstunden berechnet, so ist 
dieselbe schon jetzt länger an der Realschule als am Gymnasimn; denn die 
erstere hatt ohne Kalligraphie und Turnen in allen Klassen zusammen wöchent- 
lich 198, das Gymnasium nur 194 Schulstunden. Diese Zeit wird an der Real- 
schule zu gleichen Teilen für die sprachlich-historischen und für die mathe- 
Baatisch-naturwissenschaftlichen Fächer, einschließlich Zeichnen, benützt; am 
Gymnasium stehen 47 Stunden, also kaum ein Viertel der Unterrichtszeit der 
Mathematik, den Naturwissenschaften \ind der philosophischen Propädeutik zur 
Verfügung. Diese Fächerverteilung entspricht den bisherigen speziellen Bestim- 
mungen der beiden Mittelschulen. Die Realschule hat besonders für die tech- 
nischen imd anderen wirtschaftlichen Hochschulen vorzubereiten und sie löst 
Ihre Aufgabe vollkommen; sie war und ist dazu auch notwendig, weil sie ihren 
Schülern für die betreifenden Hochschulen eine bessere Eignung verleiht als 
Jas Gymnasium. Ganz deutlich tritt dieser Umstand an der Hochschule für 
Bodenkultur zutage, wo — nach einer Statistik aus den Jahren 1894 bis 1897 — 
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die Anzahl der eintretenden Gymnasiasten doppelt so groß ist als jene der Real- 
schüler, die dritte Staatsprüfung aber von ungefähr gleich vielen Hörern beider 
Kategorien abgelegt wird. Es geht daher ein weitaus größerer Teil der Gym- 
nasiasten von den betreffenden Studien ab oder bleibt doch mehr zurück.' Die 
Tatsache, die gerne zugunsten der Gymnasien angeführt wird, daß die Gymna- 
siasten an der technischen Hochschule gute Erfolge erzielen, hat keine allgemeine 
Beweiskraft, da immer nur mathematisch sehr gut begabte Gymnasiasten die 
technische Eichtung einsclilagen. Dem gegenüber kann in bezug auf die sprach- 
lichen Leistungen der Realschüler festgestellt werden, daß solche, die an der 
Universität moderne Philologie studieren, ebenso gute Erfolge erzielen als die 
ehemaligen Gymnasiasten; die Professoren Mayer-Lübke und Hof rat Schipper 
haben Öffentlich wiederholt erklärt, daß sie bei den Seminararbeiten und bei 
den Prüfungen zwischen Realschülern und Gymnasiasten keinen Unterschied 
wahrnehmen. Endlich ist es eine bekannte Tatsache, daß die Realschul-Lehr- 
amtskandidaten für die mathematischen imd naturwissenschaftlichen Fächer, die 
als außerordentliche Hörer an der Universität studieren müssen, hinter ihren 
Kollegen vom Gynmasiiun nicht zurückbleiben. 

Die angegebenen Daten sind Beweise dafür, daß die Realschule eine ent- 
sprechende Vorbildimg für wissenschaftliche Fachstudien gewährt. Viel mehr 
als diese Vorbildung wird aber in Zweifel gezogen, ob die Realschule die für 
die Universität erforderliche allgemeine Bildung verleihe, jenen idealen Sinn 
und jene Gemütsbildung, die den Juristen und den Ärzten das erforderliche 
Vertrauen gewinnen, jene soziale und historische Auffassung, welche wegen der 
organischen Zusammenhänge in der Gesellschaft und im Staate für leitende 
Persönlichkeiten unerläßlich ist. Aber auch diese Bedenken sind unbegründet. 
Zur Beseitigung derselben kann darauf hingewiesen werden, daß die Realschule 
eine Schule für die höhere allgemeine Bildung geworden ist, seitdem die tech- 
nischen und anderen wirtschaftlichen Schulen zu Hochschulen erhoben wurden, 
daß die sogenannten humanistischen Fächer in gleichem Ausmaße wie die rea- 
listischen betrieben werden und daß der Unterricht in diesen wie in jenen im 
Sinne der historischen Entwicklung erteilt und damit die Grundlage zu einer 
der heutigen Kultur entsprechenden historischen Weltanschauung 
geboten wird, wie sie keine andere Schule zu bieten vermag. 

In ihren Anfängen diente die Realschule allerdings unmittelbaren prak- 
tischen Zwecken; sie wurde eben errichtet, um dringende Kulturbedürfnisse 
zu befriedigen, so zum Beispiel in Wien „aus Anlaß der zahlreichen, sich oft 
wiederholenden Fallimente in der Handelswelt (1770), lun der Jugend des Han- 
dels-, Gewerbe- und Künstlerstandes theoretische und praktische Bildung za 
vermitteln". Die Hebung des Verkehrs und die rasche Entwicklung in allen 
Kulturzweigen machte aber bald die Einrichtung besonderer Fachschulen not- 
wendig und der Realschule fiel die Aufgabe zu, die allgemeinen Bildungselemente 
der modernen Kultur zu sammeln und ihren Schülern zu vermitteln. Ein kurzer 
Blick auf die Kulturgeschichte vermag hierüber zu orientieren. 

Die nach den Kreuzzügen angeknüpften Handelsbeziehungen mit dem 
Morgenlande, die Auffindung des Seeweges nach Ostindien, die Entdeckung Ame- 
rikas, die Benützung des Kompasses, des Schießpulvers, der Buchdruckerkunst, 
femer die auf naturwissenschaftliche Erkenntnis gegründeten technischen Er- 
rungenschaften, die Anwendung des Dampfes, der Elektrizität imd der zahl- 



^ Genauere Daten finden sich in meinem Vortrage: „Zur Berechtigungsfrage der 
Realschule". ()sterr. Mittelschule, X\^I. Jahrgang, S. 57, 1903. 
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reichen chemischen Kräfte haben auf die wirtschaftlichen, sozialen und staat- 
lichen Verhältnisse, aber auch auf Kirnst und Wissenschaften den tiefgreifend- 
sten Einfluß geübt. Der Ertrag des Bodens wurde um ein Vielfaches erhöht, 
die Industrie erzeugt neue Güter und Werte und der Verkehr vermittelt eine 
entsprechende Verteilung der Lebensmittel über die ganze Erde. Und indem die 
Staaten sich immer mehr auf wirtschaftliche Basis stellen, treten die kriege- 
rischen Einrichtungen in ihrer Bedeutung allmählich zurück, das einzelne Men- 
schenleben gewinnt inmier höheren Wert, die Arbeit nach freiem Vertrage führt 
zu gegenseitigem Einvernehmen, zum Vertrauen und zur Schätzimg der Men- 
schen und schließlich zur Anerkennimg des höchsten sittlichen Grundsatzes, des 
Rechtes der gleichen Freiheit. Die Abschaffung der Sklaverei und der Leib- 
eigenschaft, die Beseitigung des Aberglaubens, des Glaubens an Hexen und Zau- 
berer, die zahlreichen Wohlfahrtseinrichtungen, die Einrichtung konstitutio- 
neller Verfassungen und die Teilnahme des ganzen Volkes an der Gesetzgebung 
und der Regierung des Staates sind Folgen dieser Kulturentwicklung. Zu der- 
selben haben alle Kulturvölker der Gegenwart beigetragen und, indem die Real- 
schule französische, englische und deutsche Sprache und Literatur lehrt, führt 
sie ihre Schüler zu den ausgiebigsten Quellen der modernen Kultur hin. Die 
Franzosen waren seit Ludwig XIV. lange Zeit hindurch die geistigen Führer 
Europas. Lessing und Goethe haben sich in ihren Jugendwerken den Bühnenregeln 
der Franzosen unterworfen. Die Ideen, welche die französische Revolution hervor- 
riefen, hatten ihren Einfluß auf ganz Europa. Unter dem ersten Kaiserreiche war die 
größere Hälfte Deutschlands von Frankreich abhängig. Französische Umgangs- 
formen, Moden, Literaturwerke, die Kenntnis der französischen Sprache waren 
geradezu Kennzeichen unserer höheren Gesellschaft bis in die Mitte des 19. Jahr- 
hunderts. Die ersten Theorien über die konstitutionelle Regierungsform, die 
Demokratie und den Sozialismus kamen zuerst im französischen Gewände zu 
uns. Nicht minder wichtig ist die englische Literatur. England besitzt eine freie 
Verfassung seit dem Mittelalter; politische Bildung ist dort Gemeingut des 
ganzen Volkes. Die mit dem Übergange zum Industriestaate verbundenen Krisen 
tat es im Laufe des letzten Jahrhunderts durchgemacht imd wir sehen in vielen 
Fällen gute Muster für die Ordnung der Verhältnisse. Die englische Literatur 
macht uns zugleich mit einer Reihe kühner und origineller Denker bekannt, 
welche die höchsten Probleme der Kultur in klassischen Schriften erörtert 
Laben, und mit Dichtem, welche das Gewaltigste, das Tiefste und Üas Zarteste, 
was die Menschenseele bewegt, in ergreifender Weise ausgesprochen haben. Mit 
Recht ruft Parow aus: „Schließt nicht der einzige Shakespeare eine ganze Welt 
der edelsten Gedanken und Empfindungen ein?" Die Schule bietet in der fran- 
zösischen Lektüre die geeignetsten Erzeugnisse von Voltaire, J. J. Rousseau, 
Diderot, Chateaubriand, Miehelet, Hippolyte Taine u. a. und im Englischen außer 
Shakespeare die von Addison, Walter Scott, Lord Byron, Oliver Goldsmith u. a. 
Die mathematisch-naturwissenschaftlichen Leistungen der Franzosen und 
Engländer werden besonders in den betreffenden Unterrichtsgegenständen gelehrt 
imd verarbeitet; wenn aber vom historischen Standpunkte Wert darauf gelegt 
wird, daß Fachmänner imd Forscher auch unmittelbar aus wissenschaftlichen 
Quellen schöpfen sollen, so gibt die Realschule auch dafür die entsprechende 
Vorbereitung: die Realschüler haben das Verständnis für die Werke von 
Bescartes, betreffend die Begründung der analytischen Geometrie, von Monge, 
f^nthaltend die Begründung der darstellenden Geometrie, von Lavoisier über die 
Grundlagen der modernen Chemie, ferner jene von Darwin und H. Spencer über 
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die Entwicklungslehre, von Faraday über die Grundlagen der modernen Elek- 
trizitätslehre u. s. w. Im Anschlüsse sei in aller Kürze noch auf einige deutsche 
Forscher hingewiesen, deren Lehren besondere Berücksichtigung finden : F ü c li- 
s e 1 und Werner, welche das erste geologische System schufen, Schlei- 
d e n und Schwann, welche die Zelle als organische Bausteine für Pflanze und 
Tiere erkannten, Robert Mayer, der das alle Naturersclieinungen umf a9sen«le 
Prinzip der Erhaltung der Energie aufstellte. Kirchhoff und B u n s e n, 
welche die Spektralanalyse entdockten, Heinrich Hertz, der die elektrischen 
Wellen und deren wesentliche Übereinstimmung mit den Lichtwellen nachwies. 

Die Leistungen in der bildenden Kunst gehen heute bereits weit 
über die Antike hinaus imd die Realschule pflegt diese Kunst in dem Maße, 
als es für die allgemeine Bildung erforderlich ist. Von Gegnern der Realschule 
wird es zwar als verfehlt erklärt, humanistische Bildung ohne die klassische 
Unterlage des Gymnasiums anzustreben: „denn klassischem Boden ist die 
deutsche Muse entsprossen und es ist immöglich, den Geist irgendeines mensch- 
lichen Kulturzweiges voll und ganz in sich aufzimehmen, wenn man sich bemüht, 
die letzte Phase seiner Entwicklung kennen zu lernen." Nun wohl! Nach 
Winkelmann haben Carstens, Cornelius, Genelli, in Frankreich Ingers und 
David u. a. auf der Antike weiter aufgebaut; bis Kaulbach waren die alten 
Formen und Regeln für viele ausübenden Künstler maßgebend. Aber für dio 
Heitere Entwicklung der Kunst war die Antike kein fruchtbarer Boden. Ei^ 
ergab sich, daß die Urquelle der Kunst nicht die Antike, sondern die Natur 
ist, und mit Piloty, Defregger, Vaudier und Courbet kehrten auch die übrigen 
Künstler zur Natur zurück. Sie muß getreu wiedergegeben werden, der schönen 
, Stilisierung darf der Marmor kein Hindernis bieten, gegen die Perspektive und 
die Anatomie dürfen keine Verstöße vorkommen. In diesem Sinne bewegt sich 
die moderne Kunst. Den gemachten Erfahrungen wird dadurch Rechnung 
getragen, daß die Antike in den Kunstakademien heute verbannt ist, damit die 
Schüler in der Auffassung der Natur nicht irregeleitet werden. Auch die Real- 
schule ist der neuen Richtung gefolgt und ihr Zeichenunterricht hat dadurch 
einen großen Aufschwung genommen. 

Mit den angedeuteten Bildungselementen der modernen Kultur sucht die 
Realschule ihre Schüler für das Schöne, Wahre und Gute zu begeistern, ihr 
Fühlen, Denken und Wollen kräftig zu entwickeln. Ob aber das erzielte Wissen 
und Können nicht bloß Stückwerk ist? Ob damit auch eine sichere Grundlag«?, 
eine allgemeine formale Bildung und eine entsprechende historische 
Bildung gewonnen wird? Man hat schon vor langer Zeit behauptet, daß eine 
allgemeine „formal e" Bildung durch die altklassischen Sprachen erworben 
werden müsse. Trotzdem Herbart, Schleiermacher, Hermann Schiller und andere 
maßgebende Pädagogen erwiesen haben, daß es ein Spezifikum für eine allgemeine 
„formale Bildung" nicht gibt, daß vielmehr in jedem Wissensgebiete die betref- 
fenden Begriffe besonders gebildet und nach ihren inneren Beziehungen verbunden 
werden müssen, wurde jene Behauptung noch oftmals wiederholt. Wenn darauf 
hingewiesen wird, daß in der Realschule weniger Stunden Sprachunterricht erteilt 
werde als am Gymnasiiun, so ist dies allerdings richtig; indessen entfällt ja doch 
die Hälfte der gesamten Unterrichtszeit auf die sprachlichen und historischen 
Fächer und in den übrigen Lehrstoffen werden dem Realschüler Denkmittel 
geboten, die an Genauigkeit und Zuverlässigkeit die Sprache in vielen Fällen 
weit übertreffen; hierher gehören die Apparate, Experimente, Zeichnungen, geo- 
metrische Konstruktionen, algebraische imd chemische Formeln. Dieselben sind 
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[ nicht bloß für den Techniker zum Gebäude-, Brücken- und Maschinenbau u. s. w., 

sondern auch für andere wissenschaftliche und künstlerische Zwecke von großer 
Wichtigkeit: der Planet Neptun wurde seiner Lage nach zuvor von Leverrier 
durch Rechnung bestimmt imd daim erst von Galle mittels des Fernrohres 
wahrgenoDMnen. Die mathematische Theorie der elektrischen Wellen von Max- 
well ging dem experimentellen Nachweise derselben von Hertz voran und das 
chemische Element Argon wurde ebenfalls durch Rechnung entdeckt. Mit Hilfe 
des Mikroskops wurden die Dämonen der Krankheiten als pathogene Bakterien 
und Protozoen entlarvt, und es ist nuimiehr die Möglichkeit geboten, die 
Menschheit von den furchtbaren Geißeln der Pest, der Cholera, des Wechsel- 
fiebers u. dgl. zu befreien. Der Glaube an Hexen und Zauberer bestand im 
Mittelalter neben der Scholastik imd in der Neuzeit neben dem Humanismus; 
die Aufklärung jedoch, die von der Wortgelehrsamkeit abging und sich auf die 
Beobachtung und Erfalirung stützte, machte diesem Aberglauben und den damit 
zusammenhängenden Greueln ein Ende. Die modernen Mittel der Technik sind 
mächtige Stützen aller Wissenschaften und Künste; sie gestatten, nach allen 
Richtungen hin die Wohlfahrt der Menschen zu fördern, imd tragen zur Hebung 
der Sittlichkeit im hohen Maße bei. Da nun die humanistischen und realistischen 
Fächer an der Realschule in gleichem Ausmaße betrieben werden und eine inten- 
sive Betonung der exakten Wissenschaften eine reiche Übung in scharfen Be- 
griffsbestimmungen und in der Aufstellung gesetzlicher Beziehungen derselben 
ermöglicht, so trifft der Vorwurf des Mangels an formaler Bildung, wenn der- 
selbe auf die logische Denktätigkeit bezogen wird, gegen die Realschule sicher- 
lich nicht zu. 

Ähnliches gilt von der historischen Bildung. Die Weltgeschichte wird 
in gleichem Umfange wie am Gymnasium betrieben: aus der altklassischen Lite- 
ratur werden in der fünften Klasse viele charakteristische Abschnitte in der 
Übersetzung gelesen, die Literatur in den modernen Sprachen wird nach den 
Originalen behandelt und die mathematisch-naturwissenschaftlichen Gegenstände 
werden immer mehr und mehr nach einer Methode gelehrt, welche mit der histo- 
rischen Entwicklung der Wissenschaft übereinstimmt, speziell in Physik und 
Chemie gelangen die Methoden der grundlegenden Forscher zur Anwendung. Am 
umfassendsten wird die historische Betrachtungsweise in der Natiu*geschichte 
zur Geltung gebracht. Dieses Unterrichtsfach bietet heute nicht bloß äußerliche 
Beschreibungen der Naturobjekte, sondern wirklich eine Geschichte der 
Natur. In der Zoologie und Botanik ist die biologische Behandlung maß- 
gebend, welche auf die Tx'bonstätigkeit der Organismen das Hauptgewicht legt; 
dabei finden bereits entwicklungsgeschichtliche Daten passende Berücksichtigung. 
In der historischen Geologie wird während eines Semesters der siebenten 
Klasse in drei wöchentlichen Stimden der Aufbau der Erde erklärt 
und durch Betrachtung der in den einzelnen Formationen eingeschlossenen 
Organismen die Entwicklungsgeschichte der Lebewesen von den 
niedrigsten Formen bis zum Menschen zusanmienhängend und eingehend gelehrt. 
Mit diesen Lehren wird zugleich eine Begründung für die Lebensverhältnisse 
der Menschen geboten, die auch für die Staatenbildung gültig ist; denn ob ein 
Staat Agrikultur-, Industrie- oder Handelsstaat ist, hängt vorwiegend von der 
Bodenbeschaffenheit ab. Im Zusammenhange mit der Weltgeschichte und der 
Astronomie, die gleichfalls eingehend betrieben wird, vermag die Naturgeschichte 
dem Realschüler eine historische Weltanschauung zu vermitteln, wie sie 
an keiner anderen Schule geboten werden kann. 
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Die Kealschule verfügt also über genug allgemeine Bildimgsmittel, um 
ihre Schüler zum üniversitätsstudium zu befähigen. Mit Küeksicht auf die 
medizinischen und juridischen Fakultäten wird jedoch noch das Bedenken geltend 
gemacht, daß die Realschüler keine Kenntnisse der lateinischen Sprache 
besitzen. Hierzu wäre folgendes zu bemerken. Die Medizin wurde im letzten 
Jahrhunderte vollständig auf die naturwissenschaftliche Grundlage 
gestellt, die von der Realschule in solider Weise gelegt wird; und die lateinische 
Terminologie betreffend, kann darauf hingewiesen werden, daß dieselbe dem 
Realschüler aus der Naturgeschichte und Chemie zumebt bekannt ist. Einen 
unmittelbaren Beweis dafür, daß die Realschüler bei diesem Studium keinerlei 
Schwierigkeiten hätten, liefern die Realschul-Lehramtskandidaten für Natur- 
geschichte und jene Realschüler, welche die tierärztliche Hochschule besuchen, 
zu welcher sie ohneweiters Zutritt haben. Bei der Behandlung derselben Frage 
in Preußen hat sich V i r c h o w dahin ausgesprochen : „Etymologische Exkurse 
sind doch immer mehr eine pikante als eine wichtige Angelegenheit; es gibt 
eine ganze Reihe von technischen Ausdrücken, für die man keine Etymologie 
hat. Eine scharfe Definition ist besser als eine zweifelhafte Etymologie. Ein 
praktisches Bedürfnis, die alten Sprachen zu treiben, ist in der Tat für die 
Medizin nicht vorhanden." — Dubois-Reymond nahm ein früheres Urteil 
über die Realschüler zurück und erklärte schließlich, daß die Realanstalten eine 
bessere Vorbildung für die Medizin gewähren. 

Wenn auch nicht in demselben Maße wie den Medizinern, so dürfte doch 
auch den Juristen die Realschulbildung gewisse Vorteile bringen, die manche 
Mängel aufzuwiegen vermöchten. Die Ansichten von Plato und Aristoteles, 
daß der Gesetzgeber die Handel- und Gewerbetreibenden zu übergehen habe, 
hat längst keine Geltung mehr. Das wirtschaftliche Leben ist heute für die 
Staaten geradezu maßgebend geworden: 1% Milliarden Staatssteuem sind Ln 
Österreich fast ausschließlich ein Erträgnis desselben und es ist von außer- 
ordentlichem Einfluß auf die sozialen, politischen und Verwaltungsverhältnisse. 
Durch eine schlechte Forstwirtschaft wurde der Bodenertrag in Griechenland 
und den Karstländem beinahe vernichtet, indem die unrationelle Schaf- und 
Ziegenzucht den Nachwuchs der Wälder verhinderte. Auch in Österreich und 
anderen Ländern gewinnt die Frage über die Entwaldung immer mehr Be- 
deutung, sowold in wirtschaftlicher als auch in hygienischer Beziehung. Güter- 
und Staats verwaltimgen haben auch bereits ihr besonderes Augenmerk darauf 
gerichtet. Eine verständige Sanitäts- und Veterinärpolizei kann zu einem guten 
Gesundheitszustande der Bevölkerung sehr viel beitragen. Fabriksbetriebe und 
Handelsverkehr liefern zahllose Fälle für Justiz und Verwaltungsarbeiten. 
Die Dampfmaschine hatte den fabriksmäßigen Großbetrieb der Industrie, die 
Häufung von Arbeitermassen und eine gewaltige Zunahme der sozialdemo- 
kratischen Strömung zur Folge. Die elektrische Energie, welche von einer 
Zentralstelle aus jedem Hause für Beleuchtung und für kleine und große 
Arbeitsmaschinen leicht zugeführt werden kann, bietet die Möglichkeit, den 
industriellen Betrieb zu dezentralisieren imd viele Arbeiter wieder selbständig 
werden zu lassen. Durch eine entsprechende Leitung der bezüglichen Bestre- 
bungen seitens der Verwaltungsbehörden könnten große wohltätige Ver- 
ändenmgen in sozialer Beziehimg erreicht werden. Bei Behandlung aller dieser 
Fälle kämen den juridischen Beamten intensive naturwissenschaftliche Kennt- 
nisse sehr zustatten. Zwei Beispiele mögen noch deren Wichtigkeit dartun. 
In Deutschland klagte der Besitzer eines Elektrizitätswerkes seinen Nachbar, 
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weil dieser mittels eines Drahtes von dem Kabel des Werkes Elektrizität ableitete 
und für sich verwendete; das Gesetz bot aber zur Verurteilung des Geklagten 
keine Handhabe, weil die Elektrizität nicht als eine Sache betrachtet werden 
konnte. Und doch liegt die Schuld klar zutage, da ja mit der elektrischen 
Energie namhafte Arbeits- und Geldwerte entwendet worden waren. Ein zweiter 
Fall betrifft den Rat, den ein Finanzoberinspektor einer österreichischen Provinz- 
stadt erteilte. Die Stadt benötigte eine Anleihe von über 3 Millionen Kronen; 
sie hatte dafür zwei Anbote; von diesen empfahl der betreffende Finanz- 
oberinspektor mit großer Bestimmtheit dasjenige, das eine genauere Berechnung 
ols das weitaus ungünstigere erkennen ließ; der Barwert des Schadens hätte 
140.000 Kronen betragen, wenn die Stadtvertretiing dem Eate Folge geleistet 
hätte. Die erforderliche Arbitragerechnung kann von jedem Schüler der 
6. Healklasse ausgeführt werden. Es wäre gewiß auch wünschenswert, daß 
Juristen, die in Finanzangelegenheiten maßgebende Urteile zu fällen haben, die 
einschlägigen mathematischen Kenntnisse besäßen. Neben den eingehenderen 
mathematischen und naturwissenschaftlichen Studien kämen den Juristen auch 
die modernen Sprachen der Realschule zugute. Sicherlich ist das römische 
Recht von großer Bedeutung und für den Juristen nicht zu lungehen; die dazu 
notwendigen Kenntnisse aus Latein werden in anderen Staaten — wie bereits 
oben angegeben wurde — an der Universität erworben. Daneben ist aber nicht 
TU übersehen, daß bei den einzelnen Völkern sich allmählich ein nationales 
Recht entwickelte. Für die Rechtswissenschaft und si>eziell für die Rechts- 
geschichte haben außer den deutschen Rechtsquellen, dem Sachsenspiegel, 
dem Schwabenspiegel, den großen Kodifikationen partikularen deutschen 
Rechtes, dem preußischen Landrechte, dem österreichischen bürgerlichen Gesetz- 
buche auch noch die Gesetzbücher Napoleons L, welche nicht nur das Privat- 
recht, sondern auch das Straf- und Prozeßrecht normieren, große Bedeutiuig. 
Das französische Handelsgesetzbuch war das Vorbild der meisten neuen Handels- 
gesetzbücher und Napoleons Strafgesetzbuch übte auf die deutsche Straf- 
gesetzgebung einen großen Einfluß. Auf dem Gebiete des Strafprozesses fand 
ferner das englische Vorbild Nachahmung in dem öffentlichen und münd- 
Uchen Verfahren imd in der Heranziehung des Laienelements im Schwurgerichts- 
prozeß. Auf dem Gebiete des Staatsrechtes haben die englischen Schriftsteller 
grundlegend gewirkt; das konstitutionelle Verfassungsleben in den europäischen 
Staaten hat durch dieselben vielfache Anregung erhalten. Um die betreffenden 
grundlegenden Arbeiten im Originale zu lesen, dazu können die modernen 
Sprachen der Realschule dienen. Dieselben gewähren außerdem noch die Be- 
fähigung, die gesamte moderne juridische Literatur verfolgen und in fast allen 
Rechtsfällen des ausländischen Verkehrs mitwirken zu können. 

Schließlich mag noch ein bedeutungsvoller Umstand hervorgehoben 
werden. Die altklassische Literatur enthält den Geist der „Herrenmenschen" 
der alten Griechen und Römer. Die altklassische Bildung erfüllt den Geist der 
Schüler mit den Großtaten und dem Ruhme der Helden des Altertxuns, mit den 
Idealen des Schönen, Wahren und Guten im Sinne Piatos, >womach die Arbeiter 
als Sklaven und die Nichtgriechen als Barbaren gelten. Sie verleiht eine der 
geistigen Tätigkeit entsprechende geistige Macht und geistigen Schmuck, sie 
ist vorzugsweise für Persönlichkeiten geeignet, denen in mehr oder minder 
kriegerisch eingerichteten Staaten die Führung zukommt. In dem Maße aber, 
als sich die Staaten auf wirtschaftliche Grundlagen stellen und konstitutionelle 
Einrichtungen erhalten, müssen die qualitativen Bildungsunterschiede in der 
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Bevölkerung zurücktreten. Der Staat bedarf der Gebildeten nicht als Beherrscher, 
sondern als Berater und Leiter des Volkes, die mit einer höheren allgemeinen 
Bildung gründliche Sachkenntnisse verbinden, ein warmfühlendes Herz für das 
Volk und ein volles Verständnis für seine Lebensfürsorge besitzen. Diese Vor- 
aussetzung vermag die Realschule zu erfüllen, indem ihre modernen Bildungs- 
stoffe der Kulturarbeit der zivilisierten Völker entstammen, die dem Wohle aller 
Volksgenossen und dem Wohle der ganzen Menschheit gewidmet war. Professor 
Anton Menger stellt in seiner „Neuen Staatslehre" für den zukünftigen 
volkstümlichen Arbeitsstaat die Forderung auf, daß durch zweckmäßige Um- 
gestaltung des Unterrichtswesens eine Ausgleichung der bestehenden Bildungs- 
unterschiede hergestellt werde, daß ein Zustand geschaffen werde, in dem alle 
Volksgenossen miteinander wenigstens annähernd auf dem Fuße geistiger 
Gleichheit verkehren können; er bezeiclinet dieses Ziel als das schönste Ideal 
und deutet zur Erreichung desselben eine Erziehung an, welche der von der 
heutigen Realschule angestrebten sehr nahe steht. 

Im Hinblicke auf diese Umstände und auf die innige Beziehung der Real- 
schule zur herrschenden wirtschaftlichen und geistigen Kultur muß diese Schule 
wohl die Anerkennung als vo 1 1 w e r t i g e höhere allgemeine Bildungsschule in 
Anspruch nelimen und es muß auch das Bestreben gerechtfertigt erscheinen, 
daß ihren Schülern die Aufnahme an der Universität zugestanden werde.' 

Hans Januschke. 



Ein Beitrag zur Kenntnis der Verwaltungstätigkeit der 
Arbeiter-Unfallversicherungsanstalten. 

Das Gesetz betreffend die Unfallversicherung der Arbeiter weist wie woiil 
jedes Gesetz bei seiner Durchführung Lücken und Härten auf, deren Aus- 
füllung beziehungsweise Milderung eine der Aufgaben der Verwaltung ist. Die 
mit der Gesetzesdurchführung betrauten Anstalten waren und sind bemüht, diese 
Mängel soweit möglich in ihrer Wirkung ebenso abzuschwächen, wie sie pflicht- 
gemäß bestrebt sind, die Lücken der Gesetzgebung tunlichst zu überbrücken. 

Den Unfallversicherungsanstalten obliegt die Besorgung eines wichtigen 
Teiles der sozialen Aufgaben des Staates. Sie waren demnach mehrfach bemüht, 
an dieser Verwaltung über ihren engeren Wirkungskreis hinaus mitzuwirken. 

In den folgenden Zeilen sollen jene wichtigsten Maßnahmen von 
prinzipieller Bedeutung zur Darstellung kommen, welche die Arbeiter-Unfall- 
vorsfcherungsanstalten in den erwähnten beiden Richtungen vorgekehrt haben. 

I. 

Der Geschäftsbetrieb der Anstalten zerfällt, abgesehen von der Fonds- 
verwaltung, in zwei Ilauptteile, nämlich a) die Einbekennung und Einhebmu 
der richtigen Beitragseinnahmen und b) die Festsetzung und Auszahlung der 
Entschädigungen an die bezugsberechtigten Verletzten und Hinterbliebenen von 
Verstorbenen. 

ad a) 1. Die Unfallversicherung der land- und forstwirtschaftlichen Be- 
triebe ist auf die bei den motorisch oder durch Tierkraft betriebenen Maschinen 
Beschäftigten für die Zeit dieser Verwendung beschränkt. Das Einbekenntnis 
der Versicherungsbeiträge hat die Führung von Lohnaufschreibungen seitens 



3 Anmerkung der Kedaktion: Durch den Erlaß des k. k. Unterrichtsministeriums 
vom 14. Juli 1904, Z. 4509, V.-Bl. Nr. 32, ist nunmehr ein weiterer Schritt zur Er- 
reichung dieses Zieles getan. 
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des Landwirtes zur Voraussetzung; dieselbe ist abeY bei der bäuerlichen Bevöl- 
kerung nicht zu erwarten. Die Ausfertigung der jahrweise zu erbringenden 
Beitragsberechnungen verursacht den Maschinenbesitzem bedeutende Schwierig- 
keiten; die Versicherungsanstalten können nur unter Mithilfe der Gemeinden 
in den Besitz wenn auch nur angenähert richtiger und brauchbarer Beitrags- 
berechnungen gelangen. Es wurden demnach in Niederösterreich bereits bei 
Beginn der Unfallversicherung (1889) und diesem Beispiele folgend auch in 
einigen anderen Kronländem dank der einsichtsvollen Mitwirkung der Landes- 
vertretungen Pauschalabkommen zwischen diesen und den Anstalten ab- 
geschlossen, welchen zufolge die Beiträge für die bäuerlichen landwirtschaft- 
lichen Betriebe (mit Ausnahme der mit Dampfkraft betriebenen Maschinen) 
unter entsprechendem, in der Regieersparnis begründeten Abschlage aus Landes- 
mitteln an die Versicherimgsanstalten abgeführt werden. 

2. Die Versicherungspflicht wurde nicht nur betreffs der Land- und Forst- 
wirtschaft, sondern auch hinsichtlich der Baubetriebe dahin beschränkt, daß 
die Arbeit in den Werkstätten nicht versicherungspflichtig ist, insolange die 
Versicherungspflicht nicht durch die Verwendung von Motoren oder die Fabriks- 
mäßigkeit bedingt wird. (Vgl. die Erkenntnisse des Verwaltungsgerichtshofes 
vom 19. Jänner 1894, Z. 281, Amtl. Nachr. f. ünf.- u. Krank.-Vers. v. 1. April 
1894 [Nichtversicherungspflicht der Zimmerer auf dem Werkplatze], vom 6. April 
1894, Z. 1399, Amtl. Nachr. v. 15. Juni 1894 [Werkstättenarbeit im Baumeister- 
gewerbe].) Es wird also beispielsweise der Bauschlosserarbeiter zwar gelegentlich 
von Arbeiten auf dem Baue und in bestehenden Gebäuden versichert sein, er 
wird es aber in der Werkstätte nur dann sein, wenn daselbst, abgesehen von der 
Fabriksmäßigkeit, ein Motor im Betriebe ist. Diese Beschränkung in der Ver- 
sicherungspflicht erschwert das Beitragseinbekenntnis und dessen Kontrolle 
seitens der Anstalt (vgl. Punkt 1 und 3), sie hat auch für den versicherten 
Arbeiter das Bewußtsein der unzulänglichen Sicherstellung zur Folge. Es wurde 
demnach seitens einiger Versicherungsanstalten (hierunter auch der niedor- 
österreichischen Anstalt) der Versuch unternommen, die freiwillige Erstreckung 
der Versicherung dieser Arbeiter auf die nichtversicherungspflichtigen Berufs- 
tätigkeiten in Anwendung der einschlägigen Bestimmungen des Gesetzes 
betreffend die Ausdehnung der Unfallvers ichenmg zu erwirken, leider nur mit 
geringem Erfolge. Auch die von dem verstorbenen Industriellen Dr. Schaupp 
(Zipf) errichtete, seineu Namen tragende Stiftung von 100.000 K, aus deren- 
Zinsen die Beiträge für die freiwillige Versicherung klcingewerblicher Betriebe 
in Österreich zum Teil entrichtet werden sollen, ist erst in letzter Zeit mehr 
zur Wirksamkeit gelangt. 

3. Es besteht kein Zwang für die Betriebsunternehnier Lohnaufschreibungen 
zu führen; dies erschwert die Feststellung des richtigen Versicherungsbeitrages 
durch die Organe der Versicherungsanstalten (Beauftragten), ebenso wie die 
Überprüfung der Beitragseinbekenntnisse. In beiden Richtungen können die 
Auf Schreibungen der Krankenkassen betreffs der Lohn- oder Beitragsklasse sowie 
der Dauer der Kassenzugehörigkeit der Mitglieder wertvolle Anhaltspimkte ge- 
währen. Die Krankenkassen sind gehalten, ihre einschlägigen Auf Schreibungen 
den Versicherungsanstalten zur Verfügung zu stellen (vgl. die Erkenntnisse des 
Verwaltungsgerichtshofes vom 19. September 1903, Z. 9607, Amtl. Nachfr. f. Unf.- 
u. Krank.-Vers. v. 1. Dezember 1903). 

4. Die Naturalbezüge sind bei der Berechnung des Versicherungsbeitrages 
und der Entschädigungsbemessung jiach örtlichen Durchschnittspreisen an- 
zurechnen. Diese Bewertungen führten oft zu Streitigkeiten, weshalb in Nieder- 
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Österreich örtliche Durchschnittswerte kommissionell durch die politischen 
Behörden erster Instanz unter Einvernehmung der Vertreter der Arbeitgeber und 
Arbeitnehmer festgestellt wurden. Wenn auch diese Werte mangels gesetzlicher 
Vorschriften nicht bindend sind, so ermöglichen sie doch in der weitaus über- 
wiegenden Zahl der Fälle die ein vernehmliche Katuralbewertung bei der Fest- 
stellung der Versicherungsbeiträge und Entschädigungsleistungen. 

5. Das Unfallversicherungsgesetz enthält keine Vorschriften für die Ver- 
jährung des Vorschreibungs-, Kontrolls- und Einhebungsrechts der Anstalten 
betreffs der Versicherungsbeiträge. Die Anstalten können demnach obiges Beeht 
jederzeit für die ganze Zeit seit Versichenmgsbeginn ausüben (vgl. das Er- 
kenntnis des Verwaltungsgerichtshofes vom 24. Oktober 1895, Z. 4994, AmtL 
Nachr. f. ITnf.- u. Krank.- Vers. v. 1. Februar 1896; Erk. v. 24. Oktober lh95, 
Z. 4995, Amtl. Nachr. v. 15. Februar 1896; Erk. v. 6. November 1895, Z. 5175, 
Amtl. Nachr. v. 1. März 1896). 

Die schwere Belastung, welche hieraus für die Betriebsimternehmer hervor- 
kommen kann und oft auch wirklich zur Tatsache wird, hat die Unfallversicherungs- 
anstalt für Niederösterreich veranlaßt, statutarisch festzusetzen, daß 1. Versiche- 
rungsbeiträge nach Ablauf von 3 Jahren seit dem Abschlüsse einer Beitrags- 
periode für diese Beitragsperiode nicht mehr festgestellt werden dürfen, 2. Ver- 
sicherungsbeiträge nur innerhalb von 6 Jahren vom Zeitpunkte ihres Einbekennt- 
nisses beziehungsweise der Feststellung eingehoben werden dürfen. Beide Fristen 
werden durch jede zum Zwecke der Feststellung beziehungsweise Hereinbringung 
des Beitrages unternommene Amtshandlung unterbrochen. Diese Bestimmungen 
traten mit 1. Jänner 1903 in Kraft, und zwar mit der Einschränkung, daß bezüg- 
lich jener Betriebsimternehmer, die der Anstalt nachweisbar wissentlich imwahre 
Angaben zum Zwecke der Hinterziehung von Versicherungsbeiträgen machen, 
die Überprüfung der Beitragsberechnungen und die Feststellung gleich der Ein- 
hebung der Beiträge bis ziun Zeitpunkte des Beginnes der Versicherungspflicht 
ausgedehnt werden kann. Schon vor dem 1. Jänner 1903, nämlich seit 16. Oktober 
1901, konnten die Versicherungbeiträge nur bis 1. Juli 1896 zurück überprüft 
werden. 

6. Die Einhebung von Verzugszinsen für verspätet einbezahlte Versiche- 
rungsbeiträge bleibt mangels einer gesetzlichen Bestimmung der Anordnung 
des Statutes der Versichenmgsanstalt vorbehalten. Das Statut der Wiener 
Anstalt sieht dies vor, ordnet aber gleichzeitig die Möglichkeit der Nachsicht 
der in der gesetzlichen Höhe vorzuschreibenden Verzugszinsen „in besonders 
berücksichtigungswerten Fällen" vor. Außerdem trifft das Statut der genannten 
Anstalt die Anordnung, daß bei im Beruf imgswege rechtskräftig aufgehobenen 
oder restringierten Beitragsvorschreibungen für die vom Unternehmer zu viel 
geleisteten Zahlungen vom Erlagstage an Verzugszinsen in der gesetzlichen 
Höhe seitens der Anstalt zu vergüten sind. 

7. Der mangelnde Kontakt zwischen den Versicherungsanstalten und den 
Betriebsunternehmern und Versicherten wird oft schwer empfunden. Er trägt 
häufig an der Interesselosigkeit und dem Mißtrauen schuld, mit denen die 
Anstalten vielfach zu kämpfen haben. Mehrere Anstalten (Wien, Brunn, Prag) 
trachteten diesem Übelstande durch Errichtung von Lokalstellen (Exposituren) 
zu begegnen. Die als Lokalorgane wirkenden Beauftragten sind außerdem berufen, 
die Kontrolle der Beitragseinbekenntnisse in den ihnen zugewiesenen Bezirken 
durchzuführen und soweit nötig bei den Unfallerhebungen zu intervenieren, 
endlich die Rontnerkontrolle zu besorgen. 
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ad b) 1. Die kurze Wartezeit von vier Wochen, nach deren Ablauf die 
EntsehädigUD^pflicht der Versicherungsanstalten gegenüber den Verletzten 
beginnt, veranlaßte mehrere Anstalten, unter anderen auch die Wiener Anstalt, 
zum Abschlüsse von Übereinkonunen mit den Krankenkassen, gemäß welchen 
diese die Heil Verfahrensrente von 60 Prozent des Jahresarbeitsverdienstes unter 
Abzug des von der Krankenkasse gewährten Krankengeldes gegen Gewährung 
einer Provision an die Verletzten ausbezahlen; wenn das Krankengeld größer 
als die Heilverfahrensrente ist, so zahlt die Krankenkasse jenes gegen Rückbehalt 
der letzteren aus. Die Prager Anstalt zahlt den etwaigen Überschuß der Heilver- 
fahrensrente über das Krankengeld in der Regel erst nach Einsendung des 
Schhißberichtes der Krankenkasse unmittelbar an den Verletzten aus. Eventuell 
wird dieser Überschuß bei zwischenzeitiger Abrechnung mit der Krankenkasse 
auch während des Heilverfahrens unmittelbar an den Verletzten ausgefolgt. 

2. Die Verletzten befinden sich oft in i)ekuniär sehr bedrängter Lage. Aus 
dieser Ursache werden bei der Wiener Anstalt Rentenvorschüsse an solche 
Rentner bis zur Höhe von 60 K bei drohender Delogierung, dann bei Krankheits- 
oder Todesfällen, ebenso bei Geburten gegen Erstattung binnen höchstens einem 
Jahre bewilligt. Es werden Rentenvorschüsse auch zum Zwecke der Kautions- 
Icistung behufs Erlangung eines Arbeitspostens bewilligt, wobei der Arbeitgeber 
damit einverstanden sein muß, daß die Kaution in Verwahrung der Anstalt 
bleibt. Auch in sonstigen Fällen kann bei triftiger Begründung ausnahmsweise 
Vorschuß erteilt werden. Alle Vorschüsse werden zinsenfrei gewährt. 

Es werden endlich auch Vorschüsse bei voraussichtlich zu entschädigenden 
Unfällen, betreffs welcher jedoch die Rentenfeststellung noch nicht erfolgen 
konnte, bis zu etwa zwei Dritteln jener Entschädigung gewährt, welche dem An- 
spruchswerber bei Anerkennung der Entschädigungspflieht bereits zustünde. 
Hierdurch soll der Beeinträchtigung der Verletzten und Hinterbliebenen bei 
Verzögerungen in der Rentenfeststellung tunlichst begegnet werden. 

3. Die österreichische Unfall Versicherungsgesetzgebung kennt die Eintiußnahme 
auf das Heilverfahren der Verletzten nicht ; die Versicherungsanstalten können dem* 
nach nicht wie die Träger der deutschen Unfallversicherung, die Beruf sgenossen- 
achaften, das Heilverfahren aller jener Verletzten auf ihre Kosten unter even- 
tueller Regreßnahme an der Krankenkasse überhelunen, bei welchen hierdurch 
eine Herabminderung oder Abkürzung der Erwerbsunfähigkeit, also auch die 
entsprechende Ersparnis an Entschädigung zu erhoffen ist. Die Beeinflussung 
<ie8 Heilverfahrens durch die Unfallversicherungsanstalten ist deshalb wichtig, weil 
^ie Krankenkassen ärzte bei der Heilbehandlung der dauernden Wiedererlangung 
der Erwerbsfähigkeit nicht immer die verdiente Bedeutung beilegen. Die Wiener 
^Jistalt hat zu dieser Frage in einer Äußerung vom 23. Juni 1893 befürwortend 
Stellimg genommen; sie hat auch bereits im Jahre 1891 eine unentgeltliche Ordi- 
nation für solche Rentner eingerichtet, welche zur ambulatorischen Behandlung 
geeignet und bereit waren. Außerdem soll mit Zustimmung der Spender ein 
nber Initiative der Anstalt seinerzeit gesammelter Fonds von rund 20.000 K 
2nr Errichtung eines öffentlichen mechanotherapeutischen Instituts in Wien 
Segen Reservierung der entsprechenden Zahl von Betten für Anstaltsangehörige 
beigesteuert werden; die Anstalt gedenkt in dasselbe solche Verletzte auf 
A-nstaltskosten zunächst versuchsweise zu entsenden, welche hierzu ärztlicher- 
^its geeignet befunden werden \md hiermit einverstanden sind. Die Anstalten 
2U Salzburg und Graz haben diese Behandlungsart Verletzter bereits mit Erfolg 
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angewendet. Xeuestens soll bei der Wiener Anstalt auch die Entsendung Ver- 
letzter in Kur- und Badeorte sowie sonstige Heilanstalten erfolgen. 

IL 

Der weitere Wirkungskreis kommt für die Versicherungsanstalten ins- 
besondere vom Gesichtspunkte der Verwaltung ihrer Fonds in Betracht; sei es 
dadurch, daß sie öffentlichen Verwaltimgss teilen Darlehen bewilligen, wie es bei 
der Grazer Anstalt gegenüber dem Lande Steiermark für Zwecke des Sanitats- 
wesens wiederholt der Fall war, sei es in anderer weiterhin noch auszuführender 
Art. Bevor jedoch hierauf eingegangen wird, muÜ noch einer anderen, deo 
Anstaltszwecken besonders naheliegenden Wirksamkeit einiger Anstalten gedacht 
werden. 

1. Die Unfallverhütung hat für das Individuum, gleichwie für die Gresamt- 
heit, die größte Bedeutung ; es ist zweifellos zunächst anzustreben, daß die Unfälle 
sich gar nicht ereignen. Wenn auch die besten Schutzvorkehrungen und Unfall- 
verhütungsvorschriften nur einen beschränkten Erfolg haben, so darf doch der 
Wert einer rationellen Unfallverhütung und der beharrlichen Erziehung der 
Arbeiter zur Vorsicht nicht unterschätzt werden. Die Anstalten genießen nicht 
das den deutschen Berufsgenossenschaften zustehende Kecht des Erlasses von 
Schutzvorschriften und es ist dies vom G^ichtspunkte einer einheitlichea 
sozialen Verwaltung durchaus nicht zu bemängeln, weil die Unfallverhütung 
in das Arbeitsgebiet des Gewerbeinspektors gehört. Aus dieser Ursache haben 
die Anstalten betreffs der gewerblichen Betriebe keinerlei Aktion eingeleitet 
Aber die landwirtschaftlichen Maschinenbetriebe entbehren der Beaufsichtigung 
der Gewerbeinspektoren, weshalb die Anstalten zu Wien (1897) und Brunn 
(1900) Unfallverhütungsbelehrungen für diese Betriebe veröffentlichten und 
deren Beachtung den bezüglichen Kreisen empfahlen. 

2. Die verheerenden Wirkungen, welche der mißbräuchliche Genuß alkohol- 
haltiger Getränke im Volke zeitigt, sind zur Genüge bekannt. Zweifellos werden 
Unfälle nicht selten durch Alkoholmißbrauch verursacht und gewiß ist die Zahl 
dieser Fälle viel größer im Vergleich zu jenen, in welchen diese Ursache bekannt 
ist, denn dies trifft nur dann zu, wenn der Alkoholmißbrauch offenkundig ist. 
Die Veranlassung von Unfällen durch Alkoholgenuß wird auch durch die Tat- 
sache erhärtet, daß die Zahl der Unfälle am Montag am größten ist, an welchem 
Tage die Exzesse vom Sonntage nachwirken. Nach der deutschen gewerblichen 
Unfallstatistik für das Jahr 1897, welche das Reichs- Versicherungsamt herausgab, 
kamen auf 1000 Vollarbeiter bei den gewerblichen Berufsgenossenschaft eii 
Montag 1*22 und Freitag 1*06 UnfäUe vor; die Unfallzahlen der übrigen Wochen- 
tage liegen inzwischen. 

Der Alkoholmißbrauch hat aber auch die Vei-minderung der Widerstands- 
kraft des Körpers gegenüber Verletzungen zur Folge, wodurch der Heilerfolg 
verzögert oder ganz in Frage gestellt wird. 

Infolgedessen haben die Versicherungsanstalten, abgesehen von dem sozial- 
politischen auch ein unmittelbares praktisches Interesse an der Bekämpfung des 
Alkoholismus. So gab denn auch die Wiener Anstalt mit dem Vereine der Absti- 
nenten in Wien im Jahre 1899 je eine größere und kleinere Flugschrift heraus, 
betitelt „Weg mit dem Alkohol". 

3. Wohl die wichtigste Frage der sozialen Verwaltung isi die Besserimg 
der Wohnuiigsverhältnisse der breiten Schichten der Bevölkerung. Die 
Wohnungsfrage ist zunächst eine Lohnfrage; sie ist es aber nicht allein, denn 



Digitized by 



Google 



Ein Beitrag zur Verwaltungstätigkeit der Arbeiter-Unfallversicherungsanstalten. 283 

bei Bescbafhing von guten und gesunden Wobnungen in genügender Zabl und 
zu erscbwingbaren Mietzinsen, die jenen in den älteren Wobnungen nabe stehen, 
werden die neuen Wobnungen gesucht werden, so daß eine sukzessive Besserung 
in den Behausungsverbältnissen Platz greifen wird und die scblecbtesten 
Wobnungen schließlich keine Abnehmer finden werden. Außerdem wird die 
genügende Anzahl guter Wohnungen die behördliche Schließung der schlech- 
testen Wohnungen ermöglichen; diese unterbleibt oft nur infolge Mangels an 
Unterkunft für die aus Gesundheitsrücksichten zu Delogierenden. 

Auf Grund dieser Erwägungen haben mehrere Versicherungsanstalten die 
Mitwirkung bei der liösung der Wohnungsfrage von dem Gesichtspunkte ins 
Auge gefaßt, den Nachweis zu erbringen, daß die Elocierung größerer Kapitalien 
bei Sicherung der Verzinsung von durchschnittlich 4 Prozent auch bei dieser 
Anlageart möglich ist. Die Anstalten können entsprechend ihrer Bestimmung 
den Wohnhausbau nicht in größerem Umfange und als Selbstzweck betreiben, - 
sie müssen sich darauf beschränken, in obiger Art vorbildlich imd anregend 
zu wirken, um so mehr, als sie ihren pflichtgemäßen Interessen nach dieser Frage 
femer stehen als Invalidenversicherungsanstalten. 

Die Versicherungsanstalt zu Triest hat als die erste seit 1896 eine Kolonio 
von 22 kleinen, ein Stock hohen Doppelhäusern zu Triest (Cbiarbola superiore) 
errichtet, welche, in Gärten stehend und mit Veranden geschmückt, den freund- 
lichsten Eindruck machen. Die Wohnungen bestehen aus Küche, Zimjner und 
zwei Kammern oder einer Kammer, sind direkt durchlüftbar und beherbergen 
etwa 1500 Personen. Der jährliche Mietzins beträgt 4 K 60 h für den Quadrat- 
meter Wohnfläche imd ist um etwa ein Viertel geringer als der ortsübliche Zins. 
Bas Zinsenerträgnis des investierten Kapitals von rund 800.000 K beziffert sich 
trotzdem auf nahezu 4%%. 

Die Anstalt zu Graz hat im Jahre 1898 sieben zwei Stock hohe Reihen- 
bäuser mit 44 Wohnungen, bestehend aus Zimmer und Küche, teilweise auch 
mit Kammer, zu Eggenberg bei Graz erbaut. Der jährliche Mietzins beträgt 
5 K 17 h für den Quadratmeter und entspricht den ortsüblichen Verhältnissen bei 
jedoch besserer Wobnungsqualität. Die Häuser bieten für etwa 200 Personen Raum. 
Außerdem errichtete dieselbe Anstalt zu Leoben im Jahre 1900 fünfzehn zwei» 
stockige Arbeiterwohnhäuser mit 111 Wohnimgen, bestehend aus Küche, Zimmer 
^ind teilweise auch Kammer; sie bieten etwa 500 Personen Raum. Der jährliche 
Mietzins beträgt 6 K 30 h für den Quadratmeter. Das in beiden Anlagen in- 
vestierte Kapital beträgt rund 750.000 K; dasselbe wird mit etwa 4% verzinst. 

Die Anstalt zu Wien errichtete im Jahre 1900 sechs dreistöckige Reihen- 
häuser zu Floridsdorf bei Wien; dieselben enthalten 70 Wohnungen, zumeist 
^U8 Zimmer und Küche, teilweise auch aus Küche, Zimmer und Kammer oder 
Küche und Kammer bestehend; eines der Häuser wurde als Ledigenheim für 
«3 Männer eingerichtet. Die Anlage bietet für 350 Personen Raum. Das 
investierte Kapital von rund 360.000 K verzinst sich mit 4*1% bei einem jähr- 
lichen Mietzinse von durchschnittlich 7 K 80 h für den Quadratmeter, welcher 
Regenüber dem ortsüblichen Mietpreise um etwa 5% geringer ist. Der wöchent- 
liche Wohnraietpreis in dem möblierten Ledigenheim beträgt 3 K für den 
Wohnraum; dort, wo der letztere für zwei Personen bestimmt ist, beläuft sich 
"Pr Preis für jeden Mieter auf 2 K 50 h. In letzter Zeit wurden weitere drei 
Häuser fertiggestellt. Nach Ausbau des ganzen Blockes, wozu dann noch drei 
Häuser fehlen, werden etwa 800 Personen Unterkunft finden. 

Die Anstalt zu Salzburg errichtete im Jahre 1900 zu Kleinmünchen bei 
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Linz 10 Wohnhäuser für 34 Familien und in Hallein 12 Häuser für 24 Familieii- 
Der hierbei befolgte Vorgang wich von dem der anderen Anstalten schon deshalb 
ab, weil, den dortigen Verhältnissen Kechnung tragend, die Häuser für einzahle 
Unternehmungen erbaut wurden. Diese traten den Baugrund ab; die Anstalt 
erbaute darauf die Häuser imd wurde Eigentümerin bis zur Erstattung des Bau- 
kapitals seitens der Betriebsuntemehmung ; die Anstalt setzt die Mietzinse 
fest, welche von der die Häuser administrierenden Fabriksleitung eingehoben 
werden; die Unternehmung amortisiert das Baukapital, dessen Verzinsung sie 
garantiert; die derselben erwachsenden Verpflichtungen wurden auf der Betriebs- 
anläge mündelsicher grundbücherlich vorgemerkt. Die Anstalt investierte 
in dieser Art rund 230.000 K. 

Die Wiener Anstalt ist bestrebt, wenn auch bisher mit negativem Erfolge, 
gemeinnützigen Baugenossenschaften, welche die Errichtung von Arbeiterwohn- 
häusem bezwecken, Hypothekar- und Genossenschaftskredit zu gewähren. 
Erfahrungsgemäi3 können solche Genossenschaften bei Beschränkimg auf die 
mündelsichere Belehnung sich praktisch nicht betätigen; es ist vielmehr eine 
weitergehende Kreditgewährung nötig. Diese wird von der Anstalt rücksichtlich 
von Erwerbs- und Wirtschaftsgenossenschaften dann ermöglicht, wenn 1. die- 
selben statutengemäß fremde Darlehen nur bis zum Betrage ihrer haftungs- 
pflichtigen Mitgliedereinlagen aufnehmen dürfen; wenn 2. ein vollwertiger 
Garant (Gemeinde, Vereinigung von kreditfähigen Unternehmern) für die Ver- 
zinsung und Amortisation des Gonossenschaftsdarlehens haftet und wenn 3. das 
Genossenschaftsdarlehen unmittelbar hinter dem Hypothekardarlehen der 
Anstalt an zweiter Stelle grundbücherlich vorgemerkt wird.* 

4. Das Bestreben, die von den Industriellen und Gewerbetreibenden ein- 
bezahlten Deckimgskapitalien diesen Kreisen wieder unmittelbar zugänglich zu 
machen, veranlaßte die Wiener Anstalt schon im Jahre 1897, die Errichtung 
eines Kreditvereines für die ihr aiigehörigen Betriebsunternehmer als Erwerbs- 
und Wirtschaftsgenossenschaft in Erwägung zu ziehen. Gleichzeitig wurde der 
wichtigere Vorschlag erstattet, eine österreichische Zentralgrenossenschaftsbank 
unter Heranziehung der Mittel aller Arbeiter-ünfallversicherungsanstalten zu 
errichten. Dieselbe sollte den Kreditbedürfnisson der eigentlichen Industrie 
unmittelbar, dann dem Kreditbedarfe des kleineren Gewerbetreibenden durch 
Darlehensgewährung an größere Kjreditvereine und Verbände lokaler Kredit- 
vereine dienen. Ebenso sollte sie den Gewerbegenossenschaften für die wirtschaft- 
lichen Bedürfnisse ihrer Mitglieder und den von diesen errichteten Produktiv- 
\ind sonstigen Erwerbs- und Wirtschaftsgenossenschaften sowie deren Verbänden, 
endlich den Verbänden der von den versicherungspflichtigen Arbeitern 
geschaffenen Erwerbs- und Wirtschaftsgenossenschaften Kredit gewähren. 
Außerdem sollte diese Bankanstalt Vermögenseinlagen von den genannten Ver- 
elnigimgen sowie Spareinlagen von jedermann entgegennehmen und das gewöhn- 
liche Bankgeschäft betreiben, insoweit es den vorbezeichneten Zwecken dient. 
Hierdurch sollte das Institut zu einer Zentralausgleichsstelle zwischen den 



* Die Lösung der Wohnungsfrage erfordert neben beharrlicher Belehrung und 
Aufklärung aller Beteiligten die Schaffung einer Kreditorganisation, welche dem Be- 
dürfnisse der gemeinnützigen Bautätigkeit nach erhöhter Bau- und Hypothekarkredit- 
gewährung dient. Vgl. des Verfassers bezügliche Publikationen in dem Gebarungsberichte 
der Wiener Unfallversicherungsanstalt für das .Tahr 1901 und in der Zeitschrift für 
Volkswirtschaft, Sozialpolitik und Verwaltung, XI. Band. 
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gedachten Korporationen werden, indem es überschüssige Kapitalien in Empfang 
nimmt nnd sie den hieran Mangel leidenden zuführt. Da die Bank nur ein 
geringes Erträgnis zu erzielen brauchte, so wäre sie in der Lage gewesen, 
lediglich im Interesse der genannten Unternehmer und Genossenschaften zu 
wirken und billigen Kredit zu gewähren. 



Zum Schlüsse sei noch der wichtigsten Aktionen gedacht, welche die 
Wiener Anstalt als gesetzliche Verwalterin des Verbandes der niederösterrei- 
chiechen Bezirkskrankenkassen durchführte; es sind dies die folgenden: 

1. Die Verbandsverwaltung gewährt den Verbandskrankenkassen statutarisch 
im Bedarfsfälle Rechtsschutz und ist ihnen bei der Hereinbringung rück- 
ständiger Versicherungsbeiträge im gerichtlichen Wege über Wunsch behilflich. 

2. Der Verband gab mit dem Vereine „Heilanstalt Alland" im Jahre 1898 
eine Belehrung betreffend die Verhütim^r der Tuberkulose in Plakatform heraus. 

3. Seit dem Jahre 1899 beteiligt sich der Verband an den Kosten des 
Aufenthaltes von Mitgliedern niederösterreichischer Bezirkskrankenkassen in 
Kur- und Badeorten einschließlich von Luftkurorten; ebenso steuert er zu den 
Kosten der Entsendung dahin bei oder trägt diese Ausgaben zur Glänze. 

4. Der Verband regte die Errichtung von Erholungsstätten für Rekon* 
Taleszenten in der Umgebung von Wien und anderer größerer Orte Nieder- 
Österreichs bei dem Hilfsvereine für Lungenkranke in den österreichischen 
Königreichen und Ländern an. 

5. Über Einladung der Verbandsverwaltung werden mehrere Verbands- 
krankenkassen im Jahre 1904 eine Erhebung betreffend die Wohnungen, in 
welchen erkrankte Mitglieder untergebracht sind, nach einheitlichen Grundsätzen 
mittels der Krankenkon trollore durchführen; dort, wo die Wohnung außer 
dem Krankenraume tmd der Küche noch weitere Gelasse umfaßt, wird die 
Untersuchung auf die ersterwähnten beiden Räume beschränkt, weil eine weitere 
Ausdehnung der Erhebung für die Organe der Krankenkassen unmöglich wäre. 
Der Verband wird die Erhebungsergebnisse im Jahre 1905 bearbeiten und dadurch 
voraussichtlich neues Materiale gewinnen, welches die dringende Notwendigkeit 
der Verbesserung der Wohnungs Verhältnisse der arbeitenden Klassen dartun wird 

Direktor Karl Kögler. 



Der gegenwärtige Stand der Viehsalzfrage in Österreich. 

Das Salz (Chlomatrium) ist als unentbehrlicher Bestandteil in allen 
Teilen des Tierkörpers enthalten und als Kährstoff beziehungsweise als G^nuß- 
mittel (Würze) zum Aufbau und Erhaltung des tierischen Organismus unbedingt 
nötig. Es vermehrt die Ausscheidung der Verdauungssäfte und bewirkt dadurch 
eine bessere und energischere Verdauung, steigert die Freßlust, beschleunigt 
den Blutumlauf, befördert den Haarwechsel, wirkt anregend auf den Geschlechts- 
trieb, reizt den Appetit, schwächt die erschlaffende Wirkung der sehr wasser- 
reichen und mineralst off armen oder sonst ungünstig zusammengesetzten Futter- 
mittel ab und verbessert oder verdeckt endlich den schlechten Geschmack eines 
den Tieren weniger angenehmen Futters. 

Der Bedarf an Salz ist zum Teil schon nach der Tiergattung ein ver- 
s»chiedener, indem das Bedürfnis nach Salz beispielsweise bei Schafen und Ziegen 
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verhältnismäBig in stärkerem Maße als bei Rindern und Schweinen und bei 
diesen wieder stärker als bei Pferden und Eseln auftritt. Hauptsächlich hängt 
jedoch der Salzbedarf der Tiere von der Art ihrer Nahrung ab. Während die 
tieischfressenden Tiere bereits mit ihrer Nahrung als normalen Bestandteil der- 
selben eine ausreichende Menge von Salz erhalten, so daß eine besondere Salz- 
zugabe in der Kegel überflüssig ist, reicht bei pflanzenfressenden Tieren — und 
zu diesen gehören unsere landwirtschaftlichen Haustiere — der natürliche Salz- 
gehalt ihres Futters nur in Ausnahmsfällen zur Stillung des Salzbedürfnisses 
hin imd ist eine regelmäßige Salzzugabe für das Wohlbefinden dieser Tiere um ao 
notwendiger, je mehr die Viehhaltung und Fütterung von den naturgemäßen 
Verhältnissen (Weidegang) abweicht, was insbesondere bei reiner Stallfütterung 
und bei Verabreichung erschlaffender Futtermittel oder gewerblicher AbfäDe 
aus Bierbrauereien, Branntweinbrennereien, Zuckerfabriken u. dgl. der Fall ist. 
Dementsprechend weichen auch die Angaben über die zweckmäßig zu ver- 
abreichende tägliche Salzmenge nicht unbedeutend voneinander ab. Im Durch- 
schnitt sind jedoch folgende Mengen pro Tag und Stück reichlich genügend: 

für Stiere und schwere Mastochsen 40 bis 60 g 

für Arbeitsochsen 30 bis 40 g 

für Milchkühe 20 bis 30 g 

für Jungrinder 10 bis 20 g 

für Schafe und Ziegen 2 bis 6 g 

für Schweine 3 bis 10 g 

für Pferde und Esel 10 bis 20 g 

Ob man zu den größeren oder geringeren unter den angegebenen Mengen 
greifen oder sogar nach oben oder unten darüber hinausgehen soll, hängt außer 
von der Beschaffenheit der Nahrung auch noch von dem Körperzustande der 
Tiere ab; in letzterer Beziehimg kann als Bichtschnur dienen, daß im allg^neincn 
für je 100 Kg Lebendgewicht eine Menge von 4 bis 6 g Salz pro Tag ausreicht 
und daß junge oder milchende Tiere verhältnismäßig mehr Salz als andei*o 
bedürfen. 

Bei den eben geschilderten Eigenschaften des Salzes, welche den hohen 
Wert desselben für die Aufzucht, Haltung imd Nutzung unserer landwirtschaft- 
lichen Haustiere erkennen lassen, ist es leicht erklärlich, daß einerseits die 
Zugabe von Salz zu dem für das Zug-, Nutz- imd Mastvieh bestimmten Futter 
sich in der Landwirtschaft und Viehzucht erfreulicherweise bald eingebürgert 
hat und daß anderseits auch die Gesetzgebung, namentlich in Staaten, in deren 
Volkswirtschaft die Viehzucht eine bedeutende Rolle spielt, frühzeitig der Frage 
der Sicherstellung eines billigen Viehsalzes näher getreten ist. 

In Österreich, wo das Kochsalz gemäß § 381 der Zoll- imd Staatsmonopols- 
ordnung vom Jahre 1835 Gegenstand des Staatsmonopols ist, wurde bereits im 
Jahre 1861 ein eigenes, anfänglich mit Enzian- oder Wermutpulver, später mit 
2% Eisenoxyd und 1% Kohlenstaub bereitetes Viehsalz eingeführt, welches bei 
den staatlichen Niederlagen um ermäßigte Preise zur Abgabe gelangte. Mit der 
Zeit traten jedoch Mißbräuche durch Renaturierung dieser Salzgattung und 
Verwendung derselben für Si)eisezwecke in größerem Umfange zutage, welche 
nicht allein den Ertrag des Salzgefälles schmälerten, sondern auch zu Be- 
schwerden aus Konsumentenkreisen über nicht entsprechende Qualität des in 
Verkehr kommenden Speisesalzes Anlaß gaben. Dies hatte zur Folge, daß nach 
Eintritt des Dualismus die beiderseitigen Regierungen anläßlich der Verein- 
barung, welche zur Vollziehung des Artikels XI dos Zoll- und Handelsbündnisses 
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zwischen Österreich und Ungarn, kraft dessen das Salzgefälle in beiden Länder- 
gebieten nach gleichartigen Gesetzen und Verwaltungsvorschriften zu hand- 
haben ist, bezüglich der Verwaltung des Salzmonopols getroffen wurde, unter 
anderem auch darin übereingekommen sind, daß die Erzeugung und der Ver- 
schleiß des Viehsalzes gänzlich eingestellt, gleichzeitg aber der Verschleißpreis 
des Speisesalzes .durchschnittlich um 2 fl. 48 kr. öst. W. per Wiener Zentner 
— 8 K 86 h per 100 Kg herabgesetzt werde. Diese Vereinbarung wurde für 
die im Keichsrate vertretenen Königreiche und Länder mit dem Gesetze vom 
7. Juni 1868, E.-G.-B1. Nr. 70, ratifiziert und trat mit 1. Juli 1868 in Wirk- 
samkeit. / 

Gleichwohl behielt die österreichische Regierung die Viehsalzfrage auch 
weiterhin im Au^e. Es wurde zunächst, um eine den Interessen des Gefälles und 
der Landwirte in gleicher Weise Rechnung tragende Lösung zu ermöglichen, 
wiederholt die Ausschreibung namhafter Preise für die Erfindung einer ent- 
sprechenderen Viehsalzdenaturierungsmethode veranlaßt und, als diese Schritte 
nicht von dem gewünschten Erfolge begleitet waren, in dem Bestreben, den 
immer lauter werdenden, allseits als berechtigt anerkannten Wünschen der 
Landwirtschaft tunlichst entgegenzukommen, mit der ungarischen Regierung 
schließlich eine Einigung in der Frage dahin erzielt, daß denaturiertes Viehsalz 
wieder erzeugt werden und zu billigerem Preise, jedoch unter besonderen Kontroll» 
modalitäten und ausschließlich an Landwirte bis zu einer jährlichen Maximal- 
menge zur Abgabe gelangen solle. 

Auf dieser Grundlage beruhen die Gesetze vom 30. März 1893, R.-G.-Bl. 
Nr. 65, und vom 14. Dezember 1893, R.-G.-Bl. Nr. 175, und die zu denselben 
erflossene Vollzugsvorschrift vom 20. Dezember 1893, R.-G.-B1. Nr. 176, mit 
welchen die Erzeugung von Viehsalz in Österreich vom 1. Jänner 1894 an wieder 
eingeführt, der Preis des durch Vermengung von Kochsalz mit %% Eisenoxyd 
und ^% Wermutpidver bereiteten Viehsalzes mit 5 fl. = 10 K per Meterzentner 
loco der staatlichen Salzniederlagen festgesetzt, die Gesamtmenge des aus- 
schließlich an Landwirte der im Reichsrate vertretenen Königreiche und Länder 
(mit Ausnahme von Dalmatien) nach Maßgabe des Viehzählungsergebnisses 
länder-, bezirks- und gemeindeweise aufzuteilenden Viehsalzes mit dem jähr- 
lichen Quantum von 600.000 q kontingentiert und der Bezug, die Versendung, 
Aufteilung und Verwendung des Viehsalzes unter die Kontrolle staatlicher und 
autonomer Behörden beziehungsweise Organe gestellt wurde. Von der Einführunjj 
des Viehsalzes in Dalmatien wurde Abstand genommen, weil dort graues 
Seesalz zu dem gegenüber dem neuen Viehsalzpreise niedrigeren VerschleiS- 
preise von 9 K 30 h per 100 Kg zur Verfügung stand. 

Der Absatz des hiemach zur Abgabe gelangenden Viehsalzes betrug im 
Jahre 1894 rund 116.900 q, sank jedoch im nächsten Jahre bereits auf 38.600 q 
Herab und erfuhr im Jahre 1896 eine weitere Herabminderung auf 34.000 q. 
Der verhältnismäßig geringe Viehsalzverbrauch im ersten und der so auf- 
fallend starke Rückgang desselben in den darauffolgenden Jahren der Wirk- 
samkeit des Gesetzes wiesen unzweideutig darauf hin, daß der Grund dieser 
Erscheinung in erster Reihe im Gesetze selbst, nämlich in der Kontingentierung 
^i^d in der Beschränkung der Viehsalzabgabe auf Landwirte, zu suchen sei, 
da zar Durchführung dieser gesetzlichen Bestimmungen im Verordnungswege 
notwendigerweise eine ganze Reihe lästiger Bezugsbedingungen und mnständ- 
licher Kon trollmaßnahmen eingeführt werden mußte, welche dem Viehsak- 
verkehre förmliche Fesseln auferlegten. 
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Aus dieser Erwägiing ist das Gesetz vom 23. Dezember 1896, IL-G.-BL 
Xr. 237, hervorgegangeB, welches unter Beibehaltung des bisherigen Preises imd 
der bisherigen Denaturierungsart die Kontingentierung des Viehsalzes fallen 
ließ ^ und den Bezug desselben jedermann nicht nur zum Verbrauche im eigenen 
Wirtschaftsbetriebe, sondern auch zum Weitervertriebe mit der alleinigen 
Beschränkung gestattete, daß die Verwendung ausschließlieh zur Viehfütterung 
stattzufinden habe und daß Personen, welche preisermäßigtes Viehsalz feilhalteu, 
über den Bezug und Absatz desselben Buch zu führen haben. 

Die wohltätige Wirkung dieser Verkehrsfreigebung des Viehsalzes trat 
auch gleich im ersten Jahre in der sprunghaften Erhöhung der Vieh^alzabsatz- 
ziffer von 34.000 q im Jahre 1896 auf 156.000 q im Jahre 1897 sichtbar zutage 
und verstärkte sich von Jahr zu Jahr, indem der Viehsalzverbrauch stetig, und 
zwar zuletzt auf 212.700 q im Jahre 1902, gestiegen ist. 

Dessenungeachtet stand die abgesetzte Viehsalzmenge noch immer nicht 
in einem angemessenen Verhältnisse zu dem tatsächlichen Bedarfe des un 
Geltungsgebiete des Gesetzes vorhandenen Viehstandes. Die Viehzählung vom 
31. Dezember 1900 ergab nämlich für Österreich (mit Ausnahme von Dalmatien) 
einen Viehstand von rund: 

a) 9,198.000 Stück Großvieh (Pferde und Rinder über 1 Jahr), 

b) 1,912.000 Stück Jungvieh (Pferde und Rinder unter 1 Jahre), femer 
Esel, Maulesel und Maultiere (ohne Unterschied des Alters), und 

c) 7,187.000 Stück Kleinvieh (Ziegen, Schafe und Schweine). 

Wird von der sub c) angeführten Ziffer der vierte Teil für zu säugende 
Tiere in Abzug gebracht und im Verhältnisse zum Salzbedarfe der angeführten 
Viehgattungen, welcher — allerdings hoch gerechnet — im Durchschnitte per 
Stück und Jahr beim Großvieh auf 12 kg, beim Jungvieh und bei Eseltieren 
auf 6 kg und beim Kleinvieh auf 3 kg geschätzt werden kann, ein Stück Klein- 
vieh als Einheit, ein Stück Jungvieh und Esel als zwei und ein Stück Groß- 
vieh als vier Einheiten angenommen, so residtieren 46,006.000 Viehstückeinheiten, 
auf welche nach dem Erfolge des Jahres 1902 im ganzen 21,270.000 kg Viehsalz 
entfielen, woraus sich für eine Viehstückeinheit ein jähiücher Viehsalzverbrauch 
von nicht ganz 0*6 kg ergibt. 

In der Erkenntnis, daß die Ursache dieser vom volkswirtschaftlichen Stand- 
punkte nicht erfreulichen Tatsache vorzugsweise auf den zu hohen Preis des 
Viehsalzes zurückzuführen sei, hat die Österreichische Regierung dem dringenden 
Verlangen der agrarischen Ejreise Rechnung tragend, bei der ungarischen Re- 
gierung die Herabsetzung des Viehsalzpreises von 10 auf 6 K per 100 kg in 
Anregung gebracht, welche Preisermäßigung nach erfolgter Zustimmung Ungarns 
in Österreich auf Grund des Gesetzes vom 30. Jänner 1903, R.-G.-B1. Nr. 23, 
mit 1. Februar 1903 in Kraft trat. Gleichzeitig wurde die Viehsalzabgabe auch 
auf Dalmatien ausgedehnt. 

Die an die Verbilligung des Viehsalzes geknüpfte Erwartung, daß der 
Absatz desselben einen neuen bedeutenden Aufschwimg nehmen werde, hat sich 
als vollkommen berechtigt erwiesen; denn es wurden im ersten Jahre der Wirfc- 
samkeit des zuletzt erwähnten Gesetzes, d. i. in der Zeit vom 1. Februar 1903 
bis 31. Jänner 1904, rund 484.300 q Viehsalz abgesetzt, was gegenüber dem 
Absätze von 204.800 q in der unmittelbar vorhergehenden gleichen Zeitperiode 
eine Steigerung imi 136% bedeutet und einem jährlichen Viehsalzverbrauche 
von über 1 kg per Viehstückeinheit' gleichkommt. 

^ Bei Einrechnunpr des Viehstandes von Dalmatien ergeben sich nach obiger Er- 
mittlungsart 47,444.000 Viehstückeinheiten. 
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Wird in Betracht gezogen, daß in Österreich für Viehfütterungszwecke 
nebstdem noch ansehnliche Salzmengen unentgeltlich verabfolgt werden (an 
arme, im Gebirge gelegene Gemeinden in Gklizien und der Bukowina in Form 
^on Salzwasser aus den dort befindlichen natürlichen Solquellen, als Gnaden- 
sak in gewissen Gebieten des Salzkammergutes, zuweilen auch als Salzalmosen 
an notleidende Landwirte in von Elementarereignisscn heimgesuchten Gegenden 
in Gestalt von unreinen Steinsalzabfällen) und daB auch in Deutschland, welches 
nach dem Ergebnisse der Viehzählung vom 1. Dezember 1900 unter Anwendung 
der obigen Ermittlungsart rund 104,000.000" Viehstückeinheiten und nach dem 
Dorchschnitte der Jahre 1900 bis inklusive 1902 einen jährlichen Viehsalzabsatz 
von rund 1,055.000 q* hatte, ung^eachtet des dort etwas billigeren Bezugspreises 
die pro Jahr imd Viehstückeinheit verbrauchte Viehsalzmenge nicht mehr als 
ein wenig über 1 kg beträgt, so kann die gegenwärtige Verbrauchsziffer von 
Viehsalz inuneriiin als befriedigend bezeichnet werden, wenn auch zuzugeben 
sein dürfte, daß dieselbe einer Steigerung noch fähig ist. 

Nach dieser kurzgefaßten Darstellung der geschichtlichen Entwicklung der 
heutigen Viehsalzvorschriften (Gesetze vom 28. Dezember 1896, R.-G.-B1. Nr. 237, 
nnd vom 30. Jänner 1903, R.-G.-B1. Nr. 23, und Vollzugsverordnung vom 
30. Jänner 1903, R.-G.-B1. Nr. 24) erübrigt noch die Besprechung einzehier 
Details derselben, welche sich auf die Erzeugung, Denaturierung, den Bezug, 
die Verwendung und den Vertrieb von Viehsalz beziehen und von allgemeinerem 
Interesse sind. 

Wie die Produktion von Salz überhaupt, ist auch die Erzeugung 
von Viehsalz dem Staate als ausschließliches Recht (Monopol) vorbehalten und 
findet in den staatlichen Salznied^rlagen in der Weise statt, daß 99%% Koch- 
salz mit %% rotem Eisenoxyd (Engelrot, Caput mortuum) und %% Wermut- 
pulver, zumeist imter Benützung maschineller Einrichtungen, innig vermengt 
werden. Zur Bereitung von Viehsalz wird Kochsalz (körniges Sud- beziehungs- 
weise Seesalz oder gemahlenes Steinsalz) von derselben Qualität verwendet, in 
welcher dasselbe als Speisesalz zum menschlichen Genüsse in den Verschleiß 
gelangt. Von den bezeichneten zwei Mengstoffen dient nur das Wermutpulvor 
«Is eigentliches Denaturierungsmittel, während der Zusatz von Eisenoxyd, 
welches dem Viehsalze die rötliche Färbung verleiht, den Zweck verfolgt, das 
Viehsalz behufs Unterscheidung von Speisesalz äußerlich kenntlich zu machen. 
Beide Zusatzstoffe sind nach dem Ausspruche von Sachverständigen für das 
Vieh vollkoDMnen unschädlich. Wie insbesondere Professor Dr. M e i ß 1 hervor- 
hebt, wirkt der Wermut im Gegenteile auf die Verdauungstätigkeit anregend 
^ind bildet deshalb einen Bestandteil der meisten unter verschiedenen Namen 
in den Handel kommenden „Freßpulver" und „Viehpulver", während das Eiseii- 
oxyd eine völlig harmlose, ganz unlösliche Substanz ist, welche selbst von den 
stärksten Säuren kaum angegriffen wird und den Tierkörper unverändert, ohne 
in demselben irgendeine gute oder schlechte Wirkung hervorgebracht zu haben, 
wieder verläßt. Das Eisen oxyd verhält sich in dieser Beziehung ebenso wie etwa 
^ie geringen Mengen von Sand und ähnlichen erdigen Bestandteilen, die den 
l^'utterstoffen immer anhaften. Zudem ist die Menge des Eisenoxyds im Vieh- 
salze so gering, daß dasselbe weder einen mechanischen Reiz auf die Verdauungs- 
organe ausüben noch dieselben sonstwie belästigen kann. Würde man einem 
Stück Rindvieh die ganze Menge Eisenoxyd, welche in dem für ein volles Jahr 
fiusreichenden Viehsalze enthalten ist, auf einmal eingeben, so würde dieses 



* Entnommen aus den Vierteljahrsheften zur Statistik im Deutschen Reiche. 
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Rind nicht mehr Eisenoxyd erhalten, als es mit einer Tagesration guten Heues 
von 10 bis 12 kg, dem nur Mj^o Sand anhaftet, sandige Mengstoffe zu sich 
nimmt. DaJß derartige geringe Quantitäten vollständig unschädlich sind, ist 
aber ebenso bekannt wie die Tatsache, daß das Heu in der Regel mehr als 
%% Sand enthält. 

Daß die bei uns zur Verwendung gelangenden Viehsalzdenaturierungsstoffe, 
welche — nebenbei bemerkt — auch in Deutschland durch Jahrzehnte im 
Gebrauche stehen, der Gesundheit des Viehes in keiner Weise abträglich sind, 
wurde übrigens in neuester Zeit auch vom landwirtschaftlichen Ausschusse des 
österreichischen Abgeordnetenhauses einhellig anerkannt iind von der böhmischen 
Sektion des Landeskulturrates für das Königreich Böhmen in einem an die 
Interessenten erlassenen Zirkulare betont. 

Hierbei soll nicht iinerwähnt gelassen werden, daß in einigen Staaten die 
Denaturierung des Viehsalzes in einer intensiveren Weise als bei uns vor- 
genommen wird. So werden in Frankreich 1000 kg Salz mit 200 kg Öl- 
kuchen oder mit 300 kg gepreßter Rübenschnitte (Obsttreber) oder mit 5 k^ 
Eisenoxyd in Verbindung mit 100 kg Ölkuchen beziehungsweise 200 kg 
gepreßter Rübenschnitte (Obsttreber) oder mit derselben Menge Eisenoxyd untef 
Beigabe von 10 kg Wermutpulver und 10 kg Melasse (Holzteer) vermengt 
imd in den Niederlanden werden dem Rohsalze per 100 Kg % Kg Wermut- 
pulver, % kg gebrannte Zichorie und M kg Eisenoxyd oder 2 kg trockenes Lein- 
mehl und V^% Ocker oder 3 kg Glaubersalz, 20 kg gemahlener Leinkuchen 
imd' 1 1 Leinöl oder endlich 5 kg Glaubersalz, 3 kg Schomsteinruß und 1 1 
Leinöl zugesetzt. 

Nach dem Gesagten ist das Mißtrauen, welchem das Viehsalz, hauptsächlich 
wegen der rötlichen Färbung, bei einem Teile der Landwirte immer noch 
begegnet, durchaus unbegründet. 

Wenn speziell gewisse bei Tieren auftretende Krankheitserscheinungen dem 
Viehsalzgenusse zugeschrieben werden, so kann dies keineswegs auf die Denatu- 
rierung des Viehsalzes, sondern — sofern die Ursache überhaupt im Salzkonsum 
gelegen ist — lediglich auf eine nicht rationelle, namentlich übermäßige Ver- 
abreichung des Salzes zurückgeführt werden. Denn durch allzugroße Salzgaben 
wird die Verdauung und der Nutzeffekt des Futters eher gehemmt als gefördert, 
und andauernd verabreichte übermäßige Salzgaben können eine chronische Koch- 
salzvergiftung verursachen, welche sich im schlechten Aussehen der Tiere, Ver- 
werfung, Abmagerung, Schwäche im Hinterteile, Harndrang, Durchfall, Brech- 
reiz sowie Magen- und Darmentzündung äußert und schließlich selbst den Tod 
herbeiführen kann. 

Wiewohl bei den staatlichen Salinen beziehungsweise Salzverschleißämtern 
die Vermischung des Salzes mit den Denaturierungsmitteln sehr sorgfältig vor- 
genommen wird, so kann es infolge von Erschütterungen beim Transporte und 
bei längerem Lagern, wenn unter dem Einflüsse der Feuchtigkeit sich festere 
Klumpen bilden, vorkommen, daß die Denaturierungsmittel im Zeitpunkte, wo 
das Viehsalz zur Verwendung gelangen soll, im Salze nicht mehr gleichmäßig 
verteilt sind. Zur Wiederherstellung einer tunlichst homogenen Mischung 
empfiehlt es sich daher, das Viehsalz vor der Verwendung nochmals gründlich 
durchzurühren. 

Als Viehsalzabgabstellen des Staates bestehen derzeit 19 k. k. Sab- 
niederlagen, und zwar in Ebensee, Aussee, Hallein, Hall (in Tirol), Wieliczka, 
Bochnia, Lacko (Station Dobromil), Kalusz, Kaczyka, Pirano, Triest, VoIoscä, 
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Prag (Bahnhof Smichow), Cilli, Laibach, Obbrovazzo, Sebenico, Macarsca uiid 
Spalato. Aus diesen Niederlagen kann Viehsalz in Mengen von 50 kg und 
einem Vielfachen hiervon um den Preis von 6 K per 100 kg unverpackt ab 
Magazinswa^e der betreffenden Niederlage bezogen werden, in welchem Preise 
die Denaturierungskosten bereits inbegriffen sind. Dagegen sind die zur Ver- 
packung erforderlichen Säcke u. dgl. von dem Käufer beizustellen, welcher auch 
alle für die Verpackung und Überstellung des Viehsakes ab Wage des 
betreffenden Ärarialmagazins auf die Transportmittel auflaufenden Kosten zu 
tragen hat. Der Ankaufpreis des Viehsalzes ist anläßlich der Bestellung bei 
der betreffenden k. k. Niederlage bar zu entrichten, doch kann Abnehmern von 
mindestens 500 q eine dreimonatliche Borgung des entfallenden Kaufpreises 
von jener Finanzlandesbehörde, in deren Verwaltungsgebiete die k. k. Salz- 
niederlage, aus welcher der Salzbezug auf Kredit erfolgen soll, gelegen ist, 
gegen Bestellung einer dem kreditierten Betrage entsprechenden Sicherstellung 
(durch Wertpapiere, Hypothekarverschreibung oder Bürgschaft eines unter 
staatlicher Aufsicht stehenden Kreditinstituts) und gegen Ausstellung eines 
Beckungsweohsels bewilligt werden. Diese Begünstigung kann nicht allein von 
Salzhändlem, sondern auch von größeren, ihren Viehsalzbedarf unmittelbar bei 
einer k. k. Niederlage deckenden Abnehmern, namentlich von landwirtschaftlichen 
Vereinen und Genossenschaften, welche statutenmäßig zum Ein- und Verkaufe 
von Viehsalz behufs Abgabe an ihre Mitglieder befugt sind, in Anspruch 
genommen werden, sofern die auf einmal zur Bestellung gelangende Viehsalz- 
menge mindestens 500 q beträgt. 

Das aus den staatlichen Niederlagen bezogene Salz kann sowohl im eigenen 
Wirtschaftsbetriebe als auch zum Weitervertriebe innerhalb der im Reichsrate 
vertretenen Königreiche und Länder verwendet werden. Der Vertrieb nach den 
Ländern der ungarischen Krone sowie nach Bosnien und der Herzegowina ist 
verboten. Die Verwendung darf nur für Zwecke der Viehfütterung stattfinden 
und wird jede anderweitige Verwendung, insbesondere zimi menschlichen Genuße, 
sei es in denaturiertem Zustande, sei es nach vorheriger Entfemimg der Denatu- 
rierungsstoffe, als schwere Gefällsübertretung nach den Bestimmungen des Ge- 
fällsstrafgesetzes geahndet. Gelangt das, sei es direkt aus einer k. k. Niederlage, 
sei es im Wege des Zwischenhandels bezogene Viehsalz im eigenen Wirtschafts- 
betriebe zur Verwendung, so ist der Bezug und die Verwendung desselben keinerlei 
gefällsamtlicher Kontrolle unterworfen. 

Nur der Handel mit Viehsalz unterliegt insofern der Kontrolle der 
Pinanzverwaltung, als Personen, welche sich mit dem Viehsalzverschleiße zu be- 
fassen beabsichtigen, verpflichtet sind, hiervon unter Angabe des Lokales, in 
welchem dieser Verschleiß stattfinden soll, spätestens am Tage der Verschleiß- 
eröffnung der zuständigen Finanzwachabteilung schriftlich oder mündlich die 
slempelfreie Anzeige zu erstatten, über den Bezug und Absatz von Viehsalz ein 
Verschleiß tagebuch zu führen und den Finanzorganen die Einsichtnahme in 
dasselbe jederzeit zu gestatten. Die Buchführung ist eine sehr einfache, indem 
hinsichtlich des Bezuges der Tag des Einlangens, die Bezugsquelle und die Menge 
des bezogenen Viehsalzes und hinsichtlich des Absatzes beim Verschleiße, in 
Mengen von mindestens 50 kg der Tag des Absatzes, der Name und Wohnort 
des Abnehmers imd die abgesetzte Menge für jeden einzelnen Verkauf und beim 
Verschleiße in Mengen unter 60 kg nur die Gesamtmenge des an jedem einzelnen 
Tage abgesetzten Viehsalzes einzutragen ist. Da diese Bestimmungen den Zweck 
Verfolgen, den Verkehr von Viehsalz in größeren Quantitäten behufs leichterer 
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Aufdeckmig etwaiger Mißbräuche in Evidenz zu hidteu, so finden diesdben auch 
auf jene Viehsalzrerechleißer Anwendung, welche, wie zum Beispiel die land- 
wirtschaftlichen Genossenschaften, Viehsalz nur an bestimmte Personen, und olme 
Gewinn absetzen. 

Die Zahl der VielisalzversehleiUer, welche Ende 1897: 3546 betrug, ist seitdem 
beständig, und zwar zuletzt auf 11.942 im Jahre 1903 gestiegen, von welchen ins- 
besondere die für den Viehsalzverschleiß eingerichteten Balmhofniederlagen des 
Salzgeschaf tes der k. k. Staatsbahnen — derzeit 321 an der Zahl — zur Erleich- 
terung des Viehsalzbezuges wesentlich beitrag^i. 

Der Viehsalzpreis im Kleinverschleiße, welcher sich nach den Begein 
der freien Konkurrenz bildet und demgemäß schon im Hinblicke auf die je nach 
der Entfernung der Verschleißstätten von den staatlichen Salzniederlagen ver- 
schiedenen Transportkosten nicht einheitlich sein kann, schwankt gegenwärtig 
zwischen 6 bis 14 h per 1 kg, doch kann der Detailpreis von 8 bis 10 h per 1 kg 
als stark überwiegend bezeichnet werden. 

Gegenüber dem Kleinverschleißpreise von Speisesalz, welcher in dem 
größeren und auch in bezug auf Viehsalzverbrauch wichtigeren Teile des ganzen 
Verbrauchsgebietes auf 24 bis 26 h per 1 kg sich stellt, beträgt die Preisdifferem 
zugunsten des Viehsalzes 14 bis 18 h per 1 kg, welche Differenz in allererster 
Linie durch den weit niedrigeren Grundpreis des Viehsalzes bei den staatlichen 
Salzniederlagen, nebstdon aber auch dadurch herbeigeführt wird, daß Viehsali 
zu einem mäßigeren Bahntarife verfrachtet wird. 

Bis in die neueste Zeit wurde von der österreichischen Salzmonopoh- 
verwaltung ausschließlich loses Viehsalz erzeugt und in Verkehr gesetzt. Vom 
1. Juli 1904 an werden nunmehr gemäß Verordnung des Finanzministeriums vom 
ol. Mai 1904, R.-G.-B1. Xr. 65, auch aus Viehsalz gepreßte Lecksteine ä 5 kg 
(Viehsalzlecksteine) bei den k. k. Salinen in Aussee, Bbensee, Hall und Hallein 
lim den gesetzlichen Viehsalzpreis zuzüglich eines Pressungskostenzuschlages, 
welch letzterer bis auf weiteres mit 2 K pro 100 kg, also 10 h pro Stück (5 kg) 
festgesetzt wurde, abgegeben. Das geformte Viehsalz dürfte manchen Land- 
wirten besser entsprechen, weil bei Vorlegung von Lecksteinen die Tiere das 
Salz nach ihrem individuellen Bedürfnisse aufnehmen, demnach ein übermäßigt'r 
Salzgenuß vorhütet und dadurch unter Umständen eine Ersparnis an Salzver- 
brauch erzielt werden wird und weil femer die Beförderung solchen Salzes 
auf die Viehweide, namentlich in den Alpenländem, eine bequemere ist. 

Dr. Karl Hunka. 



Die Verbesserung der kärntnerischen Alpenwirtschaften. 

Gleichwie in anderen Staaten ist man auch in Österreich seit einiger 
Zeit auf den schlechten Zustand vieler Alpenwirtschaften aufmerksam ge* 
worden.. Eingehende Untersuchungen haben allerlei Mißstände auf denselben 
zutage gefördert. Solche Untersuchungen haben bekanntlich insbesondere in 
Tirol und Kärnten stattgefunden und ihre Ergebnisse sind in beiden Ländern 
zunächst literarisch verwertet worden/ 



* Statistik der Alpen von Deutsch-Tirol, 1880—1882; Die Alpenwirtschaft in Kämteo? 
herausgegeben von der k. k. Landwirtschaftsgesellschaft für Kärnten, 1878—1891. 
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Der kärntnerischen Landwirtschaftsgesellschaft aber gebührt das Verdienst, 
der Frage, auf welche Weise eine Verbesserung der Alpenwirtschaften herbei- 
geführt werden könne, zuerst praktisch nähergetreten zu sein. Sie veranlaßte 
durch eine aus Vertretern der Re^iening, des Landesausschusses und der Gesell- 
schaft zusammengesetzte Kommission im Jahre 1899 eine eingehende Begehung 
mehrerer Ali)en. Dieselbe fand in der Zeit vom 17. Juli bis 11. August 1899 star.t. 
Bas Resultat dieser Begehung war zunächst ein ausführlicher Bericht der Kom- 
mission an die kärntnerische Landesregierung. Dieser Bericht warf ein wenig 
erfreuliches Licht auf die Zustände der kärntnerischen Alpen. Aus demselben 
ergab sich nämlich,' daß die auf diesen Alpen vorgefundenen Verliältnisse 
sowohl hinsichtlich der Pflege des Alpbodens und Weidelandes als auch hin- 
sichtlich der Behandlung des Weideviehes, dann der Nutzbanaachimg der Alpea- 
beziehungsweise Milchprodukte vielfach äußerst ungünstige sind. Nicht selten 
lagert Steingerölle oder es wuchern Alpenerlen, Rhododendron, Alpenwacholder, 
Heide- und Heidelbeeren auf den Alpböden, diese oft auf weite Strecken be- 
deckend, auf denen bei guter Pflege, vermöge der günstigen Lage und Boden- 
beschaffenheit, sich ein üppiger Graswuchs entwickeln könnte, der dem Weide- 
vieh reichliche Nahrung bieten würde. Auf einzelnen Alpen beträgt die ver- 
imkrautete Fläche 30 — 50% der Gesamtfläche der Alpe. Mangels einer rationellen 
Düngerwirtschaft muß sich die Ertragsfähigkeit des Alpbodens allmählich 
erschöpfen, weil dem Boden für die entnommenen Pflanzennährstoffe wohl nur 
in den seltensten Fällen ein Ersatz durch eine entsprechende Düngung geboten 
wird. Ebenso fehlt es auf den meisten Alpen in Kärnten an den erforderlichen 
baulichen Anlagen und häufig sind die Weidetiere der Ungunst der Witterung 
schutzlos preisgegeben. Für die Anlage von Wegen, Wasserleitungen und Vieli- 
tränken wird gleichfalls nur in den wenigsten Fällen Sorge getragen. Den im 
schlechten Zustande befindlichen, oft kaum gangbaren Triebwegen muß es zum 
nicht geringen Teile zugeschrieben werden, daß nicht selten leichtes, minder- 
wertiges Großvieh auf Alpen aufgetrieben wird, wo, falls bessere Wegeanlagen 
vorhanden wären, auch schwere und vollwertige Rinder zur Weide gelangen 
könnten. 

Es kann daher nicht befremden, wenn unter derart mißlichen Verhältnissen 
Ton einer Milchwirtschaft auf den heimischen Alpen kaum die Rede sein kann. 
Von den wenigen Alpen, auf welchen in einer mehr oder weniger primitiven 
Weise Milchwirtschaft betrieben wird, abgesehen, dient der überwiegend größere 
Teil der hierländischen Alx)en lediglich dazu, Ochsen und Galtvieh über Sommer 
auf die Alpen zu treiben, um die hierzulande in dieser Jahreszeit nicht durch- 
führbare Stallfütterung zu ersparen und den Weidetieren den naturgemäßen 
Aufenthalt im Freien zu ermöglichen. Infolge mangelhafter Alpenweide und 
übermäßigen Viehauftriebes kehrt das Weidevieh im Herbste von den Alpen 
mcht selten in einem schlechteren Zustande zurück, als es im Frühjahre auf- 
getrieben wurde. 

Diese Zustände sind um so bedauerlicher, als die Viehzucht die Ilaupt- 
einnahmsquelle der ländlichen Bevölkerung in Kärnten bildet und die Alpen- 
leiden bei einem Besätze von rund 71.700 Stück Großvieh eine Gesamtausdehnung 
^on 176.790 ha einnehmen, eine Fläche, welche 18*66% der Kulturfläche des 
Landes gleichkommt. Gute Weiden sind für das Gedeihen der Viehzucht von 
außerordentlicher Wichtigkeit und es ist denselben im Lande Kärnten, in welchem 
*^ je 100 Einwohner 68*57 Stück Rinder gegenüber einem Reichsdurchschnitt 

^ Landwirtschaftliche Mitteilungen für Kärnten, Nr. 14 ex 1900. 
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von bloß 36* 17 Stück entfallen, eine eminent hohe volkswirtachaftliche Bedea- 
tiing beizumessen- Das Volksvermögen könnte bedeutend vermehrt, die Existenz- 
bedingungen der leider im Rückgange befindlichen bäuerlichen Bevölkerung in 
Kärnten wesentlich gebessert werden, wenn die hier auf einer niedrigeren Stufe 
stehende Alpenwirtschaft auf jene Stufe gehoben werden würde, welche dem 
Fortschritte und den heutigen Verhältnissen entspricht, 

Zur Erreichung dieses Zweckes wurden von der Kommission folgende tech- 
nische Verbesserungen auf den Alpen vorgeschlagen: 

1. Verbauungea und Aufforstimgen zur Sichenmg des Alpbodens, Anzucht 
geeigneter Gräser nach erfolgter Rodimg der Unkräuter und des (Gestrüppes, 
ferner Räumen und Reinigen des Alpbodens vom darauf lagernden Steingerölle ; 

2. Wiederersatz der dem Boden entnommenen PflanzennährstofFe durch 
eine rationelle Düngerwirtschaft zur Erhaltimg imd Steigerung der Bodenkraft; 

3. Herstellung der erforderlichen baulichen Anlagen als : Hütten, Stallungen, 
Wege, Wasserleitungen, Viehtränken und Zäune. 

Die Kommission konnte sich aber auch der Erwägung nicht entziehen, dalJ 
technische Meliorationen auf den Alpen wegen der großen Entfernung von den 
Ansitzen, der schwierigen Materialbeschaffung etc. sehr kostspielig sind und, da die 
meist stark verschuldeten Landwirte unter den gegenwärtigen traurigen wirt- 
schaftlichen Verhältnissen nicht einmal die Mittel zu dringend notwendigen 
Verbesserungen ihrer Talwirtschaft aufbringen können, die Durchführung der 
technischen Meliorationen auf den Alpen nur mit Beihilfe des Staates und des 
Landes möglich sei. 

Endlich erfordert die sachgemäBe und zweckentsprechende Durchführung 
der technischen Meliorationen auf den Alpen auch Kenntnisse, über welche die 
Landwirte und Alpenbesitzer in der Regel nicht verfügen. 

Nach Ansicht der Kommission sollten daher für die Leitung der techni- 
schen Meliorationsarbeiten auf den Alpenparzellen die Organe der betreffenden 
k. k. Wildbachverbauungssektion herangezogen werden, zumal diese Arbeiten 
hinsichtlich der Sicherung des Alpbodens und Herstellung baulicher Anlagen 
in das Fach der Wildbachverbauung fallen imd die Wildbachverbauungssektion 
über geschulte Arbeiter und die nötigen Werkzeuge verfügt. 

Nebst den technischen Meliorationen sollten auch Verbesserungen in der 
Bewirtschaftung der Alpen durch Regelung des Auftriebes, Einhaltung eines 
geordneten Weidewechsels, Trennung der Geschlechter beim Jungvieh, Einfüh- 
rung beziehungsweise Verbesserung der Milchwirtschaft im Genossenschaftswege 
imd dergleichen angestrebt und auch Sorge dafür getragen werden, daß das Alp- 
personale an einer zu gründenden Molkereischule eine fachliche Ausbildung 
erhalte, in welcher Beziehung bereits von der k. k. Landwirtschaftsgesellschaft 
einleitende Schritte unternommen wurden. 

In letzter Linie glaubte die Kommission die baldige Regulierung aller 
Gemeinschaftsalpen auf Grund des Gesetzes vom 5. Juli 1885; L.-G.-Bl. Nr. 23, 
und die Ordnung der trotz erfolgter Regulierung in vielen Fällen unklaren 
Rechtsverhältnisse bei den Servituts weiden durch ein neues Gesetz empfehlen 
zu sollen. 

Behufs Förderung der auf die Verbesserung der Alpenwirtschaft abzielenden 
Bestrebungen wurde endlich die Einsetzung eines Alpenrates beziehungs- 
weise einer eigenen, aus Vertretern der k. k. Regierung, des kämtnerischen 
Landosaussohusses und der k. k. Landwirtschaftsgesellschaft zusammenzusetzenden 
Alpenkommission, der im Bedarfsfälle auch Vertreter der Interessenten bei- 
r.ufroben wären, in Vorschlag gebracht. 
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Nachdem die k. k. Landesregierung imd der Landesausschuß die Vorschläge 
der Alpbegehungskommission gutgeheißen urid erstere dieselben beim k. k. Acker- 
bauministerium unterstützt hatte, erklärte sich letzteres mit Erlaß vom 11. April 
Z. 3250/433, bereit, für die Zwecke der Hebung der kämtnerischen Alpenwirt- 
itchaft im Jahre 1901 einen Betrag von 9000 K zu bewilligen und denselben in 
den nächsten Jahren zu erhöhen, wenn auch von Seite der Landesvertretung 
ein entsprechender Beitrag für diese Zwecke gewidmet und die unmittelbar 
Beteiligten zu verhältnismäßigen Leistungen herangezogen würden. 

In bezug auf die Art der Verwendung der Beiträge erklärte sich das 
Ministerium mit den von der alp wirtschaftlichen Begehungskommission 
erstatteten Vorschlägen einverstanden, wünschte aber, daß vor allem solche 
Alpengebiete bedacht werden sollten, welche in das Teilungs- und Regulierungs- 
verfahren nach dem Landesgesetze vom 6. Juli 1885, L.-G.-Bl. Nr. 23, einbezogen 
wurden, obwohl es keinen Widerstand dagegen erhob, wenn auch andere Alpen- 
gebiete einer Verbesserung zugeführt würden. Als Organe für die Aufnahme 
der technischen Vorarbeiten und für die Durchführung der genehmigten Ent- 
würfe sollten sowohl die bei den Teilimgs- und Regulierungsarbeiten beschäf- 
tigten Geometer als auch die der forsttechnischen Abteilung für Wildbach- 
verbauung zugewiesenen Fachleute verwendet werden. Ebenso stimmte das 
Ministerium der Bildung eines Alpenrates bei der Landesregierung zu und 
wünschte nur, daß dieser Körperschaft nicht nur eine beratende, sondern auch 
eine entscheidende Wirksamkeit zugewiesen werde. 

Der Landtag bewilligte 5000 K und erteilte dem vom Landesausschusse 
vorgelegten und mit der Landesregierung im Einvernehmen mit der Landwirt- 
schaftsgesellschaft vereinbarten Statute für den bei der Landesregierung einzu- 
setzenden Alpenrat die Zustimmung. Außerdem wurde vom Landtage der Land- 
wirtschaftsgesellschaft für die Bestellung eines alpenwirtschaftlichen Wander- 
lehrers unter der Voraussetzung einer Beitragsleistung des Ackerbauministeriums 
oin Betrag von 1000 K jährlich zur Verfügung gestellt. 

In Ausführung der ins Auge gefaßten Aktion wurden hierauf am 13. Juni 
löOO die Alpengemeinschaften von der Landesregierung in einer Kundmachung 
zur Einbringung von Gesuchen um Alpverbesserungen aufgefordert. Infolge 
dieser Kundmachung gelangten 80 Gesuche um Alpverbesserung teils von Alpen- 
gemeinschaften, teils aber auch von einzelnen Alpbesitzern zur Anmeldung, 
ßiese Anmeldungen entsprachen den mit der Kimdmachung hinausgegebenen 
ß^ingimgen, indem sie nicht nur die Art und Weise der gewünschten Melio- 
rationen, sondern auch die Bereitwilligkeit enthielten, zu den Meliorationskosten 
25% bis 50% beizutragen und die künftige Erhaltung der ausgeführten Arbeiten 
^ übernehmen. 

Von den eingelangten Gesuchen wurden vom provisorischen Alpenrate in 
der Sitzung vom 6. August 1900 10 als besonders berücksichtigungswürdig 
bezeichnet. Die k. k. Landesregierimg übersandte diese 10 Gesuche im Sinne 
des Alpenratsbeschlusses miter dem 8. August 1900, Z. 11.889, an die k. k. forst- 
technische Abteilung für Wildbach verbauung, Sektion Villach, mit dem Er- 
suchen, über die Notwendigkeit und Zweckmäßigkeit der von den betreffenden 
Alpengemeinschaften gewünschten Arbeiten Erhebungen zu pflegen und nach 
-^Wgabe dieser Erhebungen über die Art und Weise der Ausführung etc. das 
Gutachten abzugeben. Die genannte Sektion entsprach dieser Einladung und 
sandte mit Zuschrift vom 20. März 1901, Z. 135, ein gegenständliches Projekt 
nebst Kosten voran schlag ein. Das eingelangte Operat umfaßte zwar alle 10 der 
^♦"Ktion zugemittelten Gesuche, jedoch sollten nach den Vorschlägen der Wild- 
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bachverbauun^ssektion im Jahre 1901 Verbesserungen nur auf S besonders be- 
zeichneten Alpen in Angriff genommen werden- 

Um über den Umfang der zur Ausführung beantragten Meliorationsarbeiten 
und über die Höhe der hieftir aufzuwendenden Kosten schlüssig zu werden, 
berief die k. k. Landesregierung den provisorischen Alpenrat für Kärnten zu 
einer Sitzung* ein^ und in dieser unter dem Vorsitze des Landesprisidentea 
am 20. April 1901 stattgefundenen Sitzimg wurden sämtliche Anträge einhellig 
genehmigt. Die Kosten der darnach auf den erwähnten 8 Alpen zur Ausführang 
gelangenden Verbesserungen einschlieBlieh der Auslagen für Regie wurden im 
ganzen auf 54.700 K und die Kosten der im Jahre 1901 zu bewirkenden Arbeiten 
iiuf 16.400 K veranschlagt, von welch letzterer Summe auf Subventionen 12.170 K 
und auf die Interessenten 4230 K entfielen. 

Mit der Durchführung der beschlossenen Meliorierungsarbeiten wurde 
bereits im Jahre 1901 begonnen und das Werk im Jahre 1902 fortgesetzt. Im 
Jahre 1903 wurden 5 weitere Alpen in die Aktion einbezogen, so daß im ganzen 
auf 13 Alpen die Verbesserungsarbeiten im Zuge waren. Die Gesamtkosten 
dieser Verbesserungen sind auf 76.200 K veranschlagt. Von diesem Betrage 
wurden in den Jahren 1901 und 1903 bereits 30.950 K verausgabt; für 1903 
waren 24.352 K präliminiert, während der Best in den nächsten Jahren ver- 
wendet werden soll. — 

Im Anschlüsse an diese Mitteilung bringen wir, da die Einrichtung des 
kärntnerischen Alpenrates noch wenig bekannt ist, das für den- 
selben erlassene Statut zum Abdrucke : 

§ 1. Der Alpenrat hat die Aufgabe, bei den Maßregeln zur Sicherung und 
Verbesserung der Alpenwirtschaft nach den von der Staatsregierung und der Landes- 
vertretung einvemehmlich aufgestellten Grundsätzen gemäß den Bestinmiungen gegen- 
wärtigen Statutes und den ihm jeweils zugehenden besonderen Aufträgen mitzuwirken. 

§ 2. Der Alpenrat besteht derzeit aus sechs Mitgliedern unter dem Vorsitze des 
k. k. Landespräsidenten oder des von ihm von Fall zu Fall bestellten Vorsitzenden. 

Die sechs Mitglieder sind: ein vom Landesausschusse' bestellter Vertreter, der 
Landeskulturreferent der k. k. Landesregierung, der Landesforstinspektor, zwei mit den 
Bedingungen der Alpenwirtschaft vollständig vertraute, vom Zentralausschusse der 
k. k. Landwirtschaftsgesellschaft gewählte Vertreter und, für die Dauer der agrarischen 
Operationen, der Referent der Landeskommission. 

Für Verhinderungsfälle sind Stellvertreter zu bestellen. 

Dem Alpenrate steht es frei, zur Beratung über einzelne Angelegenheiten Orts- 
und Wirtschaftskundige oder andere Fachmänner beizuziehen. 

§ 3. Der Alpenrat wird zu jeder Beratung vom k. k. Landespräsidenten einberufen. 
Es müssen jährlich mindestens zwei Beratungen stattfinden, und zwar in der Regel eine 
zeitgerecht vor Beginn des Alpenauftriebes und eine nach dem Abtriebe. Es steht jedem 
Mitgliede frei, die Einberufung des Alpenrates zu anderer Zeit beim k. k. Landes- 
präsidenten in Antrag zu bringen. Ergeben sich bei der Beratung geteilte Stimmen, so 
gibt der Vorsitzende mit seiner Stimme den Ausschlag. 

§ 4. Der Beratung imd Beschlußfassung des Alpenrates müssen folgende An- 
gelegenheiten unterzogen werden: 

1. Die Prüfung, ob, inwieweit und in welcher Reihenfolge bei Zuwendung von 
Unterstützungen zur Sicherung und Verbesserung der Alpenwirtschaft zu berück- 
sichtigen sind: 

a) die von einzelnen Alpenwirten und Alpengemeinschaften auf (irund einer 
Verlautbarung einlangenden Ansuchen um Zuwendung von Beiträgen oder um Ausführung 
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von Arbeiten, namentlich zu Bewässerungen oder Entwässerungen, Wasserleitungen und 
Tränkeanlagen, Rodungen, Weganlagen, Verbauungen von Runsen und Bächen, Stall- 
bauten, Düngungen usw.; 

h) die im Wege der k. k. Landeskommission für agrarische Operationen einlangenden 
gleichartigen Anträge der Lokalkommissäre im Interesse von Gemeinschaften, für deren 
Alpen die Nutzung»- und Verwaltungsregelung im Zuge sich befindet; 

2. die Bestimmung über die Verwendung und Verteilung der vom Staate und vom 
Lande in jedem Jahre zu Zwecken der Alpen Wirtschaft bewilligten Unterstützungssummen. 
Dabei ist der Alpenrat g^ehalten, vor allem die agraramtlich regulierten und d^jenigen 
Alpengemeinschaften zu berücksichtigen, für deren Besitz die Regulierung bereits ein- 
geleitet oder wenigstens provisorisch vollzogen ist; 

3. die Festsetzung der Bedingungen für die Zusicherung der Beiträge oder der 
Ausführung von Arbeiten, insbesondere die Bestimmung der Art und der Höhe der 
Leistungen von Seite des Alpenbesitzers für Ausführung und Erhaltung; 

4. die Beschlußfassung in betreff der Flüssigmachung der Beiträge; 

5. die Beschlußfassung über die Art der Überwachung bei Ausführung der 
Arbeiten sowie über die Prüfung der ausgeführten Arbeiten; 

6. über Anlangen der k. k. Agrar-Landeskommission die Begutachtung von 
Regulierungsplänen und Verbesserungsvorschlägen für Alpengemeinschaften; 

7. die Erstattung des Jahresberichtes über die Ergebnisse seiner Tätigkeit und die 
Stellung von Anträgen für Bewilligfung weiterer Mittel. 

Die Beschlüsse nach den Punkten 3, 4 und 5 haben die Wirkung einer endgültigen 
Verfügung; die nach den übrigen Punkten gefaßten Beschlüsse sind als Gutachten zu 
behandeln. 

§ 5. Dem Alpenrate steht es zu, auch über sonstige Angelegenheiten seines 
Wirkungskreises (§1) auf Antrag eines seiner Mitglieder Beratungen zu pflegen imd 
Vorschläge an die k. k. Landesregierung zu erstatten. 

Er ist berechtigt, zu Zwecken der Beschlußfassung zu den Punkten 3, 4 und 5 im 
§ 4 zu bestimmen, ob ein Augenschein an den betreffenden Alpengebieten, dann ob 
derselbe durch Abgeordnete aus seiner Mitte oder durch andere Organe (Organe der 
agrartechnischen Abteilungen, Organe der Wildbachverbauung, forsttechnische Organe 
<ier politischen Verwaltung) vorgenommen werden soll. Den beim Augenscheine zu 
beobachtenden Vorgang hat der Alpenrat selbst vorzuschreiben. 

Die Gebühren für Reisen zum Zwecke dieser Augenscheinsvomahme hat die 
k. k. Landesregierung festzusetzen und sind dieselben, insoweit nicht andere Mittel vor- 
handen sind, ebenfalls aus den nach § 4, Punkt 2, zur Verfügung gestellten Summen 
«i bestreiten. 

§ 6. In betreff der Ansuchen und Zuweisung von Unterstützungen (§ 4, Punkt 1) 
^at der Alpenrat darauf zu achten, daß dieselben, je nach Erfordernis der einzelnen 
Fälle, mit nachstehenden Belegen und Angaben versehen sind: 

1. mit einer im Maßstabe der Katastralmappe und, wenn möglich, auf Kopier- 
leinwand angefertigten Skizze aller dem Gesuchsteller gehörigen Alpen und der mit der 
A^lpe zusammenhängenden sonstigen Parzellen; 

2. mit dem Ausweise über diese sämtlichen Parzellen mit Angabe der Katastral- 
gemeinde, dann ihrer Kultur und Fläche; 

3. mit der Angabe der Zahl und der Katastralgemeinde der betreffenden Grund- 
^uchseinlage; 

4. mit der möglichst eingehenden Bezeichnung jener Arbeiten, Herstellungen und 
Anlagen, welche nach Wunsch der Alpenbesitzer oder der Alpengemeinschaft zur 

österreichisches Verwaltungsarchiv. 20 
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Sicherung oder Verbesserung der Alpenwirtschaft ausgeführt werden sollen, femer in 
welcher TTeise und in welcher Zeit die Ausführung geschehen soll; 

5. mit einem tunlichst vollständigen Voranschlage sämtlicher aufzuwendenden 
Kosten und mit Bezeichnung der beanspruchten Unterstützungssumme. 

Auslagen für allfällig notwendige Ergänzimgen des Ansuchens sind in den zu 
gewährenden Beitrag einzurechnen. 

Die Anträge der Lokalkommissäre müssen die nämlichen Auskünfte enthalten. 

§ 7. Der Alpenrat korrespondiert auf Grund seiner Beratungen und Beschlüsst? 
nur mit der k. k. Landesregierung, von welcher ihm auch alle einschlägigen Geschäfts- 
stücke, und zwar im kurzen "Wege, zugewiesen werden. 

Über die zugewiesenen Geschäftsstücke ist ein fortlaufendes Protokoll zu führen, 
in welches auch alle selbständigen Anträge einzutragen sind. 

Über die Führung der Sitzungsprotokolle und die sonstige Geschäftsordnung 
beschließt der Alpenrat selbst. 

Die Bearbeitimg der einzelnen Geschäftsstücke obliegt dem Landeskulturreferenten 
der k. k. Landesregierung, insoweit nicht in der Sitzung vom Alpenrate selbst besondere 
Referenten für einzelne Angfelegenheiten bestellt werden. In dringenden sowie in 
solchen Fällen, in denen die Beschlußfassung des Aipenrates nicht abgewartet werden 
kann, trifft der Vorsitzende die nötige Verfügung. 

Das Archiv des Alpenrates besteht aus den Geschäftsstücken allgemeinen Inhaltes 
und aus den für jedes einzelne Alpengebiet, zunächst für die subventionierten Gebiete 
anzulegenden besonderen Ausweisen. Über deren Anlegung beschließt der Alpenrat selbst. 

Von der k. k. Landesregierung werden dem Alpenrate alle Kanzleierfordemisse 
beigestellt und die Expeditionen besorgt. 

§ 8. Abänderungen dieses Statutes bedürfen der Zustimmung der k. k. Landes- 
regierung und des Landesausschusses, grundsätzliche Änderungen auch der Genehmigung 
des k. k. Ackerbauministeriums. Dr. Ferdinand Schmid. 



Die Zentralbank der deutschen Sparkassen in Prag. 

Unter diesem Namen ist am 1. Juli 1901 ein Institut ins Leben getreten, 
welches, aus kleinen Anfängen hervorgegangen, sich heute bereits allgemeiner 
Beachtung erfreut. Entstanden ist das neue Institut aus der , J)eut6chen Kredit- 
genossenschaft für Böhmen in Prag**, die im Jahre 1897 begründet worden war 
und die Vorarbeiten, die Fühlungnahme mit den deutschen Sparkassen^ Ge- 
nossenschaften» Glemoinden und Bezirken besorgt hatte. Nachdem mannigfache 
Schwierigkeiten glücklich überwunden worden waren, konnte die Zentralbank 
endlich im Jahre 1901 ihre Tätigkeit aufnehmen. Die Möglichkeit hierzu war 
dadurch eröffnet worden, da£ die k. k. Regierung den deutschen Sparkassen 
sämtlicher Kronländer unseres Vaterlandes die Bewilligung erteilt hatte, 10% 
ihrer Reservefonds zum Ankauf von Aktien der neuen Zentralbank zu ver- 
wenden. Damit war die auch von Fachmännern oft bezweifelte Gründung ver- 
wirklicht, imd dank der rastlosen Energie, welche die beiden Gründer der Bank 
(es sind dies der Landtagsabgeordnete imd Fabrikant Josef Richard 
Sobitschka in Prag und Josef Herzer, Oberbuchhalter der Sparkasse 
in Aussig und Obmann des Verbandes deutscher Sparkassen in Böhmen) 
entwickelten, entfaltete sich das Institut bald immer mehr und fand allgemeinen 
Anklang. 
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Den beiden Gründern schwebte bei der Schaffung der Zentralbank der 
Gedanke vor, den Sparkassen für alle ihre mannigfachen Bankgeschäfte ein 
Institut zu schaffen, an dem diese selbst beteiligt sind und dessen Ertrag in 
Form der Aktienverzinsung wieder an sie zurückfließt. Das Institut hat sich 
aber auch die Aufgabe gestellt, die unbeweglichen Mittel der einzelnen Spar- 
kassen zu mobilisieren, den Verkehr derselben imtereinander zu ermöglichen, 
in kritischen Zeiten für eine Erleichterung der Geldbeschaffung zu sorgen, 
weiters den deutschen Gemeinden und Bezirken die Möglichkeit zu bieten, bei 
einem deutschen Institute Anlehen aufnehmen zu können, und das Kredit- 
bedtirfnis des deutschen Volkes voll und ganz zu befriedigen. 

Die Zentralbank der deutschen Sparkassen ist keine auf Gewinn berechnete 
Anstalt, die Verwaltungsräte bekleiden ihre Stellen imentgeltlich, die zur Aus- 
zahlung gelangende Dividende ist statutarisch beschränkt. Sie entwickelt ihre 
Tätigkeit wie jede andere Bank, nur Börsen- und Spekulationsgeschäfte sind 
ausgeschlossen. Ihr Zweck geht dahin, im Interesse aller deutschen Sparkassen 
Österreichs und zur Unterstützimg der von denselben vertretenen wirtschaft- 
lichen Aufgaben nachfolgende Geschäfte zu betreiben: 

a) Hypothekarforderimgen von Sparkassen im Zessionswege zu erwerben; 

b) auf Grund der nach lit. a) erworbenen Hypotheken verzinsliche, durch 
Verlosung rückzahlbare Pfandbriefe auszugeben; 

c) Darlehen an Bezirke, Gemeinden und andere, mit dem öffentlichen 
Rechte zur Einhebimg von Umlagen versehene Korporationen sowie an Wasser- 
genossenschaften zu gewähren, soweit durch die Einkünfte derselben die Zahlung 
von Zinsen imd Kapital genügend gesichert ist; 

d) auf Grund der nach lit. c) gewährten Darlehen verzinsliche Bankschuld- 
verschreibungen auszugeben, welche durch Verlosimg in längstens 50 Jahren 
zu tilgen sind; 

e) Darlehen an Eigentümer landtäflicher Güter imter pupillarsicherer 
hypothekarischer Bedeckung in barem zu gewähren; 

f) Liegenschaften für eigene Anstaltszwecke sowie zur Sicherung aus- 
haftender Forderungen der Gesellschaft im Versteigerungswege anzukaufen; 

g) im Zusammenhange mit anderen statutarischen Geschäften die Teilung, 
Arrondierung, Kommassierung sowie die Verwaltung von Grundstücken zu über- 
nehmen; 

h) Darlehen imd Vorschüsse zu gewähren gegen pf andmäBige Sicherstellung 
auf Einlagen in österreichischen Sparkassen imd auf Wertpapiere, welche nach 
den jeweiligen Normen von den Sparkassen erworben und belehnt werden 
können ; 

i) Wertpapiere der unter lit. h) bezeichneten Art für fremde und eigene 
^iechnung zu kaufen und zu verkaufen; 

k) Wertpapiere und Wertgegenstände in Verwahrung und Verwaltung zu 
übernehmen ; 

1) Wechsel mit mindestens zwei als sicher anerkannten Unterschriften 
iiiid mit höchstens sechsmonatlicher Laufzeit zu eskomptieren und zu reeskomp- 
tieren; 

m) die ttbertragung von Sparguthaben von einer Sparkasse an eine andere 
zu vermitteln ; 

n) Geld in laufender Kechnung, gegen Einlagsbüchel oder Kasseschcinc 
anzunehmen. 

Aus vorstehendem ist ersichtlich, daß die Zentralbank nicht nur ein Baiik- 

20* 
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Institut, sondern auch ein Emissionsinstitut ist; die von derselben auf Grund 
von Gemeinde- und Bezirksdarleben ausgegebenen pupiUarsieheren Bankschuld- 
verschreibungen (Kommunalobligationen) haben bereits einen Betrag von 
26,000.000 K überschritten. Das Aktienkapital beträgt 4,000.000 K und wird 
durch Ausgabe neuer Aktien im Laufe der nächsten Jahre auf 10,000.000 K 
erhöht werden. Mit Ende des Jahres 1903 betrugen die Einlagen von ver- 
Fchiedenen Sparkassen und Genossenschaften rimd 21,000.000 K, die Reserve- 
fonds, auf deren Stärkung besondere Rücksicht genommen wird, erreichten in 
demselben Zeitpunkte eine Höhe von 330.000 K Der Jahresumsatz für 1903 
hat die ansehnliche Ziffer von 700,000.000 K überschritten. Dies sind gewiß 
Zahlen, welche erkennen lassen, wie sehr die Dienste der Zentralbank in Anspruch 
genommen werden. 

Nach zweieinhalbjährigem Bestände sah sich die Zentralbank bereits genötigt, 
zwei Filialen zu errichten, eine in Wien und eine in Linz. Letztere hat den 
Zweck, mit den Sparkassen der Alpenländer in nähere Fühlung zu treten uad 
ihnen bei Geldüberweisungen, An- und Verkauf von Effekten jeglichen Zeit- 
verlust zu ersparen. Beide Zweiganstalten erfreuen sich ebenfalls des besten 
Zuspruches. Im heurigen Jahre wurden mit 1. Juni die Zweiganstalt in Inns- 
bruck, mit 1. Juli die Zweiganstalt in Klagenfurt eröffnet. 

Welche Bedeutung die Zentralbank der deutschen Sparkassen in wirt- 
schaftlicher Beziehung hat, geht aus nachfolgenden Ziffern deutlich hervor. 
Wir zählen in Österreich 386 deutsche Sparkassen, deren Einlagestand 
2.985,922.007 K und deren Reservefonds 244,800.461 K betragen. Mit dem größten 
Teile dieser Sparkassen ist die Zentralbank in Verbindung, besorgt deren 
Geschäfte, sich mit dem kleinsten Nutzen begnügend, und steht denselben stets 
mit Rat und Tat zur Seite. 

Als weitere Ausgestaltung der Bank sind die Gründungen von Verbänden 
der deutschen Sparkassen anzusehen. In Böhmen hat der Verband, dessen 
Hauptaufgabe die imangesagte Revision durch tüchtige Fachmänner ist, seine 
Tätigkeit bereits aufgenommen. In Oberösterreich, Tirol, Mähren und Schlesien 
ist die Gründung von Verbänden ebenfalls beabsichtigt, imd diese Verbände 
sollen dann vereint mit dem bereits bestehenden Verbände der niederöster- 
reichischen Sparkassen einen Reichsverband bilden. 

Der Vollständigkeit wegen seien hier noch einige Worte über ähnliche, 
anderwärts bestehende Bankinstitute hinzugefügt. In Ungarn besteht bereits 
seit einer Reihe von Jahren die Zentralhypothekenbank imgarischer Sparkassen 
in Budapest, die hauptsächlich die Hypotheken der Sparkassen im Zessionswege 
überninunt und so für die Mobilerhaltung der Gelder der ungarischen Spar- 
kassen Sorge trägt. Nachdem in Ungarn die Sparkassen vollständig unabhängige, 
ftuf Gewinn berechnete Aktiengesellschaften sind, ist die Tendenz des dortigen 
Zentralinstituts auch eine sehr verschiedene. Das genannte Institut erfreut sich 
aber allgemeiner Beliebtheit und wird von hervorragenden Fachmännern geleitet. 
Genau nach dem Muster der deutschen Zentralbank in Prag hat sich eine Zentral- 
bank der tschechischen Sparkassen für Böhmen, Mähren und Schlesien 
konstituiert und ihre Tätigkeit mit 1. Juli 1903 a\if genommen. Im Deutschen 
Reiche besteht bisher kein ähnliches Institut, obgleich die Gründung eines 
solch(»n angestrebt wird und zu diesem Zwecke bereits wiederholt die Statuten 
und Formularien der österreichischen Zentralbank requiriert und dieselbe von 
hervorragenden Sparkassenfachmännem aus Anlaß der Vorstudien besucht 
worden ist. Ludwig Hafenbrädl. 
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Gesetzgebung. 

Die neue Stolordnung für das Herzogtum Salzburg. 

„Es bedarf wohl keiner Erörterung, daß es am allerbesten wäre, gar keine 
Stolordnung zu haben. Es wäre der Heiligkeit der Handlungen das ent- 
sprechendste, wegen ihrer Verwaltung nichts vom Gelde zu beziehen," schreibt 
Augustin Gruber, Erzbischof von Salzburg (1824—1835), anläßlich des 
Entwurfes einer neuen Stolordnung und weist auf seinen Vorgänger Fried- 
rich m. von Leibnitz hin, der ungeachtet bereits eingerissener gegenteiliger 
Gewohnheiten im Jahre 1337 noch sagen konnte: „Praecipimus et mandamus, 
quatenus alicuius praetextu consuetudinis quantumcunque longae obtentae, imo 
potius corruptelae, nullus praesumat aliquid exigere pro Baptismo, corpore 
Christi, extrema imctione, confessione, poenitentiis iniungendis et matrimonio 
conixmgendo ; sed nee pro ecclesiastica sepultura." Freilich diesen idealen 
Standpunkt festzuhalten, war damals leichter als später, denn um das Jahr 1337 
gab es auf dem Boden des heutigen Herzogtums Salzburg nur 32 Pfarreien, 
von denen — ein Beweis ihrer damaligen guten Dotation — nicht weniger als 
20 inkorporiert waren. Mit den Schwierigkeiten der Zeitläufte und der wachsenden 
Zahl der Seelsorgen wuchs aber auch die Schwierigkeit, den jeweiligen Geld- 
werten entsprechende, standesgemäße Dotationen aufzubringen. Dazu kam, daß 
durch die Erhebung alter „Kreuztrachten" zu selbständigen Seelsorgestationen 
die Bezirke der Seelsorgen sich beständig verkleinerten und weniger leistungs- 
fähig wurden. Auf diese Weise war man gezwungen, die „congrua pars", das 
standesgemäße Einkommen der Seelsorger, nicht nur in der Realdotation, sondern 
auch in anderen Formen zu suchen, die sich mehr oder weniger an schon 
bestehende kirchliche oder weltliche Einrichtungen anschlössen imd denselben 
nachgebildet wurden. Hierbei kam der Gedanke lebhaft ziun Ausdruck, daß der 
Familienvater und vermögliche Besitzer, welcher gewöhnlich ein zahlreiches 
Gesinde imter sich hatte, für die gemeinsame Seelsorge mehr leisten solle wie 
der minderbegüterte Christ, der ohne Familie imd Besitztümer seine Tage ver- 
lebte. Ebenso war es der Beachtimg wert, daß der Seelsorger seine Amtstätig- 
keit teilweise im Interesse der gesamten Pfarrgemeinde, teilweise aber zugunsten 
eines einzelnen Mitgliedes derselben entfaltete und daß die Bedingungen fest- 
gestellt sein müssen, unter welchen besondere Ansprüche erhoben werden können, 
sei es beim Pfarrer oder auch bei dessen untergeordneten Organen. Auf .die.se 
Weise entwickelten sich insbesondere drei Formen zur Hebung des Einkommens, 
nämlich die Sammlungen, die Seelrechte imd die Stolgebühren; die beiden 
ersteren zumal auf Grund der allgemeinen Seelsorge, letztere aber, welche ihren 
Namen von dem Amtssymbole des Priesters, der Stola, tragen, in Anerkennung 
von geistlichen Handlungen, die nur einzelnen Mitgliedern der Gemeinde zugute 
kommen. Über die Sammlungen, welche als „Dotationen" im § 4 d) des 
Kongruagesetzes eingestellt sind, und den Begriff der Stolgebühren, die ja 
allgemein üblich und bekannt sind, ist hier kein Wort zu verlieren. Wohl aber 
ist das „Seelrecht" zu erklären, welches fast ein Jahrhundert hindurch die 
Lösung der Stoltaxfrage in Salzburg verhindert hat. 

Die Beiträge, welche aus dem Verlasse verstorbener Pfarrkinder zur Er- 
haltung der Seelsorge geleistet wurden, erschienen zunächst als gute Werke, 
welche den Seelen der Verstorbenen zugute kamen, sozusagen deren Ausstattung 
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für die Ewigkeit bildeten/ Daher der Name „Seelenschatzgeld", wie er zu 
Unterach im Salzkammergute nachweislich ist, und insbesondere die Bezeich- 
nung „Selgeraet", welche ähnlich wie „Heirat" aus „Ehe" und „beraten" (aus- 
statten), aus „Sei" und „beraten" gebildet ist: „remedia animarum, quae 
dicuntur selgeret". (1342.) Da die etjrmologische Ableitung des Wortes bald 
unklar wurde, tritt dasselbe in den verschiedensten Formen zutage; der Cod- 
Monacensis 620, F. 114, schreibt „Seigerecht", die bayerische Polizeiordnung 
Ton 1616 (hr. zu Salzburg 1692) „Seelgeraid" ; allgemein üblich wurden die 
Ausdrücke „Seelrecht" und „Seelenrecht". Dasselbe ist durchaus keine spezifisch 
^alzburgische Einrichtung, sondern findet sich als sog. Bin- oder Pönfall auch in 
Tirol und anderwärts. Es betrug z. B. zu Escholzmatt bei Luzern 4 Heller und 
T Schilling, zu Schontra bei Kissingen 17 Groschen, zu St. Peter bei Freiburg 
37 Pfennige. (Grimm: Weisthümer, IV. 380, III. 889, I. 352.) ' Von den „Samm- 
lungen" als praestationes inter vivos unterscheidet sich das Seelrecht dadurch, daU 
es mortis causa zu entrichten war, von den Stolgebühren aber, indem es nicht für 
bestimmte kirchliche Handlungen, sondern für die Wohltat der Seelsorge überhaupt 
zu entrichten war. Das Alter des Seelrechts kann nicht bestimmt werden. Den 
Kommissionen der Salzburger Erzbischöfe gegenüber wurde es von den Pfarrern 
als ein Kecht seit imvordenklichen Zeiten bezeichnet. Unter Erzbischof Matthäus 
Lang bildete es im Jahre 1525 schon einen Beschwerdepxmkt des Volkes, ebenso 
auf dem Keichstage zu Regensburg 1526. Infolge dieser Anstände kam es zu 
Vereinbarungen; so zu Brixen im Brixentale, 1529, wo unter anderem bestimmt 
wurde, daß es mit dem Seelrecht der armen Leute „wie von alters her gehalten 
werde". Ebenso wurde 1529 in allen Gauen Salzburgs durch Kommissäre mit den 
einzelnen Gemeinden verhandelt. Das „Maß der Remedien im gantzen Stifft 
Salzburg", also für die Gaue „vor dem Gebirg" (Salzburggau), „in dem Gebirg" 
(Pongau und Pinzgau) imd „enthalb des Tauem" (Limgau) liegt als älteste 
Seelrechtsregulierungsurkunde noch heute vor unter dem Titel: „Summarium 
aller Pfarren, mit denen der Remedien und anderer pfarrlichen Rechte halber 
gehandelt und beschlossen worden ist". Die Ansätze gelten „pro solo remedio" — 
von gottesdienstlichen Handlungen ist nirgends die Rede — und beginnen bei 
Gewerken mit 12 Schillingen, Pfennige, „Reiche" geben 6 Schillinge, „Mittel- 
mäßige" 4 Schillinge, „ledige Knechte und Diernen" (Mägde) 60 Pfennige, 
„mit gar armen Leuthen wird es gehalten, wie von Alters her, das ist 7 Pfennige".' 
Als Fürsterzbischof Wolf Dietnch „von unterschiedlichen Orten und Qe- 
richten allerlei Beschwerden wider die Geistlichen" vernahm, „als sollen sie in 
Einforderung der Seelrechte zu stark einnehmen," aber anderseits erwog, „daß, 
da er die Seelrecht gänzlich aufheben solle, vielen Pfarrern ihre Nahnmg gar zu 
stark geschwächt werde," bestimmte er am 5. Februar 1602, „daß fürbaß in allen 
und jedem Gerichte für die Seelrecht von einer vermöglichen Person nicht mehr 



* Daher kommt der Xame Seelrecht auch für Stiftungen vor. So stiftete Hainrich 
der Swab, Bürger zu Kitzbühel, am 25. März 1331 ein ewiges Licht und eine Wandlung- 
kerze „zu einem rechten selgerait durch vnser selber sei willen vnd durch aller vnserrn 
vodern sei willen". Mitteilungen der Gesellschaft für Salzburger Landeskunde, Band X, 
S. 160. Vgl. Apokalypse: 14, 13. 

2 Genaueres über den mutmaßlichen Ursprung und die Höhe desselben findet sich 
in einem Aufsatze von Christian Greinz: „Zur Geschichte des Seelenrechtes oder Pön- 
falles*' in der Linzer theoloofischen Quartalsschrift 1903, S. 296 if. Vgl. auch A. Schmeller: 
„Bayrisches Wörterbuch", München 1877, U. Band, Sp. 165, 166. 

^ Greinz a. a. 0. — 1 Schillinor = 21 h. 
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als zwei Gulden genommen werden, für welche zwei Gulden sie (die Pfarrer) 
nicht allein die christliche Leich zur geweihten Erd zu bestatten, sondern auch 
den Seel-Ersten, Siebenten imd Dreißigsten zu halten schuldig und verbunden 
sein sollen". Leute von „geringeren Vermögen" sollen für die Beerdigung nur 
4 Schilling entrichten. „Wer nur 50 fl. an Vermögen hinterläßt, soll ganz und 
gar kein Seelrecht zu bezahlen schuldig sein, sondern imisonst zur Erde bestattet 
werden." Jedoch soll „niemandem an seiner Andacht was benommen sein, damit 
er für sich selbst und freiwillig seiner Seel zu guten vermache." 

OflFenbar ist hier das Seelrecht keine reine Verlaßgebiihr, sondern zu- 
gleicheinÄquivalentfürdieStolgebühren. Dieses Generalmandat 
hatte denn auch zur Folge, daß in mehreren Dekanaten, darunter in der Stadt 
Salzburg, das Seelrecht aufhörte. 

Erzbischof Marx Sittich (1612 — 1619) blieb trotz wiederholter Klagen einer- 
seits wegen „übermäßiger Begehrung", anderseits wegen „Weigerung des gebühr- 
lichen Deputats" bei der Verordnung seines Vorgängers, nur bestimmte er im 
Generalmandate vom 2. Dezember 1616 statt 2 fl. vier Gulden und statt 4 sechs 
Schillinge und fügte bei : „Was dem Mesner gebürt, lassen wir es bei eines jeden 
Orts Gewohnheit bewenden." 

Indessen das Stoltaxwesen wollte nicht zur Ruhe kommen. Behufs Entwurfs 
einer neuen ausführlichen Stolordnung wurden demnach sowohl von geistlicher 
wie von weltlicher Seite Berichte eingefordert, deren Zusammenstellung, der 
„Liber funeralimn et stolae cum annexo de iisdem et parochorum et praefectonun 
indicio, anno domini MDCXLI" ein sehr interessantes und mannigfaltiges Bild 
gibt. Die beigegebenen „indicia" werfen auf den Klerus durchaus kein imgünstiges 
Licht; ebenso auch nicht der „Index", welcher 1657 auf Grimd neuer Erhebungen 
hergestellt wurde. Sagt doch das Generalmandat vom 26. August 1729, „daß die 
Publikation der 1657 errichteten, auf jetzige Zeiten mehrenteils allzu geringen 
Stolordnung bei Haltung des Landrechts inskünftig unterlassen, hingegen von 
diesem officio die Pfarrer und übrigen Kurate in Einforderung der Seelrecht 
und anderer Stolgebühren zur Billigkeit und Diskretion ernstlich ermahnt werden 
soUen". 

Schon diese Worte geben klar zu erkennen, daß Erzbischof Leopold von 
Firmian an keine allgemeine Stolordnung dachte. Und in der Tat, so wenig die 
1657 errichtete „Stolordnung" eine wirkliche Stolordnung, sondern nur eine 
indirekte Anerkennung auf Grund der Mandate Wolf Dietrichs imd Marx Sit- 
tichs gebildeten, amtlich erhobenen Observanz war, so sind auch die unter Firmian 
zustande gekommenen „Stolordnungen" keine Gesetze, sondern vielmehr Ver- 
einbarungen, welche mit einzelnen Gemeinden getroffen imd von den Dechanten 
imd Pflegern gefertigt wurden. Sie sind im einzelnen verschieden, beruhen jedoch 
auf demselben Schema und den gleichen Grundsätzen, nämlich auf der Tauf-, 
Trauungs- und Fimeralstola, und zwar letztere wieder auf dem Seelrechte als 
einer Äquivaleiizgebiihr ; femer beruhen sie, besonders beim „Seelrechte", auf dem 
Prinzipe der zwangsweisen Einreihung in drei Klassen: „Reiche, Mittlere, Ge- 
ringe". Wer über 1000 fl. hinterließ, gehörte zur L, wer 200 fl. oder nur über 50 fl. 
hinterließ, zur ü. beziehungsweise III. Erlasse. „Wer unter 50 fl. hinterläßt, 
bezahlt (für Beerdigung und Messe) 28 kr." Nach einer Zusammenstellung, welche 
Erzbischof Augustin Gruber, um eine Vergleichung mit der Josefinischen Stol- 
ordnung zu erleichtern, in Wiener Währung machte, stellten sich die Gebühren 
im Durchschnitte folgendermaßen : A. „S e e 1 r e c h t" samt Funeralstola für die 
Beerdigung und 3 Requiem mit Vigil und Libera : I. 8 fl. 20 kr., 11. 5 fl., III. 2 fl. 
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15 kr. Mesner: für das „Ausläuten": I. 30, IL 26, III. 20 kr.; für die Beerdigung: 
1. 16, n. 12, ni. 8 kr. Organist: I. 12, IL 10, IIL 8 kr. B. T rauungs s t ola: 
Eheaufnahme 25 kr., Verkündigung, Kopulation und Messe 1 fl. 15 kr. Mesner 
12 kr. Organist I. 33, IL So, ELL 20 kr. C. T a u f s t o 1 a : 12 kr. (bei unehelichen 
Kindern 30 kr. !). Mesner 5 kr. 

Überschritt der Nachlaß 2000 fl., so wurde ein „Überseelrecht" von 2 — 3 fl. 
für je ein 1000 fl. berechnet. 

Dergleichen Stolordnungen kamen für sämtliche Dekanate des Pongaues 
imd Pinzgaues zustande * und bildeten bis zum ersten Juli 1903 die Rechtsgrund- 
lage für die Stolgebühren und das Seelrecht. Dagegen blieb es im Salzburggaue, 
also in den Dekanaten Bergheim, St. Georgen, Hallein, Kestendorf und Talgau 
bei der üblichen „Observanz", die Gebühren waren häuflg etwas höher, das Seel- 
recht nur teilweise gebräuchlich. 

Nachdem auch im Lungau viele Klagen laut geworden waren, kam nach ge- 
meinsamer Beratung und „gutem Einverständnis" der Pfarrer, Vikare, Pfleger, 
Markrichter und Viertlleute „pro toto Lungoviae districtu" eine Stolordnung 
zustande, welche am 3. November 1764 vom Erzbischof Sigmimd HL von Schrat- 
fenbach ratifiziert wurde. Dieselbe hat nicht nur eine Einteilung nach Klassen, 
sondern, als echtes Elind ihrer Zeit, auch nach Ständen: „Landleut und andere 
adelige Personen", „Beamte", „Bürgerstand". Bei der Taufstola heißt es: „In 
jenen Orten, in welchen eine Sammlung gereicht wird, solle für das Taufen nichts 
gefordert werden." In den Märkten zahlt ein Bürger 24 kr. Adelige entrichten 
jede Stola „nach Diskretion". Das Seelrecht erscheint im § 14 als reine Verlaß- 
gebühr, und zwar mit 30 kr. vom Hundert und 2 fl. per Mille von 3000 fl. auf- 
wärts. „Von den Armen ist durchaus nichts zu fordern, sondern ein jedweder 
Pfarrer oder Vikarius solle gegen denselben das Werk der Barmherzigkeit um 
Gottes Willen mitleidig erzeigen und selben gratis einzusargen schuldig sein." 

Endlich „den 26. Brachmonats 1784" erließ Erzbischof Hieronymus von 
Colloredo eine „Stollordnung für die hochfürstliche Haupt- imd Besidenzstadt 
Salzburg". Tabelle I enthält „die Klassifikation der Stände": geistlicher, Zivil-, 
Militär- und Bürgerstand, in je 5 Klassen. Tabelle H notiert „die Gebühren 
für die geistlichen Handlungen bei Lebendigen" (darunter die Taufstola), 
Tabelle III die Gebühren bei Begräbnissen, Tabelle IV „Maß imd Ziel" bei 
Gottesdiensten. Ausdrücklich wird bemerkt (ad I c) : „Solle jedem — jedoch nur 
in Ansicht der Taxen für die Handlungen bei den Toten — freistehen, eine 
mindere Klasse zu wählen, wenn es derselbe seinen Umständen nicht angemessen 
finden würde, die Kosten bestreiten zu mögen, welche in der ihm bestinmiten 
Klasse zugeteilt sind: in eine höhere Klasse aber vorzurücken, wird durch- 
gehends anmit verboten." Hierin liegt die erste leise Durchbrechung des Zwangs- 
klassensystems. 

Waren in sämtlichen vorher besprochenen Salzburger Stolordnungen die 
Gebühren bedeutend niedriger wie in der Josefinischen Stolordnung, so waren 
sie in der Stadt Salzburg etwas höher. 

Solches war der Zustand des Stoltaxwesens im alten Erzstifte, als dasselbe 
1803 an Ferdinand von Toskana, 1805 an Österreich, 1809 an Bayern und endlich 
im Jahre 1816 in den dauernden Besitz Österreichs überging und, am Umfang 
geschmälert, nur mehr einen Kreis des „Landes ob der Enns" bildete. Der Gedanke, 



* Eine separate Stolordnung erhielt am 5. Dezember 1713 das Vikariat Lend. 
Xur für die Pfarre St. Martin, welche ehemals dem Stifte St. Zeno bei Reichenhall 
einverleibt war, kam erst 1817 eine eig"ene Vereinbarung zustande. 
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die sogenannte Josefinische Stolordnung, welche seit dem 31. Jänner 1783 für 
Oberösterreich Geltung hatte, auch in Salzburg einzuführen, lag nahe. „In Er- 
wägung, daß die Verschiedenheit der Stolbezüge in einem und demselben Lande 
der k. k. österreichischen Verfassung nicht entspreche", forderte bereits am 
13. Juli 1817 die oberennsische Landesregierung das Kreisamt Salzburg 
auf, nach gepflogener Rücksprache mit dem Ordinariate zu berichten, „ob 
Anstände obwalten", das Patent (vom 31. Jänner 1783) auch im Salzburgischen 
einzuführen. Das Ordinariat forderte nun am 10. September 1817 im Wege 
der 13 Dekanalämter sämtliche 113 Seelsorgeämter auf, die Stolordnungen vor- 
zulegen. Die Prüfung derselben ergab einzelne Typen, welche der Stolordnung 
für die Stadt Salzburg, für Lungau, für die Dekanate des Pongaues und Pinz- 
gaues entsprachen, im einzelnen aber auch innerhalb dieser Gruppen wiederum 
kleinere Verschiedenheiten boten, die sich im Wege der Observanz gebildet hatten. 
Gegen die Einführung der Stolordnung vom 31. Jänner 1783 erhoben sich sehr 
namhafte Anstände, auf welche das Ordinariat in seinen Berichten vom 
13. August 1817, 10. Dezember 1817 und besonders vom 18. April 1818 hinwies. 

In der Stolordnimg vom Jahre 1783 wird nämlich unter „Drittens" und 
„Viertens" bestimmt, daß an allen Orten, in welchen „bis nun weniger als hier 
angesetzt ist oder gar nichts bezahlt worden sei, auch ferner es dabei gelassen 
werde", und daß an „geringeren Orten die Gebühr bloß nach der dritten Klasse 
abgenommen werde, es sei denn, daß zuvor weniger oder gar nichts gegeben 
worden wäre". Auch war mit 1. November 1783 bei Rubrica 10 a und b die 
Taufstola für Priester und Mesner abgeschaflFt worden. Bei Einführung des 
1783-Patent8 hätte die Neuerung also zunächst nur darin bestanden, daß alle 
alten Stolordnimgen und Observanzen in Kraft geblieben, bei einzelnen Ansätzen 
aber reduziert worden wären. Das wäre jedoch für die Ordnung und Rechts- 
sicherheit wenig förderlich, für den Klerus aber tun so empfindlicher gewesen, 
als die in Salzburg noch bestehende Taufstola und das Seelrecht, welches man 
nur für eine Stolgebühr hielt, für die Zukunft hätte entfallen müssen. 

Dessenungeachtet äußerte sich der Referent des Ordinariats am 10. August 
1817: „Gegen die Einführung dieser Stolordnung walten keine besonderen 
Anstände ob. Auch die allfällige Schmälerung der Einkünfte kann deren Ein- 
führung nicht im Wege stehen. Nur die Kongrua (das Minimaleinkommen) 
soll dadurch dem Seelsorger nicht verkürzt werden oder gleichwohl hiefür ein 
Ersatz ausgemittelt werden. Bei der Bemessung der Kongrua soll auch genau 
auf die k. k. österreichischen Normativen gesehen werden. Die Einkünfte sollen 
auch hier auf die Wiener Währung reduziert und die Kurrentmessen und 
andere bloß zufällige Empfänge nicht in die Berechnung aufgenommen werden." 
Das Referat schließt mit der Versicherung, daß, im Falle sich der Salzburger 
Klerus die Einführung der Josefinischen Stolordnung „zu seinem Nachteile 
gefallen lassen müsse", mit Ausnahme der Inhaber der alten Pfarren nur 
wenige Seelsorger noch auf die Kongrua eines „österreichischen Lokalkaplanes" 
kommen werden. 

Hiermit war die Haupt Schwierigkeit, welche der Einführung der „all- 
gemeinen Stolordnung" entgegenstand, sattsam hervorgehoben, nämlich die finan- 
zielle Seite. Bereits in seinem Schreiben vom 19. Dezember 1817 machte das Kreis- 
amt die Linzer Regierung darauf aufmerksam, daß für den Salzburger Kreis gar 
kein Religionsfonds existiere, aus welchem, wie sonst in Österreich, die Kongrua 
ergänzt werden könnte, und daß außer der allgemeinen Stolordnung nicht nur 
die Geistlichen, sondern auch „die Mesner, Organisten, Kantoren, Totengräber, 
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Konduk t ansage r und der ohnehin schon passive Kaplaneifonds" zu leiden hätten.* 
Es müsse demnach eine neue Stolordnung geschaffen werden, mit Sonder- 
bestimmungen für die „Kreishauptstadt, die anderen Städte imd Märkte, und 
für die Dörfer". Diese Erkenntnis war das wesentliche Ergebnis der ganzen 
Verhandlung, welche noch länger fortgeführt wurde und zur Auftürmung eines 
mächtigen Aktenstoßes, keineswegs aber zur Lösung der Frage führte, denn 
weder der Entwurf des Kreisamtes noch jener der Linzer Regierung führte zu 
einem praktischen Ergebnis. 

Nach der langen Administrationsperiode von 1812 bis 1823 erhielt Salzburg 
endlich wieder einen Erzbischof in der Person Augustin Grubers. Bereits am 
28. Juli 1824 ersuchte ihn die Landesregierung, die Lösung der Stolafrage in 
die Hand nehmen zu wollen. Nach genauer Prüfung der Akten sprach sich der 
Erzbischof dahin aus, daß es nicht angehe, eine Stolordnimg nur als Maximal- 
tarif zu betrachten, daß man die Idee des Seelrechts nicht fallen lassen solle, 
daß die Ansätze der Salzburger Stolordnungen niedriger seien, als jene der 
„allgemeinen Stolordnung", und daß letztere den Salzburger Verhältnissen nicht 
entspreche. Nach seiner Anschauung sei für die Hauptstadt die bestehende 
Ordnung beizubehalten, für das Land aber eine neue Ordnung einzuführen. Der 
Entwurf dieser Ordnimg enthält eine Gebühr sowohl für Taufen als auch Hervor- 
segnungen, dann für „Verehelichungen'' (ohne Klassenunterschied) und für 
die Matrikenscheine, endlich die Funeralstola, bei welcher drei Klassen sowohl 
für die Leichen der Erwachsenen wie der Kinder angesetzt sind. Diese Klassen 
sind Zwangsklassen: wer über 833 fl. 20 kr., 166 fl. 40 kr., 41 fl. 40 kr. W. W. 
an „Verlassenschaft" hinterläßt, kommt in die erste beziehungsweise zweite 
oder dritte Klasse. „Arme sind gratis zu begraben." Es ist somit in den Zwangs- 
klassen nach der Anschauxmg Augustin Grubers „die Idee des Seelrechts", nicht 
das Seelrecht selbst, festgehalten worden, denn „von dem bisherigen Seelrechte 
hängt bloß die Bestimmung der Klasse ab, in der die Verrichtungen bei Sterbe* 
fällen statthaben sollen". Es wäre somit das Seelrecht, wo es bestand, abgeschafft 
worden, nirgends aber „die Idee des Seelrechts" eingeführt worden, denn die 
Zwangsklassen bestanden schon überall. 

„Weil die Mesner künftig auch das bisher genossene Seelenrecht von 
einem Drittel des Betrages des Seelsorgers verlieren", erhöhte er die Mesner- 
gebühren für alle Mesner, auch jene, die ein solches Drittel nichl bezogen. 

Endlich fügte er die „Bitte" bei, daß „wenn durch die von mir vorge- 
schlagene oder eine andere beliebige Stolordnung mein Klerus zu tief an Ein- 
künften sänke, ihm der Ersatz anderwärts ausgemittelt werde". Woher diese 
Entschädigung zu nehmen sei, konnte im April 1829 der Erzbischof so wenig 
angeben, wie die provisorische Staatsbuchhaltung, welche am 17. November 1822, 
Z. 926, schrieb, „daß noch nicht ausgemittelt sei, woher alle Entschädigung:?- 
auslagen für den Salzburger Klerus zu nelunen seien imd wer bis zur Existenz 
eines eigenen Religionsfonds diese Entschädigung zu leisten habe". 

Erzbischof Gruber (f 28. Juni 1835) konnte sich zeitlebens nie entschließen, 
seine so mühsam und fleißig ausgearbeitete Abhandlimg expedieren zu lassen. 
Sein Nachfolger Friedrich Fürst zu Schwarzenberg wurde aber bereits mit Hof- 
dekret vom 28. Februar 1836 eingeladen, „seine Ansichten über die Einführung 
einer neuen Stolordnung mitteilen zu wollen". Die Antwort bestand in der 

* Erzbischof Hieronjimis hatte bestimmt, daß alle Gebühren in einen „Fonds** zu 
fließen hätten, aus welchem die Bezüge der Seelsorger in der Stadt Salzburg ausgefolgt 
werden sollten. 
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Vorlage des Gruberschen Elaborats, dem einige Wünsche beigefügt wurden. Da 
nämlich die Verhältnisse der einzelnen Gaue verschieden seien, die Stolordnung 
für Lungau verhältnismäßig gut entspreche, jene von St. Martin aber auf einem 
„Vertrag" beruhe, so möge von der Einführung einer Landes-Stolordnung ab- 
gesehen und für jeden Gau eine Sonderordnung eingeführt werden. Das Seel- 
recht sei nach seinem Umfang und der Art und Weise der Einhebung genauer 
zu bestimmen, keineswegs aber aufzuheben. 

Ob dieses Schreiben, welches im August 1836 konzipiert worden war, auch 
abgesendet wurde, steht dahin. Es kann bei der sehr mangelhaften Aktenlage 
nicht ermittelt werden, ob es mit dem Ordinariatschreiben vom 2. April 1839 
identisch ist, welches laut Note der Linzer Regierimg vom 2. Mai 1839 neuer- 
dings die Schwierigkeiten hervorhob, welche einer neuen Stolordnung entgegen- 
stehen. Bei dieser Anschauung blieb das Ordinariat auch stehen, ungeachtet 
der wiederholten Betreibungen seitens der Regierung und der k. k. vereinigten 
Hofkanzlei in den Jahren 1839, 1840 und 1845. Dies ist auch begreiflich. Die 
Arbeiten, welche das Ordinariat 1818 und unter Erzbischof Augustin Gruber 
zustande gebracht hatte, waren ebenso umfangreich und eingehend wie mühsam 
und zeitraubend, der Erfolg aber gleich Null. Man war auf den toten Punkt 
der Entschädigung für die Seelrechtsgebühren gestoßen, ohne denselben über- 
winden zu können. Jede Note, welche die Lösung der Stolfrage wieder in Fluß 
bringen wollte, faßte dieselbe wieder ganz von neuem, jedoch nicht an dem Punkte 
an, wo man sie hatte stehen lassen. So ermüdete man, ohne vorwärts zu kommen. 
Das Jahr 1848 imd die Frage der Zehentablösung ließ die Stolangelegenheit 
in den Hintergrund treten. Im Jahre 1850 verließ Kardinal Friedrich Salzburg, 
da er auf den erzbischöflichen Stuhl von Prag transferiert worden war. Schwierig- 
keiten, welche in den Jahren 1855 und 1860 seitens einzelner Parteien erhoben 
wurden, veranlaßten wohl Auseinandersetzungen, die den bisherigen Verlauf der 
Verhandlungen imd die bestehenden Hemmnisse einer Stolaregulierung darlegten, 
aber in keiner Weise zu einem Ergebnisse führten. Die Unzulänglichkeit des 
Einkommens der Seelsorger und der Mangel eines Ersatzes für die Seelrechts- 
gebühren schienen unübersteigliche Hindemisse für eine neue fttolordnung zu 
sein und zu bleiben. 

Endlich, als sich in den Dekanaten Tamsweg und Kestendorf neue Anstände 
ergaben, richtete der k. k. Landespräsident — Salzburg hatte nämlich aufgehört, 
ein bloßer „Kreis" zu sein und war ein Kronland geworden — am 1. Februar 
und am 13. April 1868 Schreiben an das fürsterzbischöfliche Ordinariat, in denen 
glücklicherweise nicht mehr „um Mitteilung der Ansichten über die Einführimg 
einer neuen Stolordnung" die Rede war, sondern direkt der springende Punkt 
ins Auge gefaßt wurde: „Um an das k. k. Kultusministerium einen bestinnnten 
Antrag über die nötige anderweitige Entschädigmig der Geistlichkeit für den 
Entgang der bisherigen Seelrechte stellen zu können", wolle „über alle einzelnen 
Seelsorgestationen ein Auweis über den faktischen Ertrag verfaßt werden". 

Dieser Ausweis bot nun ein interessantes Bild. Die Dekanate Bergheim, 
Salzburg und Talgau hatten keine Pfarre mit Seelrecht; Tamsweg hatte keine 
Pfarre ohne Seelrecht; im Dekanate Altenmarkt entrichteten alle Parochianen 
das Seelrecht, aber in vier Seelsorgestationen bezog dasselbe nicht der zuständige 
Seelsorger, sondern der Dechant als Seelsorger der Mutterpfarre. Ähnlich war 
es im Dekanate St. Johann, wo der Pfarrer von Bischof shofen auch das Seelrecht 
von Mühlbach, und im Dekanate Stuhlfelden, wo der Pfarrer von Bramberg 
das Seelrecht von Neukirchen, Wald, Krimi und Hollersbach zu beziehen hatte. 
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Im Dekanate Taxenbach bestand in allen Pfarren das Seelrecht, Dorfgastein 
ausgenommen; in St. Georgen hatte nur der Dechant das Seelrecht in seiner 
Pfarre; Hallein, Kestendorf und Saalfelden hatten 6, 3 und 7 unter 12, 10 und 10 
Seelsorgen mit Seelrecht. Das bunteste Bild bot somit der Salzburggau. Fragt 
man nach dem Grunde dieser Verschiedenheit, so zeigt sich, daß größtenteils, 
wenn auch nicht immer, die Zugehörigkeit und das Inkorporationsverhaltnis 
zu einem Stifte, nämlich ziun Domstifte, zu St. Peter, Mattsee, Seekirchen und 
St. Zeno bei Reichenhall für das Fehlen des Seelrechts das ausschlaggebende 
Moment war. Bei Aufbringrung der Kongrua war in solchen Fällen das Seelrecht 
eher wie sonst zu entbehren. Wenn im Laufe der Zeiten das Seelrechtsertragnis, 
namentlich im Verhältnis zum Geldwerte, beständig fiel, wie in den Akten 
wiederholt hervorgehoben wird, so findet diese Erscheinung in dem Ergebnisse 
des vorliegenden Ausweises seine Bestätigimg, denn dasselbe betrug für das ganze 
Kronland nur 2229 fl. 60 kr. ö. "W., imd selbst in dieser Summe steckt noch ein 
großer Teil von Stolgebühren, welche auch dann zu entrichten gewesen wären, 
wenn das Seelrecht nicht bestanden hätte. 

Dessenungeachtet scheiterte auch diesesmal die ganze Aktion an der Seel- 
rechtsentschädigung, wie aus folgendem Erlasse des k. k. Ministers für Kultus 
imd Unterricht vom 22. August 1871 an den Landespräsidenten von Salzburg 
hervorgeht: ,Jn Sachen der Seelenrechtsgebühren hat das Ministerium des 
Innern am 15. AugiLst 1871 ausgesprochen, daß die bestehenden Grundentlastungs- 
gesetze auf diese in gewissen Fällen an die Seelsorger zu entrichtenden Abgaben 
keine Anwendung finden, weil dieselben weder mit dem Untertänigkeitsverbande 
noch mit den Rechtsverhältnissen der Teilung des Eigentums zusammenhängen, 
auch gesetzlich nicht an dem Grunde und Boden oder an dessen Erträgnissen 
haften, vielmehr auf Vereinbaningen zwischen den Gemeinden eines Bezirkes 
und ihren Seelsorgern sich fußen, welche im Laufe der Zeit unter Genehmigimg 
der Organe der vormaligen Fürsterzbischöfe von Salzburg zustande gekommen 
sind. Ich teile die Ansicht, welche Euere Durchlaucht unter dem 25. August 
1870 . . . ausgesprochen haben, daß die Beseitigung der in Rede stehenden 
Gebühren gegen Leistung einer angemessenen Entschädigung von Seiten der 
verpflichteten Gemeinden wünschenswert sei, glaube jedoch, daß es kaum möglich 
ist, für die Bemessung dieser Entschädigung allgemeine Normen aufzustellen, 
und daß in dieser Angelegenheit nicht von Amts wegen, sondern nur über An- 
suchen der Parteien nach den über die Veräußerung kirchlicher Güter und Rechte 
bestehenden Vorschriften Fall für Fall vorgegangen werden kann. Hiebei wird 
seitens der Regierimg jedenfalls das Interesse des Religionsfonds im Auge zu 
behalten sein, indem es nicht angeht, daß dieser Fonds aus dem Anlasse der 
Umwandlung der Seelenrechtsgebühren mit Lasten bebürdet werde, die er bisher 
nicht zu tragen hatte." Ob dasjenige, was in diesem Erlasse von den „ver- 
pflichteten Gemeinden" und „Parteien" gesagt wird, zutreffend sei oder nicht, 
wird sich im Verlaufe dieser Abhandlmig noch zeigen; der Schlußsatz aber 
bescheidet das fürsterzbischöfliche Ordinariat abschlägig, welches erklärt hatte, 
„an den Versuch der Entwerfung einer neuen Stolordnung nur dann gehen 
zu können, wenn der Geistlichkeit für den Entgang der Seelrechte, welche 
jährlich im ganzen ungefähr 2000 fl. und etwas darüber betragen, volle Ent- 
schädigung aus dem Religionsfonds zugesichert würde." Die Aufhebung des 
Seelrechts mußte daher diesmal um so mehr unterbleiben, als der Landes- 
ausschuß am 21. März 1872 erklärte, „er halte den gegenwärtigen Zeitpunkt 
nicht für geeignet, die Auflassvmg der Seel rechtsgebühren gegen Leistung 
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einer billigen Entschädigung seitens der Seelsorgegemeinden in Verhandlung 
zu nehmen". 

Ungeachtet dieses durchaus ablehnenden Bescheides kam die Stolafrage 
infolge der Gesetze vom 7. Mai 1874, R.-G.-B1. Nr. 60 und 51, wieder in Fluß. 
Auf Grund der Note des k. k. Kultusministeriums vom 22. Mai 1874 richtete 
das k. k. Landespräsidium an den Erzbischof ein Schreiben, welches die Stoltax- 
regulierung nunmehr als möglich erklärt, „da durch die Regelung der Religions- 
fondsbeiträge eine Aufbesserung des Einkonmaens der Seelsorger in nächster 
Aussicht stehe, die Besorgnis wegen einer durch den Entgang der Seelrechta- 
gebühren entstehenden Verminderung des dermaligen Einkommens der 
Wesenheit nach entfallen dürfte und hiemach die Frage wegen Ablösung der 
Seelrechtsgebühren durch die Gemeinden einer abgesonderten Verhandlung vor- 
behalten werden könne". (!) 

Bereits mit Note vom 14. Juli 1874 legte das fürsterzbischöfliche 
Ordinariat den „Versuch einer Stolordnung" vor, der für das Land, nicht auch 
für die Stadt Salzburg, berechnet war und ejst in Kraft treten sollte, wenn 
obige vom Landespräsidium erwähnten zwei Voraussetzungen in Erfüllung 
gegangen sein würden. 

Der Entwurf war sehr einfach: er bestimmte: 

A. Taufen: Priester 60, Mesner 25, Kirche 10 kr. ö. W. 

B. Trauungen (ohne Messe) : Kopulation 1 fl., Aufnahme 1 fl., Ver- 
künden 1 fl., Auskünd- oder Entlaßschein 50 kr., Mesner 50 kr., Ministranten 
15 kr., Kirche 1 fl. Matrikenauszüge oder andere nicht Ex-oifo-Zeugnisse 50 kr. 
„Der Stempel ist für sich zu bestreiten." 

C Begräbnisse: I. Kinderleichen : Einsegnen 60 kr., Mesner 25 kr., 
Ministranten 10 kr.; Geläute: großes 1 fl. 12 kr., kleines 42 kr.; hievon denx 
Mesner den dritten Teil. 

IL Leiclien der Erwachsenen: Einsegnen 1 fl., Mesner 40 kr., Mini- 
stranten — kr. (?) Kirche für Geläute: großes 2 fl., mittleres 1 fl. 50 kr., 
geringes 1 fl. ; hiervon dem Mesner den dritten Teil. „Ganz arme Leute werden 
gratis beerdigt." 

D. Kirchliche Funktionen: Kurrentmesse : Priester 50 kr., 
Mesner 12 kr., Ministrant 3 kr. 

Kurrentamt: Priester 1 fl., Organist 30 kr., Mesner 20 kr., Ministrant 9 kr. 

Nicht stolordnungsmäßige, also der freien Willkür der Besteller über- 
lassene Funktionen, z. B. mehrere Ämter oder auch ein Amt, eine Messe, ein 
feierlicher Kondukt bei Begräbnissen, Chor- oder Instrumentalmusik u. s. w. 
unterliegen keiner Taxe und hat der Besteller zu entrichten, was verlangt wird. 
Nur hat er das Recht, sich im voraus über den zu bezahlenden Betrag ver- 
ständigen zu lassen. 

In diesem Stolordnungsentwurf ist somit das Seelrecht ganz aus- 
geschaltet, es ist nicht nur mit der Zwangsklasse, sondern überhaupt mit dem 
Klassenwesen gebrochen und die Ämter und Messen sind unabhängig als 
sogenannte Kurren t-, das ist beliebig bestellte Gottesdienste behandelt. Der 
Schaden, welchen der Klerus gehabt hätte, wäre durch die beantragte Ablösung 
des Seelrechts seitens der „Gemeinden" (Pfarrgemeinden?) keineswegs aus- 
geglichen worden, denn diese Ablösung wäre mit verschwindend wenigen Aus- 
nahmen nur dem Religionsfonds zugute gekommen; die politische Exekution 
für die Taxen obiger „Kurrent"-Gottesdienste wäre mindestens in Frage gestellt 
gewesen. 
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Die Ausarbeitung einer neuen Stolordnung für die Stadt Salzburg erlitt 
zunächst eine Verzögerung durch die Anlage des neuen, 2 Kilometer von der 
Stadt entfernten Kommunalfriedhofes. Endlich am 9. Dezember 1878 tagte 
eine Konferenz zur Beratung einer neuen Stolordnung, in welcher die Bei- 
behaltung der vier Stände und Klassen, in welche jeder derselben eingereiht 
war, beschlossen wurde, um den unteren Ständen eine Zalilungserleichtening 
zu verschaffen. Allein „so human dieser Grundsatz ist", bemerkte der Bürger- 
meister in seinem Schreiben vom 11. Jänner 1879, „so läßt sich doch nicht ver- 
kennen, daß er unter den gegenwärtigen Standes- und Erwerbsverhältnissen in 
vielen Fällen den gegenteiligen Erfolg haben kann, insofern die höheren 
Stände bei vorhandener Mittellosigkeit zur Bezahlung der höheren Gebühren 
genötigt und die ersteren Stände bei vorhandener Wohlhabenheit gegen ihren 
Willen begünstigt werden. Richtiger würde es mir scheinen, wenn ohne Rücksicht 
auf Standesverhältnisse mehrere Klassen festgesetzt, der Unterschied in den 
JOassen durch einen größeren oder geringeren Pomp gekennzeichnet und, wie 
in Innsbruck, dem Zahlungspflichtigen selbst die Wahl der Klasse überlassen 
würde". Nachdem in einer gemischten Enquete am 20. Jänner 1879 von seiten 
der Vertreter der Gemeinde erklärt wurde, „es stehe in der Macht der Gemeinde, 
den Leichenbestattungsunternehmern aufzutragen, daß sie bei einer niederen 
Klasse keine Zutat an eigentlichem Pomp aus einer höheren machen dürfen"., 
also der Grundsatz, kirchliche und Entrepriseklasse müssen gleichen Ranges 
sein, gesichert war, wurde „die Auflassung der Ständeeinteilung 
bei den Begräbnissen einstimmig beschlösse n". Genauer 
gesagt, war hiermit das System der Zwangsklassen gefallen. Nur bei der Tauf- 
und Trauungsstola sollte es noch bleiben. 

Obschon auch diesesmal die Unterhandlungen zu keinem formellen Ab- 
schlüsse führten, kam es doch infolge des neuen Friedhofes zur tatsächlichen 
Festlegung der Funeralstola für die Stadt Salzburg. Dieselbe weist für die Dom- 
pfarre — mit einigen Abweichungen auch für die übrigen Pfarren — folgende 
Gebühren aus: 



Aus- und Einsegnen 

Requiem mit Vi^il imd Libera oder Messe . . . 

Einschreibegebühr 

Levitur beim Leichenbegängnisse und Requiem . . 
Levitur beim Leichenbegängnisse ohne Requiem . 
Für den Ornat beim Leichenbegängnisse und 

Requiem 

Für den Ornat beim Leichenbegängnisse ohne 

Requiem 

Begleitung und Einsegnung am Friedhofe .... 

Mesner 

Für Stuhlbedeckung und Bedienung 

(leläute beim Leichenbegängnisse 

Geläute beim Requiem 

Begleitung beim Einsegnen (Mesner) 

Bogleitung auf den Friedhof 

Ministranten 

Chorkaikant 

Paramente und Beleuchtung 



1. Kl. 


2. Kl. 


3. Kl. 


4. Kl. 


5. Kl. 




G u 


1 d 


e n 




1-05 


—•88 


-•52 


-•35 


—•26 


4-20 


3^50 


2-62 


1-31 


—88 


—50 


0^40 


-•30 


-•20 


—•10 


4-— 


3- 


234 






o. 

3-— 
1-50 


2- 
3- 
1^50 


1^20 
2 — 
1-- 




— • — 






2 — 
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2- 


1-50 


1- 
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3-50 


2-- 
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1- 
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2-— 
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—•60 


—40 


2-50 


1-75 


1^50 
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1-50 


1 — 
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—•50 1 

t 


—40 


4-20 


-•80 


—40 



Digitized by 



Google 



Die neue Stolordnung für das Herzogtum Salzburg. 311 

Hierzu kommen noch die Taxen des Dommusikvereines und für jede so- 
genannte Beimesse mit 1 fl. um 8 Uhr, 1 fl. 50 kr. um 9 Uhr und 2 fl. um 10 Uhr. 

Aus der Entwicklung, welche die Stolafrage bisher genommen hat, ist nun 
zu entnehmen, daß bei einem weiteren Versuche dieselbe zu lösen, nicht mehr an 
Klassen gedacht werden konnte, welche den Parteien aufgenötigt und nicht in 
deren freie Wahl gestellt werden; daß Ansätze, die einmal in die Praxis über- 
gegangen sind, bei dem Sinken des Geldwertes nicht zu Ungunsten der Fimk- 
tionäre geschmälert werden konnten ; daß die sogenannte Tauf stola namentlich mit 
Rücksicht auf die josefinische Stolordnung kaiun aufrecht erhalten werden 
konnte, und endlich daß das Seelrecht unhaltbar geworden war und für dessen 
Entgang den Berechtigten ein Ersatz geboten werden mußte. An dieser letzten 
Frage scheiterte aber auch diesmal noch die Lösimg der Stolangelegenheit. 

Die Ergebnisse der Verhandlungen wurden nämlich nach § 23 des Gesetzes 
vom 7. Mai 1874, R.-G.-B1. Nr. 50, im Wege der Landesregierung dem k. k. 
Kultusministerium unterbreitet. Letzteres bemerkte in seiner Note vom 10. März 
1881 mit Recht: „Die Seelrechtsgebühren haben einen zweifachen Charakter, 
indem sie entweder reine Verlaßgebühren zugimsten des Benefiziaten sind, 
ohne daß diesem letzteren irgendwelche korrelate Verbindlichkeit obliegt, oder 
Äquivalenzgebühren derart darstellen, daß der Benefiziat bestimmte 
gottesdienstliche Funktionen, für deren Verrichtung er sonst eine Stolgebühr 
anzusprechen hätte, eben wegen des Bezuges der Seelengebühren 
unentgeltlich zu leisten hat." Es könne daher niemandem zugemutet werden, 
die neuen Stolgebühren und die alten Äquivalenz- (Seelrechts-) Gebühren zu 
entrichten. 

Den Fortbestand der Taufstola lehnte das Ministerium im Grunde des 
Patentes vom 24. Oktober 1783, der Hofdekrete von 8. November 1783, 24. Sep- 
tember 1785, 29. April 1784, 2. Juni 1789 und, was für das alte Erzstift Salzburg 
mehr von Belang war, auf Grund der Instruktion an die Bezirksämter vom 
19. Jänner 1853, R.-G.-B1. Nr. 10, § 49, ab. Der Passus „Ganz arme Leute werden 
gratis beerdigt", der sich nur auf die Funeralstola bezog, sei durch den all- 
gemeineren des § 23, Alinea 3, des Gesetzes vom 7. Mai 1874 zu ersetzen, welcher 
in betreff aller dortselbst aufgeführten Stolgebühren von Personen redet, „welche 
auf das Armenrecht Anspruch haben". 

Bei der Stolordnung für die Stadt Salzburg wurde die Einteilung der 
Klassen nach Ständen, „welche in der Praxis nur zu Streitigkeiten imd vieKachen 
Beschwerden Anlaß geben kann", als besonders unstatthaft hervorgehoben. 

Infolge dieser Ministerialnote legte das k. k. Regierungsrechnungsdeparte- 
ment Salzburg am 17. August 1881 einen Ausweis vor, in welchem das Seelrecht 
der einzelnen Pfarreien als Verlaß- und Äquivalenzgebühr gesondert war. Es 
ergaben sich an Verla ügebühren für den Salzburggau 346 fl., für die Gebirgsgauo 
418 fl.; an Äquivalenzgebühren 154 beziehimgs weise 1201 fl.; somit an VerlaB- 
gebühren 764 fl., an Äquivalenzgebühren 1355 fl., zusammen Seelrechtsgebühren 
2119 fl. Bemerkt wurde, daß sowohl den Verlaß- als auch den Äquivalenzgebühren 
„die Eigenschaft eines fassionsmäßigen Bezuges zukommt". Die Gebühren für 
die Seelengottesdienste wurden somit im Herzogtum Salzburg, nicht aber in den 
übrigen Ländern, zum Schaden der Seelsorger luid zum Nutzen des Religions- 
fonds in die Fassionen einbezogen, was, wie erwähnt, das Ordinariat schon am 
10. August 1817 beanständet hatte. Dieses Verfahren ergab im Laufe der Jahr- 
zehnte eine sehr bedeutende Smmne ! Endlich 1887 beschwerte sich Pfarrer Andrä 
Ronacher in Piesendorf. Es war ihm nämlich von der Seelrechtsäquivalenten- 
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gebühr das Stipendium für die Vigil und die Seelengottesdienste bei der Fatierung 
nicht „passiert" und ebenso auch dem § 3, 1, lit. f, des Konguragesetzes vom 
19. April 1885 nicht Rechnung getragen worden, indem von obigem Äquivalente 
als einer Stolgebühr die 30 fl. nicht abgezogen wurden.* 

Stellte sich das Seelrecht wirklich als eine Stolgebühr heraus, so konnte 
die Anschauung, welche die k. k. Landesregierung 1874 ausgesprochen hatte, 
nicht mehr zutreffen, es konnte die Stolafrage nicht für sich gelöst und „die 
Frage wegen Ablösung der Seelrechtsgebühren durch die Gemeinden" nicht 
„einer abgesonderten Verhandlung vorbehalten werden". 

Das Ordinariat, welches sich auf Wunsch des k. k. Ministeriums über den 
juridischen Charakter des Seelrechts äußern sollte, wandte sich an die theo- 
logische Fakultät Salzburg um ein diesbezügliches Gutachten. Dieselbe legte 
zwei Gutachten vor, deren erstes, verfaßt von Dr. ßrandner, die Seelrechts- 
gebühren als ein Kompositum von „Seelrecht und Funeralgebühren" bezeichnete, 
deren zweites aber, verfaßt von Dr. Kaltner, ein dreifaches Element unterschied, 
nämlich „das Seelrecht im engeren Sinne, welches zum Pfründeneinkonunen 
gehört", dann die Einsegnungsgebühr, eine Stolgebühr nach § 3, 1, lit. f, des 
Kongruagesetzes, endlich die Gebüliren für Vigil imd Libera, Messen, Septimus 
und Trigesimus, die nicht unter obigen § 3 fallen, somit auch nicht zu fatieren 
seien. Die k. k. Finanzprokuratur dagegen betrachtete laut Note vom 17. Juni 
1888 das Seelrecht als ^ eine „einheitliche Gebühr", als Stolgebühr. Es ist hier 
nicht der Ort, auf die Begründungen all dieser Gutachten einzugehen. Es genügt 
zu bemerken, daß mit dieser Frage die langen Verhandlungen wieder ins Stocken 
gerieten, obschon das Ordinariat den Bedenken, welche gegen die Stolordnungeii 
für die Stadt wie für das Land Salzburg erhoben worden waren, bereits am 
21. Mai 1881 Rechnung getragen hatte. Am 8. Februar 1887 teilte nämlich die 
Landesregierung dem Ordinariate mit, daß bis dahin eine Ministerialentschei- 
düng über diesen revidierten Entwurf nicht erfolgt sei. Auf die weitere Note 
des k. k. Landespräsidiiuns vom 22. April 1891, welche die Losung der Stoltax- 
frage abermals anregte, konnte das Ordinariat nur antworten, daß eine solche 
Lösung nicht erfolgen könne, ehe über den juridischen Charakter des Seel- 
rechts entschieden sei. 

Am 9. Juni 1872, Z. 1390, traf der Verwaltungsgerichtshof in einem Tirol 



ß Am 23. Oktober 1894, Z. 14.277, erklärte der Minister für Kultus und Unterricht: 
„Ich wäre nicht abgeneigt, in künftigen Fällen bei Feststellung dieses Pauschales darauf 
Bedacht zu nehmen, daß unter den gegen die Seelenrechtsgebühr zu verrichtenden 
geistlichen Funktionen »sich eine Reihe von solchen befindet, welche anderswo mit einem 
der Einrechnung zum Lokaleinkommen nicht unterliegenden Manualstipendium honoriert 
werden, und aus diesem Grunde dieses Pauschale entsprechend niedriger anzusetzen.'' 

■^ Nämlich ^lariatal bei Brixlegor, errichtet 1876, zur Diözese Freising, jetzt zn 
Salzburg gehörig. Ein weiteres Erkenntnis ddo. 24. Xovember 1897, Z. 6051, betrifft 
Hopfgarten, das früher zur Diözese Chiemsee, politisch aber zum Erzbistum Salzburg 
gehörte. Es wird in diesem Falle zwischen einer Stolgebühr im engeren und weiteren 
Sinn unterschioden. Letztere „weist ihrem Wesen nach so viele auch behördlich an- 
erkannte Besonderheiten auf, daß von einer strikten Anwendung der für die eigentlichen 
Stolgebühren geltenden Grundsätze auch auf diese Art von Stolgebühren im weiteren 
Sinne nicht die Rede sein kann." Ob Seelrechtsgebühren Stolgebühren sind oder nicht, 
läßt der Verwaltungsgerichtshof in seinem Kuchl bei Salzburg betreffenden Erkenntnisse 
vom 18. Oktober 1900, Z. 7098, „unerörtert", da, wenn nicht nach § 23, so doch nach 
§ 55 des Gesetzes vom 7. Mai lö74 die Verwaltungsbehörden entscheiden konnten. Weder 
dickes noch das Kongruagesetz gedachten der Seelrechte — daher die Schwierigkeiten! 
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betreffenden, aber den Salzburger Verhältnissen ganz analogen Falle eine Ent- 
scheidung, in welcher die Seelenrechtsgebühren indirekt als Stolgebühren 
anerkannt wurden. Femer sprach der Ministerialerlaß vom 23. Oktober 1894, 
Z. 14.277, betreffend den schon erwähnten Kongruafall in Piesendorf nach durch- 
geführter instanzenmäßiger Verhandlung aus, daß die Seelenrechtsgebühren, wie 
sie in Pinzgau vorkommen, als Stolgebühren aufzufassen seien. Aus diesen 
beiden Entscheidungen folgerte das Kultusministerium in seiner Note vom 
25. Jänner 1896, daß nicht nur der Äquivalenzgebühr, sondern auch der reinen 
Verlaßgebühr des Seelenrechts der Charakter der Stolgebühr innewohne, da es 
nach kirchlicher Anschauung keinen essentiellen Unterschied begründe, ob eine 
Leistung für einzelne kirchliche Akte oder für die im Leben geleistete Seelsorge 
erfolge.* Es seien somit nunmehr die Bedingungen erfüllt, von denen das Ordi- 
nariat im Jahre 1891 die Lösung der Stolafrage abhängig gemacht habe, und 
es könnte mit den Vorarbeiten zur Ablösung des Seelrechts begonnen werden. 
Aber schon am 31. Jänner 1896 berichtete der Abgeordnete v. Fuchs im 
Salzburger Landtage über die Petitionen mehrerer Gemeinden, welche sich über 
die „aus dem vorigen Jahrhunderte herrührende Stolordnung beklagten, die 
nicht mehr zeitgemäß sei, deshalb auch nicht gehandhabt werden könne" imd 
durch ein Landesgesetz zu beseitigen sei. Da das Ordinariat auf das demnächst 
zu erwartende neue Kongruagesetz und die infolgedessen notwendigen „Readju- 
stierungen" der Fassionen hinwies, beantragte der Landesausschuß die Ver- 
tagung dieser Angelegenheit bis zur nächsten Session. In der Sitzung vom 
4. April 1899 führte nun der Berichterstatter des Verfassungsausschusses, Dr. 
v. Fuchs, folgende Gedanken aus: Das Recht, für gewisse kirchliche Funktionen 
sogenannte Stoltaxen zu verlangen, ist ein ins ecclesiasticum, das Recht, zur Ein- 
bringung dieser Taxen die politische Exekution zu gewähren, ist ein ins 
politicum. Diese Rechtsanschauimg entspricht dem § 23 des Gesetzes vom 
7. Mai 1874. Dasselbe Gesetz bestimmt aber auch im § 24, daß die Abänderung 
der Stolordnungen der Regierung im Einvernehmen mit den Bischöfen zustehe. 
Der Landtag ist mithin nicht kompetent, ein Stoltaxgesetz zu erlassen. Bereits 
seit dem Jahre 1817 wird an einer neuen Stolordnung gearbeitet, und zwar ohne 
Erfolg, besonders aus dem Grunde, weil die eigentlichen Stolgebühren mit dem 
Seelrechte zusammenhängen. Für die Beseitigung des Seelrechts aber gibt es 
nur zwei Wege: die Ablösiing oder die Aufhebung. Der erstere Weg ist 
ungangbar. Bei der Zehentablösimg zum Beispiel waren die Leistiingen, welche 
abzidösen waren, genau bekannt, ebenso das Objekt, an dem sie hafteten, imd 
der Verpflichtete, der sie zu prästieren hatte. Das alles trifft beim Seelrecht nicht 
zu. Die Seelrechtsgebühr wird ja nur vom Nachlasse eines Katholiken erhoben, 
der in einer salzburgischen Gemeinde stirbt, in welcher dieses Recht besteht, 
und zwar nur dann, wenn der Nachlaß eine gewisse Höhe erreicht, und nur in 
jenen Prozenten, welche in dieser Gemeinde rechtens sind. Das alles weiß man 
in vomhinein so wenig wie man die Erben kennt, welche diese Gebühr entrichten, 
mithin dieselbe auch ablösen sollen. In Erwägung dieser Momente könne weder 
das Land noch die Gemeinde noch auch ein bestimmtes Individuum zur Ab- 
lösimg herangezogen werden." Es bleibt somit nur die Aufhebung übrig, welche 



^ Sind also die Erträgnisse der Sammlungen oder pflichtmäßigen Leistungen an 
Naturalien (Kongruagesetz § 4 d, ex 19. September 1898) auch Stolgebühren? 

^ Diese Schwierigkeiten hatte auch das Ordinariat in seiner Note vom 14. Juli 
1874 hervorgehoben. 
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sich sehr einfach gestaltet, aber direkt den winzigen Salzburger Keligionsfonds, 
indirekt den Staatsschatz belasten werde. Der Beschluß lautete, der Landes- 
ausschuß habe sich wegen Kegulierung der Stola und Aufhebung des Seel- 
rechts an das fürsterzbischöfliche Ordinariat, an das k. k. Ministerium für 
Kultus und Unterricht und jenes für Finanzen zu wenden. 

Nach der Entwicklung, welche bis dahin die Stolordnungsfrage in Salzburg 
genommen hatte, imd mit Bücksicht auf die heftigen Angriffe, welche überall 
infolge der Unzeitgemäßheit auch der josefinischen Stolordnung gegen den 
Klerus unternommen wurden, konnte es nicht überraschen, daß die k. k. Regierung 
sich endlich im Sinne des § 24 des Gesetzes vom 7. Mai 1874 zur Hinausgabe 
neuer Stolordnungen entschloß. Salzburg sollte den Anfang machen, eine Auf- 
gabe, welche nicht nur als erster Versuch, sondern auch wegen der Ausnahma- 
Stellung schwierig war, welche es gegenüber allen anderen Kronländem iin 
Stolordnungswesen eingenonunen hatte. Wie vorauszusehen, wies denn auch 
die Note der Landesregierung vom 16. Dezember 1900 vor allem darauf hin, 
daß die Seelrechtsgebühren, die Taufstola und die Aufstellung von Klassen 
in der neuen Ordnimg ganz zu entfallen hätten. Außerdem solle dieselbe, wenn 
nur inmier möglich, so geartet sein, daß sie in gleicher Weise den Verhältnissen 
von Stadt und Land entspreche und derartige Taxen vorschreibe, daß der 
Ausfall, welchen die Aufhebung des Seelrechts und der Taufstola mit sich 
bringen mußten, möglichst regressiert würde. Salzburg habe ja nur einen kaum 
nennenswerten Religionsfonds, der unmöglich die Deckung der Mindereinnahme 
8\if sich nehmen könne. 

Diesen gewiß nicht geringen Anforderungen gegenüber wies das Ordinariat 
darauf hin, daß auch an den sehr gering dotierten Seelsorgeklerus gedacht und 
derselbe vor jeder Schädigung bewahrt werden müsse. Das sei aber nicht so 
einfach, denn nach § 4 f. des Kongruagesetzes fallen nicht alle Stolgebüliren — 
und als solche sind auch die Seelrechtsgebühren erklärt — unter die fassions- 
mäßigen Einnahmen. Betragen die Stolgebühren in einer kleinen Pfarre bis 
jetzt z. B. 60 K, so können sie nach Wegfall des Seelrechts und der Taufstola 
z. B. 50 K oder noch weniger betragen. Dieser Fehlbetrag werde jedoch nicht 
vergütet. Hiedurch würden gerade die ärmsten Seelsorger getroffen. Habe 
femer ein Pfarrer ein Lokaleinkommen von 1500 K bei einer Kompetenz 
von 1400 K, oder sei seine Pfarre inkorporiert, so müsse aus dem erwähnten 
Grimde entweder der Pfarrer oder das herrschende Stift zu Schaden kommen. 
Endlich trete das Seelrecht in 42 Salzburger Pfarren als Äquivalent auch für 
zahlreiche Seelengottesdienste auf, welche gehalten werden müßten, ja nach 
dem bisherigen Klassensystem auch sonst fast nie unterlassen werden können. 
Entfalle nun das Seelrechtsäquivalent und die alte Klassenordnung, so werde 
es zum Nachteile des Klerus ganz anders werden. Das Ordinariat hob endhch 
hervor, daß nicht nur auf den Klerus, sondern auch a\if die Organisten und 
Mesner Rücksicht zu nehmen sei, daß es, wenn auch das Zwangsklassensystem 
nicht mehr aufrechterhalten werden könne, doch bei dem System frei zu wählender 
Klassen bleiben müsse, wenn irgendwie an eine Ausgleichimg des Ausfalles 
in der Fassion und in den Akzidentien des Klerus gedacht werden solle. Dieses 
System der freien KHassen entspreche auch den Unterschieden von Hoch und 
Niedrig, Reich imd Arm, Dom- imd Dorfkirche. Auf gar keinen Fall aber 
dürfen künftig Posten in die Fassion einbezogen werden, die bisher nicht 
fatierungspflichtig waren. 

Die Verhandlungen wurden noch weiter fortgesetzt. Da hiebei jedoch fast 
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mehr Gegenstände berührt wurden, welche besser bei den einzehien Paragraphen 
der neuen Stolordnung erörtert werden, so glaube ich dieselben hier nicht be- 
sprechen zu sollen. 

Etwa Zinn vierzehntenmal seit den Tagen des Erzbischofs Wolf Dietrich 
schritt man nun zur Ausarbeitung einer neuen Stolordnung, fest überzeugt, 
daB das Seelrecht unhaltbar geworden und die Herstellimg einer für das ganze 
Herzogtum gleichmäßig verbindlichen modernen Stolordnung eine Wohltat, daß 
es aber auch ganz unmöglich sei, mit derselben allen örtlichen Verhältnissen, 
hergebrachten Observanzen und persönlichen Anschauungen zu entsprechen. 
Von der ganz gleichen Empfindung war offenbar auch die Landesregierung 
durchdrungen, welche bereits in der angeführten Note vom 16. Dezember 1900 
erklärt hatte, daß „etwaige unvorhergesehene Härten doch im Verordnungswege 
in späterer Zeit ausgeglichen werden können". 

Da die Stolordnimg zumal den Seelsorgeklerus betrifft, dessen berufene 
Vertreter die Dekane sind, und es geraten schien, in einer so delikaten und 
schwierigen Sache das Gutachten der Interessenten einzuholen, so wurden auf 
den 4. September 1901 sämtliche Dekane zu einer Konferenz nach Salzburg 
einberufen und denselben der Gang der bisherigen Verhandlungen, der Entwurf 
der neuen Stolordnung und die Begründimg ihrer Bestimmungen zur Kenntnis 
gebracht. Es kam zu lebhaften Debatten, welche wiederholt Veranlassung boten, 
auf die ungeahnten Schwierigkeiten hinzuweisen, welche bald von diesem, bald 
von jenem Gesichtspunkte aus derartigen Bestimmimgen sich entgegenstellen 
und beachtet sein wollen. Auf einzelnes werde ich später zurückkommen; hier 
sei nur erwähnt, daß der Entwurf fast unverändert angenommen wurde. 

In der Note, mit welcher das Ordinariat den Entwurf am 27. November 
1901 der Begierung zur Kenntnis brachte, sind die Grundsätze noch einmal 
dargelegt, von welchen derselbe getragen ist. „Soll die neue Stolordnung,*' 
heißt es, „nicht größere Unzufriedenheit hervorrufen, wie die bisherigen 
Bestimmungen, so müssen die bestehenden Gebräuche und Sitten, welche in 
Stadt und Land, ja selbst in den einzelnen Gauen sehr verschieden sind, nach 
Tunlichkeit geschont werden. Auch die finanziellen Verhältnisse bereiten 
Schwierigkeiten, zumal mit Rücksicht auf die Abschaffung des Seelrechts und 
der Taufstola. Das Land Salzburg ist vielfach arm, das Leben, besonders im 
Gebirge, teuer und der Klerus kongruaraäßig ungünstiger gestellt wie im wohl- 
feileren Oberösterreich. Dessenungeachtet wurde der Entwurf so ausgearbeitet, 
daß das Volk, wenn man den Geldwert von 1731 imd von jetzt ins Auge 
faßt, nun weniger zahlen wird wie damals. Der Klerus wird im allgemeinen 
beiläufig erhalten, was er in den letzten Jahrzehnten erhielt, im einzelnen aber 
mancher Priester schwer getroffen werden," Nicht berücksichtigen ließ sich 
der Wunsch nach Auflassung der „Klassen". Es wurde mit dem System der 
Zwangsklassen, nicht aber auch mit jenem der frei zu wählenden Klassen 
gebrochen. Hatte sich doch letzteres „seit Eröffnung des neuen städtischen 
Friedhofes derart eingebürgert und bewährt, daß für die Stadt Salzburg eine 
neue Euneralstolordnung nicht als Bedürfnis bezeichnet werden kann. Es ent- 
spricht eben dem Fühlen und Empfinden der Volksklassen und den bestehenden 
sozialen Verhältnissen". 

„Femer sind die Kultuseinrichtungen Institutionen des öffentlichen 
Wohles. Es ist demnach billig, daß, wie in anderer, so auch in dieser Richtung 
diejenigen mehr hervortreten und mehr leisten, welche von höherer Stellung 
und besseren Geld Verhältnissen sind. Gerade eine Stolordnung soll über den 

21* 
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Standpunkt des engen „do ut des" einigermaßen hinausgehen und kann es auch 
tun, wenn niemanden ein Zwang auferlegt wird." Auch ist nicht einzusehen, 
wie die Ausfälle für den Religionsfonds, den Klerus, die Organisten imd Mesner 
gedeckt werden sollen, „wenn alle vermöglichen und höher gestellten Leute 
aus dem Grunde, weil der Akt immer derselbe bleibt, für die Eheaufnahnae, die 
Kopulation, für die Funeralien u. s. w. unter allen Umständen die gleiche 
Gebühr wie andere entrichten und nicht durch die Stolordnung und soziale 
Rücksichten moralisch angehalten würden, „in einer höheren Klasse zu fahren". 
Oder wie sollen auf eine andere Weise obige Ausfälle gedeckt werden? „Ent- 
echieden nur dadurch, daß man die für alle gemeinsame Taxe so hoch stelle, 
daß die Klagen, welche bisher laut geworden sind, noch lauter würden und 
sehr unerwünschte Folgen nach sich zögen. Auch sind die Gepflogenheiten in 
Stadt und Land sehr verschieden und es empfiehlt sich, nach keiner Seite in 
dieser Beziehung nivellierend zu wirken. Endlich gibt es viele der Kirche wohl- 
gesinnte, vermögliche Leute, die nicht durch ein Almosen beschämen wollen, 
aber Stolafälle benützen, um sich durch die Wahl einer höheren Klasse der 
Kirche erkenntlich zu zeigen." 

Nachdem schließlich auch die Bedenken des k. k. Finanzministeriums, 
imd zwar teilweise durch Änderungen im Entwürfe, beseitigt worden waren, 
verständigte die Landesregierimg am 21. Mai 1903 das Ordinariat, daß die 
neue Stolordnung perfekt sei und mit 1. Juli 1903 bereits in Kraft trete. 
Dieselbe wurde verlautbart in dem Gesetz- und Verordnungsblatte für das Kron- 
land Salzburg, 1903, Stück 23, ddto. 25. Mai 1903, Nr. 24, und enthält folgende 
Bestimmungen : 

Verordnung des Ministers für Kultus und Unterricht vom ii. Mai 1903, 

Z. 5821, 

womit für das Herzogtum Salzburg eine Stolordnung festgesetzt wird. 
Artikel I. 

Auf Grund des § 24 des Gesetzes vom 7. Mai 1874, ISTr. 50 E.-G.-BL, 
findet das k. k. Ministerium für Kultus und Unterrieht nach Einvernehmung 
des fürsterzbisehöflichen Ordinariats in Salzburg betreffs der Entrichtung 
von Stolgebühren im Herzogtume Salzburg folgendes anzuordnen: 

§ 1. Die bisher im Herzogtume Salzburg einschlieBlich der Landes- 
hauptstadt gebräuchlichen Stolordnungen treten mit Ende Juni 1903 außer 
Kraft und haben hie für ab 1. Juli 1903 folgende Vorschriften zu gelten: 

§ 2. Die Entrichtung einer Taufstola und der sogenannten Seelen- 
rechtsgebühren entfällt gänzlich. 

Am 29. Dezember 1900 veranlaßte das Ordinariat sämtliche Seelsorger, 
über das Erträgnis der Taufstola für den Durchschnitt der Jahre 1895 
bis 1899 zu berichten. Es ergab sich kein vollkommen klares Bild, da ent- 
sprechend den alten Stolordnimgen mit dieser Stola häufig auch eine Hervor- 
segnungsgebühr kommassiert war, im Lungau, wie bereits Seite 304 erwähnt wurde, 
die Taufstola bei Höhergestellten „ad libitum", bei Grundbesitzern aber als 
sogenannte „Taufhaber" vorgeschrieben war. In Saalfelden gehörte die Stola von 
jeher dem Kooperator; wareyi ja die alten Kooperatoren mehr als „Koadiutoren" 
oder Pfarrkapläne, da sie faktisch die Seelsorger gewisser „Kreuztrachten" 
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waren, welche sie „excurrendo** pastorierten.'" Auf diese Ritte der Kooperatoren, 
zu den alten ecclesiae baptismales dürfte wohl auch die Sitte des „Taufhafers" 
zorückzuführen sein. Den „Taufhafer" aber in eine neue Stolordnung aufzu- 
nehmen, ging doch unmöglich an, da er jährlich zu entrichten war, selbst wenn 
in der Familie des Grundbesitzers kein Kind geboren wurde. Auch entrichtete 
die Taufstola gewöhnlich der Pate. 

Weiter war zu erwägen, ob denn die Tauf stola wohl noch zu Recht bestand. 
Das Ordinariat hatte diesen Zweifel schon am 30. Jänner 1901 erhoben, ebenso 
auch das k. k. Ministerium und die Landesregierung, wie S. 311 bemerkt wurde. 
Gewiß war es auch sonderbar genug, daß diese Art Stola wohl im Salzburgor, 
nicht aber auch im Tiroler Anteile der Erzdiözese erhoben wurde; sie war 
somit eine Last, welche die Salzburger und sonst niemand in Österreich zu 
tragen hatten. Auch § 23 des Gesetzes vom 7. Mai 1874, R.-G.-B1. Nr. 50, 
kennt diese Gebühr nicht. Die bereits erwähnte Konferenz der Dekane entschied 
eich daher mit allen gegen eine Stimme für die Aufhebung, und das Ordinariat 
erklärte noch am 4. Februar 1903, es betrachte die Taufstola als eine prinzipielle 
Frage, das heißt, es könne sich für die Beibehaltung dieser Gebühr höchstens 
dann aussprechen, wenn die in Aussicht stehenden neuen Stolordnungen dieselbe 
in allen Kronländem einführen. Die Einnahmen aus der Taufstola betrugen 
für den Klerus, beziehungsweise Religionsfonds, bei 4300 K, für die Mesner 
etwa 1500 bis 1800 K. Letzterer Ausfall mußte bei den Taxen der Trauimgs- 
mid Funeralstola berücksichtigt werden. 

Das Seelrecht entstammt den Zeiten der Naturalwirtschaft, ist daher 
wenigstens in seiner bisherigen Form unter der modernen Kapitalwirtschaft 
unhaltbar geworden. Dasselbe in eine Verlaßgebühr, ähnlich wie eine solche 
in Salzburg für die „Lehrerpensionsfondskasse" laut Gesetz vom 27. Juni 1898 
eingehoben wird, umzuändern, also durch das Land abzulösen, war, wie schon 
erwähnt wurde, undurchführbar. Die Bemessung und Einbringung dieser 
Gebühr geschah keineswegs inuner und zu allen Zeiten durch die Verlassen- 
schaftsabhandlung. Die Einsetzung des sechsjährigen Durchschnittes in die 
Fassion führte oft zu Unbilligkeiten, indem unter dem neuen Pfründen inhaber 
oft bei weitem keine so hohen Seelrechtsfälle vorkamen, wie zufällig unter 
seinem Vorgänger. Die Konferenz der Dekane erklärte sich demnach einstimmig 
für die Aufhebung des Seelrechts gegen Entschädigung. Dieselbe Anschauung, 
wenn auch nicht so einmütig, war bereits 1891 bei den Konferenzen in den 
einzelnen Dekanaten zutage getreten. Durch die Aufhebung dieser Gebühr imd 
die Übernahme des Ausfalles auf den Religionsfonds werden dem Klerus viele 
Unannehmlichkeiten und Verdrüsse erspart werden. 

§ 3. Personen, welche auf das Armenrecht gesetzlichen Anspruch haben, 
sind bei Eheaufgeboten, Trauungen, Leichenbegängnissen und betreffs pfarr- 
amtlicher Ausfertigungen von der Entrichtung jeglicher Gebühr befreit. 

Etwaige Verpflichtungen, welche für solche Fälle bestimmten Personen, 
Korporationen oder Fonds aus speziellen Titeln obliegen, werden durch die 
vorige Bestimmung nicht aufgehoben. 

Diese Bestimmung entspricht der Vorschrift aller alten Salzburger Stol- 
ordnimgen über die Beerdigung der Armen. Ebenso auch dem § 37 des Salz- 



^^ Das ist beim Kooperator von Saalfelden teilweise noch der Kirche Gerling 
gegenüber der Fall. 
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burger Armengesetzes vom 30. Dezember 1874, welcher sagt: ,J)ie Kosten für 
ein einfaches Begräbnis — ohne Stolgebühren — verstorbener einheimischer 
oder auswärtiger Armen sowie der aufgefundenen Leichen sind von jener 
Gemeinde, in welcher der Arme gestorben ist oder der Leichnam aufgefunden 
wurde, zu bestreiten." Die bestellende Partei wird demnach bei diesen Leichen 
gewöhnlich die Gemeinde sein, welche nach § 4 obigen Gesetzes in erster 
Instanz über die „Armut" zu erkennen hat. Diese Bestimmung entspricht auch 
vollkommen dem kanonischen Rechte, dessen Lihalt Wemz (Jus decretalium TU, 
892) in die Worte zusammenfaßt: „Parochiani vero pauperes vel fideles peregrini 
derelicti gratis in forma convenienti a parocho sunt sepeliendi, nisi aliunde 
sumtus funeris iuxta loci consuetudinem suppeditentur." 

Daß „Personen, welche auf das Armenrecht gesetzlichen Anspruch haben", 
keine Trauungsstola zu entrichten haben, ist Vorschrift des Beichsgesetzes vom 
7. Mai 1874, R.-G.-B1. Nr. 50, dessen § 23 ausdrücklich bestimmt: „Personen, 
welche auf das Armenrecht Anspruch haben, sind von der Entrichtung der 
Gebühren für kirchliche Eheaufgebote, Trauungen und Leichenbegängnisse 
sowie für pfarramtliche Ausfertigungen befreit." Hoffentlich werden dergleichen 
Ehen selten vorkommen. Bei Sanierung mancher „wilden Ehe" armer Leute 
wird aber eine milde Anwendimg dieser Vorschrift oft gute Dienste leisten 
und den Pfarrer bei Abfassimg seiner Fassion über eine Schwierigkeit hinw^- 
heben. Betreffend die Brautmesse ist § 6 zu vergleichen, und für den zweiten 
Absatz dieses § 3 das Kongruagesetz § 5. 

§ 4. Für Personen, welche keine Begünstigung im Sinne des § 3 in 
Anspruch nehmen können oder wollen, sind die Stoltaxen folgendermaßen 
zu berechnen: 

a) Trauungsstola. 



I. Für den Priester: 

1. Aufnahme des Ehe Vorhabens 

2. Verkünden 

3. Kopulation 

4. Brautmesse 

IL Für die Kirche: 
Beleuchtung, Paramente etc 

III. Für die Sakristei 

1. dem Mesner 

2. jedem dienstleistenden Ministranten . . 

IV. Für die Musik: 
(1 Stimme mit Orgel.) 

1. dem Organisten 

2. dem Kaikanten 



9 


l.Kla88e|2. Klasse 




Kronen 




3 — 

3 — 

4 — 
4 — 


2 — 
2 — 

2 — 

3 — 




3 — 


2-50 




4 — 

—•80 


2 — 
—•60 




3- 
1 — 


2 — 

—•50 

1 
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b) Funeralstola. 



I. Für den Priester: 

1. Aus- und Einsegnen 

2. Requiem (Amt oder Messe) 

3. jede Beimesse 

4. Vigil 

5. Libera 

6. Levitur für Kondukt mit darauffolgendem 

Requiem 

Levitur für den Kondukt 

Levitur für das Requiem 

II. Für die Kirche: 

Beleuchtung, Paramente, Gloekenbenützung 
u. s. w 

III. Für die Sakristei: 

1. dem Mesner 

2. jedem dienstleistenden Ministranten, 
Kreuz-, Weibrauch-, Totenfahnenträger, 
Glockenläuter u. dgl 

IV. Für die Musik: 
(1 Stimme mit Orgel) 

1. bei der Beerdigung 

2. bei der Vigil 

3. beim Requiem 

4. beim Libera 

5. dem Kaikanten 



Wer immer sich die ganz eigentümlichen Verhältnisse vor Augen hält, 
welche bisher in Stadt und Land Salzburg die Stoltaxen begleiteten, der wird 
zugestehen müssen, daß die Aufstellung eines neuen Tarifes wesentliche 
Schwierigkeiten bot. Die Taufstola und das Seelrecht, insofern es eine reine 
Verlaßgebühr war, kam gewöhnlich dem Religionsfonds, in kleinen Pfarren 
nach § 4 f. des Kongruagesetzes ausnahmsweise den Seelsorgern zugute, als 
Äquivalenzgebühr brachte letzteres einen Zwang für die Abhaltung der vor- 
geschriebenen Gottesdienste mit sich. Hörten nun Taufstola und Seelrecht auf, 
so sollte durch die neuen Taxen dieser Ausfall einigermaßen wettgemacht 



I.Klasse 2. Klasse S.Klasse 4. Klasse 


5 


Kronen 




3 — 
5 — 
3-50 
2 — 
V50 

8^— 

5 — 


2 — 
4 — 

3 — 
^•80 
l^— 

6- 
4- 

4 — 


1-50 
3 — 
2^50 
1-60 

—•80 

5 — 
3 — 
3-- 


1 — 
2-- 
1- 
140 
—•60 




5 — 


4 — 


3 — 


2 — 




10-- 
r20 


8-- 
1 — 


5 — 

—•80 


4-- 
-•60 




150 

rso 

3^— 

1 — 


1-— 
1^- 
2 — 

-•80 
—•80' 


—•80 
—.80 
1-50 
—•50 
—•50 


—•60 
-•60 
1 — 
—•30 
—•30 
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werden. Der Geldwert ist seit 1731, 1764 und selbst seit 1878 gesunken, die 
Dotation des Klerus ist aber noch immer eine minder zureichende. Auch ist 
der Klerus in einer ähnlichen Lage, wie einst die Lehrerschaft, da der Schul- 
und Kirchendienst noch vereinigt war und die Hälfte des Einkommens aus 
dem kirchlichen Dienste in den Gehalt eingerechnet wurde, denn die Stol- 
gebührcn fallen nach Maßgabe des § 4 f. des Kongruagesetzes in die Fassion. 
Es ging demnach nicht an, die Ziffern der Funeralstola, welche seit 1878 in 
der Stadt Salzburg angesetzt waren, zu Ungunsten der Funktionäre zu ver- 
ringern. Das hatte aber, da eine Stolordnung für Stadt und Land zustande 
kommen sollte, auch für letzteres seine Folgen. Es mußte demnach auch von 
diesem Standpimkte aus zum sogenannten Klassensystem gegriffen werden, und 
zwar wurden, da ein äußerer Unterschied der religiösen Handlung bei 
Kopulationen ungleich weniger zutrifft wie bei Leichenfeierlichkeiten, für die 
Trauimg nur zwei, für die Beerdigungen aber vier Klassen anberaumt. Die 
zwei Klassen der Trauungsstola entsprechen so ziemlich der I. und 11. Klasse 
des „Zivilstandes" in der alten Stolordnimg der Stadt Salzburg, nach welcher 
man für die vier Posten des § 4 a I. in der 1. Klasse 7 fl. 30 kr., in der 2. Klasse 
5 fl. 45 kr. zu entrichten hatte. Bezüglich der Funeralstola kann der neue 
Tarif mit dem ehemaligen (S. 310) verglichen werden. Auf die Zahlen von 
1731 und 1764 konnte unmöglich mehr zurückgegriffen werden. Um diese alten 
Tarife zu würdigen, muß man bedenken, daß es damals im Lungau Mägde gab 
mit 8 fl. Jahreslohn! Taxen „für die Kirche" mußten eingesetzt werden; denn 
einmal handelt es sich um Verbrauchsgegenstände und dann um die benützten 
Bauten selbst, deren Herstellung und Erhaltung sich immer schwieriger 
gestaltet. Der Gleichförmigkeit wegen erhält nun manche Kirche mehr wie 
ehedem, so manche — besonders der Dom — weniger. 

Der Dienst eines Mesners (mansionarius) wird häufig unterschätzt. Die 
erste Kirche dachte über diese Dienste ganz anders wie die Gegenwart. Die 
Sorge um das Heiligtum, die Zierde desselben und die Ordnung in demselben 
muß zum großen Teile diesen Männern anvertraut werden; ihr Dienst bringt siö 
in die nächste Nähe des Altars. Durch die neue Stolordnung verloren die Mesner 
die Tauf Stola. Wer dies alles erwägt und den Tarif Seite 319 ansieht, wird 
die Ansätze der neuen Stolordnung, welche in der Stadt Salzburg bereits seit 
1878 üblich sind, mehr als begreiflich finden. Man m\iß trachten, den Mesner- 
stand zu heben und ihm zu einem menschenwürdigen Einkommen zu verhelfen! 
Das gilt in seiner Weise auch von den Ministranten; jeder Pfarrer weiß, warum 
es so ist. 

Außerordentlich schwierig gestaltet sich die Herstellung eines gemeinsamen 
Tarifes für die kirchliche Musik, da gerade auf diesem Gebiete die Orts- 
verhältnisse sehr verschieden und nur zu oft einem Wechsel unterworfen sind. 
So besteht in Salzburg für mehrere Kirchen der Dommusikverein, einzelne Pfarr- 
kirchen erfreuen sich ansehnlicher Ohöre von Sängern und Listnmientisten^ 
während viele andere Kirchen nur einen Organisten und etwa einen oder den 
andern Sänger und selbst diesen nicht regelmäßig, zur Verfügung haben. Auch 
das Honorar ist je nach den Ortsverhältnissen sehr verschieden und läßt sich 
durchaus nicht auf ein einheitliches Schema zurückführen; besonders beim 
öffentlichen Gottesdienste wirken viele ohne Entlohnung mit. Selbstverständlich 
ist es nicht Aufgabe einer Stolordnimg, die kircheimtiusikalischen Verhältnisse 
zu regeln, sondern nur die Taxen für jene Fälle zu bestinunen, bei welchen die 
Musik mit den Trauungen und Funeralien in Verbindung steht. Hiebei geht 
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die vorliegende Stolordiiung von folgeuden Gesichtspunkten aus: Je größer die 
Leistung ist, desto größer soll die Entlohnung sein. Es ist demnach jede 
Pauschalierung zu vermeiden. Der Verschiedenheit der Verhältnisse wegen ist 
im § 4 nur eine Taxe für die Leistung des Minimums eingesetzt, die Taxen 
für Mehrleistungen sind dem § 11 zugewiesen. Auf diesen letzteren Paragraphen 
muß sich demnach selbst der Dom musikverein stützen, dessen Taxen durch die 
neue Ordnung nicht geändert wurden. 

Was die Bemessung obiger Minimaltaxe betrifft, so wurde beachtet, daß 
bei kirchlichen Handlungen der Pfarrer die Hauptperson sein und bleiben muß, 
daß derselbe jedoch von den im § 23 des Reichsgesetzes vom 7. Mai 1874 
genannten Bezügen nur ausnahmsweise einen Nutzen hat. Dieselben werden ihm 
eben nicht freigelassen, sondern nach § 4 f. des Kongruagesetzes größtenteils» in 
den Gehalt einbezogen. Im übrigen soll der Organist dem Pfarrer nahe kommen. 
Bezieht demnach der Pfarrer bei einer' Trauung 4 oder 3 K, bei einer Beerdigung 
8 K 50 h, 6 K 80 h, 5 K 40 h oder 4 K, so erhält der Organist 3 oder 2 K, 
beziehungsweise 7 K, 4 K 80 h, 3 K 60 h oder 2 K 50 h, wenn ein Amt ist, 
sind deren aber drei, wie es häufig üblich ist, so erhält er mehr wie der Pfarrer, 
nämlich 13 K, 8 K 80 h, 6 K 60 h oder 4 K 50 h. Bei höheren Ansätzen würde 
die Mühewaltung geringer, die Einnahme nicht größer werden! 

§ 5. Jeder der im § 4 erwähnten stolpflichtigen Personen steht das 
Recht zu, die Klasse, nach welcher die Hochzeit oder die Beerdigung gefeiert 
werden soll, nach eigenem Ermessen zu wählen. 

Auf die Frage, welchen Gebrauch das Volk von den im § 4 auf-' 
gestellten Klassen, deren Auswahl nun jedermann freigestellt ist, etwa machen 
werde, ist schwer zu antworten. In der Stadt Salzburg, wo die Einführung der 
neuen Stolordnung keine wesentliche Änderung bringt, dürfte es so ziemlich 
beim alten bleiben. An anderen Orten jedoch wird die Wahl der Klassen von 
der Ausstattung derselben zum guten Teile abhängen. Muß ein Leichenbegängnis, 
wenn auch einfach, so doch immer anständig und würdig sein, so muß doch — 
abgesehen vom § 11 — bei höheren Klassen in den liturgischen Gewändern, an 
der Beleuchtimg und Schmückung des Altars und der Tmnba, in den Fahnen, 
im Geläute und im Gesang entsprechend mehr geboten und so zwischen der 
zweiten, dritten und vierten Klasse — die erste wird eine Ausnahme bleiben — 
ein ständiger augenfälliger Unterschied gemacht werden. Diese Ausstattimg wird 
sich an die lokalen Verhältnisse und insbesondere an die bisherige Sitte und 
Gewohnheit anzuschließen haben. Auch zu dem Zwecke ist „für die Kirche" 
eine Taxe vorgesorgt, damit sich dieselbe mit den nötigen Gegenständen versehen 
könne. Auch bei Trauungen soU Presbyterium und Chor jenen Unterschied zum 
Ausdruck bringen, welchen das Volk zwischen einer „Hochzeit" und einer „bloßen 
Kopulation" macht. Die Klassen sind eben als verschiedene Ellassen, nicht bloß 
als verschiedene Taxen gedacht. 

§ 6. Bei einer Hochzeit bestimmt jedermann selbst, ob die xA^pplikation 
der heiligen Messe oder des Amtes (§ 4 a, I. 4.) für die Brautleute geschehen 
soll oder nicht. 

Auskünd scheine und Delegationsvollmachten behufs Trauung außerhalb 
der Pfarrei unterliegen der Taxe von einer Krone. 

Der gleichen Gebühr unterliegen pfarramtliche x\usfertigungen (Tauf-, 
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Trauungs- und Totenscheine). Die Stempelgebühren sind in dieser Taxe nicht 
inbegriffen. 

Wie schon das Formular der Brautmesse (missa pro sponso et sponsa) 
imd die Erteilung des Brautsegens innerhalb dieser Messe voraussetzt, sind 
Trauung und Messe zu verbinden. Die Trennung derselben ist ein Mißbrauch 
und ganz gegen den Willen und Geist der Kirche. Um jedoch besonders armen 
Brautleuten die Eheschließung zu erleichtem, wurde obige Textierung des § 6 
gewählt, so daß die Trauung während eines anderen, nicht auf die Meinung 
der Brautleute zu applizierenden Gottesdienstes, sei es Amt oder Messe, möglich 
bleibt. — Die im Absatz 2 imd 3 dieses Paragraphen genannten Dokumente hat 
schon das Gesetz vom 7. Mai 1874, § 23, den Stolgebühren angereiht. 

§ 7. Bei Beerdigungen bestimmt jede Partei selbst: 
a) ob bei Klasse IV eine Messe oder ein Amt, mit oder ohne Beimessen, 
mit oder ohne Vigil, mit oder ohne Libera gefeiert werden soll; 

b) ob bei Klasse III drei heilige Messen oder ein Amt mit VigU imd 
Libera, ob die Beerdigung oder das Amt, oder beide mit oder ohne Levitur 
gefeiert werden sollen; 

c) ob bei Klasse II und I drei heilige Messen oder ein Eequiem mit 
oder ohne Beimesse und ob dieses Eequiem mit oder ohne Levitur gefeiert 
werden soll. 

Ist auch die bestellende Partei gehalten, nicht die einzelnen liturgischen 
Akte nach freier Zusammenstellung, sondern die Klasse zu bestimmen, nach 
welcher eine kirchliche Feierlichkeit vor sich gehen soll, so war es doch billig 
und der bisherigen G^epflogenheit entsprechend, innerhalb der Klasse der 
Partei eine gewisse Auswahl zu gestatten. So findet sich am Lande häufig der 
Gebrauch, daß beim Leichenbegängnisse drei Gottesdienste (Ämter, selten stille 
Messen) gefeiert werden. Der weiten Entfemimgen und Zeitersparnis wegen 
wollte man nämlich den dies septimus et trigesimus am dies depositionis antizi- 
pieren, um so leichter an allen Leichengottesdiensten teilnehmen zu können. 

In der Stadt zieht man selbst bei Leichenbegängnissen erster und zweiter 
Klasse häufig die feierliche Stille einfacher Messen einem musikalischen Requiem 
vor. Die Anschauungen und Empfindungen sind eben sehr individuell. Am 
Lande kann es femer geschehen, daß auch bei der ersten imd zweiten Ellasse 
wegen Mangels an Priestern oder liturgischen Gewändern eine Levitur unmöglich 
ist, während in der Stadt auch bei der dritten lOasse, über welche die Partei 
nicht hinausgehen will oder kann, die Levitur gewünscht wird. Aus diesen tat- 
sächlich bestehenden Verhältnissen erklärt sich die gleiche Taxe für Amt oder 
Messe im § 4 b, I, 2, und der Inhalt des § 7. Man verfolgte eben bei Abfassung 
dieser Stolordnung den Grundsatz, das Taxwesen festzulegen, ohne an den 
eingebürgerten Gewohnheiten unnötig zu rütteln. 

§ 8. Bei Kinderleichen (in exsequiis parvulorum) entfallen die für 
Trauergottesdienste angesetzten Gebühren gänzlich, jene „für die Kirche" 
aber zur Hälfte. Wird jedoch eine Messe oder ein Amt gewünscht, so gelten 
die für ein Eequiem bestimmten Ansätze. 

Die liturgische Bezeichnung „in exsequiis parvulorum" ist beigesetzt, um 
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darauf hinzuweisen, daß es sich hier nur um jene Kinderleichen handle, bei 
deren Beisetzung dieser Ritus mit der weißen Stola anzuordnen ist. Alter Sitte 
gemäB pflegt im Salzburgischen bei solchen Beerdigungen ein sogenanntes 
,JiObamt" gehalten zu werden, welches für die Leichenbegleiter als Anerkennung 
ihrer Teilnahme an dem Trauerfalle appliziert wird. 

§ 9. Ist der Friedhof von der Pfarrkirche beträchtlich entfernt, so 
sind Ganggelder zu bestimmen und ortsbekannt zu machen. An welchen Orten 
solche Ganggelder zu bestehen haben und die Höhe derselben bestimmt über 
Antrag des betreffenden Pfarramtes das fürsterzbischöfliche Ordinariat ein- 
vemehmlich mit der k. k. Landesregierung in Salzburg. 

Nach der Vorschrift des Rituals hat der Priester die Leiche bis zur 
Begräbnisstätte zu begleiten, das Grab zu segnen und über die Leiche im Grabe 
die letzten G^ebete zu sprechen. Eine bloße Einsegnung in der Kirche entspricht 
dieser Vorschrift nicht. Unter normalen Verhältnissen kann daher das Einsegnen 
der Leiche am Grabe nicht in das Belieben der Partei gelegt werden. Ist nun 
der Friedhof von der Pfarrkirche „beträchtlich** entfernt, so ist es billig, daß 
auch den kirchlichen Funktionären ein sogenanntes Ganggeld zugestanden wird. 
Da dies aber gewöhnlich eine Gebühr ist, welche nicht im Belieben der Partei 
steht, so ist dieselbe von der Anerkennung des fürsterzbischöflichen Ordinariats 
und der k. k. Landesregierung abhängig gemacht. 

Nicht unter diesen, sondern unter den § 11 fallen die sogenannten Haus- 
aussegnungen, da es sich bei denselben nicht um die Entfernung der Pfarrkirche 
vom Friedhofe und nicht um einen Akt handelt, dessen Bestellung nicht von 
der Partei abhinge. 

§ 10. Für Messen und Ämter um 9 Uhr ist ein Wartgeld von zwei, 
für jene um 10 Uhr von vier Kronen zu entrichten. Priester, welche von 
der Partei selbst oder auf Veranlassung derselben zur Aushilfe berufen 
werden, haben Anspruch auf ein entsprechendes Ganggeld. Über die Höhe 
dieses Ganggeldes entscheidet im Streitfalle die politische Behörde. 

Sowohl Trauungen wie Beerdigungen und Seelengottesdienste werden oft 
für eine späte Stunde bestellt, so daß viele Priester lange nüchtern bleiben 
müssen und mehr oder weniger einen halben Arbeitstag verlieren. Hiefür eine 
I^ntschädigimg (Wartgeld) zu gewähren, ist billig. 

Trauungen und Seelengottesdienste sind an Werktagen, an Schultagen 
abzuhalten. Die meisten Seelsorger sind Katecheten, viele Lehrer sind Organisten. 
Auch diese Umstände, welche dem regelmäßigen Gange der Schule abträglich sind, 
niußten für die Aufstellung dieses Paragraphen ausdrücklich im Auge behalten 
werden. Zudem wird die Übernahme kirchlicher Dienste den Lehrern in der Kegel 
Diir unter der Bedingung gestattet, daß darunter der Dienst in der Schule in 
keiner Weise beeinträchtigt werde. In der Stadt Salzburg waren solche Wart- 
gelder längst schon eingeführt, teilweise auch am Lande. 

Die Motivierung des zweiten Teiles dieses Paragraphen lautete bei den 

Verhandlungen folgendermaßen: „Durch diese Bestimmungen soll verhindert 

. werden, daß etwa mäklermäßig über die Höhe des Ganggeldes unterhandelt werde. 

Auch will hier ein für allemal bemerkt sein, daß Aushilfen, welche wegen Nicht- 

besetzung einer Kooperatur, rechtmäßiger Beurlaubung eines Priesters und diesen 



Digitized by 



Google 



324 Dr. Balthasar Kaltner, Die neue Stolordnuiig für das Herzogtum Salzburg:. 

gleichzuhaltenden Veranlassungen etwa den Parteien wünschenswert erscheinen, 
auch den Parteien zur Last fallen." Da diese Ganggelder auf Grund der Stol- 
ordnung erhoben werden, genieBen sie die politische Exekution und haben über 
die Höhe derselben im Streitfalle nicht die Gerichte, sondern die politischen 
Behörden zu entscheiden. 

§ 11. Besondere Ansprüche, welche bei Hochzeiten und Begräbnissen 
betreffend Gesang und Musik, die Begleitung zum Gotteshause oder zum 
Friedhofe, den Schmuck oder die Beleuchtung des Altars, die Verzierung 
der Tumba und den Beleg der Stühle und dergleichen gemacht werden, unter- 
liegen eigenen Gebühren, welche der Partei bekanntzugeben sind. 

Der Verlauf der Stolaregulierungsaktion von 1600 bis 1900 zeigt ganz klar, 
wie man abwechslungsweise bald eine Ordnung für Stadt und Land, dann ge- 
trennt für Stadt und Land, für die Gebirgsgaue imd den Salzburggau, für jeden 
einzelnen Gau oder für jedes Dekanat anstrebte und wie die „Observanz" Stol- 
ordnimgen fast für jede einzelne Pfarre bildete. Das läßt auf begründete Sonder- 
bedürfnisse schließen, welche bis zu den einzelnen Parteien hinuntergehen. Den- 
selben ist in den §§ 4, 7, 9 imd 10, besonders aber durch den § 11 Kechnung 
getragen. Die neue Stolordnung soll ja nicht nivellieren, nicht alle, oft ehrwür- 
digen Sitten und Volksgebräuche aus der Welt schaffen imd so den Klerus mit 
dem Volke in Konflikt bringen. Werden dann Dinge verlangt, welche über die 
Ausstattimg der gewählten Klasse hinausgehen, so ist es recht und billig, daß 
hiefür ein Entgelt geleistet werde und daß der Besteller im vorhinein wisse, 
wie hoch dasselbe sei. Einer weiteren Genehmigung bedarf dasselbe nicht, da es 
sich nie um Dinge handeln kann, deren Bestellung nicht vollkommen frei ge- 
lassen wäre. 

Namentlich für das Gebiet der oben zitierten Paragraphen treffen voll- 
kommen die Worte zu, welche schon die Note der k. k. Landesregierung 
ddto. 16. Dezember 1900 enthält: „Hiebei bliebe es ja den einzelnen Seelsorge- 
stationen unbenommen und würde es für den konkreten Fall vielleicht sogar 
zur Bequemlichkeit der Partei dienen, wenn je nach den im betreffenden Pfarr- 
sprengel notorisch vorhandenen Bedürfnissen und Gepflogenheiten die einzelnen 
in der Stolordnung angeführten Funktionen und Beigaben unter Anführimg 
der einzelnen Taxen und der Gesamtkostensimime nach verschiedenen Kategorien 
im vorhinein gruppiert würden." 

Von der den Ortsverhältnissen entsprechenden und dabei maßvollen Durch- 
führung gerade dieses Paragraphen wird es vielfach abhängen, wie die neue 
Stolordnung dem Klerus, den Mesnern, den Organisten und besonders auch dem 
Volke entsprechen wird. 

§ 12. Diese Stolordnung kann von der Partei in jeder Pfarrkanzlei, 
bei jedem Pfarrmesner und bei jedem Pfarrorganisten eingesehen werden. 

Soll vielfachen Irrungen tmd Verdrießlichkeiten vorgebeugt werden, so 
genügt es nicht, daß die Parochianen nur in die allgemeine Stolordnung in der 
hier angegebenen Weise Einblick erhalten, es ist vielmehr notwendig, daß die- 
selben auch die Bestimmungen kennen lernen, welche die Paragraphen 9, 10 und 
11 für jede Pfarrei zur Folge haben werden. Dieselben sind, um rechtskräftig 
zu sein, in all ihren Exemplaren mit dem pfarrlichen Siegel zu versehen, wie dies 
schon in der Ordinariatskundmachung vom 30. Mai 1903, Z. 2529 (Verord.-Bl 
1903, S. 332, Z. 2), vorausgesetzt ist. 
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Artikel n. 

Weltpriester, welche sich bei Beginn der Wirksamkeit dieser Bestim- 
mungen im Genüsse eines höheren fassionsmäßigen Einkommens befinden, 
als ihnen nach dem Inkrafttreten dieser Bestimmungen zufließt, erhalten 
für ihre Person auf die Dauer ihrer betreffenden Anstellung die Ergänzung 
dieses Ausfalles aus dem Religionsfonds. 

Der Wortlaut dieses Paragraphen ist absichtlieh dem §^ 14 des Kongrua- 
gesetzes nachgebildet. Nach der Anschauung des Ordinariates sprechen nämlich 
für denselben Inhalt auch dieselben Gründe, was nicht sofort, wohl aber späterhin 
zugegeben wurde. Da im ganzen Kronlande nur 5 Pfarreien sind, deren Lokal- 
einkommen die gesetzlich zukommende Kongrua übersteigt, und da ferner 2 der- 
selben schon bisher kein Seelrecht hatten, so dürfte diese Bestimmung von keiner 
besonderen Tragweite sein. Das Ordinariat mußte jedoch auf derselben bestehen, 
da es sich um iura quaesita investierter Seelsorger handelte. Diese 3 Pfarrer aber, 
welche betroffen wurden, sowie alle Seelsorgepriester, welche infolge der neuen 
Stolordnung einen Ausfall an ihrem bisher bezogenen fassionsmäßigen Einkommen 
erlitten, hatten laut obiger Ordinariatskundmachung um Read Justierung ihrer 
Fassion bis 1. Juli 1904 einzuschreiten. 

In der Sitzung vom 10. September 1903 sprach der Landtag des Ilerzog- 
tumes Salzburg für die erfolgte Regelung der Stoltaxen und die Aufhebung 
der Seelrechtsgebühren dem k. k. Ministeriiun für Kultus und Unterricht, der 
k. k. Landesregierung und dem fürsterzbischöflichen Ordinariate seinen Dank 
aus. Wie sich diese neue Stolordnung bewähren wird, kann derzeit um so weniger 
angegeben werden, als jeder Übergang schwer ist, und der Erfolg nicht nur von 
ihrem Inhalte, sondern auch von der Durchführung ihrer Bestimmungen abhängt. 
Zu wünschen wäre, daß im § 8 nach „für die Kirche" noch die Worte „und für 
<3ie Sakristei" ständen imd der Grundsatz aufgenommen wäre, daß Kinder unter 
14 Jahren, falls sie zum Beispiel als Ministranten kirchliche Dienste verrichten, 
nur die Hälfte der betreffenden Taxe bekämen. Ehe man aber etwas ändert, wird 
es geraten sein, weitere Erfahrungen zu sammeln imd das Erscheinen von Stol- 
Ordnungen in anderen Kronländern abzuwarten. 

Weihbischof Dr. BalthasarKaltner. 



Zur Frage der Einforderung eines besonderen Konkurrenz- 
beitrages für die außergewöhnliche Benützung von Ge- 
meindestraßen nach dem kärntnerischen Straßengesetze. 

Im § 11 des kärntnerischen Straßengesetzes vom 21. Mai 1890, L.-G.-Bl. 
Nr. 17, ist ausgesprochen, daß die Gemeindestraßen und -Wege entsprechend den 
in den Gemeinden gewöhnlich vorkommenden Fuhrwerken gut fahrbar her- 
gestellt und erhalten werden müssen. Wenn nun auf Gemeindestraßen aus irgend- 
welchem Anlasse Fulirwerke verkehren, welche durch ihre nicht gewöhnliche 
Belastung oder Bauart die Gemeindestraßen beschädigen und derart abnützen, 
^ß den Gemeinden für die Instandhaltung ihrer Straßen gegen sonst Mehr- 
kosten erwachsen, so ist es gerecht und billig, daß den Gemeinden für diese 
Mehrkosten ein entsprechender Ersatz geleistet werde. 

Die Berechtigung der Gemeinden, einen solchen Ersatz zu fordern, ist im 
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Prinzipe von dem kämtnerischen und auch von den Straßengesetzen mehrerer 
anderer Kronländer anerkannt/ Schwierigkeiten verursacht aber die Frage, an 
welche formellen Voraussetzungen der bezügliche Ersatzanspruch der Ge- 
meinden gebunden werden soll und welcher Vorgang von den Gemeinden, welchen 
in der Mehrzahl der Fälle nicht juristisch geschulte Verwaltungsbeamte zur 
Seite stehen, eingehalten werden muß, um den Ersatzanspruch geltend zu machen, 
ohne hiebei eine zu große Beweislast und Beweisführung zu übernehmen. 

Es ist nun gerade in dieser Hinsicht bezeichnend, welche Wandlungen das 
kämtnerische Straßengesetz durchgemacht hat. 

In der ersten Session der ersten Wahlperiode des kämtnerischen Land- 
tages legte der Landesausschuß dem Landtage den Entwurf eines Gesetzes: „in 
betreff der Herstellung und Erhaltung der nicht ärarischen Straßen und Wege" 
vor, welcher mit unwesentlichen Ändeningen angenommen und unter dem 
26. Juli 1864, L.-G.-B1. Xr. 15, Gesetzeskraft erlangte. 

In diesem Gesetze, welches die öffentlichen Straßen und Wege, deren Bau 
imd Erhaltung nicht aus dem Staatsschatze bestritten werden, in Landesstraßen, 
Bezirksstraßen und Gemeindestraßen und -Wege einteilt, wurde laut § 14 für 
die Kostenbestreitung der „Landes- und Bezirksstraßen" die Ausmitt- 
limg von Konkurrenzbezirken in Aussicht genommen, zugleich aber hinsichtlich 
dieser Straßen bestimmt, daß die Gemeinden, welchen die betreffende Straßen- 
strecke keinen Nutzen gewährt, in die Konkurrenz nicht einzubeziehen seien, 
„daß aber wohl Parteien (Grundbesitzer, Industrielle oder andere Unterneh- 
mungen), welche solche Straßen in größerem Maße benützen — auch wenn sie 
sich außerhalb des Konkurrenzbezirkes befinden — zur Konkurrenz herbeigezogen 
werden können". — Die näheren Bestimmungen hinsichtlich der Bemessung 
des Kongruabeitrages wurden durch das Gesetz vom 11. April 1866, L.-G.-B1. 
!Nr. 18, getroffen. 

Für die Gemeindestraßen und -W e g e wurde eine ähnliche Be- 
stimmung nicht getroffen. 

An Stelle dieses Straßengesetzes trat schon im Jahre 1871 das Gesetz vom 
20. November 1871, L.-G.-B1. Nr. 27, welches die öffentlichen Straßen und Wege, 
deren Bau und Erhaltimg nicht aus dem Staatsschatze bestritten wird, in Landes- 
straßen und -Wege, in subventionierte Straßen (die früheren Bezirksstraßen) 
und in Gemeindestraßen und -Wege einteilt. 

Bei den Landesstraßen und subventionierten Straßen 
wurde in diesem Gesetze von der Heranziehung der Parteien zu Konkurrenz- 
beiträgen — abgesehen von dem Falle der Herstellung neuer oder durch Umbaues 
bestehender Landesstraßen — Abstand genommen; dagegen wurde hinsichtlich der 
Gemeindestraßen, zu deren ordnimgsmäßiger Herstellung und Erhaltung 
innerhalb ihres Gebietes in der Regel jede Ortsgemeinde Sorge zu tragen ver- 



1 Vgl. § 19 des Straßenpresetzes vom 18. August 1866, L.-G.-Bl. Nr. 15, in der 
Fassung des Gesetzes vom 7. Juli 1885, L.-G.-Bl. Nr. 39 für Galizien; § 21 des Straßen- 
gesetzes vom 28. Juli 1889, L.-G.-Bl. Nr. 17 für Krain; § 21 des Straßengesetzes vom 
30. November 1877, L.-G.-Bl. Nr. 38 für Mähren; § 11 des Straßengesetzes vom 
14. Jänner 1887, L.-G.-Bl. Nr. 4, in der Fassung des Gesetzes vom 28. Dezember 1889, 
L.-G.-Bl. Nr.l v.J. 1890 für Niederösterreich; §10 desStraßengesetzes vom 11. Dezember 1869, 
L.-G.-Bl. Nr. 31, in der Fassung des Gesetzes vom 29. Jänner 1891, L.-G.-Bl. Nr. 7 für 
Oberösterreich; § 38 des Gesetzes vom 14. Jänner 1873, L.-G.-Bl. Nr. 5, in der Fassung 
des Gesetzes vom 16. Februar 1886, L.-G.-Bl. Nr. 17 für Salzburg und § 3 des Maut- 
gesetzes für Böhmen vom 2. April 1867, L.-G.-Bl. Nr. 32. 
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pflichtet war, — und ist, im § 13 bestimmt, daß wenn solche Straßen, Wege und 
Brücken von mehreren Gemeinden oder fremden Parteien regebnäßig in größerem 
Maße benützt werden, dieselben die entfallenden Kosten verhältnismäßig zu tragen 
haben ; können sie sich hierüber nicht einigen, so entscheidet der Landesausschuß. 
Die Bestimmung „oder fremden Parteien" wurde nun von vielen Parteien, 
welche Gemeindestraßen in größerem Maße in Anspruch nahmen, benützt, uxa sich 
von der durch die Gemeinde vorgeschriebenen Beitragsleistung dann zu befreien, 
wenn diese Parteien in der betreffenden Gemeinde auch nur einen kleinen Steuer- 
betrag zahlten, indem sie behaupteten, daß sie als Steuerträger in der Gemeinde 
nicht als fremde Parteien dieser Gemeinde gegenüber angesehen werden könnten. 
Um diesem Mißstand zu begegnen, wurde vom Landtage im Jahre 1875 ein 
Gesetzentwurf angenommen, durch welchen die bezügliche Bestimmung des § 13 
des Straßengesetzes vom 20. November 1871, L.-G.-Bl. Nr. 27, folgende in dem 
Gesetze vom 11. Juli 1875, L.-G.-B1. Nr. 27, niedergelegte Fassung erhielt: 
„Wenn Gemeindestraßen, -Wege und -Brücken von mehreren Gemeinden, von 
Parteien fremder Gemeinden, Gemeindegliedem oder Auswärtigen (§6 der Ge- 
meindeordnung) in größerem Maße benützt werden, so können dieselben nach 
Verhältnis der Benützung und der durch diese bedingten Kostenvermehrung zu 
einem Beitrage herangezogen werden. 

Die Feststellimg des Beitrages geschieht im Wege der Vereinbarung ; können 
sich Gemeinde und Partei nicht einigen, so entscheidet der Landesausschuß. 

Bei Parteien, welche in der Gemeinde, wo die betreffende Straße liegt, eine 
direkte Steuer zahlen, ist der Betrag der hierauf entfallenden Straßenumlage 
von dem ihnen auferlegten besonderen Straßenkonkurrenzbeitrage in Abzug zu 
bringen." 

Der letzte Absatz wurde aufgenommen, um einer — angeblichen — Doppel- 
besteuerung vorzubeugen.' 

Mit dem Gesetze vom 21. Mai 1890, L.-G.-Bl. Nr. 17, welches das bisher 
geltende Straßengesetz in seinem ganzen Inhalte einer durchgreifenden Revision 
miterwarf, wurde im § 21 angeordnet, daß der Gemeindeausschuß den zu 
leistenden Beitrag zu bestimmen habe, daß der Partei die Höhe des beanspruchten 
Betrages mit der Aufforderung bekannt zu geben sei, allfällige Einwendungen 
innerhalb der Frist von 14 Tagen einzubringen, und daß, wenn in dieser Frist 
keine Einwendimgen erhoben werden oder die Gemeinde den eingebrachten Ein- 
blendungen nicht stattgeben könne, der Partei eine mit Gründen versehene 
Zahlungsvorschreibung hinauszugeben sei, gegen welche die Berufung an den 
Landesausschuß eingebracht werden könne, der sowohl über die Pflicht der 
Leistung eines Beitrages als über die Höhe desselben endgültig zu entscheiden 
habe. 

Mit dem aus der Mitte des Landtages" hervorgegangenen, dermalen noch 

' Für eine solche Bestimmung: fehlt aber, wie später dargetan werden wird, jeder 
Anhaltspunkt. 

^ Leider kommt es immer häufiger vor, daß die Vertretungskörper (Landtage) selbst 
Gesetze schaffen, ohne hiezu Juristen hinzuzuziehen; solchen Gesetzen fehlt infolgedessen 
die juristische Technik, ohne welche weder die leichte Aneignung noch die PraktibUität 
des Rechtes möglich ist. — Vgl. hierüber insbesondere Ihering, Geist des römischen 
Rechtes, Bd. 2, § 38. Sehr richtig bemerkt Bülow, Gesetz und Richteramt: „Unsere 
Gesetze sind Kollektiv erklärungen, zu deren Hervorbringung viele und vielerlei 
Menschen mitwirken. Wollten wir bei ihnen allen einzeln Umfrage halten, was man 
eigentlich gemeint und gewollt habe, so würde zunächst wohl mancher als ehrlicher 
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geltenden Gesetze vom 7. April 1896, L.-G.-B1. Nr. 12, wurde § 21 des Gesetzes 
vom 27. Mai 1890 dahin abgeändert, daß das Zwischenverfahren mit dem Rechts- 
mittel der „Einwendungen" weggelassen wurde. Es ist demnach der von dem 
Gemeindeausschusse wider einzelne Parteien beanspruchte Beitrag diesen mit 
einem begründeten Zahlungsauftrage vorzuschreiben, gegen welchen der Partei 
der Rekurs an den Land(»sausschuß offensteht, welcher sowohl über die Pflicht 
zur Leistung eines Beitrages, als auch über die Höhe desselben endgültig 
entscheidet. 

Weder in der Fassung des § 21 nach dem Gesetze vom Jahre 1890, noch 
in jener nach dem Gesetze vom Jahre 1896 war ein befriedigendes Ergebnis 
zu finden. Während in dem Gesetze vom Jahre 1875 wenigstens gefordert 
wurde, daß der Vorschreibung eines Beitrages der Versuch einer Vereinbanmg 
mit der Partei vorangehen müsse, hiedurch also dem Grundsatze des „recht- 
lichen Gehörs" Rechnung getragen war, wurde in den CJesetzen vom Jahre 
1890 und 1896 hievon, wenigstens dem Wortlaute nach, Umgang genommen.* 
Insbesondere führten aber die Erfahrungen, welche der Landesausschuß bei der 
Handhabung des Straßengesetzes anläßlich wiederholter bestinmiter Fälle in 
betreff der Heranziehung von Parteien zur Zahlung von Straßenerhaltimgs- 
beiträgen gesammelt hatte, zu der Erkenntnis, daß der § 21 des Straßengesetzes 
in der Fassung des Gesetzes vom 7. April 1896, L.-G.-Bl. Nr. 12, den An- 
forderungen nicht entspreche, welche eine den Bedürfnissen der Gemeinde 
Rechnung tragende rasche Anwendung der gegenständlichen Bestinunungen 
wünschenswert erscheinen lassen. Schon der Eingang des § 21 des Straßen- 
gesetzes bringt bei den Gemeinden Zweifel darüber mit sich, was mit den 
gebrauchten Worten „Gemeinden", „Parteien fremder Gemeinden", „Gemeinde- 
gliedem", „Auswärtigen" gemeint ist.* Es kommt z. B. oft vor, daß, weil 
mehrere Insassen einer Gemeinde einen in der Nachbargemeinde gelegenen Weg 



Mann die Antwort ganz schuldig bleiben müssen, da er sich nun einmal bei der 
Gesetzesbestimraung gar nichts gedacht hat, vielleicht den Gesetzentwurf, auch wenn er ihn 
wirklich durchgelesen haben sollte, gar nicht hat verstehen können." — Vgl. auch Meili, 
Die (resetzgebung und das Rechtsstudium der Xeuzeit. 

•* Das in dem Gesetze vom Jahre 1890 eingeschobene Rechtsmittel der „Ein- 
wendungen" vermochte aber, abgesehen davon, daß die Ergreifung desselben erst nach 
Bekanntgabe des Beitrages zulässig war, dem Grundsatze des rechtlichen Gehöres um 
so weniger gerecht zu werden, als solche Einwendungen in den seltensten Fällen erhoben 
wurden und dem Landesausschusse gewöhnlieh nur die Berufung gegen die Zahlungs- 
vorschreibung zur Entscheidung vorlag. Das Gesetz vom Jahre 1896 sieht von diesen 
Einwendungen ab. 

* Wenn man bedenkt, wie schwer es oft einem geschulten Juristen ist, den 
Gesetzestext richtig aufzufassen und hinter den oft sehr knappen Worten des Gesetz- 
gebers den Gedanken, welchen dieser in die Worte legen wollte, zu konstruieren, 
so darf es nicht wundernehmen, wenn ein gewöhnlicher Landbürgermeister oder Ge- 
meindevorsteher selbst an einfachen Begriffen strauchelt. Fehlt doch den meisten neueren 
Gesetzen jene Stimmung des Rechtes, welche Ihering in seinem Zweck im Recht, Bd. 1. 
S. H'<h. als „unverbrüchliches Sicherheitsgefühl" bezeichnet. — Auch ist ja, wie Pfaff- 
Hofraann in dem Kommentar zum Allg. bürgcrl. G.-B., S. 166, sagen: „Gesetzesauslegiinj? 
Kunst, nicht Kunde, — nicht ein Wissen, sondern ein Können. Sie ist also nicht er- 
lernbar in dem Sinne, als ob es nur auf den guten Willen ankäme." — Vgl. überdies 
den Vortrag von Dr. E. Zittelmann in Nr. 11 der Jurist. Blätter v. J. 1904. 
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benutzen, nicht diese Insassen, sondern die Ortsgemeinde zur Zahlung eines 
Beitrages herangezogen wird, obgleich es doch mit Rücksicht auf die Worte 
„Gemeinden" und „Parteien fremder Gemeinden" keinem Zweifel unterliegen 
kann, daß eine „Gemeinde" nur dann zur Leistung eines Beitrages herangezogen 
werden kann, wenn die Gemeinde als solche, als juristische Person, z. B. zur 
Verfrachtung von Holz aus einem Gemeindewalde, von Steinen aus einem der 
Gemeinde gehörigen Steinbruch, den Weg benutzt. Es liegt auf der Hand, 
daß in Fällen solcher Art der Zahlungsauftrag der Gemeinde im Berufungsfalle 
aufgehoben werden muß. 

Ganz besondere Schwierigkeiten verursacht aber den Gemeinden die Be- 
Ftimmung des ersten Absatzes des § 21 des Straßengesetzes, womach der Beitrag 
.,nach Verhältnis der Benützung und der durch diese verursachten Kosten- 
vermehrung" festgesetzt werden soll. Die Anwendung dieser gesetzlichen 
Bestimmung setzt die ziffermäßige Feststellung voraus, wie hoch sich die Kosten 
belaufen haben würden, um die fragliche Straße ohne stärkere Benützung 
von Seiten fremder Parteien in dem der Anordnung des § 11 des Straßen- 
gesetzes entsprechenden Zustande zu erhalten, und welche Mehrkosten durch 
die größere Mitbenützung dieser Parteien erwachsen sind. Die Gemeinde 
muß weiter einen Nachweis über die Anzahl der Fuhren, welche für die Partei 
auf der Straße verkehrt haben, über das Gewicht dieser Fuhren, über den 
Zustand der Straße, bevor die in Frage stehende außergewöhnliche Benützung 
begonnen hat, imd über den Zustand nach beendeter Benützung erbringen; die 
Rechnungen über die Straßenerhaltungskosten von früher und später vorlegen.* 
Einen derartigen strikten Nachweis zu erbringen sind aber die Gemeinden nicht 
oder nur sehr selten in der Lage, weshalb im Falle der Berufung an den 
Landesausschuß in der Mehrzahl der Fälle die Aufhebung des gemeindeamtlichen 
Zahliuigsauf träges wegen mangelhaften Verfahrens erfolgen muß.^ 

Sehr schwierig erscheint auch die Durchführung der Vorschrift, daß der 
Partei die Höhe des beanspnichten Beitrages mit einem begründeten 
Zahlungsauf trage vorzuschreiben ist. Unter den an den Landesausschuß zur 
Entscheidung gelangenden Angelegenheiten dieser Art kommt höchst selten ein 
Fall vor, in welchem dieser Anforderung des Gesetzes entsprochen wird. Es ist 
auch schwer, von ganz ungeschulten Gemeindevorstehern eine den Anforderungen 
des Administratiwerf ahrens entsprechende Begründung zu verlangen ; zu fordern, 
daß in der Begründung die Richtigkeit der in dem Zahlungsauf trage enthaltenen 
Verfügung entsprechend dem vorliegenden konkreten Fall in juristischer und 
tatsächlicher Hinsicht nachgewiesen werde. Die Vorsteher der Land- 
gemeinden — und um solche handelt es sich ja in der Mehrzahl der Fälle — 
sind gewöhnlich schlichte Bauern, welche keine Kenntnis der Geschäftsformen, 
keine Übung in denselben besitzen und auch nicht die materielle Zeit haben. 



^ Über alle diese Punkte lassen sich „Beweise" (was man so nennt) nicht leicht 
liefern. Wollte die Gemeinde jemanden aufstellen, der die Fuhrwerke abzählt, deren 
Belastung prüft usw., so würde ihr das in der Mehrzahl der Fälle mehr Kosten ver- 
ursachen, als sie von der Partei an Vergütung hereinzubekommen hoffen darf; außerdem 
behandeln die Gemeinderechnungen hinsichtlich des Straßenerfordenüsses häufig nicht 
jeden Straßenzug für sich, so ^aß also auch aus ihnen das Mehrerfordernis für eine 
bestimmte Strecke nicht mit Zuverlässigkeit entnommen werden kann. 

• Vgl. die Erkenntnisse des V.-G.-H. für Kärnten, Budw. VI, 89; Budw. 864 
ond 116 A. 

österreichisches Verwaltnngsarchiv. ^^ 
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sich diese Kenntnisse zu verschaffen. Nicht besser ist es mit den Gemeinde- 
sekretären bestellt.* 

Der Landesausschuß aber hat in solchen Fällen einen schweren Stand. 
Wird der Beschluß des Gemeindeausschusses, womit eine Partei zur Zahlung 
eines Beitrages herangezogen wird, und damit der Zahlungsauftrag bestatigrt, 
ßo liegt die Gefahr der Aufhebung der Entscheidung des Landesausschusses 
durch den k. k. Verwaltungsgerichtshof vor.* Wird dagegen dem Rekurse 
der Partei stattgegeben, so geht die Gemeinde mit ihrem Ansprüche leer aus, 
obgleich es dem mit den Verhältnissen in den meisten Fällen vertrauten Landes- 
ausschusse bekannt ist, daß der Anspruch der Gemeinde ganz oder doch zum 
Teil begründet ist, und die Beitragsleistung demnach nach den Grundsätzen 
der Billigkeit leicht hätte festgestellt werden können. Es bleibt also dem 
J^ndesausschusse in der Mehrzahl der Fälle nichts übrig, als den Zahlungs- 
auftrag wegen mangelhaften Verfahrens aufzuheben imd die Gemeinde anzu- 
weisen, auf Grund eines ordnungsmäßigen Verfahrens einen neuen Zahlung- 
auf trag hinauszugeben." 

Diese Erfahrungen veranlaß ten den Landesausschuß, dem Landtage im 
Jahre 1903 den Entwurf eines Gesetzes vorzulegen, durch welches die Bestim- 
mungen des § 21 des Straßengesetzes in einer Weise abgeändert werden sollten, 
welche den Bedürfnissen und den Fähigkeiten der Gemeinden Kechnung trägt. 
Hiebei wirkte das Bestreben mit, auch die Landesstraßen imter den im § 21 
des Straßengesetzes normierten Schutz zu stellen, weil infolge der fort- 
schreitenden Holzschläge im Lande auch die Benützung der Landesstraßen 
durch fremde, nicht ansässige Parteien, in ganz außerordentlichem Maße 
zunimmt. 

Der vom Landesausschuß vorgelegte Gesetzentwurf wurde vom Landtage 
in fast ungeänderter, nur in imwesentlichen Punkten abweichender Form an- 
genommen und hat folgenden Wortlaut:" 

§ 21. Wer Landesstraßen, subventionierte Straßen, Gemeindestraßen 
oder Brücken durch Beförderung von Lasten mit eigenen oder gedungenen 
Fuhrwerken in größerem Maße benützt, ist behufs Erhaltung derselben vom 
Landesausschusse beziehungsweise von der beteiligten Gemeinde zu einem 
in entsprechendem Verhältnisse zur Benützimg stehenden Beitrage heran- 
zuziehen. 

Grundbesitzern dürfen ihre Wirtschaftsfuhren nicht angerechnet 
werden. 



® Vgl. hierzu die sehr richtigen Bemerkungen von Benz, Autonomie und 
Zentralismus in der Gemeinde. 1899. 

^ Vgl. die unter Anmerkung 7 angeführten Erkenntnisse des V.-G.-H. 

*** Nach den im Administrationsverfahren geltenden Grundsätzen ist der Landes- 
ausschuß aller4ings nicht verpflichtet, bei Wahrnehmung eines mangelhaften Verfahrens 
mit der Aufhebung der Entscheidung der Gemeinde — des Zahlungsauftrages — und 
mit der Anordnung einer Reassumierung der Verhandlimg vorzugehen. Er kann vielmehr 
selbst die notwendigen kommissioneilen Verhandlungen und auch weitere Erhebungen 
zum Zwecke der eigenen Entscheidung veranlassen. Vgl. die Erkenntnisse des V.-G.-H. 
Budw. Z. 8076, 10.962, 11.393, 11.485. 

^^ Es wird hier nur der Wortlaut des § 21 gegeben. Der vom Landtage an- 
genommene Gesetzentwurf enthält auch eine Abänderung des § 16 und des § 40 des 
gellenden Straßengesetzes, welche aber auf die vorliegende Frage keinen Bezug haben. 
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Die Feststellung des Beitrages erfolgt im Wege der freiwilligen Ver- 
einbarung. 

Kommt diese bei Gemeindestraßen, Wegen oder Brücken nicht zu- 
Stande, so hat der Landesausschuß nach gerechter imd gründlicher Wür- 
digung der diesfälligen Verhältnisse die Höhe des Beitrages endgültig 
festzustellen. 

Wenn eine Vereinbarung bei Landesstraßen nicht erzielt wird, ent- 
scheidet über die Höhe des Beitrages im Einvernehmen mit dem Landes- 
ausschusse endgültig die k. k. Landesregierimg. 

Bei Parteien, die in der Gemeinde, in welcher die benützte Straße 
gelegen ist, direkte Steuern zahlen, sind die von denselben für sämtliche 
in der Gemeinde gelegenen Gemeindestraßen entfallenden Umlagen bei 
Feststellung des Straßenbeitrages zu berücksichtigen. 

Die Kosten der behufs Feststellung der Beiträge nach Ermessen des 
Landesausschusses notwendigen Erhebungen sind von der sachfälligen 
Partei zu tragen. 

Die Hereinbringung dieser Kosten hat nach den Bestimmungen der 
kaiserlichen Verordnung vom 20. April 1854, li.-G.-Bl. Nr. 96, zu erfolgen. 
Die Änderungen gegenüber dem Wortlaute des § 21 des Straßengesetzes 
in der Fassung des Gesetzes vom 7. April 1896, L.-G.-Bl. Nr. 12, sind ziemlich 
einschneidender Natur. Durch den Gebrauch des Füi-wortes „wer" im ersten 
Absätze erscheint die in dem Gesetze vom 7. April 1896, L.-G.-B1. Nr. 12, ent- 
haltene weitläufige und gerade dadurch zu Mißverständnissen und zur unrich- 
tigen Anwendung des Gesetzes führende Bezeichnung jener Parteien, welche 
eine Straße in größerem Maße benützen, beseitigt. 

Der zweite Absatz des § 21 ist neu. Die darin enthaltene Vorschrift 
entspricht den Anforderungen der Billigkeit. 

Die Absätze 3 und 4 enthalten gegenüber dem Gesetze vom 7. April 1896, 
L.-G.-BL Nr. 12, eine wichtige Vereinfachung des Verfahrens, da die Beschluß- 
fassung durch den Gemeindeausschuß und die Erlassimg eines „b e g r ü n- 
d e t e n" Zahlungsauftrages durch die Gemeinde entfällt. 

Dagegen wird durch die Bestimmung, daß die Vorschreibung des Beitrages 
eine „V ereinbarung" mit der Partei, welche zur Zahlung herangezogen 
werden soll, vorauszugehen hat, einem der ersten Grundsätze des Administrativ- 
verfahrens — „daß niemandes Kechte imd Pflichten durch eine Entscheidung 
festgestellt, niemandem durch eine Verfügung etwas zu tun, zu leisten, zu unter- 
lassen geboten werden soll, ohne ihm Gelegenheit zu bieten, seine Rechte wahr- 
zunehmen, seinen Standpunkt zu vertreten und die ihm zu Gebote stehenden 
Beweismittel beizubringen" — Rechnung getragen. Da eine solche „V erein- 
barung" sich nicht denken läßt, ohne die Partei zu hören, so ist ihr damit 
auch G^elegenheit geboten, sich über den gestellten Anspruch zu äußern. Mehr 
wird aber nicht verlangt. Insbesondere aber wird ein besonderes Ver- 
fahren zur Feststellung des Abnützungsbeitrages nicht vorgeschrieben, noch 
wird bestimmt, daß der Abnützungsbeitrag nach Maßgabe der Kostenrechnung 
über die Instandsetzung der benutzten Straße, des Weges, der Brücke festzusetzen 
sei. Der Landesausschuß kann vielmehr, da e r den Beitrag — falls eine Verein- 
barung nicht zustande kommt — „nach gerechter und grihidlicher Würdigung 
der diesfälligen Verhältnisse" festzustellen hat, nach seinem freien Ermessen 
vorgehen imd ist in diesem seinen Ermessen nur durch die Bestimmung 
beschränkt, daß der Beitrag (laut Absatz 1) „in einem entsprechenden 

22* 
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Verhältnisse zur Benützung" stehen muß. In einem entsprechenden Ver- 
hältnisse zur Benützung der Straße wird aber der Beitrag auch dann stehen, 
wenn er zmn Beispiel dem durch die Lastenbeförderung verursachten Mehr- 
aufwande für die Erhaltung der Straße annähernd gleichkommt. Durch diese 
Fassung des § 21 des Straßengesetzes wird daher in der Mehrzahl der Fälle der 
Beschwerdeweg an den k. k. Verwaltungsgerichtshof ausgeschlossen sein." 

Bei größerer Benützung der Landesstraßen, welche niumiehr auch der Be- 
stimmimg des § 21 unterstellt werden, mußte die Entscheidung selbstverständlich 
der k. k. Landesregierung vorbehalten werden. Diese soll aber — gleichwie dies 
in dem Gesetze vom 7. August 1881, L.-G.-B1. Nr. 22, betreffend die Herstellung 
und Erhaltimg der Zufahrtstraßen zu den Bahnhöfen bestimmt ist — „im Ein- 
vernehmen" mit dem Landesausschusse entscheiden. Hiedurch wird, da der 
Landesausschuß als oberste autonome Behörde vermöge seiner verfassungs- 
rechtlichen Stellung der Ministerialinstanz nicht untersteht, der Rekurszug an 
das Ministerium ausgeschlossen. Die allfällige Befürchtung, daß der Landes- 
ausschuß, weil es sich um in der Verwaltung des Landes stehende Straßen 
handelt, sein Einvernehmen also in propria causa erfolgt, vielleicht parteiisch 
bei Abgabe seiner Erklärung vorgehen könne, erscheint wohl durch die Stellung 
des Landesausschusses, seine Verantwortlichkeit gegenüber dem Landtage und 
endlich dadurch ausgeschlossen, daß ja die k. k. Landesregierung, wenn sie in 
die Objektivität der Erklärung des Landesausschusses Zweifel zu setzen Anlaß 
hat, Vorstellungen machen kann. 

Der Absatz 6 des § 21, womach bei Parteien, die in der Gemeinde, in 
welcher die benützte Straße gelegen ist, direkte Steuern zahlen, die von den- 
selben für sämtliche Gemeindestraßen in der betreffenden Gemeinde entfallenden 
Umlagen bei Feststellung des Straßenbeitrages zu berücksichtigen sind, wurde 
vom Landesausschusse und vom Landtage nur aus dem Grunde wieder auf- 
genommen, weil die bezügliche Anordnung in den die vorliegende Frage be- 



*2 Diesen Effekt wollten der Landesausschuß beziehungsweise der Landtag schon 
mit den Gesetzen vom Jahre 1890 beziehungsweise 1896 dadurch erreichen, daß dem 
Landesausschuß das Recht eingeräumt wurde, in Erledigung der Berufung sowohl über 
die Pflicht zur Leistung eines Betrages als auch über die flöhe desselben endgültig zu 
entscheiden. Der k. k. Verwaltungsgerichtshof hat aber in einem konkreten Falle mit 
Erkenntnis vom 16. Februar 1901, Z. 1251, Budw. 116 A, die vom Landesausschusse 
gegen eine Beschwerde erhobene Einwendung, daß die Entscheidung des Landesaus- 
schusses eine endgültige sei, daher einer weiteren Beurteilung nicht mehr unterzogen 
werden dürfe, in der Erwägung zurückgewiesen, daß der in dem Gesetze vom Jahre 1896 
festgesetzten „Endgültigkeit" nur die Bedeutimg beigemessen werden könne, daß gegen 
die betreffende Entscheidung ein weiterer administrativerRechtszug nicht stattfinde, 
die Angelegenheit also im administrativen "Wege ausgetragen sei. Ob diese Rechts- 
anschauung des Verwaltungsgerichtshofes mit Rücksicht darauf, daß ja gegen Ent- 
scheidungen des Landesausschusses überhaupt ein weiterer administrativer Rechtszog 
nicht zulässig ist, daß also die ihm gesetzlich zugesprochene Endgültigkeit freier 
Entscheidung keinen rechten Sinn hätte, wenn hiermit bloß der vom Verwaltungsgerichts- 
hofe gemeinte Rechtserfolg beabsichtigt gewesen wäre, richtig ist, soll hier nicht weiter 
untersucht werden. Durch die dermalen gewählte Stilisienmg dürfte die Absicht des 
Landesausschusses beziehungsweise des Landtages aber gewiß erreicht werden, weil die 
Entscheidungen des Landesausschusses in Fällen solcher Art in Hinkunft imter die Be- 
stimmung des § 3 lit. e) des Gesetzes vom 22. Oktober 1875, R.-G.-B1. Nr. 36 v. J 1876, 
fallen. 
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handelnden Bestimmungen der früheren Straßengesetze enthalten ist und 
seinerzeit vom Landtage ausdrücklich gefordert wurde. 

Diese Anordnung erscheint aber gewiß nicht gerechtfertigt. Jeder 
Steuerträger in der Gemeinde zahlt seinen Beitrag für die gewöhnliche Straßen- 
erhaltung. Dieser Beitrag ist in der Umlage enthalten und es zahlt ihn jeder, 
ob er die Straße benützt oder nicht. Der Beitrag, von welchem § 21 des 
Slraßengesetzes handelt, wird nur für die tatsächliche Benützung der Straße in 
größerem Maße bezahlt imd ist der Ersatz für die Mehrkosten, das ist für jene 
Kosten, welche den gewöhnlichen, durch die Umlagen bedeckten Straßenaufwand 
übersteigen. Wenn also jemand durch seine Fuhrwerke eine Straße beschädigt 
und der Gemeinde einen Mehraufwand an Kosten verursacht, so hat er diesen 
Mehraufwand besonders zu vergüten; er soll aber deswegen nicht von der 
Beitragsleistung für den gewöhnlichen Aufwand befreit werden. Auf eine 
solche Bestimmung kommt es aber nach dem sechsten Absätze des § 21 des 
Straßengesetzes beziehungsweise nach dem sechsten Absätze des vom Landtage 
beschlossenen Entwurfes hinaus. Wenn beispielsweise jemand an Straßen- 
umlagen in der Gemeinde 10 K zu zahlen hätte und für eine Benützung der Straße 
in größerem Maße zur Zahlung eines Beitrages von 10 K verhalten wird, so 
würde eine solche Partei trotz der Verurteiliuig gar nichts zu bezahlen haben 
und die Gemeinde leer ausgehen, weil die gewöhnliche Straßenumlage von 10 K 
durch den Abzug der auferlegten besonderen Straßenumlage in demselben Betrage 
absorbiert würde. Eine solche Partei würde also einem gleich großen Steuer- 
träger, welcher aber die Straße gar nicht be nützt hat, gleichgestellt sein, 
das heißt beide würden bloß die gewöhnlichen Umlagen zu entrichten 
haben. Wäre der Partei im gegebenen Beispiele ein besonderer Straßenbeitrag 
von 20 K auferlegt worden, so würde sie doch nicht diesen, sondern bloß den 
Beitrag von 10 K zu bezahlen haben. Mit Rücksicht auf die Folgen, zu 
welchen man bei Anwendung dieser Bestimmung des § 21 des Straßengesetzes 
gelangt und die offenbar dem Zwecke des § 21 des Straßengesetzes zuwiderlaufen, 
wäre es richtiger gewesen, diese Bestimmung auszuscheiden. 

Die Bestimmung des Absatzes 7 ist vollständig neu. Es soll damit der 
Versuch unternommen werden, auch in dem Verfahren vor der Selbstverwaltungs- 
(autonomen) Behörde, dem Landesausschusse, die Kostenersatzpflicht einzu- 
führen. Es erscheint zweckmäßig imd notwendig, in Fällen, in welchen der 
Landesausschuß Erhebungen behufs Feststellung des Straßenbenützungsbeitrages 
— sei es bei Landesstraßen oder subventionierten Straßen oder Gemeinde- 
Straßen — vornehmen muß, den Ersatz der diesfälligen Kosten, welche sich 
doch nicht als reine, durch das Bestehen der Selbstverwaltungsbehörde er- 
wachsende Betriebsauslagen darstellen, aussprechen zu können." Es war dies 
tun so notwendiger, als die allgemeine im österreichischen Verwaltimgsrechte 
diesfalls bestehende Bestimmimg, das ist die Verordnung der Minister des Innern, 
der Justiz und der Finanzen vom 3. Juli 1854, K.-G.-Bl. Nr. 169, bekanntlich 
nur für das Verfahren vor den politischen Behörden erster und zweiter Instanz 
gilt, dagegen nicht für das Verfahren vor den Selbstverwaltungsbehörden. 

Schwierigkeit bot aber die Formulierung dieser Bestimmimg, und es scheint 
meines Erachtens gerade die vom Landtage gewählte keine glückliche zu sein. 
Es ist zunächst ganz selbstverständlich, daß in Fällen, wie sie § 21 des Straßen- 
gesetzes im Auge hat, der Kostenersatz nicht als eine Folge der „m o r a" be- 

^3 Auf den Ersatz der Kosten, welche den Parteien selbst aus ihrer Teilnahme an 
dem Administrativverfahren erwachsen, wurde hierbei keine Rücksicht genommen. 
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handelt werden darf. Auch das „S ehuldp rinzip** kann nicht zur An- 
wendung gelangen, weil doch der Partei, welche auf die Feststellung des 
Beitrages im Wege der freiwilligen Vereinbarung nicht eingeht beziehungsweise 
' — nach der dermaligen Fassung des § 21 des Straßengesetzes — den Zahlungs- 
auftrag der Gemeinde im Kekurswege bestreitet, ein Verschulden nicht imputiert 
werden kann. Es erscheint aber auch nicht zutreffend, die Verpflichtung zum 
Kostenersatze von der Sachfälligkeit abhängig zu machen, weil die Grundsätze 
des Zivilprozesses nicht olme weiteres auf das verwaltungsrechtliche Verfahren 
übertragen werden können." Es ist nämlich denkbar, daß die Partei, welche sich 
zur Zahlung eines Beitrages freiwillig nicht bequemen will, zwar auch vom 
Landesausschusse zur Zahlimg eines Beitrages nicht verurteilt, dagegen aber 
zum Ersätze bestinunter Kosten verhalten wird. Dies kann zum Beispiel dann 
eintreten, wenn die Partei Erhebungen verlangt, deren Entbehrlichkeit sich nach 
der Durchführung herausstellt. 

In Berücksichtigung dieser Erwägimgen hatte der Landesausschuß in seinem 
dem Landtage vorgelegten Entwürfe die Stilisierung dieses Absatzes unter 
Anlehnung an das in der Verordnung vom 3. Juli 1854, R.-G.-B1. Nr. 169, zum 
Ausdruck gebrachte „Interessenprinzip" in folgender Fassung beantragt : 
„Die Kosten der behufs Feststellung der Beiträge nach Ermessen des Landes- 
ausschusses notwendigen Erhebungen sind von der Partei, welche durch ihr Ein- 
schreiten oder ihren Widerspruch die Erhebungen veranlaßt hat, zu tragen." " 

Der Landtag änderte jedoch — „festhaltend an dem für die Kostenersatz- 
pflicht maßgebenden Grundsatze, daß die Sachfälligkeit in der Hauptsache die 
Pflicht zum Kostenersatze an die obsiegende Partei zur Folge hat" — diese 
Bestimmung dahin ab, daß die Kosten von der sachfälligen Partei zu tragen sind. 

Dr. Wilhelm Müller. 



Bemerkungen zu dem jüngsten Entwürfe eines Fischerei- 
gesetzes für Steiermark 

Als der Entwurf eines Fischereigesetzes für die einzelnen Kronländer der 
diesseitigen Keichshälfte erschien und im Keichsgesetzblatt vom 25. April 1885 
veröffentlicht wurde, erwartete man die rasche Feststellung neuer gesetzlicher 
Bestimmungen um so zuversichtlicher, als sich die hieran interessierten Kreise 



** Vgl. hierzu die Erörterungen in dem Zentralblatt für Verwaltungspraxis, Bd. II 
S. 141 und 438, und Dr. F. Tezner, Das österreichische Administratiwerfahren, S. 488 ff. 

^* Eine ähnliche Bestimmung enthält § 15 der landesherrlichen Verordnung für 
das Großherzogtum Baden, betreffend das Verfahren in Verwaltungssacben, vom 
81. August 1884. Nach § 98 des sächsischen Gesetzes vom 19. Juli 1900 über die Ver- 
waltungsrechtspflege sind dagegen auf die Kosten des Verfahrens in Verwaltungsstreitig- 
keiten die ßestimmimgen der Zivilprozeßordnung und des Gerichtskostengesetzes ent- 
sprechend anzuwenden. In dem von Dr. F. Tezner in der allg. österr. Gerichtszeitung 
(1902) veröffentlichten Entwürfe eiaer Verordnimg betreffend das Verfahren vor den 
staatlichen Behörden der inneren Verwaltung ist die Kostenfrage dann, wenn es sich 
um Entscheidungen über Ansprüche auf Geldleistungen handelt, welche von einer Partei 
gegen eine andere Partei gestellt werden, nach den Bestimmungen der Zivilprozeßordnung 
zu entscheiden. 



Digitized by 



Google 



Bemerkungen zu dem jüngsten Entwürfe eines Fischereigesetzes für Steiermaik. 335 

längst schon darüber klar geworden waren, daß die bisher bestehenden Bestim- 
mungen und Verordnungen den heutigen Verhältnissen durchaus nicht mehr 
entsprechen. 

Da in dem erwähnten Entwürfe bloß die Grundsätze enthalten waren, 
welche bei Schaffung neuer Fischereigesetze maßgebend zu sein hätten, so blieb 
den Landtaicen der einzelnen Kronländer ein ziemlich weiter Spielraum, um den 
Bedürfnissen der durch sie vertretenen Provinzen gerecht werden zu können. 
Man war eben bei der Aufstellung obigen Gesetzentwurfes von der gewiß 
vollkommen richtigen Anschauung geleitet, daß bei der großen Verschiedenheit, 
welche die einzelnen Kronländer aufweisen, ein für die ganze diesseitige Keichs- 
half te in g^leicher Weise bindendes Gesetz den gedachten Zweck weit weniger 
zu erfüllen vermöchte, als dies dann zu erwarten wäre, wenn hinsichtlich jedes 
einzelnen Kronlandes in den leitenden Grundsätzen zwar gleiche, in den einzelnen 
Punkten jedoch voneinander abweichende Bestimmungen getroffen würden. 

In ziemlich rascher Aufeinanderfolge kam es auch tatsächlich zur 
Schaffung von Provinzial-Fischereigesetzen in Krain, Galizien, Ober- und Nieder- 
Österreicb, in Salzburg und Mähren, Gesetzen, welche, seit Jahren in Rechtskraft 
erwachsen, ihren wohltätigen Einfluß in den genannten Kronländem entfalten. 
Unter denjenigen Provinzen, welche sich bis heute noch keines derartigen 
Gesetzes zu erfreuen haben, ist Steiermark insbesondere deshalb in erster Linie 
zu nennen, da sich in diesem Kronlande das Fehlen eines diesbezüglichen Gesetzes 
wohl am empfindlichsten fühlbar macht. Die Erklärung hiefür liegt "in der 
großen Verschiedenheit der zahlreichen Gewässer des Landes. Während nämlich 
im Oberlande die sogenannten Edelwässer, das heißt jene Wasserläufe und 
Wasserbecken, die den Bedingimgen entsprechen, welche die Fische aus der 
Familie der Salme an ihren Aufenthaltsort stellen, vorherrschen, besitzen die 
Gewässer des Unterlandes vorwiegend jene Eigenschaften, an welche insbesondere 
das Vorkommen, die Entwicklung der karpfenartigen Fische gebunden ist. 
Hierin allein schon liegt die Berechtigung, Steiermark zunächst zu nennen, 
eine Berechtigung, welche um so weniger angezweifelt werden kann, als das 
Vorhandensein zahlreicher Eisenbahnlinien sowie die verhältnismäßige Nähe der 
Meeresküste einerseits die Beförderung der Ergebnisse zielbewußten Wirtschafts- 
betriebes der Gewässer wesentlich zu erleichtern vermöchte, wie anderseits die 
geringe Entfernung vom Meere den steirischen Salmenzüchtern den Bezug jener 
Artikel leichter und billiger ermöglichen würde, deren dieselben zur Aufzucht 
ihrer Zuchtobjekte so schwer entbehren. Es sei hier niu* auf die Abfälle aus 
<len Fischkonservenfabriken der öste^^reichischen Meeresküste hingewiesen. Dio 
Notwendigkeit eines auf modemer Grundlage ruhenden Fischereigesetzes ergibt 
sich femer auch aus der vollkommenen Unzulänglichkeit der heute noch in 
Steiermark in Kraft stehenden Bestimmungen. Dieselben sind mit dem Können 
und Wissen unserer Tage auf diesem Gebiete sowie mit den Anforderungen 
<ier Gegenwart mn so weniger in Einklang zu bringen, als sie zu einer Zeit 
erlassen wurden, zu welcher von einer „Bewirtschaftung" der Gewässer überhaupt 
kaum die Rede war, noch auch die Ergebnisse intensiven Wirt Schaftsbetriebes, 
der schwierigen Transportverhältnisse wegen, entsprechend nutzbar gemacht 
werden konnten. Aus all diesen Gründen ist es um so unbegreiflicher, daß 
der Vertretungskörper Steiermarks die ernste Durchberatung und Beschluß- 
fassung in bezug auf diese für das Land geradezu brennende Frage durch so 
lange Zeit hinausschiebt. Es erscheint dies um so auffallender, als von seiten 
^es k. k. Ackerbauniinisteriums sowie des Landes-Fiscliereivereines seit vielen 
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Jahren bei jeder sich bietenden Crelegenheit auf die Notwendigkeit der SchafFung 
eines entsprechenden Fischereigesetzes hingewiesen wird. 

Im Jahre 1887 wurde dem Landtage von Steiermark der erste Entwurf 
zu einem Landes-Fischereigesetze vorgelegt, aber erst am 25. April 1893, also 
sechs Jahre später, nahm der Landtag von dem im Tätigkeitsberichte des 
Landesausschusses dargestellten Erhebungen zu der Regierungsvorlage, nämlich 
dem Gesetzentwurfe vom Jahre 1885, Kenntnis und beauftragte den Landes- 
ausschuß, anläßlich der nächsten Tagung des Landtages den Entwurf eines 
Landes-Fischereigesetzes für Steiermark „in nähere Erwägung zu ziehen" und 
denselben, ohne die Frage rücksichtlich der etwaigen Ablösimg der Fischerei- 
rechte näher zu berühren, neuerlich vorzulegen. Diesem Auftrage wurde auch 
entsprochen. Der abermals vorgelegte Entwurf wich nur wenig von % dem Text 
jener Vorlage ab, welche bereits im Jahre 1887 beim Landtage eingebracht worden 
war und unterschied sich auch nur in geringem MaBe von den in der Regierungs- 
vorlage im Jahre 1885 aufgestellten Punktationen. Diese verhältnismäßig 
wenigen Abänderungen wurden auf Grund eines Gutachtens des Landes- 
Fischereivereines vorgenommen. Jedoch auch diesmal ging der Landtag auf 
eine Durchberatung der Gesetzes vorläge nicht ein, sondern beauftragte den 
LandesausschuB mit neuerlichen Erhebungen. Dies abermalige Hinausschieben 
der Verhandlungen wurde damit begründet, daß weder die k. k, Landwirtschafts- 
Gesellschaft, noch auch die industriellen Kreise Steiermarks Gelegenheit hatten, 
sich vorher über diesen Gesetzentwurf zu äußern. Die daraufhin von den 
Handelskammern von Graz und Leoben abverlangten Gut^hten trafen ver- 
hältnismäßig rasch ein, nur die Abgabe des Gutachtens der Landwirtschafts- 
Gesellschaft verzögerte sich, da dieselbe wieder ihre Filialen ma Äußerungen 
ersucht hatte. Jahre vergingen. Die ganze Angelegenheit ruhte. Lai ver- 
gangenen Jahre wurde der Fischereiverein aufgefordert, beispielsweise an einigen 
Flußgebieten zu zeigen, wie die Revierbildungen gedacht wären. In allemeuester 
Zeit wendete man sich an das k. k. ' Ackerbaimiinisteriiun mit dem Ersuchen, 
einen solchen Gesetzentwurf für Steiermark ausarbeiten zu lassen. Da dieser 
Bitte, wie verlautet, willfahrt werden wird, so ist jetzt vielleicht doch der Zeit- 
punkt nicht mehr gar zu fem, bis zu welchem Steiermark endlich auch in dieser 
Richtung in die Reihe der Kulturländer eintreten wird, bis auch dieses Land 
ein Fischereigesetz erhalten wird, welches die Eignung dazu besitzt, den 
beut igen so traurigen Zustand auf diesem Gebiete bleibend zu beseitigen. 

Im Nachfolgenden sollen einzelne Paragraphen des vom Landesausschusse 
dem Landtage zuletzt vorgelegten Gesetzentwurfes näherer Besprechimg unter- 
zogen werden. Vom rein fischereifachlichen Standpunkte aus betrachtet, ist 
dieser jüngste Entwurf auch rücksichtlich zahlreicher Punkte nicht dazu geeignet, 
um, wäre derselbe tatsächlich zur Grundlage der Beratungen gemacht und 
schließlich angenommen worden, dem gedachten Zwecke in vollem Umfange 
zu genügen. Ein näheres Eingehen auf wenigstens einige der wichtigsten Be- 
stimmungen dieses Gesetzentwurfes wird dies ziemlich abfällige Urteil zu 
begründen vermögen. Es muß bemerkt werden, daß die Eigenart der wichtigsten 
Gewässer des steirischen Oberlandes, die durchwegs Edel-, das heißt Salmonideu- 
gewässer sind, besondere Berücksichtigung verlangt, welche bei der vorliegenden 
Besprechung des Entwurfes natürlicherweise zur Geltung kommen mußte. Außer- 
dem muß jedoch bemerkt werden, daß, so weit dies die berechtigten Interessen 
der Sache erheischten, auch die juridische Seite der obschwebenden Fragen in 
Berücksichtigung gezogen wurde. 
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Absatz IL 
Einrichtung des Pischereibetriebes in den fließenden Gewässern. 

A. Fischereireviere. 

§ 8 dieses Absatzes des Gesetzentwurfes besagt, daß die politische Landes- 
behörde die fließenden Gewässer, einschließlich jener Altwässer und* Ausstände, 
welche mit ersteren auch nur periodisch in einer zum Wechseln der Fische 
geeigneten Verbindung stehen u. s. w., in Eigen- und Pachtreviere einzuteilen 
hätte. Bei dieser Textierung fehlt die Erwähnung der natürlichen Nebengewässer, 
sowie diejenige der künstlichen Gerinne, wie Mühlgänge, Werkskanäle und der- 
gleichen. Dieser Umstand würde in der Praxis zweifellos Anlaß zu empfindlichen 
Mißständen geboten haben. Während nämlich einerseits gerade die Nebengewässer, 
die Quellgebiete der Wasserläufe für jeden Fischereiinteressenten, zumal wenn 
es sich lun sogenannte Edelwässer handelt, deshalb von höchster Wichtigkeit 
sind, da sich gerade dort die Laichstätten der Besatzung des ganzen Wasser- 
laufes zumeist finden, so lehrt anderseits zugleich vielfache Erfahnmg, daß jene 
Wasserwerksbesitzer, welche derartige künstlich durch Ausleitungen hergestellte 
Werkskanäle, Mühlgänge imd dergleichen besitzen, rücksichtlich derselben das 
Fischereirecht für sich beanspruchen. Daß aber hiedurch jeglicher zielbewußter 
Wirtschaftsbetrieb bezüglich des ganzen Wasserlaufes unmöglich gemacht würde, 
liegt nahe genug. Da im steierischen Oberlande die kleineren Wasserläufe sehr 
häufig derart in solche künstliche Gerinne zerlegt sind, daß das Hauptbett 
während eines großen Teiles des Jahres fast wasserleer ist, so ist vorstehender 
Einwand gegen die Textierung im Gesetzentwurfe lun so mehr berechtigt. 
Biese Berechtigung wird auch dadurch unterstützt, daß es natürlicherweise nicht 
möglich wäre, die Fische vom Eintritte in solche künstliche Ausleitungen ab- 
zuhalten und den Besitzer dieser künstlichen Gerinne in seinem Verhalten dieser 
Einwanderung gegenüber zu kontrollieren. Wie daher auf der einen Seite durch 
das Auslassen der in vorstehendem angeführten künstlichen Ausleitungen bei 
den Revierbildungen das Verhalten des Werkbesitzers unkontrollierbar bliebe, 
so gingen für den Fischereiinteressenten anderseits in gar manchen Fällen die 
Quellgebiete und mit diesen die wichtigsten Teile des ganzen Eigen- oder Pacht- 
xevieres verloren. 

§ 11 des Entwurfes spricht davon, daß jede „unstatthafte" Verunreinigung 
eines Gewässers verboten ist. „Unstatthaft" ist gewiß jegliche Verunreinigung, 
sei dieselbe was immer für einer Art, aber der Wortlaut des angezogenen Para- 
graphen trägt dem Umstände zu wenig Rechnung, daß hinsichtlich der wasser- 
armeren Edelwässer schon an und für sich geringe Verunreinigungen genügen, 
um sehr fühlbaren Schaden zu verursachen. Es sollte daher zu den Pflichten jedes 
Besitzers oder Pächters eines Eigen- oder Pachtrevieres gehören, auch Verunreini- 
gungen durch andere Personen nach Möglichkeit hintanzuhalten. 

Bei dem über Pachtreviere handelnden Teile des Gesetzentwurfes wird im 
vierten Abschnitte des § 13 der Grundsatz ausgesprochen, daß Pachtimgen von 
Fischwässem überhaupt nur auf zehn Jahre abgeschlossen werden dürfen. Es ist 
bei der Fassung dieser Bestimmung jedoch übersehen worden, die ausdrückliche 
Bedingung anzuführen, daß diese zehn Jahre in ununterbrochener Reihenfolge auf- 
einander zu folgen hätten. Derselbe Absatz dieses Paragraphen enthält femer die 
Bestimmung, daß bei Erneuerung von Pachtungen durch ein und denselben 
Pächter der Pachtzins auf alle Fälle um 20% erhöht werden müßte. Dieser Be- 
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Stimmung köunte aus Billigkeits- wie auch aus rein wirtschaftlichen Gründen 
nicht zugestimmt werden, da dies einmal eine nicht gerechtfertigte Verschärfung 
der für den Pächter mit der Pachtemeuerung übernommenen Verpflichtungen 
bedeuten würde und da es auch unklug wäre, einem bereits als verläßlich bekannten 
Pächter die Erneuerung des Pachtvertrages unter jeder Bedingung derart zu 
erschweren, daß er sich hiedurch veranlaßt sehen könnte, auf die fernere Pach- 
tung überhaupt zu verzichten. Es wäre gewiß in manchen Fällen gerechtfertigt^ 
den Pachtzins zu erhöhen, aber man sollte eine derartige Verschärfung der Pacht- 
bedingungen nicht unter allen Umständen zum Gesetze machen. Es wäre daher 
die im Entwürfe gegebene Fassung dieses Absatzes in dem gedachten Sinne zu 
verändern. 

Der § 17 enthält die Bestimmung, daß dann, wenn ein Übereinkommen von 
den Beteiligten (Bemessung der Pachtschillingsanteile) nicht erzielt werden 
kann, der Pächter oder in dessen Namen die i>olitische Bezirksbehörde den Pacht- 
schilling bis zur Erledigtmg dieses Streites bei dem zuständigen Grerichte erster 
Instanz zu erlegen hätte. Es erscheint notwendig, die Art imd Weise, wie ein 
Übereinkommen unter Mitwirkung der politischen Bezirksbehörde zustande zu 
kommen hätte, in dem Gesetze näher zu bezeichnen. Zu diesem Zwecke würde es 
sich empfehlen, in das Gesetz die Bestimmung aufzunehmen, daß den diesbezüg- 
lichen Verhandlimgen stets ein oder zwei beeidete Sachverständige im Fischerei- 
fache zuzuziehen wären. 

Zum Gesetzabschnitt : Ablösung der Fischereirechte, § 33, wäre zu bemerken, 
daß diese Frage erst dann den Gegenstand eingehender Studien zu bilden hätte, 
wenn die endliche Schaffiuig des Fischereigesetzes perfekt geworden wäre. Dies 
erscheint um so berechtigter, als die Ablösimg im Sinne des vorliegenden Gesetz- 
entwurfes ohnehin erst dann stattfinden könnte, wenn die Revierbildungen durch- 
geführt worden wären. 

Beziehung der Fischerei zu anderen Rechten. 

§ 37 des Gesetzentwurfes verwehrt den Fischereiinteressenten und ihrem 
Personale den Zutritt zu denjenigen Gnmdstücken, welche „dem Eintritte 
Fremder durch eine ständige Vorrichtung verschlossen sind". Namentlich in 
Rücksicht auf die Durchführung rationellen Wirtschaftsbetriebes der kleineren 
Gewässer, welche, wie erwähnt, im steierischen Oberlande zumeist Edelgewässer 
sind, enthält vorstehende Bestimmung eine äußerst empfindliche Schädigung 
der Interessen des Besitzers oder Pächters derartiger Wasserläufe, eine Schädi» 
gung in derartigem Umfange, daß durch diese Bestimmung selbst ein geregelter 
Wirtschaftsbetrieb in sehr zahlreichen Fällen nicht nur in Frage gestellt, sondern 
sogar völlig unmöglich gemacht werden kann. So finden sich zum Beispiel gerade 
die schweren Fische, Forellen im Gewichte von % kg und mehr, fast ausschließ- 
lich in jenen Kolken, welche bei Wehren, Radstuben und dergleichen bedeutende 
Tiefen mit entsprechenden Verstecken bieten. Da ordentliche Bewirtschaftung, 
und eine solche fordert ja das Gesetz ganz ausdrücklich, nur dann in einem der- 
artigen Gewässer möglich ist, wenn Stücke, welche obiges Gewicht erreichen, aus- 
nahmslos aus dem Wasserlaufe entfernt werden, so erklärt sich die große Schädi- 
gung, die die Fischereiinteressenten durch die obige Bestimmung erfahren 
würden, von selbst. Diese Bemerkung wird femer noch um so berechtigter er- 
scheinen müssen, wenn man dem Umstände entsprechende Beachtung schenkt, 
daß, wenn während einer gewissen Zeit des Jahres der Wasserstand im freien 
Hauptgerinne sehr klein geworden ist, die Fische ihren Einstand daher an den 
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tiefer liegenden Stellen des Wasserlaofes zu suchen genötigt sind, gerade jene 
künstlichen Neben- und Seitengerinne der Besatzung die Örtlichkeiten bieten, 
deren sie bedarf. Da nun dem Eigentümer solcher Ausleitungen das Recht nicht 
verwehrt werden kann, dieselben mit einer „ständigen Vorrichtimg" abzugrenzen, 
80 wäre bei Festhalten an obiger Bestimmung des Gesetzentwurfes den Fischerei- 
interessenten während obiger Zeit die Mi)glichkeit, ihren Pflichten genügen, ihre 
Rechte ausüben zu können, fast vollständig benommen. Ein derartiges, in zahl- 
reiche künstliche Gerinne zerlegtes Gewässer wäre einfach gar nicht mehr zu 
bewirtschaften, ein solches Revier hätte gar keinen Wert, 

Nebenbei sei nur auch noch darauf hingewiesen, daß für die Fischerei- 
interessenten in allen derartigen Fällen eine Kontrolle des Werksbesitzers und 
seines Verhaltens den in diesen Nebengerinnen befindlichen Fischen gegenüber 
vollständig unmöglich wäre. 

Es ist daher dringend notwendig, dem zweiten Absätze des obigen Paragraphen 
die nachfolgenden Bestimmungen anzufügen: Derartige eingefriedete Stellen 
sind nur nach vorhergegangener Anmeldung den Fischereiinteressenten oder 
deren Personale zu betreten gestattet. Die Fischereiberechtigten haben die Pflicht, 
jegliche Beschädigung zu vermeiden, etwaige Schäden zu ersetzen und das Recht, 
zu verlangen, daß der Besitzer des Werkes oder eine Vertrauensperson desselben 
zugegen sei, solange die Anwesenheit der Fischereiinteressenten oder deren 
Personales auf diesem eingefriedeten Räume währt. Es ist dem Eigentümer des 
Gnindes oder seinem Stellvertreter jedoch nicht gestattet, der Ausübung der 
Fischerei innerhalb ihres abgegrenzten Besitzes irgendein Hindernis in den Weg 
zu legen. — Auch dieser letztere Passus erscheint notwendig, da es ja zum 
Beispiel erfahnuigsgemäß vollständig genügt, sich beim Frischen in schmäleren 
Gerinnen, wie Mühlgräben und dergleichen, derart nahe an einem Ufer auf- 
zustellen, daß der Schatten auf das Wasser fällt, um jegliches Fischen ergebnislos 
zu machen. 

Zu anderen Wasserbenützungen. 

Der § 39 enthält die Bestimmung, daß die politischen Bezirksbehörden 
„angemessene Verfügungen" zu treffen hätten, damit vermeidbare Beeinträcliti- 
gungen der Fischerei hintangehalten werden. Es würde sich aus naheliegendem 
Grunde empfehlen, zwischen die Worte: die politischen Bezirksbehörden — und: 
angemessene Verfügungen — zu setzen : „nach Anhören des betreffenden Fischerei- 
interessenten und des Revierausschusses, zu dessem Bezirke das Gewässer gehört, 
^im welches es sich handelt". 

Im zweiten Absätze desselben Paragraphen wäre auch nach den Worten: 
sonst aber über Einschreiten — statt des: Fischereiberechtigten — „des be- 
treffenden Revierausschusses oder des Fischerei Interessent en" zu setzen. 

Es möge hier die Bemerkung Platz finden, daß es sich überhaupt empfehlen 
^ürde, stets statt: Fischereiberechtigte „Fischerei interessenten" zu setzen. 
Rücksichtlich eines Pachtrevieres hat eben nicht nur der Fischereiberechtigte, 
das heißt der Pächter, ein Interesse, sondern doch jedenfalls auch derjenige, 
welcher dasselbe verpachtet hat. Es wäre daher nur eine Fordenuig der Billigkeit, 
auch diesem, wo immer eine Meinungsäußerung der interessierten Partei not- 
wendig oder wünschenswert erscheint, Gelegenheit zu einer solchen zu geben. 

Der § 42 des Gesetzentwurfes ist gewiß, nebst dem § 37, der allerwichtigste. 
Er bespricht doch die Stellung der Fischerei zur Industrie! Die §§ 43 und 44 
reihen sich diesen beiden Paragraphen in Rücksicht auf die Bestimmungen, 
welche sie enthalten, beinahe gleichwertig an. 
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§ 42 gipfelt in der Bestimmung, daß die Herstellung, der Betrieb von zweck- 
entsprechenden Reinigungsanlagen der Schmutz- und Abfallwässer aus einem 
industriellen oder gewerblichen Unternehmen in jenen Fällen zu unterbleiben 
hätte, in welchen diese Vorkehrungen mit „nennenswerter Erschwernis" für 
das Unternehmen verbunden sein würden. 

Daß die Industrie und deren stetige Weiterentwicklung für das Land und, ia 
übertragener Bedeutung für den Staat, von höchstem Werte ist, wird und kann 
selbstverständlich nicht in Frage gezogen werden. Ebensowenig kann es jedoch 
auch fraglich sein, ob die Ergebnisse rationeller, zielbewußter Bewirtschaftung 
der Gewässer jede nur immer mögliche Berücksichtigung der öffentlichen 
Wasserläufe rechtfertigen, oder ob dies nicht der Fall ist. Niemand kann und 
wird leugnen, daß durch dieselben sehr bedeutende Werte, ein hervorragender 
Teil des Nationalvermögens repräsentiert wird. Logischerweise muß es sich daher 
um die Frage handeln, ob und unter welchen Umständen es möglich wäre, die 
beiden sich so schroff gegenüberstehenden Interessensphären mit einander in Ein- 
klang zu bringen. Wenn man berücksichtigt, daß in vielen Fällen schon eine kaum 
wahrnehmbare Menge ungemein zahlreicher, von Industrie imd Gewerbe verwen- 
deter Stoffe genügt, um, in ein selbst rasch strömendes Gewässer geleitet, kilo- 
meterlange Strecken vortrefflichen Kulturbodens für jeglichen Wirtschaftsbetrieb 
untauglich zu machen, wenn man den Fortschritten neuerer imd neuester Zeit 
auf dem Gebiete der Technik, der Chemie einerseits, auf demjenigen der biologi- 
schen Forschung anderseits, die notwendige Beachtung schenkt, so muß man 
sich sagen, daß in völlig gleicher Weise, wie die Erkenntnis rücksichtlich der 
die Interessen der Wasserbewirtschaftimg und Fischerei schädigenden Faktoren, so 
auch die Mittel, diesen nachteiligen Einflüssen wirksam zu begegnen, von den bedeu- 
tenden Errungenschaften auf diesen Forschiuigsgebieten beredtes Zeugnis geben. 
Daß sich nun die Gegensätze, welche die Interessen der Wasserbewirtschaftung und 
der Industrie darstellen, recht wohl, wenngleich natürlicherweise nicht ohne von 
beiden Seiten gebrachte Opfer, und häufig sehr wesentlichen beiderseitigen Zu- 
geständnissen, in recht nennenswerter Weise miteinander vereinigen lassen, 
lehrt zum Beispiel England, woselbst doch bekanntlich die Industrie jeden nur 
immer möglichen Schutz, die größtmöglichste Förderung genießt. Gerade in diesem 
Industriestaate „sind die auf die Reinigungsfrage der industriellen Abwässer 
bezüglichen gesetzlichen Bestimmungen geradezu mustergültig. Der vorher er- 
wähnte, im § 42 des Entwurfes enthaltene Satz, daß nur dann von den Fischerei- 
interessenten oder den Behörden die zweckentsprechende Reinigung der Abwässer 
verlangt werden kann, wenn in jedem Einzelfalle die dadurch bedingten 
Anlagen und Herstellungen „ohne wesentliche Erschwernis für das Unternehmen" 
durchgeführt werden können, liefert die meisten öffentlichen, wasserreicheren 
Fließ Wässer der Industrie förmlich aus, erklärt dieselben für vogelfrei. Es 
unterliegt doch gewiß keiner Frage, daß derartige Herstellungen wohl fast 
ausnahmslos mit „wesentlicher Erschwernis" verbunden sind. Aber, und diese 
Frage liegt nahe, bedingen z. B. jene Herstellungen keine wesentliche Erschwernis, 
welche die Behörde mit vollstem Rechte z. B. dann verlangt, wenn eine Dampf- 
maschine aufgestellt werden soll, wenn es sich darum handelt, jedes Rad, jedes 
Rädchen in der Fabrik mit einer Schutzvorrichtung zu versehen? Aber nicht 
nur die Interessen der Fischerei allein fordern die möglichste Reinhaltung 
der öffentlichen Wasserläufe. Rücksichten auf die allgemeine Wohlfahrt, auf 
die Bedürfnisse der Landwirtschaft, verlangen sie doch in gleicher Weise. Je 
weiter die Erkenntnis von der Wichtigkeit der Reinhaltung des Bodens, des 
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Wassers gedrungen ist, je deutlicher man zum Erkennen der Träger der ver- 
schiedenen Krankheiten des Menschen gekommen ist, desto berechtigter muß 
der Wunsch erscheinen, diese Übel schon am Entstehungsorte erfolgreich zu 
bekämpfen. Unter diesen Umständen kann es immöglich gleichgültig sein, ob 
die Industrie auch fernerhin die öffentlichen Wasserläufe zu Abzugskanälen 
für ihre Schmutzwässer, zu Kloaken stempeln kann. In Rücksicht auf die 
Interessen, welche das in Rede stehende Gesetz zu wahren bestimmt wäre, 
gipfelt daher die ganze Sache darin, ob in jedem Einzelfalle dem Untomehmen 
eine derartige Erschwernis erwachsen würde, falls es genötigt wäre, Reinigungs- 
anlagen zu errichten, daß die hiedurch dem Betriebe erwachsenden Auslagen 
in keinem Verhältnisse zu dem Nutzen stünden, den die Bewirtschaftung des 
betreffenden Gewässers einbringen könnte. Im Entwürfe ist nun aber mit 
keinem Worte der Frage gedacht, wer denn eigentlich dazu berufen wäre, die 
Entscheidung in einer derartigen Frage zu fällen, eine Entscheidung, von 
welcher sehr leicht die Ausscheidung vieler kilometerlanger Strecken wertvollen 
Kulturbodens von jeder Bewirtschaftung abhängen kann. Die Fischerei- 
interessenten sowie der Revierausschuß können ebensowenig das entscheidende 
Wort in einer solchen Frage sprechen, wie der Fabriksunternehmer oder dessen 
Vertreter. Erstere nicht, da ihnen hiezu allein die nötigen Fachkenntnisse 
fehlen, letztere deshalb nicht, da sie ja auch „Partei" sind. Es muß daher dahin 
gestrebt werden, diese Lücke im Gesetze zu beseitigen, und dies ließe sich 
durch die nachfolgende Änderung in der Textierung dieses Paragraphen 
erreichen : 

nicht schon aus anderen Gründen unstatthaft sein sollte, 

dieselbe dann zu unterlassen, wenn auch nach dem Ausspruche der be- 
hördlichen Kommission, welcher imbedingt ein, und über Parteiantrag 
zwei gerichtlich beeidete Sachverständige für das bezügliche Fach bei- 
zuziehen sind, die Entfernimg der nachteilig wirkenden Stoffe auch auf 
einem anderen Wege oder nach entsprechender Läuterung mit Rücksicht 
auf die wirtschaftliche Bedeutung des Unternehmens nur mit unverhältnis- 
mäßig hohen Auslagen aus- imd durchgeführt werden könnte. 
Da femer Fische nur bei ganz besonders günstigen Wasserverhältnissen 
den Wasserlauf überquerende Einbauten, welche höher als 80 Zentimeter sind, 
springend zu übersetzen vermögen, so ist eine weitere Änderung des Textes des 
§ 42 dringend geboten. 

Die Dringlichkeit dieser Änderimg erklärt sich aus dem Umstände, als 
es den Fischen des Unter- imd Mittellaufes derartig mit Einbauten versehener 
Gerinne durch dieselben luunöglich gemacht wird, die in zahlreichen Fällen 
in den Oberläufen, nächst den Quellgebieten liegenden Laichstätten zu erreichen. 
Es wäre daher obiger Paragraph des Entwurfes etwa durch nachfolgende 
Sätze zu ergänzen: 

Den Fischereiinteressenten sowie dem Revierausschusse steht das 
Recht zu, bei dem Vorhandensein abschließender Einbauten die An- 
bringungen von Fischstegen, Fischpässen oder anderen Vorrichtungen zu 
verlangen, welche den Fischen den Verkehr zwischen Unter- und Oberlauf 
des Gewässers ermöglichen. Bei Wassereinbauten, welche bei niedrigem 
Wasserstande eine Höhe von mehr als 80 Zentimeter besitzen, hat jene 
Partei, in deren Interesse ein derartig hoher Einbau gelegen, die Kosten 
der Herstellung eines nach dem Urteile von Sachverständigen zweck- 
entsprechenden Verkehrsweges zu tragen. 
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Hinsichtlich des § 45 wäre zu bemerken, daß die Kosten für die Ein- 
richtungen zur Hintanhaltung vermeidlicher Beeinträchtigungen der Fischerei 
billigerweise auch dann von denjenigen getragen werden sollten, welche diese 
vermeidlichen Beeinträchtigungen verschulden, wenn diese Beeinträchtigungen 
schon vor dem Inkrafttreten des Gesetzes stattgefunden haben, daß dem Gesetze 
mithin in solchen Fällen rückwirkende Kraft verliehen werden sollte. Es 
erscheint dies deshalb berechtigt, da sich doch der betreffende Werksbesitzer 
in manchen Fällen seit Jahren der großen Vorteile zu erfreuen hatte, welche 
daraus erwuchsen, daß er sich der Anlage und des Betriebes derartiger Her- 
stellungen enthalten konnte, femer deshalb, da der ohnehin schon seit Jahren 
in seinen Interessen so schwer geschädigte Besitzer oder Pächter gewiß nur in 
den seltensten Fällen in der Lage wäre, diese Kosten zu übernehmen. Logische 
Folge dieses ümstandes wäre, daß bei der großen Anzahl der schon heute an 
den steirischen .Wasserläufen bestehenden industriellen Unternehmungen, welche 
fast alle ganz ohne zweckentsprechende Keinigungsanlagen für ihre Schmutz- 
wässer arbeiten, selbst nach Beseitigung der heutigen unqualifizierbaren 
Zustände, eine nennenswerte Besserung der Verhältnisse in der gedachten 
Kichtung auch für die Zukunft nicht zu erwarten sein würde. 

Zu § 46, welcher besagt, daß die Besitzer von Wassemutzungsanlagen dazu 
zu verpflichten wären, bei beabsichtigten Trockenlegungen von Ausleitungen sowie 
bei geplanter Absperrung des Hauptwassers den Fischereiinteressenten 48 Stunden 
vor dem Inswerksetzen dieser Maßnahmen zu verständigen, muß noch bemerkt 
werden, daß im Gesetze auch des Ausmähens solcher Ausleitungen unter dem 
Wasser zu gedenken wäre. Wird dasselbe nämlich ohne Rücksicht auf die 
Laichzeit der sogenannten Hauptfischart eines Gerinnes, ohne Rücksicht auf das 
Entwicklungsstadium der jungen Fischgeneration, vorgenommen, so kann die 
Maßregel auf die Ergebnisse der natürlichen Vermehrung der Besatzung solcher 
Gewässer in sehr hohem Grade nachteilig wirken. 

Auch bezüglich des zweiten Absatzes dieses Paragraphen wäre eine 
Zusatzbemerkung sehr am Platze. Im Entwürfe ist nämlich nicht vorgesehen, 
wer denn eigentlich darüber zu entscheiden hat, ob die Interessen der Fischerei- 
interessenten in einem Sonderfalle durch beabsichtigte Trockenlegungen ge- 
schädigt werden würden oder nicht. Derartige Fragen können doch wohl nur 
die Fischerei Interessenten selbst oder aber der Revierausschuß zweckentsprechend 
beantworten. 

Der dritte Absatz des § 46 steht wieder in direktem Widerspruch zu dem 
Inhalte des besprochenen § 37, welcher bekanntlich davon handelt, daß den 
Fischereiinteressenten das Betreten eingefriedeter Räume untersagt bleiben soll. 
Bei Bestehenbleiben dieses im Entwürfe ausgesprochenen Verbotes nützte es 
doch dem Fischereiberechtigten gar nichts, von der beabsichtigten Trocken- 
legung überhaupt verständigt zu werden. Er dürfte ja den eingefriedeten Raum 
nicht betreten, ob derselbe nun ein wasserführendes oder trockenes, entleertes 
Wasserbett umschließt. Da erfahrungsgemäß derartige künstliche Nebengerinne, 
wie Mühlgänge, Werkskanäle, aus verschiedenen Gründen zumeist eingefriedet 
zu sein pflegen und dies beim Inslebentreten des Gesetzes ganz sicher, bestünde 
der Inhalt des § 37 zu Recht, wenigstens mit einem Drahtzaun wohl überall 
zu gewärtigen wäre, so hätte der Inhalt dieses Absatzes doch kaum praktischen 
Wert für den Fischereiinteressenten. 

Zur Jagd. 

Der Gesetzentwurf weist anläßlich jenes Paragraphen, welcher die Stellung 
des Fischereiinteressenten zur Jagd bespricht, insofern eine sehr empfindliche 
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Lücke auf, als zweier der Fischerei äußerst schädlicher Tierarten gar nicht 
gedacht ist. Dies sind die Hausenten und Hauskatzen. Bekanntlich trifft man 
umherschweifende Hausenten oft weit von Gehöften, von Dorfschaften entfernt, 
«n und auf Salmengewässem. Die Erfahrung hat es längst gelehrt, daß dies 
Geflügel durch Vertilgen von Fischlaich sowie noch nicht entwickelter Jungbrut 
ungemein großen Schaden stiftet. Ebenso ist es bekannt, daß Hauskatzen, die 
sich so häufig von menschlichen Wohnstätten entfernen, bereits größeren 
Fischen mit Hartnäckigkeit und bestem Erfolge nachstellen. Im Gesetze sollte 
daher die Bestimmung enthalten sein, daß es dem Fischereiberechtigten und 
seinem Personale, ohne Anwendung von Schußwaffen und Gift, gestattet wäre, 
dann frei auf dem Gewässer herumschweifende Enten sowie an den Ufern 
betroffene Katzen unschädlich machen zu dürfen, wenn es sich um Salmen- 
gcwässer handelt und wenn die wirtschaftliche Bedeutung der Entenzucht in 
einem [Einzelfalle keine derartig hohe ist, daß vor derselben der Wert des 
betreffenden Fischwassers in den Hintergnmd zu treten hätte. 

Insbesondere für das steierische Oberland mit seinen Salmengewässem wäre 
«ine diesbezügliche Ergänzung im Texte dieses Paragraphen des Gesetzentwurfes 
sehr warm zu empfehlen und freudig zu begrüßen. Daß in einem Falle, in 
welchem es sich van ein Salmengewässer handelt, auch das Eintreiben der Haus- 
enten untersagt werden müßte, braucht keiner besonderen Betonimg. 

Fischereipolizeiliche Vorschriften. 

§ 53 verbietet mit vollstem Recht die Verwendung von Dynamit mid 
anderen explodierenden Stoffen, femer Kokelkömer, Krähenaugen und der- 
gleichen betäubende Mittel. Im Gesetzentwurfe ist jedoch so manches anderen 
Pangmittels, so manch anderer Fangmethoden nicht gedacht, welche wohl in 
gleicher Weise mit größter Strenge verboten werden müßten. Hieher gehört 
außer den Schußwaffen die Verwendung engmaschiger Netze, die Verwendung 
von Nachtschnüren und Nachtangeln, der Gebrauch des Stechers (Geers), das 
Fischen mit künstlichem Licht sowie der Drahtschlinge. Obwohl unter all den 
genannten Mitteln, welche leider erfahrungsgemäß häufige Verwendung finden, 
Dynamit natürlicherweise das verderblichste ist, so können dennoch die Ver- 
hältnisse die Anwendung gerade dieses so zerstörend wirkenden Vemichtimg«»- 
mittels wünschenswert erscheinen lassen, sogar fordern. So z. B. kann es vor- 
kommen, daß man Eigentumsrecht oder Pachtimg rücksichtlich eines Sahnen- 
gewässers übernimmt, das, völlig vernachlässigt, eine Menge minderwertiger 
Fische, zumeist sogenannter Aiteln, Cyprin. cephalus, beherbergt. Diese Fischart 
macht imter dem Salmennachwuchs derartige Verwüstungen, daß jede rationelle 
Wirtschaft in einem von Aiteln in großer Anzahl bewohnten Salmengewässer 
geradezu unmöglich ist. Da hilft nur Dynamit, um. klares Feld für entsprechenden 
Wirtschaftsbetrieb zu schaffen. In manchen tiefen Tümpeln findet sich ein 
schwerer Raubfisch, wenn auch edler Art, der weit größeren Schaden unter 
Beinen Artsgenossen anzurichten vermag und auch tatsächlich stiftet, als er selbst 
wert ist. Keines der gebräuchlichen Fangmittel erweist sich in einem solchen 
Falle als wirkungsvoll. Nur Dynamit allein beseitigt einen solchen Schädling. 
Femer kann es vorkommen, daß gewisse Revierteile rasch aus irgendeinem Grunde 
trocken gelegt werden müssen. Durch Dynamit gelangt der Fischereiberechtigte 
wenigstens in den Besitz der toten Bevölkerung solcher Teile seines Revieres. 
Daß die politische Behörde nur von Fall zu Fall und nach Anhören von Fischerei- 
verein oder Revierausschuß die Bewilligung zum Gebrauche eines so imif assend zer- 
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störenden Fangmittels einem hierum ersuchenden Fisehereiinteressenten geben 
wird imd kann, ist selbstverständlich. Im Gesetze wäre daher, außer daß all die 
genannten Fangmittel imd Fangmethoden verboten sein sollten, auch jener Aus- 
nahmen zu gedenken, die den Gebrauch von Dynamit wünschenswert erscheinen 
lassen und dem betreffenden Paragraphen die entsprechende Fassimg zu geben. 

Übertretungen und Strafen. 

Der § 74 wäre rücksichtlich der zu verhängenden Strafen dahin zu ergänzen, 
daß namentlich die nachfolgenden Fälle befugten wie imbefugten Fischens mit 
der ganzen Strenge des Gesetzes geahndet werden müßten: 1. das Fischen mit 
gesetzlich verbotenen Fangmitteln sowie das Fischen mit Zuhilfenahme von 
künstlichem Lichte; 2. das Fischen in jenen Teilen des Revieres, welche ah 
„Schonstätten" bezeichnet sind; 3. das Fischen während der Laichzeit des Haupt- 
fisches nicht nur an denjenigen Plätzen, welche durch Tafeln als „Laichplätze" 
gekennzeichnet sind. Da unter gewissen Umständen, so zum Beispiel zu Zucht- 
zwecken im Interesse der Wissenschaft, ausnahmsweise auch an anderen solchen 
Plätzen, sogar während der Laichzeit, gefischt werden darf, sagt der betreffende 
Paragraph des Gesetzes ohnehin schon. Ebenso ist im Gesetzentwurf ausdrück- 
lich bemerkt, daß in solchem Falle eine ausdrückliche Genehmigung von seitcn 
der politischen Behörde erteilt werden müsse. 



Es möge zum Schlüsse dieser Bemerkungen über den jüngsten Fischereigesetz- 
entwurf für Steiermark anzuführen gestattet sein, daß es dem Verfasser in erster 
Linie natürlich darum zu tun gewesen ist, zu zeigen, welche Mängel selbst einem 
Entwürfe anhaften können, der mit sehr anerkennenswerter Umsicht und großem 
Fleiße verfaßt wurde. Dem Einzelnen sowie einem Vereine ist eben erfahrungs- 
gemäß häufig nicht möglich, was ruhiger, objektiver Beurteilung und vorurteils- 
loser Beobachtung der Sachlage von seiten dritter Personen gelingt. Ohne die im 
vorliegenden gemachten Bemerkungen überschätzen zu wollen, ohne den Aus- 
spruch zu wagen, alles bemerkt, alles angeführt zu haben, dessen ein tatsächlich 
in jedem der so unzähligen Einzelfälle entsprechendes Gesetz bedarf, um in allen 
erdenklichen Lagen Schutz und Schirm zu gewähren, dürfte doch vielleicht die 
Ansicht nicht ohne alle Berechtigung sein, daß sich Steiermark, würde dieses 
Gesetz mit den hier angeführten Abänderungen und Ergänzimgen wirklich an- 
genonmien werden, eines Fischereigesetzes zu erfreuen hätte, welches, gewiß 
nicht nur innerhalb der Grenzen Österreichs, das zweckentsprechendste wäre. 
Der so ausnehmend hohe Wert der steiermärkischen Gewässer rechtfertigt die 
Wichtigkeit, welche namentlich einzelnen Bestimmungen beigelegt wurde. Über 
fachliche Fragen kann eben nur der Fachmann entscheiden. Was den juridischen 
Teil jener einzelnen Bestimmimgen anbelangt, welche sich vorwiegend auf diesem 
Gebiete bewegen, zum Beispiel die §§ 37, 42 etc. etc. des Gesetzentwurfes, ist viel- 
leicht die Hoffnung gestattet, daß überhaupt Erreichbares auch erreicht werden 
wird, zum Heile unserer herrlichen Gewässer, zum Wohle der „grünen Mark", 
obwohl die Fassung der eingangs erwähnten Regierungsvorlage leider wenig 
Aussicht bietet, daß gerade in dieser so wichtigen Beziehung nennenswerte 
Änderungen möglich sein werden. 

Dr. Gustav Ritter v. Gerl. 
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Die neuen Grazer Kommunalabgaben, 
a) Die städtische Fahrkartensteuer. 

Wir leben im Zeitalter des Verkehrs. Ein dichtes Sehienennetz umspannt 
die Kulturländer der Erde; immer neue Gebiete erobert sich die Lokomotive, 
und wo ihr die Mauern der Gebirge den Weg ver8i>erren, dort bohrt sie sich 
schnaubend in die Eingeweide der Erde. Zwar beruht das wirtschaftliche und 
finanzielle Sehwerge wicht der Bahnen auf ihrer Bedeutung als Lastentransport- 
mittel; allein kaum ein zweiter Faktor hat auf die gesellschaftlichen Verhält-* 
nisse unserer Tage einen so tiefgreifenden Einfluß geübt, wie die Dampfmaschine 
im Dienste der Personenbeförderung, die eine Wohlfeilheit und eine Raschheit 
des Verkehrs ermöglichte, von der man sich ein Jahrhundert früher noch nichts 
träumen ließ. Es wäre ein dankenswertes Problem, den Einfluß festzustellen, 
den die Eisenbahnen auf die soziale Gestaltung unserer Zeit, namentlich, um 
nur auf eines hinzuweisen, auf Städtebildung und Landflucht genonunen haben, 
welcher Einfluß leider auch der Schattenseiten nicht entbehrt. Das potenzierte 
wirtschaftliche und gesellschaftliche Leben der Großstädte und selbst der kleineren 
städtischen Gemeinwesen drängte seinerseits wiederum zu einer Organisierung 
des Nahverkehrs in Gestalt der Trambahnen, für welche sich aus einer Reihe 
von Ursachen der Dampfmaschinenbetrieb als minder geeignet erwies, weshalb 
man sich hier durch lange Zeit mit dem animalischen Betriebe begnügte, bis 
die Wunder der Elektrotechnik an dessen Stelle ein Verkehrsmittel zu setzen 
ermöglichten, das den Anforderungen de*; urbanen Verkehrs in nahezu idealer 
Weise entspricht und das in jüngster Zeit selbst den Fernverkehr für sich zu 
erobern bemüht ist.' 

Neben der Forderung nach weitestgehender Sicherheit, die wir an ein 
modernes Verkehrsmittel, ob nun Eisenbahn oder elektrische Trambahn, stellen, 
ist es vor allem die Billigkeit, die wir von ihm verlangen, in dem Sinne nämlich, 
daß seine Benützbarkeit eine möglichst allgemeine, jedermann zugängliche sei. 
Es muß daher auch jedes Bestreben nach Verteuerung eines solchen Verkehrs- 
mittels von vorneherein darauf rechnen, recht impopulär zu sein, und in der Tat 
war ja auch die Aufnahme, welche die Einführung der staatlichen Fahrkarten- 
steuer in imseren österreichischen Ländern bei Bevölkerung und Presse gefunden 
hat, eine keineswegs freundliche; wenn sie trotzdem die parlamentarische Mehr- 
heit gefunden hat, so war das wohl nur dem Umstände zuzuschreiben, daß damals 
die Regierung zwischen der Einführung der Fahrkartensteuer und der Regu- 
lierung der Versorgungsgenüsse der in die Kategorie der Dienerschaft gehörigen 
Zivilstaatsbediensteten sowie der Witwen nach Zivilstaatsbeamten eine Art 
Junktim geschaffen hatte, das einen anderen Ausweg eben nicht offen ließ. Eine 
allgemeine Würdigung jeder Besteuerung des Personentransportes wird daher 
wohl nicht zugunsten derselben ausfallen können und die dagegen sprechenden 
Argumente fallen für den Fernverkehr in noch erhöhterem Maße ins Gewicht; 
ist es doch bekanntlich gerade die III. Wagenklasse, welche das Gros der Einnahmen 
aus dem Porsonenverkehre stellt, so daß eine Verteuerung des Bahn Verkehrs 
Vornehmlich die minder bemittelte Klasse und diejenigen trifft, für welche die 
Bahnbenützuug in der Regel nichts weniger als eine Bequemlichkeit, geschweige 
denn ein Vergnügen bedeutet. Anders liegen die Dinge immerhin beim Lokal- 
verkehre. Hier kann von der Notwendigkeit der Benützung eines Verkehrs- 

* In der Stadt Graz fällt der Übergang zum elektrischen Betriebe der Stadtbahn 
in das Jahr 1899. 
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mittels, von seiner Unentbehrliehkeit, nicht in demselben Ma£e gesprochen 
werden; hier spielt die Bequemlichkeit ganz gewiß eine erhebliche Rolle, so daß 
ein geringer Preisaufschlag schon mit Rücksicht auf die verhältnismäßige Kürze 
der Strecken nicht so fühlbar wird, während anderseits jene Fälle, in welchen 
auch hier, wie zum Beispiel bei den beträchtlichen Distanzen einer Millionen- 
stadt, die Benützxmg eines Verkehrsmittels aus beruflichen oder wirtschaftlichen 
Gründen unvermeidlich wird, durch ein zweckmäßiges System von Ermäßigungen 
und Befreiungen eine genügende Berücksichtigung finden können. 

Die Einführung der staatlichen Fahrkartensteuer innerhalb Zisleithaniena 
erfolgte durch das Gesetz vom 19. Juli 1902, R.-G.-Bl. Nr. 153, mit Wirksamkeit 
ab 1. Jänner 1903 und es imterliegen nach diesem Gesetze beziehungsweise nach 
der Durchführungsverordnimg vom 27. September 1902, R.-G.-Bl. Nr. 195, dieser 
.\bgabe neben den Hauptbahnen auch die Lokal- imd die Kleinbahnen; hinsicht- 
lich der letzteren Kategorie, zu der auch die Straßenbahnen mit Dampf- oder 
elektrischem Betriebe, dann auch solche mit anderen mechanischen Motoren oder 
animalischer Kraft gehören, trifft § 10 a leg. cit. die wichtige Bestimmung, 
daß von der Fahrkartensteuer befreit sind „die Personentransporte auf jenen 
Kleinbahnen, welche den Verkehr in einer Gemeinde und ihrer Umgebung ver- 
mitteln innerhalb des Weichbildes der Gemeinde imd eines Umkreises von 10 km 
von der Gemeindegrenze aus". Hiedurch erscheint die Möglichkeit der Einfüh- 
rung einer städtischen Fahrkartenabgabe wenigstens ohne Gefahr einer Doppel- 
besteuerung gegeben. 

Die Art und Weise der Durchführung einer städtischen Fahrpreisauflage 
wird wesentlich von dem Umstände beeinflußt sein, ob die Stadt den Betrieb 
der Straßenbahn zu ihren eigenen Untemehraimgen zählt oder nicht; ersteres 
trifft bekanntlich seit kurzem für die Stadt Wien zu, während in der Stadt Graz, 
in welcher sich der Übergang zur Eigenregie, hauptsächlich infolge entgegen- 
stehender Vertragsbestinunungen, auch auf anderen Gebieten noch nicht voll- 
zogen hat beziehungsweise nicht vollziehen konnte, der Betrieb der elektrischen 
Straßenbahn im Stadtgebiete und in der Umgebung sich in Privathänden, und 
zwar vorwiegend im Besitze der „Grazer Tramwaygesellschaft" befindet.' 

Bei einer Gemeinde, welche ihre Tramway in eigener Regie fühic, voll- 
zieht sich eine Steigerung des Fahrpreises natürlich in der viel einfacheren Form 
des Preisaufschlages, für dessen Höhe nur tarifpolitische Rücksichten maß- 
gebend sein werden.' In weit schwierigerer Lage befand sich die Stadt Graz, 
welche da erst den ziemlich energischen Widerstand der beiden für ihr Gebiet 
in Betracht kommenden Aktiengesellschaften zu überwinden hatte, die von der 
Einführung der Steuer beziehungsweise der Erhöhung des ohnehin der Höchst- 
grenze schon ziemlich nahen Fahrpreises * eine Beeinträchtigung der Benützimgs- 



2 Die Stadtgemeinde Graz partizipiert laut Vertrages mit einem Drittel am Rein- 
gewinne dieses Unternehmens. 

3 So hat die Stadt Wien bekanntlich bald nach Übernahme der Straßenbahnen 
in die Eigenregie den 10 Heller-Minimaltarif (mit Ausnahme von gewissen Morgenstunden) in 
den 12 Hellertarif umgewandelt, welcher Maßnahme allerdings weniger der Charakter einer 
Steuer zukommt, weil das Erträgnis dieser Preiserhöhung ausschließlich dem Unternehmen 
selbst zur Ermöglichung gewisser Wohifahrtseinrichtungen für die Bediensteten zufließt. 

* In Graz und Umgebung besteht dermalen ein ziemlich komplizierter Zonentarif, 
der vom Minimalfahrpreise von 12 h (ohne städtische Abgabe) pro V/^ Kilometer aus- 
geht und im Fahrpreise von 30 h für die auch die Vorortelinien umfassende weiteste 
Distanz sein Maximum erreicht. 
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frequenz und eine Erschwerung des administrativen Betriebes, möglicherweise 
auch einen unerwünschten Einblick in ihre Geschäftsgebarung besorgten. Diese 
ablehnende Haltung der Unternehmungen fand ihren offenen Ausdruck in einer 
an die Regierung gerichteten Eingabe der Tramwaygesellschaft, worin sie gegen 
Einführung eines städtischen Fahrpreisaufschlages protestierte. Die Haltung, 
welche die Regierung ihrerseits zu diesem Projekte einnahm, war von vorne- 
herein keine imgünstige, und es kam hiebei der Stadt wohl das Moment zustatten, 
daß eben zu gleicher Zeit auch an die Einführung der staatlichen Fahrkarten- 
steuer gedacht wurde. In der Tat stellte die Regienmg ihre prinzipielle Zu- 
stinmdung nur unter der Voraussetzung in Aussicht, daß auch die staatliche 
Fahrkartensteuer zustande komme. 

Den unmittelbaren Anlaß für die Einführung einer städtischen Fahrkarten- 
steuer gab für Graz die Notwendigkeit der Bedeckung des Anlehens in der 
Höhe von 14.000.000 K," das im Jahre 1902 aufgenonnnen wurde. Daneben 
sprachen allerdings auch Gründe wirtschaftlicher Natur für eine solche Be- 
teiligung der Stadtgemeinde an dem Erträgnisse des Unternehmens und 
zugegebenermaßen bestand auch die Tendenz, die Gesellschaft zu einer Preis- 
reduktion in der Art zu veranlassen, daß der Fahrpreis einschließlich der 
städtischen Abgabe dem ursprünglichen Tarife gleichkäme, mit anderen 
Worten, daß die Steuer von der Unternehmung selbst getragen werde. 
Gründe wirtschaftlicher Natur waren: der Rückgang der Einnahmen aus 
der Verzehrungssteuer* und der Pflastermaut, eine Tatsache, welche mit 
dem Ausbaue des Tramwaynetzes nach den Vororten und Nachbargemeinden 
in einem offensichtlichen Zusammenhange steht; dann aber auch die Er- 
fahrung, daß der Stadt aus dem Betriebe der Tramway erhebliche Auslagen 
für Pflasterungen erwachsen, indem der Straßengrimd durch die Befahrung mit 
den schweren Motorwagen eine Ausnützung erleidet, „die", wie der damalige 
Bericht an den Gemeinderat sagte, „im Reingewinnanteile, dem Anerkennuugs- 
zinse der Gesellschaft und in dem geringen Erhaltungsbei trage derselben kein 
entsprechendes Entgelt findet". 

Nachdem nun durch Zustandekommen des Gesetzes über die staatliche 
Fahrkartensteuer der von der Regierung als Bedingung gestellten formellen 
Voraussetzung entsprochen war imd nachdem auch der steiermärkische Landtag 
dem vom Gemeinderate vorgelegten Entwürfe vollinhaltlich zugestimmt hatte, 
stand der Realisierung des Projekts ein weiteres Hindernis nicht im Wege 
und es wurde im Landesgesetzblatt Nr. 68 das Gesetz vom 15. Oktober 1902 
„betreffend die Einhebung einer Fahrkartensteuer hinsichtlich der im Stadt- 
gebiete der Landeshauptstadt Graz betriebenen Kleinbahnen" publiziert. Das 
Gesetz trat an demselben Tage wie das Reichsgesetz betreffend die staatliche 
Fahrkartensteuer, das ist mit 1. Jänner 1903 in Kraft; indem es die Unter- 
nehmungen dieser Kleinbahnen „verpflichtet, gleichzeitig mit der Ausgabe von 



* Das Anlehen ist zu 4% zu verzinsen und ah 1907 in längstens 50 Jahren zu 
amortisieren; vom Jahre 1917 ab bat sich die Stadtgemeinde die Möglichkeit der Kon- 
vertierung vorbehalten. 

* Dieser Rückgang macht sich auch im Stadtgebiete Wien bemerkbar. Nach dem 
Amtsblatt der Reichshaupt- und Residenzstadt Wien vom 15. Dezember 1903 berichtete 
der Referent über den Hauptrechnungsabschluß des Jahres 1902, daß der Anteil der 
Gemeinde Wien am Erträgnisse der staatlichen Linienverzehrungssteuer im Jahre 1901 
um 81.000 K, im Jahre 1902 um 52.000 K zurückgegangen ist. 

23* 
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Fahrkarten die der Stadtgemeinde zufließende Fahrkartensteuer einzuheben**, 
bestimmt es diese Steuer für jede zur einmaligen Befahrung einer im 
Stadtgebiete gelegenen Strecke berechtigende Fahrkarte ohne Rücksicht auf 
das Ausmaß dieser Strecke mit 2 Hellem.^ Eine besondere Bestimmung mußte 
hinsichtlich der zur wiederholten Befahrung von Stadtgebietsstrecken berech- 
^tigenden Fahrkarten, also der sogenannten Abonnementskarten (Monats- und 
Jahreskarten) getroffen werden imd es bestimmt diesbezüglich § 2, daß die 
Steuer mit 10% des von der Unternehmung festgestellten Preises einzuheben ist. 
Die Unternehmungen werden für die entsprechende Einhebung und Abführung 
der städtischen Fahrkartensteuer haftbar erklärt. Bestimmungen, wie sie die 
zitierte Ministerialverordnung vom 27. September 1902 über Zahlung von Ver- 
zugszinsen und Verhängung eventueller Ordnungsstrafen (bis zu 500 K) 
kennt, fehlen; doch soll diesem Mangel, der sich wohl a\is der Tatsache erklärt, 
daß die Stadtgemeinde Oraz jedes Vorbildes entbehrte und in dem Gesetze, ixm 
dessen Durchführbarkeit nicht in Frage zu stellen, nur die Kardinalbestimmungen 
niederlegen wollte, durch Erlassung einer Durchführirngsvorschrift, die bereits 
im Entwürfe der Regierung vorliegt, abgeholfen werden. Die Ablieferung des 
eingehobenen Betrages an die Stadtkasse erfolgt monatlich, längstens bis zum 
15. des nächstfolgenden Monats. 

Als befreit von der städtischen Fahrkartensteuer erklärt das Gesetz: a) die 
Kinderkarten (denen auch die Schülerkarten gleichgestellt wurden) ; b) die 
Stundenkarten (das sind die auf die Benützung zu bestinunten Tageszeiten 
beschränkten ermäßigten Fahrkarten, wie z. B. die für die Zeit bis 10 Uhr vor- 
mittags geltenden Marktkarten), und endlich c) „die zur Benützung durch 
Arbeiter gegen Legitimation zu ermäßigten Preisen zur Ausgabe gelangenden 
besonderen Karten (Arbeiterkarten)", wobei jedoch bemerkt werden muB, daß 
. Karten der letzteren Kategorie faktisch bis heute nicht ausgegeben werden. 

Nach der dem Gemeinderate in der Sitzung vom 26. September 1903 
gemachten Mitteilung (Amtsblatt der Stadt Graz Nr. 28, Seite 597) ergab sich 
für das erste Halbjahr 1903 ein von der Grazer Tramwaygesellschaft ein- 
gehobener und zur Abfuhr gebrachter Steuerbetrag von 70.393 K 26 h, 
also durchschnittlich pro Monat 12.000 K; mit Einschluß der von der Unter- 
nehmung der Graz-Mariatroster Bahn bis dahin abgeführten Beträge von 
2446 K (monatlich also durchschnittlich 400 K), dürfte der im Voranschlage 
des Jahres 1903 als Ertrag der städtischen Fahrkartensteuer angenommene 
Betrag von 150.000 K erreicht, wenn auch nicht überschritten werden.* 

Wie schon erwähnt, vermied man es» die näheren technischen Details der 
Abgabeneinhebung durch eine Durchführungsvorschrift regeln zu lassen; man 
entschied sich wenigstens vorläufig für den Weg des gütlichen Übereinkommens 
mit den mehrgenannten beiden Gesellschaften. 

Aus den diesfalls getrotfenen Vereinbarungen, welche bis heute noch in 
Wirksamkeit stehen, sei nur das Allerwesentlichste, insofeme es nämlich nicht 
nur lokalen Charakter hat, hervorgehoben. Nachdom die Haltestellen an der 



^ Die staatliche Fahrkarteiiöteuer beträgt 12% des Fahrpreises für Hauptbahnen, 
6% für Lokalbahnen, 3% für Kleinbahnen. Die städtische Fahrkartensteuer per 2 h er- 
sribt somit bei dem Minimalfahrpreise von 12 h (samt Steuer 14 h) einen Satz von 
16-667oj ^'^^^^ bei einer auf den Grundpreis von 20 h lautenden Fahrkarte auf lO^o «• s. w. 

^ Laut des mittlerweile erschienenen Rechnungsabschlusses über das Jahr 1903 
erjrab sich eine Einnahme von 146.877 K 
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Pomörialgrenze mit derselben in der Regel nicht genau übereinstimmen, wurden 
jene faktisch bereits innerhalb des Stadtgebietes liegenden Haltestellen, bis zu 
welchen in der Richtung von der Außenstrecke steuerfreie Karten ausgegeben 
werden, genau bezeichnet. Eine wichtige Bestimmung betraf die Frage, ob den 
Untemehmungen für die mit der Einhebung, Verrechnung und Abfuhr ver- 
bundene Arbeitsleistung und für die Neuauflage der Fahrkarten eine Ent- 
schädigung zugesprochen werden soll, welche in den Bestimmungen über 
die staatliche Fahrkartensteuer nicht vorgesehen ist. Nachdem man schon den 
Weg der Vereinbarungen betreten hatte, einigte man sich dahin, daß der Grazer 
Tramwaygesellschaft für je eine Million zur Abgabe gelangender Fahrkarten 
eine Vergütung von 400 K und der Kleinbahn Graz — Mariatrost eine fixe Ent- 
schädigung von 1000 K i)ro Jahr geleistet werde. Wohl aber betonte der Ge- 
meinderat wiederholt, daß er eine Verpflichtung der Stadtgemeinde zur Leistung 
einer Vergütung für allfällige den Unternehmungen aus der Einhebung der 
städtischen Fahrkartensteuer erwachsende Verwaltungsauslagen oder sonstige 
Kosten irgendwelcher Art nicht anerkenne. Auch wurde der Stadtrat beauftragt, 
diesem Standpunkte in der seinerzeit an Stelle des Übereinkommens tretenden 
Durchführungsvorschrift entsprechende Geltung zu verschaffen.* 

Der Anschaffimgswert der mit 1. Jänner 1903 außer Gebrauch kommenden 
Karten wurde den Unternehmungen ersetzt. Endlich mußte eine Norm hin- 
sichtlich der Behandlung jener Zeit- (Abonnement-) Karten (auch Terminkarten 
genannt) getroffen werden, welche für eine sowohl innerhalb des Stadtgebietes 
wie auch eine außerhalb desselben fallende Strecke lauten, indem die Bestimmung 
des Gesetzes, wornach die Fahrkartensteuer von Zeitkarten mit 10% des Grund- 
fahrpreises zu bemessen ist, auf solche Fälle nicht volle Anwendimg findeo 
konnte. Diesbezüglich wurde bestimmt, daß die Fahrkartensteuer mit 10% von 
jenem Betrage zu bemessen und einzuheben sei, welcher dem Verhältnisse der 
Weglänge der in das Stadtgebiet fallenden Fahrstrecke zur Länge der außerhalb 
gelegenen Strecke entspricht. So ist z. B. die Strecke Andritz — Hauptplatz 
4'06 Kilometer lang und es entfallen hieven auf das Stadtgebiet 3*01 Kilometer; 
die Jahreskarte für diese ganze Strecke kostet 90 K und es entfallen davon 
rechnungsmäßig auf die Stadtstrecke 66*72 K, so daß die hievon zu bemessende 
10% ige städtische Fahrkartensteuer 6 K 67 h beträgt. 

Alle diese im Vereinbarungswege getroffenen Detailbestimmungen haben, 
wie bemerkt, nur provisorischen Charakter und es ist deren Ersetzung durch 
eine dem staatlichen Muster nachgebildete Durchführungsvorschrift im Zuge. 

Im großen und ganzen hat sich die im städtischen Haushalte immerhin 
einen beträchtlichen Faktor bildende Fahrkartensteuer rasch eingelebt und 
jedenfalls hat sie den Vorzug der Einfachheit vor mancher ihrer Schwestern 
voraus. 

b) Der städtische Zuschlag zur Immobiliargebühr. 

Der Umsatz der Immobiliarwerte weist in den größeren Bevölkerungszentren 
nach doppelter Richtung, und zwar sowohl hinsichtlich der relativen Häufigkeit 
der Fälle wie auch hinsichtlich des Wertes der Objekte gegenüber dem lun- 
gebenden Lande eine erhöhte Intensität auf, eine Tatsache, die angesichts der 
sich gerade in städtisch entwickelten Orten breit machenden Grund- und Bau- 



* Tatsächlich wurde die Leistung einer Entschädigung an die Kleinbahnunter- 
nchmung Graz — Mariatrost bereits im Wege des Übereinkommens eingestellt. 
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sx>ekulatioii nicht verwundem kann. Parallel mit dieser £rscheinung und mit 
ihr in engem Zusammenhange stehend macht sich eine fortschreitende Wert- 
steigerung des städtischen liegenden Besitzes/ speziell des Grundbesitzes im 
engeren Sinne, geltend, von der Volkswirtschaftslehre als Zuwachsrente be- 
zeichnet. Die natürliche Ausdehnung eines Stadtgebietes, die Anlage von Ver- 
kehrswegen, die Schaffung öffentlicher Anlagen, ja selbst die bloße Festlegung 
eines Stadtregulierimgsplanes bewirken an sich schon eine Wertzunahme jener 
Liegenschaften, denen die Vorteile einer solchen wenn auch erst in der Zukunft 
liegenden Veränderung direkt oder indirekt zugute kommen. In ganz besonderem 
Maße gilt dies vom imverbauten, selbst unproduktiven Boden, indem demselben 
durch einen solchen Vorgang die Rolle, dem Wohnungsbedürfnisse zu genügen, 
zufällt und verbauter Grund, wenigstens unter normalen Verhältnissen, eine 
gegenüber der landwirtschaftlichen Verwertung bedeutend erhöhte Kente abwirft^ 
Bis zu einem gewissen Grade trifft dies auch vom bereits verbauten Grunde 
zu, so z. B. in Fällen, wo durch Niederlegung alter Gebäudekomplexe anderen 
Baulichkeiten Licht und Luft zugeführt wird (Anlage des Sackkais in Graz) 
oder bisher zur Verbauung bestimmte Flächen dauernd als öffentliche Anlagre 
gewidmet werden (Industriehallegründe in Graz). Auch der Umstand, daß eine 
Baulichkeit zu Regulienmgszwecken früher oder später der Einlösung anheim- 
fallen muß, wird mitunter von einer gewiß nicht einwandfreien Spekulation 
zTun Anlasse einer Wertsteigenmg benützt. Femer tritt eine Wertsteigerung an 
bisher unverbautem Grunde ein, wenn der Besitzer solchen Grundes denselben 
der Zerstückung auf Baustellen zuführt, imd zwar in um so höherem Grade, 
als die von der Baubehörde geforderten Bedingungen für die technische Durch- 
führbarkeit der Bauplatzwidmimg mit direkten finanziellen Opfern des Besitzers 
verbunden sind (für Terrainanschüttimg, Entwässerung und dergleichen; Fest- 
setzung der villenartigen oder offenen Verbauung u. s. w.). Im Gegensatze zu 
dieser — man möchte sagen — gerechtfertigten Wertsteigerung stehen die ob- 
angedeuteten Fälle der eigentlichen Zuwachsrente, in denen der Wertzuwachs 
automatisch und unabhängig von irgendeinem Zutim des Besitzers eintritt, ein 
Zuwachs, der mitunter innerhalb einiger Dezennien auf das Vielfache des 
Ursprungskaufwertes ansteigt.' 

Neben dem beatus possidens ist es aber noch ein zweiter, der sich dieser 
Vermögenszunahme erfreut, imd das ist der allgegenwärtige Fiskus, der beim 
Besitzwechsel die sich vom Werte der Kealität bemessenden Gebühren erhebt. 
Das diesbezüglich heute in Geltung stehende Gesetz vom 18. Juni 1901, R.-G.-BL 
Nr. 74, macht bekanntlich die Tatsache des Eigentumsüberganges an einer Immo- 
bilie zmn Gegenstande der staatlichen Abgabe („Immobiliargebühr")» wobei im 
Falle der Schenkung oder der Übertragung im Wege des Erbganges die hievon 
unabhängige Gebühr der Tarifpost 106 vom unentgeltlichen Anfalle erhoben 
wird. Die Immobiliargebühr variiert zwischen 1% und 4% des Wertes der Immo- 
bilien. Im Falle des Kaufes (sofern es sich nicht um Ehegatten, Brautleute 



^ Die Statistik über den Geschäftsverkehr der Grundbuchsämter (bisher in den 
Heften der Österreichischen Statistik bis einschließlich des Jahres 1898 erschienen) er- 
wähnt beispielsweise (XVIU. Band, 5. Heft) „die bedeutende Zunahme, welche der 
Geldwert der durch Kauf in andere Hände gelangten Realitäten sowohl in Wien wie 
in Prag und seit neuester Zeit auch in Graz im Vergleiche zu den Vorjahren zeigt". 

* Sieh diesbezüglich die mit Details belegten Ausführungen in Anton 
Damaschkes „Gemeinde-Sozialismus", S. 46 fi. • 
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oder im Verhältnisse von Aszendenten und Deszendenten stehende Personen 
handelt) beträgt die Gebühr bei Immobiliar werten bis zu 10.000 K — und diese 
Werte müssen als Normalfall angesehen werden — 3%, bei Werten von 10.000 
bis 40.000 K 3^% und bei solchen über 40.000 K 4% des Wertes. 

Dieser im Kauf Schillinge zum Ausdrucke kommende Wert einer Liegen- 
schaft sowie namentlich auch die darin zutage tretende Wertsteigerung hängt 
nun zweifellos von der lokalen Gestaltung der Verhältnisse ab imd läßt sich, wie 
schon angedeutet, in aller Regel auf Maßnahmen des lokalen Verwaltungsappa- 
rates zurückführen. 

Gute Verkehrsmittel und Verkehrswege, die Versorgung mit gutem und 
reichlichem Wasser, ein zweckmäßig angelegtes Kanalnetz, eine entsprechende 
Öffentliche Beleuchtung, ein gut organisierter Sicherheitsdienst sind Momente, 
die auf den Wert des Bodens und der auf ihm stehenden Gebäude ebenso rück- 
wirkend sein werden als ihre Gegensätze. Das berechtigt wohl zum Schlüsse, daß 
eine Kommune die Mittel für solche Ausgaben zunächst dort zu nehmen hat, 
wo sie gegeben hat. Dabei soll nicht vergessen werden, daß der einzelne Besitzer 
meist ohnehin schon in mannigfacher Form zur Bestreitung der öffentlichen 
Zwecke beiträgt; aber der Vorteil, der ihm aus diesen Einrichtungen erwächst, 
ist doch viel greifbarer als der, den die Allgemeinheit daraus zieht. 

Von diesen Erwägungen ausgehend, hat denn auch eine große Anzahl 
deutscher Städte in den Neunziger jähren des verflossenen Jahrhunderts eine 
städtische Umsatzsteuer (auch Besitzübertragungsgebühr und Wehrungsgeld 
genannt) eingeführt, eine Abgabe, welche den auf Grund von Rechts- 
geschäften sich vollziehenden Eigentumsübergang an einem Immobile 
zum Gegenstande einer vom Werte der Sache bemessenen städtischen Abgabe 
macht. Die Form dieser Abgabe ist entweder die der unmittelbaren Bemessung 
und Einhebung durch die Stadt oder die des Zuschlages zur Staatsgebühr. 
Die deutschen Städte haben zum größten Teile die erstere Form gewählt 
und hal)en Steuerver Ordnungen für die Einhebung einer Umsatzsteuer vom 
Grundbesitze im Stadtbezirke erlassen. Der Veräußerer und Erwerber eines 
Immobile sind bei sonstiger Geldstrafe verpflichtet, innerhalb eines bestimmten 
(meist zweiwöchentlichen) Zeitraiunes nach Abschluß des Rechtsgeschäftes 
hievon dem Magistrate Mitteilung zu machen, der die Bemessung der Steuer 
vornimmt, gegen welche die Rechtsmittel des Verwaltungsstreitverfahrens zu- 
lässig sind. Solche „Steuerverordnungen" bestehen in Berlin, Charlottenburg, 
Breslau, Cöln, Hannover, Frankfurt a. M., Frankfurt a. d. O., Barmen, Wies- 
haden, Aachen u. s. w., dann aber auch in außerpreußischen Städten, wie in 
München, Leipzig u. s. w. Die Höhe dieser städtischen Umsatzsteuer variiert 
nach den einzelnen Städten zwischen %% bis zu 2% des Immobiliarwertes. 
Mehrere dieser Steuerordnungen normieren für das betreffende Stadtgebiet 
einen verschiedenen Steuersatz, je nachdem es sich um verbauten oder unver- 
bauten Grund handelt; so z. B. beträgt die Umsatzsteuer: 

in Berlin, Breslau und Charlottenburg %% bei verbautem und 1% bei un- 
verbautem Grunde; 

in Hannover 1% bei Häusern und bei unverbautem Grunde im Werte bis zu 
2*50 Mark pro Quadratmeter, 1%% bei unverbautem Grunde im Werte bis zu 
15 Mark pro Quadratmeter, 2% bei unverbautem Grunde im Werte über 15 Mark 
pro Quadratmeter; 

in Kassel ^7c bei Gebäuden und bei Grund im Werte bis zu 1 Mark pro 
Quadratmeter, 1% bei unverbautem Grunde im Werte über 1 Mark pro Quadrat- 
meter. 
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Zweck dieser Unterscheidung ist also die schärfere Heranziehung: des 
unverbauten Grundes, mit anderen Worten die Besteuerung der Zuwachsrente.' 
Das finanzielle Ergebnis dieser Umsatzsteuer ist ein ziemlieh konstantes, teil- 
weise auch steigendes — sie wirft in Städten mit zirka 100.000 Einwohnern 
rund 100.000 Mark ab; so zum Beispiel in Kassel mit 110.000 Einwohnern jährlich 
rund 100.000 Mark, in Barmen mit 134.000 Einwohnern jährlich zirka 120.000 
Mark — und äußern sich die Städte Verwaltungen über die Art imd Weise der 
Durchführung dieser Steuer meist in günstigem Sinne. („Diese Steuer wird 
in keiner Weise drückend empfunden" oder: „Die Bürgerschaft hat sich voll- 
kommen, an diese Steuer gewöhnt".) Angesichts dieser Tatsache liegt es woiil 
auch für unsere österreichischen Städte nahe, sich einer solchen gewiß nicht 
drückend zu nennenden Einnahmsquelle zu versichern, wobei dieselben allerdings 
gut tun werden, schon behufs Vermeidimg der ziemlich kostspieligen Selbst- 
veranlagung die Form des Zuschlages zur staatlichen Abgabe zu wählen, zumal 
es zweifelhaft erscheint, ob nach dem gegenwärtigen Stande der Gesetzgebung 
ein direktes Bemessungsrecht durch die Stadtmagistrate möglich wäre, da der 
§ 9 des Gesetzes vom 18. Juni 1901 die Bemessimg der Gebühr für die Über- 
tragung des Eigentumsrechts unbeweglicher Sachen aussohlieBlich den Finanz- 
behörden vorbehält. 

Wie bekannt, bestehti ein solcher städtischer Zuschlag auch tatsächlich bereits 
im Gebiete der Residenzstadt Wien auf Grund des Landesgesetzes vom 15. März 
1866, L.-G.-Bl. Nr. 5, welches einen 10%igen Gemeindezuschlag „zu den bei 
Besitzveränderungen von Realitäten in Wien zu zahlenden Staatsgebühren" ein- 
führte. Dieser 10%ige Zuschlag zur Staatsgebühr wird in allen Fällen des 
Eigentumsüberganges eines Immobile erhoben, also auch im Falle des Erbganges, 
imd ebenso auch vom Gebührenäquivalente; sein Erträgnis wird dermalen auf 
nahezu 1 Million Kronen pro Jahr veranschlagt. 

Ein Versuch der Stadt Graz auf Einführung eines Zuschlages im Sinne 
dieses Wiener Musters fand nur teilweise die Zustimmung der Regierung, indem 
dieselbe von vorneherein auf Ausscheidimg der Fälle des Eigentumsüberganges 
von todeswegen und des Gebührenäquivalents bestand, u. zw. mit Hinweis darauf, 
daß beide Gebührenfälle bereits in ausgiebiger Weise von diversen Zuschlägen 
getroffen sind. Dagegen verhielt sich die Regierung dem Gedanken gegenüber 
nicht ablehnend, ähnlich wie dies nach dem Gesagten in deutschen Städten der 
Fall ist, zwischen verbautem und unverbautem Grunde eine Differenzierung dahin 
eintreten zu lassen, daJ3 das Zuschlagsprozent beim Eigentimiswechsel an un- 
verbautem Gnmde etwas höher angenommen werde. Als Resultat dieser Verhand- 
limgen entstand nun der Entwurf eines für das jeweilige Gebiet der Stadt Graz 
geltenden Gesetzes „betreffs Einhebung eines städtischen Zuschlages zu den staat- 
lichen Gebühren, welche von Eigentumsübertragungen an unbeweglichem Gute 
auf Grund von Rechtsgeschäften unter Lebenden eingehoben werden". 

Dieser Entwurf fand sowohl die Genehmigung des Gemeinderates (sieh 
Amtsblatt der Stadt Graz, Jahrgang VII, Nr. 14, vom 20. Mai 1903), wie auch 



3 In diesem Zusammenhange sei auf die Tatsache verwiesen, daß man in Deutsch- 
land mit der eigentlichen Bauplatzsteuer, dem theoretischen Ideale der Zuwachsrent^n- 
besteuerung, üble Erfahrungen gemacht hat. So hat Berlin eine Bauplatzsteuer im 
Jahre 1894 eingeführt, dieselbe aber schon im folgenden Jahre unter Rückstellung der 
mittlerweile eingehobenen Steuerbeträge wieder fallen gelassen, weil, wie sich der Be- 
richt ausdrückt, für die zutreffende Schätzung des durch die Festsetzung der Bauflucht- 
linien sich ergebenden Mehrwertes jeder Anhalt fehlt. 
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des steiermärkischen Landtages (Sitzung vom 5. November 1903) und trat als 
Gesetz vom 23. Jänner 1904, L.-G.- und V.-Bl. Nr. 45, mit der Durchführungs- 
verordnung vom 14. März 1904, L.-G.- und V.-Bl. Nr. 46, mit 17. April 1904 in 
Kraft. Nach diesem Gesetze hebt die Stadtgemeinde Graz in den sich in ihrem 
Gebiete ereignenden Besitzveränderungsfällen an Liegenschaften, die sich infolge 
von (entgeltlichen und unentgeltlichen) Rechtsgeschäften unter Lebenden 
oder infolge von Zwangsversteigerungen vollziehen, Vw der Staatsgebühr als 
Zuschlag ein, wenn das Objekt verbauter Grund ist, und Vs der Staatsgebühr, 
wenn unverbauter Grund allein den Gegenstand des Rechtsgeschäftes bildet. * Als 
unverbaut im Sinne des Gesetzes ist ein Grundstück nicht nur bei Mangel 
jedweden Baubestandes, sondern auch dann zu behandeln, wenn sich auf dem- 
.«jelben nur solche Bauobjekte befinden, welche entweder wegen ihres geringen 
ümfanges von imtergeordneter Bedeutung sind, oder welche nach ihrer Natur, 
nach ihrer speziellen Beschaffenheit oder überhaupt nach den Umständen des 
konkreten Falles nur zu vorübergehenden Zwecken bestimmt erscheinen; so ins- 
besondere: Gartenhäuser, Kioske, Baracken, Schuppen, zum Wiederabreißen 
bestimmte Ausstellungspavillons und dergleichen. Wird durch ein und dasselbe 
Rechtsgeschäft verbauter und unverbauter Grund gemeinsam veräußert, so wird 
in bezug auf die Bestimmung des Zuschlagsatzes der ganze Grund als verbaut 
angesehen. — Einen ungefähren Schluß auf das finanzielle Erträgnis dieses Zu- 
schlages gestattet die „Statistik der Grundbuchsämter", nach welchen sich im 
Stadtgebiete Graz jährlich rund 500 Besitzübertragungen durch Kauf mit einem 
als steigend anzmiehmenden Gesamtwerte von 7 bis 8 Millionen Gulden ergeben. 
Wird also die Wertbasis für die Staatsgebühr mit 16,000.000 K angenommen 
lind hievon als Durchschnitt die 3% ige Gebühr berechnet, so gelangt man zur 
Summe von 480.000 K als Vorschreibung an Staatsgebühr und von 48.000 K als 
dem Zehntelzuschlage der Stadtgemeinde Graz. Tatsächlich erscheint der Ertrag 
dieses Zuschlages in dem Voranschlag des Jahres 1904 mit 40.000 K eingestellt; 
der bisherige Erfolg läßt allerdings befürchten, daß die faktische Einnahme auch 
bier hinter der Erwartung zurückbleibt. 

Dr. Emil P 1 o n e r. 



Rechtssprechung. 

Die Judikatur des k. k. Obersten Gerichtshofes in Sachen 
des öffentlichen Gutes. 

-I. 

Die Materie des öffentlichen Gutes gehört dem öffentlichen Rechte an. 
Nicht nur sein Name sagt es, auch seine Eigenart erfordert es. Wenn die 
Grenzlinie, welche § 1 des Allgemeinen bürgerlichen Gesetzbuches für das 
Zivilrecht absteckt, eingehalten, wenn bürgerliches Recht in Wahrheit „der 
Inbegriff der Gesetze sein soll, wodurch die Privatrechte und -pflichten der 
Einwohner des Staates unter sich bestimmt werden", dann darf durch die An- 



* Der ursprüngliche Vorschlag auf Einhebung von */jq = ^/j der Staatsgebühr in 
den Fällen der letzteren Art fand nicht die Zustimmung der Regierung. 
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weudung von Zivilrecht auf das öffentliche Gut diese Grenzlinie nicht verwischt, 
diese Schranke nicht durchbrochen werden. Beim öffentlichen Gute handelt ea 
sich nicht um Rechte und Pflichten der Staatsbürgrer untereinander, hier treten 
öffentliche Gewalten ein, Staat und Selbstverwaltungskörper bemächtigen sich 
seiner — oder vielmehr vermöge seiner Besonderheit fällt es von selbst ihnen 
zu — , imd um das öffentliche Gut baut sich eine Rechtsordnung auf, die nicht 
mehr auf der Gleichberechtigung der Rechtssubjekte, sondern auf deren Über- 
und Unterordnung beruht. Diese Rechtsordnung ist ein Bestandteil des Ver 
waltungsrechts. 

Das Verwalt imgsrecht ist — wenigstens auf dem europäischen Kontinente 
— eine Schöpfung der neuesten Zeit. Erst als die Völker sich mit ihren Re- 
gierungen über ihre gegenseitigen Befugnisse rechtlich auseinandergesetzt hatten, 
also erst mit dem Entstehen des modernen Rechtsstaates, konnte sich auch ein 
Verwaltungsrecht entwickeln. Was wir heute Verwaltungsrecht nennen, hatte 
keinen Raum im alten Polizeistaat; die Idee von rechtlichen Schranken der Ver- 
waltungstätigkeit konnte nicht bestehen vor der unbeschränkten Machtfälle des 
absoluten Staates. Nur auf einem einzigen Rechtsgebiete, auf dem des Zivil- 
rechts, duldete auch der absolute Staat die Aufrichtung von rechtlichen 
Schranken seiner begrifflich unbeschränkten Allmacht: er selbst unterwarf sich 
ausdrücklich den Regeln und Sätzen des Zivilrechts, Rechte gegen den Staat 
konnten allein in zivil rechtlichen Formeln Gestalt erlangen. — Die preußische, 
französische und österreichische Kodifikation des Zivilrechts fallen nun in jene 
Blütezeit des Absolutismus, in die Zeit seiner höchsten Machtentfaltung. Damals 
drängte aber auch das öffentliche Gut, dessen mit der Entwicklung von Verkehr 
und Volkswirtschaft steigende Bedeutung sich lebhaft einprägen mochte, nach 
einem juristischen Andruck. 

Man konstruierte ihn dort, wo man ihn nach Lage der Dinge allein kon- 
struieren konnte, im System des Privatrechts; imd man konnte sich dazu um 
so mehr berechtigt glauben, als man auf römisches Vorbild sich berufen konnte. 
^Anderseits fühlte man die Besonderheit der Materie, die dem Privatrechte 
widerstrebt, dennoch deutlich heraus. Und so ist das, was die großen Privat- 
rechtskodifikationen über öffentliches Gut enthalten, mangelhaft und unvoll- 
kommen, ein unzulänglicher Notbehelf. Heute jedoch ist die Situation eine ganz 
andere. Man ist nicht mehr auf das Privatrecht angewiesen, wenn es sich darum 
handelt, für rechtliche Beziehungen des Staates den adäquaten juristischen 
Ausdruck zu finden. Die ganze Überfülle der politischen Ideen des 19. Jahr- 
hiuiderts ist ja mehr oder minder glücklich juristisch formuliert und verarbeitet 
worden. Aus dieser Bewegung ist auch das Verwaltungsrecht hervorgegangen. 
Hier ist freilich vieles noch im Werden, nichts ist abgeschlossen, wir stehen 
mitten in der Entwicklung. Was jedoch das öffentliche Gut betrifft, kann man 
heute bereits mit aller Bestimmtheit feststellen, daß die Rechtsordnung, welche 
68 umgibt, welche seiner Eigenart als öffentliches Gut allein gerecht zu werden 
vermag, nicht im Privatrechte, sondern im öffentlichen, und zwar im Ver- 
waltungsrechte, wurzelt. Und dies muß um so mehr anerkannt werden, als ganze 
Komplexe des öffentlichen Gutes — Wasser und Wege — Gegenstand von 
Spezialgesetzen geworden sind, von Gesetzen, die sich ihrer ausgesprochenen 
Tendenz nach vom Privatrechte abwenden und dem öffentlichen Rechte zustreben. 

Die publizistische Tendenz der ganzen Materie vom öffentlichen Gute ist 
bisher großenteils verkannt worden. Man hat sich von deA heute ganz 
anachronistisch gewordenen und überdies so ganz unzulänglichen und kargen 
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Formeln des Allgemeinen bürgerlichen Gesetzbuches und von den hierauf auf- 
grebauten privatrechtlichen Sätzen nicht zu lösen vermocht. Hieraus resultiert 
eine Unklarheit und Verworrenheit, die mit der Zeit unerträglich zu werden 
droht. Der Mangel feststehender leitender Grundsätze, die Untauglichkeit der 
noch immer herrschenden privatrechtlichen Anschauungen jimd die Unvoll- 
kommenheit der Spezialgesetze, die gerade über die grundsätzlichen Fragen 
schweigen, machen es unmöglich, in einem konkreten Falle die Frage: Was ist 
Hechtens? verläßlich zu beantworten. 

Der Zweck der folgenden Untersuchung ist, die herrschenden Anschauungen, 
so weit man bei der widerspruchsvollen Zerfahrenheit von einem Herrschen 
überhaupt sprechen kann, auf jenem Gebiete aufzusuchen, auf welchem die 
Unklarheit am empfindlichsten ist, auf dem Gebiete der Judikatur. Es wird 
vielleicht möglich sein, von hier aus durch das Medium einer kritischen Nach- 
prüfung zu exakten Kesultaten zu gelangen. Für den bezeichneten Zweck wurden 
hier vorerst die das öffentliche Gut betreffenden Erkenntnisse des Obersten 
Gerichtshofes gewählt.* Die Anordnung und Gruppierimg derselben erfolgt unter 
Zugrundelegung der meistumstrittenen und dabei dringlichsten Fragen. Es sind 
dies die folgenden: a) Was ist öffentliches Gut? (der Begriff des öffentlichen 
Gutes); b) Eigentum am öffentlichen Gute; c) Besitz und Besitzesschutz; d) der 
Gemeingebrauch; e) Sonderrechte am öffentlichen Gute; und endlich, mit Rück- 
sicht auf die bestehende Tendenz nach Eintragung des öffentlichen Gutes in 
die Grundbücher; f) öffentliches Gut und Grundbuch. 

A. Kasuistik zum Begriffe des öffentlichen Gutes. 

I. Sind Eisenbahnen öffentliches Gut? 

1. S. 5. Bd., Nr. 2588, E. v. 23. August 1866, Nr. 5872. 

Der produzierte Kaufvertrag bezeug-t, daß das Haus .... zur Verwendung bei 
der Staatsbahn, namentlich zum Zwecke des Eisenbahnhofes gekauft worden ist. Infolge 
dieser Einlösung zur Eisenbahn hat nach dem Justizhofdekrete vom 8. November 1842, 
J.-G.-8. Nr. 654, und der demselben beigefügten Instruktion über das bei ürund- 
einlösungen für Staatseisenbahnen zu beobachtende Verfahren das eingelöste Haus als 
ein öffentliches Gut alle privatrechtlichen Eigenschaften verloren und darf kein Objekt 
der Landtafel oder des Grundbuches mehr bilden. 

2. S. 6. Bd., Nr. 3109, E. v. 12. August 1868, Nr. 7927. 

Die von der Eisenbahngesellschaft A im Wege der Expropriation abgelöste und zur 
Ausführung der Bahn verwendete Liegenschaft hat nach dem Hofdekrete vom 
18. Februar 1847, J.-G.-S. Nr. 1036, ihre privatrechtliche Eigenschaft verloren und ist, 
wie Landstraßen, nach § 287 a. b. G.-B. ein allgemeines oder öffentliches Gut geworden 
und kann als solches kein Objekt dos Grundbuches sein. 



* Benützt wurde die allgemein verbreitete „Sammlung von Entscheidungen des 
k. k. Obersten Gerichtshofes", begonnen 1859 von Glaser, Unger, v. "Walther, Band 1 — .84, 
Band 35—38 als Neue Folge: Band I— IV. 

Die Zitierung erfolgt nach der Zahl des Bandes, der Ordnungszahl des Erkennt- 
nisses und dann nach den Daten des letzteren; z. B. S. (= Sammlung) 38. Bd. N. F. 
(= Neue Folge) IV. Bd. Nr. 1605 E. (= Erkenntnis) vom 29. Oktober 1901, Nr. 14297. 

Die einzelnen Erkenntnisse wurden nur im Auszuge aufgenommen; nur die über 
das Konkrete des Einzelfalles hinausgreifenden allgemeinen Bemerkungen bieten Interesse. 
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3. S. 8. Bd., Nr. 3915, E. v. 19. Oktober 1870, Nr. 12.333. 

Eisenbahnen sind nach dem Hofdekrete vom 18. Februar 1847, J.-G.-S. Nr. 1036, 
ein öffentliches Gut, welches dem Privatverkehre entzogen ist und woran Privatrechle 
nicht erworl>en werden können. 

II. Öffentliches Gut oder Privatgut? 

4. S. 23. Bd., Nr. 10.542, E. v. 28. April 1885, Nr. 4708. 

Bei der Entscheidung darüber, ob ein Weg einen Gegenstand des Eigentums- 
rechtes bilde oder ob er ein öffentliches, der Verwaltung der Gemeinde unterliegendes 
Gut sei, kann die Tatsache, daß dieser Weg von jedermann benutzt werden konnte, für 
sich allein nicht als maßgebend angesehen werden. Es handelt sich vielmehr darum, 
festzustellen, ob der Weg dem Gemeingebrauche ausschließlich gewidmet ist oder ob 
jemandem die privatrechtliche Befugnis, diesen Gebrauch einzuschränken oder auszu- 
schließen, zusteht. 

5. S. 26. Bd., Nr. 12.334, E. v. 4. September 1888, Nr. 9479. 

Es unterliegt keinem Zweifel, daß die Überbrückung eines Straßengrabens, wer 
immer die Kosten derselben getragen hat, zum Gebrauche eines jeden, der die Straße 
passiert, und nicht ausschließlich zum Gebrauche desjenigen bestimmt ist, der sich in 
das bei der Brücke befindliche Haus begibt. Eine solche Brücke wird von jedermann 
benutzt und befindet sich daher ebensowenig wie die Straße selbst in Privatbesitz. 

6. S. 29. Bd., Nr. 13.829, E. v. 24. Juni 1891, Nr. 7212. 

Nach § 287 a. b. G.-B. heißen ein allgemeines oder öffentliches Gut jene Sachen, 
welche allen Mitgliedern des Staates nur zum Gebrauche verstattet werden, als Land- 
straßen, Ströme, Flüsse, Seehäfen und Meeresufer. Unter Meeresufer wird aber nicht 
das Meer selbst verstanden, sondern jener zur Landung von Schiffen benötigfte Strich 
des Festlandes längs des Meeres, welcher von den Wellen bei Flut bedeckt wird. Der 
streitige Landungsplatz (molo) grenzt an drei Seiten mit dem Meer, an der vierten mit 
dem Festlande. Der Landungsplatz selbst ist auf dem Meeresgininde gebaut, das Meer 
aber und folglich auch sein Grund sind ein öffentliches Gut und dienen der Schiffahrt, 
die jedem auszuüben freisteht. Die Folge hiervon ist, daß der Landungsplatz, wenn er 
auch von den Vormännern der Beklagten und mit eigenem Baumateriale gebaut worden 
wäre, als ein öft'entliches Gut solange angesehen werden muß, bis die Beklagten den 
Beweis erbracht haben, daß ihnen oder ihren Vormännem die Bewilligung zum Bau erteilt 
worden sei, daß sie also die ausdrückliche Erlaubnis hatten, den Meeresgrund und das 
Ufer zu jenem Bau zu benutzen. Eine stillschweigende Bewilligung bleibt hier aus- 
geschlossen, weil die Besitzergreifung (occupazione) eines öffentlichen Gutes unrechtmäßig 
und mala fide ist, einen zur Ersitzung fähigen Besitz also nicht begründen kann. 

7. S. 30. Bd., Nr. 14.157, E. v. 9. März 1892, Nr. 2501. 

Bei dem Umstände als das in Frage stehende Gewässer in einem Kanal ein- 
geschlossen ist, welcher sich auf dem Grunde der KJäger befindet, ist dasselbe im Sinne 
des § 4 lit. c und § 5 des Landesgesetzes für das Erzherzogtum Österreich ob der Enns 
vom 28. August 1870, L.-G.-Bl. Nr. 32, ein ihnen gehöriges Privatgewässer, und daß auch 
derartige Kanäle die Eigenschaft eines solchen haben, ergibt sich klar aus der Bestimmung 
des § 10 dieses Gesetzes, womach auch fließende Gewässer in Ansehung dei-en noch 
andere Wasserberechtigte vorhanden sind, Privateigentum sein können. 

8. S. 31. Bd., Nr. 14.825, E. v. 2. September 1893, Nr. 8436. 

Die erstrichterlich zugelassene Eigentumsklage des A gegen den Fiskus wurde 
vom Oberlandesgerichte abgewiesen. Aus den Gründen .... Bei der im § 3 des Wasser- 
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pesetzes aufgestellten Rechtsvermutung lag es dem Kläger ob, nachzuweisen, daß er das 
Eigentum an dem streitigen Bachteile auf Grund eines Privatrechtstitels erworben 
habe .... Der über diesen Eigentumserwerb geführte Zeugenbeweis ist aber dem Kläger 
nicht gelungen .... Die ausschließliche Besitzausübung hat der Kläger nicht dargetan, 
zumal auch andere Insassen den streitigen Bachteil benutzten, ohne früher eine 
Entschädigung an den Kläger geleistet zu haben .... Deshalb ist auch dem Kläger der 
Beweis der 40 jährigen Ersitzung des Streitobjektes nicht gelungen, zumal auch weder 
der ausschließliche Besitz des angegebenen Vormannes, noch der redliche Erwerb von 
demselben durch den Kläger nach § 1493 a. b. G.-B. dargetan wurde .... Der Oberste 
Gerichtshof bestätigte das obergerichtliche Urteil. 

9. S. 32. Bd., Nr. 15.072, E. v. 28 März 1894, Xr. 3631. 

Da das Grundstück X ein bücherliches Eigentum der Pfarre von B ist, wird der 
über dieses Gnmdstück führende Weg, mag er von noch so viel Leuten benutzt werden, 
durch diese Benutzung noch kein öffentlicher Weg und eine Entscheidung der autonomen 
Behörde, daß der in Rede stehende Weg ein öffentlicher sei, ist bisher nicht erfolgt. 

10. S. 37. Bd., N. F. 3. Bd., Nr. 1232, E. v. 31. Mai 1899, Nr. 8305. 

.... Es ergibt sich nicht nur, daß der streitige Teil der Parzelle .... von den 
Gemeindemitgliedern von C stets wie ein öffentlicher Gehweg benutzt wurde, sondern 
auch, daß dieser Weg .... von Arbeitern der Stadt A mit städtischem Materiale und 
über Auftrag der zur Instandhaltung der Straßen und Wege berufenen Gemeindeorgane 
ausgebessert und erhalten wurde .... Der Endbeschluß war daher wiederherzustellen, 
jedoch war die Bezeichnung des Gehweges als eines „öffentlichen" zu eliminieren, weil 
die Gemeinde A selbst das Eigentumsrecht des B an der Parzelle X anerkannt hat, der 
über dieselbe führende Weg daher nicht ein öffentlicher, sondern ein Privatweg ist. 

11. S. 37. Bd., N. F. 3. Bd., Nr. 1165, E. v. 31. Oktober 1900, Nr. 10.829. 
Vom Stadtrate der Stadtgemeinde B. wurde eine Kommission „zum Zwecke der 

Erklärung des Durchganges unter den Lauben des Hauses X als eines öffentlichen" an- 
geordnet und bei derselben konstatiert, daß bereits laut Bescheides des ehemaligen 
Kreisamtes das Verfahren wegen Verbauung der Lauben durchgeführt und dahin 
entschieden wurde, daß die Lauben nicht zu verbauen seien, weil dadurch die Passage 
wesentlich leiden würde. Auf diese Erhebungen hin beschloß die Gemeindevertretung, 
daß die Lauben bei diesem Hause als Bestandteil eines öffentlichen Weges anzusehen 
seien und ohne Regulienmg dieses Hauses nicht verbaut werden dürfen .... 

Der Oberste Gerichtshof erachtete die Zuständigkeit der Gerichte zur V'erhandlung 
und Entscheidung gegeben, zumal, wenn es sich nicht um öffentliche Kommunikationen, 
die als öffentliche Wege errichtet oder in anderer Weise durch Akte der zuständigen 
Behörde den öffentlichen Verkehrszwecken gewidmet worden sind, sondern nur darum 
handelt, ob an einem Privatgrund, der nur faktisch dem öffentlichen Verkehre dient, eine 
öffentliche Dienstbarkeit zusteht, die Gerichte zu entscheiden berufen sind. Daß aber in 
der Entscheidung des ehemaligen Kreisamtes eine Widmung der Lauben zu öffentlichen 
Verkehrszweckeu nicht gelegen ist, kann mit Rücksicht darauf, daß dieser Erlaß im 
Wesen nur über die Verbauung der Lauben entscheidet, nicht zweifelhaft sein. 

III. Administrative Kompetenzen. 

12. S. 19. Bd., Nr. 8378, E. v. 3. Mai 1881, Nr. 3180. 

Die vom Obersten Gerichtshofe approbierten Gründe der U. Instanz besagen: 
Die Entscheidung der Frage, ob der von A angesprochene Teil des sonst unbestritten 
öffentlichen AVeges ein öffentlicher oder ein Privatweg sei, steht der Verwaltungsbehörde zu. 
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13. S. 20. Bd., Xr. 8858, E. v. 31. Jänner 1882, Xr. 746. 

Die Entscheidung der Frage, ob ein Weg ein öffentlicher oder ein Privatweg sei, 
fällt in die K<)mi)etenz der autonomen Behörden, deren Ausspruch jedenfalls auch für die 
(■ferichte maßgebend ist, 

U. S. 21. Bd., Xr. 9291, E. v. 6. Februar 1883, Xr. 1098. 

Für Gewässer ist die Eigenschaft „Öffentliches Gut" die Regel, das Privateigentum 
an denselben dagegen eine Ausnahme. Die Eigenschaft der Gewässer als öffentliches Gut 
zu waliren, ist im öffentlichen Interesse geboten und gehört sowie jede sich auf die 
Benutzung, Leitung imd Abwehr der Gewässer beziehende Angelegenheit in den Wirkungs- 
kreis der politischen Behörden. Es kann daher nicht in Zweifel gezogen werden, daß 
zunächst die politische Behörde berufen ist, auszusprechen, ob ein Fluß, Bach oder 
anderes Gewässer im Sinne des Gesetzes öffentliches Gut sei; in dem § 6 des Wasser- 
gesetzes ist der Regierung ausdrücklich das Recht eingeräumt, selbst fließende Privat- 
gewässer in den dort angegebenen Fällen für öffentliches Gut zu erklären. 

15. S. 24. Bd., Xr. 10.997, E. v. 24. April 1886, Xr. 3937. 

Erst dann, wenn durch den Ausspruch der kompetenten politischen Behörde fest- 
gestellt wird, daß eine bestimmte Parzelle als öffentliches Gut anzusehen sei, kann deren 
Ausscheidung aus dem Grundbuche veranlaßt werden. 

16. S. 27. Bd., Xr. 12.856, E. v. 2. August 1889, Xr. 8832. 

Aus den vom Obersten Gerichtshofe approbierten Gründen der I. Instanz: 
Die Erklärung der zuständigen Behörde, daß ein Weg ein öffentlicher sei, kommt 
der Erklärung dieses Weges als öffentliches Gut gleich .... Gemäß § 287 a. b. G.-B. 
ist somit der Gebrauch des von den Klägern angesprochenen Weges jedermann gestattet 
und ist demzufolge an demselben ein Privateigentumsrecht .... ausgeschlossen. 

17. S. 37. Bd., X. F. 3. Bd., Xr. 861, E. v. 24. Jänner 1900, Xr. 889. 

Der vom Landesausschusse im Instanzenzuge bestätigte Beschluß des Gemeindeaus- 
schusses (welcher die X-Straße für eine öffentliche Gemeindestraße, welche über Privatgnmd- 
stücke führt, erklärt hat) enthält weder die Behauptung einer der Gemeinde zustehenden 
Servitut, noch auch die eines Privatrechtes überhaupt, sondern stellt sich, wie aus der Ent- 
scheidung des Landesausschusses hervorgeht, als eine im autonomen Wirkimgskreise der 
Gemeinde auf Grund eines seit jeher bestandenen allgemeinen Verkehres, also eines öffentlich- 
rechtlichen Titels getroffene Entscheidung über den öffentlichen Charakter der fraglichen 
Straße dar. Wenn die Kläger behaupten, daß sie durch diese Entscheidung des Gemeinde- 
ausschusses in ihrem Eigentumsrecht verletzt wurden, so ist die Entscheidung hierüber 
den ordentlichen Gerichten gesetzlich entzogen. 

IV. Richterliche Kompetenzen. 

18. S. 22. Bd., Xr. 10.244, E. v. 4. Xovember 1884, Xr. 12.498. 

Die Klage des A strebt in der Hauptsache den Ausspruch an, daß die darin 
bezeichnete Bachparzelle als Zugehör seiner Mühle Z sein Eigentum sei. Es wird also 
mit derselben ein dingliches Recht an der Bachparzelle geltend gemacht, somit ein 
privatrechtlicher Anspruch gestellt. Privatrechtliche Ansprüche gehören aber zur Judikatur 
der Gerichte, woran der Umstand nichts zu ändern vermag, daß in dem vorliegenden 
Falle die Staatsverwaltung respektive der Vertreter des öffentlichen Interesses und die 
Gemeinde diejenigen sind, welche diese Ansprüche bestreiten, und daß von dem ersteren 
der in Anspruch genommenen Sache die Eigenschaft eines öffentlichen Gutes zugeschrieben 
wird, zumal da die rechtliche Xatur des vom Kläger erhobenen Anspruches dadurch 
keineswegs alteriert und es eben Sache des Richters sein wird, zu prüfen, ob die Behauptung 
des Klägers und die dagegen vorgebrachten Einwendungen begründet und bewiesen sind. 
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19. S. 23. Bd., Nr. 10.836, E. v. 22. Dezember 1883, Nr. 14.836. 

Die Annahme, es könne der Nachweis, daß ein Grundstück ein öffentliches (rut 
sei, nur durch Vorlage einer im Verwaltungswege erwirkten Entscheidung geliefert 
werden, entbehrt der gesetzlichen Begründung. 

20. S. 29. Bd., Nr. 13.667, E. v. 17. März 1891, Nr. 3009. 

Der Umstand, daß das Grundstück, über welches der Fußsteig führt, im Grund- 
buche als Ortsplatz bezeichnet ist, vermag die Anwendung des § 48 J.-N. schon deshalb 
nicht herbeizuführen, weil diese Grundparzelle keineswegs in dem Verzeichnis über das 
öffentliche Gut einbezogen erscheint, sondern vielmehr im Grundbuche der geklagten 
Gemeinde eigentümlich zugeschrieben ist und über den Bestand oder Nichtbestand von 
Rechten, w^elche in Beziehung auf Liegenschaften, die im Grundbuche eingetragen sind, 
geltend gemacht werden, ebenso wie über den bloß faktischen Besitz solcher Rechte 
nicht die Administrativbehörden, sondern nur die Gerichte abzusprechen haben. 

21. S. 30. Bd., Nr. 14.261, E. v. 18. Mai 1892, Nr. 5996. 

Die Gerichte haben allerdings nicht darüber zu entscheiden, ob ein vorhandener 
Weg ein öffentlicher sei oder nicht; allein .... es ist die Frage zu beantworten, ob die 
Gerichte berufen seien, über die Klagebitte zu erkennen, daß die Kläger unbeschränkte 
Eigentümer der in der Klage bezeichneten Grundstücke seien, daß die geklagte Gemeinde 
durch die Anmaßung des Rechtes des Fußsteiges über diese Grundstücke in das Eigentum 
der Kläger widerrechtlich eingegriffen hat und schuldig sei, diesen Eingriff zu unterlassen 
und den früheren Stand wieder herzustellen. Es ist aufliegend, daß über diese Klagebitte, 
da es sich um rein privatrechtliche Fragen handelt, nur die Gerichte zu entscheiden haben 
und daß daher die Einwendung der Gerichtsunzuständigkeit jeder Begründung entbehrt 
und dies um so mehr, als die Entscheidung, daß ein vorhandener Weg ein öffentlicher sei, 
privatrechtliche Ansprüche auf die Wegfläche nicht ausschließt. 

22. S. 35. Bd., N. F. 1. Bd., Nr. 383, E. v. 22. November 1898, Nr. 14.796. 
Der Streitgegenstand ist ein solcher, über welchen nur die Gerichte zu entscheiden 

haben. Denn es ist in erster Linie das grundbücherliche Eigentum des belangten Nach- 
lasses streitig, welches eben seitens der Klägerin (Gemeinde A) bestritten wird, indem 
man die öffentliche allgemeine Benutzung der besagten Wasserparzellen beansprucht. Ob 
aber das Eigentum der belangten Verlassenschaft an diesen Immobilien rechtlich fortdauere 
oder nicht, über diese privatrechtlichen Verhältnisse des Nachlasses zu den erwähnten 
Gbnndstücken kann lediglich der Richter und keineswegs die Verwaltungsbehörde er- 
kennen; und weil ferner diese Entscheidung unumgänglich auch den Ausspruch über den 
Anfechtungsgrund, nämlich die behauptete öffentliche Benutzung der streitigen Sache 
erfordert, infolge deren der Rechtsbestand des privatrechtlichen Eigentums auf Seite des 
belangten Nachlasses ausgeschlossen werden soll, so muß auch der Richter unter einem 
über die Frage erkennen, ob dieser Anfechtungsgrund rechtliche Geltung habe. Demgemäß 
ist also die Auffassung der Untergerichte unrichtig, daß der Klage kein privatrechtlicher 
Anspruch zu Grunde liege, weil der Ausspruch begehrt wurde, die obbezeichneten Wasser- 
parzellen seien ein öffentliches Gut, denn hierauf basiert bloß der gegen das privat- 
rechtliche Eigentum des belangten Nachlasses erhobene Anfechtungsgrund. 

B. Eigentum an öffentlichem Gut. 
I. Eigentum an Straßen. 
1. S. 2. Bd., Nr. 573, E. v. 19. Mai 1858, Nr. 4348. 

Aus dem vom Obersten Gerichtshofe mit Berufung auf die Gründe bestätigten 
Erkenntnisse der I. Instanz: 
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Nach den untereinander zusammenhängenden Bestimmungen der §§ 287 und 
288 a. b. (i.-B. bilden die inneren Straßen oder Gassen einer Stadt, welche zum 
öffentlichen Gebrauche und insbesondere zum Gebrauche der Bewohner der Stadt dienen, 
ein Gemeindegut .... Die Gemeindevertretungen haben daher das Recht, diejenigen 
Arbeiten an ihnen ausführen zu lassen, welche im öffentlichen Interesse notwendig oder 
nützlich erscheinen. Da nun die erwähnten Gassen der Gemeinde gehören, hängen sie 
auch ausschließlich von der Gemeindevertretung ab und dieser allein kommt es sa, 
diejenigen Arbeiten an ihnen vornehmen zu lassen, welche zur Erhöhung ihres Nutzens, 
zur Erleichterung ihres Gebrauches dienlich erscheinen. Daraus, daß die Straßen der 
Stadt ein (iemeindegut bilden, folgt nach der ausdrücklichen Bestimmung des § 311 
a. b. G.-B., daß sie, solange sie Straßen sind, nicht Gegenstand eines rechtlichen Verkehres 
sein können und daß sie nicht ersessen werden können, wie übrigens im § 1455 a. b. G.-B. 
deutlich ausgesprochen ist. Sie sind also ein vollkommen freies Eigentum der Gemeinde. 
Daraus folgt, daß die Gemeindevertretung über diese Straßen vollkommen frei verfügen 
kann (§ 862 a. b. Gi-B.) und daß, da niemand Rechte an denselben ersitzen kann 
(S 1455 a. b. G.-B.), auch niemand das Recht hat, sich dem Gebrauche, den die Gemeinde- 
vertretungen von ihnen machen, zu widersetzen, und daß niemand durch denselben, was 
immer seine Folgen seien, in seinen Rechten verletzt werden kann — endlich daß die 
Gemeindevertretung, da sie nur von ihrem Rechte innerhalb der rechtlichen Schranken 
Gebrauch macht, den für einen andern etwa daraus erwachsenden Schaden nicht zu 
verantworten hat (§ 1805 a. b. G.-B.), 

2. S. 28. Bd., Nr. 10.498, E. v. 26. März 1885, Nr. 3084. 

Es unterliegt keinem Zweifel, daß die Straße, deren Benutzung den Gegenstand des 
Streites bildet, zu denjenigen Liegenschaften gehört, welche als Öffentliches Gut von der 
Aufnahme in das Grundbuch ausgeschlossen sind und an welchen infolgedessen, solange 
sie öffentliches Gut bleiben, ein dingliches Recht, das nur durch die grundbücherlicbe 
Eintragung erworben wird, niclit erlangt werden kann. Ebensowenig dürfte es zu be- 
zweifeln sein, daß die Bestimmung einer Straße als Mittel des allgemeinen Verkehres 
zu dienen, mit der Betätigung des Willens eines Rechtssubjektes, diese Sache im Sinne 
des § 809 a. b. G.-B. als die seinige zu behalten, unvereinbar ist. Als zutreffend ist es 
daher zu bezeichnen, daß in der vom Ministerium des Innern mit Verordnung vom 
11. Dezember 1850 erteilten Anleitimg für die Gemeindeverwaltung hervorgehoben wurde, 
daß Natur und Zweck des in der Verwaltung der Gemeinde stehenden öffentlichen Gutes 
einen ausschließenden Gebrauch im Interesse der Gemeinde oder auch selbst nur der 
einzelnen Gemeindemitglieder nicht zulassen. Hieraus erhellt zugleich, daß das öffentliche 
Gut nicht als ein OIrjekt privatrechtlicher Vermögensinteressen, sondern als ein Mittel 
zur Befriedigung öffentlicher Interessen in Betracht zu ziehen ist. . . . Daß die Aufgaben, 
welche der Stadt Wien in Beziehung auf die von ihr zu verwaltenden Straßen zugewiesen 
sind, öffentlich rechtlicher Natur seien, läßt sich nach § 64 des Wiener Gemeindestatuts 
welcher auch mit der übrigen jetzt in Geltung stehenden GemeindegesetÄgebung über- 
einstimmt, füglich nicht in Zweifel ziehen. Dies geht auch aus den niederösterreichischen 
Landesgesetzen über das Straßen wesen hervor. . . . Auch die Eisenbahngesetzgehunjr 
liefert sprechende Belege dafür, daß die Straßen bei der Lösung von Verkehrsfragen 
nicht als Objekt privatrechtlicher Vermögensinteressen, sondern als Mittel des öffentlichen 
Verkehres zu würdigen sind. . . . Die gesetzlichen Bestimmungen über die Konzessio- 
nierung von Eisenbahnen und über die Enteignung für Eisenbahnzwecke zeigen eben 
deutlich, daß es sich bei einer Auseinandersetzung zwischen den Zwecken, welchen eine 
?]isenbahn, und den Zwecken, welchen eine Straße zu dienen hat, nicht um einen (legensatx 
zwischen öffentlichen Literessen und Privatrechten, sondern um die Ausgleichung zwischen 
verschiedenen Richtungen des öffentlichen Literesses handelt und daß, wenn aus Anlaß 
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dieser Ausgleichung eine Zahlung^ zu leisten ist, in derselben nicht das Äquivalent eines 
enteigneten Privatrechtes erblickt werden kann. Besonders anschaulich wird dies durch 
die Anordnungen über die der Erteilung der Baubewilligung vorhergehenden Erhebungen, 
welche der Hauptsache nach auch im Falle der Anlage von Pferdeeisenbahnen stattzu- 
finden haben. Diese Anordnungen stellen die Erhebungen über die Vorkehrungen, welche 
aus Anlaß der Rückwirkungen auf bestehende Straßen zu treffen sind, in einer nicht zu 
verkennenden Weise der Ermittlung der zu enteignenden Privatrechte gegenüber. 

Die gesetzlichen Bestimmungen über die Erleichterungen, welche die Anlage von Lokal- 
bahnen fördern sollen, sowie die Anordnungen über die Anlage von Pferdeeisenbahnen 
lassen die Verständigung zwischen der Unternehmung und denjenigen Organen, welchen 
die Verwaltung einer für die Fahrbahn in Anspruch genommenen Straße zusteht, als 
den Hauptgegenstand der zu pflegenden Verhandlungen erkennen. Daö es sich bei der 
zu diesem Zwecke mit autonomen Organen anzustrebenden Verständigung nicht um die 
Verwertung einer Straße als Vermögensobjekt handeln könne, erhellt, abgesehen von den 
bereits erwähnten Normen über die Behandlung der Straßenfragen, aus der Aufstellung 
der Gesichtspunkte, welche bezüglich der unter Verwaltung des Staates stehenden, für 
Lokalbahnen in Anspruch genommenen Straßen bezeichnet worden sind. Angesichts der 
dispositiven Bestimmungen, welche in den erwähnten Gesetzen enthalten sind, kann es 
nicht beirren, daß in einzelnen Fällen zur Kennzeichnung der Befugnisse, welche den 
mit der Verwaltung einer Straße betrauten Organen zustehen, Begriffe herangezogen 
wurden, welche dem Gebiete des Privatrechtes eigentümlich sind. Die öffentlichrechtliche 
Natur des Verhältnisses, in welchem eine Gemeinde in Beziehung auf die von ihr hin- 
sichtlich des Straßenwesens zu lösenden Aufgaben steht, kann d adurch nicht berühr 
werden. 

8. S. 26. Bd., Nr. 11.986, E. v. 10. Jänner 1888, Nr. 14.540. 
Aus den vom Obersten Gerichtshofe approbierten Gründen der IL Listanz: 
Für die im Jahre 1873 verliehene Konzession (einer Tram wayuntemehmung) waren die 
Bestimmungen der Allerhöchsten Entschließung vom 25. Februar 1859 maßgebend, nach 
welchen jedes Privatrecht und jeder Privatrechtsanspruch vollkommen unbeschädigt zu 
bleiben, eine zwangsweise Expropriation nicht stattzufinden hat und die aus der Anlage 
von Pferdebahnen zwischen Unternehmer und Privaten entstehenden Entschädigungs- 
ansprüche nach den Zivilgesetzen zu behandeln sind; nach dem Erlasse des Handels- 
ministeriums vom 8. Juli 1868 bleibt die wirkliche Ausführung einer Pferdeeisenbahn 
dem Einverständnisse der Unternehmer mit den Eigentümern der betreffenden Straßen 
anheimgestellt und im AVege dieses Übereinkommens muß auch die Feststellung der durch 
besondere lokale Rücksicliten gebotenen Modalitäten erfolgen. 

4. S. 27. Bd., Nr. 12.856, E. v. 2. August 1889, Nr. 8832. 

Aus der Entscheidung der I. Instanz: 

Die Ansicht, daß das Ärar als Eigentümer aller im Verzeichnis des öffentlichen 
Gutes enthaltenen Liegenschaften anzusehen sei, ist irrig. Nach den §§ 287, 288, 290 
a. b. G.-B. ist das öffentliche Gut in Staats- und Gemeindegut zu scheiden; da aber der 
in Rede stehende Weg unbestritten in die Kategorie der Gemeindestraßen gehört, ist 
nicht der Staat, sondern die Gemeinde als dessen Eigentümer anzusehen. . . . Nach § 286 
a. b. G.-B. werden alle Sachen nach Verschiedenheit des Subjektes, dem sie gehören, 
in Staats- und Privatgut eingeteilt, welches letztere einzelnen oder moralischen Personen, 
kleineren Gesellschaften oder ganzen Gemeinden gehört; nach § 287 a. b. G.-B. heißen 
diejenigen Sachen, welche allen Mitgliedern des Staates zum Gebrauche verstattet sind, 
öffentliches Gut, Staatsgut; auf gleiche Weise machen nach § 288 a. b. G.-B. die Sachen, 
welche nach der Landesverfassung zum Gebrauche eines jeden Mitgliedes einer Gemeinde 
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dienen, das öffentliche Gut der Gemeinde, das Gemeindegxit, aus; im § 290 a. b, G.-B. 
wird im Gejjfensatze zum Privatgute als öffentliches Gut das Staats- und Gemeindejnit 
bezeichnet. Hieraus ergibt sich, daß das öffentliche Gut zum Eigentum des Staates, der 
Gemeinde, wohl auch anderer Personen des öffentlichen Rechtes, welchen die Wahrung 
öffentlicher Interessen obliegt, z. B. des Landes, des Bezirkes, nicht aber zum Privat- 
eigentum gehört. Daß am öffentlichen Gute Privateigentum ausgeschlossen ist, folgt auch 
aus § 2 des Gesetzes vom 22. Juni 1874, R.-G.-Bl. Nr. 88, welcher die Aufnahme des 
öffentlichen Gutes in das Grundbuch ausschließt, während nach § 321 a. b. G.-B. ding- 
liche Rechte an unbeweglichen Sachen nur durch die ordentliche Eintragung in das 
Grundbuch erlangt werden können. Wenn eingewendet wird, daß nach § 290 a. b. G.-B. 
auch bezüglich des Erwerbes des Staats- und Gemeindegutes dasselbe gilt, so folgt daraus 
nur, daß das Eigentumsrecht der juristischen Personen des Öffentlichen Rechtes auf das 
öffentliche Gut ein verschiedenes ist von dem auf das Privatrecht sich gi-ündendeu 
Eigentumsrechte. 

Der Oberste Gerichtshof bestätigte das Urteil der unteren Instanzen in der Er- 
wägung, daß das Ärar als solches an der vorliegenden Angelegenheit in keiner Weise 
beteiligt sei, . . . daß der Gegenstand dieser Entscheidung, da es sich zweifellos nicht 
um eine Reichsstraße handelt, zur Zeit überhaupt nicht in die Kompetenz der staatlichen 
Verwaltungsbehörde fällt. 

5. S. 28. Bd., Nr. 13.267, E. v. 30. April 1890, Nr. 13.399. 

Die Frage, ob an Straßen und Plätzen Eigentum im privatrechtlichen Sinne 
bestehe und ob der Kommune Wien bezüglich der in ihrem Gebiete liegenden Straßen 
und Plätze Eigentum zukomme, ist von beiden Instanzen bejahend beantwortet worden 
und ist der . . . Begründung nur noch die Bemerkung beizufügen, daß es sich im vor- 
liegenden Falle nicht um die Oberfläche, sondern um die Unterfläche der Straßen und 
Plätze handelt (Gasleitungen), ... so daß alle Einwendungen, welche aus dem Titel 
des Gemeingebrauches gegen die Annahme eines Privateigentums an Straßen erhoben 
werden, bezüglich der hier allein in Frage stehenden Unterfläche der Straßen von selbst 
wegfallen ... Daß der Kommune AVien an den in ihrem Gebiete liegenden Straßen 
und Plätzen das privatrechtliche Eigentum zusteht, sofern nicht anderweitiges Eigentum 
aus besonderen Umständen zu entnehmen ist, . . . geht insbesondere aus den Exkamerierungs- 
gesetzen vom 21. Mai 1874, R.-G.-B1. Nr. 78, und vom 21. März 1876, R.-G.-B1. Nr. 49, 
hervor, womit die innerhalb der . . . Verzehrungssteuerlinie Wiens befindlichen ärarischen 
Straßen . . . , dann die ärarischen Donaubrücken . . . mit Gewährung einer jährlichen 
Subvention zur Erhaltung der betreffenden Objekte der Stadtgemeinde Wien als Gemeinde- 
eigentum übergeben worden sind . . . Nachdem die Kommune AVien das ihr zustehende 
Eigentum an den nichtärarischen Straßen im Gemeindegebiete Wien der geklagten 
Gesellschaft gegenüber ausgewiesen hat, in dieser Eigenschaft ihr aber allerdings das 
Recht zusteht, jeden anderen von einer nicht zum Gemeingebrauche gehörigen Benutzung 
ihrer Straßen auszuschließen, insoweit dieser nicht ein Recht hierauf auszuweisen vennag, 
so wäre es allerdings der geklagten Gesellschaft nach § 372 a. b. G.-ß. obgelegen, der 
Kommune Wien gegenüber ein solches Recht nachzuweisen. 

6. S. 38. Bd., N. F. 4. Bd., Nr. 1605, E. v. 29. Oktober 1901, Nr. 14.297. 
Gemäß § 4 des Gesetzes vom 12. August 1864, L.-G.-Bl. für Böhmen Nr. 46, 

sind öfientliche Wege, insolangeeine andere rechtliche Eigenschaft derselben nicht erwiesen 
erscheint, als Gemeindewege, daher als Gemeindegut im Sinne des § 288 a. b, G.-B. an- 
zusehen. Das Gemeindegut ist aber nach der grundsätzlichen Einteilung der Sachen 
überhaupt (§ 286 a. b. G.-B.) als ein der Gemeinde gehöriges Privatgut anzusehen. Der 
Umstand, daß ein zum Gemeindegute gehöriger AVeg als solcher zum Gebrauche aller 
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Gemeindemitg"lieder zu dienen hat, schließt das Eigfentum der Gemeinde an demselben 
nach § 358 a. b. G.-B. nicht aus, weil in dieser Gebrauch s^estattun^ eben nur die Be- 
schränkung' des Eigentumsrechtes, nicht a))er die Aufhebung- desselben gelegen ist. 
Ebensowenig kann aber der Umstand, daß das Gemeinde- beziehungsweise öftentliche 
Gut oicht Gegenstand einer Grunbbuchseinlage ist, sondern bei der Anlegung der Gnind- 
bücher in ein besonderes Verzeichnis eingetragen wurde, das Eigentumsrecht der Gemeinde 
ausschließen, weil die gesetzlichen Vorschriften des a. b. G.-B. über die Erwerbung und 
den Bestand des Tabulareigentums sich eben nur auf jene unbeweglichen Sachen beziehen, 
welche nach den bezüglichen gesetzlichen Vorschriften einen Gegenstand des Grund- 
buches ausmachen (§ 446 a. b. G.-B.), und die Vorschrift des § 2 des Gesetzes vom 
5. Dezember 1874, L.-G.-Bl. für Böhmen Nr. 92, daß das öffentliche Gut nicht in die 
Grundbücher selbst, sondern in ein besonderes Verzeichnis des öffentlichen Gutes aufzu- 
nehmen ist, doch nicht dahin ausgelegt werden darf, daß öffentliche AVege damit als 
freistehende Sachen erfclärt werden sollten. 

II. Eigentum an Gewässern. 

7. S. 3. Bd., Nr. 1194, E. v. 18. September 1860, Nr. 10.589. 

Das Recht, welches den Herrschaftseigentümeni, insofern ihnen ein Recht auf 
Flüsse überhaupt zustand, gebührte, bestand nicht in einem unbeschränkten Eigentum in 
dessen eigentlicher ausgedehnter Bedeutung, sondern mehr in dem Befugnisse zur Aus- 
übung gewisser Rechte in jenen Gewässern, wie in jenem der Fischerei, der Überfuhr u. dgl. 
In diesem Sinne müssen nun auch die Rechte an Flüssen, wenn selbe in Verbindung 
mit dem Besitze von Herrschaften verliehen werden, aufgefaßt werden; denn solange 
es nicht ausdrücklich ausgesprochen ward, kann nicht angenommen werden, daß durch 
derlei Verleihungen die allgemeinen Verfügungen der Gesetze aufgehoben, die jedem 
Mitgliede des Staates zustehenden Rechte beschränkt und dem Vorteile des einzelnen 
geopfert wurden. 

8. S. 38. Bd., N. F. 4. Bd., Nr. 1640, E. v. 26. November 1901, Nr. 10.955. 
Obgleich das nun geltende Reichs- und Landeswassergesetz im § 3 ausdrücklich 

es für zulässig erklären, daß nicht schiffbare und flößbare Strecken von Strömen und 
Flüssen jemandem aus besonderen Privat rechtstiteln zugehören können, so vermögen sie 
nicht zu bestimmen, daß jemandem ein Eigentum im technischen Sinne an der dahin- 
fließenden AVelle zustehe . . . ., weil der ßegrifl' des Eigentums im eigentlichen. -engeren 
Sinne die Möglichkeit der Beherrschung einer Sache zur Voraussetzung hat und die 
flüchtig dahineilende Welle diese Möglichkeit ausschließt. Wenn daher auch eine solche 
Möglichkeit der Beherrschung des Wasserlaufes nicht besteht, so ist doch eine Nutzbar- 
machung des Gewässers in verschiedenen Richtungen möglich und da ein Fluß aus dem 
Flußbette und dem AVasserlaufe besteht, das Flußbett einen räumlich getrennten Teil 
der Erdoberfläche bildet, ist am Flußbette ein Eigentum im eigentlichen Sinne des 
Wortes und an der im Flußbette sich bewegenden Wasserwelle nur im beschränkten 
Sinne möglich und es ist ... . richtig, daß in den zitierten Gesetzen absichtlich statt 
des technischen Ausdruckes „Eigentum" der Ausdmck „zugehören" gebraucht wurde .... 
Es sagt daher das Landesgericht ganz richtig, daß in der Ausübung des Fischereirechtes, 
der Gewinnung von Sand, Steinen und Eis, in dem Schwemmen des Holzes, in der 
Verwertung der Wasserkraft, endlich in der Ausübung des Rechtes rücksichtlich der 
entstandenen Inseln und des ausgetrockneten Flußbettes so ziemlich alles enthalten 
sich findet, worin sich die Ausübung des Eigentumsrechtes an einem Flusse äußern 
kann .... Das ()>)erlandesgericht ging aber von einer unrichtigen Ansicht aus, indem 
es ... . die Ausübung der angeführten Befugnisse nicht in ihrer Einheit erfaßte und 
selbst nicht als Betätigung des AVilleus, den Inhalt des Eigentums auszuüben, ansah, 
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^*ouderu jede dieser Befuffiiisse einzeln prüfte, und zwar vom Standpunkte der Erwerbung 
derselben durch die Ersitzung . . . Der Oberste Crerichtshof findet dagegen den beson- 
deren Privatrechtstitel durch den Schenkungsakt für genügend dargetan und es entfallt 
für denselben die Notwendigkeit, über die Ersitzung sich zu äußern. Daß das Privat- 
eigentum an einem Gewässer nicht dem Eigentum an einer andern Sache ganz gleich 
zu halten ist, weil es manchen Beschränkungen unterworfen ist, aber ungeachtet dieser 
Beschränkungen vom (Tcsetze als Eigentum anerkannt wird, zeigen die §§ 10, 11, 12, 16, 
2X lit. a 35 des Landesgesetzes für Böhmen vom 28. August 1870, L.-G.-Bl. Nr. 71, 
welche ausdrücklich von Privatge wässern sprechen und demjenigen, dem das Privat- 
gewässer zugehört, Beschränkungen, wie sie aus öffentlichen Rücksichten gefordert werden 
und wie sie die Natur der Sache beim Wasser mit sich bringt, auferlegen.^ 

C. Besitz und Besitzesschutz. 

I. Sach> und Rechtsbesitz der Gemeinde. 

1. S. 21. Bd., Nr. 9712, E. v. 28. Dezember 1883, Nr. 14.874. 

Das Eingetragpnsein des A im Grundbuche als Eigentümer des Crrundstückes, in 
dessen Besitz er gestört worden sein soll, ist für die Frage des faktischen Besitzes 
desselben nicht maßgebend; nach dem Gutachten der Sachverständigen sind die von der 
vermeintlichen Besitzstörung berülirten Teile des von A angekauften (irundatückes durch 
keine sichtbare Marke von dem übrigen Teil der Kreuzgasse abgegrenzt sowie die 
anderen Teile dieser Gasse von jedermann als Straße benutzt werden und sonach faktisch 
als im Besitz der Gemeinde stehend und tatsächlich als ein öffentlicher Grund sich dar- 
stellen; nachdem der Kläger den letzten faktischen Besitz an den besagten Grundteilen 
nicht erwiesen hat, ist es für seinen Klageanspruch ganz unentscheidend, ob das Befahren 
dieses Teiles mit der Pferdebahn als ein neuer, von der Gemeinde bisher nicht aus- 
geübter Besitzakt anzusehen sei oder nicht. 

2. S. 28. Bd., Nr. 13.279, E. v. 7. Mai 1890, Nr. 5108. 

Vom Obersten Gerichtshofe wurde dem Klagebegehren stattgegeben in der Erwägung, 
daß . . . lediglich die Rechtsfrage zu erörtern sei, ob die Beklagten, welche die Störung 
veranlaßt haben, sich diesfalls mit Erfolg, um von ihrer Verantwortung befreit zu werden, 
auf den Auftrag des Gemeinde- respektive Bezirksausschusses berufen können, daß bei 
Erörterung dieser Rechtsfrage allerdings nicht umgangen werden könne, zu prüfen, ob 
der Gemeindeaussrhuß beziehungsweise Bezirksausschuß berufen war, die gewaltsame 
Besitisentsetzung des Klägers zu verfügen, daß in dieser Beziehung wohl der Gemeinde 
gemäß § 28, Abs. 3, der (iemeindeordnung „die Sorge für die Erhaltung der Gemeinde- 
straßen, Wege, Plätze, Brücken sowie für die Leichtigkeit des Verkehres auf Straßen** 
obliege, daß jedoch das Gesetz die Art und AVeise der Ausübung dieser Obsorge in 
dem Falle, wenn ein Teil eines Öffentlichen Weges tatsächlich im privatrechtlichen 



' Die beiden sub 7 und 8 angeführten Entscheidungen beziehen sich auf den 
die Herrschaft Hohenelbe durchfließenden Teil der Elbe. Die Eigentumsansprüche der 
Herrschaftsbesitzer beruhen auf der Schenkungsurkimde Kaiser Ferdinands II. vom 
1. Dezember 1635, durch welche die Schenkung der heimgefalleuen Herrschaft samt An- 
und Zugehörungen (unter diesen werden auch Teiche und Wasserflüsse angeführt) erfolgte, 
„mit allen Regalien, Herrlichkeiten und Gerechtigkeiten, wie es der entleibte von Friedland 
bei Lebzeiten bis zu seinem Tode (nichts im geringsten davon ausgenommen) besessen 
und genossen hat**. Diese Schenkungsurkunde wurde im Jahre 1646 in der Landtafel 
eingetragen. Die Entscheidung über die Eigentumsansprüche der Herrschaftsbesitzer 
erfolgte in den beiden Fällen in entgegengesetztem Sinne. 
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Besitze eines dritten sich befindet, nicht insbesondere regle, daß darum die allgemein 
geltenden Gesetze und unter diesen vornehmlich der Grundsatz des § 339 a. b. G.-B. 
anzuwenden seien; daß eben darum die öffentlichen Organe, denen die Sorge für die Erhaltung 
der Gemeindewege obliegt, wohl berufen waren, jeder Besitzergreifung seitens di'itter, 
jeder Schmälerung des Weges rechtzeitig entgegenzutreten, daß jedoch der einmal vor- 
handene, zudem jahrelang dauernde ausschließliche, also privatrechtliche Besitz eines 
dritten an einem Gemeinde wege eine Tatsache sei, die im gesetzlichen Wege, sei es 
durch die Klage vor dem zuständigen Richter auf Besitzentsetzung, sei es im AVege der 
Expropriation eine Änderung erleiden könne, aber gewaltsam weder durch Beschluß des 
Gemeindeausschusses, noch durch Beschluß des Bezirksausschusses beseitigt werden solle; 
daß die Beklagten zu einem derart gewalttätigen Vorgange, der mit dem Gesetze nicht 
in Einklang zu bringen ist, sich nicht herbeilassen sollten und darum die Störung zu 
verantworten haben; daß eben darum, weil der Kläger einen privatrechtlichen Besitz 
behauptet, die Gerichtsbehörden allein berufen seien, zu prüfen, ob ein privatrechtlicher 
Besitz vorhanden sei und geschützt werden solle, und weil bei der entgegengesetzten 
Anschauung die Verwaltungsbehörden auszusprechen hätten, ob die Kläger im privat- 
rechtlichen Besitze sich befinden und ob dieser ihr Besitz zu schützen sei, was offenbar 
in den Umfang der Amtswirksamkeit der Verwaltungsbehörden nicht gehöre. 

3. S. 30. Bd., Nr. 14.117, E. v. 16. Februar 1892, Xr. 1009. 

Bei dem Umstände, als die Geklagten zugestehen, daß die beiden als Straße 
benutzten Grundstücke X und Y Eigentum der Kläger sind und auch in deren faktischem 
Besitz sich befinden, indem sie dieselben instand erhalten und mit ihren Fabriksfuhren 
befahren, und bei dem Umstände, als die Geklagten nur den ausschließlichen Besitz der 
Kläger an diesen AVegparzellen negieren, behauptend, daß dieselben schon seit Menschen- 
gedenken dem Öffentlichen und allgemeinen Verkehre gedient haben und zahlreiche Orts- 
bewohner von C durch mehr als 30 Jahre im ruhigen Besitze des Fahrens auf dem frag- 
lichen Wege gewesen seien, und mit Rücksicht auf das Geständnis der Geklagten, daß 
die in Frage stehenden Wegparzellen im Grundbuche nicht als öffentlicher Weg einge- 
tragen sind und daß die von den Klägern auf diesem Straßenwege aufgestellten zwei 
Verbotsäulen ein körperliches Hindernis nicht abgeben, vielmehr nur vermöge ihrer 
Aufschrift geeignet wären, den Rechtsbesitz der Gemeinde C zu stören — ist es offenbar, 
daß es sich vorliegend zunächst um die Beurteilung der Frage handelt, ob die Kläger durch 
die von geklagter Seite verfügte Beseitigung der mehrerwähnten beiden Verbotsäulen 
mit der Aufschrift: „Privatweg, Fahren verboten" in dem letzten faktischen Besitz der 
fraglichen als Straße benutzten, ihnen eigentümlich gehörigen (xrundparzellen beein- 
trächtigt wurden. 

4. S. 32. Bd., Xr. 15.072, E. v. 28. März 1894, Xr. 3631. 

Aus dem vom Obersten Gerichtshofe restituierten Erkenntnisse der I, Instanz: 
Das Geh- und Fahrrecht betrifft die Grundparzelle X in B, Privateigentum der 
Pfarre daselbst, und die Änderung des bisher über diese Parzelle führenden AVeges er- 
folgte durch den Beklagten als Xutznießer dieses Grundstückes. Wenn daher der Beklagte 
den Weg einengte, um seinen Garten zu vergrößern, andererseits die klägerische Gemeinde 
sich dadurch im Besitze ihres Fahr- und Gehrechtes beschwert erachtet, so kann es 
wohl keinem Zweifel unterliegen, daß hier nur Privatinteressen, keineswegs aber ein 
öffentliches Interesse im Spiele ist ... , Die klägerische Gemeinde leitet aus dem Um- 
stände, daß die Bewohner von A diesen Weg benutzten, ihren behaupteten Besitz ab. 
Es mag nun allerdings richtig sein, daß durch das Gehen und Fahren der Gemeinde- 
mitglieder über einen Weg für die Gemeinde unter gewissen Voraussetzungen Besitz 
erworben werden kann; allein im vorliegenden Falle sind die notwendigen Erfordernisse 
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für den Besitzerwerb durch die Gemeinde nicht gegeben. Die (Temeinde wird als juristische 
Person durch ihren Ausschuß und Vorstand vertreten. Will die Gemeinde einen Besitz 
erwerben, so kann es nicht genügen, daß die Mitglieder der Gemeinde ein Recht aus- 
üben; es wird auch seitens der Gemeindevertretung ein Willensakt erfordert, der dahin 
geht, daß die Rechtsausübung als für die Gemeinde erfolgt angenommen wird. So be- 
stimmt auch § 337 a. >>. G.-B., daß die Redlichkeit oder Unredlichkeit des Besitze.«* 
einer Gemeinde nach dem Willen der für die Gemeinde handelnden Machthaber zu be- 
urteilen ist. Die klägerische Gemeinde hätte daher beweisen müssen, daß die Bewohner 
von A dieses Geh- und Fahrrecht nicht etwa im eigenen Namen, sondern als ein der 
Gemeinde zustehendes Recht ausübten und daß diese Ausübung infolge eines auf Er- 
werbung dieses Rechtes abzielenden Gemeindebeschlusses erfolgte. 

5. S. 37. Bd., N. F. 3. Bd., Nr. 1232, E. v. 31. Mai 1899, Nr. 8305. 

Es ergibt sich nicht nur, daß der streitige Teil der Parzelle .... bis zu der 
vom Beklagten erfolgten Errichtung der Planke von den Gemeindemitgliedem stets wie 
ein öfl'entlicher Gehweg benutzt wurde, sondern auch, daß dieser Weg .... bis zur Er- 
richtung der Planke von Arbeitern der Stadt mit städtischem Material und über Auftrag 
der zur Instandlialtung der Straßen und Wege berufenen Gemeindeorgane ausgebessert 
und erhalten wurde. Diese Handlungen genügen vollkommen zur Erwerbung des Rechts- 
besitzes der klagenden Gemeinde. Ein Beschluß der Gemeindevertretung war nicht er- 
forderlich, weil die Gemeindeorgane innerhalb ihres Wirkungskreises als Machthaber der 
Gemeinde anzusehen sind. Der Umstand, daß sowohl die Gemeindemitglieder als auch 
die Gemeindeorgane den ganzen Weg für einen öffentlichen hielten, schließt die Er- 
werbung des Besitzes einer bloßen Dienstbarkeit nicht aus, weil das Eigentumsrecht das 
(lebrauchsrecht in sich begreift und der Rechtsbesitz ebenso wie der Sachbesitz ein rein 
faktisches, von allen rechtlichen Grundlagen unabhängiges Verhältnis ist, daher es bei 
der Erwerbung eines solchen Besitzes im Sinne der §§ 309 und 312 a, b. G.-B. genügt, 
daß derjenige, welcher den Besitz eines Rechtes ausübt, den Willen habe, den Inhalt 
dieses Rechtes im eigenen Namen beziehungsweise bei Stellvertretungen im Namen des 
Vertretenen auszuüben, ohne daß es nötig wäre, die besondere Natur des ausgeübten 
Rechtes zu kennen. Ebensowenig war zur Erwerbung dieses Rechtsbesitzes eine besondere 
Gestattung seitens des Beklagten erforderlich, weil § 315 a. b. G.-B. auch eine eigen 
mächtige mittelbare Besitzergreifung zuläßt, dieser Rechtsbesitz durch eine Reihe von 
Jahren Öffentlich ausgeübt w^urde und diese Ausübung von dem Beklagten, der sie dem- 
zufolge auch wahrnehmen mußte und dem sie bekannt war, geduldet wurde. Das Rlage- 
begehren ist auch nicht unbestimmt, weil unter dem Ausdrucke „Rechtsbesitz an dem 
über die Parzelle X führenden Gehweg** nichts anderes als der Besitz der Servitut des 
Fußsteiges im Sinne des § 492 a. b. G.-B. verstanden werden kann. 

II. Privatbesitz an öffentlichem Gut 

6. S. 19. Bd., Nr. 8695, E. v. 5. November 1879, Nr. 11.900. 

Durch die, wenn auch von einer politischen Behörde, jedoch nur zur Geltend- 
machung von Eigentums- und Besitzansprüchen, also Privatrechten des Fiskus, vorge- 
nommene Vermarkung ist der Besitz des Klägers offenbar gestört worden und die au- 
gebrachte Besitzstörungsklage gerechtfertigt. Die beklagterseits vorgebrachten Ein- 
wendungen, daß das AVeingartl- und das Granitzwasser als Seitenarme der schiffbaren 
Donau nach § 2 des AV'assergesetzes öffentliches Gut und als solches kein Gegenstand 
des Privatbesitzes seien, ist ohne Belang, weil es sich hier nur um den faktischen Besitz 
handelt und nach § 3 des zitierten Gesetzes die den Besitz schützenden Vorschriften des 
allgemeinen bürgerlichen Rechtes von demselben nicht berührt werden. 



Digitized by 



Google 



Die Judikatur des k. k. Obersten Gerichtshofes in Sachen des öffentlichen (Tutes. 367 

7. S. 29. Bd., Nr. 18.829, E. v. 24. Juni 1891, Nr. 7212. 

Die Besitzergreifung (occupazione) eines öffentlichen Gutes (MeeresuferJ ist unrecht- 
mäßig und mala fide, kann einen zur Ersitzung fähigen Titel also nicht begründen. 

8. S. 29. Bd., Nr. 13.856, E. v. 9, Juli 1891, Nr. 8548. 

Die Klägerin hat den Fußweg wohl ununterbrochen und ungestöi-t für ihre wirt- 
schaftlichen Bedürfnisse benutzt, doch stand dieser Weg .... auch jedem anderen Insassen 
der Orte B und C zur Benutzung offen und wurde von diesen Insassen auch allgemein 
benutzt. Da es sich also um einen Weg handelt, welcher nach den gepflogenen Erhebungen 
zur Verbindung der genannten zwei Ortschaften diente, und da femer nach der bei eben 
diesen Erhebungen von der Klägerin abgegebenen Erklärung die Klägerin sich bezüglich 
dieses AVeges keine })e8onderen Rechtsansprüche vindizierte, indem derselbe auch von 
den Insassen von B und C als öffentlicher Weg benutzt wurde, und die Klägerin nur 
darüber Beschwerde führt, daß dieser öffentliche Weg nunmehr von der Gemeinde B 
aufgelassen werden wollte, stellt sich bei dieser Sachlage die von der Klägerin bisher 
geschehene Benutzung dieses Weges nicht als die Ausübung eines Privatrechtsbesitzes, 
sondern nur als der allgemeine Gebrauch eines öffentlichen Gutes dar. Wenn nun dieser 
allgemeine Gebrauch durch rechtskräftige Verfügung der geklagten Gemeinde aus öffent- 
lichen Rücksichten als nicht mehr statthaft und notwendig aufgehoben wurde, kann 
auch die von den Organen der Gemeinde in Durchführung jener Verfügung bewirkte 
Verhinderung des weiteren Gebrauches durch Sperrung des Weges nicht als eine wider- 
rechtliche Handlung, durch welche ein Privatrechtsbesitz der Klägerin beeinträchtigt 
wurde, angesehen werden. 

9. S. 32. Bd., Nr. 15.327, E. v. 11. Dezember 1894, Nr. 14.742. 
Aus den Gründen der I. Instanz: 

AV'ird erwogen, daß die Wegi>arzelle X deraeit noch als öffentliches Gut vor- 
geschrieben ist, daß die Nachbarn des Klägers . . . wiederholt die AVegparzelle X be- 
geben und mit Schiebkarren befahren . . . ., so mangeln die Voraussetzungen der Besitz- 
störungsklage, zumal .... das V^orhandensein eines Besitzes auf klägerischer Seite bei 
Berücksichtigung der Zeugenaussagen und der Qualifikation der AVegparzelle X als 
öffentliches Gut als unbestritten vorhanden nicht angenommen werden kann. 

Der Oberste (ierichtshof restituierte den erstrichterlichen Endbescheid aus dessen 
richtigen Gründen, zumal aus der ganzen Sachlage hervorgehe, daß es sich vorliegend um 
die Ausübung einer wirklichen Besitzhandlung seitens des Beklagten nicht handelte. 

10. S. 33. Bd., Nr. 15.391, E. v. 29. Jänner 1895, Nr. 1100. 

Schon aus dem vom Beklagten zugestandenen Umstände, daß die Kläger die 
Parzelle X auf die in der Klage geschilderte Art eingezäunt haben, geht hervor, daß die 
Kläger den faktischen Besitz dieser Parzelle erworben und sich zur Zeit der erfolgten 
Störung in diesem Besitze befunden haben; auf die Frage, ob die Kläger im Verhältnis 
zur Gemeinde vermöge der Eigenschaft der Parzelle X als eines öffentlichen AVeges zu 
der Einzäxniiuig der Parzelle berechtigt waren, ist in diesem Verfahren nicht einzugehen; 
hiernach ist der letzte faktische Besitz des Grundstückes X sel])st gemäß § 312 a. b. G.-B. 
auf Seite der Kläger erwiesen und von einem bloß faktischen Zustande kann nicht ge- 
sprochen werden, da der Besitzwille und dessen äußerliche Betätigung aus den Um- 
ständen unzweifelhaft hervorgeht. 

11. S. 33. Bd., Nr. 15.563, E. v. 3. September 1895, Nr. 10.783. 
Aus dem Erkenntnis der I. Instanz: 

Da der „Fürstenweg" als öffentlicher ärarischer AV^eg ein Öffentliches Gut darstellt, 
dessen (Tcbrauch nach g 287 a. b. G.-B. allen Mitgliedern des Staates zukommt, so kann 
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in der Benutzung des Fürsten weges seitens der Klägerin nicht die Betätigung eines 
individuellen Rechtes erblickt werden, sondern eben nur der Gebrauch eines öffentlichen 
Gutes. Mit Rücksicht darauf, daß die Klägerin lediglich nur die Straße in dem vom 
Straßenärar belassenen Zustande für die Ein- und Ausfahrt benutzt, ist das Straßenärar 
der Klägerin gegenüber in kein anderes Verhältnis als zu anderen Personen, die eben- 
falls den Fürstenweg als öffentliche Straße benutzen, getreten, nachdem keinerlei Um- 
stände vorliegen, welche die Ausübung einer Wegservitut erkennen lassen und daher 
auch nicht behauptet werden kann, die Klägerin hätte mit Gestattung des Straßenärars 
den Fürstenweg zu ihrem Nutzen angewendet, da das im § 313 a. b. G.-B. zum Er- 
werben von Rechten geforderte Verhalten des Besitzers einer Sache gegenüber demjenigen, 
welcher ein Recht an der Sache ausübt, ein besonderes Verhältnis voraussetzt. Ein 
Privatrechtsbesitz liegt nicht vor, weil die Voraussetzungen der §§ 311, 312 und 313 
a. b. G.-B. nicht vorliegen; die entgegengesetzte Annahme würde dem Zwecke und der 
Bestimmung eines öffentlichen Weges widerstreiten, da ein solcher Weg dem allgemeinen 
Verkehr zu dienen hat und für die Benutzung und Instandhaltung Vorschriften öffentlich- 
rechtlicher Natur bestehen. Wenn daher das Straßenärar zur Erhaltung und Entwässerung 
der Straße längs des Fürstenweges auf dem zur Straßenanlage gehörigen Grunde einen 
Graben aufwarf, so kann diese durch § 30 der Straßenpolizeiordnung vom I.September 1822, 
Provinzialgesetzessammlung CVI, Seite 465, vorgeschriebene Schutzvorrichtung nicht als 
ein Eingriff in die Rechtssphäre der Klägerin betrachtet und der richterlichen Beurteilung 
unterzogen werden. 

Der Oberste Gerichtshof stellte den erstrichterlichen Endbescheid unter Bezug- 
nahme auf dessen im wesentlichen zutreffende Gründe und in der Erwägung wieder 
her, daß der zwischen der Straßenbahn und der Parzelle der Klägerin befindliche Grund- 
teil einen Bestandteil der Straßenanlage bildet, die Vorkehrungen, welche von den Organen 
der Straßenpolizei behufs Instandhai timg und Entwässerung der Straße innerhalb der 
Grenzen der Straßenanlage getroffen werden, den Charakter einer Eigenmächtigkeit 
keineswegs an sich tragen und daß daher im gegebenen Falle von einer Besitzstörung 
keine Rede sein könne. 

12. S. 34. Bd., Nr. 15.777, E. v. 29. April 1896, Nr. 4795. 

In dem Einschlagen von Pflöcken durch das Straßenärar auf dem von A benutzten, 
zum StraßengTunde gehörigen Grunde zur Exekution eines administrativen Erkenntnisses 
ist keine Besitzstörung gelegen, und zwar insbesondere auch darum nicht, weil das hie- 
für maßgebende Moment der Eigenmächtigkeit fehlt. 

13. S. 34. Bd., Nr. 15.930, E. v. 5. Jänner 1897, Nr. 15.367. 

In dem Entfernen der an das Straßengeländer genagelten Seitenbretter durch den 
Obmann des Straßenausschusses ist ein Eingriff in den Rechtsbesitzstand gegeben, welcher 
sich als eigenmächtig und widerrechtlich darstellt, weil hierdurch ein durch Jahre be- 
stehender und von der Straßenverwaltung bisher in keiner Weise beanständeter, der 
Konservierung des klägerischen Grundbesitzes dienender Zustand ohne jedes nachweisbare 
Bedürfnis für Straßenzwecke, rücksichtlich für den Verkehr an der Straße und ohne 
Einholung einer die bisherige Übung abstellenden Weisung geändert wurde. 

14. S. 36. Bd., N. F. 2. Bd., Nr. 734, E. v. 3. November 1899, Nr. 15.695. 
Aus dem Erkenntnisse der II. Instanz: 

Es ist zur Entscheidung dieses Rechtsstreites unzweifelhaft das Gericht kompetent, 
da durch die Handlung des Beklagten in den ruhigen Besitz des Klägers eingegriffen 
wurde, woran der Umstand nichts ändern kann, daß der Kläger diese seine Besitzrechte 
auf einer als öffentliches Gut bezeichneten Wegparzelle ausübt, denn bei Entscheidung 
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dieser Frage können nur privatrechtliche Normen in Anwendung kommen und dem- 
zufolge kann die rechtliche Natur des vom Kläger beanspruchten Besitzes nur durch den 
Richter ihre entsprechende Beurteilung finden, wobei noch hervorgehoben werden muß, 
daß die Ausübung von Besitzrechten an einem öffentlichen Gute durch Dritte keineswegs 
ausgeschlossen ist und daß es sich im vorliegendem Falle nicht um den Besitz der 
fraglichen Fläche selbst, sondeni nur um die Benutzung derselben handelt. 

Der Oberste Gerichtshof bestätigte den Beschluß des Rekursgerichtes in der Er- 
wägung, daß der letzte faktische Besitz des Klägers an dem fraglichen Grundstreifen 
vom Beklagten selbst anerkannt imd von der Gemeinde nicht bestritten sei und daß im 
Besitzstörungsprozesse auf die angeregten Fragen, ob der fragliche Grundteil einen 
Bestandteil der Wegparzelle bilde und zum Gemeindegut (öffentlichen Grut) oder zum 
(remeindevermögen gehöre oder Eigentum des Beklagten sei, kein Bedacht genommen 
werden konnte. 

III. Gerichtliche oder administrative Kompetenz? 

15. S. 18. Bd., Nr. 7838, E. v. 4. Februar 1880, Nr. 680. 

In der Erwägung, daß nach der Anführung des Klägers der Beklagte ein Stück 
der im Besitze der Gemeinde befindlichen Parzelle X (öffentlicher von den Ortsinsassen zum 
Gehen und Fahren benutzter Weg) sich aneignete und dadurch, daß er dieses Stück 
Grund eiuisäunte und mit «einem Grunde vereinigte, dasselbe aus dem Besitz der Gemeinde 
entzogen hat; daß es sich hier also um einen Besitzstörungsfall handelt . . . ., hat der 
Oberste Gerichtshof dem Oberlandesgerichte verordnet, mit Abstandnahme von den 
Kompetenzbedenken in der Sache selbst zu entscheiden. 

16. S. 20. Bd., Nr. 8858, E. v. 3I..Jäimer 1882, Nr. 746. 

Aus dem vom Obersten Gerichtshofe bestätigten Erkenntnis der II. Instanz: 
Bei dem zur Frage stehenden Fußsteig handelt es sich um einen öffentlichen (Gemeinde-) 
Weg und um die Art und Weise der Benutzung desselben; nach § 28, Nr. 3, und § 29 der 
Gemeindeordnung für Böhmen vom 16. April 1864, L.-G.-Bl. 7, sind zur Verhandlung 
und Entscheidung von derlei die öffentlichen Wege betreffenden Angelegenheiten die 
autonomen Behörden berufen, daher das Gericht zur Vorhandlung und Entscheidung über 
die Besitzstörungsklage nicht kompetent war. 

17. S. 25. Bd., Nr. 11.638, E. v. 14. Juni 1887, Nr. 6773. 

Aus dem vom Obersten Gerichtshofe bestätigten Erkenntnis der II. Instanz: 
Auch wenn ein die Benutzung eines öffentlichen, von den Ortsinsassen zum Gehen und 
Fahren benutzten Weges störender Eingriff geschieht, liegt im Sinne des § 339 a. b. G.-B. ein 
Besitzstörungsfall vor, in welchem die richterliche Kompetenz einzutreten hat und dies 
um so mehr im gegenwärtigen Falle, wo der richterliche Schutz nicht gegen eine Störung 
der Benutzung des öffentlichen Weges, sondern gegen einen Eingriff in die Substanz der 
Wegparzelle angesprochen wird. 

18. S. 27. Bd., Nr. 12.876, E. v. 27. August 1889, Nr. 9952. 

Aus dem von den oberen Instanzen bestätigten Erkenntnisse der I. Instanz: 
Auch an dem öffentlichen Gute können Besitzstörungshandlungen begangen 

werden, der Schutz gegen solche sei um so mehr im Rechtswege zu suchen, als durch sie 

der Umfang des öffentlichen Gutes beeinträchtigt werden kann. 

19. S. 28. Bd., Nr. 13.279, E. v. 7. Mai 1890, Nr. 5108. 

.... daß eben dämm, weil die Kläger einen privatrechtlichen Besitz behaupten, 
die Gerichtsbehörden allein berufen seien, zu prüfen, ob ein privatrechtlicher Besitz vor- 
handen sei und geschützt werden solle, und weil bei der entgegengesetzten Anschauung die 
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V'erwaltunjrvh^'hfirden au>zu*»j>rfehen hätten, ob die Kläjrtr im |irivatrechtlicheii Besitze 
**icli ]>etiijfle!i und ob diewr ihr Besitz zu (»cbützen M*i, wa^ offenbar in den I'mfanff der 
Amtwwirk^ainkt'it der Ve^waItu^p^>^ehr^^den nicht pt^höre. 

20. S. 2x. Bd., Nr. 13.410, E. v. 23. September 1S90, Nr. 9409. 

I>ie im Be^itzhtörun^^t reite erhobene Einwendung der Inkompetenz wurde rurück- 
jrewi«-N»!i, weil es Hi<h in dieser Streitsache nicht um den Besitz der Wegparzelle selbst, 
sondern vielmehr um den Besitz eines Fahrweges und dessen Störung, somit ran die 
EutM-heidung einer Frage handle, auf welche mit Rücksicht darauf, daß Besitzfrafreo 
jjrivat rechtlicher \atur sind, auch bei Beurteilung der Frage, ob ein solcher vom Richter 
zu schützender Besitz des Fahrrechtes in bezug auf die hier in Frage stehende als ein 
»Jffentliches (iut bezeichnete Wegparzelle überhaupt erlangt werden konnte, nra- privat- 
rechtliche Nonnen in Anwendung zu kommen haben und demzufolge die rechtliche 
Natur de« von der Klageseite angesprochenen Besitzes el)en auch nur durch den Richter 
ihre entsprechende Beurteilung finden könne. 



D. Der Gemeingebrauch. 
I. Umfang des Gemeingel>rauche8. 

1. S. 23. Bd., Nr. 10.737, E. v. 13. Oktober 1HS.5, Nr. 9503. 

In Städten erschöpft sich der Gemeingebrauch von Straßen nicht bloß in ihrt-r 
Benutzung durch (jehen und Fahren, sondern dienen dieselben den Eigentümern der 
daran gebauten HäuHer auch zur Ableitung und Durchführung der Abfallwässer aus den 
letzteren mittels Rinnsalen und Kanälen und wird eine derartige Ableitung den Hau>- 
eigentümeni aus öffentlichen Rücksichten häufig zur Pflicht gemacht. 

2. S. 2x. Bd., Nr. 13.267, E. v. 30. April 1890, Nr. 13.399. 

.... daß es sich im vorliegenden Falle ((jasleitungen) nicht um die Obertiäche, 
sontlern nur um die Unterfläche der Straßen und Plätze handelt. Diese Unterscheidung 
ist aber deshalb von wesentlichem Belange, weil der Gemeingebrauch, wegen dessen 
Straßen im § 2H7 a. b. G.-B. als allgemeines oder öft'entliches Gut bezeichnet werden, 
eben nur in der allgemein gestatteten Benutzung der Straßen zum Gehen, Fabren und 
Reiten, also in einer Benutzung besteht, welche sich bloß auf die Oberfläche der Sraßeu 
bezieht, während dagegen an der Unterfläche, an dem unterirdischen Teile der Straßen 
ein Gemeingebrauch und eine daraus abzuleitende Einschränkung der Eigentums- 
berechtigung überhaupt nicht besteht. 

3. S. 37. Bd., N. F. 3. Bd., Nr. 1058, E. v. 20. Juni 1900, Nr. 224. 

Straßen und (lassen einer Stadt sind als öffentliches Gut dem Erwerbe von 
Privatrechten entrückt, gleichwohl haben sie neben der Bestimmung, dem öffentlichen 
Verkehr zu dienen, auch noch die Bestimmung, den angrenzenden Liegrenschaften und 
insbesrujdere den an der Straße oder Gasse oder in deren Nähe gelegenen Häusern und 
sonstigen Baulichkeiten die entsprechende Benutzung zu ermöglichen und zu sichern, 
also dem besonderen Bedürfnis der einzelnen Baulichkeiten nach Zugang, Zufahrt, Licht- 
und Luftzutritt usw. zu dienen, und dieser ihrer Bestimmung entsj>ringt auch andererseits 
die Berechtiginig der Besitzer der anliegenden Häuser und Liegenschaften auf eine dem- 
entsprechende Benutzung der vorbeiziehenden Straße oder Gasse. Diese wenn auch 
nicht auf ein<' ausdrückliche Gesetzesvorschrift gestützte Berechtigung bildet gleichwohl 
«'inen int€*grierenden Bestandteil der Rechtssphäre der Straßenanrainer .... 
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II. Richterlicher oder administrativer Schutz des Gemeingebrauches? 

4. S. U. Bd., Nr. 5995, E. v. 26. Jänner 1876, Nr. 11.890. 

Der Oberste Gerichtshof bestätigte die (das Urteil nebst dem vorausgegangenen 
Verfahren wegen Inkompetenz aufhebende) Verordnung des Oberlandesgerichtes, weil 
es sich nicht um ein Privateigentum der Gemeinde, welches derselben von dem (Beklagten 
streitig gemacht wird, sondern um einen von dem Gemeindeorte nach .... führenden 
unter der Parzelle X der Gemeinde zugemessenen öffentlichen Weg handle, dessen Be- 
nutzung .... von dem Geklagten durch Anlegung einer Rampe zur Auffahrt auf sein 
angrenzendes Feld behindert und erschwert worden ist, worüber zu entscheiden nicht in 
den Wirkungskreis der Gerichte gehört. 

5. S. 17. Bd., Nr. 7595, E. v. 7. Oktober 1879, Nr. 10.005. 

Der Gastwirt in Loreto am Wörthersee belangte den B, Pächter des Schlosses 
Loreto, wegen Besitzstörung, weil derselbe an der bisher als Landungsplatz benutzten 
üferstelle eine Mauer aufführen ließ. 

Das Bezirksgericht erklärte sich inkompetent in der Erwägung, daß der Wörthersee 
im Sinne des § 3 des Wasserrechtsgesetzes für Kärnten vom 28. August 1870, L.-G.-Bl. Nr. 46, 
als riffentliches Gut anzusehen ist; daß .... erwiesen ist, daß von den Bewohnern der 
um den Wörthersee gelegenen Ortschaften der Landungsplatz schon seit mehr als 40 Jahren 
benutzt und hierdurch zu einem öffentlichen wurde, daß der Kläger das Recht der Be- 
nutzung des Landungsplatzes nur aus einem öffentlichen Titel für sich in Anspruch 
nehmen kann; daß die Wahrung der dem Publikum dienenden Verkehrsmittel, als Straßen, 
Wege, Landungsplätze, der Fürsorge der Verwaltungsbehörden anheimgestellt ist ... . 

Der Oberste Gerichtshof bestätigte die erstgerichtliche Verordnung mit Hinweisung 
auf die Gründe derselben und in der Erwägung, daß der Kläger in seiner Klage den 
richterlichen Schutz zur Wiederherstellung und ungestörten Benutzung des Landungs- 
platzes nicht aus einem privatrechtlichen Titel, sondern .... zunächst aus dem Grunde 
angerufen hat, weil der Wörthersee bei Loreto samt dem obgedachten Landungsplatze 
im Sinne der §§ 287 und 288 a. b. G.-B. von allen Mitgliedern der umliegenden und 
insbesnndere der am südlichen Ufer gelegenen Gemeinden benutzt und als die kürzeste 
und sicherste Verbindungslinie der beiden Seeufer zur notwendigen Erhaltung des Öffent- 
lichen Verkehres daselbst seit undenklichen Zeiten bisher allgemein und ungestört be- 
fahren wurde. 

6. S. 22. Bd., Nr. 10.281, E. v. 2. Dezember 1884, Nr. 13.653. 

Es handelt sich im vorliegenden Falle um die Verhinderung der Benutzung eines 
für jedermann offenen Weges. 

Die Beurteilung von Störungen dieser Art fällt in den Bereich der Wegpolizei, zu 
deren Handhabung die Gemeinde in ihrem eigenen Wirkungskreis berufen ist. Da somit 
diese Angelegenheit dem gerichtlichen Wirkungskreise entrückt ist und dem Gebiete 
der Jiftentlichen Verwaltung angehört, mußte das gerichtliche Verfahren von Amts wegen 
aufgehoben werden. 

7. S. 23. Bd., Nr. 10.498, E. v. 26. März 1885, Nr. 3084. 

Als dem Gebiete des öffentlichen Rechtes angehörig muß man die Fragen be- 
zeichnen, welche den an einer Straße zustehenden Gemeingebrauch betreffen. Um eine 
Frage dieser Art und nicht um die Betätigung des Besitzwillens handelt es sich aber 
im vorliegenden Streite, welcher dadurch hervorgerufen wurde, daß die beklagte (Tramway-) 
Gesellschaft, gestützt auf die ihr von der Staatsverwaltung gegen die bedingte Einsprache 
der klagenden Gemeinde erteilte Ermächtigung, die Adaptierung einer Straße zur Förderung 
des Straßenverkehres anstrebt. Wenn auch das allgemeine bürgerliche Gesetzbuch bei 
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der Darleg^nj( der Einteilung der Sachen des am öffentlichen Gute zustehenden Uemein- 
jfebrauches gedenkt, so kann man doch das Privatrecht nicht mehr als Grundlage dieses 
(Temeingebrauches ansehen, da dieses einem öffentlichen Interesse zu dienen bestimmt ist 

8. S. 29. Bd., Nr. 13.856, E. v. 9. Juli 1891, Nr. 8548. 

Da es sich um einen Weg handelt, welcher nach den gepflogenen Erhebungen zur 
Verbindung zweier Ortschaften dient, und da ferner .... die Klägerin sich rücksichtlich 
dieses Weges keine besonderen Rechtsansprüche vindizierte, indem derselbe auch von 
den Insassen von B und C als öffentlicher Weg benutzt wurde und die Klägerin nur 
darüber Beschwerde führt, daß dieser öffentliche Weg nunmehr von der Gemeinde B 
aufgelassen werden wollte, stellt sich bei dieser Sachlage die von der Klägerin bisher 
geschehene Benutzung dieses Weges nicht als die Ausübung eines Privatrechtsbesitzes, 
sondern nur als der allgemeine Gebrauch eines öffentlichen Gutes dar. Wenn nun dieser 
allgemeine Gebrauch durch rechtskräftige Verfügung der geklagten Gemeinde ans öffent- 
lichen Rücksichten als nicht mehr statthaft und notwendig aufgehoben wurde, kann 
auch die von den Organen der Gemeinde in Durchführung jener Verfügung bewirkte Ver- 
hinderung des weiteren Gebrauches durch Sperrung des Weges nicht als eine wider- 
rechtliche Handlung, durch welche ein Privatrechtsbesitz der Klägerin beeinträchtigt wurde, 
angesehen werden. 

E. Sonderrechte. 

I. Servituten an öffentlichem Gute? 

1. S. 22. Bd., Nr. 9970, E. v. 1. April 1884, Nr. 3680. 

Aus der von den oberen Instanzen bestätigten Entscheidung der I. Instanz: 
Das in öffentlichen Gewässern ausgeübte Fischereirecht ist mit Rücksicht auf die 
§§ 287 und 472 a. b. G.-B. als eine Dienstbarkeit nicht anzusehen ; dasselbe wurde viel- 
mehr in Mähren von den Herrschaften in ihren Bezirken ausschließend ausgeübt, in den 
Dominikalfassionen fatiert und als obrigkeitliches Regal behandelt. Wenn nun auch diese 
Fischereirechte in Öffentlichen Gewässern ungeachtet der Grundentlastung mit Rück- 
sicht auf die Ministerialverordnung vom 31. Jänner 1852, Nr. 460, konserviert 
worden sind, so können sie als obrigkeitliche, keinem Privatrechtstitel entsprungene 
Regalien unter die Bestimmung des Privatrechtes nicht subsumiert und den Dienstbar- 
keiten beziehungsweise den im Privatrechte begründeten dinglichen Rechten nicht gleich- 
gestellt werden. 

2. S. 25. Bd., Nr. 11.843, E. v. 22. November 1887, Nr. 10.272. 

Erst durch die Verpachtung des Eisbrechens seitens der Belangten und durch 
das s()hin von den Pächtern als deren nunmehrigen diesbezüglichen Repräsentanten aus- 
geübte Eisbrechen hat die Belangte den faktischen Besitz von einem Eisgewinnungsrechte 
ergriffen. Das Recht, dessen faktischer Besitz in einer solchen Weise ergriffen wurde, 
kann nur als ein Dienstbarkeitsrecht an einem öffentlichen Gute qualifiziert werden. 

3. S. 29. Bd., Nr. 13.657, E. v. 17. März 1891, Nr. 3009. 

In seiner gegen die Gemeinde B überreichten Klage behauptete A, daü er und 
seine Hausleute, wenn sie aus dem am Gemeindeplatze befindlichen Brunnen AV asser 
holten, den von seinem Hof räum bis zum Brunnen führenden Fußsteig seit jeher be- 
nutzten und daß die Gemeinde einen Teil jenes Fußsteiges zerstörte, wodurch der 
Kläger im Besitz des Fußsteiges und seiner Realität gestört wurde. 

Aus dem vom Obersten Gerichtshofe bestätigten Erkenntnisse der II. Instanz: 
Dem erstrichterlich abgewiesenen Klagebegehren wurde vom Oberlandesgericbte 
stattgegeben, in der Erwägung, daß auch an einem öffentlichen Gute von einem Dritten, 
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insofern es der Gemeingebrauch zuläßt, Privatrechte erworben werden können und es 
sich vorliegend offenbar um die zugunsten der klägerischen Realität ausgeSbte Real- 
servitut des Fußsteiges zum Gemeindebrunnen, daher um ein Privatrecht handle, welch 
letzteres daraus, daß der Fußsteig schon aus , dem Hofraum und über den vom Kläger 
erhaltenen Brückensteg führt und in dieser Richtung bis zum Brunnen vornehmlich vom 
Kläger und seinen Leuten benutzt wird, sich ergebe. 

II. Sondenrechte und Gemeingebrauch. 

4. S. 23. Bd., Nr. 10.498, E. v. 26. März 1885, Nr. 3034. 

Das öffentliche Gut ist nicht als ein Objekt privatrechtlicher Vermögensinteressen, 
sondern als ein Mittel zur Befriedigung öffentlicher Interessen in Betracht zu ziehen. 
Die Möglichkeit ist allerdings nicht ausgeschlossen, daß in Beziehung auf das allgemeine 
Gut überhaupt und auf Straßen im besonderen solche Rechtsverhältnisse bestehen können, 
welche nach privatrechtlichen Normen zu beurteilen sind. Die Begründung und die 
Fortdauer derartiger Verhältnisse wird aber immer davon abhängig bleiben, daß sie mit 
der Bestimmung des öffentlichen Gutes, dem allgemeinen Gebrauch zu dienen, in Ein- 
klang stehen. 

.5. S. 25. Bd., Nr. 11.843, E. v. 22. November 1887, Nr. 10.272. 

Aus dem vom Obersten Gerichtshofe bestätigten Erkenntnisse der II. Instanz: 

Die Frage, ob dem im öffentlichen Rechte begründeten Gemeingebrauche des Wien- 
tiusses durch Eisgewinnung ein Privatrecht der Kommende (des Deutschen Ritterordens) 
entgegensteht, muß vorerst vom Gerichte entschieden werden, bevor die politische Behörde 
zur Durchführung der Regelung der Benutzung des öffentlichen Gewässers nach dem 
Wassergesetze schreiten kann. 

AVer behauptet, daß durch eine allen Mitgliedern des Staates oder einer Gemeinde 
gesetzlich gestattete Benutzung öffentlichen Gutes sein Privatrecht verletzt werde, hat 
den Bestand seines entgegenstehenden Privatrechtes auszuweisen. Nicht aber hat der am 
öffentlichen Rechtsgebrauche Interessierte darzutim, daß ein diesem Rechtsgebrauche ent- 
gegenstehendes Privatrecht nicht bestehe, denn schon nach den allgemeinen Beweisregeln 
ist jener, der ein Faktum für sich anführt, er sei Kläger oder Beklagter, schuldig es zu 
erweisen, und wenn daher die belangte Kommende zu ihrer Verteidigung vorbringt, sie 
habe ein Recht auf die ausschließliche Eisgewinnimg in der bezeichneten Strecke des 
AVienliusses erworben, so genügt es nicht, sich auf einen faktischen Rechtsbesitzstand 
zu berufen, sondern sie muß eine nach den Bestimmungen des a. b. G.-B. erfolgte Rechts- 
erwerbung nachweisen, indem es zur Begründung des Klagebegehrens der klagenden 
Gemeinde schon genügt, auf die öffentlichrechtliche Bestimmung des § 15 des Wasser- 
recht sgesetzes für Niederösterreich hinzuweisen, da auch bezüglich des öffentlichen Gutes 
die Vermutung für die Freiheit des Eigentums spricht. 

III. Gerichtliche oder administrative Kompetenz? 

6. S. 14. Bd., Nr. 6054, E. v. 7. März 1876, Nr. 2651. 

Der Oberste Gerichtshof hat nach vorgängigem Einvernehmen mit der Landes- 
regierung die obergerichtliche (das erstrichterliche Erkenntnis samt der ganzen Verhandlung 
wegen Unzuständigkeit des Richters aufhebende) Verordnung bestätigt, „w^eil es sich im 
vorliegenden Falle um die Aufstellung von Schiffsmühlen und deren Anheftung an eine 
Schotterbank, welche im Sinne des § 2 des Wassergesetzes vom 6. März 1873, L.-G.-Bl. 
Nr. 22 für die Bukowina, Bestandteil des flößbaren Pruthflusses, also öffentliches Gut ist, 
handelt, daher nach § 70 des bezogenen Gesetzes hier die politische Beh()rde zur I Unter- 
suchung und Entscheidung zuständig ist.'* 



Digitized by 



Google 



374 Dr. AValter Perlmann 

7. S. 17. Bd., Xr. 7648, E. v. 12. November 1879, Nr. 12.306. 
Aus dem Erkenntnisse der II. Instanz: 

Es ist wohl richtig, daß diese Bestimmungfen (des böhmischen Landeswasaer- 
gesetzes) zumeist Grundsätze der Verwaltung enthalten; es ist aber auch nicht zu ver- 
kennen, daß sie selbst Privatrechte normieren. Die Bestimmungen der einen und der 
andern Art berühren sich so nahe, daß eine Trennung der Entscheidung in einer oder 
der andern Richtung nicht leicht möglich und durchführbar ist. Deshalb kann diese 
Entscheidung nur entweder den Gerichten oder den Verwaltungsbehörden zukommen. 
Offenbar aus Gründen der Zweckmäßigkeit bestimmt nun der § 75 des zitierten Gesetzes, 
daß alle Angelegenheiten, welche sich auf die Benutzung, Leitung und Abwehr der 
Gewässer nach diesem Gesetze beziehen, daher in demselben ihre Behandlung finden, in 
den Wirkungskreis der politischen Behörde gehören, folglich ohne Unterschied, ob sie 
eine Verwaltimgs- oder eine rechtliche Angelegenheit betreffen. Dieser Grundsatz wird 
selbst in den §§ 52, 83, 87, 88 und 94 ibid., welche diese Fälle bestimmen, wann die 
Wirksamkeit der Gerichte in Wasserangelegenheiten dennoch einzutreten hat, aufrecht 
erhalten. Der § 3 cit. enthält aber keine besondere Kompetenzbestimmung und darum 
muß geschlossen werden, daß selbst in Besitzstörungsfällen, welche Gegenstände betreffen, 
die ihre Normierung im Wasserrechtsgesetze finden, die Kompetenz der politischen 
Behörde nicht alteriert wird. Im gegenwärtigen Falle handelt es sich nur um die Eis- 
gewinnung in einem noch dazu öffentlichen Gewässer, dem Moldauflusse, und es findet 
demnach der § 15 des zitierten Gesetzes hierauf um so mehr Anwendung, da Kläger 
nicht behauptet, daß mit Ausnahme des beanspruchten Sand- und Eisgewinnens die andere 
im § 15 normierte gemeine Benutzung des Moldauflusses an bezeichneter Stelle irgendwie 
behoben worden sei. Mit Rücksicht auf das Gesagte und darauf, daß der in diesem 
Paragraph normierte Gemeingebrauch dieses öffentlichen Gewässers auf öffentlichem 
Rechte beruht, ein dagegen geltend gemachter Sonderanspruch aber nur als Ausnahme 
von diesem Gemeingebrauche aufgefaßt werden kann und, wie der Spruch über öffent- 
liches Recht, 80 auch der Spruch über die Ausnahme von demselben der gerichtlichen 
.ludikatur entzogen ist, erscheint die Kompetenz der politischen Behörde in vorliegender 
Angelegenheit außer Zweifel gestellt. 

Der Oberste Gerichtshof bestätigte die obergerichtliche Entscheidung mit Verweisung 
auf die vorstehende Begründung und in der Erwägung, daß bei der unbestrittenen 
Eigenschaft des Moldauflusses als eines Öffentlichen Gewässers zufolge der Bestimmung 
des § 75 des Wasserrechtsgesetzes für Böhmen nur die politische Behörde darüber zu 
entscheiden berufen ist, ob das von den Beklagten unternommene Eishacken als eine 
denselben sowie jedermann nach § 15 des erwähnten Gesetzes in dem Öffentlichen Gewässer 
gestattete Eisgewinnung oder aber als Verletzung eines dem Vyäehrader Domkapitel 
oder der Gemeinde Podol etwa zustehenden, durch Verpachtung ausgeübten Rechtes und 
im letzteren Falle als eine Übertretung des Wasserrechtsgesetzes anzusehen sei, indem 
nach dem 2. Alinea des § 102 dieses Gesetzes auch nur die politische Behörde über die 
Frage, ob das Vyöehrader Domkapitel und die Gemeinde Podol die nach der Behauptung 
des Klägers innerhalb der besagten Moldauflußparzelle durch lange Jahre ununter- 
brochen, sogar durch Verpachtung ausgeübte Eisgewinnung als Ausfluß eines ihnen zu- 
stehenden, andere von dieser Benutzung ausschließenden Privatrechtes oder aber nur zu- 
folge der nach § 287 und § 15 des Wasserrechtsgesetzes jedermann zu statten kommende 
Gestattung ausgeübt haben, zu entscheiden berufen sein kann. 

8. S. 25. Bd., Nr. 11.843, E. v. 22. November 1887, Nr. 10.272. 

Aus dem vom Obersten (xorichtshofe bestätigten Erkenntnisse der 11. Instanz: 
Weil, soweit fremdes Recht nicht verletzt wird, nach § 15 des Wasserrechts- 
gesetzes vom 28. August 1870, L.-G.-Bl. Nr. 56, für Niederösterreich die Gewinnung 
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von Eis in öffentlichen Gewässern gegen Beobachtung der Polizeivorschriften jedermann 
gestattet ist und weil die belangte Kommende (des deutschen Ritterordens), wiewohl ihr 
ein Privatrecht auf die ausschließliche Eisgewinnung aus dem Wienfluß im Hackinger 
Gemeindegebiete nicht zusteht, dennoch daselbst ausschließlich die Eisgewinnung ausübt 
und die Klägerin von der ihr nach der eingangs erwähnten Gesetzesbestimmung kraft 
öffentlichen Rechtes gestatteten gleichen Benutzung des Wienflusses ausschließt, wird 
von der Gemeinde Hacking mit der vorliegenden Klage das Erkenntnis begehrt, daß 
das von der Belangten faktisch ausgeübte, ausschließliche Eisgewinnungsrecht nicht zu 
Recht bestehe und daß die Belangte schuldig sei anzuerkennen, daß auch ihr das 
Recht zustehe, im Wienfluß Eis zu gewinnen. Sofern es sich nun bei diesem Klage- 
begehren um den Ausspruch betreffs der Berechtigung zur Eisgewinnung und um die 
Regelung dieser Eisgewinnung zwischen jenen, welchen diese nach § 15 des zitierten 
Gesetzes gestattet ist, handelt, gehört die Sache nach § 75 des zitierten Gesetzes in den 
Wirkungskreis der politischen Behörden. Daher war die Klage bezüglich jenes Teiles 
des Begehrens, welcher die Verpflichtung der Belangten zur Anerkennung, daß der 
klagenden Gemeinde auch das Recht zustehe, im Wienflusse Eis zu gewinnen, zum 
Gegenstande hat, wegen der von Amts wegen zu beachtenden Unzuständigkeit der Gerichts- 
behörden abzuweisen. Sofern aber mit der Klage das Erkenntnis angestrebt wird, daß 
das von der Belangten faktisch ausgeübte ausschließliche Eisgewinnungsrecht nicht zu 
Recht bestehe, daß also durch die öffentlich rechtliche Gestattung der Eisgewinnung im 
Wienflusse kein Privatrecht der Belangten verletzt werde, gehört die Angelegenheit zum 
Wirkungskreise der Garichtsbebörden, welche über den Bestand von Privatrechten zu 
entscheiden berufen sind. 

9. S. 29. Bd., Nr. 13.779, Plenarentscheidung vom 20. Mai 1891, Nr. 4322. 

Der Fischereipächter A klagte das Kriegsraarineärar auf Zahlung eines Betrages 
von 1500 fl. als Ersatz des Schadens, welcher ihm infolge Eindringens eines Torpedo- 
bootes in den Fischplatz von Marichio uud der hierdurch bewirkten Flucht der dort 
angesammelten Fische erwuchs. 

Der Oberste Gerichtshof sprach dem Kläger einen Betrag von 700 fl. als Ent- 
schädigimg zu. Gründe: Das Begehren des Klägers auf Ersatz des ihm erwachsenen 
Schadens ist gerechtfertigt. Gemäß § 1 der mit kaiserlicher Verordnung vom 6. Mai 1835 
sanktionierten Fischereiordnung ist die Ausübung des Fischereirechtes mit Ausnahme 
einer Ausdehnung einer Seemeile vom Meeresufer ab, in welcher die Ausübung besagten 
Rechtes den Bewohnern der Küste allein gestattet ist, frei. Der § 2 der Ministerial- 
verordnung vom 5. Dezember 1884, R.-G.-Bl. Nr. 188, bezieht sich auf § 1 der Fischerei- 
ordnung vom 6. Mai 1835 und es ist daher klar, daß das Gesetz das Fischerei recht an der 
Küste zugunsten eines Privaten anerkennt, welchem demnach wie jedem andern Privat- 
rechte der ihm gebührende Schutz zukommt. Das Fischereirecht in der Bai von Marichio 
gebührt erwiesenermaßen dem heutigen Kläger und dieser ist gemäß § 1338 a. b. G.-B. 
berechtigt, sein allfälliges Recht zum Schadenersatze beim ordentlichen Richter anzu- 
bringen. Einer der im § 56 des Gesetzes* vom 11. Juni 1879, R.-G.-Bl. Nr. 93, vorge- 
sehenen Fälle liegt hier nicht vor und es besteht auch keine Ausnahmevorschrift, kraft 
welcher die vorgebrachte Klage dem Erkenntnisse des Zivilrichters entzogen wäre. 

10. S. 32. Bd., Nr. 15.177, E. v. 11. Juli 1894, Nr. 8242. 

A belangte den B wegen gestörten Besitzes, weil B einen an der Reichsstraße 
befindlichen Graben X, durch welchen A auf seinen Garten von der Reichsstraße das 
Regen- und Jauchenwasser ableitete, zum Teile verschüttete und einen zweiten Graben Y 
von der Reichsstraße so verlängerte, daß das Wasser von der Reichsstraße auf den 
Garten des B und nicht mehr wie früher in den ersteren Graben X und auf den Garten 
des A abfloß. Der erste Richter wies die Klage wegen Inkompetenz der Gerichte ab. 
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Das Oberlandesgericlit trug dem ersten Richter die meritorische Entscheidung 
auf in der Erwägung, daß es sich vorliegend um den Besitz des Rechtes des Wasser- 
ableitens von einer (lemeindestraße handle, daß vom Kläger der Schutz im Besitze des 
erwähnten Rechtes als eines Privatrechtes geltend gemacht wird und daß Privatrechte 
auch an einem öffentlichen (xute von einem Dritten, insofern es der Gemeingebrauch 
zuläßt, erworben werden können, daß letztere Voraussetzung vorliegend um so mehr 
zutreffe, als durch den vom Kläger beanspruchten Rechtsbesitz der Charakter der Öffeut- 
lichkeit der Uemeindestraße als eines Verkehrsmittels in keiner Weise tangiert wird, daß 
endlich über den bloß faktischen Besitz solcher Rechte nicht die Verwaltungsbehörden, 
sondern die Gerichte abzusprechen haben, daher eine absolute richterliche Inkompetenz 
niclit vorliege. 

Der Oberste Gerichtshof bestätigte die oberlandesgerichtliche Entscheidung aus 
deren Gründen. 

11. S. 36. Bd., N. F. 2. Bd., Nr. 728, E. v. 31. Oktober 1899, Nr. 15.720. 

Die Klage der Firma A gegen die Stadtgemeinde B wegen Störung im Besitze 
eines Servitutsrechtes wurde vom Bezirksgerichte wegen Unzulässigkeit des Rechtsweges 
abgewiesen. 

Aus den Gründen: Unbestritten ist, daß zwischen den Streitteilen ein Vertrag 
abgeschlossen wurde, nach welchem die Stadtgemeinde B von der Firma A ein Trennstück 
der der letzteren gehörigen Bauparzelle X kaufte und sich verpflichtete, der Firma A 
und deren Rechtsnachfolgern im Betriebe des im Hause Y befindlichen Kaufmanns- 
geschäftes zu gestatten, Wein- und Spiritusfässer über das Trottoir in das Haus Y zu 
schaffen, diese Fässer auf dem Trottoir aufzustellen, jedoch nur unter der Bedingung, 
daß die Abschlauchung der Fässer sofort nach deren Einlangen vorgenommen und die 
Fortschaffung der entleerten Fässer ohne jeglichen Verzug mit Vermeidung jeder Verkehrs- 
störung sofort veranlaßt werde .... 

.... Die beklagte Gemeinde hat die angefochtene Verfügung in ihrem selb- 
ständigen Wirkungskreise als Gemeinde gemäß § 28, P. 3, der Gemeindeordnung erlassen. 
Wenn hierdurch die klägerische Firma sich verletzt erachtet, so steht ihr bloß das Recht 
zu, die Hilfe der administrativen Behörde anzurufen, weil in solchem Falle nach Art VIII 
des Kundm.-Pat. zum a. b. G.-B. und Hfd. vom 14. März 1806, J.-G.-S. Xr. 758, die 
Ingerenz der Gerichte ausgeschlossen ist. 

Das Rekursgericht behob den erstrichterlichen Beschluß und verfügte die weitere 
Verhandlung und Entscheidung in der Sache selbst. Der gegen diese Entscheidung von 
der Gemeinde B überreichte Rekurs wurde, da er gegen einen Beschluß gerichtet erscheint, 
wider welchen ein abgesondertes Rechtsmittel versagt ist, vom Obersten (rerichtshofe 
als unzulässig verworfen, zugleich jedoch nach Zulaß des § 42 J.-N. die Unzuständigkeit 
der (lerichte zur Entscheidung dieser Rechtsache sowie die Nichtigkeit des voran- 
gegangenen Verfahrens ausgesprochen und die Klage der klägerischen Firma zurück- 
gestellt in der Erwägung, daß es sich im vorliegenden Falle .... offenb&r um eine 
im selbständigen Wirkungskreise erlassene st^aßenpolizeiliche Verfügung der geklagten 
Stadtgemeinde handle, bezüglich welcher nach den im erstrichterlichen Beschlüsse zitierten 
Gesetzesbestimmungen der Rechtszug lediglich an die administrative Behörde offen stehe, 
der ordentliche Rechtsweg aber ausgeschlossen sei. 

F. öffentliches Gut und Grundbuch. 
I. Gehören Rechte an öffentlichem Gut in das Gutsbestandblatt des herrschenden Gutes? 
1. S. 22. Bd., Nr. 9970, E. v. 1. April 1884, Nr. 3680. 
Aus dem Erkenntnis der 1. Instanz: 
Das angemeldete Fischereirecht ist gemäß des § 9 G.-G. kein Gegenstand einer 
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bücherlichen Eintragung, selbst wenn es als eine Dienstbarkeit angesehen werden könnte, 
weil dessen Eintragung auf dem mit demselben belasteten Gute unausführbar ist, daher 
die Voraussetzung fehlt, unter welcher nach § 8 des Gesetzes vom 2. Juni 1874, R.-G.-Bl. 
Nr. 97, dieses Recht in dem Gutsbestandblatte des herrschenden Gutes ersichtlich zu 
machen ist. Das in öffentlichen Wässern ausgeübte Fischereirecht ist aber mit Rücksicht 
auf die §§ 287 und 472 a. b. G.-B. als eine Dienstbarkeit nicht anzusehen. 

In n. und III. Instanz mit Hinweisung auf die obige Begründung bestätigt. 

2. S. 24. Bd., Nr. 11.365, E. v. 13. Oktober 1885, Nr. 11.856. 
Nutznießungsrechte an Moldauflußparzellen sind in dem Gutsbestandblatte der 

Landtareleinlage fiir das herrschende Gut anzumerken, wobei es keinen Unterschied 
macht, daß die Eintragung in der Einlage eines dienstbaren Gutes nicht erfolgen kann, 
nachdem die Möglichkeit nicht entzogen werden darf, den Intentionen dieses Gesetzes 
und den erworbenen Rechten wenigstens soweit als bestehende Einrichtungen nicht ent- 
gegenstehen, Geltung zu verschaffen. 

3. S. 26. Bd., Nr. 11.759, E. v. 28. September 1887, Nr. 10.911. 

In dem Verfahren zur Richtigstellung der Landtafeleinlage für die Fideikommiß- 
herrschaft A in Böhmen hat das Erstgericht die von dem Fideikommißbesitzer über- 
reichte Anmeldung des der Fideikommißherrschaft an der Sazavaflußparzelle zustehenden 
Rechtes der Fischerei, Eis- und Sandgewinnung abgewiesen. Das Oberlandesgericht ver- 
ordnete die Annahme der Anmeldung und die Einleitung des Verfahrens nach § 20 des 
Gesetzes vom 25. Juli 1871, R.-G.-B1. Nr. 96, und § 37 des Gesetzes vom 5. Dezember 1874, 
L..G.-ßl. Nr. 92. 

Der Oberste Gerichtshof restituierte die erstgerichtliche Verfügung mit Verweisung 
auf deren Begründung und in der weiteren Erwägung, daß die Anmeldung in der Ein- 
gabe des Fideikommißbesitzers weder eine Änderung der Eintragung im Sinne des 
§ la noch eine Belastung nach § Ib des Gesetzes vom 25. Juli 1871, R.-G.-BI. Nr. 96, 
enthält und daß der § 20 dieses Gesetzes nur dann Anwendung findet, wenn ein Grund- 
buch durch den Eintrag einer Liegenschaft ergänzt werden soll, hier aber von dem Ein- 
schreiter nicht eine solche Ergänzung, sondern die Anmerkung eines Rechtes in dem 
Gutsbestandblatte der Herrschaft A begehrt wurde. 

4. S. 26. Bd., Nr. 12.250, E. v. 4. Juli 1888, Nr. 8028. 

Der Oberste Gerichtshof verordnete dem Erstgerichte die grundbücherliche An- 
merkung der Anmeldung (des der Herrschaft zustehenden Fischereirechtes an zwei 
Moldauflußparzellen) und die Einleitung des im § 8 des Gesetzes vom 25. Juli 1871, 
R.-G.-Bl. Nr. 96, vorgezeichneten Verfahrens, in der Erwägung, daß das Gutsbestand- 
blatt nach der Vorschrift des Gesetzes auch die mit dem Eigentume eines Grundbuchs- 
körpers verbundenen dinglichen Rechte anzugeben hat; daß es an einer gesetzlichen 
Norm fehlt, welche gestatten würde, die Ausführung dieser Vorschrift auf Dienstbar- 
keiten zu beschränken, welche durch grundbücherliche Eintragung auf dem dienenden 
Gute sichergestellt werden können; daß die Vorschriften über die Verfassung des Guts- 
bestandblattes einer solchen einschränkenden Auslegxmg geradezu entgegenstehen; daß 
mit Rücksicht auf den Zweck des Gesetzes, welches die Vollständigkeit des Gutsbestand- 
blattes anstrebt, wohl der Bestand des mit dem Besitze des Grundbuchskörpers ver- 
bundenen dinglichen Rechtes, keineswegs aber die bücherliche Belastung der dienenden 
Liegenschaft als maßge})end anzusehen ist, weil den Gegenstand dieser Anmeldung ein 
dingliches Recht bildet, welches seiner Natur dadurch, daß es an einem öffentlichen Gut 
ausgeübt wird, nicht entkleidet werden kann; daß demnach die untergerichtlichen Ent- 
scheidungen, durch welche der durch das Gesetz vom 25. Juli 1871, R.-G.-Bl. Nr. 96, 
gebotene Rechtsschutz ausgeschlossen wurde, die Anwendung des § 16 des kaiserlichen 
Patentes vom 9. August 1854, R.-G.-B1. Nr. 208, notwendig machen. 

österreichisches Verwaliungsarchir. 2t> 
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Zugleich wurde die Eintragung nachstehenden Rechtssatzes in das Spruchrepertorium 
beschlossen: ^In einem Gutsbestandblatte sind auch diejenigen mit dem Besitze des 
Crrundbuchskörpers verbundenen dinglichen Rechte anzugeben, welche an einem öffent- 
lichen von der Aufnahme in das Grundbuch ausgeschlossenen Gute ausgeübt werden.*' 

lU Behandlung der Privatansprüche auf öffentliches Gut bei der Grundbuchsanlegung. 

5. S. 18. Bd., Nr. 7855, E. v. 17. Februar 18^, Nr. 1270. 

In dem Richtigstellungsverfahren hat der Gemeindevorsteher die Gemeindewege 
und Ortsplätze mit dem Begehren angemeldet, daß dieselben als Eigentum der Gemeinde 
in das Grundbuch übertragen werden. 

Bei der hierüber angeordneten Verhandlung opponierte der Vertreter der Bezirks- 
hauptmannschaft dem Begehren der Gemeinde, soweit es ein öffentliches Gut betrifft, und 
da eine Einigung der Beteiligten nicht erzielt werden konnte, wurde in I. Instanz die 
Anmeldung des Gemeindevorstehers abgewiesen und derselbe mit seinen Anspruch auf den 
Rechtsweg verwiesen. 

Der Oberste Gerichtshof bestätigte die erstrichterliche Verordnung. Gründe: Für 
die in Rede stehenden Parzelllen ist eine Einlage im Grundbuche nicht eröffnet worden, 
weil sie für ein öffentliches Gut angesehen wurden, welches von der Aufnahme in ein 
Grundbuch ausgeschlossen ist; deshalb und bei der besonderen Eigentümlichkeit des 
angemeldeten Anspruches in Ansehung des Objektes ist die im § 8 des Gesetzes vom 
25. Juli 1871, R.-G.-BL Nr. 96, vorgeschriebene Anmerkung der Anmeldung im Grund- 
buche unausführbar, daher zu unterlassen und das um so mehr, als im vorliegenden Falle 
auch der mit der Anmerkung der Anmeldung verbundene Zweck entfallt. Daß aber die 
hier in Rede stehenden Parzellen einen Gegenstand des zivilrechtlichen Verkehres bilden 
oder von der Gemeinde auf privatrechtlichem Wege erworben wurden, ist von der 
letzteren nicht ausgewiesen worden. Deshalb wurde die Anmeldung in L Instanz mit 
Grund abgewiesen. 

6. S. 21. Bd., Nr. 9291, E. v. 6. Februar 1883, Nr. 1098. 

Der mit den Erhebungen behufs Anlegung neuer Grundbücher betraute richter- 
liche Beamte hat, da von der Aufnahme in das Grundbuch das Öffentliche Gut aus- 
geschlossen ist, von der gesetzlichen Regel ausgehend Ströme, Flüsse, Biche in das 
nach § 33 dieses Gesetzes anzulegende Verzeichnis aufzunehmen und im Falle eines 
auf derlei Liegenschaften erhobenen Privatanspruches zwar die darüber gesetzlieh vor- 
geschriebenen Erhebungen zu pflegen,' ist aber hierbei, wenn die politische Behörde dem 
Privatanspruche entgegentritt, den dafür vorgebrachten Rechtstitel nicht anerkennen zu 
dürfen erachtet und auf der Wahrung der Eigenschaft des betreffenden Gewässers als 
öffentliches Gut beharrt, nicht berufen, entgegen der Erklärung der politischen Behörde 
eine Entscheidung über den Privatanspruch zu fällen, daß das in Rede stehende Gewässer 
nicht als öffentliches Gut anzusehen, sondern als Privatgut in das Grundbuch aufzunehmen 
sei; es liegt eine Anomalie darin, die politische Behörde hierbei als Privatpartei anzu- 
sehen, unter den erwähnten Umständen derlei Liegenschaften in den Entwurf des 
Grundbuches einzubeziehen und hierdurch herbeizuführen und das Präjudiz zu schaffen, 
daß die politische Behörde in Wahrung der gesetzlichen Eigenschaft des fließenden 
Gewässers als eines öffentlichen Gutes mit einer Anmeldung im Sinne des § 7 lit. a) des 
Gesetzes vom 25. Juli 1871, R.-G.-B1. Nr. 96 und nach darüber im Sinne des § 9 dieses 
Gesetzes durchzuführendem Verfahren auf den Rechtsweg verwiesen wird. 

7. S. 22. Bd., Nr. 9849, E. v. 17. Jänner 1884, Nr. 435. 

Der mit den Erhebungen behufs Anlegung neuer Grundbücher betraute richter- 
liche Beamte hat Ströme, Flüsse, Bäche in das nach § 33 aufzunehmende Verzeichnis 
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ein2ubeziehen und im Falle eines auf derlei Liegenschaften erhobenen Privatanspruches 
die darüber gesetzlich vorgeschriebenen Erhebungen zu pflegen. Er ist hierbei nicht 
berufen, wenn die politische Behörde dem Privatanspruch entgegentritt, den dafür vor- 
gebrachten Privatrechtstitel nicht anerkennen zu dürfen erachtet und auf der Wahrung 
der Eigenschaft des betreffenden Gewässers als eines öffentlichen Gutes beharrt, entgegen der 
Erklärung der politischen Behörde eine Entscheidung über den Privatanspruch in dem 
Sinne zu fällen, daß das in Rede stehende Gewässer nicht als öffentliches Gut anzusehen, 
sondern als Privatgut in das Grundbuch, beziehungsweise in die Landtafel aufzu- 
nehmen sei. 

8. S. 22. Bd., Nr. 10.023, Plenarbeschluß vom 6. Mai 1884, Nr. 18, Judikatenbuch 
Nr. 11.5. 

Rechtssatz: „Ergibt sich bei Anlegung eines Grundbuches ein Zweifel darüber 
ob ein Gewässer ein Öffentliches oder ein Privatgewässer sei, so hat der Richter zur 
Aufklärung der Sachlage das Geeignete zu veranlasssen, insbesondere der berufenen Ver- 
waltungsbehörde Gelegenheit zur rechtzeitigen Vertretung des von ihr wahrzunehmenden 
öffentlichen Interesses zu bieten und sodann auf Grund der von ihr gepflogenen Er- 
hebungen sich im eigenen Wirkungskreise darüber schlüssig zu machen, ob die Wasser- 
parzelle in eine Grundbuchseinlage einzutragen oder in das zur Evidenzhaltung der 
grundbücherlich nicht eingetragenen Parzellen bestimmte Verzeichnis aufzunehmen sei." 

Aus den Gründen: Die Wassergesetze enthalten Normen über Fragen des bürger- 
lichen Rechtes und über Fragen der öffentlichen Verwaltung. Dem Wirkungskreise 
der politischen Behörden sind aber nur diejenigen Angelegenheiten zugewiesen 
worden, welche sich auf die Benutzung, Leiti^ng und Abwehr der Gewässer nach 
den Landesgesetzen beziehen. Hierbei haben die Landesgesetze für Kärnten und 
Krain eine auf Art. 15 des Staatsgrundgesetzes über die richterliche Gewalt hin- 
weisende Einschränkung hinzugefügt und in dem niederösterreichischen Landesgesetze 
vom 28. August 1870, L.-G.-Bl. Nr. 56, wurde an dieser Stelle ein die richterliche 
Kompetenz wahrender Vorbehalt eingeschaltet. Kein Gesetz enthält aber irgendeine 
Stelle, aus welcher die Aufgabe der politischen Behörde, über Eigentum und Besitz an 
einem Gewässer zu entscheiden, gefolgert werden könnte. Den politischen Verwaltungs- 
behörden ist vielmehr durch ausdrückliche gesetzliche Bestimmungen die Entscheidung 
über privatrechtliche Ansprüche, w^elche bei den zum Wirkungskreise dieser Behörden ge- 
hörigen Angelegenheiten geltend gemacht werden, entzogen worden. Wenn nun diese Behör- 
den in den zu ihrem Wirkungskreise gehörigen Angelegenheiten sich der Entscheidung über 
privatrechtliche Ansprüche selbst da zu enthalten haben, wo es sich um öffentliche 
Gewässer handelt imd wo nicht ein alle anderen ausschließendes, sondern nur ein kon- 
kurrierendes Recht geltend gemacht wird, so kann die Ansicht, daß die politischen Ver- 
waltungsbehörden in einer den Gerichten zugewiesenen Angelegenheit über Besitz und 
Eigentum an einem Gewässer mit Ausschluß des Richters zu entscheiden haben, nicht 
als dem Gesetze entsprechend bezeichnet werden. . 

9. S. 24. Bd., Nr. 10.997, E. v. 24. AprU 1886, Nr. 3937. 

Es ist nicht ausgeschlossen, daß eine Parzelle, wenn sie sich als ein öffentliches 
Gut im Sinne des § 288 a. b. G.-B. herausstellen sollte, selbst wenn sie im Grundbuche 
eingetragen wäre, auszuscheiden käme. Allein da durch die Vorschrift über die Grund- 
buchsanlegung die Frage über das bücherliche Eigentum unberührt bleibt, ist jener, 
welcher im alten Grundbuche durch die nach den Bestimmungen des allgemeinen bürger- 
lichen Gesetzbuches zur Ersitzung erforderliche Zeit bereits als Eigentümer eingetragen 
war, bücherlicher Eigentümer geblieben und ist bei Anlegung der neuen Gnindbüchfr 
seine Eintragung aus dem alten in das neue Grundbuch zu übertragen. 

25* 



Digitized by 



Google 



380 Dr. W. Perlmann, Die Judikatur d. k. k. Ob. Gerichtshofes in Sachen d. öffentl. Gutes. 

III. Das Verzeichnis des öffentlichen Gutes. 

10. S. 21. Bd., Nr. 9785, E. v. 15. Februar 1883, Nr. 1531. 

Das Verzeichnis der in einer Katastralgemeinde befindlichen, als öffentliches Gut 
angesehenen und deshalb von der Aufnahme in ein Grundbuch ausgeschlossenen Liegen- 
schaften ist nach § 33 des Gesetzes vom 5. Dezember 1874, L.-G.-Bl. Nr. 92 für Böhmen, 
und § 33 der Volbsugsvorschrift vom 8. Februar 1875, L.-G.-Bl. Nr. 13, in das Grund- 
buch der betreffenden Gemeinde einzulegen und bildet deshalb einen Bestandteil dieses 
Grundbuches; in dem Falle, wenn die Eigenschaft einer in dieses Verzeichnis aufge- 
nommenen Liegenschaft als eines öffentlichen Gutes bestritten und dieselbe als Privateigentum 
in Anspruch genommen wird, handelt es sich um die Ausscheidung der Liegenschaft aus 
dem einen Bestandteil des Grundbuches bildenden Verzeichnis, sohin um eine Änderung 
der in dem Grundbuch enthaltenen, Besitzverhältnisse betreffenden Eintragung; diese 
Änderung hat aber durch Abschreibung der Liegenschaft in dem Verzeichnis auf dem 
Wege des Richtigstellungsverfahrens zu erfolgen und hat daher der Zuschreibung der 
als Privateigentum angesprochenen Liegenschaft zum Grundbuchskörper oder der Ein- 
tragung derselben in einer selbständigen Grundbuchseinlage voranzugehen; hiernach ist 
aber die eine solche Änderung durch Abschreibung der Liegenschaft aus dem Verzeichnis 
bezweckende Anmeldung bei demjenigen Grundbuchsgerichte anzubringen und darüber 
von demjenigen Grundbuchsgerichte die in den §§8 und 9 des Gesetzes vom 25. Juli 1871, 
R.-G.-Bl. Nr. 96, vorgeschriebene Verhandlung einzuleiten, welchem das Grundbuch 
untersteht, dessen Bestandteil das Verzeichnis bildet, in welchem die Abschreibung statt- 
finden soll; von dem Ausgange dieses Verfahrens ist die Zuschreibung der als Privat- 
eigentum angesprochenen Liegenschaft zum Grundbuchskörper oder deren Eintragung 
in einer selbständigen Einlage und somit auch die Einleitung des RichtigstcUungsver- 
fahrens zu demjenigen Grundbuche, dessen Einlage dieser Grundbuchskörper bildet, 
bedingt. 

11. S. 21. Bd., Nr. 9684, E. v. 4. Dezember 1883, Nr. 14.016. 

Die in den §§ 7 und 8 des Gesetzes vom 25. Juli 1871, R,-G.-Bl. Nr. 96, erwähnte 
Anmeldung hat wirkliche Grundbuchseinlagen im Sinne des Landesgesetzes für Böhmen 
vom 5. Dezember 1874, L.-G.-Bl. Nr. 92, zur Voraussetzung; das im § 33 dieses Gesetzes 
erwähnte Verzeichnis des offen liehen Gutes und der übrigen von der Aufnahme in die 
Grundbücher ausgeschlossenen Liegenschaften, welches Verzeichnis lediglich den Zweck 
hat, die Evidenz herzustellen, daß keine in der betreffenden Katastralgemeinde befindliche 
Grundparzelle oder Liegenschaft übergangen worden sei, kann einer Grundbuchseinlage 
im Sinne der §§ 3, 4 dieses Gesetzes nicht gleichgehalten, dieses Verzeichnis an sich 
demnach auch dem Richtigstellungsverfahren nicht unterzogen werden. 

12. S. 36. Bd., N. F. 2. Bd., Nr. 823, E. v. 7. Dezember 1898, Nr. 16.354. 

Das in 1. Instanz bewilligte Ansuchen des A um grnndbücherliche Abschreibung 
des Teiles Y von der als öffentliches Gut eingetragenen Seeparzelle X und Zuschreibung 
des Teiles Y zum Landtafelgute Z würde vom Rekursgerichte abgewiesen. Gründe: Der 
Wörther See ist öffentliches Gut, Staatsgut (§§ 286 und 287 a. b. G.-B.) und es wurde 
dieser rechtlichen Beschaffenheit der Seeparzellen auch bei Neuanlegung des Grundbuches 
Rechnung getragen. Dieselben wurden als Öffentliches Gut von der Aufnahme in die 
Grundbücher ausgeschlossen und in das zur Evidenzhaltung der grundbücherlich nicht 
eingetragenen Parzellen bestimmte Verzeichnis aufgenommen. Die Seeparzelle X ist kein 
Tabularobjekt und, solange die Ausbücherung nicht erfolgt, das öffentliche Gut nicht 
rechtsgültig als Privateigentum erklärt ist, kein Gegenstand des Tabularverkehres. Eine 
solche Umwandlung der rechtlichen Qualität ist durch einen einseitigen Akt der politischen 
Behörde, durch Vertrag zwischen Arar nnd einer Privatperson nicht erreichbar, sie ist 
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nur im AVege des durch das Gesetz vom 25. Juli 1871, R.-G.-Bl. Nr. 96, und die Justiz- 
ministerialverordnung vom 9. Jänner 1889, R.-G.-Bl. Nr. 75, vorgeschriebenen Verfahrens 
zu erzielen. Verletzt ist durch den angefochtenen Buchbescheid § 21 G.-G., nach welchem 
Eintragungen nur wider denjenigen zulässig sind, welcher zur Zeit des Ansuchens als 
Eigentümer der Liegenschaft oder des Rechtes, in Ansehung deren die Eintragung er- 
folgen soll, im Grundbuche erscheint oder doch gleichzeitig als solcher einverleibt oder 
vorgemerkt wird (§ 432 a. b. G.-B.), es fehlt der bücherliche Vormann. Verletzt ist 
endlich die Vorschrift des § 26 G.-G.; es fehlt an einem tauglichen Tabularinstrument, 
diesem selbst ein tauglicher Rechtsgrund. (§ 32 lit. b) G.-G.) 

Der Oberste Gerichtshof bestätigte den Beschluß des Oberlandesgerichtes. Gründe: 
Die Legitimation der Finanzprokuratur ist zweifellos, da es sich um ein nicht bloß den 
Mitgliedern der Gemeinde, sondern allen Mitgliedern des Staates zum Gebrauche ver- 
stattetes öffentliches Gut handelt, welches daher, wenn auch nicht als Staatsvermögen, 
so doch als Staatsgut anzusehen ist. Die Entscheidung der Bezirkshauptmannschaft kann 
als eine den Bestimmungen des § 33 G.-G. entsprechende Tabularkunde nicht angesehen 
werden, weil der Bezirkshauptmannschaft lediglich die Entscheidung zukommt, daß die 
2um öffentlichen Ghite gehörige Grundparzelle der Eigenschaft des öffentlichen Gutes 
entkleidet wird, die zitierte Entscheidung enthält aber auch nicht die Bewilligung zur 
Eintragung des Eigentumsrechtes, sondern nur die Bedingungen, unter welchen eine 
solche erfolgen kann, ist daher nicht geeignet, eine förmliche Tabularurkunde zu ersetzen. 
Endlich erscheint vor definitiver Durchführung der Eigentumsübertragung die Einleitung 
des Verfahrens wegen Ergänzung des Grundbuches notwendig. 

So weit die Judikatur des Obersten Gerichtshofes. 

In einem folgenden Artikel sollen die in den vorstehenden Judikaten zutage 
tretenden Anschauungen und Ideen des Obersten Gerichtshofes untersucht und 
auf ihre Richtigkeit kritisch überprüft werden. 

Dr. Walter Perlmann. 
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Über die Vorgeschichte und die bisherigen Erfolge des Gesetzes vom 8. Juli 1902, 
betreflend Begünstigungen für Gebäude mit gesunden und billigen Arbeiterwohnungen, 
sowie über die Statistik der österreichischen Wohnungsverhältnisse auf Grund der 
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"Wohnungsaufnahme vom 31. Dezember 1900 sollen in dieserZeitschrift seinerieit Mitteilungen 
in ausführlicher Form gebracht werden. Dieser Umstand diene zur Erklärung, weshalb 
in der vorliegenden Bücherschau jene Literatur unberücksichtigt blieb, welche die zwei 
obgenannten Gebiete behandelt. Daß trotzdem aus der jüngsten Zeit 18 Publikationen, welche 
ausschließlich österreichische Wohnungsverhältnisse und deren Verbesserung berühren, hier 
vorgeführt werden können, ist zweifellos ein Beweis dafür, daß endlich auch bei uns 
diesem wichtigen Teile der öfiFentlichen Wohlfahrt erhöhte Beachtung geschenkt wird. 
Aber wir müssen uns hüten, diese Tatsache zu überschätzen. Denn der Kreis der der- 
zeitigen Interessenten ist nur wenig umfangreich und gerade den an einer umfassenden 
Wohnungsreform Nächstbeteiligten mangelt fast durchwegs die richtige Erkenntnis für 
die weitreichende Bedeutimg des Wohnungsproblems. Zuerst gilt es, dieses Verständnis, ja 
vielfach sogar erst das natürliche Bedürfnis nach einem zweckentsprechenden Heim zu 
erwecken und die Menge für die Bestrebungen zu erziehen. Den Weg, den man zur 
Erreichung dieses Zieles zu betreten hat, hat uns bereits das Ausland — insbesondere 
Deutschland — gewiesen. Dort denkt man schon daran, aus dem ersten Stadium der 
Reformaktion in das zweite überzugehen: die Produktion von gesunden und billigen Ar- 
beiterwohnungen dem gewerbsmäßigen Wohnungsbau zu überlassen. Denn die jüngsten 
Auffassungen vom Wesen der Wohnungsfrage sind darin einig, in der „gemeinnützigen 
Bautätigkeit" nur den Pionier in dem hindemisreichen Gebiete des Behausungsproblems 
zu erblicken. „Ihr Endziel ist, durch Mithilfe an der Herbeiführung befriedigender 
AVohnungsverhältnisse sich selbst wieder entbehrlich zu machen." 

In Österreich, wo diese Bemühungen erst in ihren Anfängen liegen, werden sich 
die nächsten Aufgaben in der Schaffung einer ausgebreiteten gemeinnützigen Bautätigkeit 
konzentrieren müssen. Inwiefern hierbei das neue Arbeiterwohnungsgesetz seinem Geiste 
gerecht werden und welcher der hier zu besprechenden Reformvorschläge seine Verwirk- 
lichung finden wird, kann erst die Zukunft lehren. Das Gesetz wird seinen Hauptzweck erreicht 
haben, wenn es ihm gelingt, der Gesamtbevölkerung in der gewünschten Richtung erfolg- 
reiche Anregungen zu geben. Diese zu realisieren, festzuhalten und in bleibende Insti- 
tutionen umzusetzen, ist das Ziel der mannigfachen Projekte, die sich zu dessen Er- 
reichung bald nur des Staates, der Gemeinde, der Selbsthilfe oder des Privatkapitals 
oder auch einer Kombination aller dieser bedienen wollen, 



Ad 1. Das Gebiet der genossenschaftlichen Selbsthilfe bezüglich der Wohnungs- 
beschaffung berühren die beiden zuerst genannten Schriften. Dr. Maximilian Steiner^ der 
wiederholt dafür eingetreten ist, nicht bloß Arbeitern im landläufigen Sinne, sondern über- 
haupt minder bemittelten Bevölkerungskreisen die Vorteile des damals im Entwurfsstadium 
befindlichen jüngsten Arbeiterwohnungsgesetzes zugute kommen zu lassen, tut nunmehr 
einen weiteren Schritt und behandelt in der vorliegenden Broschüre die Wohnungs- 
mißstände verschiedener Beamtenkategorien. Es ist bekannt, daß im allgemeinen der pro 
Quadratmeter Wohnfläche zu entrichtende Mietzins sich für ärmliche Vorstadtwohnungen 
weit höher stellt als für Wohnungen in luxuriösen Bauten des Stadtinnern. Die zwischen 
diesen beiden Einheitspreisen auftretende große Differenz füllt nun der Vei^fasser an der 
Hand von allerdings nur fünf Beispielen in der Weise aus, daß er diese Einheits- 
mietpreise für die Wohnungen von verschiedenen Rangsklassen angehörigen Beamten 
berechnet. Er zeigt, daß ein solcher der XI. Rangsklasse 20 Kronen für dieselVe 
Fläche (1 m^) Miete zahlt, für welche ein Angehöriger der X. Klasse 17*56 Kronen, der 
Vin.: 16-66 Kronen, der VH.: 15-30 Kronen und der VI.: bloß 15-28 Kronen zu ent- 
richten hat. Gleichzeitig steige der Mietzins im verkehrten Verhältnis zum Einkommen, so 
daß er bei 2000 Kronen 400/o, hei 2700 Kronen nur mehr 22-57o desselben ausmache. 
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Da der Verfasser nun voraussieht, daß seine Idee — die Errichtung von zweck- 
mäßigen Beamtenwohnhäusem — derzeit kein wesentliches Entgegenkommen von seiten 
des Staates und der Cxemeinden erwarten kann, so empfiehlt er unter Hinweis auf ähnliche 
Unternehmungen in deutschen Städten die versuchsweise Gründung einer Beamten- 
baugenossenschaft m. b. H. und erhofft sich im Falle des Gelingens ein Entgegen- 
kommen seitens der Behörden, der öffentlichen Körperschaften und des Privatkapitals. 
Dr. Steiner entwickelt, gestützt auf allgemeine Erfahrungsresultate, den finanziellen Plan 
für ein Geuossenschaftshaus mit insgesamt 80 kleinen, mittleren und größeren Wohnungen 
an 4 Stiegen, dessen Grund- und Baukosten er auf 560.000 Kronen veranschlagt. Hiervon 
wären 460.000 Kronen auf dem Wege von Bau- und Hypothekarkredit zu beschaffen, die 
restlichen 100.000 Kronen sollten durch Ausgabe von 500 Genossenschaftsanteilen 
k 200 Kronen aufgebracht werden. Indem der Verfasser nun den in Anbetracht der sehr 
kleinräumigen Wohnimgen hohen Zinsertrag von 70.000 Kronen herausrechnet, kommt 
er zu einer Anteildividende von 6*5%, ohne noch hierbei den Kapitalswert der üblichen 
zwölfjährigen Steuerfreiheit zu berücksichtigen. Diesem Betrag — er wird auf 100.000 Kronen 
geschätzt — weist Dr. Steiner vielmehr die Rolle eines Reservefonds zu, aus dem ge- 
gebenenfalls die Kosten verschiedener Wohlfahrtseinrichtungen zu bestreiten wären. Der 
Verfasser ist in der angenehmen Lage, seine Vorschläge zum Teil auf bereits bestehende 
Wiener Anlagen, wie die von ihm geschaffenen Familienhäuschen im X. Bezirk (Kiese- 
wettergasse) und die Bauten der Kaiser Franz Josef I. Jubiläumsstiftung für Volks- 
wohnungen und Wohlfahrtseinrichtungen in Ottakring stützen zu können. 

Äd 2. Dieses immerhin nicht zu unterschätzenden Vorteils muß der Proponent der 
gewerblichen Cottages entraten. Genossenschaf tsinstruktor Michael Adler, dessen Anregungen 
den Inhalt der zweit angeführten Publikation bilden, besitzt zwar bei seinen Bestrebungen 
einen Vorgänger, dessen Bemühungen jedoch erfolglos geblieben sind. Trotzdem möge 
hier die Gelegenheit nicht unbenutzt gelassen werden, um kurz an die interessanten Vor- 
schläge zu erinnern, die schon im Jahre 1871 Heinrich Reschauer unter anderm 
zur Behebung der Wohnungsnot „der Kleingewerbetreibenden und Lohnarbeiter" machte. 
Er wies auf die 28 km^ große, dem Wiener Armenfonde gehörige Herrschaft Kaiser- 
Ebersdorf hin, schlug vor, diese mit freistehenden Einfamilienhäusern zu verbauen und 
diesen Komplex mit Wien durch eine Eisenbahnlinie zu verbinden, deren Fahrpreis nur 
5 Kreuzer betragen sollte. Ganz entsprechend den modernen Anschauungen dachte er 
sich eine gemeinnützige Gesellschaft mit der Verbauung des Gesamtgebietes betraut und 
derselben eine fünfzigjährige Steuerfreiheit gewährt. Die 24.000 vorgesehenen Häuschen, 
deren Erstellungserfordernis auf 48 Millionen Gulden veranschlagt wurde, sollten mittels 
Annuitäten durch die Bewohner erworben werden können. 

Auf ganz ähnlichen Voraussetzungen beruht das Projekt Adlers zur Errichtung 
von gewerblichen Cottages, um der empfindlichen Werkstättennot in größeren Städten 
— vor allem in Wien — zu steuern. Er schlägt nach ziffernmäßiger Beleuchtung 
der Wiener Werkstättennot und nach Vorführung einschlägiger Beispiele aus Berlin, 
Paris, London und Budapest die Erstellung großer Gewerbestättenquartiere in der 
Brigittenau, in Ottakring und in Meidling vor, denen infolge einer zentralisierten Kraft- 
erzeugung für die maschinell betriebenen Werkstätten und infolge der Einbeziehung in 
den Nah- und Fernverkehr Hauptvorteile der Großindustrie zu Gebote stünden. Die 
Wohn- und Arbeitsräume umfassenden Gebäude sind als allseitig freistehende Ein- und 
Mehrfamilienhäuser gedacht, in ihrer Bauart dem betreffenden Gewerbe möglichst ange- 
paßt und bestimmt, im Moment des Beziehens Eigentum des Bewohners zu werden, der 
den Kaufpreis in 85 Annuitäten zu begleichen hat. Dies die Grundzüge des Vorschlages 
Adlers, der sein Projekt auf vollständiger Steuerfreiheit aufgebaut hat, sich nur unter 
dieser Voraussetzung einen nachhaltigen Erfolg verspricht und daher bestrebt ist, Regienmg 
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und Kommune für seine sozialpolitisch zweifellos bedeutsame Idee zu interessieren. Es 
ist bedauerlich, daB trotz seinen steten Bemühungen die Aussicht auf irgendwelche 
praktische Durchführung seiner Am*egungen eher ab- als zugenommen hat. Architekt 
Eugen Faßbender hatte es übernommen, die Vorschläge des Verfassers durch die 
Ausarbeitung eines Lageplane« für eine Grewerbestättenkolonie in der Brigittenau sowie 
durch den Entwurf mehrerer Typen für Einz'elgewerbestätten anschaulicher zu gestalten. 

Ad. 3. Die Broschüre von Kommerzialrat B. Wetzler behandelt die Frage der 
Tuberkulosebekämpfung und bezeichnet als Vorbedingung eines umfassenden Erfolges in 
erster Linie die Beseitigung der Wohnungsnot durch eine weitgehende Wohnungsreform. 
Nur auf diese Weise lasse sich das Übel, dem alljährlich mehr als ein Fünftel der 
Wiener Bevölkerung zum Opfer falle, wirksam in seiner Wurzel bekämpfen und eine 
allgemeine Verbesserung der Wohnverhältnisse sei als sicheres Vorbeugungsmittel weit 
höher zu schätzen als ein noch so dichtes Netz von Tuberkuloseheilstätten. Unter Hin- 
weis auf ausländische, speziell englische Maßnahmen auf dem Gebiete der Wohnungs- 
reform tritt der Verfasser für sachgemäßen gesetzlichen Ausbau des österreichischen 
Sanitätswesens, für die Einführung der Wohnungsinspektion und die Herstellung einer 
genügenden Zahl zweckentsprechender kleiner und billiger Wohnungen ein. Er bemüht 
sich zu beweisen, daß die Herstellung solcher Behausungen unter der für die heutigen 
Öroßstadtverhältnisse einzig richtigen Verwendung von mehrstöckigen Miethäusem noch 
immer eine vierprozentige Verzinsung des Anlagekapitals gewährleiste und berechnet die 
für einwandfreie Unterbringung von 60.000 Personen — das ist die Hälfte der nach 
Professor von Philippovich in überfüllten Wohnungen lebenden Wiener Bevölkerung — 
erforderlichen Geldmittel mit rund 100 Millionen Kronen. Die Geldbeschafftmg für solche 
Sanierungszwecke wünscht der Verfasser gesetzlich geregelt zu sehen, da die gelegentliche 
Betätigung seitens einzelner Gemeinden, Versicherungsanstalten, Sparkassen, Stiftungen 
oder auch Privatpersonen als völlig unzureichend bezeichnet werden müsse. Er schlägt 
daher — den Anregungen von Landesrat Brandts in Düsseldorf und denen von Direktor 
Kögler in Wien folgend — die Errichtung von staatlichen oder gemeindlichen Bau- 
banken vor, die zur Ausgabe von Pfandbriefen berechtigt wären. 

Äfi. 4. Der Tuberkulosefrage widmet auch das treffliche Büchlein des Reichen- 
berger Bürgermeisters Dr. Franz Bayer einen großen Teil seines Inhaltes. Hier sei 
vorzüglich jener Erörterungen gedacht, die das Wohnungswesen von Bayers Amtssitz 
bahandeln. Dr. Bayer konstatiert zunächst das bereits in den fünfziger Jahrendes verflossenen 
•Jahrhunderts empfundene Vorhandensein einer Wohnungsnot in Reichenberg und berichtet 
von vereinzelter Tätigkeit zur Behebung des Übels, die 1871 auch die Gründung der 
Reichenberger gemeinnützigen Baugesellschaft zur Folge hatte. Alle diese Maßnahmen 
erwiesen sich als ergebnislos, da sie einerseits dem herrschenden Bedarf nur zum klemsten 
Teile, den sanitären Anforderungen fast gar nicht entsprachen. Dazu kam die geringe 
Ausdehnung des Stadtgebietes, die verbunden mit einer übermäßigen Teuerung in ihrem 
Bereiche die ßevölkerungsmasse nach den Nachbargemeinden drängte, in denen sich 
nun Wohnungsverhältnisse entwickelten, welche jene Reichenbergs an Mißständen noch 
weit übertrafen. Während hier (1890) 51*5% aller Wohnungen einräumig, 57*5ö/o aller 
Wohnungen küchenlos waren, erreichten die entsprechenden Ziffern in den sogenannten 
Vororten die Höhe von 62^/^ und 79*2%. Und diese eines eigenen Kochraumes ent- 
behrenden Behausungen, die infolge dieses Mangels von vornherein gänzlich zu verwerfen 
sind, beherbergten (1890) in Reichenberg 48-7%, in den Vororten sogar 76-2'*/o der 
Bevölkerung. Von sämtlichen Einwohnern leben schätzungsweise noch heute V4 respektive 
V3 in den fast allen sanitären Anforderungen Hohn sprechenden Dachwohnungen, von denen 
überdies nur i/j^ Küchen aufweisen. Dazu kommt, daß (1890) 17*2% aller Wohnungen 
gleichzeitig dem Gewerbebetriebe dienten, ein Prozentsatz, der unter den entsprechenden der 
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österreichischen Städte der höchste ist und sich von 1890 — 1900 nur um l'ß^u verringert hat. 
Ohne zu beschönigen, legt der Verfasser in freimütiger Weise die Wohnungsschäden seiner 
Vaterstadt dar, die in dieser Beziehung trotz vielfacher auf Besserung gerichteter Bemühungen 
noch immer einen der schlimmsten Plätze unter den österreichischen Städten einnimmt. Noch 
lebt ungefähr ^3 der Bevölkerung in überfüllten Wohnungen, und wenn es auch infolge 
verschiedener sanitärer Einrichtungen gelungen ist, die Sterblichkeitsziffer in den letzten 
50 Jahren von 38*6%^ ^"^ 21'0%o herabzudrücken, so ist doch das Wohnungsübel zu augen- 
scheinlich, als daß es noch länger übersehen werden könnte. Aber auch in Reichenberg 
haben sich alle die zahlreichen Vorschläge zur Beseitigung des Wohnungselendes aus den 
verschiedensten Gründen als undurchführbar erwiesen und Dr. Bayer erhofft sich eine 
Lösung nur mehr aus einer ineinandergreifenden Tätigkeit von Staat, Gemeinde, Unter- 
nehmertum und Selbsthilfe. 

Ad, 5. Professor Karl Majreder behandelt in einer Broschüre einen speziellen 
Teil der kommunalen Fürsorge auf dem Gebiete der Wohnungsfrage, nämlich die ent- 
sprechende Ausgestaltung der städtischen Bauordnungen. Nach einem historischen Rück- 
blick auf die allgemeine Entwicklung der Bauordnungen kommt Prof. May reder auf 
die Mängel derselben zu sprechen und zeigt, daß das nunmehrige Bemühen dahin geht, 
eine möglichst weitgehende Individualisierung der Baupläne und der Bauordnungen durch- 
zuführen. Li dieser Richtung bewegen sich ja alle Bestrebungen, die Baugesetzgebung 
direkt oder indirekt der Lösung des Wohnungsproblems nutzbar zu machen. Die Haupt- 
aufgaben einer systematisch verbesserten Bauordnung bestehen in der Anlage einfach 
ausgestatteter, verkehrsloser AVohnstraßen zwischen Hauptverkehrszügen, in der richtigen 
Bemessung der Blocktiefen zur Vermeidung der Errichtung ungesunder Hinterhäuser, 
in der bereits ziemlich verbreiteten Einteilung des Stadtgebietes nach Bauzonen, die sich 
wieder in Geschäfts-, Fabriks- und Wohnviertel gliedern, in der Abstufung der Bau- 
ordnung selbst innerhalb dieser einzelnen Bauzonen u. dgl. m. 

Von diesen, durch eine reiche Literaturangabe unterstützten allgemeinen Erörterungen 
des Gegenstandes geht der Verfasser zur eingehenden Charakterisierung der mit dem 
Wohnungswesen zusammenhängenden Mängel unserer Bauordnungen über und kommt 
hierbei auf Parzellierungen, Enteignungsverfahren, gesundheitliche, feuerpolizeiliche, 
konstruktive und schönheitliche Vorschriften zu sprechen. Speziell österreichische Ver- 
hältnisse berührend, beklagt Prof. Mayreder, daß die Neuaufstellung von Bebauungs- 
plänen und Bauordnungen vorläufig noch viel zu wünschen übrig lasse, daß die auf das 
Massenmiethaus und auf geringe Niveauunterschiede basierte Wiener Bauordnung vom 
Jahre 1883 auch nach Einverleibung der weiträumig verbauten und Hügelcharakter 
tragenden ehemaligen Vororte unverändert blieb und trotz zahlreicher Vorschläge noch 
heute gilt und daß — wie die neuen Bauordnungen von Brunn und Linz zeigen — die 
den Verhältnissen einer Millionenstadt angepaßte Wiener Bauordnung planlos und ohne 
Individualisierung auf die genannten weitaus kleineren Provinzhauptstädte sowie über- 
dies noch auf mehrere Landstädtchen übertragen wurde. Da nun aber auch wieder 
zugegeben werden muß, daß bei richtiger Würdigung der Lokalverhältnisse alle Bau- 
ordnungen gemeinsame Züge aufweisen und schon mit Rücksicht auf die wachsende 
soziale Bedeutung der Baugesetze eine allgemeine Neubearbeitung derselben auch in 
Osterreich erwartet werden muß, so schlägt Prof. Mayreder nach dem Muster des 
allgemeinen sächsischen Baugesetzes die Erlassung einer Reichsbauordnung in Form 
eines Rahmengesetzes vor, dessen weiterer Ausbau nach den örtlichen Bedürfnissen 
den einzelnen Ländern und Städten vorzubehalten wäre. 

Ad. 6. Die soeben besprochene Schrift Mayreders stellt die Wiedergabe eines 
in der österreichischen Gesellschaft für Arbeiterschutz gehaltenen Vortrages dar, der 
einem Zyklus von Vorträgen über die Wohnungsfrage angehört. Eröffnet wurde dieser Zyklus 
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durch den Vortrag des Professors Dr. Karl Grttnberg über „Bauten auf fremdem Grund", 
der in der vorliegenden, stark erweiterten Niederschrift als ein Beitrag zur Würdigung 
des Erbbaurechtes bezeichnet wird. Anlaß zu diesen Untersuchungen boten einerseits 
die plöteliche hohe Wertschätzung dieser an sich schon alten Institution von Seiten der 
deutschen Wohnungs- und Bodenreformer, die in ihre Ausgestaltung die weitgehendsten 
Hoffnungen setzten, und anderseits die als Folgewirkung dieser Bewegung angestrebte 
Rezeption des Rechtsinstitutes des Erbbaurechtes in das österreichische allgemeine bürger- 
liche Gesetzbuch. Dieses letztere Bestreben kam in einem vom niederösterreichischen 
Landtag am 18. Juli 1901 angenommenen Dringlichkeitsantrage der Abgeordneten von 
Philippovich und Genossen und am 23. Oktober 1901 in einem von den Abge- 
ordneten Schücker und Genossen im Reichsrate eingebrachten Antrag zum Ausdruck. 

Professor Grünberg unternimmt es nun, zu untersuchen, ob es der Einführung 
erbbaurechtlicher Vorschriften in Österreich überhaupt erst bedarf, in welcher praktischen 
Ausbildung sich bei uns das Institut des Bauens auf fremdem Grund bereits vorfindet 
und wie es sich im Rechtsverkehr entwickelt hat, um sodann zu einer umfassenden Be- 
urteilung und eingehenden Würdigung der bestehenden Verhältnisse überzugehen. Von 
diesen speziell österreichischen Zuständen gewidmeten Erörterungen gelangt der Ver- 
fasser zu allgemeinen Betrachtungen über das Erbbaurecht des deutschen bürgerlichen 
Gesetzbuches, bespricht die mögliche und wahrscheinliche Wirksamkeit des Institutes, 
die wohnungspolitische Bedeutung sowie die zweckentsprechende Ausgestaltung desselben, 
um schließlich Normen für eine solche vorzuschlagen. Der hohe Wert der Grünbergschen 
Publikation liegt weniger in diesen positiven Vorschlägen als vielmehr in den vom Verfasser 
aus seinen Untersuchungen gezogenen negativen Folgerungen, die sich auf die Resultate 
einer von ihm veranstalteten Privatenquete gründen, welche sich auf das in Österreich ziemlich 
verbreitete, im Wesen dem deutschen Erbbaurecht sehr ähnliche Superädifikatwesen er- 
streckte. Dieses besteht in der Errichtung von Baulichkeiten auf Pachtgrund seitens 
eines Zeitpächters. Die dabei angewendeten Rechtsnormen, welche den Pächter nach dem 
derzeitigen Stand der Gesetzgebung wirtschaftlich völlig der Willkür des Grundeigen- 
tümers ausliefern, haben selbst in Wien zu so niederen Pachtzinsen geführt, daß diese 
allein noch die verhältnismäßig große Nachfrage nach solchem Pachtgrund seitens 
Gärtner, Gewerbetreibenden und sogar Fabrikanten erklärlich erscheinen lassen. Aller- 
dings entspricht in der Wirklichkeit die übliche Handhabung der einseitigen Pacht- 
vertragsbestimmungen seitens der Grundbesitzer weitaus nicht dem strengen Wortlaute; 
dies ändert jedoch nichts an der de facto höchst unsicheren rechtlichen Lage des Zeit- 
pächters, die in seiner ungemein beschränkten Kreditfähigkeit vielleicht am klarsten zum 
Ausdruck kommt. Diese wenigen Andeutungen über das innere Wesen des behandelten 
Gegenstandes umfassen nur einen kleinen Teil der juristisch außerordentlich interessanten 
Ausführungen Prof. Grünbergs, der, auf dieselben gestützt, zu dem Schlüsse kommt, 
daß das Superädifikatwesen sieh als unüberwindliches Hindernis einer den großstädtischen 
Bedürfnissen entsprechenden baulichen Entwicklung erweist. Der Verfasser bleibt jedoch 
hierbei nicht stehen. Indem er die an dem spezifisch österreichischen Institute des Super- 
ädifikates gewonnenen Untersuchungsergebnisse sachgemäß auf das deutsche Erbbaurecht 
überträgt und zugleich eine weitgehende soziale Ausgestaltung desselben in Betracht 
zieht, verneint er die eingangs seiner Studie aufgeworfene Frage: „ob sich die Rezeption 
des Erbbaurechtes auch für Österreich empföhle" und spricht zugleich demselben jedwede 
größere Bedeutung für eine günstige Entwicklung der Wohnungsfrage ab. Seine An- 
schauungen decken sich übrigens mit den neuestens in Deutschland gemachten, nicht allzu 
günstigen Erfahrungen auf diesem Gebiete, infolge deren die daselbst gehegten, allerdings 
etwas überschwänglichen Erwartungen erheblich herabgestimmt wurden. 

Zur })esseren Veranschaulichung der angedeuteten österreichischen Verhältnisse und 
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infolge des Umstandes, daß dieselben nicht sehr bekannt sind — trotzdem sie haupt- 
sächlich in und nächst AVien herrschen — sei es gestattet, einige Ergebnisse der vor- 
erwähnten Enquete Prof. Clrünbergs anzuführen. Das Superädifikatwesen findet sich 
z. B. auf Gründen des Hofärars (Praterhütten), der Gemeinden Wiea. und Floridsdorf, 
des Stiftes Klosterneuburg, der Donau-Regulierungskommission, dann der allgemeinen 
österreichischen und der Wiener Baugesellschaft. Mau begegnet ihm in verschiedenen 
Gerichtsbezirken Niederösterreichs und Böhmens, so in Baden, Geras, Hainfeld, Melk, 
Schwechat, Wiener-Neustadt, in Marienbad und Dauba, ferner in den Staatsforsten 
des AViener Waldes, wo die Bewohner der sogenannten „Duckhütten" (Luftkeuschen) 
rechtlich sich in einer ähnlichen Lage wie Zeitpächter auf fremdem Baugrund befinden. 
Yon den von Professor Grünberg in und nächst Wien erhobenen 1300 — 1400 Super- 
ädifikatsverhältnissen entfallen die meisten auf den Grundbesitz des Stiftes Kloster- 
neuburg, der Gemeinde Wien und der von ihr verwalteten Stiftungen, dann der 
Gemeinde Floridsdorf. Hier waren z. B. im Jahre 1900 Ve ^^^^^ Gebäude auf fremdem 
Grunde erbaut. 

Die in einem Anhang zur Studie aufgenommenen verschiedenen Pachtvertrags- 
formulare geben ein deutliches Bild der mannigfachen Auffassungen von dem Wesen des 
Superädifikates, die jedoch alle einen gemeinsamen Zug aufweisen: das wirtschaftliche Inter- 
esse des Grundbesitzers wird ohne jedwede Rücksichtnahme auf den Pächter diesem gegen- 
über auf das entschiedenste gewahrt. Die üblichen Pachtzeiten schwanken — wenn- 
gleich man auch solche bis zu 100 Jahren findet — zumeist zwischen nur 3 und 6 Jahren, 
die Auflösung des Vertrages vor Ablauf der vereinbarten Zeit kann von Seiten des 
Pächters fast nie, von Seiten des Bestandgebers dagegen in vielen Fällen (bei Zins- 
rückständen, Nichteinhaltung von Vertragsverpflichtungen, Konkurs oder Zwangsverkauf 
sowie im Todesfall des Pächters) ohne weiteres erfolgen. Die auf dem Grunde befindlichen 
Bauten gehen, falls sie nicht transportabel sind, in das Eigentum des Bodenbesitzers 
über, ohne daß der Zeitpächter einen rechtlichen Anspruch auf Ersatz geltend machen 
könnte, insofern ein solcher den Materialwert der Baulichkeit übersteigt. Solche Gebäude 
gelten zudem nach dem bürgerlichen Gesetzbuch und dem Exekutionsgesetz als Fahrhabe, 
so daß eine hypothekarische Belastung derselben ausgeschlossen erscheint. Schon diese 
eine Tatsache läßt die Summe von juristischen Besonderheiten ahnen, die das Institut 
des Bauens auf fremdem Grund und damit auch das des Erbbaurechtes bereits gezeitigt 
hat. Der Umstand jedoch, daß sich die wissenschaftliche Erforschung des Institutes erst 
in ihren Anfängen befindet, läßt es angezeigt erscheinen, mit der Fällung eines endgültig 
abschließenden Urteiles über die in Frage stehende Institution zu zögern, da es einer 
glücklichen Ausbildung derselben noch immerhin beschieden sein kann, eine wesentliche 
Rolle in einer künftigen kommunalen Wohnungspolitik zu spielen. 

Äd 7. Die von Oberbaurat Theodor Herzmansky verfaßte Schrift behandelt 
wieder ausschließlich österreichische Verhältnisse. Der Verfasser liefert nämlich die 
mathematische Begründung zu dem damals noch nicht Gesetz gewordenen Entwürfe, 
betreffend Begünstigungen für Gebäude mit gesunden und billigen Arbeiterwohnungen, 
indem er mit Rücksicht auf dessen Bestimmungen den rechnerischen Vorgang bei der 
Ausmitthmg des jährlichen Brutto- und Nettozinserträgnisses sowohl allgemein als auch 
an der Hand von Beispielen darstellt. 

Die abgeleit43ten Formeln beziehen sich auf das zulässige Zinserträgnis sowohl von 
hauszins- als auch von hausklassensteuerpflichtigen Gebäuden mit Arbeiterwohnimgen. 

Der nun bereits Gesetz gewordene Entwurf berücksichtigt im § 11, Alinea 4, auch 
die im Arbeiterwohnungsgesetze vom Jahre 1892 unbeachtet gebliebenen zeitlichen Ver- 
änderungen der Grundrente. Einerseits erhält so der Gebäudesteller nach je 10 Jahren 
die Möglichkeit, die AVertsteigerung seines Baugrundes im Einverständnis mit den 
politischen und Finanzbehörden zu erfassen, anderseits können aber auch diese Behörden 
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aus fiskalischem Interesse gegen den Willen des Wohnungsgebers eine Neuerhebung des 
Kapitalwertes der Gesamtbaulichkeit (Grund + Gebäude) von Amts wegen verfügen. Ober- 
baurat Herzmansky geht auch auf diesen Fall ein und zeigt den Einfluß eines derart 
konstatierten Wertzuwachses des Baugrundes auf die Höhe der Mieten. 

Besonders deutlich erweist sich der günstige Einfluß des Gesetzes am letzten 
Beispiel, welches ein dreistöckiges Männer-Ledigenheim behandelt, das augenscheinlich 
mit dem von der Jubiläumsstiftung für Volkswohnungen in Wien errichteten identisch 
ist. Der Verfasser berechnet unter Zugrundelegung des neaen Gesetzes und einer 5% igen 
Verzinsung des Anlagekapitals, das er den Aufstellungen der genannten Stiftung direkt 
entnimmt, den Mietzins für einen 8 ni^ umschließenden AVohnraum (inklusive Möblierung, 
Bettwäsche, Heizung und Bedienung) mit 3 K pro Woche gegenüber 3'50 A", an welchem 
Minimalpreis die Stiftung unter den bisherigen Verhältnissen festhalten mußte. Die 
anderen Beispiele behandeln Mietwohnungen, deren Bruttozinse sich infolge des neuen 
Gesetzes rechnungsmäßig um 14% bis 20-6% verbilligen. 

Ad 8 u. 9. Der Vollständigkeit halber sei im Anschlüsse an die vorerwähnte 
Schrift noch des kurzen Referates Herzmanskys auf dem internationalen Arbeiter- 
wohnungskongreß in Düsseldorf 1902 erwähnt, das die Steuerbelastung und die Steuer- 
begünstigungen für Arbeiterhäuser in Österreich behandelt, sowie der Besprechung der 
Arbeiterwohnhäuser der österreichischen Arbeiter-Unfallversicherungsanstaltcn durch Re- 
gienmgsrat Karl Kögler, die auf demselben Kongresse stattfand. 

Dem letztgenannten Referenten, Direktor der Arbeiter-Unfallversicherungsanstalt 
für Xiederösterreich in Wien, gebührt das Verdienst, als erster mit umfassenden, 
wohldurchdachten Vorschlägen für eine österreichische Wohnungsreform hervorgetreten 
zu sein. 

Ad 10 und 11. Seine Ausführungen finden sich in den unter Nr. 10 und 11 
genannten Schriften und es empfiehlt sich die Besprechung beider zusammenzufassen, da 
die letztere Schrift gleichsam die Grundzüge und Beweggründe des in der ersteren ein- 
gehender ausgeführten Projektes darstellt. Regierungsrat Kögler kommt im Verlaufe 
seiner Erörterungen zu der wenn auch nicht direkt ausgesprocJienen Anschauung — und in 
dieser wurde er in der Folge durch die allgemeinen Resolutionen des Düsseldorfer Kongressen 
unterstützt — daß die moderne Wohnungsfrage im Grunde genommen eine Kreditfrage 
sei. Er behauptet, daß der verfügbare Fondsbestand der österreichischen Unfallversicherungs- 
anstalten für die angestrebten Wohnungsanlagen nicht nur dem herrschenden Bedürfnis 
gegenüber völlig unzureichend sei, sondern zugleich aus administrativen Gründen denselben 
in der Regel gar nicht zugeführt werden könne. Und da demnach sowohl die Unfall- als 
auch die künftigen Invaliditätsversicherungsanstalten vom direkten Wohnungsbau für weitere 
Bevölkenmgsschichten so gut wie ausgeschlossen seien, so erwartet er nur von einer 
lebhaften Entwicklung der gemeinnützigen Bautätigkeit einen umfassenden Erfolg. Allein 
eine solche Bautätigkeit müsse bei uns erst geschafi*en werden und Kögler verweist 
deshalb auf den im ständigen Arbeitsbeirat des k. k. arbeitsstatistischen Amtes geäußerten 
"Wunsch^ nach Bildung von lokalen Wohnungsausschüssen, welche die Wirksamkeit des. 
neuen Gesetzes anregend, aufklärend und beratend fördern sollen. Allerdings besteht 
die Gefahr, daß die Tätigkeit dieser Ausschüsse — es möge nur auf die mißlichen 
Erfahrungen mit den französischen Wohnungskommissionen hingewiesen sein — den 
gehegten Erwartungen gar nicht entsprechen könnte, und es sei hier daher einer An- 
regung Professor Dr. Ferdinand Schmids gedacht, der in seinem Vorschlage,^ be- 



* Plenarsitzung des ständigen Arbeitsbeirates am 22. März 1902. Soziale Rundschau, 
Märzheft 1902, Seite 414. 

^ Dr. Ferdinand Sc hm id. Ein Beirat für Wohlfahrtspflege. Volkswirtschaftliche 
Wochenschrift Nr. 975, 4. September 1902, Seite 150. 
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treffend die Schaffung eines Beirates für Wohlfahrtspflege, sich diesen zugleich als 
Zentralorgan für die gesamten Bestrebungen auf dem Gebiete der Wohnungsreform 
denkt; unter anderm bestimmt, den geplanten lokalen Wohnungsausschüssen unterstützend^ 
aber auch stetig aneifemd zur Seite zu stehen. Jedoch selbst in einer allen Wünschen 
entsprechenden Tätigkeit dieser Wohnungsausschüsse sieht Regierungsrat Kögler nur 
die eine der von ihm vorausgesetzten Bedingungen für das Entstehen einer weit- 
reichenden gemeinnützigen Bautätigkeit. Die zweite imerlaßliche Vorbedingung sei, 
nach den in Deutschland gemachten Erfahrungen, eine sachgemäße Finanzierung dieser 
Bautätigkeit. 

In dieser letzteren Richtung bewegen sich nun die in dem Berichte an den 
Vorstand der niederösterreichischen Arbeiter-Unfallversicherungsanstalt gemachten Vor- 
schläge. Kögler steht mit diesen auf Errichtung einer staatlichen Hypothekenbank und 
auf Ausgabe staatlich garantierter Pfandbriefe abzielenden Vorschlägen ungefähr zwischen 
den bekannten Reformprojekten Schäffle-Lechlers, welche die ebenso gewonnenen 
Mittel vermittels eigener Baukommissionen den Wohnungsbedürftigen überhaupt zuführen 
wollen, und Brandts, nach welchem die zu errichtenden Baubanken direkt Staatsschuld- 
scheine zugewiesen erhalten und ausschließlich die Tätigkeit der freiwilligen Baugenossen- 
schaften beeinflussen sollen. Aber Kögler nähert sich auch in mancher Hinsicht dem Vor- 
schlage des Frankfurter Oberbürgermeisters Ad ick es, welcher gemeindliche ßaubanken, und 
zwar nur für Gewährung der unter normalen Verhältnissen schwieriger zu erhaltenden 
zweiten Hypotheken auf Arbeiterhäuser fordert. Indem Kögler die Erweckung einer 
ausgiebigen gemeinnützigen Bautätigkeit stets im Auge behält, begründet er die Schaffung 
des neuen Institutes mit der derzeitigen Unmöglichkeit, Hypothekarkredit zu billigen 
Bedingungen über die Werthälfte zu bekommen und erblickt die Aufgabe der staat- 
lichen Hypothekenbank vorerst in der Gewährung von Annuitätsdarlehen an gemein- 
nützige Vereinigungen, Genossenschaften und Aktiengesellschaften sowie an Gemeinden 
bis zu ^j\ und */^ des Grund- und Gebäudewertes ohne Einrechnung des Wertes der 
Steuerfreiheit. Bis zur Werthälfte sollen aber auch solche von Kapitalisten errichtete 
Gebäude belehnt werden können, die unter das neue Arbeiterwohnimgsgesetz fallen. 
Endlich wäre seitens der Bank die entgeltliche Administration von die 24jährige Steuer- 
freiheit genießenden Baulichkeiten anzustreben, da hierdurch nicht nur deren Besitzer 
vor schwierigen Verwaltungsaufgaben verschont blieben, sondern zugleich die staatliche 
Kontrolle über die Erfüllung der zahlreichen gesetzlichen Vorschriften ungemein erleichtert 
sowie die Selbsterhaltung des Institutes gefördert wäre. Durch Heranziehung von Spar- 
kassen, Stiftungen, Sozialversicherungsinstituten (insbesondere der künftigen Invaliden- 
versicherungsanstalten) zur Übernahme der Pfandbriefe bis zur Hälfte ihrer Fondsbestände 
wäre die Verfügimgsmöglichkeit über ausreichende Kapitalien gesichert, ohne daß dieselben 
ihren eigentlichen Zwecken dauernd entzogen werden müßten, was jedoch bei direkter 
gemeinnütziger Bautätigkeit dieser Anstalten zweifellos eintreten würde. Durch diesen 
letzteren Vorschlag stellt sich Kögler in Gegensatz zu Liebrecht, dem Direktor der 
Landesversicherungsanstalt in Hannover, der unter Zuziehung der Gelder der Invaliden- 
versicherungsinstitute die Landesversicherungsanstalten zum unmittelbaren finanziellen 
Mittelpunkte des gemeinnützigen Wohnungsbaues machen will. Ferner weist Regierungsrat 
Kögler der Hypothekenkassa und ihren Filialen nach dem Vorbilde des bekannten 
Rheinischen Vereines die Funktion zu, als provinzielle Zentralstellen für die Förderung 
des Wohnungswesens in allen einschlägigen Angelegenheiten zu fungieren, Rat und Aus- 
kunft zu erteilen, anregend und unterstützend zu wirken, alle Fachinteressen zu wahren 
u. dgl. m. Endlich befürwortet er die Einführung einer Wohnungsinspektion, die logischer- 
weise aber erst nach Befriedigung des dringendsten Wohnungsbedürfnisses ins Leben 
treten soll. 
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Ad 12. Als eine weitere Voraussetzung der Wohnungsinspektion ist das Vorhandensein 
eines Wohnungsnachweises anzusehen, der bekanntlich an sich schon geeignet ist, 
teilweise der Kleinwohnungskalamität zu steuern. Seit dem Jahre 1893 sind in mehreren 
Städten Deutschlands seitens der Gemeinden oder seitens verschiedener Vereinigungen 
Wohnungsnachweise errichtet worden, die sämtlich an bestehende Arbeitsvermittlungsämter 
angegliedert wurden, da man infolge der Gleichartigkeit beider Institute die in den 
letzteren gesammelten Erfahrungen unmittelbar den ersteren zugute kommen lassen 
wollte. Diesem Beispiel ist man nun auch in Graz gefolgt, wo, dank den Bemühungen des 
Professors Dr. Ernst Mi schier, seit dem 23. Oktober 1902 „Der unentgeltliche Wohnungs- 
nachweis des Landesverbandes für Wohltätigkeit in Graz und Steiermark" neben dessen 
Arbeitsvermittlung funktioniert. Das vorliegende Heft berichtet über die bisherige Tätig- 
keit der beiden Schöpfungen des genannten Landesverbandes und bringt unter anderm 
25 sorgfältig bearbeitete Tabellen über den Wohnungsmarkt und die im ersten Berichts- 
jahre (23. Oktober 1902 bis 31. Dezember 1902) angemeldeten Wohnungen. Die Nachweis- 
stelle umfaßt Wohnungen, möblierte und unmöblierte Zimmer sowie kleine Geschäfts- 
räume. Die Gemeinnützigkeit des jungen Institutes dokumentiert sich in der vollständigen 
Unentgeltlichkeit der Vermittlung, die jedoch nur für Wohnungen bis zu einem jährlichen 
Höchstmietzins von 500 Kronen erfolgt, um dem Bestreben, ausschließlich dem Klein- 
wohnungsbedürfnis entgegenzukommen, gerecht zu werden. 

Ad 13, 14, 15. Zum Schlüsse sei noch kurz einiger in der jüngsten Zeit durch- 
geführten Erhebungen über die Wohnungsverhältnisse bestimmter Berufszweige gedacht. 
Einschlägige Angaben bringen die beiden ersten Hefte der Mitteiliiiigen des arbeits- 
sUitistischen Amtes^ die unter Nr. 16 und 17 angeführten Publikationen derselben 
amtlichen Stelle, sowie endlich die Enquete der k. k. Generaldirektion der Tabakregie 
über die Wohnungsverhältnisse ihrer Arbeiter. 

Ad 16. Die Resultate dieser Erhebung, welche den Arbeiterstand der 30 in den 
verschiedensten Kronländem gelegenen Tabakfabriken betraf und die sich auf den 
31. Dezember 1899 bezog, können dahin zusammengefaßt werden, daß die Wohnungs- 
verhältnisse der Arbeiter sich im allgemeinen als wenig günstig darstellen. 

Die Tabakregie tritt infolgedessen für die Errichtung von Arbeiterhäusern und 
Ledigenheimen für ihre Arbeiter ein, indem sie sich insbesondere auf die mit den ersteren 
bereits gemachten guten Erfahrungen stützt. Im übrigen sei auf die zahlreichen Daten 
und den Inhalt der diesen Mitteilungen beigegebenen drei Tabellen verwiesen, die Aufschluß 
geben 1. über die Wohnungs Verhältnisse der ständigen Arbeiter; 2. über die Verteilung 
der Arbeiter nach dem Rechtsverhältnis zu ihrer Wohnung (wohnhaft im Eigenhaus, im 
Haushalte der Eltern, in Jahresmiete, in Aftermiete, als Bettgeher); 3. über den durch- 
schnittlichen Jahresverdienst und Jahresmietzins. 

Ad 17. Einige Worte seien endlich der Wohnungsfürsorge der Staats- und Privat- 
bahnen gegenüber ihren Angestellten gewidmet. Die in dieser Richtung vom arbeits- 
statistischen Amt angestellten Erhebungen ergaben für das Jahr 1901 bei den Staatsbahnen 
714 Wohnhäuser für Beamte, Unterbeamte, Diener und Arbeiter mit einer verbauten 
Fläche von insgesamt 150.274 m"^ (ohne Einbeziehung der Wächter- und Portierhäuser). 

Die 6 großen Arbeiterkolonien in Gmünd (2), Neu-Sandec, Lemberg, Zagorz und 
Stryj umfassen 151 Häuser mit 617 Familienwohnungen. Hervorragendes Interesse gebührt 
der Betätigung der Bahnbediensteten auf dem Gebiete der Selbsthilfe durch Gründung 
von Spar- und Baugenossenschaften, welche Bestrebungen seitens der Staatseisenbahn- 
verwaltung durch Gewährung von Darlehen, Subventionen und größeren Fracht- 
ermäßigungen für den Transport von Baumaterialien sowie durch Einhebung der Mitglieder- 
beiträge und der Mietzinse im Wege des Gehalt- beziehungsweise des Quartiergeldabzuges 
unterstützt werden. 
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Dagegen ist die Fürsorge auf zweckmäßige Wohnunsverhältnisse der Angestellten 
bei den Privatbahnen noch wenig entwickelt; sie beschränkt sich auf gelegentliche^ 
jeder weiteren Bedeutung entbehrende Maßnahmen. Die Zahl der in erster Linie 
aus Dienstrücksichten erstellten Wohngebäude für Beamte, Diener und Arbeiter betmg^ 
bei den Privatbahnen im Jahre 1900:735 mit zusammen 154.114 m^ bebauter Grund- 
fläche. Den hygienischen Anforderungen ward in Rücksicht der für das Betriebspersonal 
nötigen Unterkünfte (Kasernen, Schlafräume) erst in jüngster Zeit erhöhte Aufmerk- 
samkeit zuteil, welche in der Normierung von zulässigen Minimalwerten des Luftraumes 
und der Bodenfläche pro Mann sowie in der Einrichtung von Koch-, Wasch- und 
Baderäumen ihren Ausdruck findet. 

Der zweite erst kürzlich erschienene Teil der vom arbeitsstatistischen Amte heraus- 
gegebenen Sammlung von Wohlfahrtseinrichtimgen in Österreich behandelt in umfassender 
Weise die einschlägigen Maßnahmen bei den gewerblichen und Handelsbetrieben, ohne 
jedoch Anspruch auf Vollständigkeit zu erheben. Dies leuchtet auch sofort ein, wenn 
man erfährt, daß die Resultate der mehrjährigen Erhebungen in erster Linie auf der 
Beantwortung von Fragebogen basieren, die nur in eirer beschränkten Zahl ausgesendet 
wurden, wovon nur die Hälfte dem Amte wieder zugekommen sind und von welcher 
nach entsprechender Sichtung zur weiteren Verarbeitung bloß die Mitteilungen von 
721 Unternehmungen mit 943 Betrieben verwendbar erschienen. 

Teils das mangelnde Interesse oder Verständnis, teils das ziemlich bedeutende Er- 
fordernis an Mühewaltung zur richtigen Ausfüllung des (in der besprochenen Publikation 
beigefügten) stark detaillierten Fragebogens gestalteten — nebst verschiedenen ar deren 
Ursachen — auch die brauchbaren Beantwortungen der Mehrzahl nach so lückenhafte, 
daß es einer bedeutenden Nacharbeit seitens des Amtes bedurfte, um ein tunlichst ge- 
schlossenes Bild der Wohlfahrtseinrichtungen der genannten Unternehmungen, die 
schätzungsweise einen Gesamtstand von rund 850.000 Personen repräsentieren, vorführen 
zu können. 

Die AVohnungsfürsorge der Arbeitgeber zugunsten ihrer Angestellten entwickelte 
sich naturgemäß vorzüglich in Betrieben, die in größerer Entfernung von geschlossenen 
Ortschaften gelegen sind ; denn hier förderte das beiderseitige Literesse an nahen Unter- 
künften bereits frühzeitig die Errichtung von Arbeiterwohnungen. Ihre Überlassung an 
die Bediensteten erfolgt laut den amtlichen Erhebungen teils vollkommen unentgeltlich 
oder gegen Leistung eines geringfügigen Wohnungserhai tungsbeitrages, teils entgeltlich ^ 
wobei die Mietzinsbemessung zumeist nach dem Flächenausmaß der Wohnung geschfeht. 
Wie verschiedene Beträge sich hierbei ergeben, zeigt die folgende flüchtige Zusammen- 
stellung der jährlichen Preise eines Quadratmeters, und zwar Kronen: 1*44, 1*60, 2*65, 3*50, 4*50 
(Stadlau) und ?• — (Floridsdorf); diese Zahlen begründen, verglichen mit den Bedingungen 
zur Erlangung der Begünstigungen des Arbeiterwohnungsgesetzes vom Jahre 1892, 
welches nur Maximalzinse von Kronen 3-— (Wien), 2-30 (Orte mit über 10.000 Ein- 
wohnern) und 1*60 zuläßt, wohl am besten die Erfolglosigkeit dieses G^esetzes. 

Zwei Punkte sind es hauptsächlich, welche die Vorteile der Fabrikswohnungen für 
die Arbeiter oft ganz bedeutend einschränken und daher ihr Mißtrauen gegen dieselben 
rechtfertigen. Es ist dies der bei uns fast allerorts noch herrschende Mangel der Be- 
teiligung der Arbeitermieter an der Verwaltung der Wohngebäude und die damit eng 
verquickte Frage der Art der Abhängigkeit des Mietvertrages vom Arbeitsvertrag. Das 
Übliche ist die gleichzeitige Auflösung beider und es gibt in Osterreich bis nun nur 
wenige Betriebe, die durch Festsetzung eines Mindestkündigungstermines von einigen 
Tagen die außerordentlich große Verschärfung zu mildern bestrebt sind, die eine plötz- 
liche Entlassung durch den Zwang zu einer unverzüglichen Räumung der Fabriks- 
Wohnung erfährt. 
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Gleichfalls noch wenig verbreitet ist die Förderung des ansiedlungslnstigen Arbeiters 
seitens des Arbeitgebers durch Gewährung gering verzinslicher oder unverzinslicher Dar- 
leben, durch Überlassung von Grund und Boden oder durch Beistellung von Baumaterialien. 
Häufiger dagegen findet sich die Beteiligung mit Mietzinsbeihilfen, die zuweilen das 
volle Ausmaß der gezahlten Mietzinse erreichen. 

Ein besonderer Zweig der Wohnungsfürsorge ist die Unterbringung alleinstehender 
Arbeiter in eigenen Räumen oder Baulichkeiten, um so mehr als die meisten Hausordnungen 
der Fabrikswohnungen das Halten von Aftermietem strenge untersagen. In sehr großem 
Maßstabe trifft man solche Schlafsäle bei gewissen Nahrungsmittelindustrien, die vorüber- 
gehend einen zahlreichen Stand von Saisonarbeitern beschäftigen. Auch hier findet sich 
teils die unentgeltliche, teils die entgeltliche Überlassung der Unterkunft, für welch 
letzteren Fall eine Durchsicht der in der Veröfi*entlichung angeführten Beispiele Preise 
pro Schlafstelle und Woche ergeben, die von Kronen 0-14 bis zu Kronen 3* — ansteigen. 

Der große Wert der vorliegenden Publikation liegt in erster Linie darin, daß seit 
1868 überhaupt keine umfassenderen amtlichen Erhebungen über die einschlägigen 
Schöpfungen veranstaltet worden sind, und er verspricht noch bedeutend zuzunehmen, falls 
die Absicht des arbeitsstatistischen Amtes, nunmehr konstant an der Ausgestaltung und 
Vervollständigung dieses Sammelwerkes tätig zu sein, zur Ausführung gelangen wird. 

Ad 18. Die in den letzten Tagen des .Tahres 1903 erschienene Broschüre von 
Hofrat A« Broch stellt sich die Aufgabe, im Gegensatz zur Abhandlung des Ober- 
baurates Theodor Herzmansky die Berechnung des auf Grund des Gesetzes vom 
8, Juli 1902 zulässigen Mietzinserträgnisses für Arbeiterwohnungen nicht vermittels all- 
gemeiner mathematischer Formeln, sondern nur mit Hilfe einiger weniger Tabellen 
leicht verständlich durchzuführen. Die Bestimmung des Zinswertes eines hausklassen- 
steuerijflichtigen Arbeiterwohnhauses — bei welchem jede Vennietung gegen Entrichtung 
eines Wohnzinses ausgeschlossen und die Überlassung einer Wohnung an Arbeiter im 
Sinne des § 1 des Gesetzes nur unentgeltlich oder gegen eine im Arbeitsvertrage ziffer- 
mäßig niflit festgesetzte Anrechnung auf den Lohn erfolgen kann — blieb hier unbe- 
rücksichtigt. Hofrat Broch entwickelt an der Hand eines Beispieles eine Regel, wornach 
der Mietzins (steuerpflichtiger Bnittozins) gleich ist dem Werte eines Bruches, dessen 
Zähler sich zusammensetzt aus der Summe aller von der Steuer und den Umlagen unab- 
hängigen Posten, welche der Hauseigentümer aus dem Mietzins zu decken berechtigt ist, 
und dessen Nenner nichts anderes ist, als der Rest, welcher von je einer Krone Mietzins 
übrig bleibt nach Abzug der auf dieselbe entfallenden durchschnittlichen jährlichen Ab- 
gaben, d. i. der landesfürstlichen Steuer, Zuschläge und Umlagen. Die Rechnung beschränkt 
sich daher nur auf die Bestimmung des Zählers und Nenners; die Bestimmung des 
letzteren setzt jedoch die Feststellung des durchschnittlichen jährlichen Abgaben- 
betrages für eine Krone Mietzins voraus, da tatsächlich die gesamten Steuern und Um- 
lagen während der Periode der Steuerfreiheit und jener der vollen Steuer in ungleicher 
Höhe zur Vorschreibung gelangen. Alle Behelfe zur Berechnung des Mietzinses können 
drei einfachen Tabellen entnommen werden, eine vierte ermöglicht die Konstatierung 
der Richtigkeit des gefundenen Resultates. Diese allgemeinen Tabellen sind eingerichtet 
für die 3 im Verordnungswege festgesetzten sogenannten legalen Zinsfüße (4^/^^/^, b^jn, 
b^U^lo) und für sämtliche in Betracht kommenden 4 Hauszinssteuerfüße (26^3% ^iiit l'^Vo 
und 30^/^ Abzug für Gebäudeerhaltung, 20"/,,, 15«/«). Für Gebiete mit gleich hohem 
legalen Zins- imd Hauszinssteuerfuß wurden Spezialtabellen aufgestellt, die sich durch 
große Einfachheit auszeichnen. Indem die vorliegende Broschüre über die mit der prak- 
tischen Durchführung des neuen Arbeiterwohnhausgesetzes verbundenen administrativen 
Schwierigkeiten hinweghilft, fördert sie zweifellos das allgemeine Verständnis und damit 
das Interesse für dieses Gesetz. Ingenieur Otto Felix Schoßberger. 
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Statistik der allgremeinen YoIIls- und Bttrgerschnien in den im Reichsrate rertretenen 
Königreichen und Ländern« Auf Grund der statistiscbeu Aufuahme vuin 15. Mai 1900 
bearbeitet von dem Bureau der k. k. statistiscben Zentral kommission. (Osterreicbiscbe 
Statistik, LXII. Band, 2. Heft.) Wien 1903. Hof- und Staatsdruckerei. In Kommission 
bei Karl Gerolds Sohn. XC\T!I und 354 S. mit einem Karto«i^amm. 

Die Schulstatistik muß uns vor allem in die Lage setzen, kontrollieren zu können, 
inwieweit die auf das Schulwesen sich beziehenden Gesetze erfüllt sind; sie muß Einsicht 
in die bestehenden Verhältnisse gewähren, um der Gesetzgebung und Verwaltung bei 
notwendigen Reformen Auskunft geben zu können. Von diesem Gesichtspunkte aus soll 
vorstehende Publikation auf ihren Wert geprüft werden. 

Die genaue Feststellung der Zahl der Schulen gehört wohl zu den elementarsten 
Forderungen der Schulstatistik. Demgemäß müssen in derselben auch die sogenannten 
„unvollständigen" Schulorganismen Berücksichtigung erfahren. Dies ist denn auch 
geschehen und wir erhalten Kenntnis von den bestehenden Exposituren und Exkurrendo- 
stationen. Da aber Exposituren und Exkurrendostationen nicht „ins Unbestimmte fort- 
bestehen" dürfen (Entscheidung des V.-G.-H. v. 29. Dezember 1883, B. VII, 1965), wäre 
es wünschenswert, daß auch die Dauer des Bestehens solcher Schuleinrichtungen 
ermittelt würde. So gab es, wie der Referent privat ermittelt hat, in Niederösterreich 
1900 Exposituren, die bereits 15, 20, ja sogar 40 Jahre bestanden und Schülerzahlen 
von 70 bis 100 aufwiesen. Bei einer künftigen Ermittlung würde sich auch eine separate 
Feststellung der Dauer des Bestandes der Xotschulen, die nach den Landesgesetzen 
ebenfalls nicht dauernde Einrichtungen bleiben dürfen, dringend empfehlen. Umgekehrt 
finden sich, obzwar das Gesetz erst für höher organisierte Volksschulen die Trennung 
der Geschlechter vorschreibt, beispielsweise in Tirol Orte, die eine einklassige Volks- 
schule für Knaben und eine solche für Mädchen besitzen. Daneben gibt es in Österreich 
eine große Anzahl von Gemeinden, in welchen aus öffentlichen Mitteln gar nichts für 
die Bildung der Mädchen getan wird. Leider kann man aber hierüber aus der Publikation 
keinerlei Auskimft erhalten. Auch ein Ausweis über die Anzahl der Klassen, die unter 
einer Leitung vereinigt sind, wäre ebenso wie ein Nachweis der bereits bewilligten, 
aber nicht aktivierten Schulen und Klassen erwünscht. 

Obwohl in der Publikation bemerkt ist (S. XXV), daß „speziell dem Momente der 
Unterrichtssprache an den Volksschulen in Osterreich großes Interesse entgegengebracht 
wird", muß der Referent mit Bedauern konstatieren, daß die betreffenden Angaben 
wenigstens für das Land Niederösterreich nicht ganz richtig sind. Es gab im Jahre 1900 
in Niederösterreich nicht 5, sondern 11 Schulen, an welchen in deutscher und tschechischer 
Sprache unterrichtet wurde.^ So interessant es ist, zu erfahren, daß in Österreich 813 Schulen 
ganz und 1154 Schulen zum Teil in nicht für Unterrichtszwecke bestimmten Gebäuden 
untergebracht sind, so würde diese Mitteilung wohl erst dann den rechten Wert erlangen, 
wenn eine Angabe darüber, wie lange dies bereits geschieht, beigebracht würde; denn 
als vorübergehende Einrichtung lassen sich solche Fälle wohl nicht vermeiden, schlimm 
ist aber die Sache, wenn das ein dauernder Zustand wird. 

Die in der Publikation der Erhebung von 1890 getroffene Einrichtung, die Angaben fast 
durchgehends getrennt für die Städte und Märkte einerseits und die Landgemeinden 
anderseits darzustellen, wurde in der neuen Publikation leider nicht beibehalten, ein 
Fehler, der sich empfindlich bemerkbar macht, wenn Vergleiche angestellt und Fortschritt 
oder Rückschritt konstatiert werden soll. Beispielsweise wäre ein solcher neuerlicher 
Nachweis für die Beurteilung der Schulgärten von hohem Werte. Freilich zeigt 

^ Die 1 1 Orte finden sich namentlich angeführt in den Beilagen zu den stenographischen 
Protokollen des niederösterreichischen Landtages Ad Nr. IV L. A. 1902, S. 5. (Jahres- 
bericht des niederösterreichischen Landesschulrates.) 
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der Bearbeiter der vorliegenden Statistik nicht immer die Neigung, rückschrittliche 
Erscheinungen offen einzugestehen. So wird auf Seite XXXIII ein Rückschritt von 
8 Prozent in der Anzahl der Schulen konstatiert, an welchen Turnunterricht erteilt wird. 
Dazu wird aber auffallenderweise bemerkt: „Diese rückschrittliche Erscheinung wird 
wohl durch die Anleitung zum Betreiben von körperlichen Übungen und Jugendspielen 
teilweise gebessert, da ja beinahe an der Hälfte aller Öffentlichen Volksschulen die Schüler 
eine solche Anleitung erfahren." Es ist doch allgemein bekannt, daß die Jugendspiele 
in der Regel dort gepflegt werden, wo ein regelrechter Turnunterricht besteht, 
und nur dann könnte die obige Behauptung richtig sein, wenn nicht an der Hälfte 
(genauer 48*2 Prozent), sondern an mehr Schulen als solchen, welche Turnunterricht 
pflegen (77*5 Prozent), die Jugendspiele eingeführt wären. 

Von außerordentlichem Werte würde die neue Individualerhebung über das 
Einkommen der Lehrpersonen gewesen sein, wenn die Bearbeitung der gewonnenen 
Ergebnisse nicht — abweichend von der übersichtlichen Darstellung in der früheren Publi- 
kation „Der Aufwand für das öffentliche Unterrichtswesen" — ganz fehlerhaft vorgenommen 
worden wäre. Die wichtigste Ermittlung war die Feststellung des Diensteinkommens und nur 
dieses allein kann als Maßstab dafür dienen, inwieweit die durch das R.-V.-G. im § 55 
getroffenen Bestimmungen bisher durch die Landesgesetzgebung erfüllt wurden. Leider 
wurde jedoch in der Publikation ein auf ganz unsicheren Angaben basierendes Gesamt- 
einkommen berechnet. Das Nebeneinkommen, das zum Diensteinkommen gerechnet 
wurde, rührt nämlich nur aus den anderweitigen Schul-, Kirchen-, Post- und 
sonstigen öffentlichen Diensten her, wodurch ein ganz unklares Bild geschaffen wurde. 
Das Nebeneinkommen aus dem Privatunterricht, der Haupteinnahmsquelle vieler Lehrer, 
wurde hingegen nicht in Betracht gezogen, wie auch die Angabe darüber, ob eine 
Lehrperson Privatunterricht erteilt, nicht abverlangt wurde. Es wird daher weder 
das Diensteinkommen noch das tatsächliche Gesamteinkommen dargestellt. 

, Leider hat sich die Hoffnung, es werde dieser Mangel der vorliegenden Publikation 
durch eine neue Schulaufwandsstatistik eine Korrektur erfahren, bisher nicht erfüllt, ja 
es scheint, daß für das Jahr 1900 eine neue Statistik des Schulaufwandes, deren grundlegende 
Wichtigkeit wohl nicht erst betont zu werden braucht, gar nicht durchgeführt wurde, 
was eine schwer verzeihliche Unterlassung wäre. Wenn man bedenkt, daß das gesamte 
Diensteinkommen der Lehrpersonen in Österreich mehr als 79 Millionen Kronen betrug, 
während das ausgewiesene Nebeneinkommen nicht einmal 3 Millionen ausmacht, muß 
man die in der Veröffentlichung beliebte Darstellung des Gesamteinkommens jedenfalls 
verwerfen. Diese Art der Verarbeitung widerstreitet dem Hauptzweck der Statistik: 
Klarheit zu schaffen. 

Gegenüber der seit Jahren üblichen Darstellung der Lehrpersonen nach Altersstufen 
und nach dem Dienstcharakter muß immer wieder darauf verwiesen werden, daß solche 
Verarbeitungen ohne Kombination der Daten nur geringen Wert besitzen. Wie dankbar 
wären wir, wenn wir die Anzahl der Dienstjahre der provisorischen Lehrkräfte oder der 
Unterlehrer erfahren würden! Diese Angaben wären viel wertvoller als die Daten über 
die Anzahl der Kinder, die jede nicht ledige Lehrperson hat, die wenig Eindruck 
machen, wenn man nicht zugleich Dienstcharakter oder Einkommen der betreffenden 
Personen vor Augen hat. 

Tief beklagen müssen wir, daß — gleichfalls in Abweichimg von dem Vorgange 
der vorletzten Publikation — diesmal beim Kapitel „Die Erfüllung der allgemeinen Schul- 
pflicht und der Schulbesuch" die Gegenüberstellung der schulpflichtigen Kinder auf 
Grund der Volksschulkonskription einerseits und der Volkszählung anderseits unterblieben 
ist. Jedenfalls hätte sich die Bearbeitung leicht — wie es in Band XVI, 2. Heft, 
der „Österreichischen Statistik" heißt (S. 20) — die peinliche Aufgabe ersparen können, 
„mit teilweise offenbar imrichtigen Materialien arbeiten zu müssen". 
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Es ist selbstverständlicli, daß das Verhältnis der Lehrer zu der Anzahl der 
Schüler den wichtigsten Maßstal) für die statistische Beurteilung der Lehrerbelastung 
bildet; aber leider hat die Bearbeitung nicht den Versuch gemacht, dieses Verhältnis 
klar und deutlich darzustellen. Für die Beurteilung der Frage, ob die einer Klasse zuge- 
wiesene Maximalzahl von Schülern eingehalten wird, genügen Durchschnittszahlen nicht. 
Ein paar Gebirgsdörfer mit geringer Schülerzahl können in einem Schulbezirke, wo die 
größte Überfüllung der Klassen herrscht, bewirken, daß die Durchschnittszahl erheblieh 
sinkt, während eine größere Stadt innerhalb eines Bezirkes kaum die Resultate günstig 
beeinflussen kann. "Wenn man die Lehrerbelastung ernstlich erforschen will, dann muß 
man, wie dies anderwärts (zum Beispiel in Frankreich) geschieht, feststellen, wie viele 
Klassen 40—50, 70—80, 80 — 90 usf. Schüler zählen. Eine vom Referenten durch- 
geführte Zählung ergab, daß es in Steiermark im Schuljahre 1896/97 mehr Klassen mit 
mehr als 80 Schülern gab, denn in ganz Frankreich. In Niederösterrcich ermittelte der 
Referent im Schuljahre 1901/02 76 einklassige Schulen mit mehr als 80 Schülern ; 19 davon 
zählten mehr als 100 Schüler. Die Durchschnittszahlen werden aber überdies in der 
Publikation auch falsch berechnet, indem einfach die Schülerzahl durch die Anzahl der 
vollbeschäftigten Lehrpersonen dividiert erscheint. Dabei wurden aber die Oberlehrer 
mehrklassiger Schulen ebenso mitgerechnet wie die Lehrer der Bürgerschulen, obgleich 
beide keine eigene Klasse führen müssen. Für die Lehrerbelastung ist jedoch bloß die Anzahl 
der Schüler maßgebend, die jeweils von einem Lehrer unterrichtet wird, und es 
muß daher, wenn die Durchschnittszahl richtig ermittelt werden soll, die Schülerzahl 
durch die Klassenanzahl dividiert werden. In Niederösterreich beispielsweise unter- 
richteten 8148 vollbeschäftigte Lehrpersonen in 7387 Klassen und es entfallen l>eim 
Unterricht demgemäß nicht 47*4 Schüler im Durchschnitt auf eine Lehri>ersün, sondern 
über 52. 

Bei der Darstellung der Schulbesuchserleichterungen müssen die Angaben bezüglich 
Vorarlbergs beanständet werden. Wohl wird in dem inzwischen erschienenen Band LX VIII, 
Heft 8, der Österreichischen Statistik darauf hingewiesen, daß in dem Rahmen einer 
einheitlich durchgeführten Tabelle die Schulbesuchserleichterungen in diesem Lande 
wegen ihrer Vielseitigkeit und Verschiedenheit nicht behandelt werden können. Un- 
richtig ist es aber jedenfalls, wenn in der vorliegenden Publikation die Anzahl der 
Kinder der zwei obersten Altersstufen, die Erleichterungen genießen, einfach mit 209 
angegeben wird. Nicht die Vielseitigkeit und Verschiedenheit der Erleichterungen ist 
daran schuld, daß deren Zahl nicht in der Tabelle ersichtlich gemacht werden kann, 
sondern einzig und allein der Umstand, daß es in Vorarlberg im Widerspruche mit dem 
Gesetze Schulbesuchserleichterungen auch für Kinder im Alter von 10 bis 12 Jahren gibt. 
Wie die Zahl 209 zustande gekommen ist, kann der Referent nicht feststellen, es sei aber 
darauf hingewiesen, daß nach dem Berichte des Landesschulrates von Vorarlberg für 
das .Tahr 1900 : 10.475 Kinder Erleichterungen genossen. Von diesen Kindern waren 
mehrere tausend 12 — 14 Jahre alt und diese letztere Zahl hätte zumindest statt der 209 
eingesetzt werden müssen. 

Einen wesentlichen Fortschritt auf dem Gebiete der österreichischen Schulstatistik 
bedeutet die zum ersten Male bei der Aufnahme vom Jahre 1900 erfolgte Ermittlung der 
Länge des Schulweges, den die Kinder zurückzulegen hatten, dann die Feststellung der 
Anzahl der Kinder, die mit Kleidern, Nahnmgsmitteln und Lernmitteln beteilt wurden, 
und endlich die Erhebung über die Beschäftigung der Kinder außerhalb der Schule. 
Leider muß diese letztere Erhebung als vollständig mißglückt bezeichnet werden. 

Die statistische Zentralkommission veröffentlicht, daß in ganz Österreich 
51.781 Schulkinder gewerblich beschäftigt sind, während im Deutschen Reiche mehr 
als zehnmal soviel gewerblich tätige Kinder ermittelt wurden. Sie hat in Nieder- 
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Österreich 9980 gewerblich tätige Kinder ermittelt, während nach einer Vorerhebung, 
die auf Veranlassung des Wiener Bezirksschulrates vor einigen Jahren durchgeführt 
wurde, in Wien allein ungefähr 12.000 Schulkinder gewerblich tätig sind. Wie für 
Niederösterreich, sind auch für die anderen Kronländer die Ermittlungen der Zentral- 
kommission unzureichend. Besonders auffallend tritt dies bei der Betrachtung Tirols 
hervor. Für dieses Land hat die k. k. statistische Zentralkommission 69 Knaben und 
8 Mädchen, zusammen 67 Kinder, als mit gewerblichen Arbeiten beschäftigt ausge- 
wiesen. Ohne jede spezielle Nachforschung läßt sich aus den Berichten der k. k. Ge- 
werbeinspektoren die Unrichtigkeit dieser Behauptung erweisen. Erwerbtätige Schul- 
kinder linden sich am häufigsten in den Städten. Aber selbst für die Hauptstädte hat 
die Erhebung versagt, wie sich schon daraus ergibt, daß in Lemberg, in Czernowitz, in 
Triest beispielsweise kein einziges gewerblich tätiges Kind ermittelt wurde. Wir wollen 
in kurzem die (Gründe anführen, welche die Erhebung beeinträchtigten. Speziell in Wien 
war das Verbot einer detaillierten Erhebung dos Zentralvereines der Wiener Lehrer- 
schaft über die Kinderarbeit für viele Schulleiter ein Grund, auch der amtlichen Er- 
hebung kein besonderes Interesse entgegenzubringen. Ein Hauptfehler war es, die Schul- 
leiter und nicht die Lehrer mit dieser Erhebung zu betrauen. Nur der Lehrer, der in 
stetem Umgang mit den Kindern ist, kann die Verhältnisse erheben uad zur richtigen 
Ermittlung der Kinderarbeit in vollem Umfange bedarf es einer solchen Individual- 
erhebung von Schüler zu Schüler. Das ist unseres Erachtens der entscheidende Grund, 
warum die mit der Volksschulkonskription verbundene Ermittlung, welche nur an der 
Oberfläche dahin tastete, zu keinem vollen Ergebnis kommen konnte. Endlich mag auch 
der Umstand mitgewirkt haben, daß keine Erläuterung des Begrift'es „gewerbliche Arbeif* 
gegeben war und die Schulleitungen im Zusammenhalt mit der bei der landwirtschaft- 
lichen und sonstigen Beschäftigung betonten Frage des Entgeltes die gewerbliche Tätigkeit 
ihrer Schulkinder nach manchen Richtungen hin zu eng erfaßten. 

Das vollständige Mißlingen dieses Teiles der Aufnahme wird hoffentlich die 
k. k. statistische Zentralkommission veranlassen, bald eine eigene Erhebung über die 
Kinderarbeit einzuleiten. 

Was die Angaben über die Anzahl der Kinder anbelangt, welche mit Kleidern, 
Nahrungsmitteln und Lernmitteln beteilt wurden, so bleibt der Wert dieser Daten gering, 
wenn nicht gleichzeitig angegeben wird, wie viele Kinder solche Unterstützungen be- 
nötigten. So wurde bei einer vom Referenten im Jahre 190u eingeleiteten Privat- 
ermittlung, die sich auf 40.744 Schulkinder in niederösterreichischen Schulen erstreckte, 
festgestellt, daß von den Bedürftigen 55*4% keine Kleider, 49*1% keine Nahrungsmittel 
und 18*2^/(, keine Lernmittel erhielten. 

Immerhin bleibt die Tatsache, daß zum ersten Male in Osterreich durch die 
k. k. statistische Zentralkommission die Schulbehörden veranlaßt wurden, sich mit der 
sozialen Lage der Schüler zu befassen, ein hoch erfreuliches Moment der Volksschul- 
konskription von 1900. AVenn der Referent freimütig ihre Mängel gerügt hat, so will 
er dieses Verdienst ebenso unumwunden anerkennen. Auch darf bei Beurteilung der 
hervorgehobenen Mängel nicht übersehen werden, daß die statistische Zentralkommission 
mit einem minimalen ßeamtenstande und sehr beschränkten materiellen Mitteln arbeitet 
und — bisher wenigstens — jeder Fühlung mit den engeren Interessenten der Volks- 
schule, speziell mit dem Lehrerstande, entbehrt. Eine rein bureaukratische Vorgangs- 
weise erscheint aber auch auf diesem Gebiete nicht mehr zeitgemäß und es war deshalb 
wohl ein Fehler, daß den Beratungen über die Organisation der Erhebung nicht, wie 
es der Zentralverein der Wiener Lehrerschaft in einer besonderen Eingabe erbeten hatte. 
Fachmänner aus dem Lehrerstande beigezogen worden sind. 

Siegmund Kraus. 
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Fux Hugo jun., Dr. Zur Einführung einer Armensteuer in Brunn. Eine steuerrechtliche 
Studie. Brunn 1903. Verlag des Verfassers. 35 S. 

Diese kleine Schrift verdient wegen des sehr aktuellen Themas, das sie behandelt, 
Beachtung. Sie wirft ein deutliches Licht auf die schwierige Situation, in welche die 
größeren Gemeinden Österreichs, namentlich die Großstädte, durch die Folgen der Heimats- 
novelle vom Jahre 1896 zu geraten drohen. Durch die Schaffung eines Rechtes auf Aufnahme 
in den Heimatsverband ist für diese Kommunen eine ungeheuere und für den Gemeinde- 
hanshalt höchst störende Zunahme der Lasten der Armenversorgung herbeigeführt worden 
und es scheint sehr zweifelhaft, ob die im allgemeinen wenig elastischen Budgets dieser 
(Tcmeinwesen in Zukunft bei unverändertem Fortbestand unserer autonomen Finanz- 
einrichtungen die neue Last zu ertragen imstande sein werden, zumal weder vom Staate 
noch von ^den selbst vielfach in Not befindlichen Ländern eine Unterstützung zu ge- 
wärtigen ist. So mußte denn auch die Stadt Brunn bereits für das Jahr 1903 einen 
unbedeckten, durch das Anwachsen der Armenauslagen herbeigeführten Abgang präli- 
minieren und zur Deckung dieses Abganges sollte eine vom Gemeindeausschusse an- 
genommene, auf dem Prinzipe der Personaleinkommensteuer aufgebaute Spezialannen- 
steuer dienen. Dieselbe fand jedoch nicht die Billigung der Regierung, weil dieselbe in 
dieser Steuer eine Umgehung des Artikels XIII des Personalsteuergesetzes erblickte. 
Die Regierung sprach aber bei Ablehnung des Gesetzesprojektes die Geneigtheit aus. eine 
Vorlage über eine städtische Armensteuer, deren Grundlage der AVohnungszins bilden 
würde, der verfassungsmäßigen Erledigung zuführen zu wollen. Zu diesem neuen, vom 
Gemeinderate ausgearbeiteten Projekte einer Mietzinsarmensteuer, welches den Bruttozins 
als Steuerbemessungsgrundlage annimmt und auf denselben eine Armensteuer nach Zinsstuf en, 
und zwar von 2% des Durchschnittszinses bis zu 8% umlegen will, nimmt nun zunächst 
der Verfasser in kritischem Sinne Stellung. Er verwirft die geplante Mietzinsarmensteuer 
nicht nur deshalb, weil sie eine Spezialsteuer darstelle, welche Art von Steuern nur 
für vorübergehende außerordentliche Erfordernisse zu rechtfertigen sei, sondern vor 
allem aus sozialpolitischen Gründen, weil sie geradezu regressiv wirke, den leistungs- 
fähigeren Teil der Bevölkerung fast gar nicht in Anspruch nehme und in der Hauptsache 
nur den Mittelstand belaste. Man wird diese sehr verständigen, mit kritischem Materiale 
belegten Ausführungen des Verfassers vollauf unterschreiben können. Seine positiven Vor- 
schläge bezielen die Einführung einer Vermögensarmensteuer, die als Spezialsteuer zwar 
die bereits erwähnten theoretischen Bedenken gegen sich habe, sonst aber eine passende, 
dem Widerstände der Regierung nicht ausgesetzt« Bemessungsgrundlage bieten dürfte. 
Die Veranlagung dieser Steuer soll unter Mitwirkung der Steuerträger durch eine Gemeinde- 
steuerkommission in ähnlicher "Weise wie bei der Personaleinkommensteuer erfolgen. 
Zu diesem Zwecke hätten alle Steuerträger, welche für die Personaleinkonimen- 
steuer ein Besitzeinkommen fatieren und deren (Jesamteinkommen eine gewisse Summe 
(1600 K) übersteige, zugleich mit dem Personaleinkommensteuerbekenntnis der staatlichen 
Steuerbehörde ein Vermögensbekenntnis vorzulegen, welches Bekenntnis dann an die 
Gemeindesteuerkommission zu leiten wäre. 

Ob diese Vorschläge des Verfassers so bald praktisch werden dürften, kann an- 
gesichts des Umstandes, daß die Regierung die Vermögenssteuer, ihre letzte Reserve, 
nicht leicht aus der Hand zu geben geneigt sein wird, wohl immerhin bezweifelt werden. 
Jedenfalls aber zeigt die vorliegende Studie aufs neue, daß die Frage der Reform der 
autonomen Finanzen immer dringender wird. Es scheint hoch an der Zeit zu sein, daß 
die Zentral Verwaltung endlich alle Vorbereitungen treffe, um, ausgerüstet mit dem nötigen 
wissenschaftlichen Apparate, an die Lösung dieser schwerwiegenden Frage herantreten 
zu können. Die Schaffung eines eigenen Departements im Finanzministerium für das 
Studium der in Osterreich bisher noch nicht genügend erforschten autonomen Finanzen 
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und die Sammlung des für das ganze Problem unerläßlichen statistischen Materiales möchte 
wohl als der erste Schritt hiefür anzusehen sein. Dr. Ferdinand Schmid. 

Die Bautätigkeit der k. k« niederösterreichischeii Statthalterei als Verwalterin 
Ton Stiftungen. Manz, Wien 1904. 33 S. 

In der Einleitung der vorliegenden Schrift wird die Tätigkeit der k. k. nieder- 
Österreichischen Statthalterei auf dem Gebiete der Stiftungsverwaltung seit dem Amts- 
antritte (1889) des Statthalters Grafen Kielmansegg kurz skizziert. Sie umfaßte be- 
sonders die erfolgte Anlegung einer Statistik der sämtlichen in Niederösterreich be- 
stehenden kirchlichen und weltlichen Stiftungen (veröiFentlicht im Aprilhefte lb97 der 
Statistischen Monatsschrift), femer die Anlage und Herausgabe eines von der k. k. 
statistischen Zentraikommission bearbeiteten Stiftungskatasters der weltlichen Stiftungen 
Niederösterreichs und endlich die Ergänzung und Vervollständigung der Stiftbrief Sammlung 
der niederösterreichischen Statthalterei, welcher demnächst die Publikation sämtlicher 
Stiftbriefe folgen soll. 

Eine besondere Aufmerksamkeit wurde den in der unmittelbaren Verwaltung der 
Statthalterei stehenden Stiftungen gewidmet, deren Gesamtvermögen Ende 1902 — 
42,601.000 A" betrug, wovon auf in "Wien liegende Realitäten ein kapitalisierter Zinswert 
von 11,763.900 A" entfällt. Im ganzen stehen 27 Stiftungshäuser in Wien in der unmittel- 
baren Verwaltung der Statthalterei. Unter Heranziehung der zumeist nach Anordnungen 
der Stifter gebildeten Umbaufonds und unter leihweiser Entnahme des erforderlichen 
Baukapitales bei anderen Stiftungen wurde eine Reihe von I"'^mbauten von Stiftungs- 
häusem durchgeführt. Die Bauprojekte wurden von den Architekten des Hochbau- 
departements der Statthalterei verfaßt \md wurde auch von diesem die Bauinspektion 
ausgeübt. Hierdurch wurde den Staatsbaubeamten zugleich eine willkommene Gelegenheit 
geboten, sich in ih^em Berufe praktisch zu betätigen und auszubilden, was gewiß im 
Interesse ihrer sonstigen fachmännischen Verwendung gelegen ist. Hinsichtlich der 
Stiftuugshäuser in AVien erscheint die Bautätigkeit der niederösterreichischen Statthalterei, 
welche vom Standpunkte der baulichen Entwicklung der Stadt Wien wärmstens zu 
begrüßen war, derzeit abgeschlossen, zumal sich die bisher nicht umgebauten Stiftungs- 
häuser zumeist in gutem Zustande befinden. Die Statthalterei wird jedoch nach Maßgabe 
der Konjunkturen und des Erfordernisses ihre Bautätigkeit als Stiftungsbehörde fort- 
setzen, sie kann dies um so eher tun, als ihre bisherigen Erfolge auch nach der finanziellen 
Seite hin recht günstige sind. 

In der Beschreibung der einzelnen Umbauten findet das technische Moment und 
der erzielte finanzielle Effekt eine erschöpfende Würdigung und werden die Ansichten 
der Stiftungshäuser vor und nach dem Umbau in 24 sehr hül)sch ausgeführten Voll- 
bildern vorgeführt. In einigen Fällen bieten aufgenommene ältere Bilder dem Kunst- 
und Kulturhistoriker mannigfache Details, so besonders bei dem Panadyschen und 
AVindbagschen Stiftungshause. Die Publikation der niederösterreichischen Statthalterei, 
welche von der Verlagsbuchhandlung mit Geschmack ausgestattet wurde, ist für den 
Techniker und für den Verwaltungsbeamten gleich interessant und anregend. Möge sie 
die Tätigkeit der übrigen Stiftungsbehörden fördernd beeinflussen! 

Ludwig AVokurek. 

Sammlangr Ton besetzen, Yerordnangen and Yorschriften zum Dienstgebräuche für 
die Feuerwehr der Stadt Wien« Im dienstlichen Auftrage zusammengestellt und 
bearbeitet von Ingenieur Wilibald Chitil, Oberinspektor der städtischen Feuerwehr. 
AVien 1901. Verlag des Wiener Magistrates. 11 Teile. 

Die Wiener städtische Berufsfeuerwehr genießt im In- und Auslande einen vortreff- 
lichen Ruf, der auch bei der Ausstellung für Feuerschutz und Rettungswesen in Berlin 1901 in 
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höchst ehrender Weise zum Ausdruck kam. Neben der reichlichen Fürsorge der Clemeinde- 
verwaltung durch Bewilligung der zur Ausgestaltung und Ausrüstung dieser Körperschaft 
erforderlichen Mittel ist dies in erster Linie den tüchtigen fachmännischen Leistung^en 
der an ihrer Spitze stehenden Offiziere, die meist aus den technischen Truppen des 
k. u. k. Heeres hervorgegangen sind, zu verdanken. Zwei im Druck erschienene Werke 
der leitenden Personen dieser Feuerwehr dienen schon seit einer Reihe voit Jahren als 
Muster für zahlreiche andere Feuerwehrkörperschaften, nämlich das „Exerzierreglem ent 
für die Wiener Berufsfeuerwehr**, von ihrem gegenwärtigen Kommandanten Eduard 
Müller 1894 herausgegeben, und „Die Cieräte der Wiener Berufsfeuerwehr" 
von Wilibald Chitil, 1893. Diesen beiden Werken ist die ebenfalls von dem Oher- 
inspektor Wilibald Chitil bearbeit<3te oben genannte Normaliensammlung gefolgt, welche 
noch jetzt, trotzdem seit ihrem Erscheinen bereits ein längerer Zeitraum verstrichen ist, 
als ein verhältnismäßig seltenes Beispiel amtlichen Sammeleifers an dieser Stelle Er- 
wähnung verdient. 

Auf eine systematische Darstellung des reichen Stoffes, etwa um ein unmittelbar 
für den Unterricht der Feuerwehrmannschaft verwendbares Lehrbuch zu schaffen, hat 
der Verfasser verzichtet. Das vorliegende Werk bildet für den genannten Unterricht 
ein Hilfsmittel, ein Nachschlagebuch, an dessen Hand der Kundige, mit dem Inhalte der 
Vorschriften bereits vertraute Offizier im Stande ist, die Mannschaft zu belehren und 
praktisch anzuleiten, und welches wohl auch den Chargen der Wiener Beruf sfeuer>vehr 
und der freiwilligen Feuerwehren als Wegweiser für ihr Verhalten bei besonderen 
Aufgaben dienen mag. 

Das ganze Werk zerfällt in 11 je ein eigenes Heft bildende Teile, wovon 8 hau- 
und feuerpolizeiliche Vorschriften, der 9. bau- und gewerbepolizeiliche Bestimmimgen, 
der 10. und 11. insbesondere Vorschriften über Theater enthalten. Die Vorschriften sind 
teils vollständig, teils nur im Auszuge, soweit sie auf den Gegenstand des Landes Bezug 
haben-, abgedruckt. 

Im 1. Teile sind die Feuerpolizeiordnungen für Niederösterreich und für 
Wien sowie zahlreiche damit zusammenhängende Verordnungen, Entscheidungen und 
Erlässe dargestellt; im 2. Teile Vorschriften betreffend die Reinhaltung der 
Rauchfänge und Feuerstätten; im 3. Teile Vorschriften für Dampfkessel- 
anlagen. Die folgenden Hefte 4 bis 8 enthalten eine ziemlich parallel laufende 
Darstellung der Vorschriften betreffend Lagerung, Transport und Verkauf vtm Mineral- 
ölen, Feuerwerkspräparaten, Schießpulver und dem Pulvermonopol unter- 
liegenden Sicherheitssprengpräparateu, betreffend Erzeugung, Transport und 
Besitz von AVaffen und Munitionsgegenständen, endlich betreffend Aufl)ewahrung, 
Transport und Verschleiß von Sprengmitteln. 

Der 9. Teil bringt die Bestimmungen der Gewerbeordnung über gewerbliche 
Betriebs anlagen, Bestimmungen der Bauordnung für Wien, dann Vorschriften 
über die Inanspruchnahme von Baumaterialien, Baukonstruktionen, Prüfung von 
Ketten, über Verwendung von Baumaterialien und die Zulässigkeit gewisser Bau- 
konstruktionen, Sicherheitsvorschriften für elektrische Starkstromanlagen, für 
Mörtelaufzüge, Hänge- und Stangengerüste, Sicherheitsvorkehrungen bei Bau- 
f üh rungen und andere sicherheits- und stiaßenpolizeiliche Vorkehrungen. 

Der 10. Teil enthält Vorschriften, betreffend den Bau und Betrieb der Privat- 
theater und Vergnügungsetablissements, der 11. Teil endlich Hausordnungen 
und Instruktionen für die Bediensteten der k. u. k. Hoftheater, Privattheater und Ver- 
gnügungsetablissements. 

Der Umfang der einzelnen selbständig verwendbaren Teile ist sehr verschieden. 
Die Mehrzahl der Bände zeigt keine weitere systematische Gliederung der Vorschriften 
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sondern nnr eine historische Aneinanderreihung ohne Rücksicht auf den Wert und die 
Bedeutung der einzelnen Vorschriften, so daß Gesetze, Verordnungen der k. k. Ministerien 
und der k. k. niederösterreichischen Statthalterei, Kundmachungen des Wiener Magistrates, 
Polizeidirektionserlässe, Entscheidungen des k. k. Verwaltungsgerichtshofes u. a. m. in 
bunter Reihe folgen. Während an mehreren Stellen die Textänderungen durch neuere 
Vorschriften bereits berücksichtigt sind, kommen andere Fälle vor (z. B. 3. Teil, 
Seite 18 und 28, 27, 30 und 54, 8. Teil, Seite 92 und 95), wo die bereits aufgehobene 
Vorschrift abgedruckt ist und räumlich ganz getrennt davon die neuere abändernde 
Vorschrift angeführt wird. 

Der Umfang des AVerkes hätte vielleicht zum Vorteile der Brauchbarkeit und 
Handlichkeit stellenweise eingeschränkt werden können. So hätte z. B. statt der wört- 
lichen Anführung eines Statthaltfreierlasses, durch den ein vom Magistrate erlassenes 
Verbot aufgehoben wird (3. Teil, Seite 65), eine kurze Inhaltsangabe genügt. Im 8. Teile 
(S. 96) ist ein Magistratserlaß, wodurch ein Statthaltereierlaß dem Stadtbauamte be- 
ziehungsweise der Feuerwehr zur Kenntnis gebracht wird, wörtlich angeführt. 

Auf Kosten derartiger Formalitäten wäre es wohl möglich gewesen, ohne dem 
Inhalte Eintrag zu tun, das Format des Werkes, welches an Lehrbücher erinnert, etwas 
handlicher zu gestalten und gleichzeitig durch größere Verschiedenheiten der Druck- 
lettem die Übersicht zu erleichtem. Die Gleichartigkeit der Lettern bei Überschriften 
führt sogar zu logischen Widersprüchen (z. B. 1. Teil, Seite 102, 108 und 115). 

Abgesehen von diesen äußerlichen Mängeln ist die Sammlung zweifellos das Er- 
gebnis einer mühevollen und emsigen Sammelarbeit, die es verdienen würde, von einem 
größeren Kreise von Personen als dem engsten Fachkreise der Feuerwehren und Bau- 
behörden benutzt zu werden. In diesem Sinne ist es zu bedauern, daß das Werk infolge 
des Überwiegens der Vorschriften rein lokaler Bedeutung nur für die Stadt Wien oder 
höchstens für Niederösterreich verwendbar erscheint. Es wäre zu wünschen, daß das 
Werk anderen Wiener ßevölkerungskreisen außerhalb der Feuerwehr bekannt werde, 
als ein neuerlicher Beweis für die Gründlichkeit und den Eifer, womit die Wiener 
Berufsfeuerwehr ihren gemeinnützigen Aufgaben gerecht zu werden trachtet. 

r% ^1 1 Dr. Wilhelm Hecke. 
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